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1 Pr “ : 
h % 2 
N. \ as Die Goldmarkbilanz. 
Von E. Schmalenbach. 


Die deutsche Wirtschaftsgeschichte der Nachkriegszeit wird mit der Währungs- 
reform eine Periode abschließen und eine Periode beginnen; vermutlich wird auch 
die politische Geschichte an der gleichen Stelle eine Cäsur machen, denn der Wäh- 
rungsverfall war ein politisches Ereignis von solcher Tragweite, daß man ihn sogar 
als den wirksamsten Sprengkörper der deutschen Einheit betrachlen kann. Die 
deutsche Wirtschaftsgeschichte der Nachkriegszeit wird auch die Geister zu nennen 
haben, die der Zeit des nicht rechtzeitig aufgehaltenen Währungsverfall angehören, 
und diejenigen, die das Ruder herumwarfen, Zu den Männern der Periode des Wäh- 
rungsverfalls, gekennzeichnet durch mangelhafte Voraussicht, Untätigkeit, teilweise 
durch zu große Abhängigkeit von der Meinung der Interessenten, sind Wirth, 
Hermes, Cuno und Havenstein zu zählen; Männer von ganz verschiedener 
Struktur, aber mit Bezug auf ihre Währungspolitik zum gleichen ungewollten Ziele 
kraftlos hingedrängt. 
| Die Leute der neuen Richtung, Stresemann, Marx, Luther, Schacht, 
haben sich losgelöst von der bis dahin propagierten Lehre, daß man die Währung 
nicht reformieren könne, wenn nicht vorher die ganze Wirtschaft, der Außenhandel, 
die Reparationslast gesundet und geregelt seien. Sie haben erkannt, daß das die 
Vorstellung der Großindustriellen und Bankiers ist, die aus ihrer Denkweise erklär- 
lich aber nicht richtig ist, und daß diese Vorstellung in der Währungsgeschichte 
keine Stütze findet, 

Der Gegensatz, der die neuen von den alten Ministern in der Auffassung von 
der Währungsreform trennt, wiederholt sich in ihrer Haltung gegenüber der Bilanz- 
reform, 

‚Darüber, daß die Bilanzen und die bilanzmäßigen Erfolgsrechnungen bei 
schwankendem Geldwert zum Unsinn führen, hätte man sich längst klar sein 
können, Auch gehörte nicht sonderlich viel Voraussicht dazu, um zu erkennen, daß 
der durch den Währungsverfall verursachte Bilanzunfug sich in starken wirtschaft- 
lichen Störungen auswirken mußte. Die ‚Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbil- 
dung‘ in Frankfurt hat seit ihrer Scheingewinntagung im Herbst 1921 mit besonderem 
Nachdruck auf das Übel hingewiesen; Betriebswirtschaftler, Handelskammern und 
namhafte Kaufleute haben sich für eine Reform eingesetzt. Ich selbst habe im 
Reichswirtschaftsrat durch einen Gesetzentwurf zu fördern versucht, An öffent- 
lichen Hinweisen hat es wahrlich nicht gefehlt. Aber die Regierungen waren taub, 
Namentlich im Reichsfinanzministerium fanden die bilanzreformatorischen An- 
regungen hartnäckigen Widerstand. 

Gewiß können sich die Regierenden von ehedem darauf berufen, dab dieser 
und jener ihre Ansicht von der Unnötigkeit einer Bilanzreform teilte. Ein 
Juristenflügel des „Reichsverbandes der deutschen Industrie“ war bekanntlich ein 
Gegner der Goldmarkbilanz; aber die Überheblichkeit des Tones und die Faden- 
scheinigkeit der -Gründe hätte die Regierung überzeugen sollen, daß die Sach- 
kenntnis an dieser Stelle recht partiell war. Auch die „Frankfurter Zeitung“ hat 
sich als Gegner der Goldmarkbilanz eingefunden. Aber auch hier hätte man merken 
können, daß diese Zeitung in der Gesamtheit der währungspolitischen Fragen nicht 
den sicheren Blick bewies, der sie bei früheren Wirtschaftsnöten häufig aus- 
gezeichnet hat, 
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Eine Regierung, die sich bei mangelhafter Voraussicht später darauf beruft, daß 
dieser und jener ihrer Ansicht gewesen, wird dazu immer Gelegenheit haben. Eben 
deshalb ist diese Berufung keine Entschuldigung. 

Die betrübenden Folgen des Bilanzunfugs liegen heute vor uns wie ein Haufen 
Scherben, Die fruchtbaren Wirkungen der Aktiengesetzgebung von 1884 sind dahin; 
die Bilanzen, deren Pflege die 1884er Novelle so große Sorgfalt zuwendete, sind 
nach übereinstimmendem Urteil völlig vernichtet. Die Pflicht, diese Bilanzen zu 
veröffentlichen, war Geldvergeudung. Unternehmungen, die sich nicht freiwillig 
der Goldmarkbilanzierung bedienten, steuern ohne Kompaß. Sie wissen nicht 
mehr, ob ihr Geschäft bergauf oder bergab geht; unzählige Unternehmungen sind, 
ohne es zu merken, krank geworden; sie tragen zum Wohlstand der Gesamtheit 
nicht bei, sondern zehren an ihm, Die ganze deutsche Volkswirtschaft hat infolge 
falscher Erfolgsmessung an ihrer Leistungsfähigkeit wesentlich verloren, Der 
Kapitalmarkt führt nicht mehr das Kapital der wirtschaftlich besten Stelle zu; er 
arbeitet völlig direktionslos; es kommt vor, daß man ganz schlechte Unternehmun- 
gen mit Kapital speist und gute Werke am Kapital darben läßt. Die Kursbildung 
an der Börse ist ein Willkürspiel; man redet darüber, daß dieser Kurs zu hoch und 
jener zu niedrig sei, aber man weiß in Wirklichkeit nichts. Die Börse ist in 
ihrer volkswirtschaftlichen Wirkung zur Bedeutung eines Skatklubs degradiert. 
Das Tantiemewesen, ein wichtiger Bestandteil der betriebspolitischen Maßnahmen 
zur Erhaltung der wirtschaftlichen Gesundheit, ist geradezu verkommen, denn eine 
falsche Bilanz gibt eine falsche Tantieme. Das Allerschlimmste ist, daß die deutsche 
Wirtschaft gerade in diesem Augenblick, in dem sie des Kapitals dringender bedarf 
als jemals, nicht beleihungsfähig ist, denn zum Kredit gehört der Nachweis der 
Kreditwürdigkeit. Wohin man sieht, nichts als Scherben; nichts als die ärgsten 
Folgen eines sträflichen Mangels an wirtschaftlicher Voraussicht. 

Hier schnell und kräftig durch eine Bilanzverordnung einzugreifen, war eine 
gute Tat. Sie kann das Zerstörte zwar nicht retten, und es wird noch eine lange 
Weile dauern, ehe sich eine Wirkung zeigt. Aber gute Werke soll man loben, 
auch wenn sie spät kommen. Das Vertrauen, das das neue Ministerium durch seine 
währungsreformatorischen Maßnahmen erweckt, wird durch die Reform des Bilanz- 
rechts gestärkt. Man freut sich des neuen Geistes, der Erkenntnis wirtschaftlicher 
Notwendigkeiten und der zugreifenden Art. Dem neuen Reichsministerium ist es 
offenbar bewußt geworden, in welchem Grade die moderne Wirtschaft auf exaktes 
Wertungsvermögen angewiesen ist, um ihre Aufgabe erfolgreich zu leisten; daß 
exaktes Werten notwendig ist, um zwischen privatwirtschaftlicher und volkswirt- 
schaftlicher Wohlfahrt die größte Kongruenz herzustellen; und daß die Krankheit 
der Wertungsorgane im Mangel fester Wertmaßstäbe bestand. 

Die Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923 ist sicherlich eine 
eilig zustande gekommene gesetzgeberische Leistung. Es mutet auf den ersten Blick 
als Überhastung an, daß man am 28. Dezember mit einer Verordnung herauskommt, 
zunächst noch ohne die Ausführungsbestimmungen, die für Bilanzen des 31. De- 
zember Geltung haben soll. Es ist zwar richtig, daß eine Bilanz für den 31. De- 
zember nicht schon am 1. Januar fertig ist, und daß für den größten Teil der 
Bewertungsarbeit noch Zeit ist bis zum Februar und März. Aber die Inventur der 
Materialien und Fabrikate, im Handelsbetriebe der Warenbestände, muß auf den 
Stichtag gemacht und in großen Betrieben schon viele Tage vor dem Stichtage vor- 
bereitet werden; und für diese Vorbereitungen ist es in vielen Betrieben von großer 
Bedeutung, rechtzeitig zu wissen, welche Werte anzusetzen sind. Eine Inventur 
mit Anschaffungswerten ist anders anzulegen als eine solche mit Zeitwerten. Und 
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man kann denjenigen nicht zustimmen, die so tun, als wäre für das Heraushringen 
der Bewertungsvorschriften Zeit im Überfluß. 

Aber diese Plötzlichkeit ist ja nicht die Schuld der Gegenwart, sondern sie ist 
der Trägheit der Vergangenheit zu verdanken. Hat man die Wahl zwischen Zeit- 
verlust und Überhastung, so muß man eine gewisse Überhastung in Kauf nehmen, 

Das, was ich an der Verordnung auszusetzen habe, und was sich auch bei 
der gebotenen Eile hätte vermeiden lassen, ist die zu stark hervortretende Juristen- 
arbeit. Die wirtschaftlichen Notwendigkeiten sind nicht deutlich genug gesehen, 
und dieser Mangel ließ sich auch nicht durch ausgiebige Befragung von Sach- 
verständigen heilen; denn der befragte Sachverständige verhält sich rezeptiv- 
kritisch und baut nicht auf; außerdem ist auch die Befragung der Sachverstän- 
digen in solcher Eile hergegangen, daß z. B. im Reichswirtschaftsrat die Beratungen 
mit der Vorlage des Entwurfs begannen. $1 wurde besprochen, ehe man $2 ge- 
lesen hatte. Der grundsätzlichen Mängel eines derartig beratenen Entwurfs wird 
man sich erst bewußt, wenn die Beratung beendet ist. 

Hätte nicht ein Jurist, sondern ein Wirtschaftler den Entwurf aufgebaut, so 
würde er das Augenmerk auf die zerstörte Betriebsrechnung und den arg gestörten 
Kapitalmarkt gerichtet haben; er hätte dann im Interesse beider die Richtigkeit 
der Erfolgsrechnung wesentlich stärker betont und hätte im Interesse der Ge- 
sundung des Kapitalmarktes eine schnellere Wirksamkeit erstrebt. 


1. Allgemeiner Inhalt. 

1. Will man in Zeiten der Geldwertänderung zu richtigen Erfolgsausweisen 
kommen, so bedarf man dazu einer korrigierten Eröffnungsbilanz und einer korri- 
gierten Schlußbilanz. Der Gesetzentwurf begnügt sich damit, die Eröff- 
nungsbilanz zu regeln. Er läßt also die bilanzmäßige Erfolgsrechnung für 
1923 resp. 1923/24 auf sich beruhen. Die Folge davon ist, daß erst im Verlaufe 
des Jahres 1925 die auf Grund der Verordnung herauskommenden Bilanzen eine 
richtige bilanzmäßige Erfolgsrechnung aufweisen werden. Es wäre möglich ge- 
wesen, wenigstens denjenigen Aktiengesellschaften, deren Aktien börsenmäßig ge- 
handelt werden, die nachträgliche Korrektur der vorhergehenden Bilanz aufzugeben. 
Das wäre keine erhebliche Auflage gewesen; dieses um so weniger, als sehr viele 
dieser Gesellschaften für eigene Zwecke Goldbilanzen bereits aufgestellt haben. 

2. Anerkennenswert ist der Grundsatz der Verordnung, nur die Bilanz und 
nicht den übrigen Teil der Buchführung gesetzgeberisch zu regeln. Die 
Buchführung befindet sich bei allen großen Betrieben in der Umstellung, wobei sich 
vielerlei Schwierigkeiten ergeben haben. Bleibt die Währung fest, so wird die Um- 
stellung sich von selbst vollziehen. Die Erfordernisse der Bilanz werden außerdem 
Rückwirkungen auf die Buchführung haben. All diese Umstände ließen es geraten 
erscheinen, die Buchführungsvorschriften unberührt zu lassen. Die Führung der 
Bücher in einer wertstabilen Einheit, z. B. in einer Fremdwährung, ist nach gelten- 
dem Recht schon jetzt gestattet. 

3. In Hinsicht auf das Wertmaß hat sich der Entwurf der Devisengrundlage 
angeschlossen; nach $ 1 Abs. 2 gilt als Goldmark der Gegenwert von 10/,, des 
nordamerikanischen Dollar. Man kann Zweifel haben, ob dieser Wert 
gut gewählt ist. Bleibt die Papiermark und die Rentenmark stabil, so ist der Dollar 
brauchbar; aber dann wäre auch die Papier- oder Rentenmark brauchbar gewesen. 
Sollten aber wieder starke Schwankungen eintreten, so ist die Golddevise ein zu 
kurzschwankiger Maßstab und der Großhandelsindex wäre besser. Hoffentlich 
kommen wir nicht in die Lage, den Unterschied praktisch zu sehen; sonst würde 
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man erkennen, daß eine Bilanz bei Anwendung des Devisenkurses ganz verschieden 
ausfallen kann, je nachdem man sie auf den 30. oder 31. Dezember macht. Der 
Devisenkurs ist kein zuverlässiger Geldwertmaßstab; er stimmt nur in der großen 
nicht aber in der kleinen Bewegung; der Geldwert schwankt, den Schwankungs- 
ursachen entsprechend, viel weniger heftig als der Devisenkurs. Daß der Groß- 
handelsindex außerdem ein wesentlich stabileres Wertmaß abgibt als das Gold, will 
ich mit Rücksicht auf die Periodenlänge dieser Bewegung nicht hoch anschlagen. 
Das gegenüber dem Großhandelsindex gebrauchte Argument, er enthalte „Einflüsse 
von der Warenseite her“, ist lediglich als irrtümliche Vorstellung zu werten. 
Richtig ist auf der andern Seite, daß die Anlehnung an den Dollar die große 


Annehmlichkeit der Anpassung des Bilanzwertes an den internationalen Geld- 


markt hat. 
Man kann abschließend so sagen: Bleibt das inländische Geld so stabil, so daß 


sich große Tagesschwankungen nicht zeigen, so war die Wahl der Goldmark = 10/,, 


Dollar eine glückliche Wahl; treten große Devisenkursschwankungen ein, so war 
die Wahl unglücklich. Da ich selbst an stabile Verhältnisse glaube, ist die Wahl 
des Dollars von mir als richtig empfunden worden. 

Dagegen ist im Entwurf noch nicht gesagt, wie der „Gegenwert von 10/,, des 
nordamerikanischen Dollars“ bestimmt werden soll. Die Ausführungsbestimmungen 
werden vermutlich als Maßstab den amtlichen Dollarkurs der Berliner Börse vor- 


sehen. Ich habe im Reichswirtschaftsrat beantragt, zu sagen: „Im Falle voller 


Zuteilung wird der amtliche Dollarkurs der Berliner Börse, im Falle nicht voller 
Zuteilung der Neuyorker Markkurs zugrunde gelegt.‘“ Ich hätte auch sagen können: 
„Im Falle nicht voller Zuteilung ist ein Kurs kein Kurs.“ Ich habe Grund zu 
fürchten, daß man in den Ausführungsbestimmungen das Abrücken von. diesen 
sogenannten „Kursen“, die einen unsoliden Zug an sich tragen, vergeblich 
suchen wird. 


2. Die Goldmarkeröffnungsbilanz der Einzelkaufleute 
und Personalgesellschaften. 


Für die Bilanzen der Einzelkaufleute und Personalgesellschaften bestimmt 82 


der Verordnung nur, daß sie für die Zeit ab 1. Januar 1924 eine Eröffnungsbilanz 
in Goldmark aufzustellen haben, wobei im übrigen die handelsgesetzlichen Vor- 
schriften gelten. Das ist alles. Wenn die Ausführungsbestimmungen nicht noch 
ein Weiteres bringen, ist das recht wenig. 

Immerhin bringt $3 zum Ausdruck, daß ‚die allgemein nach dem Gesetz oder 
der Satzung geltenden Vorschriften“ Anwendung finden sollen. Das ist wichtig 
mit Rücksicht auf die Geltung des $ 38 HGB. Dieser Paragraph schreibt für 
Handelsbücher die Anwendung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vor; 
und da die Überschrift des Abschnitts „Handelsbücher‘“ nicht nur die eigentlichen 
Geschäftsbücher, sondern auch die Bilanzen umfaßt, da $ 38 ferner für die folgen- 
den Bilanzvorschriften und Buchführungsvorschriften die einleitende, allgemeine 
Bestimmung ist und da schließlich $38 noch im besonderen von der „Ersicht- 
lichmachung. der Lage des Vermögens“, also von einer speziellen. Bilanzaufgabe 
spricht, geht die überwiegende Meinung dahin, daß für die Bilanz die „Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung“ Geltung haben. Das ist von großer Bedeutung für 
die Bewertung. Denn die Bewertungsvorschriften der 88 39 und 40 sind nicht ein- 
deutig; sie lassen für Werte verschiedener Art Spielraum. Es ist keineswegs so, daß 
$ 40 HGB., wenn er von dem Werte spricht, der den Gegenständen ‚in dem Zeit- 
punkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung stattfindet“, damit den Zeitwert 
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bestimme. $40 bestimmt nur, daß die Wertbeilegung zeitlich unter die Gesichts- 
punkte des Bilanzstichtags zu stellen ist. Das zu betonen ist wesentlich, weil die 
verbreitete Juristenmeinung eine andere ist. Die Juristen legen das Bilanzrecht zu 
sehr vom Aktienrecht aus gesehen aus und schließen von dem erst durch die 
Novelle von 1884 aufgetauchten $ 261 rückwärts. Wir müssen jedoch das Bilanz- 
recht aus dem gesamten historischen Werdegang erklären. Und es steht nach 
der Jahrhunderte alten Buchführungs- und Bilanzliteratur fest, daß statt des Zeit- 
wertes in zahlreichen Fällen der Anschaffungswert der übliche Bilanzwert war. 
Diese Übung sollte durch die Nürnberger Protokolle, die die Grundlage des deut- 
schen Bilanzrechts bilden, nicht geändert werden. Wenn die Novelle von 1884 
diese Übung mit gewissen Veränderungen den Aktiengesellschaften zur Pflicht 
machte, so lag es an der Neigung der Aktiengesellschaften, die alte Übung zu durch- 
brechen; es bestand keineswegs die Absicht, das allgemeine Bilanzrecht zu ändern. 
Die Juristen haben dem allgemeinen Bilanzrecht post festum einen andern als den 
ursprünglichen Sinn unterschoben. 

In den Gesellschaftsverträgen von offenen Handelsgesellschaften und Kom- 
manditgesellschaften finden sich nicht selten Bilanzvorschriften, die sich auf die 
Bilanzvorschriften von Aktiengesellschaften gründen, sei es, daß sie ausdrücklich 
den $ 261 HGB. benennen, sei es, daß sie diese Bestimmungen ganz oder teilweise 
wörtlich übernehmen. In diesem Falle gilt nach $4 Abs. 2 auch für sie das durch 
die Verordnung für Aktiengesellschaften vorgeschriebene. 

$ 20 der Verordnung sieht außerdem vor, daß die Reichsregierung die für die 
Kapitalgesellschaften geltenden Bestimmungen auch auf andere Arten von Unter- 
nehmungen durch einfache Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften ausdehnen kann. 


3. Die Goldmarkeröffnungsbilanz der Kapitalgesellschaften. 

$2 Abs. 2 der Verordnung hebt für die Eröffnungsgoldbilanz die Bestimmung 
des $ 260 Abs. 2 auf, daß die Bilanz in den ersten drei Monaten des Geschäfts- 
jahres der Generalversammlung vorzulegen ist. Die Verordnung will den Gesell- 
schaften längere Zeit geben und setzt die Frist mit sechs Monaten an. Man kann 
der Fristverlängerung zustimmen nicht deswegen, weil die Goldbilanz große 
Schwierigkeiten macht, denn sie sind, wie die bisherigen Erfahrungen mit den Gold- 
bilanzen gezeigt haben, unerheblich; sondern hauptsächlich deswegen, weil viele 
Gesellschaften der Generalversammlung zugleich Sanierungspläne vorlegen werden, 
die das Nominalkapital wieder zum Goldkapital machen sollen. Die Fristverlänge- 
rung war ferner deshalb wünschenswert, weil die Buchführung der Schuldverhält- 
nisse infolge der Währungsschwierigkeiten, namentlich infolge der komplizierten 
Zahlungsbedingungen und der damit zusammenhängenden Korrespondenz in eine 
nahezu heillose Unordnung geraten ist. Namentlich die Banken werden viele Monate 
brauchen, um ihre Konten einschließlich der Depotkonten in Ordnung zu bringen 
und abzustimmen. Diese Umstände haben mit der Goldmarkbilanz nichts zu tun, 
und auch ohne diese Bilanz hätte eine Verordnung betr. Änderung des $ 260 Abs. 2 
herauskommen müssen. 

Mit Bezug auf den Inhalt der Eröffnungsbilanz der Nominalkapitalgesellschaften 
enthalten die 88 4ff. zwei Gruppen wichtiger Bestimmungen. Die eine Gruppe be- 
faßt sich mit der Bewertung der Mas nG BEN SBSREDEENUS, die andere mit der Be- 
handlung der Kapitalkonten. 

Die erste Gruppe dieser Bestimmungen ist in $4 zusammengefaßt. Sie be- 
sagen, daß die besonderen Vorschriften der $$ 261 HGB. und $ 42 G.m.b.H. ge- 
lockert werden. 
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Hierbei ist zunächst an frühere Ausführungen zu erinnern. Die Verordnung 
geht von der verbreiteten Juristenmeinung aus, daß $40 HGB. den Zeitwert vor- 
schreibe, und daß, wenn man 8261 außer Kurs setze und dafür $40 gelten lasse, 
der Zeitwert gesetzlicher Wert sei. Es wurde bereits ausgeführt, daß das un- 
richtig ist und den tatsächlichen Werdegang verkennt. Nun aber besteht bei dem 
Gesetzgeber der Verordnung diese Meinung nun einmal; $4 der Verordnung ist auf 
dieser falschen Vorstellung aufgebaut. In derartigen Fällen ist, wie ich von kom- 
petenter juristischer Seite höre, auslegend so zu verfahren, wie wenn die falsche 
Voraussetzung richtig wäre. Dadurch wird natürlich nicht beeinflußt, was nach 
$ 38ff HGB. rechtens ist, sondern nur, was für die Verordnung rechtens ist. 

1. Für Wertpapiere und Waren, die einen Börsen- oder Markt- 
preis haben, war nach $ 261 Ziff. 1 der Anschaffungs- (oder Herstellungs-) Preis 
und der Zeitwert (Börsen- oder Marktpreis am Bilanzstichtage) zu vergleichen und 
von beiden der niedrigere einzusetzen. Nach der Verordnung ist es möglich, den 
Zeitwert zu wählen, auch wenn der Anschaffungspreis niedriger ist. 

2. Für Vermögensgegenstände, die keinen Börsen- oder Markt- 
preis haben, ist nach $ 260 Ziff. 2 höchstens der Anschaffungspreis anzusetzen. 
Die Verordnung gestattet auch hier die Ansetzung des etwa höheren Zeitwertes. 
Beispielsweise muß man für Halbfabrikate, die in der Regel einen Marktpreis nicht 
haben, nicht die tatsächlichen Selbstkosten einsetzen, sondern man kann diejenigen 
Selbstkosten, die sie am Bilanzstichtage haben würden, einsetzen, auch wenn sie 
höher sind als jene. 

3. Anlagegegenstände, d.h. für Gegenstände, die nicht zur 
Weiterveräußerung bestimmt sind, wie Gebäude, Maschinen, Uten- 
silien usw. sind nach $ 261 Ziff. 2 ebenfalls höchstens zum Anschaffungspreise an- 
zusetzen. Für diese ist nach der Verordnung ebenfalls der Zeitwert zulässig, wobei 
die sehr wiehtige Zusatzbestimmung über den gesonderten Ausweis noch zu be- 
sprechen sein wird. 

Für Anlagegegenstände bestimmte $ 261 Ziff.3 HGB. und gleichlautend $ 42 
Ziff. 1 G. m. b. H.-Gesetz ferner, daß, wenn diese Gegenstände zum Anschaffungswert 
angesetzt sind und der Abnutzung entsprechend abgeschrieben werden, ein etwa 
niedrigerer Zeitwert für sie unverbindlich sei. Während die übrigen Bestimmungen 
des $261 das Prinzip der strengeren Bewertung aufstellen, enthält $261 Ziff.3 eine 
Erleichterung; Ziffer 3 stellt sich als Ausnahme von Ziffer 2 dar. Es ist zweck- 
mäßig, diesen Zusammenhang hervorzuheben, da er häufig übersehen wird. 

Die Verordnung hebt die sämtlichen auf Anlagegegenstände sich beziehenden 
Vorschriften des HGB. und des G. m. b. H.-Gesetzes für die Eröffnungsgoldbilanz auf. 
Und zwar sowohl die einengende Bestimmung des $ 261 Ziff.2 als auch die 
Spielraum lassende des $ 261 Ziff. 3. Anlagegegenstände dürfen in der Eröffnungs- 
Goldbilanz ausnahmslos zum Zeitwerte angesetzt werden, aber niemals höher; 
auch nicht, wenn die Voraussetzungen des 8 261 Ziff. 3 zutreffen. 

Wie man sieht, ist die Verordnung in einigen Stücken milder, in anderen 
Stücken, in Hinsicht auf die trotz auskömmlicher Abschreibungen im Werte zu 
hoch gebliebener Anlagewerte, strenger als das bisherige Recht. 

Die etwa naheliegende Einwendung, daß ein Anlagegegenstand bei auskömm- 
lichen Abschreibungen nicht zu hoch zu Buch stehen könne, ist unrichtig; für 
die Gegenwart ganz besonders unrichtig. Eine Abschreibung ist auskömmlich, 
wenn sie die Kosten einer Anlage auf ihre Lebensdauer sinngemäß verteilt; das 
schließt nicht aus, daß die Anlage bei lange währenden Depressionen vorübergehend 
zu hoch zu Buch steht und nicht unwesentlich über den Zeitwert von Anlagen 
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gleicher Art zu stehen kommt. Zwar ist es in solchen Fällen üblich, falls man des 
Minderwerts gewahr wird, mit Extraabschreibungen nachzuhelfen. Aber es ist frag- 
lich, ob das zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung gehört; das Gesetz 
spricht in $ 261 Ziff. 3 nur von Abschreibungen infolge „Abnutzung“. Die Verord- 
aung hebt nun aber, wie dargelegt, diese den Kapitalgesellschaften gewährte Frei- 
heit auf und bindet sie bei Anlagegegenständen an den Zeitwert als Höchstgrenze. 

Gesetzt, wir hätten Maschinen zu bewerten, die früher einmal zu billigen Gold- 
markpreisen gekauft und inzwischen durch Abschreibungen in gewöhnlicher und 
gerade auskömmlicher Weise heruntergeschrieben seien. Der Buchwert mache 
6 100000.— aus. Wir lassen uns von einer Maschinenhandelsfirma, die sich auf 
den Handelswert gebrauchter Maschinen versteht, eine Taxe machen, die mit Rück- 
sicht auf die inzwischen gestiegenen Anschaffungspreise Mb 180000.— ausmacht; 
wir können nun statt 6 100000.— % 180000.— in die Bilanz setzen. Voraus- 
setzung ist natürlich, daß die Taxe als ernsthaft anzusprechen und nicht eine Ge- 
fälligkeitstaxe ist. Wir können sie zu „6 180000.— ansetzen, müssen es aber 
nicht, denn Unterbewertung gilt nach wie vor als erlaubt. Gesetzt aber, die Ma- 
schinen seien in einer teueren Zeit, etwa während des Krieges, gekauft und wären 
trotz auskömmlicher Abnutzungsabschreibung nur auf A 200000.— herunter- 
geschrieben worden, so würde uns $ 261 Ziff. 3 erlauben, sie mit „J6 200000.— an- 
zusetzen, selbst wenn die Taxe auf „% 180000.— lautete. Die neue Verordnung 
gestattet das nicht, denn sie setzt die Spielraum lassende Bestimmung des $ 261 
Ziff.3 außer Wirkung; nach der neuen Verordnung sind „46 180 000.— der Höchstsatz. 

Ich bin im Zweifel, ob die Absicht des Gesetzgebers mit Bezug auf den $ 261 
Ziff. 3 wirklich so streng war, wie der Wortlaut der Verordnung sie ausfallen ließ. 
Aber wenn man die Bilanzfrage unter den Gesichtspunkt der staatswirtschaftlichen 
Notwendigkeiten stellt, so ist kein Zweifel, daß die Strenge angebracht war. 

Die Verordnung wird bei richtiger Durchführung gerade mit Rücksicht auf 
$ 261 Ziff.3 HGB. und 842 Ziff. 1 G.m.b.H.-Gesetz eine sehr weittragende Wir- 
kung haben, wobei ich freilich fürchte, daß die Praxis es an der richtigen Durch- 
fübrung fehlen lassen wird. Eine kurze Betrachtung der wirtschaftlichen Sachlage 
wird uns die Bedeutung der Bestimmung vor Augen führen. 

Die Industrie der ganzen Welt und namentlich des europäischen Kontinents ist 
stark übersetzt; die industrielle Kapazität ist zu groß. Das gleiche gilt für Verkehrs- 
unternehmungen, Bankbetriebe, Versicherungsunternehmungen, Groß- und Detail- 
handelshäuser. Wenn alle diese Unternehmungen auf die halbe Leistungsfähigkeit 
eingerichtet wären, oder wenn die Hälfte vom Erdboden verschwände, wir aber 
gleichwohl über das darin angelegte Kapital verfügen könnten, wäre uns wohler. 
Die Folge ist, daß die Bilanzwerte selbst bei gesunden Unternehmungen im all- 
gemeinen viel zu hoch sind, wenn wir die Zeitwerte richtig taxieren. Wenn man 
freilich so taxiert, wie es gewöhnlich geschieht, daß man die Grundstücke als 
Grundstücke, die Gebäude als Gebäude, die Maschinen als Maschinen taxiert und 
dabei von der praktischen Verwendbarkeit der Gesamtanlage absieht, so kommt man 
zu ganz falschen Taxen. Richtig taxieren heißt hier, daß man den vorläufig nicht 
rentabel verwendbaren Teil einer Anlage, die vielleicht erst nach zehn oder zwanzig 
Jahren wieder voll in Aktion tritt und bis dahin vielleicht veraltet und verrostet ist, 
als Nonvaleur behandelt. 

Man muß dabei nicht glauben, daß das zu große Leistungsvermögen in- 
dustrieller und kaufmännischer Anlagen eine schnell vorübergehende Erscheinung 
sei. Die Verarmung Europas führt zum Minderverbrauch, und dieser Minder- 
verbrauch muß sich vornehmlich in Industrieprodukten auswirken. Diese Be- 
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schränkung des industriellen Minderverbrauchs kann nicht nach wenigen Jahren 
überwunden sein. | 

Dazu kommt noch eine andere sehr wesentliche, bisher viel zu wenig be- 
achtete Wirkung. Der Zinsfuß ist hoch, namentlich in Deutschland. Industrielle 
Kredite kosten heute für drei Monate mehr als früher für ein ganzes Jahr; und 
zwar nicht etwa gemessen an dem Zinsfuß für wertschwindende Währungen, son- 
dern gemessen am Zinsfuß für wertstabile Darlehen sicherster Art. Diese Erschei- 
nung wird voraussichtlich durch eine lange industrielle Depression geschwächt, aber 
wir rechnen besser damit, noch auf Jahre hinaus mit sehr hohen Zinsfüßen 
kämpfen zu müssen. Die mangelhafte Beleihungsbereitschaft der deutschen Wirt- 
schaft läßt auch keinen schnellen internationalen Ausgleich erhoffen. Hoher Zins- 
fuß treibt ebenso wie den Wert der Aktien den Wert industrieller Anlagen herunter. 
Denn in Zeiten industrieller Depression richtet sich der Wert vorhandener wirt- 
schaftlicher Anlagen nicht mehr nach den Erzeugungskosten für solche Anlagen, 
sondern nach der kapitalisierten Rente, und der Kapitalisierungsfuß richtet sich 
nach dem Zinsfuß. 

Man nehme als Beispiel eine Bank mit zehn Depositenkassen. Die zehn Depo- 
sitenkassen sind voraussichtlich als Depositenkassen wertlos, denn der mit dem 
Währungsverfall zusammenhängende Aktientaumel hört ebenso auf wie das auf- 
geblähte Devisen- und Sortengeschäft. Die sogenannten feinen Kanäle zur Auf- 
saugung des Kapitals rentieren sich nicht, wenn sich nicht im gleichen Umfange wie 
in der guten alten Zeit Neukapital bildet. Wir müssen also die Depositenkassen- 
gebäude auf den Wert gewöhnlicher Wohnhäuser abschreiben und dürfen auch nicht 
vergessen, einen Posten abzusetzen, den die Wiederherrichtung zu Wohnhaus- 
zwecken erfordert. Das Hauptgebäude ist ebenfalls zu groß und kann nur mit einem 
Werte eingesetzt werden, den ein Haus wesentlich geringerer Dimension recht- 
fertigen würde. Nun trifft das aber eine ältere Bank bilanzmäßig nicht sonderlich, 
denn sie hat in den vergangenen Jahren so viele Posten über Unkosten gehen 
lassen, daß sie keine Sonderabschreibung braucht. Aber es gibt neue Unternehmun- 
gen, die an dieser Vorschrift des $4 keine Freude haben werden und Neigung ver- 
spüren werden, sie falsch zu verstehen. 

Ein Mangel der Verordnung, den ich durch die bisherigen Ausführungen be- 
reits begründet habe, liegt darin, daß die Bilanzierenden nicht genug auf den heute 
so wichtigen Unterschied zwischen ‚Wert der einzelnen Teile“ und ‚Wert der Ge- 
samtanlage“ hingewiesen werden. Ich würde eine Bestimmung begrüßt haben des 
Inhalts: „Übersteigt die Summe der nicht zur Weiterveräußerung bestimmten An- 
lagewerte den (Gresamtwert der Anlage, so sind die Einzelwerte entsprechend 
herabzusetzen. Bei der Schätzung des Gesamtwertes sind der voraussichtliche Be- 
Schäftigungsgrad, die Preise der Erzeugnisse oder Leistungen und der geltende 
Zinsfuß zu berücksichtigen.“ Ich gebe zu, daß hierdurch den Bilanztechnikern eine 
recht schwierige Aufgabe zugewiesen worden wäre. Aber als mahnender Hinweis 
hätte diese Vorschrift großen Nutzen stiften können; er hätte Erwägungen ausgelöst, 
deren Auslösung recht dringend ist und die nun gerade da unterbleiben werden, 
wo sie am nötigsten sind. 

4. In denjenigen Fällen, in denen die Verordnung eine höhere Bewertung als in 
S 261 vorgesehen zuläßt, legt sie den Bilanzierenden eine wichtige Hemmung 
an, die eine sehr erfreuliche Ergänzung der Vorschriften bietet und die den Ver- 
handlungen des Reichswirtschaftsrats zu danken ist. $4 Abs. 3 der Verordnung 
bestimmt, daß der höhere Wert in der Bilanz gesondert auszuweisen ist. 

Hat jemand z.B. Maschinen, die mit „46 100000.— in der Bilanz stehen, die 
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aber auf Grund vernünftiger Taxe mit Ab 180 000.— angesetzt werden sollen, so 

ist so zu bilanzieren: 

Maschinen. . . EIER NEN RR EEE 100 00 

Mehrwert auf Grund einer Taxe Ba Mic ei 53000 180000, — 
Bezieht sich die Taxe micht auf gebrauchte, sondern auf neue Maschinen 

gleicher Art, so hat man wie folgt zu verfahren. 


Maschinen . SEHEN TETRN REIN UN, 
Taxwert für neue Maschinen & i M 360 000.— 
Abnutzung f. durchschn. fünfjähr. Lebensdauer „ 180 000.— 
M ze — 
BiEMehrwertsu dh eier | -  z..80000.— .%#% 180 000.-— 


Liegt die Berücksichtigung der Annan ee in der Taxe selbst, so ist für 
Abnutzung natürlich nichts abzusetzen. 

Bei der Ansetzung der „%b 100000.— ist zuvor der auf das letzte Jahr ent- 
fallende Abschreibungsbetrag abzusetzen; es ist also von dem Werte auszugehen, 
den die Maschinen haben würden, wenn entsprechend den a nneen des 
Handelsgesetzbuches verfahren worden wäre. 

Wichtig ist die Frage der in den Anlagen steckenden stillen Ben soweit 
sie durch übermäßige Abschreibung entstanden sind. War die Abschreibung zu 
stark, so können die dadurch entstandenen Minderwerte durch Zuschreibung wieder 
herausgeholt werden, ohne daß man diesen Mehrwert in der Bilanz besonders 
auszuweisen hat. Zwar sagt die Verordnung nichts davon, aber es ist nach den 
Umständen anzunehmen. Steht z.B. ein Maschinenpark mit # 1.— zu Buch, so 
kann man durch Nachrechnung prüfen, wie hoch er bei normaler Abschreibung 
heute stehen würde und dann den Unterschied zuschreiben; und zwar ohne be- 
sondere Ersichtlichmachung. Aber man darf dabei über den Zeitwert des Maschinen- 
parks nicht hinauskommen. 

Diese gesunde Bestimmung der Verordnung, daß der über die Anschaffungs- 
werte hinausgehende Taxmehrwert besonders auszuweisen sei, wird denjenigen 
Unternehmungen durchaus nicht passen, die die neue Verordnung überhaupt als 
. schwere Fessel empfinden; vor allem solche Gesellschaften, die ihre zu starke Ver- 
wässerung oder ihren Kapitalschwund nicht zeigen wollen. Aber gerade diese Un- 
lust, die Wahrheit zu zeigen, soll die Verordnung bekämpfen, wenn die ihr zu- 
grunde liegenden Motive zur Wirkung kommen sollen. 

Um die Wirkung des $4 Abs.3 abzuschwächen, werden einige Gesellschaften 
versucht sein, die auszuweisende Zuschreibung nicht bei jeder einzelnen Bilanz- 
position, sondern als Gesamtaktivposten auszuweisen. Ich halte diese Prozedur 
für ungesetzlich, weil sie dem Grundsatz des 839 HGB. widerspricht. Es ist der 
Wert der „einzelnen Vermögensgegenstände‘“ anzugeben, und zwar richtig an- 
zugeben. Die Vorschrift bleibt unerfüllt, wenn man bei dem einzelnen Gegenwert 
nur einen Teilwert angibt und auf alle Aktiva in einem Sammelposten einen Auf- 
schlag macht, aus dem man nicht ersehen kann, was auf die einzelnen Posten ent- 
fällt. Es ist auch nicht gestattet, daß man in den Ausführungsbestimmungen eine 
Bestimmung aufnimmt, die die summarische Aufwertung gestattet. Eine solche 
Bestimmung bedeutet nicht Ausführung und Auslegung, sondern Erweiterung, also 
Veränderung der Verordnung. Zu einer solchen gewährt 8 20 der Verordnung eine 
Handhabe nur für „besondere Fälle“. Nur durch eine neue Verordnung, nicht 
durch Ausführungsbestimmungen kann die summarische Ausweisung einer Tax- 
zuschreibung zugelassen werden. 

Aber auch de lege ferenda ist nicht dazu zu raten, die Vorschrift des $4 
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Abs. 3 zu verändern oder zu mildern. Die Gefahr des Mißbrauchs ist weit größer 
als die Möglichkeit des vernünftigen Gebrauchs. 

5. Die Verordnung enthält keine besonderen Bestimmungen über die Bewertung 
der Forderungen und Schulden, obwohl namentlich für langfristige Forde- 
rungen und Schulden wegen der unsicheren Aufwertungsverhältnisse erhebliche 
Zweifel bestehen. Mit welchem Goldmarkbetrage sollen z.B. Passivhypotheken und 
Teilschuldverschreibungen passiviert werden? Wird der nominelle Betrag auf Grund 
des Dollarkurses am Bilanzstichtage umgerechnet, so entstehen minimale, größtenteils 
in Goldmark nicht mehr ausdrückbare Beträge; der Möglichkeit der Aufwertung ist 
alsdann nicht Rechnung getragen. Wird der Betrag auf Grund des Dollarkurses, 
der bei Übernahme der Schuld bestand, passiviert, so entstehen Goldmarkbeträge, 
die viele Unternehmungen zur Überschuldung führen und die selbst für den Fall der 
Aufwertung tatsächlich nicht erreicht werden dürften; denn an eine volle Auf- 
wertung z.B. der Vorkriegshypotheken ist kaum zu denken. Es ist bekannt, daß 
die Regierung der Aufwertung widerstrebt, daß aber die Rechtsprechung für die 
Aufwertung bis zur Bereicherungsgrenze des Schuldners sich ausgesprochen hat; 
daß ferner die Bemühungen der Gläubigerverbände sich nachdrücklich geltend 
machen. Auch im Kabinett, im Reichsrat und im Fünfzehner-Ausschuß des Reichs- 
tages macht sich der Widerstreit der Ansichten bemerkbar. Es läßt sich schwer vor- 

aussehen, wie diese Gegensätze sich gesetzgeberisch ausgleichen. Zu bedenken ist, 
daß jede Art der Aufwertung bei aller Anerkennung der in ihr steckenden Ger 
rechtigkeit zu sehr schwierigen Entscheidungen im Einzelfall führen. 

Der Bilanztechniker hat praktisch mit drei Möglichkeiten zu rechnen: 

a) Die Aufwertung wird bis zur Bilanzaufmachung gesetzgeberisch in der 
Weise geregelt, daß jede Aufwertung unterbleibt; das ist für die Bilanz der ein- 
fachste Fall, aber er ist höchst unwahrscheinlich. Die Beträge sind dann nach dem 
Dollarkurse am Bilanzstichtage umzurechnen. 

b) Die Aufwertung wird auf Grund eines Gesetzes oder einer Verordnung bis 
zum Bilanzstichtage festgesetzt; dann bestimmt sich die Aufwertung nach den 
neuen Bestimmungen. 

c) Die Aufwertung bleibt gesetzlich ungeregelt. In diesem Falle erscheint es 
mit Rücksicht auf die Ziele der Aufwertungsreform als bilanzrechtlich vertretbar, 
die Aufwertung bis zur Bereicherungsgrenze vorzunehmen. Es sei beispielsweise 
ein Grundstück von 150000 Goldmark Wert mit 100000 Goldmark vor dem Kriege 
beliehen. Das Grundstück habe heute einen wesentlich geringeren Wert und sei auf 
45000 Goldmark zu schätzen. Die Hypothek wäre dann mit zwei Dritteln von 
45000 = 30000 Goldmark in die Bilanz einzusetzen. Dabei ergeben sich nicht nur 
mit Rücksicht auf die Schätzung, sondern auch mit Rücksicht auf die Frage der 
inzwischen geschehenen Abschreibungen große Schwierigkeiten. 

Wer die großen Umstände, die ein differenziertes Aufwertungsverfahren. machen 
muß, recht überdenkt und wer sich davor scheut, zahlreiche Schätzungsämter und 
unzählige Schätzer in Wirksamkeit treten zu sehen, wird mit mir wünschen, daß 
die Reichsregierung sich so bald wie möglich entschließen möge, eine Aufwertungs- 
bestimmung herauszubringen, die einfache und schnell bestimmbare Verhältnisse 
schafft; ohne starkes Unrecht im einzelnen geht es bei dieser schwierigen Materie 
nicht ab. Hätte die Gesetzgebung auf diesem Gebiete 1Ys Jahr früher eingegriffen, 
wäre es zur Erhitzung der Gemüter nicht erst gekommen. Auch hier ist die Sachlage 
im wesentlichen durch mangelhafte Voraussicht des Gesetzgebers verfahren worden. 


6. Die Behandlung des Kapitals der Kapitalgesellschaften ist in $5 der Ver- 
ordnung geregelt worden. 
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Erfreulicherweise hat die Regierung davon abgesehen, das Kapital erst nach 
Maßgabe der erfolgten Einzahlungen zu valorisieren, um dann nach erfolgter Be- 
wertung der einzelnen Vermögensgegenstände in der Bilanz einen zweiten Kor- 
rekturposten anzubringen. Nach 85 der Verordnung vollzieht sich der Vorgang 
nunmehr so, daß der Saldo der Werte der Vermögensgegenstände dem „Eigen- 
kapital‘“ (gleich dem Nominalkapital) gegenüberzustellen ist, und daß die Differenz 
alsdann in verschiedener Weise zum Ausgleich zu bringen ist. Wir wollen die mög- 
lichen Fälle an einem einfachen Beispiel behandeln und dabei annehmen, daß die 
Neubewertung der Vermögensgegenstände infolge von früher ausgeschütteten Schein- 
gewinnen und infolge von Kapitalverwässerung immer eine Summe erbringen, die 
kleiner sei als das Aktienkapital. Der in der Verordnung $5 Abs.1 gedachte Fall, 
dad die sich ergebende Summe höher sei als das Aktienkapital, der auch in $$ 9 
und 12 wiederkehrt, soll wegen des voraussichtlich seltenen Vorkommens nicht be- 
handelt werden!). 

Falla. Nach der Umrechnung ergebe sich folgende Bilanz: 


Anlagen . . = » 2... .,# 2000000.— Aktienkapital -. . . . . .# 5000 000.— 
454, 51,000,080.——,,'Kreditoren 1.2) 5- im. un«lrallı)n 1 1100000.— 
Debitoren. -. -. . . » ...„. 1500 000.— 
Kapitalentwertungskonto . „ 1600 000.— 

A 6 100 000.— A 6 100 000.— 


Das Kapitalkonto von 5 Mill. Mark ist das bisherige. Das Kapitalentwertungs- 
konto ist entstanden durch Herabsetzung des Wertes der Aktiva. Das Kapital- 
entwertungskonto muß nach $6 der Verordnung innerhalb drei Geschäftsjahren 
ausgeglichen sein, und zwar entweder durch Gutschrift von Gewinnen oder durch 
Agio bei Begebung von Aktien oder durch Zuzahlungen der Aktionäre gegen (Gre- 
währung von Vorrechten (8 6 der Verordnung und $ 262 HGB.), oder durch neue 
Einlagen oder durch Herabsetzung des Aktienkapitals ($ 5 Abs. 2). 

$5 Abs.2 kann auf den ersten Blick so verstanden werden, als ob man 
schon vor der ersten Eröffnungsbilanz sich entschließen müsse, ob man sanieren 
oder ein Kapitalentwertungskonto bilden müsse. Das kann nicht gemeint sein; 
man darf offenbar zunächst das Kapitalentwertungskonto bilden und dieses später 
sanieren. Denn anders läßt sich in den meisten Fällen der in $ 6 vorgeschriebene 
Ausgleich innerhalb von drei Jahren nicht durchführen. Es ist jedoch zuzugeben, 
daß $5 Abs. 2 und $ 6 formal nicht gut aneinandergefügt sind. 

Auch während dieser dreijährigen Frist wirken einige Druckmittel auf die Gre- 
sellschaft, damit sie das Kapitalentwertungskonto möglichst bald beseitige. So- 
lange ein Kapitalentwertungskonto besteht, ist die Verteilung von Gewinnen un- 
zulässig, nicht nur für alte, sondern auch für neue Aktien ($ 6). Werden neue 
Aktien ausgegeben, so kann während dieser Zeit das Bezugsrecht der Aktionäre 
nicht ausgeschlossen werden ($ 9). 

Die auf Veranlassung des Reichswirtschaftsrats angenommene dreijährige 
Sanierungsfrist wird vermutlich bei vielen Gesellschaften Widerstand finden, und 
es kann tatsächlich vorkommen, daß im Einzelfall Härten vorkommen. Aber man 
wird hoffentlich diesen Widerständen keine Folge geben. Wir können nicht länger 
als drei Jahre die alten Spuren der Geldwertzerrüttung in den Bilanzen herum- 
schleppen und namentlich dem ausländischen Kapitalisten den Eindruck lassen, 


!) Die Meinung, die Voraussetzungen des $5 Abs. 1 könnten nie vorkommen, ist un- 
richtig. Eine Unternehmung, die wenig verwässert hat und an der Rückzahlung von Teil- 
schuldverschreibungen erhebliche Gewinne erzielte, kann z. B. in Gollmark weit besser da- 
stehen als es je der Fall war. 
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daß man bei deutschen Aktiengesellschaften auf der Hut sein muß. Der Hinweis 
auf den Schutz der Kleinaktionäre ist mit Vorsicht aufzunehmen; er dient oft als 
Ausrede und wird auch von Verwaltungen gebraucht, die sich bis dahin an der 
Entrechtung der Kleinaktionäre nach allen Regeln der Kunst beteiligt haben. 
Auch den Kleinaktionären in ihrer Gesamtheit wird am besten dadurch gedient, 
daß man das deutsche Aktienwesen wieder gesund macht. 

Fall b. Nach der Umrechnung ergebe sich folgende Bilanz: 


Anlagen - » » . . 2. .# 1200000.— Aktienkapital . . » . . .# 5.000 000.— 
Vorräte - 0: 22.001.085.) 100. 000,— 1: ‚Kreditoren g Air DEE 
Maklioren =... aa nie aa ie 000.— 
Fehlhetrag - --» x - - .., „4 600. 000,— 

A 6100 000.— AM 6 100 000.— 


Der Fehlbetrag ist hier Mb 4650000.—, also mehr als 9/,, des Aktien- 
kapitals. Die Gesellschaft kann in diesem Falle mit der Beseitigung des Fehl- 
betrags nicht auf Grund des $6 der Verordnung drei Jahre warten, es ist viel- 
mehr nach $5 unverzüglich entweder durch Zuzahlungen oder durch Sanierung 
von dem Fehlbetrag so viel zu beseitigen, bis der Fehlbetrag auf mindestens 
It 4500000.— gesunken ist. Nur ein Betrag von 41, Mill. Mark darf bei einem 
Kapital von 5 Mill. Mark drei Jahre lang als Kapitalentwertungskonto mitgeführt 
werden. Ist ein höherer Fehlbetrag nicht beseitigt, so liegt eine der Verordnung 
entsprechende Goldmarkeröffnungsbilanz nicht vor. Da sie aber in den ersten 
sechs Monaten des Bilanzjahres vorliegen muß, ist die Beseitigung des Fehlbetrages 
rechtzeitig ins Werk zu setzen. $5 Abs. 2 spricht mit Recht von einem bei der 
„Aufstellung der Eröffnungsbilanz“ sich ergebenden Fehlbetrage, nicht von einem 
in der Eröffnungsbilanz sich ergebenden Fehlbetrage. Die Eröffnungsbilanz kann 
erst entstehen, wenn der Fehlbetrag auf wenigstens 9/,, des Kapitals reduziert ist. 

Die Umstellung von Gesellschaften, deren Fehlbetrag mehr als 9/,, des Aktien- 
kapitals ausmacht, wird noch weiterhin belastet mit den Vorschriften der 88 7if. 
Es genügt nicht, den Fehlbetrag bis auf °/,, des Eigenkapitals herunterzubringen. 
Wir müssen zugleich die Bestimmungen des $ 10 beachten, denn nach $7 ist die 
Veränderung des Eigenkapitals „Umstellung“. 

Aus allen diesen Bestimmungen ergibt sich, daß die Gesellschaften sehr 
schlecht daran tun, ihre Umstellung in Etappen vorzunehmen. Wer nun einmal 
genötigt ist, stark zu sanieren, soll es in einem Male in voller Stärke tun. 

Das von der Verordnung vorgeschriebene Verfahren ist nicht glücklich gewählt. 
Man hätte auch den Gesellschaften mit höherem Fehlbetrage erlauben sollen, den 
Fehlbetrag zunächst in der Eröffnungsbilanz als Kapitalentwertungskonto aus- 
zuweisen und das Konto erst hernach, wenn auch innerhalb kürzerer Zeit, zu tilgen. 
Jetzt müssen diese Bedauernswerten erst eine Generalversammlung zum Zwecke 
der Sanierung berufen, dann die Sanierung durchführen, und erst dann kann die 
Generalversammlung zur Beschlußfassung der Goldmarkbilanz folgen. Gesellschaften, 
die in dieser Lage sind, werden durch diese rigorose Art leicht zu einem falschen 
Wertansatz verleitet werden; dies um so mehr, als sie den Überwert in der nach- 
folgenden Sanierung leicht beseitigen können. 

Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß $5 Abs. 2 in Verbindung mit $ 6 
so verstanden sein soll, daß eine rein buchmäßige Kapitalverringerung ohne ent- 
sprechende Verkleinerung der umlaufenden Anteile möglich ist. Mir will jedoch 
scheinen, daß eine solche nur buchmäßige Verringerung des Kapitalkontos ohne 
Verringerung des Aktiennennwertes keine richtige Ermäßigung des Eigenkapitals 
ist. Bisher bestand im Aktienrecht der nicht durchbrocohene Grundsatz, daß das 
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ausgewiesene Nominalkapital und der Gesamtbetrag der umlaufenden Aktien die 
gleiche Größe darstellte; ein Grundsatz, dem die Bewährung zur Seite steht. 
Fall c. Nach der Umrechnung ergebe sich folgende Bilanz: 


Anlagen . . . 2 2.2.2.4 200000.— Aktienkapital . . . » „A 5000 .000.— 
arte a Fr 100.000. Kreditoren ui: 84227, 717100 000. 
Debitoren .. 3... 3 u 4211; 180,000.— 
Fehlbetrag - - . -» » . „5650 000.— 

A 6 100 000.— A 6 100 000.— 


Die Umrechnung ergibt, daß das Unternehmen überschuldet ist. Die Kreditoren 
sind höher als die Gesamtheit der Aktiva. Die Überschuldung, wenn sie nicht schon 
vorher vorhanden war, kann sich nur ergeben, wenn die Aktiva durch die Um- 
rechnung stärker zusammenschmelzen als die Passiva. Ich kann mir einen solchen 
Fall nicht recht vorstellen. Sollte er eintreten, so tritt $14 der Verordnung in 
Kraft. Die Gesellschaft braucht nicht vor Ablauf der Umstellungsfrist den Konkurs 
anzumelden. Auch diese Bestimmung ist mir nicht erklärlich geworden. Die Um- 
stellung kann, wenn die Aktiven kleiner als die Passiven sind, an der Unterbilanz 
nur etwas ändern, wenn eine Zuzahlung durch die Aktionäre erfolgt, und die ist 
bei einer überschuldeten Unternehmung nicht zu erwarten. Irgendeine Verkleine- 
rung des Kapitals auf das kleinste Maß beseitigt an dem Übel nichts; das Kapital ist 
vor der Verkleinerung O0 und bleibt nach der Verkleinerung 0. 

Unter diesen Umständen ist es nicht ratsam, den Gläubigern die aus dem 
Konkursverfahren zustehenden Rechte vorzuenthalten. Es ist überhaupt an der 
Zeit, sich zu überlegen, ob es geraten ist, völlig heruntergewirtschaftete Unter- 
nehmungen vor dem Konkurse künstlich zu bewahren. In der Regel bedeutet es 
eine Verschleuderung der Masse ohne volkswirtschaftlichen Nutzen. Das in einer 
totgeweihten Unternehmung noch zu rettende Inventar kommt am schnellsten wieder 
zur Nutzung, je schneller sich die Abwicklung abspielt. 


4, Die Umstellungssanierung bei den Kapitalgesellschaften. 

Voraussichtlich werden die meisten Gesellschaften zwecks Beseitigung des Kapital- 
entwertungskontos oder, falls es mehr als °/,, des Kapitals ausmacht, des ent- 
sprechenden Fehlbetrags zur Sanierung greifen. Die Bestimmung des $10 Abs.2, daß 
Inhaberaktien in Zukunft auf i00 Goldmark lauten dürfen, weist hierzu den Weg. 
Man wird die Aktien herunterstempeln. Das Zusammenlegungsverfahren würde zur 
Folge haben, daß die kleinen Aktionäre zur Erreichung der Einreichungssätze ent- 
weder ihre Aktien verkaufen oder Komplettierungsstücke zukaufen müssen; auch 
die größeren Aktionäre würden zum Spitzenausgleich genötigt werden. Ein nicht 
unerheblicher Kursdruck wäre fraglos die Folge. Mit Recht schreibt darum $ 11 
vor, daß, solange die Kapitalreduktion sich durch Herunterstempelung der No- 
minalbeträge bewirken läßt, eine Zusammenlegung nicht statthaft ist. Bei Aktien 
von ‚6 1000.— kommt also die Zusammenlegung erst dann in Betracht, wenn die 
Kapitalreduktion über 10:1 hinausgeht. 

Aktiengesellschaften, die stärker als 10:1 sanieren und in die Notwendigkeit 
der Zusammenlegung versetzt werden, tun gut, das mit Schonung für die Klein- 
aktionäre zu bewirken. Sie können das in folgender Weise: Sie beschließen, dab 
die Aktien einzureichen seien zur Zusammenlegung von sagen wir zwei Aktien von 
je #6 1000.— in eine Aktie von M 100.— (Kapitalreduktion 20:1). Sie stellen aber 
den Aktionären, die eine ungerade Zahl Aktien besitzen, frei, diese Aktie in eine 
vinkulierte Namensaktie von Mb 50.— (8 180 Abs. 3 HGB.) verwandeln zu lassen. 
Für vinkulierte Namensaktien setzt die Verordnung die untere Grenze auf A 20.— 
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fest. Zugleich nehme man in den Gesellschaftsvertrag die Bestimmung auf, daß 
der Vorstand ermächtigt sein soll, jederzeit zwei vinkulierte Namensaktien gegen 
eine Inhaberaktie von % 100.— umzutauschen. 

Zugunsten der Kleinaktionäre ist durch die Verordnung noch eine andere 
Möglichkeit gegeben. Die Gesellschaft beschließt, alle angebotenen Spitzen zu 
einem zu benennenden Kurse mit Genußscheinen zurückzukaufen. Dadurch ent- 
steht dann der in $ 12 geordnete Fall der „Zahlung an die Gesellschafter aus An- 
laß der Umstellung“. Auch diese Genußscheine können bei späteren Kapital- 
erhöhungen wieder in Aktien umgewandelt werden. Solange allerdings haben sie 
erhöhungen wieder in Aktien umgewandelt werden. So lange allerdings haben sie 
kein Stimmrecht. Der Mangel dieser Genußscheine ist, daß sie vom Inhaber zum 
Schluß eines Geschäftsjahres gekündigt werden können, wobei allerdings der Rück- 
zahlungsbetrag so bestimmt werden kann, daß die Kündigung praktisch nicht 
leicht erfolgt. 8 12 ist im übrigen eine etwas merkwürdige und nicht völlig durch- 
gereifte Bestimmung. 

Die leichte Sanierungsform innerhalb des Verhältnisses 10:1 wird vielleicht 
zahlreiche Gesellschaften veranlassen, die Sanierung 10:1 auch dann zu wählen, 
wenn sie mit einer kleineren Reduktion auskommen würden. Das wird ihnen nahe- 
gelegt durch die Erwägung, daß die zukünftige Standard-Aktie die 100-Mark-Aktie 
sein wird. Gesellschaften, die so verfahren, können den Buchgewinn nach Ab- 
deckung des Kapitalentwertungskontos in der gewöhnlichen Weise verwenden: Ent- 
weder zu besonderen Abschreibungen oder zur Bildung eines neuen Reservefonds. 
Da Vorstände und Aufsichtsräte im allgemeinen die stillen Reserven den offenen 
vorziehen, werden sie zu Abschreibungen neigen. Sie seien aber darauf aufmerk- 
sam gemacht, daß sie dadurch die Abschreibungen der zukünftigen Jahre schmälern 
und höhere Körperschaftssteuern bekommen, als ihnen eigentlich gebühren. 

Der Grad der Reduktion wird bei börsengängigen Aktien nicht nur durch die 
Bilanz, sondern auch durch den Kurs bestimmt. Gesellschaften, deren Kurs etwa 
12—150/, in Goldmark ausgedrückt, ist, werden 10:1 auch dann sanieren, wenn sie 
mit 5:1 auskämen. Es wird wiederum wie vor dem Währungsverfall eine wesent- 
liche Sorge der Aktiengesellschaften sein müssen, ihren Aktien mindestens den 
Parikurs zu verschaffen. Erst recht wird das so sein, wenn die Unterpariaktien 
als eine deklassierte Gruppe gelten sollten. 

Eine Schwierigkeit kann bei den zahlreichen Gesellschaften mit verschiedenen 
Arten Aktien entstehen; insbesondere die vielen Stimmrechtsaktien werden sie 
leicht aufwerfen. Es ist ja allerdings, wenn alle Aktien z.B. 10:1 zusammengelegt 
werden, sowohl die Stamm- als auch die Vorzugsaktien, tatsächlich das gleiche 
Verhältnis der Aktien zueinander geblieben wie vorher. Aber wenn die Stammaktien 
wenigstens teilweise aus älterer, die Vorzugsaktien dagegen alle aus neuester Zeit 
stammen, dann entsteht bei den Stammaktien leicht der Anspruch auf bessere 
Behandlung. | 

Auch auf anderen Gebieten kann die große Sanierungsära noch merkwürdige, 
nicht vorherzusehende Überraschungen bringen. Oft spielt da ein Zufall eine Rolle. 
In der Technik der Finanzierungen herrscht ein starker Nachahmungstrieb. Wenn 
zufällig bei einer der ersten Sanierungen etwas Absonderliches vorkommt, kann es 
sehr schnell zum Gemeingut werden. Ganz besonders, wenn irgendeine Über- 
vorteilung wehrloser Aktionäre damit verbunden ist, macht ein solches Nachahmen 
diebischen Spaß. 

Mit Bezug auf die Zeit der Sanierung empfiehlt es sich, das Kapitalentwer- 
tungskonto so schnell wie möglich zu beseitigen. Gesellschaften, die über 10:1 
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linaus sanieren müssen, sollten nicht erst auf die letzten Abschlußzahlen warten, 
ondern so schnell wie möglich den Reduktionsbetrag schätzungsweise bestimmen 
ınd dann kurz entschlossen das Sanierungsprogramm vorlegen. Gesellschaften, die 
nit der Reduktion 10:1 auskommen, sollten in der Versammlung, die die Gold- 
narkeröffnungsbilanz beschließen soll, zugleich die Sanierung beschließen lassen. 
Ner die Operation schnell vor sich gehen läßt, hat die Störungen am schnellsten 
iberwunden und befindet sich nachher nicht in der Gesellschaft der Schwach- 
nütigen. 

Die große Sanierungsperiode, die das Jahr 1924 kennzeichnen wird, kann durch 
:inige erleichternde Ausführungsbestimmungen von formalen und arbeitverzehrenden 
lemmungen befreit werden. Dazu gibt, soweit es sich um gesetzliche Befreiungen 
andelt, $ 20 der Verordnung eine gewisse Handhabe. Auf die in 8289 Abs. 2 vor- 
;esehene Gläubigeraufforderung und ihre Veröffentlichung sowie deren besondere 
3efriedigung ließe sich, wenn die Gesellschaft ihr Kapital nur herunterstempelt oder 
‚usammenlegt und nicht Rückzahlungen vornimmt, ohne Gefahr verzichten. Die 
lerunterstempelung macht die in 8 290 Abs. 1 vorgesehene Einreichung nicht un- 
Jyedingt nötig; sie führt nur eine riesige Bewegung der Aktienurkunden herbei. Es. 
nüßte zum mindesten gestattet sein, daß die Banken, insbesondere der Berliner 
{assenverein, die Herunterstempelung der Depotstücke selbst vornehmen darf; auch 
yrauchen nicht eingereichte Aktien nicht sogleich kraftlos erklärt zu werden; es genügt, 
laß man ihnen die börsenmäßige Lieferbarkeit nimmt. Für die ganze Frage der 
‚echrischen Handhabung werden einige unterrichtete Börsenleute sicherlich ein Ver- 
‘ahren ausfindig machen, das die Umständlichkeiten beseitigt und trotzdem die 
jebotene Sorgfalt nicht außer acht läßt. 


d. Die Kursentwicklung. 

Zunächst wird sich vermutlich ergeben, daß die 100-Mark-Aktie die Normal- 
ıktie wird; und daraus wieder, daß die Prozentnotierung zugleich eine Stück- 
notierung sein wird. Man wird auch ausdrucksweise im Effektenhandel vermut- 
ich mehr von Stück- als von Nominalbeträgen reden; auch werden Mindestmengen, 
z.B. 10 oder 100 Aktien, bei Börsengeschäften eine größere Rolle spielen. 

Die Kurse werden vor allen Dingen davon beeinflußt werden, daß die Bilanz 
wieder in stärkerem Maße Beurteilungsgrundlage wird. Hier fürchte ich sogar, 
laß das zu einer neuen Kursverwirrung führen wird. Viele Leute sprechen heute 
schon mit Vorliebe und oft zwecks Selbsttröstung davon, daß der ‚innere Wert“ 
von Aktien größer sei als der Kurs; es ist amüsant, zu sehen, was für Leute plötz- 
ich etwas vom ‚inneren Wert“ wissen. "Wenn nun die neuen Bilanzen mit ihren 
neuen Berechnungen kommen, dann wird die ganze Effektenwelt, deren Schätzungs- 
merkmale seit langem völlig vertrocknet sind und die infolgedessen sehr merkmal- 
lurstig geworden ist, sich mit Macht auf die Bilanzen stürzen. Und die Handels- 
berichterstatter werden dabei tüchtig helfen. 

Nun werden aber die meisten Gesellschaften den Wert der Gesamtunterneh- 
mung völlig außer acht lassen und nur die Einzelbewertung ins Auge fassen. In 
diesem Falle sind die Bilanzwerte aber nicht als die wahren Kursbildner anzusprechen. 
Der innere Wert einer Aktie ist die Summe der Dividenden, sonstiger Erlöse ein- 
schließlich der Liquidationserlöse diskontiert auf heute. Falls der Einstandswert 
bei der Liquidation wieder herauskommt, so ist der innere Wert die kapitalisierte 
Dividende. Und die kehrt sich an frühere Kosten und sonstige Reminiszenzen recht. 
wenig; wie denn überhaupt der innere Wert einer Aktie viel weniger sentimental 
ist als der Aktionär. 
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Das wird noch einige Enttäuschungen geben. Vielleicht werden diejenigen, die 
den rechten Überblick haben, denjenigen, die ihn nicht haben, während der Um- 
stellungsperiode ihre Aktien überlassen. Das wäre für beide Teile das gerechteste. 


6. Goldmarkeröffnungsbilanz und Steuern. 

8 19 der Verordnung beschäftigt sich auch mit der Steuerpflicht, obwohl man 
steuerrechtliche Bestimmungen in einer das Handelsgesetzbuch berührenden Ver- 
ordnung als Fremdkörper empfindet. Vermutlich wollte das Reichsjustizministerium 
durch den $17 Abs.1 die Bilanzwahrheit gegenüber etwaigen Ansprüchen des 
Steuerfiskus sichern, was wiederum dem Reichsfinanzminister Veranlassung gab, 
seinen eigenen Ansprüchen in den folgenden Absätzen Raum zu geben. 

Abs. 1 will die Umstellung in ihren sachlichen Zielen rein erhalten von Steuer- 
bedenken. Das Finanzamt soll nicht beispielsweise sagen: Aha, jetzt sieht man 
an der Umstellungsbilanz, daß noch stille Reserven da sind; her damit! 

Umgekehrt will der Reichsfinanzminister nicht die Umstellung benutzen lassen, 
am Steuern zu Sparen. 

Abs. 2 verwahrt sich besonders dagegen, daß die Gewinne, die dem Kapital- 
entwertungskonto gutgeschrieben werden, steuerfrei bleiben. Diese Verwahrung 
war durchaus angebracht. Denn es ist bekannt, daß bei Beratung der ersten Kriegs- 
gewinnsteuer der damalige Staatssekretär der Reichsfinanzen, Herr Dr. Helffe- 
rich, sich arg vergaloppiert hatte, indem er, gefragt, ob Gewinne bei Bestehen 
einer Unterbilanz steuerfrei seien, die Frage bejahte. Diese Auskunft verwechselte 
‚den betriebswirtschaftlichen und zugleich steuerrechtlichen Gewinnbegriff mit dem 
handelsrechtlichen Gewinnbegriff und hat dem Reiche allerlei Schaden zugefügt; 
besonders da der Fehler in späteren Steuergesetzen, insbesondere in $ 7 Ziff. 3 des 
Körperschaftssteuergesetzes, Konsequenzen hatte. 

Abs. 3 schützt den Fiskus vor etwaigen Entgängen an Kapitalverkehrssteuer aus 
Auffüllung des Goldkapitals durch Zuzahlungen. 

Wer es grundsätzlich billigt, daß der Steuerfiskus eine Steuer in den Fällen, 
für die sie angesetzt ist, auch wirklich bekommt, der wird gegen die Vorbehalte des 
Reichsfinanzministers nichts einzuwenden haben. Er wird sich sogar darüber wun- 
dern, daß der Minister die Abschreibungserhöhungen, die durch Herausholen von 
unbesteuert gebliebenen stillen Reserven oder durch Aufhöhung der Anlagewerte 
entstehen, ungefaßt läßt. Ganz besonders die Aufhöhung der Anlagewerte kann, 
wenn sie über das Ziel hinausschießt, eine Erhöhung der Abschreibungen und eine 
Ermäßigung der Einkommen- und Körperschaftssteuer zur Folge haben, die nicht 
sachlich begründet ist. Ein findiger Bilanztechniker wird das so machen, daß er 
unbebaute Grundstücke, die keiner Abschreibung bedürfen, ganz niedrig zu Buch 
bringt und Maschinen und Utensilien mit hohen Abschreibungssätzen so hoch wie 
möglich ansetzt. Auch die Vorräte wird mancher auf einen hohen Stand bringen, 
um für 1924 Einkommen- und Körperschaftssteuer zu sparen. An derartigen Prak- 
tiken hat aber die Allgemeinheit durchaus keine Freude; denn durch derartige 
Dinge wird immer wieder das Steueraufbringen gefährdet, und das Reich kommt 
trotz immer neuer Steuern nie aus der Misere heraus. Es ist daher zu wünschen, 
daß noch nachträglich derartigen Versuchen durch die Steuergesetze entgegen- 
gewirkt werde. 

Im übrigen aber wäre es gut, wenn die Steuergesetze nicht erstens in der 
Verordnung über die Goldmarkbilanz und zweitens in besonderen Bestimmungen 
auf die Bilanztechnik einzuwirken versuchen. Die zweite Steuernotverordnung tut 
‚das, indem sie bestimmt, daß zum 1. Januar. eine Goldmarkbilanz zu machen ist 
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von denen, die am 31. Dezember und zwischen dem 1. Januar und 30. Juni ihr Ge- 
schäftsjahr schließen. Diejenigen, die am 30. Juni und bis ausschließlich 31. De- 
zember das Geschäftsjahr schließen, dürfen die entsprechende Bilanz zugrunde 
legen. Über die Einzelheiten werden die Ausführungsbestimmungen Bescheid geben. 
Es ist leicht einzusehen, daß die Steuervorschriften sich nicht einfach auf die 
handelsrechtliche Bilanz stützen; aber die steuerrechtlichen Bestimmungen über die 
Bilanzen sollte man nicht nur an die handelsrechtlichen anlehnen und so die 
Steuerbilanz von der handelsrechtlichen ihren Ausgang nehmen lassen; man sollte 
die steuerrechtlichen Bilanzvorschriften für sich betrachtet zu einem organischen 
Ganzen verbinden und so für den Steuerpflichtigen übersichtliche und durchsich- 
tige Verhältnisse schaffen. Das geschieht am besten, indem man sich grundsätzlich 
an die handelsrechtlichen Bilanztermine hält und nun darlegt, in welchen Punkten 
die handelsrechtliche Bilanz zu ändern ist, um einerseits der Vermögensbesteuerung 
und andererseits der Einkommen- bzw. Körperschaftsbesteuerung als Grundlage zu 
dienen. Es wäre zu erwägen, ob man die Steuergesetze bei der bevorstehenden 
neuen Kodifizierung nicht überhaupt anders gliedert, indem man die Gesetze nicht 
unter dem Gesichtspunkte der Steuerart, sondern unter dem Gesichtspunkte der 
Pflichtigen herausbringt. Würde man z.B. ein „Steuergesetz für handelsrechtliche 
Unternehmungen“ herausbringen, in dem alle diese Unternehmungen angehende, 
auf Buchführungs- und Bilanzergebnissen fußenden Steuern zusammengefaßt wer- 
werden, so wäre damit für die Steuerpflichtigen dieser Art eine große Erleichterung 
geschaffen, die dem Steueraufbringen zugute kommen würde. Diese Methode würde 
durchaus nicht ausschließen, daß die verschiedenen Steuerarten ihre einheitlichen 
Grundsätze behalten. 


7. Die Verordnung über Goldbilanzen 
vom 28. Dezember 1923. 


AufGrund des Ermächtigungsgesetzes vom 8. Dezember 1923 (RGBl,I S.1179) verordnet 
die Reichsregierung nach Anhörung der Ausschüsse des Reichsrats und des Reichstags: 


81. 
(1) Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet sind, haben vom 
1. Januar 1924 ab oder, falls das neue Geschäftsjahr mit einem späteren Zeitpunkt beginnt, 
von diesem Zeitpunkt ab das Inventar und die Bilanz in Goldmark aufzustellen. 
(2) Als Goldmark gilt der Gegenwert von 10/,, des nordamerikanischen Dollars. Die 
Reichsregierung ist ermächtigt, eine andere Einheit festzusetzen. 


82. 

(1) Spätestens für den 1. Januar 1924 oder, falls das neue Geschäftsjahr mit einem 
spätern Zeitpunkt beginnt, für diesen Zeitpunkt sind ein Eröffnungsinventar und eine Er- 
öffnungsbilanz im Sinne des $39 des Handelsgesetzbuchs in Goldmark aufzustellen. 

(2) Für die Genehmigung und Veröffentlichung der Eröffnungsbilanz gelten die für die 
Jahresbilanzen maßgebenden Bestimmungen. Die im $260 Abs. 2 des Handelsgeseizbuchs be- 
stimmte Frist beträgt, auch soweit im Gesellschaftsvertrage etwas anders festgesetzt ist, sechs 
Monate; sie kann durch das Gericht angemessen verlängert werden. 


| 83. 
Auf die in Goldmark aufzustellenden Inventare und Bilanzen finden, soweit nicht in 
dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist, die allgemeinen nach dem Geselz oder der 
Satzung geltenden Vorschriften Anwendung. 


84. 

(1) Auf die Eröffnungsbilanz einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien finden die Vorschriften des 8261 Nr.1 des Handelsgesetzbuchs insoweit, als sie 
die Bewertung von Vermögensgegenständen mit einem höheren Werte als dem Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis untersagt, sowie die Vorschriften des $261 Nr.2 und 3 des Handels- 
gesetzbuchs keine Anwendung. Für die Eröffnungsbilanz einer Gesellschaft mit beschränkter 
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Haftung findet die Vorschrift des $42 Nr.1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften 
beschränkter Haftung, keine Anwendung. Era %. | 

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten auch für die Eröffnungsbilanz von Unternehmun 
gen, deren Satzung die Anwendung der genannten Bestimmungen vorschreibt. 

(3) Übersteigt der in der Eröffnungsbilanz eingestellte Wert der im $261 Nr.1, 2und& 
des Handelsgesetzbuchs sowie im $42 Nr.1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mil 
beschränkter Haftung, bezeichneten Gegenstände den Anschaffungs- oder Herstellungspreis 
und zwar in den Fällen des $261 Nr.3 und des $42 Nr.1 vermindert um einen der Al 
nutzung gleichkommenden Betrag, so ist der Unterschied in der Bilanz gesondert auszuweiser 

(4) Für die Jahresbilanzen gelten die in der Eröffnungsbilanz eingesetzten Werte ala 
Anschaffungs- oder Herstellungspreise im Sinne des $261 Nr.1, 2und3 des Handelsgesetz. 
buchs und des 842 Nr.1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf: 
tung. Das gleiche gilt für die im $333 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs vorgesehene Bilanz 


85. 

(1) Übersteigt bei Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien oder Gesell 
schaften mit beschränkter Haftung das bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz nach Abzug 
der Schulden sich ergebende Vermögen den Betrag des Grundkapitals oder des Stammkapitals 
(Eigenkapitals), so ist in der Bilanz entweder der Überschuß als Reserve einzustellen ode 
der Betrag des Eigenkapitals entsprechend heraufzusetzen. Die Maßnahmen können mi 
einander verbunden werden. 
(2) übersteigt der Betrag des Eigenkapitals das bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz 

nach Abzug der Schulden sich ergebende Vermögen, so ist entweder der Unterschied als Ka 
pitalentwertungskonto unter die Aktiven einzustellen oder das Vermögen durch neue Ein 
lagen bis zur Höhe des Betrags des Eigenkapitals zu vermehren oder der Betrag des Eiger 
kapitals entsprechend zu ermäßigen. Die Maßnahmen können miteinander verbunden werde: 


8 6. 

Das Kapitalentwertungskonto darf nicht höher sein als °/,, des Betrags des Eigen 
kapitals. Die Gesellschaft ist verpflichtet, das Kapitalentwertungskonto innerhalb von dre) 
Geschäftsjahren auszugleichen. Zur Tilgung sind der vorhandene Reservefonds sowie die 
Beträge zu verwenden, die gemäß $262 des Handelsgesetzbuchs in den Reservefonds ein 
zustellen wären; eine Verteilung von Gewinnen ist unzulässig, solange ein Kapitalentwertungs- 
konto besteht. Die Durchführung des Ausgleichs ist dem Gerichte anzuzeigen. F 


87. 

Eine nach $5 vorgenommene Veränderung des Eigenkapitals ist Umstellung im Sinne 
dieser Verordnung. 

88. 


Das Verhältnis der mit den Aktien und Geschäftsanteilen verbundenen Rechte zuein 
ander wird vorbehaltlich näherer Regelung in den Durchführungsbestimmungen durch die 
Umstellung nicht berührt. 

89. 


Werden im Falle der Heraufsetzung des Betrages des Eigenkapitals ($5 Abs.1) neue 
Aktien oder Geschäftsanteile ausgegeben, so sind diese den Gesellschaftern auf ihr Verlange: 
entsprechend ihrem Anteil am Eigenkapital zuzuteilen, es sei denn, daß ein Dritter die Aktiet 
übernommen und sich dabei verpflichtet hat, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 


Das gleiche gilt für den Fall einer Kapitalserhöhung, die während des Bestehens des Ka 
pitalentwertungskontos beschlossen worden ist. 


8 10. 
.. (1) Nach der Umstellung muß der Betrag des Eigenkapitals einer Aktiengesellschaft oder 
einer Kommanditgesellschaft auf Aktien mindestens fünftausend Goldmark, der einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung mindestens fünfhundert Goldmark betragen. 

. (2) Bei der Umstellung einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft au 
Aktien müssen die Aktien und Interimsscheine auf einen Betrag von mindestens einhunde 
Goldmark, im Falle des $180 Abs.3 des Handelsgesetzbuchs auf einen Betrag von minde- 
stens zwanzig Goldmark gestellt werden. Im Falle des 8180 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs 
kann ein Mindestbetrag von zwanzig Goldmark zugelassen werden. 

....'@) Bei der Umstellung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung muß die Star 
einlage jedes Gesellschafters auf mindestens fünfzig Goldmark gestellt werden. 
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s 11. 
| Eine Verminderung der Zahl der Aktien oder Geschäftsanteile aus Anlaß der Um: 
stellung einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung ist nur insoweit zulässig, als ohne sie die im $10 für Aktien 
»der Geschäftsanteile vorgeschriebene Mindestgrenze nicht eingehalten werden konnte. 


| s 12. 

| Soweit aus Anlaß der Umstellung einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft 
auf Aktien oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung Zahlungen an die Gesellschafter 
„u erfolgen haben, sind ihnen auf Antrag auf den Inhaber lautende Genußscheine in Höhe 
‚hres Zahlungsanspruchs auszuhändigen. Die Genußscheine gewähren kein Stimmrecht, jedoch 
>inen Anspruch auf entsprechende Beteiligung am Reingewinn der Gesellschaft und im 
Falle der Auflösung der Gesellschaft einen Anspruch in bezug auf das zu verteilende Gesell- 
schaftsvermögen. Die Beteiligung am Reingewinn darf durch Kapitalerhöhungen nicht ver- 
kürzt werden. Die Genußscheine können unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei 
Monaten von der Gesellschaft frühestens zum Ablauf des dritten auf die Ausstellung folgen- 
len Geschäftsjahres, von dem Inhaber zum Schluß eines jeden Geschäftsjahres gekündigt. 
werden. Die Ausgabe der Genußscheine bedarf nicht der staatlichen Genehmigung. 


$ 13. 

| (1) Bei Aktiengesellschaften haben die Mitglieder des Aufsichtsrats die Eröffnungs- 
silanz und den Hergang der Umstellung zu prüfen. Über die Prüfung ist der Generalver- 
sammlung von dem Vorstand und dem Aufsichtsrat schriftlich Bericht zu erstatien. In dem 
Bericht sind die wesentlichen Umstände darzulegen, die für die Bewertung der im 8261 
a 1 bis 3 des Handelsgesetzbuchs bezeichneten Gegenstände maßgebend gewesen sind. 

(2) Die Generalversammlung kann mit einfacher Stimmenmehrheit die Bestellung von 
Revisoren zur Prüfung der Eröffnungsbilanz oder zur Prüfung des Hergangs der Umstellung 
»eschließen. Ist in der Generalversammlung ein Antrag auf Bestellung von Revisoren zur 
Prüfung der Eröffnungsbilanz oder zur Prüfung des Hergangs der Umstellung abgelehnt 
worden, so können auf Antrag von Aktionären, deren Anteile zusammen den zehnten Teil 
les Grundkapitals erreichen, Revisoren durch das Gericht, in dessen Bezirk die Gesellschaft. 
‘hren Sitz hat, ernannt werden. Die Vorschriften des $266 Abs.2, Abs.3 Satz 2, Abs. 4 
Satz 1 sowie des $267 des Handelsgesetzbuchs finden Anwendung. 

/ (3) Diese Vorschriften gelten für Kommanditgesellschaften auf Aktien mit der Maßgabe, 
laß die Berichterstattung (Abs, 1 Satz2) durch die persönlich haftenden Gesellschafter zu 
»rfolgen hat. 

\ S 14. 

(1) Wegen einer Überschuldung, die sich bei der Aufstellung der Eröffnungsbilanz er- 
sibt, die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beantragen, ist der Vorstand einer Aktiengesell- 
schaft nicht verpflichtet, solange die Frist für die Umstellung läuft. Das gleiche gilt für die 
sersönlich haftenden Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien und für die Ge- 
schäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

(2) Während der im Abs. 1 genannten Frist findet die Vorschrift des 8240 Abs.1 des 
landelsgesetzbuchs keine Anwendung. 


815. 

(1) Die Anmeldung des Beschlusses der Generalversammlung über die Umstellung 
»iner Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit 
»eschränkter Haftung zum Handelsregister hat binnen sechs Monaten nach Abhaltung der 
zeneralversammlung zu erfolgen, in der die Abänderung des Gesellschaftsvertrages be- 
schlossen worden ist. Die oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann 
lie Frist allgemein oder für einzelne Unternehmungen oder Arten von Unternehmungen 
rerlängern, 

(2) Handelt es sich um eine Aktiengesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, so ist bei der Anmeldung der Prüfungsbericht ($13 Abs. 1) vorzulegen. 


8 16. 

Ist die Anmeldung ($ 15) nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist erfolgt oder ist 
lie Einhaltung der im 810 vorgeschriebenen Mindestgrenzen nicht nachgewiesen oder die 
m 86 vorgeschriebene Anzeige unterblieben, so hat das Gericht der Gesellschaft eine an- 
semessene Frist unter der Androhung der Eintragung der Nichtigkeit der Gesellschaft zu 
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bestimmen. Ist innerhalb der Frist die Anmeldung nicht erfolgt oder der Nachweis nicht ge- 
führt oder die Anzeige nicht erstattet, so ist die Nichtigkeit der Gesellschaft einzutragen. Die 
Vorschriften der 88 142, 143 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit finden entsprechende Anwendung. | 


8 17. 


(1) Bei Neugründungen von Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien 
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung muß das Eigenkapital auf Goldmark gestellt 

en. 
se (2) Das Grundkapital einer Aktiengesellschaft oder einer Kommanditgesellschaft auf 
Aktien muß mindestens fünfzigtausend Goldmark betragen. Die Aktien und Interimsscheine 
müssen auf einen Betrag von mindestens einhundert Goldmark, im Falle des $180 Abs.3 
des Handelsgesetzbuchs auf mindestens zwanzig Goldmark gestellt werden. Im Falle des 
8180 Abs.2 des Handelsgesetzbuchs kann ein Mindestbetrag von zwanzig Goldmark zu- 
gelassen werden. vs ,. 

(3) Das Stammkapital einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung muß mindestens 
fünftausend Goldmark, die Stammeinlage jedes Gesellschafters mindestens fünfzig Goldmar 
betragen; die Einzahlung auf die Stammeinlage ($7 Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Ge 
sellschaften mit beschränkter Haftung) muß mindestens ein Vierteı des Betrags der Stamm- 
einlage und mindestens fünfundzwanzig Goldmark betragen. 


818. 


Die im 810 Abs.2 und im $17 Abs.2 Satz2 und 3 genannten Beträge treten an die 
Stelle der im 8180 des Handelsgesetzbuchs vorgesehenen Mindestbeträge. 


819. 


(1) Die infolge der Aufstellung der Eröffnungsbilanz, insbesondere infolge der Um 
stellung sich ergebenden lediglich zahlenmäßigen Veränderungen in dem Vermögen der i 
$1 bezeichneten Kaufleute sowie deren Gesellschafter gegenüber den für die Besteuerun 
maßgebenden Werten begründen für die Einkommensteuer, Körperschaftssteuer und Ver 
mögenssteuer der vorangegangenen Steuerjahre keine Steuerpflicht. Die infolge der Um 
stellung sich ergebenden lediglich zahlenmäßigen Veränderungen in dem Vermögen der i 
8 5 bezeichneten Gesellschaften sowie deren Gesellschafter unterliegen keiner Kapital 
verkehrssteuer. 

(2) Wird im Falle des $5 Abs.2 ein Kapitalentwertungskonto in die Bilanz eingestell 
so dürfen die zu seiner Tilgung verwendeten Beträge vom steuerbaren Einkommen nicht ab 
gezogen werden; 87 Nr.3 des Körperschaftssteuergesetzes findet insoweit keine Anwendung. 

(3) Wird im Falle des $5 Abs. 2 das Vermögen durch neue Einlagen bis zur Höhe d 
Eigenkapitals vermehrt, so findet auf die zur Vermehrung bewirkten Zahlungen und Lei 
stungen die Vergünstigung des $13 zu b des Kapitalverkehrssteuergesetzes keine Anwendung; 
das gleiche gilt für Zahlungen und Leistungen, die zur Tilgung des Kapitalentwertungskonto 
bewirkt werden. 

(4) Der Erwerb der im $12 bezeichneten Genußscheine durch den ersten Erwerber is 
von der Gesellschaftssteuer des Kapitalverkehrssteuergesetzes befreit. 


8.20. | 

Die Reichsregierung wird ermächtigt, die zur Durchführung dieser Verordnung er 
forderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu erlassen; sie 
kann Ausnahmen von den Bestimmungen der Verordnung zulassen und, soweit es sich alg 
notwendig erweisen sollte, für besondere Fälle allgemeine Anordnungen ergänzenden od 
abweichenden Inhalts treffen sowie auf der Grundlage der für Aktiengesellschaften, Kom: 
manditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haftung geltenden Be 


stimmungen die Bilanzierung, Umstellung und Neugründung anderer Arten von Unterneh 
mungen in Goldmark regeln. 


Einwirkungen der Geldentwertung auf die Verkaufs- 
bedingungen der Leder- und Schuhbranche. 
Von Matthias Steeg, Bonn. 


Gliederung: 
A. Einleitung: Die Gefahr des Verlustes durch dieGeldentwertung bei Verkäufen. 
B. Darstellung: I. Die Verkaufsbedingungen im Lederhandel. 
a) Von Kriegsende bis Mitte 1920. Verkauf freibleibend. Kein Ziel. 


b) Mitte 1920 bis Mitte 1922. Es wird wieder Ziel gewährt. Die Geldentwertung noch 
nicht erkannt. 


c) Mitte 1922 bis Mitte 1923. Die Normal-Verkaufsbedingungen des ZentralVereins der 
Deutschen Lederindustrie. 


ID. Die Verkaufsbedingungen im Handel mit Schuhen. 


a) Von Kriegsende bis Juni 1922. Einfluß der Verbände auf die Gestaltung der Ver- 
kaufsbedingungen sehr gering. 


b) Juni 1922 bis Januar 1923. Der Kampf um die gemeinsame Festsetzung der Verkaufs- 
bedingungen. 

c) Januar 1923 bis Juni 1923. Gemeinsame Festsetzung der Verkaufsbedingungen. 

% Schluß: Zusammenfassende kurze Rückschau. 


A. Einleitung: Die Gefahr des Verlustes durch die Geldentwertung 
bei Verkäufen, 

| Die gänzliche Umgestaltung der Verkaufsbedingungen, die wir in der Nach- 
kriegszeit erlebt haben, ist auf mehrere Ursachen zurückzuführen. Es wirkten 
hier zusammen politische und soziale Unruhen, Schwierigkeiten der Rohstoff- 
beschaffung und überhaupt Verkehrsschwierigkeiten aller Art. Dann aber hat vor 
allem die Geldentwertung einen starken Einfluß ausgeübt, der zuerst hinter den 
anderen Einflüssen zurücktrat, zuletzt aber ausschlaggebend wurde. Wir befassen 
uns hier nur mit dem Einfluß der Geldentwertung auf die Verkaufsbedingungen. 

Die Geldentwertung mußte deshalb auf die Verkaufsbedingungen einen starken 
Einfluß ausüben, weil bei Verkäufen unter dem Einfluß der Geldentwertung das 
Verhältnis von Leistung und Gegenleistung sich vollkommen ändern kann. Diese 
Gefahr besteht dann, wenn Abschluß und Zahlung zeitlich auseinanderfallen. Die 
Gefahr ist zwar einheitlich, sie beginnt beim Abschluß und endet bei der Zahlung, 
aber gemäß dem zeitlichen Verhältnis, das zwischen Abschluß, Zahlung und 
Lieferung bestehen kann, äußert sie sich in drei Formen. 

Ist der Abschluß zu festen Preisen in einer sich entwertenden Währung er- 
folgt, so bringt die Geldentwertung dem Verkäufer einen Verlust, wenn Zahlung 
und Lieferung später als der Abschluß erfolgen. Vorausgesetzt ist natürlich, daß 
der bedungene Preis dem Tagespreis des Abschlußtages entsprach und nicht etwa 
schon eine Risikoprämie enthielt. Die Gefahr liegt also hier in der Preisfestsetzung, 
sie muß bekämpft werden durch geeignete Preisklauseln. 

Eine weitere Gefahr liegt in der Zielgewährung. Selbst wenn der Abschluß 
zum Tagespreis des Lieferungstages erfolgt, oder wenn Abschluß und Lieferung 
zusammenfallen, so trägt der Verkäufer das Risiko der Geldentwertung vom Liefe- 
'rungstag bis zum Ablauf des Zieles. Hier müssen also entsprechende Klauseln 
angewandt werden. | 
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Drittens liegt eine Gefahr darin, daß der Käufer nicht an dem vereinbarten 
Tage zahlt, obwohl er die Ware schon in Händen hat. Hier entsteht also die Ge- 
fahr durch Vertragsuntreue, der man mit guten Verzugsklauseln entgegentreten muß. 

Die Gefahr der Geldentwertung tritt nun nicht bei jedem Verkauf in allen drei 
Formen auf. In welcher Gestalt sie sich äußert, ist abhängig von dem zeitlichen 
Verhältnis von Abschluß, Zahlung und Lieferung. Wir unterscheiden hier folgende 
Möglichkeiten: 

. Abschluß, Zahlung und Lieferung gleichzeitig, 

. Abschluß und Zahlung gleichzeitig, Lieferung später, 

. Abschluß und Lieferung gleichzeitig, Zahlung später, E 
. Abschluß vorausgehend, Zahlung und Lieferung folgen und sind gleichzeitig, 
. Abschluß vorausgehend, dann Zahlung, dann Lieferung, 

6. Abschluß vorausgehend, dann Lieferung, dann Zahlung. 

Bei Fall 1 und 2 kann für den Verkäufer keine Gefahr entstehen), bei Fall 3 
entsteht die Gefahr durch die Zielgewährung und durch die Möglichkeit des Ver- 
zugs des Käufers. Zahlungs- und Verzugsklauseln müssen also hier geprüft 
werden. Bei Fall 4 genügt eine Preisklausel, wenn die Ware nur gegen Zahlung 
ausgeliefert wird. Ist das nicht möglich und lautet die Bedingung ‚Netto Kasse bei 
Erhalt der Rechnung (Ware)“, so muß eine Verzugsklausel dazu kommen. In 
Fall 5 genügt eine Preisklausel, es ist aber praktisch, sich für den Fall des Ver- 
zugs des Käufers das Rücktrittsrecht vorzubehalten. In Fall 6, der im kauf, 
männischen Verkehr der Vorkriegszeit am häufigsten vorkam, zeigen sich alle 
Gefahren vereinigt. Deshalb müssen hier Preis-, Zahlungs- und Verzugsklauseln 
angewandt werden. 

Im folgenden wollen wir also sehen, welche Entwicklung die Verkaufs- 
bedingungen in der Nachkriegszeit genommen haben, soweit die Preis-, Zahlungs- 
und Verzugsklauseln in Frage kommen. 
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B. Darstellung: I. Die Verkaufsbedingungen im Lederhandel. 
a) Von Kriegsende bis Mitte 1920. Verkauf freibleibend. Kein Ziel. 


Im Frieden vollzog sich der Handel mit Leder meist unter folgenden Formen? 
Die Abschlüsse waren langfristig. Die Lieferung des Leders erfolgte, wenn es 
aus der Fabrikation kam, zwei bis drei, ja sogar sechs Monate nach dem Abschluß. 
Der Rechnungsbetrag war fällig 30 Tage nach Datum der Faktura (Datum der Liefe- 
rung). Bei früherer Zahlung wurden 20% Skonto gewährt. Sehr häufig geschah 
die Zahlung in Wechseln. Selbstverständlich wurde nur zu festen Preisen verkauft, 
Preisvorbehalte und auch Verzugsklauseln waren so gut wie unbekannt. Das 
einzige, was sich in engen Grenzen änderte, waren die Zahlungsbedingungen. Daher 
kommt es, daß der ganze Komplex der Verkaufsbedingungen auch jetzt noch viel- 
fach als „Zahlungsbedingungen“ zusammengefaßt wird. 1 

Der Krieg beseitigte die langfristigen Abschlüsse und jede Zielgewährung. 
Zahlung mußte bei. Lieferung erfolgen, entweder bei Erhalt der Ware oder bei 
Erhalt der Rechnung, wenn nicht Vorauszahlung ausbedungen war. 

Die Aufhebung der Zwangswirtschaft am 15. August 1919 änderte an diesem 
Zustand vorerst nichts. Doch allmählich wurden wieder langfristige Abschlüsse 
üblich. Unter der Einwirkung der Geldentwertung, die einstweilen noch als 
Teuerung aufgefaßt wurde, sahen sich die Lederfabrikanten und Lederhändler. 


‘) Wir sehen ab von der Gefahr, die dadurch entsteht, daß die eingehenden Gelder nicht 
wertbeständig angelegt werden können. 
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‚ferner bald genötigt, nicht mehr zu festen Preisen zu verkaufen; zwar wurde in 
‚der ersten Zeit noch kein Ziel gewährt, allgemein wurde Zahlung bei Erhalt der 
‚Rechnung oder der Ware verlangt, aber da die Abschlüsse langfristig waren, konnte 
‚für den Verkäufer ein großer Verlust entstehen, wenn zwischen Abschluß und 
‚Lieferung das Geld sich entwertet hatte: Es wurde deshalb vielfach nicht nur 
freibleibend angeboten, wie es ja schon im Kriege stark üblich geworden war, es 
‚ wurde auch freibleibend verkauft, d.h. die Zahlung sollte erfolgen zu dem Preise, 


der am Tage der Lieferung gültig war. 


:  . Diese Abschlüsse zum ‚„Tagespreis“ waren ein geeignetes Mittel, die Ge- 
fahren der Geldentwertung von dem Lieferer auf den Abnehmer abzuwälzen. In- 


‚sofern erfüllten sie also die Hauptaufgabe einer Preisbestimmung, die Forderung 
des Verkäufers vor der Entwertung zu schützen. 


Nun kann man an eine gute Preisbestimmung auch noch andere Anforderungen 


stellen, sie soll vor allem, wie jede Vertragsklausel, so klar sein, daß nicht 
‚ Streitigkeiten aus ihr erwachsen. Ferner soll sie es dem Abnehmer ermöglichen, 
‚den endgültigen Preis auf seine Angemessenheit zu prüfen und zuletzt soll eine 
gute Preisbestimmung auch dem Abnehmer die Möglichkeit geben, eine geordnete 
‚ Kalkulation aufzustellen, um seinerseits seinen Abnehmern Angebote zu machen. 


Diese Nebenaufgaben einer Preisbestimmung werden von der Klausel des 
„Aagespreises“‘ sehr mangelhaft erfüllt. Leder hat keinen so allgemein anerkannten 


‚ Marktpreis, daß der Tagespreis stets zweifellos festzustellen wäre. Der Käufer 


hat also nicht die Möglichkeit, den endgültigen Preis so genau zu kontrollieren, 


, wie es wünschenswert wäre; hat er es mit unreellen Lieferanten zu tun, so ist er 
 Übervorteilungen ausgesetzt. Ferner hat der Käufer, der zum Tagespreis ab- 


geschlossen hat, nicht die Möglichkeit, eine ordentliche Kalkulation aufzustellen, 
deren er für seine Angebote bedarf. 

Trotz dieser Mängel fand die Klausel ‚Tagespreis“ vielfach Anwendung. 
Wie weit das der Fall war, hing natürlich in der Hauptsache von der Konjunktur 


ab. In Zeiten steigender Preise war ein langfristiger Abschluß zu festen Preisen 
‚für den Abnehmer kaum zu erlangen. Doch kann man nicht sagen, daß in Zeiten 
‚steigender Konjunktur allgemein zum Tagespreis abgeschlossen worden wäre. 


\ 


ı Viele Fabrikanten zogen es vor, ihre Leder nur zu verkaufen, so wie sie aus der 


‚Fabrikation kamen und verkauften dann zu festen Preisen. Der Ledergroßhandel 


ı verkaufte in solchen Fällen nur, was er auf Lager hatte, doch war der Leder- 


‚ großhandel gerade in den Zeiten, in denen die Bedingungen verschärft wurden, 


meist entgegenkommender als die Fabrikanten. Für den Lederkleinhandel kam 
‚natürlich ein Verkauf zu künftigen Tagespreisen nicht in Frage; seine Abnehmer, 


‚in der Hauptsache Schuhmacher, kauften stets zu festen Preisen, aber Zug um Zug. 


Nicht selten wurden jedoch auch in Zeiten steigender Preise noch Abschlüsse 


‚zu festen Preisen getätigt. Die kaufmännische Praxis sah ja sehr lange die Preis- 
‚ steigerung als Warenwertsteigerung an und erkannte die Geldentwertung nicht. 
' Demgemäß verkauften viele Fabrikanten ihre Produktion auf lange Zeit im voraus 
' zu festen Preisen und deckten sich beim Abschluß mit den nötigen Rohstoffen ein. 
Der Käufer zahlte bei Lieferung oder es wurde sogar noch Ziel gewährt. Ein 
‚ solches Verfahren war natürlich nur Leuten möglich, die über viele flüssige Mittel 
‚ verfügten oder die ihrerseits auf Kredit kauften. In letzterem Falle war das Ver- 
' fahren auch tatsächlich gefahrlos, wenn Forderungen und Schulden sich einiger- 


maßen das Gleichgewicht hielten. Trat eine Veränderung des Geldwertes ein, so 
wurde an den Schulden gewonnen, was an den Forderungen verloren wurde oder 
auch umgekehrt. Hatte sich aber der Fabrikant die Ersatzrohstoffe mit eigenen 
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Mitteln beschafft und es trat später eine Geldentwertung ein, so war der Fabrikant 
zwar gegen eine Entwertung seiner flüssigen Mittel geschützt, eine Verlustmöglich- 
keit war beseitigt, aber eine Steigerung der Preise bedeutete noch keinen Gewinn, 
wodurch der Verlust an der Forderung wettgemacht worden wäre. Dennoch wurde 
das vielfach so angesehen, weil man nicht erkannte, daß die Preissteigerung nur 
eine Folge der Geldentwertung war. Noch im Frühjahr 1923 konnte man vereinzelt 
tüchtige Kaufleute finden, die ganz auf diesem Standpunkt standen und in Zeiten 
steigender Preise geneigt waren, zu festen Markpreisen zu verkaufen. 

Der so gekennzeichnete Zustand währte bis etwa Mitte 1920. In dieser Zeit 
kaufte man also je nach der Konjunktur zu festen Preisen oder zum Top 
Ziel wurde nicht gewährt. 


b) Mitte 1920 bis Mitte 1922. Es wird wieder Ziel gewährt. 
Die Geldentwertung noch nicht erkannt. 


Etwa seit Mitte 1920 fingen die großen Lederfabriken wieder an, Ziel ee. 
gewähren. Dieser Umschwung vollzog sich im Stillen, die Fachzeitschriften nahmen 
gar keine Notiz davon. Es ist anzunehmen, daß kleine Fabriken und auch der 
Lederhandel schon vorher Ziel gewährt hatten. Die Zielgewährung war erzwungen 
worden durch die schlechten Zahlungsmanieren der Abnehmer. Wenn auch die 
Bedingung stets gelautet hatte: „Netto Kasse bei Erhalt der Rechnung (Ware)“, 
so war es eigentlich allmählich die Ausnahme geworden, daß die Bedingung inne- 
gehalten wurde, in der Regel mußte man mit Verzögerungen rechnen. Das hatte 
seinen Grund einerseits in einem wirklichen Kapitalmangel der Abnehmer, ander- 
seits in der bereits erwähnten Sitte, das Geschäft auch in illoyaler Weise auf 
Kosten der Lieferanten zu finanzieren; man hielt sich nicht an die Abmachungen, 
obwohl es möglich gewesen wäre. 

Diese rücksichtslose und eigentlich etwas unsaubere Geschäftsgebarung wurde 
keineswegs nur von neuen Geschäften angewandt, die nur der Nachkriegs- 
konjunktur ihre Existenz verdankten und von den alten Häusern über die Achsel: 
angesehen wurden; vielfach waren es die alten großen Betriebe, die in Aus- 
nützung ihrer wirtschaftlichen Überlegenheit die größte Rücksichtslosigkeit zeigten. 

Daß nun offiziell Ziel gewährt wurde, änderte an den tatsächlichen Verhält- 
nissen nichts; wurde Ziel nicht gewährt, so wurde es einfach genommen. Seit 
Mai 1921 war es die Regel, daß Ziel vereinbart wurde. Die Länge des Ziels war 
aber sehr verschieden, sie betrug 1—4 Wochen und noch mehr. Entscheidend 
waren hier die Konjunktur und die Verhältnisse zwischen Lieferanten und Ab- 
nehmer. In Zeiten steigender Konjunktur wurde natürlich wenig Ziel gewährt, es 
verschwand sogar, aber es kam wieder, so wie die Konjunktur abflaute. Alten 
guten Abnehmern räumte man natürlich mehr Konzessionen ein als neuen. Man 
fürchtete, langjährige Kunden zu verlieren. Weiter spielte aber hier das Ver- 
hältnis der wirtschaftlichen Kraft des Abnehmers zu der des Lieferanten eine Rolle. 
Der wirtschaftlich Starke erzwang sich gute Bedingungen von seinem schwächeren 
Kontrahenten. 

Der Grund, daß überhaupt, und besonders in Zeiten steigender Konjunktur, 
wenig oder gar kein Ziel mehr gewährt wurde, war keinesswegs die Geld- 
entwertung. Diese war ja noch gar nicht erkannt. Es war der Kapitalmangel, der 
hier maßgebend war. Wenigstens wurde als Grund der Ablehnung eines Ziels 
stets Mangel an Betriebsmitteln genannt, und es ist kein Grund, an der Auf- 
richtigkeit dieser Begründung zu zweifeln. Wäre die Geldentwertung erkannt ge- 
wesen, so würde man nicht gezögert haben, sie als Grund anzugeben. 
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Es muß noch erwähnt werden, daß manche Lederfabriken die allgemeine Ent- 
wicklung nicht mitgemacht haben. Sie haben nie Ziel gewährt. Naturgemäß konnte 
‚Jas am ehesten eine große kapitalkräftige Unternehmung, die unter Umständen eine 
Zeitlang auf Lager arbeiten kann und die auch oft eine Art Monopolstellung be- 
züglich der von ihr fabrizierten Leder hat. Doch auch eine solche Fabrik war 
ziemlich machtlos gegen die Unsitte, die Bedingung „Kasse bei Erhalt der Ware 
(Rechnung)“ nicht innezuhalten. 
| Dieser Zustand, daß jeder Fabrikant und jeder Händler sich mit den Schwierig- 
keiten herumschlug, so gut er konnte, war natürlich sehr mißlich, und es ist zu 
'verwundern, daß die Verbände der Lederindustriellen und der Lederhändler sich 
so wenig mit der Frage der Verkaufsbedingungen befaßt haben. Angeregt wurde 
'ein gemeinsames Auftreten zwar oft, aber es kam lange Zeit nicht zu positiven 
‚Maßnahmen!). | 

Der Gedanke, sich in der Geschäftsgebarung durch Verbandsbeschlüsse binden 
zu lassen, war dem Lederfabrikanten ungewohnt, und es ist bekanntlich leichter, 
‚sachliche Schwierigkeiten zu überwinden, als solche seelischen Charakter, namentlich, 
‚wenn, wie hier, ein Opfer an Selbständigkeit verlangt wird. In einem solchen Falle 
lassen es die Beteiligten leicht soweit kommen, daß der Zustand von allen Seiten 
'als unerträglich angesehen wird, dann ist auf einmal von sachlichen Schwierig- 
keiten nicht mehr die Rede und was früher undiskutabel war, wird mit einem 
'Schlage durchgeführt oder wenigstens versucht durchzuführen. So war es auch hier. 


c) Mitte 1922 bis Mitte 1923. Die Normal-Verkaufsbedingungen des 
Zentral-Vereins der Deutschen Lederindustrie. 


| Gegen Anfang August 1922 begannen viele Lederfabrikanten Abschlüsse zu 
festen Preisen zu tätigen unter Angabe des der Kalkulation zugrunde liegenden 
‚Dollarkurses, und zwar mit der Bedingung, daß sich die Preise veränderten gemäß 
‚dem jeweiligen Stand des Dollars. Bei Kassageschäften war maßgebend der Kurs 
‚am Lieferungstage, sonst der Kurs am Tage des Zahlungseingangs. Seltener wurden 
das Pfund und der Gulden als Maßstab genommen. 
| Das war eine radikale Änderung der bisherigen Verkaufsbedingungen, die bei 
den Abnehmern zuerst auf großen Widerstand stieß. Da aber gerade die führenden 
‚Lederfabrikanten eine Preisberechnung in stabiler Währung für nötig hielten und 
da sie sich von einem gemeinsamen Beschluß eine Stärkung ihrer Position ver- 
sprachen, wurde auf die Tagesordnung der Generalversammlung des Zentral-Vereins 
‚der Deutschen Lederindustrie auch ein Punkt gesetzt: Allgemeine Verkaufs- 
‚bedingungen, gleitende Preise usw. Es ist nun überaus bezeichnend, daß man 
‚jetzt, wo die Frucht reif geworden war, die Zeit nicht abwarten konnte; am 
P5. September 1922 sollte die Tagung des Zentral-Vereins stattfinden, aber schon 
‚am 31. August stellten der Hauptausschuß und die Vorsitzenden der Fachgruppen 
‘die „Normal-Verkaufsbedingungen der Lederindustrie für das Inland“ auf. 
| Die Mitglieder des Zentral-Vereins wurden keineswegs verpflichtet, nur auf 


Grund der Normal-Verkaufsbedingungen zu verkaufen; diese Bedingungen wurden 


| 1) Bezeichnend für dfe Haltung der Beteiligten ist ein Bericht über eine Tagung des 
' Vereins Deutscher Wildhäutegerber (Ledermarkt 14. Juni 1921). „Ferner stand zur Diskussion, 
' ob die Regelung allgemeiner Lieferungsbedingungen u. dgl. für die Lederindustrie insonderheit 
für die Wildhäutegerber zweckmäßig sei. In diesem Punkte war die Versammlung einstimmig 

der Änsicht, daß, wie die Erfahrung gelehrt habe, solche Vorschriften für die Lederindustrie 

nicht zweckmäßig seien und jedem Werk größtmögliche Freiheit gelassen werden müsse.“ — 
‚ Es ist zu beachten, daß hier nur von der Lederindustrie die Rede ist, die Möglichkeit auch 
‘ den Lederhandel in eine solche Einigung einzuschließen, wurde gar nicht erörtert. 
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den Lederfabrikanten nur als Richtlinien empfohlen. Es fällt vor allem auf, daß 
die NVB. (Normal-Verkaufsbedingungen) keine Bestimmung über die Zahlungs- 
bedingungen enthalten; aus dem Wortlaut :geht aber hervor, daß man mit Ziel- 
gewährung rechnete: Aus den NVB. interessieren vor allem die ersten drei Para- 
graphen. $1 lautet: Ci 

„Die Preise werden in Mark berechnet.“ 

Diese Bestimmung nahm Rücksicht auf die starke Antipathie der Abnehmer 
gegen die Preisstellung in ausländischer Währung. 

S2 lautet: | 

„Für sofort lieferbare Ware gelten die Preise als Festpreise unter Voraus- 
setzung sofortiger Zahlung. In anderen Fällen erfolgt die Preisberechnung auf 
Grund des Devisenstandes an einem bestimmten Tage, z.B. dem Tage des Ab- 
schlusses, der Fakturierung, des Versandes oder des Eingangs des Gegenwertes, je { 
nach Vereinbarung.“ 

Da man nicht in ausländischer Währung direkt fakturieren wollte, griff man 
zu dem Aushilfsmittel der Preisberechnung auf der Grundlage einer ausländischen 
Währung. 

Sehr wichtig ist $3. der NVB., er lautet: 

„Durch Unterlassen der vereinbarten Zahlung kommt der Käufer in Zahlungs- 
verzug. Der Käufer hat in diesem Falle außer den gesetzlichen Verzugszinsen von 
50% noch weitere Zinsen bis zur Höhe der jeweiligen Bankzinsen und die ent- 
stehenden Bankspesen zu vergüten. Außerdem geht bei Nichteinhaltung des ver- 
einbarten Zahlungstermins eine von diesem Termin bis zum Tage der Zahlung 
eintretende weitere Geldentwertung sowie jeder sonst entstehende Schaden zu 
Lasten des Käufers.“ ü 

Es will uns scheinen, als ob der $3 der wichtigste der ganzen Verkaufs- 
bedingungen sei, denn die Gefahr, daß zwischen Lieferung und Fälligkeit der 
Zahlung eine Geldentwertung eintrete, war begrenzt und durch Verkürzung des 
Ziels auf ein Mindestmaß zu reduzieren, aber die Gefahr einer GREIFT in 
der Zeit des Verzugs des Abnehmers war unbegrenzt. 3 

Das Streben des Zentral-Vereins, seine Mitglieder zu unterstützen in dem 
Bemühen, die Gefahren der Geldentwertung abzuwenden, kann man nur als be- j 
rechtigt anerkennen, und man muß sein Vorgehen noch als maßvoll bezeichnen, 
einesteils deshalb, weil er die NVB. nicht obligatorisch machte und weiter auch 
deshalb, weil diese Bedingungen eine Preisberechnung auf’ Grund des Devisen- 
standes am Tage des Abschlusses, der Fakturierung und des Versandes zuließen. 

Sehen wir nun, ob und wie die NVB. ihre Aufgabe erfüllten. Gegen die 
Geldentwertung war der Verkäufer nur geschützt, wenn er die schärfste Form 
wählte, die die NVB. vorsahen, wenn vereinbart wurde, daß der Kurs des Tages 
des Zahlungseinganges maßgebend sei. In allen übrigen Fällen, die auch vor- 
gesehen waren, trug der Verkäufer das Risiko der Geldentwertung vom Stichtag 
bis zum Eingang der Zahlung. Da es ja aber dem Fabrikanten freistand, die 
schärfste Form zu wählen, wurde also die Hauptaufgabe der Verkaufsbedingungen 
erfüllt. Ferner war die Preisberechnung auf Grund einer ausländischen Währung, 
die ja genau so wirkt wie direkte Fakturierung in ausländischer Währung, noch 
zweckmäßig, weil für die Devisen eine allgemein anerkannte Notiz bestand, so 
daß erstens Streitigkeiten nicht entstehen konnten und zweitens der Abnehmer 
die Möglichkeit hatte, seinem Abnehmer einen Preis anzugeben, wobei er sich 
allerdings auch einer fremden Währung bedienen mußte. 

Diesen Vorteilen einer Verwendung ausländischer Währungen standen Ds j 


een 
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'gewichtige Nachteile gegenüber. Vor allem stiegen bei den meisten Waren die 
Wiederbeschaffungskosten nicht so rasch wie etwa der Dollar oder das englische 
Pfund. Die Wiederbeschaffungskosten fielen zwar auch nicht so rasch, aber das 
‚spielte weniger eine Rolle, da wir es ja leider meist mit einem Steigen zu tun 
‚hatten. Vor allem gilt das Gesagte von Fabrikaten, deren Kosten zum großen 
Teil aus Löhnen bestehen. Infolgedessen bedeutet Preisberechnung in ausländischer 
'Währung oder auf Grund ausländischer Währung bei raschem Sinken der Mark 
‘einen übermäßigen Gewinn für den Lieferanten. Dazu kommt, daß der Käufer, der 
ja in Mark zahlte, nicht wußte, welche Summen er bereit zu halten hatte, weshalb 
diese ganze Methode als Übervorteilung angesehen wurde. 

Auch sind viele Klagen darüber laut geworden, daß der Verkauf auf Grund 
einer ausländischen Währung zu einer unlauteren Geschäftsgebarung Anlaß gebe. 
In Zeiten starker Geldentwertung soll es häufig vorgekommen sein, daß Liefe- 
rungen dann auf den Weg gebracht wurden, wenn der Dollar seinen H5chststand 
erreicht hatte und mit einem Fallen so gut wie sicher zu rechnen war. War für 
die Preisberechnung maßgebend der Kurs des Lieferungstages oder des Datums 
der Faktura, so konnte eine solche Methode zu schwerer Schädigung des Käufers 
führen. Entsprechend soll dann die Lieferung zurückgehalten worden sein, wenn 
der Dollar fiel oder das Steigen erst begann. Nun ist ja nicht anzunehmen, daß 
die Spekulation auf Kosten des Käufers immer geglückt ist, aber daß schon der 
Anreiz zu solcher Spekulation da ist, ist ein Übelstand. Ist der Kurs des Tages 
des Zahlungseingangs maßgebend, so ist umgekehrt der Käufer der Versuchung 
ausgesetzt zu spekulieren und einen günstigen Kurs abzuwarten. 

Man. muß also zugeben, daß die Verwendung einer ausländischen Währung 
große Mängel hat, doch so groß und so unangenehm diese Mängel sein mögen, es 
dürfte unmöglich sein, eine Methode ausfindig zu machen, die keine Mängel aufweist. 

Sehen wir uns nun die Verzugsklauseln des $3 der NVB. an. 

Es ist ganz in der Ordnung, daß der im Verzug befindliche Zahler die Gefahr 
der Geldentwertung trägt, aber es ist unbillig, ihn auch gleichzeitig mit erhöhten 
Verzugszinsen zu belasten. Die hohen Bankzinsen der Geldentwertungszeit ent- 
halten auch eine Prämie für die Gefahr der Geldentwertung, und auf diese Prämie 
hat nur Anspruch, wer die entsprechende Gefahr trägt. Allerdings ist hier eine 
‘Ausnahme zu machen. Tritt nämlich während des Verzugs des Abnehmers eine 
Geldentwertung nicht ein und der Lieferant ist durch den Verzug gezwungen, 
Bankkredit in Anspruch zu nehmen, so ist es billig, daß er die hohen Bankzinsen 
auf den Abnehmer abwälzt; denn das Bankgeld soll ja das durch Verzug fehlende 
Geld ersetzen und die Kosten dieses Ersatzes muß der im Verzug Beüindliche 
tragen. Tritt dagegen während des Verzugs eine Geldentwertung ein und der 
Lieferant bekommt infolgedessen, weil der Abnehmer das Risiko der Geld- 
entwertung trägt, eine bedeutend höhere Marksumme herein, so kann er damit 
Bankschuld samt Zinsen tilgen, und ist die Geldentwertung auch nur unbedeutend, 
so macht er noch einen Gewinn. Der 83 der NVB. hätte deshalb lauten sollen: 
„Ist der Käufer in Zahlungsverzug, so hat der Lieferant die Wahl, entweder eine 
während des Verzugs eintretende Geldentwertung auf den Käufer abzuwälzen oder 
Verzueszinsen zu berechnen in Höhe der während des Verzugs üblichen Bank- 
zinsen.“ | 

Der Fall, daß der Lieferant infolge der Geldentwertung eine höhere Mark- 
summe herein bekam und trotzdem nicht Bankschuld nebst Zinsen zurückzahlen 
konnte, dürfte wohl kaum je vorgekommen sein; jedenfalls lohnt es sich nicht, 
für diese seltenen Ausnahmefälle Bestimmungen zu treffen. 


! 


Wenn man sich auf den Standpunkt stellt, daß der im Verzug Befindliche 
nur den Schaden zu tragen hat, der durch den Verzug entsteht, so kann em 
Lieferant, der wegen des Verzugs Bankkredit in Anspruch nimmt, nun die da- 
durch entstehenden Kosten in Rechnung stellen, denn die Geldentwertung bringt 
ihm keinen Schäden, weil er an der Bankschuld gewinnt, was er an der Forde- 
rung verliert. Die Geldentwertung zu berechnen, ist eigentlich nur gerecht, wenn 
es unmöglich war, für die durch den Verzug fehlenden Mittel anderweitig Ersatz. 
zu beschaffen. Wohlgemerkt Ersatz durch Markkredit, bei Valutakredit ist 2 
Sache natürlich ganz anders. | 

Daraus, daß trotzdem der Zentral-Verein die obigen Terzumabestiain 
getroffen hat, darf man nun keine ungerechten Schlüsse ziehen. Den Männern, 
die die NVB. aufgestellt haben, ist es nicht zum Bewußtsein gekommen, daß der 
Bankzins kein reiner Zins mehr sei, für sie war Zins Zins. Daß das so ist, sieht 
man daraus deutlich, daß auch die Abnehmer sich an der Berechnung der Ba 
zinsen nicht gestoßen haben. 

Die Abnehmer der Lederfabrikanten haben die NVB. nicht so ohne weiter 
hingenommen. Es ist schon weiter oben gesagt worden, daß die Fabrikanten, die 
zuerst die Preisberechnung auf Grund des Dollarkurses anwandten, auf großen 
Widerstand stießen. Außerordentlich viele Geschäfte scheiterten, weil sich Ver- 
käufer und Käufer über diesen Punkt nicht einigen konnten, obwohl man sich 
damals schon daran gewöhnt hatte, daß der Preis sich nach dem Stand der De- 
visen richtete. Die Hauptabnehmer der Lederfabrikanten, die Schuhfabrikanten, 
erklärten, daß dem Vorgehen der Lederfabrikanten sowohl die wirtschaftliche 
Voraussetzung fehle, wie die Rechtsgrundlage. Als nun vollends die NVB. er 
schienen, fühlten sich die Schuhfabrikanten zu Gegenschritten veranlaßt. Der 
Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten lud deshalb den Zentral- 
Verein der Deutschen Lederindustrie, den Verband der Ledergroßhändler und die 
Arbeitsgemeinschaft der Schuhhandelsverbände zu einer gemeinsamen Beratung 
der Zahlungsbedingungen auf den 12. September 1922 nach Frankfurt ein. | 

Mit dieser Versammlung vom 12. September werden wir uns noch näher zu 
beschäftigen haben, hier sei nur soviel gesagt, daß der Zentral-Verein die Ein- 
ladung nicht annahm, er blieb bei den einmal beschlossenen Bedingungen. 

Es ist zu beachten, daß der Lederhandel bei der Regelung der Verkaufs- 
bedingungen genau so vor eine vollendete Tatsache gestellt wurde, wie die übrigen 
Abnehmer der Lederindustrie. Mit diesen opponierte der Lederhandel, aber ohne 
jeden Erfolg; er mußte sogar, nachdem er eine Zeitlang kulanter gewesen war als 
die Industrie und dadurch manches Geschäft an sich gebracht hatte, genau die- 
selben Verkaufsbedingungen anwenden; denn auf die Dauer kann niemand ohne 
. Schaden seine Abnehmer darin besser stellen als er selber gestellt ist. 

Wie war es nun mit der praktischen Anwendung der NVB. bestellt? 

Wir haben schon weiter oben gesagt, daß die Verzugsklauseln des 83 die, 
größte Bedeutung hatten. Das ergibt sich aus der praktischen Anwendung. 

Sehr selten findet man eine Preisberechnung in der Art, daß maßgebend für 
den endgültigen Preis der Dollarkurs des Zahlungstages sei. Am häufigsten war 
die Grundlage der Preisberechnung der Dollarkurs am Tage der Lieferung oder der 
Fakturierung. Dazu kam dann, daß nach Ablauf eines kurzen Ziels, meist sieben 
Tage, die Verzugsbestimmungen des $3 in Anwendung kamen. Doch blieb es teil- 
weise dabei, daß kein Ziel gewährt wurde. Die Bedingungen einer großen Leder- 
fabrik lauteten folgendermaßen: | 

„Netto Kasse nach Erhalt der Rechnung, d.h. längstens innerhalb sieben 
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Tagen nach Rechnungserteilung muß der Fakturenbetrag in bar ohne jeden Abzug 
in unserem Besitz sein. Bei Nichteinhaltung der getroffenen Abmachungen be- 
halten wir uns vor, für die in Verzug geratenen Beträge die bankmäßigen® Zinsen 
. Spesen sowie den etwaigen Minderwert der Markwährung zu berechnen, so- 
‚weit der Dollarkurs des Zahlungstages den Dollarkurs des Fakturentages mehr als 
100% übersteigt. Maßgebend ist der Briefkurs der Berliner Börse.“ 
Zettel mit dem Abdruck dieser Bedingungen waren seit Oktober 1922 den 
‘Rechnungen beigelegt, aber, und das ist sehr bezeichnend, nur in Zeiten der 
‚Hausse. Mit dem Abflauen der Hausse ließen viele Lederfabrikanten wieder von 
‘der Dollarklausel ab. 
Auch nach Aufstellung der NVB. ist das Bild der Verkaufsbedingungen sehr 
Imannigfaltig geblieben. Die Faktoren, die es bestimmen, sind dieselben geblieben, 
nur kann man seit Juli—August 1922 eine allgemeine Verschärfung der Be- 
‚dingungen feststellen. 
| Um ein Bild dieses Zustandes zu geben, seien die Verkaufsbedingungen einer 
ziemlich großen Lederfabrik besprochen. Die Fabrik hat einen großen Kunden- 
'kreis, wozu viele kleine Abnehmer gehören. Daher kommt es, daß die Fabrik 
Isechs verschiedene Formen von Verkaufsbedingungen anwandte. 
| I. Form: „Zahlbar innerhalb 14 Tagen nach Rechnungsdatum rein netto“ 
‘oder auch: „Zahlbar bis zum ...... rein netto.“ 
Man könnte sich in der Zeit tiefsten Friedens wähnen, wenn man diese Be- 
‚dingungen sieht, fester Markpreis, 14 Tage Ziel und keine Verzugsbestimmung. 
II. Form: „Zahlbar innerhalb 14 Tagen nach Rechnungsdatum rein netto. 
‚Bei Zielüberschreitung kursgesicherte Zahlung und Berechnung der üblichen Bank- 
ızinsen. Es ist aber mindestens der Markbetrag der Faktura zu zahlen.“ 

Hier finden wir also Verzugsbestimmungen gemäß $ 3 der NVB. Die weitere 
‘Klausel über den Mindestmarkbetrag wird weiter unten besprochen. 
III. Form: Dasselbe wie Il, aber der Abnehmer kann auch mit Akzept zahlen, 
‚wobei für die Tage vom Eingang des Akzepts bis zum 14. Tage nach Rechnungs- 
‘datum kein Diskont abgezogen wird. 
IV. Form: „Die Rechnung ist zahlbar bei Erhalt der Ware rein netto. Bei 
|Verzögerung kursgesicherte Zahlung.“ 
| Hier ist also fester Markpreis, aber kein Ziel und Anrechnung der Geld- 
|entwertung im Falle des Verzugs. 

V. Form: „Die Rechnung ist zahlbar bei Erhalt der Ware rein netto. Bei 
Verzögerung kursgesicherte Zahlung und Berechnung der üblichen Bankzinsen. Es 
‚ist aber mindestens der Markbetrag der Faktura zu zahlen.“ 
| Hier werden also bei Verzug neben der Geldentwertung noch die Bankzinsen 
gerechnet. 

VI. Form: Wie V, aber der Abnehmer kann mit Akzept zahlen, wobei natür- 
‚lich der Diskont abgezogen wird. 

Bei I, II und III also fester Markpreis und ein Ziel von 14 Tagen, bei 
II und III aber scharfe Verzugsbestimmungen. Bei IV, V und VI auch fester Mark- 
' preis, aber kein Ziel und verschieden scharfe Verzugsbestimmungen. Der Fabrikant 
ı wandte also Preisberechnung auf Grund ausländischer Währung überhaupt nicht 
‚an, wo er sein Risiko möglichst verringern wollte, gab er kein Ziel. Diese Verkaufs- 
‚ bedingungen waren sicherlich sehr gemäßigt. Form I erscheint geradezu unzeit- 
‚ gemäß, aber sie wurde auch wohl nur bei ganz zuverlässigen Zahlern angewandt. 
| Bei Form II, II, V und VI findet sich nun die weitere Klausel „Es ist aber 
' mindestens der Markbetrag der Faktura zu zahlen.“ Von der Lederindustrie wurde 
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diese Klausel zuerst Anfang 1923 angewandt, als der Dollar durch die Mark- 
stützungsaktion der Reichsbank von etwa 40000 auf etwa 20000 heruntergedrückt 
wurde. Begründet wurde die Klausel mit der Behauptung, daß ein Teil der Kosten 
durchaus markabhängig sei und nicht bei einem Sturz der Devisen mit herabgehe., 
Diese Behauptung ist ja sicherlich durchaus stichhaltig, aber sie läßt sich auch 
gegen die Maßstäblichkeit des Dollars überhaupt ins Feld führen, da die mark- 
abhängigen Kosten auch nicht mit dem Dollar steigen. Die Fabrikanten erkennen 
das natürlich nicht an und das ist psychologisch ja auch sehr gut verständlich; 
denn ist jemand durch die Gunst der Lage imstande, auf Kosten seines Kontra- 
henten einen ungerechtfertigten Vorteil zu erlangen, so ist er noch lange nicht 
bereit, diesem Kontrahenten denselben Vorteil zuzugestehen, wenn sich die Lage 
umgekehrt hat. In solchen Fällen wird dann viel mit Gründen gearbeitet, die 
einer genauen Prüfung nicht standhalten. 

Durch die Preisberechnung in oder auf Grund einer stabilen Valuta wurde 
es wieder ermöglicht, langfristig abzuschließen. Von dieser Möglichkeit ist auch 
reichlich Gebrauch gemacht worden, und es sind sogar auch noch viele lang- 
fristige Abschlüsse auf Grund fester Markpreise getätigt worden, nachdem man 
längst mit ausländischer Währung arbeitete. 

Neben dem Dollar wurde im Inlandsverkehr noch das englische Pfund und 
der holländische Gulden als Rechnungseinheit angewandt. 

Die praktisch angewandten Formen der Verkaufsbedingungen blieben also 
nicht wenig zurück hinter den NVB. Dazu kam, daß auch die vereinbarten Be- 
dingungen vielfach nicht innegehalten wurden. Überschreitung des Zahlungsziels 
war an der Tagesordnung und dagegen halfen auch die Verzugsklauseln nichts. 
Diese Klauseln standen auch meist nur auf dem Papier, gegenüber dem schlechten 
Willen und auch dem Unvermögen der Käufer war es nur sehr selten möglich, 
$3 der NVB. anzuwenden. Ähnlich war es mit der Klausel: „Die Zahlung wird 
berechnet zum Kurs des Tages des Eingangs des Gegenwertes.“ Wich der Kurs 
des Zahlungstages von dem Kurs des Stichtages ab, so war es so gut wie un- 
möglich, die Restsumme hereinzubekommen, es wurde einfach nicht gezahlt. 

Erst Mai, Juni 1923, wo der dadurch entstehende Verlust zu groß wurde, 
machte man diesem Unwesen ein Ende. Wer nun nicht gemäß der Vereinbarung 
ünd pünktlich zahlte, bekam nichts mehr. 

Es bleibt nun noch ein Wort zu sagen über die spätere Entwicklung der 
Verkaufsbedingungen. Die NVB. ermöglichten es dem Fabrikanten, so gut Verkaufs- 
bedingungen das überhaupt können, sich vollkommen gegen die Geldentwertung 
zu schützen, er brauchte nur die Preisberechnung auf Grund des Devisenstandes 
am Tage des Einganges des Gegenwertes vorzunehmen. Diese Methode wirkte ja 
genau so wie Fakturierung in ausländischer Währung. 

Eine Verschärfung dieser Bedingung ist, abgesehen von der schon besprochenen 
„Mindestmarkklausel“, nur noch dadurch möglich, daß man effektive Zahlung in 
ausländischer Währung verlangt. Das war durch die Devisen-Ordnung verboten und 
ist auch nicht, soweit unsere Beobachtungen reichen, verlangt worden. 

Eine Veränderung dieser Bedingungen ist erfolgt, als die Kurse der ver- 
schiedenen Börsenplätze anfingen, weit auseinanderzuliegen. Statt des bis dahin 
meist angewandten Berliner Briefkurses wurden angewandt Neuyorker und Dan- 
ziger Kurs. 

Jedenfalls brauchte der Zentral-Verein der Lederindustrie sich nicht zum 
zweiten Male mit den Verkaufsbedingungen zu beschäftigen. 

Der Lederhandel hat es nicht zu gemeinsamen Schritten in der Frage der 
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Verkaufsbedingungen gebracht. Angeregt wurden derartige Schritte zwar oft, 
aber es verlief alles im Sande. So kam es, daß der Lederhandel im großen und 
ganzen sich die Bedingungen zu eigen machen mußte, zu denen auch die Fabri- 
kanten verkauften. Im allgemeinen war aber der Handel kulanter als die Industrie. 


Auch vom Lederkleinhandel ist nicht viel zu berichten. Langfristige Ab- 
schlüsse waren im Kleinhandel nie üblich, es wurde nur vom Lager verkauft. Ver- 
Juste konnten also nur eintreten durch Zielgewährung und Verzug der Käufer. 
Diese Verlustmöglichkeit hat der Kleinhandel allerdings viel zu spät erkannt, er 
ist überhaupt in der ganzen Frage der Verkaufsbedingungen stets im Rückstande 
gewesen. Nachdem aber die Gefahr der Geldentwertung erkannt war, ging man 
im Lederkleinhandel dazu über, nur noch gegen bar zu verkaufen, da man gegen- 
über der kaufmännisch ganz ungeschulten Kundschaft Verkauf nach dem Dollar 
nicht durchsetzen konnte. Es hat aber sehr lange gedauert, bis der Kleinhandel 
sich mit der Kreditverweigerung durchsetzen konnte. Es kam das einesteils daher, 
daß der Kleinhandel selbst zum Teil kaufmännisch mangelhaft geschult ist, anderer- 
seits aber lag es daran, daß die persönlichen Beziehungen zwischen Lieferant und 
Kunden im Kleinhandel bedeutend enger sind als etwa im Großhandel. 


II. Die Verkaufsbedingungen im Handel mit Schuhen. 


a) Von Kriegsende bis Juni 1922. Einfluß der Verbände auf die Gestaltung 
der Verkaufsbedingungen sehr gering. 


Im Schuhhandel bestanden im Frieden dieselben Verhältnisse wie im Leder- 
handel, es wurde meist langfristig abgeschlossen und ein Ziel von etwa 30 Tagen. 
gewährt. Beides verschwand im Kriege, um teilweise der Vorauszahlung Platz 
zu machen. Nach dem Kriege, um genauer zu sein, nach der Aufhebung der 
Zwangswirtschaft (15. August 1919) wurde zwar die Vorauszahlung wieder be- 
seitigt, im übrigen blieb es bei den Kriegskonditionen, Verkauf nur vom Lager 
ohne Zielgewährung. Eine Änderung trat darin nur ein insoweit, als wieder Ver- 
käufe der Fabrikanten auf lange Frist stattfanden. Diese Abschlüsse fanden zum 
Tagespreis statt. Über die Vor- und Nachteile dieser Art der Preisbestimmung ist 
ja schon vorher ausführlich gesprochen worden. Im Schuhhandel waren die 
Nachteile des „Tagespreises“ noch größer als im Lederhandel, weil er hier noch 
unbestimmter war. Schon als man seit langer Zeit mit dem Tagespreis arbeitete, 
hat man den Begriff noch ganz verschieden ausgelegt. Der eine legte mit Rück- 
sicht auf alte Bestände seiner Berechnung den neuesten Marktpreis nicht voll 
zugrunde. Ein anderer nahm den Tag als Stichtag, an dem er die Waren in 
Arbeit nahm, und wieder andere nahmen den Versandtag als Stichtag. Logisch 
war nur das letztere Verfahren, aber da es nicht allgemein anerkannt war, ent- 
standen leicht Meinungsverschiedenheiten. Das war vor allem der Fall bei 
wachsenden Preisen. Stiegen die Preise, so nahm der Käufer jede auch noch so. 
scharfe Berechnung in den Kauf, wichen aber die Preise, so war in der Art der 
Preisberechnung leicht ein Vorwand gefunden, die Erfüllung des Vertrages zu 
verweigern. 

In der ersten Zeit nach Aufhebung der Zwangswirtschaft waren die Verhält- 
nisse für die Schuhfabriken sehr günstig, so daß von einer Zielgewährung nicht, 
die Rede war. Das änderte sich, als im Frühjahr 1920 der große Rückschlag kam. 
Jetzt stockte auf einmal der Absatz, die Schuhläden waren leer, es ging beim 
Kleinhändler kein Geld mehr ein. Um Geld zu bekommen, wurden vielfach von 
Fabrikanten und Schuhhändlern Angstverkäufe vorgenommen, die zu großen Ver-. 
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nicht nachkommen, deshalb mußten ihm Schuhindustrie und -großhandel Kon. 
zessionen machen. Das geschah einesteils durch Ermäßigung der Forderung 
anderenteils durch Zielgewährung. Die Zielgewährung wurde auch in der Folge, als 
die Krisis schon überstanden war, beibehalten. Die Entwicklung ist also ungefähr 
die gleiche wie im Lederhandel. 

Darin unterscheidet sich jedoch die Entwicklung in den beiden Branchen sehr, 
daß im Schuhhandel schon sehr früh die Verbände sich der Verkaufsbedingunge 
annehmen. Die Anregung dazu war, wie im Lederhandel, eine Zeitlang erfolglos, 
aber schon am 17. Juni 1920 sah sich der Verband der Deutschen Schuh- un 
Schäftefabrikanten genötigt, zu der Frage Stellung zu nehmen. Anlaß dazu gab 
ein Beschluß des Schuhfabrikanten-Vereins Frankfurt. Nachdem die Zielgewährung 
wieder aufgekommen war, fürchteten weite Kreise der Fabrikanten, nun würd 
die im Frieden üblich gewesene Pumpwirtschaft wieder einreißen. Um dem ent- 
gegenzuwirken, hatte der Frankfurter Fabrikanten-Verein beschlossen, bei Bar- 
zahlung einen Skonto von 20/0 zu gewähren. Damit war nun doch die Mehrzahl 
der Fabrikanten nicht einverstanden und deshalb kam es zu dem Beschluß de 
Verbandes der Schäfte- und Schuhfabrikanten, dessen Unterverband der Fabri- 
kanten-Verein Frankfurt ist. Der Beschluß des Verbandes vom 17. Juni lautete: 
Der derzeitigen Lage der Schuhindustrie entspricht folgende Zahlungsbedingung: 
„Zahlbar nach Empfang der Ware, spätestens aber 30 Tage nach Datum der Rech- 
nung, rein netto. Eine Vorausdatierung der Rechnung ist unzulässig.“ (Schuh- 
markt Nr. 25, 1920.) Der Zweck dieses Beschlusses wurde jedoch nicht erreicht; 
in Zeiten fallender Konjunktur gewährten sehr viele Fabrikanten doch Skonto 
und, um zu verhüten, daß sie keinen gewährten in Zeiten steigender Konjunktur, 
bedurfte es keines Beschlusses. i 

Wir sehen auch hier, daß bei der Regelung der Verkaufsbedingungen Jie 
Fabrikanten den Großhandel nicht zuziehen, obwohl hier dieser Schritt näher lag 
als im Lederhandel, weil dem Fabrikanten und Großhändler nur eine Gruppe vo 
Abnehmern gegenübersteht, die Kleinhändler. Wir werden sehen, daß das auch 
so geblieben ist, ja die Großhändler standen sogar auf der Seite der Kleinhändler. 

Die Verbände der Schuhwarenkleinhändler hatten wiederholt den Wunsch 
ausgesprochen, mit den Fabrikanten gemeinsam die Frage der Konditionen zu 
beraten. Dem gab man von seiten der Fabrikanten statt. Am 13. November 1920 
fand in Berlin eine gemeinsame Beratung statt, an der Fabrikanten, Großhändler 
und Kleinhändler teilnahmen. Den Verhandlungen (Schuhmarkt Nr. 46, 1920) 
wurden Konditionen zugrunde gelegt, die die Arbeitsgemeinschaft der Verbände 
der Schuhwarenkleinhändler als wünschenswert beschlossen hatte. Punkt 2 dieser 
Konditionen verlangt ein Ziel von 60 Tagen und 20% Skonto bei Zahlung innerhalb 
30 Tagen. Die Fabrikanten waren jedoch in diesem Punkte ganz unnachgiebig und 
es blieb bei den zur Zeit üblichen Bedingungen (siehe Beschluß vom 17. Juni 
1920). Punkt 7 des Vorschlages der Kleinhändler lautet: ‚Alle Verkäufe werden 
nur zu festen Lieferterminen und festen Preisen abgeschlossen.“ Zu diesen Fragen 
hatte man bisher überhaupt noch nicht Stellung genommen. Auch jetzt kam es zu 
keinem Beschluß. Aus dem Verlangen der Händler geht hervor, daß zu dieser Zeit 
die Abschlüsse lauteten: „Freibleibend in bezug auf Preis und Lieferungstermin.“ 

Am 18. Januar 1921 fand eine Sitzung des Hauptausschusses des Verbandes 
der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten statt und dazu wurden auch Ver- 
treter des Groß- und Kleinhandels eingeladen. Die Fabrikanten wollten nur ver- 
handeln über folgende Punkte: 1. Berechnung der Emballage, 2. Verlängerung der 
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Rügefrist von einer Woche auf acht Werktage, 3. Verkauf zu festen Lieferterminen 
und festen Preisen. Die Vertreter des Handels wollten die Verhandlungen auf 
den ganzen Komplex der Lieferungs- und Zahlungsbedingungen ausgedehnt wissen, 
da ein einseitiges Diktat der Fabrikanten ihnen unerträglich schien. ‚Sie wiesen 
darauf hin, daß die Frage des Abschlusses zu festen Lieferterminen und zu festen 
Preisen zur Zeit keinen Gegenstand des Streites mehr bilde, da die während der 
Zeit der Hochkonjunktur von den Fabrikanten festgesetzten Preis- und Lieferungs- 
vorbehalte infolge der weichenden Konjunktur ohnehin in Fortfall gekommen 
seien; vor allem sei aber eine Verständigung über die Gewährung eines Zieles und 
eines Skontos auf Grund gemeinsamer Verhandlungen unbedingt erforderlich‘ 
(Schuhmarkt Nr. 4, 1921). Da es zu keiner Einigung kam, verließen die Vertreter 
des Handels die Versammlung und stellten selbst Lieferungs- und Zahlungs- 
bedingungen auf. Uns interessiert nur Punkt 3, er lautet: „Der Rechnungslauf be- 
ginnt mit dem Tage der Übergabe der Ware an Post, Bahn oder Spediteur. Rech- 
nungen vom 1. bis 15. bei Regulierung bis ultimo, Rechnungen voın 16. bis ultimo 
bei Regulierung bis zum 15. des folgenden Monats 20% Skonto oder 30 Tage nach 
Schluß des Lieferungsmonates rein netto.‘ Hier wird also ein Ziel von mindestens 
30 und höchstens 60 Tagen verlangt oder ein Skonto bei Zahlung vor Ablauf des 
Zieles. Diese Bedingungen wurden den noch versammelten Fabrikanten überreicht, 
die darauf ihrerseits in der Versammlung der Händler ihre Bedingungen bekannt 
gaben. Diese Bedingungen gewähren ein Ziel von 30 Tagen, lehnen aber einen 
Skonto ab, wenn vorher bezahlt wird; sie unterscheiden sich von denen der 
Händler also, abgesehen von der Ablehnung des Kassaskontos und des Verlangens 
von festen Preisen, nur in unwesentlichen Punkten. Wie nahe sich Händler und 
Fabrikanten eigentlich standen, ersieht man daraus, daß die Händler ohne weiteres 
den Wohnort des Fabrikanten als beiderseitigen Erfüllungsort annahmen. Man ver- 
steht nicht, daß die Zusammenarbeit an den kleinen Differenzen scheiterte. Hier 
spielte aber anscheinend eine Rolle, daß man prinzipiell einer solchen Zusammen- 
arbeit noch wenig geneigt war. Daß diese Abneigung nicht nur auf seiten der 
Fahrikanten bestand, beweist ein Brief, der in Nr. 4 des Schuhmarktes von 1921 
veröffentlicht ist. Der Schreiber meint, gemeinsame Abmachungen seien zwecklos, 
da der Fabrikant sich daran nur halte, wenn es ihm passe, das zeige sich deutlich 
an der Frage der festen Preise. Jetzt, wo die Preise zurückgingen, wollten die 
Fabrikanten nur zu festen Preisen verkaufen, während sie vordem nichts davon 
wissen wollten. Gingen die Geschäfte schlecht, dann gewährten die Fabrikanten 
Skonto und Kredit nach Wunsch des Abnehmers, gingen aber die Geschäfte gut, 
dann sei ein solches Entgegenkommen nicht zu finden. _ | 

‚ Aus dem Inhalt dieses Briefes und aus der Erklärung der Händler, daß die 
Frage des Abschlusses zu festen Preisen keine Rolle mehr spiele, geht hervor, 
welche Bedeutung der Wechsel der Konjunktur hat für die Gestaltung der Verkaufs- 
bedingungen. Eine einheitliche Linie ist nicht festzustellen, mit der Konjunktur 
ändert sich alles. | 

‘In der folgenden Zeit blieb es nun bei den getrennten Beschlüssen der Fabri- 
kanten und Händler, wiederholt fordern die Händlerverbände auf, nur zu ihren 
Bedingungen zu kaufen. Im ganzen hatte die Sache aber wenig Bedeutung, was 
daraus hervorgeht, daß auf den Generalversammlungen der Fabrikanten- sowohl 
wie der Händlerverbände, die Mitte des Jahres 1921 stattfanden, von den Ver- 
kaufsbedingungen nur nebenher die Rede war, wenn man nicht ganz über diese 
Frage hinwegging. | 

In der Mitte des Jahres 1921 waren übrigens Lieferfristen von 3-—4 Monaten 
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üblich. Sehr bezeichnend für die Gestaltung der Verkaufsbedingungen in der be- 
sprochenen Zeit ist eine Nachricht, die im Schuhmarkt Nr. 40, 1920 (7. Oktober), 
enthalten ist. „Die Schuhfabrikanten nehmen Aufträge, lieferbar im Frühjahr, nur 
zu freibleibenden Preisen an. Meist geben sie die Zusicherung, etwa sechs Wochen 
vor Anfang Februar dem Besteller mitteilen zu wollen, welche Preise für die in Auf- 
trag gegebenen Waren notiert werden, und dann ist es dem Besteller meist freigestellt, 
zu erklären, ob er seinen Auftrag aufrechterhalten will oder nicht. Dieses Verfahren 
ist der Sachlage angemessen und durchaus loyal.“ Wir ersehen aus dieser Nach- 
richt, daß sich Fabrikanten und Händler auf ein Verfahren zu einigen wußten, das 
den Interessen beider entsprach. Dieses Bemühen ist auch an einem anderen Ver- 
fahren zu erkennen. Wenn zu festen Preisen abgeschlossen war, dann hatte sich j 
meist der Fabrikant eine Preiserhöhung vorbehalten für den Fall, daß Löhne oder 
auch Materialien im Preise stiegen. Die Erhöhung des Preises durfte aber nicht 
mehr als 50% des ausgemachten Preises betragen. Später erhöhte man diesen Satz 
auf 100% des ausgemachten Preises. In Zeiten starker Geldentwertung war dieses 
Verfahren ja nicht brauchbar, aber bei der relativ langsamen Entwertung der Mark, 
die wir bis Mitte 1922 meist hatten, ist man mit diesem ‚festen‘ Preis ganz gut 
gefahren. i 

Nicht selten kam es auch vor, daß der Fabrikant die ganze Lohnerhöhung auf 
den Abnehmer abwälzte. Diesem Verfahren sagte man nach, es verleite den Fabri- 
kanten zu zu großer Nachgiebigkeit gegenüber Lohnforderungen. Ob diese Klage 
berechtigt war, kann man nicht so ohne weiteres entscheiden, jedenfalls lagen 
niedrige Löhne auch dann im Interesse des Fabrikanten, wenn er für seine ganze 
Produktion die Erhöhung auf die Abnehmer abgewälzt hatte. Doch ist es immerhin 
möglich, daß viele Fabrikanten dieses Interesse verkannten. 

Die Lohnklauseln komplizierten den Preis nicht so, daß er nicht dennoch uf 
zu kontrollieren gewesen wäre, auch blieb die Erhöhung des endgültigen Preises 
in mäßigen Grenzen, so daß der Abnehmer des Schuhfabrikanten seinen Abnehmern 
ein Gebot machen konnte. Dieser letzte Gesichtspunkt kam ja auch nur in Frage 
für Verkäufe des Fabrikanten an den Großhändler, da der Kleinhändler kein An- 
gebot zu machen braucht, ehe er die Ware hat. 

Die Materialklausel kam verhältnismäßig seltener vor, woraus man ersieht, 
daß die Frage der Geldentwertung nur eine ‚untergeordnete Rolle spielt. 

Stellenweise wurde, um nicht zu Tagespreisen abschließen zu müssen, von 
den Abnehmern der Schuhfabrikanten der Kaufpreis gleich bei Abschluß gezahlt, 
der Preis galt dann als Festpreis, auch wenn die Lieferung erst in 3—4 Monaten zu 
erfolgen hatte. Verwendet der Fabrikant das Geld sofort in entsprechender Weise, 
so ist er vor den Gefahren der Geldentwertung geschützt. Insofern ist das Ver- 
fahren also gut. Andererseits wird durch die Vorauszahlung dem Käufer oft für 
Monate das Betriebskapital entzogen, was doch ein großer Übelstand ist. Doch darf 
man nicht übersehen, daß dem Fabrikanten vielfach Vorauszahlung angeboten 
wurde. Viele Fabrikanten lehnten das Angebot aber ab, weil sie fürchteten, da- 
durch in Abhängigkeit von dem Käufer zu geraten. Diese Furcht war vielleicht 
übertrieben, aber man sieht doch daraus, daß die a den Schuhhändlern - 
nicht aufgezwungen wurde. 

Bis Oktober 1922 blieb der bisher geschilderte Zustand: bestehen. Die Ab- 
schlüsse waren meist langfristig, Ziel wurde ni nach der Konjunktur bis zu 
30 Tagen gewährt. 

In Zeiten weichender Konjunktur wurde vielfach Skonto gewährt für Zahlung 
vor Ablauf des Ziels. Die Preise galten als Tagespreise oder als Festpreise, aber 
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auch bei den Festpreisen gingen Lohn- und wohl auch Materialpreiserhöhungen 
teilweise oder ganz zu Lasten des Abnehmers. Die Gestaltung der Verkaufs- 


| bedingungen ist durchaus abhängig von der Konjunktur, bald sind sie sehr scharf, 


bald milde. Abmachungen zwischen Fabrikanten und Abnehmern existieren nicht. 

Grundsätzliche Änderungen weisen diese Verkaufsbedingungen nur auf be- 
züglich der Preisbestimmung; man ist zum Tagespreis- übergegangen. Die -Zah- 
lungsbedingungen sind wohl verschieden von denen des Friedens, aber nur graduell, 


nicht prinzipiell. Die Verzugsbestimmungen vollends sind dieselben geblieben. 


Wie wurden nun die vereinbarten Bedingungen innegehalten? Im allgemeinen 
sind über mangelhafte Erfüllung der Vereinbarungen wenig Klagen laut geworden; 


; es wird wohl hier und da geklagt, daß bei Abschlüssen zu festen Preisen die Fabri- 


kanten versuchten, dennoch Lohn- und Materialpreissteigerung auf die Ab- 
nehmer abzuwälzen. In „Schuh und Leder‘ vom 6. März 1922 wird ein solcher 
Fall berichtet, wo eine der größten Schuhfabriken Deutschlands die Erfüllung des 
Vertrages verweigert und schließlich eine Einigung zustande kommt derart, daß 
600/0 der bestellten Menge geliefert wurden, die Hälfte mit 20, die andere Hälfte 
mit 4000 Aufschlag. Solche Fälle kamen in der Hauptsache nur vor bei lang- 
fristigen Abschlüssen zu festen Preisen, aber auch da selten. 


b) Juni 1922 bis Januar 1923. Der Kampf um die gemeinsame Festsetzung 
der Verkaufsbedingungen. 

Die Händler empfanden den Zustand, daß die Fabrikanten einseitig die Kondi- 
tionen festsetzten, immer mehr als einen unerträglichen Übelstand. Am 10. Juni 
1922 richtete die Arbeitsgemeinschaft der beiden Schuhkleinhändlerverbände eine 
Aufforderung an den Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten und 
schlug Verhandlungen über diese Frage vor und auch über die Errichtung eines 
Schiedsgerichts. Der Fabrikantenverband antwortete ganz ablehnend, darauf 
nahmen die Kleinhändler auch die Großhändler in ihre Arbeitsgemeinschaft auf, 
und man verlangt am 31. Juli Änderung der Konditionen auf folgender Grundlage: 

I. Bei Bewilligung von Lohnerhöhungen sind in den Tarifverhandlungen so- 
gleich die Lohnzuschläge nach den einzelnen Lohnklassen für die Verkaufspreise 
festzusetzen unter Angabe des Tages, von dem ab sie berechnet werden dürfen. 

II. Bei Berechnung der Verkaufspreise sind die Preise des vereinbarten Liefer- 


termins, nicht des Tages der Auslieferung in Ansatz zu bringen. 


Ill. Bei Postsendungen sind die Verpackungskosten einzukalkulieren. 

IV. Streitigkeiten über die Anwendung vorstehender Grundsätze sind unter 
Ausschluß des Rechtsweges von einem paritätischen Schiedsgericht zu entscheiden. 

Punkt I und II dieser Forderungen beziehen sich auf die Abschlüsse zu Tages- 
preis, die in dieser Zeit — Juni, Juli 1922 — die Regel waren. Aus dem Ver- 
langen der Händler geht hervor, daß die Klausel „zu Tagespreis‘‘ wieder zu vielen 
Zwistigkeiten führte, daß aber sonst keine wichtigen Punkte der Verkaufsbedin- 
gungen einer Erörterung bedurften. 

Die Forderungen der Händler sollten zuerst dem Vorsitzenden des Fabrikanten- 
Verbandes vorgelegt werden, lehne dieser sie ab, so wolle man weitere Schritte 
unternehmen. Am 29, August fand eine Unterredung mit dem betreffenden Vor- 
sitzenden, Kommerzienrat Wallerstein, Offenbach, statt. Wallerstein vertröstete die 
Händler auf eine demnächstige Zusammenkunft in Frankfurt. Merkwürdigerweise 
beschloß am Tage darauf der Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabri- 
kanten folgendes: „Der Verband hält ein Zahlungsziel gegenüber seinen Abnehmern 
zur Zeit für unmöglich, er empfiehlt seinen Mitgliedern gegen Zahlung bei Rech- 
mungsempfang oder spätestens binnen fünf Tagen Aa dato der Rechnung zu ver- 
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kaufen, wobei die Verpflichtung der Fabrikanten anerkannt wird, die Ware gleich- 
zeitig mit der Rechnung abzusenden.“ 

Anscheinend wollte der Verband der Fabrikanten sich durch diesen Beschluß 
eine günstige Position verschaffen für etwa nötig werdende Verhandiungen mit 3 
Händlern. 

Am 12. September fand in Frankfurt die Zusammenkunft statt, auf die 
Kommerzienrat Wallerstein die Händler vertröstet hatte. Von dieser Zusammen- 
kunft ist schon im Vorigen die Rede gewesen, sie war von dem Verband der 
Schuhfabrikanten einberufen, um Stellung zu nehmen zu den neuen Verkaufs- 
bedingungen der Lederindustrie. Eingeladen waren Organisationen der Leder- 
industrie, der chemischen Industrie, des Lederhandels und des Schuhhandels. Die‘ 
Lederindustrie war nicht erschienen, übrigens unter einem nichtigen Vorwand. 

Bezüglich der NVB. beschloß die Zusammenkunft folgendes: 

„Die unterzeichneten Verbände halten die Preisberechnung auf Grund der. 
Wiederbeschaffungskosten für volks- und privatwirtschaftlich unbedingt nötig. 

Eine Rechnungsstellung in Goldmark oder in ausländischer Währung ist eine 
Gefahr für die deutsche Volkswirtschaft und deshalb abzulehnen. 

Insbesondere wird gegen die Forderung Verwahrung eingelegt, den Verkaufs- 
preis zu erhöhen, wenn der Devisenkurs am vereinbarten Zahlungstag gegenüber 
dem Lieferungstag sich erhöht hat. 

Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten. 
Arbeitsgemeinschaft der Schuhhandelsverbände. 
Reichsverband der Deutschen Lederhändler. 
Verband der Sattlerlederhändler. 

Zwei Schuhmacher-Verbände.“ 

Der dritte Absatz: Insbesondere usw. wurde von den Lederhändlern nicht 
unterschrieben. 

Absatz 1 dieser Entschließung widerspricht auf den ersten Blick den beiden 
anderen Absätzen, denn die Rechnungsstellung in ausländischer Währung oder in 
Goldmark soll ja nur dazu dienen, den Wiederbeschaffungspreis zu sichern, aber 
offenbar haben die unterzeichneten Verbände sagen wollen, daß sie dem Liefe- 
ranten zwar den Wiederbeschaffungspreis des Lieferungstages zubilligen, ihm aber 
nicht die Berechtigung zusprechen, sich gegen die Geldentwertung während des 
Ziels und des Verzugs zu schützen in der Weise, wie es in den NVB. vor- 
gesehen war. 

Dieser Standpunkt war Mitte September 1922 nun schon unhaltbar geworden, 
der Beschluß vom 12. blieb deshalb auch, wie schon gesagt worden ist, ohne jeden 
Erfolg. Hier gehen wir nun deshalb so ausführlich auf die Sache ein, weil der 
Beschluß vom 12. September so bezeichnend ist für die Politik der Schuhfabri- 
kanten bezüglich der eigenen Verkaufsbedingungen. Die Fabrikanten waren also 
der Meinung, die Geldentwertung während des Ablaufs des Ziels und des Verzugs 
müsse der Lieferant tragen. Um diese Gefahr nun möglichst zu verringern, war 
das Ziel von den Schuhfabrikanten ja schon sehr verkürzt worden, durch Beschluß 
vom 30. August auf höchstens fünf Tage. 

In der Nachmittagssitzung am 12. September, an der nur die Lederfabrikanten 
und die Schuhhändler teilnahmen, sollte nun auch gemäß dem Versprechen von 
Kommerzienrat Wallerstein über die Lieferungsbedingungen der Fabrikanten ver- 
handelt werden, doch erklärte Wallerstein und seine Kollegen, sie hätten dazu 
kein Mandat. So waren die Händler hintergangen. Man hatte sie benutzt, um 
gegen die Lederfabrikanten mit vorzugehen und nun, nachdem das geschehen war, 
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glaubte man, auf sie keine Rücksicht mehr nehmen zu müssen. Man bot zwar 
an, das Ziel von fünf auf sieben Tage zu verlängern, aber damit ließen sich die 
Händler nicht abspeisen. Es kam also zu keinerlei Vereinbarung. 

Das war am 12. September. Am 13. Oktober beschloß der Schuhfabrikanten- 
Verein Frankfurt über den Kopf seiner Hauptorganisation, des Verbandes der Deut- 
schen Schuh- und Schäftefabrikanten Frankfurt, hinweg neue Lieferungsbedin- 
gungen, aus denen wir hier das Wesentliche hervorheben. Die Zahlung hat späte- 
stens binnen acht Tagen vom Datum der Faktura in bar ohne jeden Abzug zu 
erfolgen. Es wird also kein Skonto gewährt. Eine Vordatierung oder spätere Valu- 
tierung der Rechnung ist unzulässig. Versand der Rechnung erfolgt bei Abgang der 
Ware. Durch diese Bestimmungen wurde also das Ziel auf acht Tage verlängert. 
Nun folgen aber für den Schuhhandel ganz neue Verzugsbestimmungen, nämlich: 
Der Empfänger hat bei verspäteter Zahlung Verzugszinsen in Höhe der jeweilig 
üblichen Banksätze, mindestens aber in Höhe von 1% über dem jeweiligen Reichs- 
bankdiskontsatz zu zahlen. Außerdem ist der Lieferant berechtigt, bei Über- 
schreitung des vereinbarten Zahlungsziels von dem Empfänger Ersatz des durch 
die etwa eintretende Geldentwertung entstehenden Schadens zu verlangen. Dieser 
Ersatz wird berechnet nach der prozentualen Differenz zwischen dem am ver- 
einbarten Zahlungstag geltenden Goldzollzuschlag und dem höchsten Goldzoll- 
zuschlag, der zwischen diesem Tag und dem tatsächlichen Zahlungstag be- 
standen hat. 

Diese Bestimmungen, mit denen also die Bat rikanien dazu übergehen, Seh 
gegen die Geldentwertung zu schützen, die während des Verzugs eintritt, ent- 
sprechen fast genau dem $3 der NVB., nur daß als Maßstab der Geldentwertung 
das Goldzollaufgeld genommen wird. Das Goldzollaufgeld ist als Maßstab der Geld- 
entwertung insofern geeigneter als eine fremde Währung, als es nicht so sprung- 
haft verändert wird und so meistens besser der inneren Kaufkraft der Mark an- 
gepaßt ist. Eine weitere kleine Unterscheidung von 83 der NVB. besteht darin, 
daß für die Zahlung nicht das Goldzollaufgeld des Zahlungstages maßgebend ist, 
sondern das höchste Aufgeld, das während des Verzugs bestanden hat. Durch 
diese Bestimmung wollte man verhindern, daß der Abnehmer auf Rechnung des 
Fabrikanten spekuliere. 

Da die NVB. ausführlich besprochen worden sind, hat es keinen Zweck, hier 
noch viel über die Unterschiede zu reden; denn es gilt von diesen Verzugsbestim- 
mungen. dasselbe, was vom $3 der NVB. galt, sie standen fast nur auf dem Papier, 
wenigstens einstweilen, und die Fälle, wo sie in ganzer Schärfe angewandt werden 
konnten, waren sehr selten im Vergleich zu der Häufigkeit des Verzugs. 

Die neuen Bestimmungen fanden eine heftige Opposition in den Kreisen der 
Händler, jedoch erst einen Monat später erfolgte ein Beschluß, der als Antwort auf 
das Vorgehen der Fabrikanten aufzufassen ist. Am 16. November 1922 setzten der 
Verband der Deutschen Schuhwarenhändler und die Interessengemeinschaft des 
Schuhhandels Bedingungen fest, an die ihre Mitglieder sich bei Aufträgen zu frei- 
bleibenden Preisen halten sollten. Die wesentlichen Punkte dieser Bedingungen 
sind: „Bei Erteilung des Auftrages wird ein vorläufiger Rechnungsbetrag aus- 
gemacht und ein Rechnungshöchstbetrag. Übersteigt der endgültige Rechnungs- 
betrag den vorläufigen, so braucht die Ware nur in Höhe des Rechnungshöchst- 
betrages abgenommen zu werden. Die Bestimmung des 83 Abs. 3, der vom Fabri- 
kanten-Verein in Frankfurt a. M. am 13. Oktober 1922 beschlossenen Lieferungs- 
und Zahlungsbedingnngen über die Berücksichtigung der Geldentwertung, darf nicht 
vereinbart werden.“ 
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Die Mitglieder des Verbandes Deutscher Schuhwarengroßhändler und der Inter- 
essengemeinschaft des Schuhhandels wurden bei hoher Konventionalstrafe ver- 
pflichtet, diese Bestimmungen innezuhalten. 

Der Beschlußfassung hatten auch die Vorsitzenden der beiden Verbände der 
Schuhwarenkleinhändler beigewohnt und der Beitritt der beiden Verbände zu dem 
Beschluß erfolgte kurz darauf. 

Jetzt standen sich also wieder die Beschlüsse der Verbände schroff gegenüber; 
freilich hatte auf seiten der Fabrikanten ja nur der Fabrikanten-Verein Frank- 
furt a. M. einen Beschluß gefaßt und dieser Beschluß war nicht obligatorisch, aber‘ 
am 28. November übernahm der Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabri- 
kanten die Bedingungen des Schuhfabrikanten-Vereins vom 13. Oktober (also die 
Verzugsbestimmungen) und beschloß gleichzeitig die Preisberechnung nach einem 
Grundpreis, der auf der Basis 1 Döllar = 5000 M aufgestellt wurde. Die Preis- 
berechnung sollte in folgender Weise erfolgen: | 

1. In die zur Feststellung der Grundpreise aufzustellende Kalkulation sind 
einzustellen: 

a) sämtliche Materialien auf Basis eines Dollarkurses von 6 5000.— ; 

b) Löhne mit den tatsächlich am Kalkulationsstichtag zu zahlenden Beträgen; f 

c) Unkosten und Gewinn in angemessener Höhe. 

2. Die sich auf vorstehende Weise ergebenden Gesamtbeträge sind die für die 
einzelnen Fabrikate geltenden Grundpreise, zu denen auf folgender Basis wöchent- 
lich einheitlich festzusetzende Teuerungszu- oder -abschläge treten. 

Am Mittwoch Abend jeder Woche ist der nach dem amtlichen Berliner Brief- 
kurs sich ergebende Durchschnittsdollarbriefkurs für die vorhergehenden Werk- 
tage von Donnerstag bis Mittwoch zu errechnen. 

Von der sich ergebenden prozentualen Differenz zwischen diesem Durch-- 
schnittskurs und dem Kurs von 5000 für einen Dollar sind ein Zehntel in Abzug 
zu bringen!). 

Der verbleibende Prozentsatz ist der in der folgenden Woche Donnerstag ieh 
einschließlich Mittwoch auf die Grundpreise aufzuschlagende oder von ihnen ab- 
zuziehende einheitliche Teuerungszu- oder -abschlag 2). j 

Beispiel: | \ 
(Angenommene Zahlen: die tatsächlichen Zahlen sind nach den Verhältnissen 
eines jeden einzelnen Betriebes festzustellen und in die Kalkulation einzusetzen.) 


für 1 Paar 
Materialien bei einem ala von A 8000. HE 10 DO 
Löhne :, wu ln] ra EN AUS 
A 11.000.— 
Unkosten und Gewinn zirka 20 v.H. . 2. 2 eueıs 0 he enter ete nm 2200 
| A 13 200.— 
2 v0; HB. .UmsalzZeteuer „ 5 u 2 2) 00 Duke le aNEE ee  Ee 264.— 
Grundpreis (Listenpreis); ;;- = . = nu zur en, m Ve ee ee 464 


Hierzu Teuerungszuschlag: 
Durchschnittskurs der pn 6 Tage Sr 29. 11. 22 en M 7644. 
gegen Grundlage . . „5000 


+53v.H. 
abzüglich o — 5 v. H. 
EL bleiben 48 v. H. 
2 a RUE 7 


*) Obwohl der Umstand, daß ein Teil der ne nicht sofort der- Bewegunil 
des Dollarkurses folgt, bereits dadurch Berücksichtigung gefunden hat, daß bei der Festsetzung 
des Teuerungszuschlages nicht der Tageskurs, sondern der Durchschnitt mehrerer Tage zur 
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Diese Preisberechnung hatte den Vorteil, daß sie leicht zu kontrolliren war; 
aus dem Grundpreis konnte man den effektiven Preis jederzeit errechnen. Weiter 
nahm man Rücksicht auf den Umstand, daß nicht alle Kosten mit dem Dollar 
steigen, aber trotzdem konnte diese Berechnung zu unbilligen Preisen führen, und 
zwar weil die Löhne zu den effektiven Beträgen des Stichtages eingesetzt wurden. 
War der Dollarkurs weit über 5000, so mußte das einen ungerechtfertigten Ge- 
winn zur Folge haben, weil ja der ganze Grundpreis entsprechend dem hohen 
Dollarkurs erhöht wurde. Wenn man die Widersprüche besieht, die sich oft in 
den Beschlüssen der Verbände befinden, und deren unklare Ausdrucksweise, so 
darf man wohl annehmen, daß diese unbillige Berechnung ohne böse Absicht ge- 
wählt worden ist, was auch dadurch bestätigt zu werden scheint, daß die Händler 
sich nicht daran gestoßen haben. | 

:Es wäre leicht, zu zeigen, wie die Preisberechnung in Ordnung zu bringen 
gewesen wäre, aber das lohnt sich nicht, wie wir später sehen werden. 

Die Preisberechnung auf Grund eines Wochendurchschnittskurses hatte noch 
das Üble an sich, daß sie die Fabrikanten leicht zu Schritten verleitete, die man 
in Händlerkreisen als schikanös und unehrlich ansah. Da der Aufschlag eine 
Woche lang unverändert blieb, so war bei rückgängigem Devisenkurs der Auf- 
schlag oft bedeutend höher als es dem Tageskurs entsprochen hätte. Die Schuh- 
fabrikanten hätten mehr als Menschen sein müssen, wenn das nicht zur Folge hätte 
haben sollen, daß in solchen Wochen besonders viele Sendungen auf den Weg 
gebracht worden wären. Darüber sind denn auch häufig Klagen laut geworden. 

Zu dieser Preisberechnung wurden also noch die Verzugsbestimmungen vom 
13. Oktober übernommen, die wir schon besprochen haben. Es ist bemerkenswert, 
daß so die Fabrikantenverbände immer noch ein Ziel von acht Tagen gewährten 
und während desselben auch die Geldentwertung trugen. | Ba 

Die Beschlüsse vom 28. November waren auch nicht bindend für die Fabri- 
kanten, wohl machte jetzt der Fäbrikanten-Verein Frankfurt die Preisberechnung 
für die Mitglieder bindend. 

Wie stand es nun mit der praktischen Anwendung der neuen Bedingungen? Es 
bedarf keiner Erwähnung, daß die neue Preisberechnung 'bei den Händlern den- 
selben Widerstand fand wie die Verzugsbestimmungen, wenn auch kein Beschluß 
gefaßt wurde. Die Händler hatten den Vorteil, daß sehr viele Fabrikanten die Be- 
schlüsse vom 28. November für zu scharf hielten und deshalb ihren Kunden Kon- 
zessionen machten, besonders, wenn eine alte Geschäftsverbindung bestand. Die 
November bis Dezember 1922 üblichen Verkaufsbedingungen waren also folgende: 
Die Abschlüsse fast nur langfristig und zu Tagespreis, selten wurde die Preis- 
berechnung auf Grund der Beschlüsse vom 28. November angewandt, noch seltener 
wurde zu festen Preisen abgeschlossen, aber es kam noch vor. Das Zahlungsziel 
war schon verkürzt, aber eine Woche währte es doch mindestens. Geldentwertungs- 
klauseln wurden im ganzen noch wenig angewandt. | 

Der Widerstand, den die Beschlüsse der Fabrikanten bei den’ Händlern fanden, 
hatte nun endlich doch Verhandlungen zur Folge; am 15. Dezember 1922 fand 
eine unverbindliche Vorbesprechung statt und am 12. Januar 1923 kam eine Eini- 
gung zustande. Die nunmehrigen Bedingungen sind sehr umständlich, was 'aber 
nicht weiter zu verwundern ist, da es sehr schwierig war, die widerstreitenden 


‚Grundlage genommen wird, soll diesem Umstand noch weiterhin durch diesen Abzug von 
einem Zehntel Rechnung getragen werden. r 

’ ?2) Alle Bruchteile unter !J,; bleiben unberücksichtigt, die von '/; und darüber werden 
nach oben auf ein Ganzes abgerundet, 
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Interessen der beiden Parteien miteinander in Einklang zu bringen. An der Preis- 
berechnung ist nichts geändert. Das Zahlungsziel von acht Tagen ist beibehalten, 
Kommt der Abnehmer in Zahlungsverzug, so kann der Lieferant ohne weiteres für 
die Zeit des Verzuges 20% über Reichsbankdiskont verlangen. Setzt der Lieferant 
nach Ablauf des Zieles eine Nachfrist von drei Tagen und wird innerhalb dieser 
Frist nicht gezahlt, so kann er für die Zeit des Verzuges die jeweiligen vollen 
Banksätze verlangen. Dauert der Verzug mehr als 30 Tage, so kann der Lieferant 
auch ohne Nachfristsetzung für die ganze Zeit des Verzuges entweder die vollen 
Banksätze verlangen oder eine Entschädigung, berechnet nach dem Goldzoll- 
zuschlag, wie in den Bedingungen der Fabrikanten vom 13. Oktober 1922 vor- 
gesehen. | 

Verlangt der Lieferant eine Entschädigung nach Goldzollaufschlag, so kann 
er außerdem Verzugszinsen berechnen, und zwar 20) über Reichsbankdiskont. 

Die Fabrikanten waren damit den Händlern in einem wesentlichen Stück 
entgegengekommen. Die Händler hoben jetzt das Verbot gegen Abschlüsse auf 
Grundlage des Dollarkurses auf. 

Ende Februar verschärften die Schäftefabrikanten ihre Bedingungen’ 
wieder, sie übernahmen wörtlich die Bedingungen des Frankfurter Schuhfabri- 
kanten-Vereins vom 13. Oktober und fügten einen neuen Absatz hinzu), der eine 
außerordentlich weitgehende Freizeichnung des Fabrikanten darstellt. Außerdem 
wurde eine neue Berechnung der Grundpreise eingeführt auf der Basis 1 Dollar 
= ‚Sk 20 000.—. 

Die Berechnung findet in etwas geänderter Form statt. Nach den Being 
auf die man sich am 12. Januar geeinigt hatte, wurde jeden Mittwochabend der 
Durchschnittskurs der vergangenen Woche festgestellt und danach der endgültige 
Preis berechnet. Nunmehr soll der durchschnittliche Kurs der dem Versandtage 
voraufgegangenen sechs Tage maßgebend sein. 

Die Bedingungen der Schuhfabrikanten blieben unverändert, aber eine Reihe 
von Fabrikanten gingen gleichzeitig mit den Schäftefabrikanten dazu über, die 
Preise auf einer Basis von 20000 je Dollar zu berechnen, behielten aber den 
Wochendurchschnitt bei. 

Gegen diese Veränderung der Rechnungsbasis protestierte die Interessen- 
gemeinschaft und erhielt darauf vom Verband der Deutschen Schuh- und Schäfte- 
fabrikanten ein ausführliches Rechtfertigungsschreiben, in dem dargelegt wird, daß 
die Änderung der Rechnungsgrundlage keine Wirkung auf den Endpreis habe, auch 
bei Beibehaltung der Basis 5000 hätten für Materialien und Löhne höhere Grund- 
zahlen genommen werden müssen, die Basis 20000 sei nur genommen worden, 
um der Wirklichkeit näher zu kommen. 

In dieser Zeit kamen doch schon mehr Fabrikanten dazu, die Preis- 
berechnung auf Dollarbasis anzuwenden. 

Kaufabschlüsse auf der Dollarbasis wurden auch vielfach in der Weise ge- 
tätigt, daß der Lieferant das Recht hatte, auch die Grundpreise zu erhöhen. Es 
ist aber nicht bekannt geworden, ob davon Gebrauch gemacht worden ist außer 
in dem Falle der Verschiebung der Rechnungsbasis von 5000 auf 20000, wobei 
gleichzeitig die Grundpreise erhöht wurden. 
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!) 6. Höhere Gewalt, Krieg, Feuer- oder Wasserschaden, Explosion, Streik, Aussperrung, 
Unmöglichkeit der rechtzeitigen Beschaffung von Material sowie behördliche Eingriffe und 
sonstire unvorhersehhbare größere Betriebsstörungen, durch welche die Produktion erheblich 
verringert wird, befreien den Hersteller von der An anıE unter Ausschluß von Schadenersatz- 
ansprüchen. 
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Die Händler konnten sich jedenfalls mit der Kalkulation auf der Dollarbasis 
noch immer nicht befreunden, sie wandten dagegen ein, daß sie den’ wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen nicht gerecht würden, und zwar deshalb, weil die Kaufkraft 
der Verbraucher nicht Schritt halte mit den Preissteigerungen. So unangenehm es 
für den Schuhwärenhändler auch ist, wenn seine Kundschaft die hohen Preise nicht 
mehr anlegen kann, so kann man doch aus dieser Tatsache nicht schließen, daß 
die Kalkulation auf Dollarbasis falsch sei. Nun ist zweifellos die Preisberechnung 
auf Dollarbasis keine ideale Lösung, denn es ändern sich durchaus nicht alle 
Kosten gemäß dem Dollarkurs, und dieser Fehler wird auch durchaus nicht be- 
‚seitigt dadurch, daß man einen Durchschnittskurs anwendet und von dem Ergebnis 
noch ein Zehntel abzieht, aber es ist sehr fraglich, ob irgendeine bessere Rech- 
nungsbasis gefunden werden kann als eine gute ausländische Währung. 
| Verbitternd mußte es natürlich auf die Händler wirken, daß die Fabrikanten 
nur an eine Änderung der Grundpreise dachten, als der Dollar gefallen war, aber 
nicht in Zeiten der Dollarhausse, wo doch ihre Seibstkosten sicherlich nicht so 
rasch stiegen. In solchen Zeiten gewährten allerdings manche Fabrikanten Rabatte. 
‚Auf der Generalversammlung des Verbandes der Deutschen Schuh- und 
Schkäftefabrikanten am 14. Juni 1923 war auch die Frage der Verkaufsbedingungen 
wieder zu erörtern. Viele Fabrikanten fanden es unerträglich, daß sie die Gefahren 
‚der Geldentwertung tragen sollten erstens vom Tage des Rechnungsdatums acht 
‚Tage lang und dann noch weitere 30 Tage, wenn der säumige Abnehmer innerhalb 
dieser 30 Tage zahle. Es lagen der Versammlung deshalb verschiedene Anträge vor. 
‚Der weitgehendste Antrag verlangte Fakturierung in Dollar, Zahlung in Mark, und 
zwar zu dem Kurse des Eingangstages des Geldes. Gegen diesen Antrag wurden 
‚starke Bedenken erhoben und es’ lohnt sich, diese Bedenken näher zu betrachten. 
Alle Fabrikanten waren sich darüber einig, daß allein ein Verfahren gemäß dem 
‚genannten Antrag geeignet sei, den Fabrikanten vor den Folgen der Geldentwertung 
zu schützen. Trotzdem wäre es unmöglich, derartige Verkaufsbedingungen durch- 
‚zuseizen, weil der Schuhhändler das Risiko der Geldentwertung nicht ganz tragen 
‚könne. Die’ Preistreibereiverordnung bekämpfe die Preise beim Kleinhändler und 
verhindere diesen, den Wiederbeschaffungspreis zu nehmen. Solange der Schuh- 
‚warenkleinhändler diesem Zwange unterliege, könne er nicht jeden Tag mit seinen 
‚Verkaufspreisen dem Dollarkurs folgen. Auch der Verbraucher könne einen dem 
‚täglichen Dollarkurs angepaßten Verkaufspreis nicht bezahlen, weil sein Einkommen 
stets im Vergleich zum Dollarkurs im Rückstand sei. Diesen unerbittlichen Tat- 
sachen gegenüber nütze die theoretische Richtigkeit der vorgeschlagenen Me- 
'thode nicht. 

/ Es kam deshalb ein Antrag des Hauptausschusses des Verbandes zur 'An- 
nahme, der einen Mittelweg ging. Nach diesem neuen Beschluß sollte die bisherige 
Preisberechnung beibehalten werden, auch sollte dem Händler weiter ein Zahlungs- 
ziel von acht Tagen eingeräumt werden, aber bei Überschreitung dieses Ziels sollte 
‚der Händler das ganze Risiko der Geldentwertung tragen. Der Beschluß ‚lautet: 
„Erfolgt die Zahlung nicht innerhalb dieser Frist, so ist der Hersteller be- 
'rechtigt, vom Tage der Fälligkeit, also vom neunten Tage der Rechnung ab, Ver- 
zugszinsen in Höhe von 20% über den jeweiligen Reichsbankdiskont sowie den 
durch die Geldentwertung entstehenden Schaden zu verlangen. Dieser Schaden 
'wird berechnet unter Zugrundelegung der Differenz zwischen dem Dollarbriefkurs 
der Berliner Börse am Fälligkeitstage und dem höchsten Dollarbriefkurs der Ber- 
liner Börse bis zum Tage des Geldeingangs bei dem Lieferanten. 

Statt 2% über dem Reichsbankdiskont und dem Geldentwertungsschaden ist 
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der Hersteller nach seiner Wahl auch berechtigt, als Verzugsschaden die jeweils 
geltenden Bankzinsen, Bankprovisionen usw. zu verlangen.“ 

Der Beschluß stellte also eine wesentliche Verschärfung der Verzugsbestim- 
mungen dar, doch ist zu beachten, daß erst jetzt, Juni 1923, die Schuhindustrie 
endgültige Verzugsbestimmungen aufstellte, die ihre Lieferanten, die Lederindustrie, 
schon September 1922 aufgestellt hatte. 

Die Fabrikanten zeigten im ganzen also doch mehr Rücksicht auf die Lage 
ihrer Abnehmer als das vielfach der Fall ist. Aber in einem Punkte gingen sie zu 
weit, mit der Bestimmung nämlich, daß der Hersteller sowohl das Risiko der Geld- 
entwertung auf den Abnehmer abwälzt und auch Verzugszinsen in Höhe von 20% 
über Reichsbankdiskont verlangt. Doch darüber ist schon ausführlich gesprochen 
worden. Eine unberechtigte Härte enthält auch die Bestimmung, daß bei Zahlungs- 
verzag. nicht etwa der Kurs des Tages des Geldeinganges maßgebend ist, sondern 
der höchste Kurs, der zwischen diesem Tage und dem Fälligkeitstage erreicht 
wurde. In Zeiten starker Schwankungen der Kurse ist eine solche Bestimmung für 
den Händler unerträglich hart, zumal er meist ohne Verschulden, ein Opfer der 
mißliehen Verhältnisse, in Verzug gerät, was auch von Kommerzienrat Wallerstein, 
dem Vorsitzenden des Verbandes der Fabrikanten, hervorgehoben wurde. | 

Im übrigen ging aus der Verhandlung hervor, daß ein großer Teil der Fabri- 
kanten sich nicht an die vom Verband aufgestellten Bedingungen kehrte und 
dem Abnehmer günstigere Bedingungen einräumte. Interessant ist die Tatsache, 
daß gerade solche Firmen jetzt für Verschärfung der Bedingungen eintraten, viel- 
leicht aus unlauteren Motiven. Diese Indisziplin war auch maßgebend für die 
Zurückhaltung der Fabrikanten, man fürchtete bei Anwendung schärferer Be- 
dingungen mit seinen unlauteren Konkurrenten nicht wettbewerbsfähig zu sein. 

Trotz dieser Klagen über mangelnde Disziplin darf nicht übersehen werden, 
daß der Abstand zwischen den angewandten Verkaufsbedingungen und den von 
den Verbänden beschlossenen sich immer mehr verringerte. Die Zeitverhältnisse 
waren ja derart geworden, daß kein Fabrikant mehr große Konzessionen machen 
konnte, im Gegenteil, dem Drängen auf Verschärfung der Verkaufsbedingungen 
konnte nicht mehr lange Widerstand geleistet werden. Am 14. Juni hatte der Ver- 
band der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten noch einen Antrag auf Dollar- 
fakturierung abgelehnt, aber wenige Tage darauf nahm der Verein Berliner Schuh- 
fabrikanten einen solchen Antrag an, und der Verband sah sich genötigt, diesem 
Beispiel zu folgen. Am 10. Juli faßte der Hauptausschuß des Verbandes folgenden 
Beschluß (siehe Schuhmarkt Nr. 28a vom 15. Juli 1923): 

„Die Preisstellung erfolgt in Dollar. Der Rechnungsbetrag ist zahlbar in 
Papiermark binnen acht Tagen vom Rechnungsdatum ab in bar ohne jeden Ab- 
zug. Die Zahlung hat zunächst zum amtlichen Berliner Dollarbriefkurs des Vor- 
tages der Zahlung zu erfolgen; die endgültige Umrechnung erfolgt nach Eingang 
des Betrages zum amtlichen Berliner Dollarbriefkurs am Tage des Zahlungseingangs. 
Zahlungen in bargeldlosem Verkehr, die nicht auf Reichsbankgirokonto oder 
durch Postscheck erfolgen, können zum Kurse des Tages umgerechnet werden, 
zu dem die Bank oder sonstige Abrechnungsstellen den überwiesenen Betrag gut- 
schreibt. 

Bei verspäteter Zahlung erfolgt die Umrechnung in Papiermark zum höchsten 
amtlichen Berliner Dollarbriefkurs zwischen dem Fälligkeitstage und dem Tage 
des Zahlungseingangs, beide Tage eingerechnet. Verzugszinsen werden vom neunten 
Tage des Rechnungsdatums ab in Höhe von 20% über dem Das Reichsbdiig 
diskontsatz berechnet. 
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Bei verspäteter Zahlung ist der Lieferant nach seiner Wahl berechtigt, statt 
‚der Umrechnung zum höchsten Zwischenkurs unter Berechnung von Verzugs- 
'zinsen die Umrechnung zum amtlichen Berliner Dollarbriefkurs des Tages des 
‘Zahlungseinganges unter Berechnung der jeweils geltenden vollen Bankspesen 
‚(Bankzinsen, Provisionen usw.) der D.-Banken vorzunehmen. 

Der Versand der Ware erfolgt gleichzeitig mit Abgang der Rechnung, soweit 
‘nicht Vorauszahlung vor Abgang der Ware vereinbart ist. 
| Lieferungsabschlüsse zu Festpreisen gegen Vorauszahlung durch Akzepte sind 
‘ unzulässig. 

I, Diese Neuregelung gilt für neue Aufträge und findet auf bereits abgeschlossene 
‚Geschäfte ohne Zustimmung des Abnehmers keine Anwendung.“ 

Dieser Beschluß ist die’ letzte Etappe in der Entwicklung der Verkaufs- 
"bedingungen der Schuhfabrikanten, der nächste Schritt wird die Entwicklung voll- 
enden, nämlich das Verlangen der Zahlung in einer ausländischen Währung. Weil 
das noch ‘nicht durchführbar war, sind die’ eingehenden Bestimmungen getroffen 
‚über die Umrechnung des gezahlten Markbetrages. Man kann übrigens schon 
‚ voraussehen, daß die Umrechnung’ faktisch stattfinden wird zum Kurs des Vor- 
‚tages der Zahlung, denn die Restbeträge hereinzubekommen wird ebenso unmög- 
‚lich sein wie bisher. Ähnliches gilt von den umständlichen Verzugsbestimmungen. 
Welcher Fabrikant wird wohl genau nach diesen Bestimmungen verfahren können! 
‚Abgesehen von der Unmöglichkeit eines solchen Beginnens, die nicht besser dar- 
‘gelegt werden kann, als es die Schuhfabrikanten selbst auf ihrer Tagung vom 
‘14. Juni getan haben, sind die Bestimmungen auch nicht begründet, Zahlung nach 
‘dem Devisenkurs und gleichzeitig Verzugszinsen in Höhe von 2000 und mehr 
ist ein unbilliges Verlangen. Darüber ist ja schon ausführlich gesprochen worden. 

' Beachtenswert ist noch die Bestimmung, daß Abschlüsse zu Festpreisen gegen 
‘Vorauszahlung durch Akzept unzulässig sein sollen. Da uns keine Begründung 
\des Beschlusses zu Gesicht gekommen ist, konnten wir den Grund dieser Maß- 
"nahmen nicht feststellen, Eniche Abschlüsse können übrigens nur ‚selten ge- 
| wesen sein. 
|: Zu dem, was schon über die Verkaufsbedingungen der Schuhgroßhändler ge- 
\sagt worden ist, braucht nur noch wenig hinzugefügt zu werden. Es ist natürlich, 
: daß die Großhändler nicht wesentlich mildere Bedingungen stellen konnten, als 
‚ihnen selbst gestellt wurden. Im allgemeinen kann man aber feststellen, daß der 
Großhändler, wie im Lederhandel, so auch hier die größere Kulanz bewies. 


C. Schluß: Zusammenfassende kurze Rückschau. 


Werfen wir einen Blick zurück auf die ganze Entwicklung der Verkaufs- 
bedingungen. 
|- Die im Handel mit Leder üblichen Verkaufsbedingungen standen in der 
ersten der drei Perioden, die wir unterschieden haben, noch stark unter dem 
‚Einfluß der Kriegsverhältnisse. Das zeigt sich vor allem in der Verweigerung eines 
‚ Ziels. Langfristige Abschlüsse wurden allmählich wieder üblich. Der Einfluß der 
‘-Geldentwertung zeigt sich darin, daß vielfach zum ‚Tagespreis“ abgeschlossen 
‚ wurde. 

In der zweiten Periode, die von Mitte 1920 bis Mitte 1922 dauerte, wurde 
' wieder Ziel gewährt. Die Dauer des Ziels war stark abhängig von der Konjunktur. 
‘Im übrigen blieben die Bedingungen dieselben wie in der ersten Periode. Die 
‚-Geldentwertung ist als solche nicht erkannt, man sieht nur die Preissteigerung. 

Die dritte Periode, die von Mitte 1922 bis Mitte 1923 dauerte, stand stark 
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unter dem Einfluß der NVB. des Zentral-Vereins der Deutschen Lederindustrie, 
Diese NVB. kamen zustande auf Betreiben der führenden Lederfabrikanten, u 
eine Preisberechnung in stabiler Währung für nötig hielten und im Kampfe um. 
dieses Ziel durch den Beschluß eines großen Verbandes unterstützt werden wollten. 
Die NVB. sahen Preisberechnung in stabiler Währung (allerdings in sehr verd 
schiedener Form) und scharfe Verzugsbestimmungen vor. Diese Bedingungen wur- 
den zwar von den wenigsten Fabrikanten in ihrer ganzen Schärfe angewandt, die 
üblichen Bedingungen waren meist milder, zum Teil zu milde, aber seit August 
1922 verschärften sich die Bedingungen allgemein, die Preisberechnung auf der 
Grundlage einer stabilen Währung verschwand nicht mehr und auch die Verzugs- 
bestimmungen wurden zusehends straffer. | 

Auch in dieser Periode waren freilich die Verkaufsbedingungen stark ab- 
hängig von dem Verlauf der Konjunktur. 2 

Der Ledergroßhandel hat in der Frage der Verkaufsbedingungen keine zZ 
gespielt, er war gezwungen, die von der Lederindustrie diktierte Entwicklung mit- 
zumachen. 1 

Der Lederkleinhandel vollends war mehr Opfer als Schöpfer der Entwicklung. 
Erst nachdem er durch Zielgewährung und Verzug der Abnehmer gewaltige Ver- 
luste erlitten hatte, ging er zum Barverkauf über. 

Auch in der Entwicklung der Verkaufsbedingungen im Handel mit Schuhen 
kann man drei Perioden unterscheiden. Die erste Periode dauerte bis Juni 1922, 
Die Verkaufsbedingungen entsprachen in dieser Zeit im großen und ganzen denen 
im Lederhandel. Die Zielgewährung begann jedoch schon früher, nämlich nach dem 
großen Rückschlag im Frühjahr 1920. Die Verkaufsbedingungen sind im Schuh- 
handel stärker von dem Verlauf der Konjunkturen beeinflußt als im Lederhandel. 

Schon sehr früh, zum ersten Male im Juni 1920, nahmen im Schuhhandel die 
Verbände Stellung zu der Frage der Verkaufsbedingungen. Die gefaßten Beschlüsse 
waren aber nicht von großer Bedeutung. | 

Auf Betreiben der Verbände der Schuhwarenkleinhändler fand auch schon am 
13. November 1920 eine gemeinsame Beratung der Fabrikanten, Großhändler und 
Kleinhändler statt, auf der über die Verkaufsbedingungen verhandelt wurde. Im 
Januar 1921 fand noch einmal eine solche gemeinsame Beratung statt. Eine Eini- 
gung kam beide Male nicht zustande und weitere Versuche wurden lange Zeit 
nicht unternommen. 

Am’ 10. Juni 1922 forderte die Arbeitsgemeinschaft der Schuhkleinhändler- 
Verbände den Verband der Deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten zu gemein- 
samen Beratungen über die Verkaufsbedingungen auf. Damit beginnt eine neue 
Epoche., Die Schuhkleinhändler hatten ihre Kräfte vereint und ihnen schlossen 
sich bald die Großhändler an. Vorerst hatten die Händler allerdings noch keinen 
Erfolg. Da jedoch in der zweiten Hälfte des Jahres 1922 allgemein eine Ver 
schärfung der Bedingungen stattfand, welche Entwicklung auch die Schuhfabri- 
kanten mitmachten, hatten die Schuhhändler das größte Interesse an einer gemein- 
samen Regelung. Als die Fabrikanten ihre Bedingungen verschärften, sehr strenge 
Verzugsbestimmungen und Preisberechnung auf der Dollarbasis einführten, er 
folgten scharfe Gegenbeschlüsse der Händlerverbände. Der Erfolg derselben waren 
gemeinsame Beratungen, die im Januar 1923 zu einer Einigung führten. Die 
Händler erlangten einige Erleichterungen. j 

In der dritten Periode, Januar 1923 bis Juni 1923, waren diese gemeinsz 
festgesetzten Bedingungen maßgebend. Im Februar 1923 wurden diese Bedin- 


wurde nicht gerüttelt. Im Juni 1923 erfolgten bedeutend schärfere Beschlüsse 
der Fabrikanten, deren Auswirkung sich jedoch unserer Beobachtung entzieht, da 
unsere Arbeit nur bis zu diesem Zeitpunkt reicht. 

| Wie die vorstehende Zusammenfassung der Entwicklung zeigt, spielten im 
Schuhhandel die Verbände eine bedeutendere Rolle als im Lederhandel. Die Groß- 
händler spielen in beiden Branchen keine Rolle. Bemerkenswert ist der große 
Unterschied in der Haltung der Schuhkleinhändler und der Lederkleinhändler. Die 
letzteren haben es nicht vermocht, die Lederfabrikanten zu gemeinsamen Beratun- 
gen, geschweige denn zu gemeinsamen Beschlüssen zu zwingen. Die Schuhklein- 
händler zeigten bedeutend mehr Tatkraft in der Verfechtung ihrer Interessen. 
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Mitteilungen. 


Warnungstafeln gegen Währungszerrüttung. 


| Wenn, wie wir zuversichtlich hoffen, das deutsche Geld nach dem verheißungs- 
rollen Anlauf wieder in dauerhafte Ordnung kommt, so möge damit die Sache 
iicht erledigt sein. Man möge Denkmäler aufrichten, warnende Denkmäler, die 
las deutsche Volk in Zukunft bewahren sollen, die großen Fehler, die die Wäh- 
‚ungszerrüttung herbeiführten, noch einmal zu machen. In den Lesebüchern möge 
»s zu lesen sein, welches unsagbare Unglück es für ein Volk ist, wenn die Währung 
rerkommt. Die Jugend soll es lernen und es als Überzeugung in das Leben mit- 
nehmen, daß die Währung eine heilige Angelegenheit ist, mit der nicht nur nicht 
lie Wirtschaft, sondern auch Kultur und Sitte, Wohlfahrt und Einigkeit des Vater- 
andes aufs innigste verknüpft sind. Wenn die Regierungen einmal wieder ein wenig 
nehr ausgeben dürfen für Kulturzwecke, dann möge man ein Preisausschreiben 
‚lassen für gute, lesbare, für Schullesebücher geeignete Erzählungen über die 
‘olgen der Geldentwertung und über die Ursachen dieser Entwertung, und man 
aöge den besten dieser Darstellungen in den Lesebüchern einen guten Platz 
‚Önnen. 

| Für vergangene Zeiten besaß die Literatur bereits recht brauchbare Dar- 
tellungen dieser Art; sie standen keineswegs an versteckter Stelle. Trotzdem sind 
ie offenbar einem zu kleinen Teile des deutschen Volkes zugänglich gewesen. 
wei dieser Darstellungen sollen hier Raum finden. 

Gustav Freytag berichtet im dritten ‘Bande seiner „Bilder aus der 
‚eutschen Vergangenheit“, der von dem „Jahrhundert des großen Krieges“ 
‚andelt, im vierten Abschnitt über „Die Kipper und Wipper“. Es war die Zeit 
u Beginn des 30 jährigen Krieges, als man die öffentliche und gesetzliche Falsch- 
Jünzerei noch nicht mit Banknoten, sondern noch primitiver und weniger durch- 
chlagend mit Münzverschlechterung betrieb. Gustav Freytag erzählt: 
„Die kleinen wie die großen Landesherren brauchten Geld und immer wieder 
‚eld. Da fingen einige Reichsfürsten an — die Braunschweiger waren leider unter 
en ersten —, die Arbeiten der verrufensten Heckenmünzer zu übertreffen. 
Sie ließen statt von Silber in einer schlechten Mischung von Silber und 
upier schwere und leichte Landesmünze schlagen. Bald wurde versilbertes Kupfer 
araus. Zuletzt schlug man z.B. in Leipzig das kleine Geld gar nicht mehr von 
‚upfer, das man höher verwerten konnte, sondern die Stadt gab, statt dessen 
:kiges Blech mit einem Stempel aus. Wie die Pest griff diese Entdeckung, Geld 
| 
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ohne große Kosten zu machen, um sich... Daß reines Silber und altes Silber- 
geld unaufhörlich teurer wurden, so daß endlich für einen alten Silbergulden vier, 
fünf und mehr Gulden gezahlt werden mußten, und daß die Preise der Waren und 
Lebensmittel langsam höher stiegen, das kümmerte die Menge nicht, solange das 
Geld, dessen Produktion sich ja ins Unendliche vermehren ließ, immer noch willig 
genommen wurde. Die Nation, ohnedies aufgeregt, geriet zuletzt in einen wilden 
Taumel. Überall schien Gelegenheit, ohne Arbeit reich zu werden. Alle Welt legte 
sich auf den Geldhandel. Der Kaufmann machte Geldgeschäfte mit dem Hand- 
werker, der Handwerker mit dem Bauern. Ein allgemeines Umherlungern, Scha- 
chern, Übervorteilen riß ein... Wer Schulden hatte, jetzt eilte er, sie zu be- 
zahlen... ' 

Aber es kam die Gegenströmung, zuerst leise, dann immer stärker. Zuerst 
klagten die, welche von festem Gehalt ihr Leben bestreiten mußten, am lautesten 
die Pfarrgeistlichen, am schmerzlichsten die Schullehrer, die armen Kalmäuser. 
Wer sonst von 200 Gulden gutem Reichsgeld ehrlich gelebt hatte, der bekam 
jetzt 200 Gulden leichtes Geld, und wenn auch, wie oft geschah, die Gehalte um 
einiges, bis zum vierten Teile, erhöht wurden, er konnte selbst mit dem Zuschuß 
nicht die Hälfte, ja bald nicht mehr den vierten Teil der notwendigsten Ausgaben 
bestreiten... Die Dienstboten wurden zunächst aufsätzig. Der Lohn von durch- 
schnittlich zehn Gulden aufs Jahr reichte jetzt kaum hin, ihre Schuhe zu ‚be- 
zahlen. In allen Häusern gab es Gezänk mit der Brotherrschaft, Knechte und 
Mägde entliefen, die Knechte ließen sich anwerben, die Mädchen versuchten es auf 
eigene Hand. Unterdes verlor sich die Jugend von den Universitäten. Wenige‘ 
bürgerliche Eltern waren damals so wohlhabend, daß sie ihre Söhne in der 
Studienzeit ganz aus eigenen Mitteln erhalten konnten. Dafür gab es eine Menge 
Stipendien, seit Jahrhunderten hatten fromme Leute den armen Studenten Geld 
gestiftet. Der Wert der Stipendien schwand dem Schüler jetzt plötzlich dahin... 
Noch kann man in mehreren Selbstbiographien ehrbarer Theologen lesen, welche 
Not sie damals ertragen mußten. Dem einen wurde zur Rettung, daß er in Jena 
alle Tage für 4 Pfennige Semmel auf das Kerbholz seines Magisters schneiden 
durfte, ein anderer vermochte mit Stundengeben in der Woche achtzehn Batzen 
zu erwerben, die er aber sämtlich für trockenes Brot ausgeben mußte. 

Die Unzufriedenheit griff weiter. Zunächst die Kapitalisten, welche ihr Geld 
ausgeliehen hatten und von den Zinsen (damals in Mitteldeutschland 5, selten 6%) 
lebten. Sie waren vor kurzem als wohlhabende Leute viel beneidet worden, jetzt 
reichten ihre Einnahmen vielleicht kaum noch- hin, ihr Leben zu erhalten. Sie 
hatten tausend gute Reichstaler ausgeliehen, und jetzt zählte ihnen der Schuldner 
eilig tausend Taler in neuem Gelde auf den Tisch. Sie forderten ihr gutes altes Geld 
zurück, zankten und klagten vor Gericht; aber was sie zurückerhalten hatten, trug 
des Landesherrn Bild und das alte Wertzeichen, es war gesetzlich geprägtes Geld, 
und der Schuldner konnte sich mit Recht darauf berufen, daß auch er solches Geld 
in Kapital, Zinsen und für Arbeit empfangen hatte. So entstanden zahlreiche Pro- 
zesse, und die Gerichte gerieten in Verlegenheit. Endlich gerieten die Städte, die 
Landesherren selbst in Bestürzung. Sie hatten gern das neue Geld ausgegeben, 
und viele von ihnen hatten es maßlos gemünzt. Jetzt aber bekamen sie bei allen 
Steuern und Abgaben auch nur schlechtes Geld wieder ein... $ 

Ein allgemeiner Sturm gegen das neue Geld brach los... Überall entstanden 
Unordnungen, Tumulte; die Bäcker wollten nicht mehr backen, ihre Läden wurden 
zerschlagen; die Fleischer wollten zur vorgeschriebenen Taxe nicht mehr schlach- 
ten; Bergleute, Studenten, Soldaten tobten in wildem Aufruhr; die Stadtgemeinden 
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'versanken in Schulden bis zum Bankerott, z.B. das wohlhabende Leipzig. Aller 
‚Handel und Verkehr hörte auf, das alte Gefüge der bürgerlichen Gesellschaft 
'krachte und drohte auseinanderzubrechen ... Wie im Volke erhob sich der ge- 
‚waltige Sturm unter den Gelehrten. Die Pfarrgeistlichen schrien und verdammten 
‚laut, nicht nur von der Kanzel, auch durch Flugschriften. Eine Broschürenliteratur 
‚begann, welche anschwoll wie ein Meer... Endlich kamen auch die Juristen mit 
‚ihren Fragen, Informationen, ausführlichen Münzbedenken und Rekapitulationen. 
Die Antworten, welche sie in dicken Broschüren gaben, waren fast immer sehr 
‚weitschweifig und ihre Argumente nicht selten spitzfindig; aber sie waren doch 
‚dringend nötig geworden, denn der Streit über Mein und Dein, zwischen Gläubiger 
‚und Schuldner schien unabsehbar, und unzählige Rechtshändel drohten die Leiden 
des Volkes ins Unerträgliche zu verlängern. Ob, wer schweres Geld ausgeliehen, 
Kapital und Zinsen in leichtem Gelde zurücknehmen müsse, und wieder, ob einer, 
‚der leichtes Geld ausgeliehen, die Rückzahlung der Summe in schwerem Gelde 
‚beanspruchen dürfe, das war am häufigsten Gegenstand der Untersuchung .... 
Und jetzt folgte dem Taumel, dem Schrecken, der Wut eine trostlose Er- 
'nüchterung. Die Menschen sahen einander an wie nach einer großen Pest. Wer 
sicher auf seinem Reichtum gesessen hatte, war heruntergekommen. Mancher 
schlechte Abenteurer ritt jetzt als vornehmer Herr in Samt und Seide. Im ganzen 
'war das Volk viel ärmer geworden..... Aber nicht dies war das größte Unheil, 
ein größeres war, daß in dieser Zeit Bürger und Landmann gewaltsam aus dem 
Gleise ihrer redlichen Tagesarbeit herausgerissen wurden. Leichtsinn, abenteuern- 
des Wesen und ruchloser Egoismus griffen um sich. Die zerstörenden Gewalten 
des Krieges hatten .einen ihrer bösen Geister vorausgesandt, das feste Gefüge der 
bürgerlichen Gesellschaft zu lockern und ein friedliches, arbeitsames und ehr- 
liches Volk zu gewöhnen an das Heer von Leiden und Verbrechen, welches kurz 
darauf über Deutschland hereinbrach.“ 
| Diese Darstellung Freytags gilt dem Jahre 1618. Es ist vielleicht gut, es 
“u wiederholen; der Leser könnte sonst unversehends in den Glauben gekommen 
sein, es handle sich um eine Schilderung des Jahres 1924. 
| Die folgende Darstellung stammt aus einer viel späteren Zeit, der Zeit der 
berühmten französischen Assignaten. 
‘ - Heinrich von Sybel schildert uns in seiner „Geschichte der Revolutions- 
zeit 1789—1800“ im 6. Bandel) die Zustände folgendermaßen : 
\ „Zur Zeit des 1.Prairial, Ende Mai 1795, war die Masse des emittierten Papier- 
zeldes auf nahe 13000, die des zirkulierenden auf 10000 Millionen gestiegen, und 
ım richtigen Verhältnis zu dieser ungeheueren Ziffer der Kurs auf 7% gesunken. 
Da nun der Staat für seine Ausgaben kein anderes Mittel als eben dieses Papier 
Desaß, da er dasselbe zwar seinen Beamten und Gläubigern zum Nennwert, dem 
Heere dagegen, den Lieferanten und Arbeitern nur zum Marktpreise anrechnen 
xonnte, so leuchtet ein, wie er immer höher anschwellende Massen Papier ver- 
prauchte, wie also die Emission desselben mit jedem Monate zunahm, hiermit 
ıber den Kurswert wieder stärker drückte und so die Ausgaben des folgenden 
Monats immer höher steigerte. Ende Juni waren statt 10000 über 11000, Ende 
uli 14000, Ende August 16000 Millionen in Umlauf und der Marktpreis derselben 
ıuf 4, 3, 21,0/0 heruntergekommen. Damals fand der Wohlfahrtsausschuß, daß man 
aicht imstande war, den täglichen Bedarf zu drucken, wenn man geringere 
Appoints als zu 10000 Livres anfertige; man hatte Tage, wo die Staatskasse 
\ 
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11) Milliarden an Assignaten schuldete, weil die Druckerei nicht imstande war, 
den drängenden Ausgaben nachzukommen ... 4 
Man erkennt leicht, welche Zerrüttung aller Privatverhältnisse die notwendige 
Folge eines solchen Zustandes sein mußte. Am schlimmsten waren die Beamten 
und Staatsgläubiger daran, welche ihre Gehälter und Renten von dem Staate in 
Papier zum Nennwerte erhielten, also im Mai einen Verlust von 93, im Juli von 
970% erlitten. Wie man ihre Lage beurteilte, zeigt ein Beschluß des Wohl- 
fahrtsausschusses im August: Der Staat werde in Stadt und Weichbild Paris den 
Proletariern, den. öffentlichen Beamten und den Inhabern von Staatspapieren 
Talglichter, Öl und Heringe zu einem. Viertel des Marktpreises verteilen. Sie 
waren aber nicht die einzigen, welche den Druck des Zustandes empfanden. So- 
lange der Staat die Assignaten als gesetzliches Zahlungsmittel anerkannte, konnte 
auch. sonst kein Gläubiger seinen Schuldner zu einem anderen nötigen, und die 
Fälle waren leider nicht häufig, wo der Schuldner ehrenhaft genug war, freiwillig 
auf den Vorteil des Augenblicks zu verzichten. Wer im Jahre 1790 ein Darlehen 
von 10000 Livres bar empfangen hatte, kaufte sich im Sommer 1795 den gleich- 
lautenden Betrag in Papiergeld für 20. Louisdor, und der Gläubiger, welcher diese 
Assignaten für sein Guthaben empfing, sah sie nach vier Wochen auf den Wert 
von 12 oder 15 Louisdor zusammengeschmolzen. Die Versuchung, welche aus 
diesen Verhältnissen entsprang, vergiftete alle Beziehungen des Verkehrs, der 
Freundschaft, der Familie. Ein jüngerer Bruder beschwerte sich beim Konvent 
am 18. Mai, daß ihm sein Vater ein Zwölftel des Vermögens vermacht, sein Bruder 
aber, der es bisher besessen, ihm jetzt den Betrag in Ässignaten ausgezahlt, er mit- 
hin kaum ein Zweihundertstel seines Erbteils erhalten habe... Den weiigreifend- 
sten Vorteil der Lage zogen die Pächter, welche in Assignäten den Grundbesitzern 
ihren Pachtzins entrichteten, bei den hohen Kornpreisen mit einem einzigen Sacke 
Getreides die Pacht für ein ganzes Landgut bestritten und, während, die Eigentümer 
in Not und Elend verkamen, Tag für Tag ihr üppiges Gedeihen wachsen sahen. 
In den kleinsten Bauernhäusern fand man damals Mobiliare von Mahagoni und 
Palisander, Silbergerät und Seidenstoffe, prunkende Mahlzeiten und wohlgefüllte 
Weinkeller... Das Geld, dem sonst alle nachtrachteten, ging jetzt wie ein glühen- 
des Eisen aus einer Hand in die andere: ein jeder bemühte sich, es in jeder Form 
rechtens gegen einen leidlich sicheren Besitz loszuwerden. Der Handel war zu 
reinem und wucherischem Glücksspiel herabgekommen, da jeder den täglich fühl- 
baren Fall der Assignaten und den damit steigenden Warenpreis var Augen hatte: 
also kaufte sich, auch wer nicht an Gewinn dachte, sondern nur nicht verlieren 
wollte, möglichst große Vorräte von allen erdenklichen Waren.“ . Br 


_ 
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Berichtigung. j 
In den Aufsatz des Herrn Prof. Dr. Walb: „Zur Theorie der Erfolgsrechnung“, Jahrg. 17, 
Be 12, S. 417ff., haben sich einige Druckfehler eingeschlichen, die im folgenden berichti 
werden. eh a 
S. 426, Rechnungsbeispiel: Endsumme unter Ausgaben 165 227 (statt 277), 
S. 438, 10. Zeile von oben: naturalwirtschaftlich (statt naturwissenschaftlich), 
S. 441, 5. Zeile von oben: geldmäßig „bestimmte“ (statt bedingte), 
. S. 441, Fußnote 2: „geld“- und gütermäßig (statt gold), % E 
S. 443, 8. Zeile von unten: Zahlungsreihe (statt Zahlungsreste). A 
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Außerdem wurden benutzt: Satzungen, Flugschriften, Jahresberichte und Zeitschriften 
der einzelnen Organisationen. 


A. Das Gewerkschaftsabkommen vom 15. Nov. 1918 als Grundlage für 

die Entwicklung der Arbeitnehmerverbände in der Nachkriegszeit 

und seine Bedeutung für die Organisationen der kaufmännischen 
Angestellten. 

Durch das Gewerkschaftsabkommen vom 15. November 1918, Artikel 165 der 
Weimarer Reichsverfassung vom 11. August 1919, sowie durch das Betriebsräte- 
gesetz vom 23. Februar 1920 wurden die Gewerkschaften der Arbeiter und An- 
gestellten als Interessenvertretung durch Regierung und Gesetzgebung anerkannt. 
Die hieraus folgende zunehmende Beteiligung der Interessenvertretungen der Arbeit- 
nehmer an der Gestaltung des Lebens der Unternehmung zwingt den Unternehmer 
zu immer genauerer Beachtung des Produktionsfaktors Arbeit. Dem Betriebs- und 
Volkswirtschaftler als dem wissenschaftlich gebildeten Mitarbeiter des Unter- 
nehmers erwächst aus dieser Tatsache die Aufgabe, die als Führer des Wirt- 
schaftslebens geborenen Männer in der Erkenntnis und im Verständnis der moder- 
nen sozialen Bewegungen zu fördern, um so mitzuhelfen an einer Milderung des 
Kampfes zwischen Kapital und Arbeit. 

Das Dokument für den Sieg der sozialistischen Arbeiterschalt am 9. November 
1918 wie die Grundlage für die weitere Entwicklung der gesamten Arbeitnehmer- 
verbände ist der Gewerkschaftsvertrag vom 15. November 1918, am selben Tage 
vom „Rat der Volksbeauftragten‘‘ (gez. Ebert und Haase) in Berlin veröffentlicht. 
Von seiten der Angestelltenorganisationen wurde er unterzeichnet durch die drei 
Arbeitsgemeinschaften der kaufmännischen, technischen und freien Angestellten- 
verbände. 

Die wichtigsten Punkte des Vertrages sind: 

1. Anerkennung der Gewerkschaften als berufene Vertretung der Arbeit- 
nehmer. 

2. Unbeschränkte Koalitionsfreiheit für männliche und weibliche Arbeitnehmer. 

3. Ablehnung der „wirtschaftsfriedlichen Vereine‘ durch die Arbeitgeber und 
ihre Verbände. 

. Anspruch der Kriegsteilnehmer auf Eintritt in die frühere Arbeitsstelle. 
. Paritätische Verwaltung des Arbeitsnachweises. 
. Kollektivvereinbarungen über die Arbeitsbedingungen. 
. Errichtung von Arbeiter- und Angestelltenausschüssen. 
. Paritätische Schlichtungsausschüsse und Einigungsämter. 
. Tägliche Arbeitszeit höchstens acht Stunden. 
10. Paritätischer Zentralausschuß zur Durchführung dieser und ähnlicher Ver- 
einbarungen wie zur Schlichtung von Streitigkeiten. 
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Für die Organisationen der kaufmännischen Angestellten bedeutet dieses 
Manifest: 

1. Die Anerkennung des Rechts auf unbeschränkte Koalitionsfreiheit ermög- 
licht der Masse der bisher nicht organisierten männlichen und weiblichen An- 
gestellten den Zusammenschluß in reinen Berufsverbänden. 

2. Die größten Verbände bekennen sich zum Gewerkschaftsprinzip und dem- 
zufolge zum Abschluß von Tarifverträgen und zur Anwendung des Streiks; die 
übrigen nichtgewerkschaftlichen Verbände -— paritätisch und konfessionell — 


ı scheiden als öffentliche Vertretung der kaufmännischen Angestellten gegenüber 
Staat und Arbeitgebern aus. 


3. Forderungen betr. Arbeitsnachweis, Angestelltenausschüsse, Schlichtungs- 
ausschüsse sowie Arbeitszeit werden von den Arbeitgebern anerkannt, hierdurch 
wird der Weg geebnet für eine gesetzliche Regelung. 


B. Gliederung der Angestelltenverbände bei Kriegsende und ihre Neu- 
gruppierung in den Jahren 1919 und 20. 

Die Neugruppierung der Angestelltenorganisationen erfolgt im Laufe des 
Jahres 1919 und findet 1920 ihren Abschluß. Die Entwicklung sei hier kurz ge- 
kennzeichnet: 

Bei Kriegsende waren die organisierten Angestellten zusammengefaßt in den 


‚ vier Arbeitsgemeinschaften der kaufmännischen, technischen, freien und weib- 
‚, lichen Angestelltenverbände. 


Die Arbeitsgemeinschaft der technischen Angestelltenverbände scheidet für 
diese Abhandlung aus. 

Der im Oktober 1916 gegründeten „Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer Ver- 
bände (A.k.V.), einer Erweiterung der aus dem Jahre 1912 stammenden „Sozialen 


 Arbeitsgemeinschaft der kaufmännischen Verbände“ (S.A.G.), gehörten die fol- 


genden Angestelltenorganisationen an: 
Kaufmännischer Verein von 1858, Hamburg (58er Verein), 
Verband deutscher Handlungsgehilfen, Leipzig (V.d.H.), 
Deutscher Verband kaufmännischer Vereine, Frankfurt, 
Allgemeiner deutscher Buchhandlungsgehilfenverband, Leipzig, 
Deutscher Bankbeamtenverein, Berlin (D.B.V.), 
Deutschnationaler Handlungsgehilfenverband, Hamburg (D. H.V.), 
Verband junger Drogisten, Berlin, 
Verband kath. kaufmännischer Vereinigungen, Essen (K.K.V.), 
Verband der reisenden Kaufleute, Leipzig (V. d. r. K.), 
Verein der deutschen Kaufleute, Berlin (V.d.d.K.). 
Die A.K.V. faßte rund 600000 kaufmännische Angestellte zusammen. 


Die „Arbeitsgemeinschaft der freien Angestelltenverbände“ bestand seit Ende 


‚1917. Sie war hervorgegangen aus einer „Arbeitsgemeinschaft für das einheit- 


liche Angestelltenrecht“. Führend in dieser sogen. „Freien Arbeitsgemeinschaft“ 


war der damalige „Zentralverband der Handlungsgehilfen und -gehilfinnen“, heute 
"kurz „Zentralverband der Angestellten“ (Z.d.A.) genannt. Die „Arbeitsgemein- 
‚schaft weiblicher Verbände“ war Anfang 1918 durch den „Kaufmännischen Ver- 
band für weibliche Angestellte‘ mit einigen konfessionellen Organisationen ge- 


bildet worden. 
Der Gewerkschaftsvertrag vom November 1918 bedingte die Umwandlung der 
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„Arbeitsgemeinschaft kaufmännischer Verbände“ in den „Gewerkschaftsbund kauf- 
männischer Angestelltenverbände“ (G. K. A.), d. h. den Ausschluß der paritätischen 
Vereine; dem „Gewerkschaftsbund‘“ gehörten somit an: | 

D.H.V., V.d.H., V.d.d.K., 58er Verein, Kaufm. Verb. für weibl. Angestellte, 

Nach RT scheiden des 58er Vereins, des V.d.H. und des V.d. d. K. um die | 
Mitte 1919 bildete der D.H.V. mit dem K.V.£.w.A. und dem „Deutschen Bank- 
beamtenverein“ (D.B.V.) den G.k.A. Bestimmend für das Verhalten des D.H.V. 
war sein Bekenntnis zur kaufmännischen Standes- wie reinen Männerorganisation. 
Dezember 1919 fand der Zusammenschluß des ‚„Gewerkschaftsbundes kaufmänni- 
scher Angestelltenverbände‘““ mit einigen Berufsverbänden der Techniker, Werk- 

meister und anderer Angestellten zum „Gesamtverband deutscher Angestellten- 
gewerkschaften‘“ (Gedag) statt. Bindemittel für diese Verbände waren und sind 
die christlich-nationalen Grundsätze des „Deutschen Gewerkschaftsbundes“, dem 
sich der „Gedag‘“ anschloß. Nach wie vor bildet die sozialpolitische wie gewerk- 
schaftliche Arbeit die Hauptaufgabe der einzelnen Verbände Der G.k.A. wie 
Gedag sollen den einzelnen Verbänden — vorw iegend bei Tarifabschlüssen und 
Stellungnahme zu sozialpolitischen Gesetzen — eine größere Stoßkraft verleihen. | 

Die Mitte 1919 aus dem G.k. A. ausgeschiedenen Verbände — 58er, V.d. Ha 
V.d.d.K. — bildeten am 1. Oktober 1919 gemeinsam mit dem „Deutschen An- 
gestelltenbund, Magdeburg“ einen neuen Kartellverband, den „Gewerkschaftsbund 
der Angestellten“ (G.d.A.). Leitender Gesichtspunkt für die Gründung des G.d.A. 
war ebenfalls die Vereinheitlichung der sozialpolitischen und gewerkschaftlichen 
Arbeiten. November 1920 erfolgte die völlige Verschmelzung der vier Organi- 
sationen zum Einheitsverband G.d.A.; er erstrebt den Zusammenschluß aller 
kaufmännischen, technischen und Bureauangestellten in freiheitlich-nationalem 
Geiste auf streng gewerkschaftlicher Grundlage. Sein organisatorischer Überbau 
ist der freiheitlich-nationale „Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter-, Angestellten- 
und Beamtenverbände‘“. 

Die „Arbeitsgemeinschaft freier Angestelltenverbände‘ (Afa) bildete nach der 
Revolution das Sammelbecken für alle sozialistisch gesinnten Angestellten. Seit 
November 1920 heißt sie „Allgemeiner freier Angestelltenbund“ (Afa-Bund); durch 
einen Kartellvertrag ist er dem „Allgemeinen deutschen Gewerkschaftsbund“ eng 
angeschlossen. 

Somit stellen der Gedag bzw. G.k.A., der G.d.A. und Afa-Bund das Ende 
jener Entwicklung dar, deren Anfang in der Gründung des D.H.V. und Z.d.A. 
in den neunziger Jahren zu suchen ist. Einig sind sie sich im Kampfe gegen 
die Klasse der Arbeitgeber, ihre Wege trennen sich bei Beantwortung der Frage 
nach der Daseinsberechtigung der Unternehmer. Diese ne aber wird 
bedingt durch ihre verschiedenartige Weltanschauung. 


C. Tätigkeit der Organisationen der kaufmännischen Anchtäinen in 
den Jahren 1919—1922. 
I. Der „@ewerkschaftsbund kaufmännischer Angestelltenverbände“ (G.k. A.). 
1. Die im G.k.A. wiein der gesamten Bewegung der kaufmännischen 
Angestellten führende Organisation: Der „Deutschnationale 
Handlungsgehilfenverband (D.H.V.). 
a) Ziele und Erfolge auf dem Gebiete der staatlichen Sozialpolitik. 


Nach Krieg und Revolution erwuchs den Angestelltenverbänden zunächst die 
Aufgabe, ihre Bestrebungen den neuen politischen und wirtschaftlichen Verhält- 


Entwicklung u. Tätigkeit d. Organisationen d. kaufmänn. Angestellten in d. Nachkriegszeit. 53 


Uljsegy 
(UP 21 /BBuip FOPUmgesa 
»JB47UeX p Dundgmz sojun 


(pungepgpanguaya]\ , 
"OB, deragfsoNroWIah o 


(u 5 pP 2) pungsgyfey] 
»Yessata dp }Map Jau1z Web y 


PUNGUN))8. 
buy LERNT 


gpupqusaueptueey n.abuy.ses/\\. 
«lg dapfpmap Bun sy /espfyisarag: zZ 


bun yueg 
Fooalayy Wsp1g 


“ 


Pepasjuafoypeaniibtupeugl 
yyaglmap puegiaajtueles| E 


BEE 


IBJBL Ude 
a ek ndaiönsy; 


RS 


Uıdoßy Yyayabuny Kıad un) 
quag uyney p Bundonfsayun 
IDUPGAIG JRPIM1ECL 
eygfwraruoßsytogsy 


Bungeuspp uaıuftges 
zun gabsbunypupgp D Ysoa 
"JEUJU0Z D Bundgmg Japan 


DuBgdag jfobuyy vo) 
aD efuswalsgigy 


Z 


ung sı2dıeg ug U)dag 
ans Peg Dad 2777777 abunparguag wfrey el 
id IP Urcddt] WU dd PUBRAI WIEN PAPALF) bein) pruegedanf 
DRLUTZERG Ulprisg Dudı2g perzssanafıyab "ZU P JINJJURLG, dızUwg Älnguue; 
Zn. arg gtng nn An a, Wgjıgahehenpeiz gogL oa 
«YOpg HD NE| 112D Jen Wwad] PORQEAg dB 24 upDiRD DBgALAN| [/ y Wfaeg| 
\ LG 
(ayypueguag wney |. 
77727. 
ogfausbsgagiy| I 
Spussbaldz] 129 


spuegssauazjjayyabüy, s3p Dundarddts 


54 H. Huppertz: 
nissen anzupassen. Dem D.H.V. insbesondere als dem von jeher führenden kauf- 
männischen Angestelltenverband lag die Pflicht ob, seinen Anschauungen sowohl in 
den Kreisen seiner Berufsgenossen wie in der breiten Öffentlichkeit gegenüber den 
gleichmacherischen Tendenzen der zur politischen Macht gelangten sozialistischen 
Arbeiterschaft zum Siege zu verhelfen. Die durch die Zentralarbeitsgemeinschaft 
der gewerblichen Arbeitgeber und Arbeitnehmer im November 1918 anerkannten 
Forderungen mußten praktisch ausgewertet werden. Das Jahr 1919 war ausgefüllt 
mit den Arbeiten für die Unterbringung der Kriegsteilnehmer, mit Abschluß von 
zahlreichen Tarifverträgen in den einzelnen Fachgruppen, mit den Vorbereitungen 
für die Verfassung der deutschen Republik — galt es doch, hier die Rechte der 
Angestellten neben denen der Arbeiter zu sichern — wie für das Betriebsräte- 
gesetz. Streiks und Sozialisierungsversuche kennzeichnen das wirtschaftliche Leben 
dieses Jahres. Seit 1920 dienten wieder wie früher alljährlich größere Tagungen 
des D.H.V. der Aussprache über schwebende Tagesfragen, besonders solche‘ 
sozialpolitischer Art; eine besondere Resolution brachte alsdann die Anschauung 
und die Forderungen des Verbandes zum Ausdruck. Der 16. ordentliche Ver- 
bandstag des D.H.V. im Mai 1920 in Braunschweig stellte die folgenden Forde- 
rurgen: 
1. Die im Artikel 165 der Verfassung des Deutschen Reiches vorgesehenen 
Körperschaften (Betriebsräte, Bezirksarbeiterräte, Reichsarbeiterräte, Bezirkswirt- 
schaftsräte, Reichswirtschaftsrat) sind so zu gestalten, daß die Angestelltenschaft 
ihre besonderen Interessen und ihre beruflichen Kenntnisse und Erfahrungen völlig 
unabhängig von anderen Arbeitnehmergruppen in vollem Umfange geltend machen 
kann. F 
2. Die Berufskrankenkassen sind zu erhalten und auszubauen. | 
3. Die Angestelltenversicherung ist zu erhalten, Ausbau der Selbstverwal- 
tung und der Leistungen ist unverzüglich vorzunehmen. E) 
4. Das Handlungsgehilfenrecht ist fortzubilden; das Kaufmannsgerichtsgesetz 
ist auszubauen, insbesondere lückenlose Geltung der Kaufmannsgerichte für das” 
Reichsgebiet herbeizuführen. N 
5. Die Sonntagsruhe ist im ganzen Handelsgewerbe durchzuführen. ’ 
6. Das gewerbliche Einigungswesen (Schlichtungsausschuß) sowie das Tarif- 
vertragsrecht sind auf eine neue, den Angestellteninteressen entsprechende gesetz- 
liche Grundlage zu stellen. Der Verbandstag wendet sich ausdrücklich gegen das 
angestelltenfeindliche Verhalten der Sozialdemokratie. 5 
Zum ersten Male nach dem Kriege fand im Mai 1921 in Friedrichsbrunn 
(Harz) eine längere Tagung des ständigen Ausschusses des Deutschen Hand- 
lungsgehilfentages statt. Im Mittelpunkt der Erörterungen stand „die neue Ord- 
nung von Kapital und Arbeit“ und „die Fortbildung der wirtschaftlichen Räte- 
verfassung.“ Eine Entschließung zum ersten Thema enthielt die folgenden wesent- 
lichen Punkte: 2 
1. Der D.H.V. sieht in hemmungsloser kapitalistischer Wirtschaft die Ge- 
fahr eines völligen Unterganges völkischen Eigenlebens. 
2. Durch Ausführung der in letzter Zeit bekannt gewordenen Sozialisierungs- 
vorschläge würden die Energien schöpferischer Persönlichkeiten endgültig ver- 
schüttet. 4 
3. Der D.H.V. verlangt, daß die bisherige Monopolstellung der Kohlenberg- 
herren gebrochen wird, damit die Schätze des deutschen Bodens allen seinen 
Ländern und Stämmen gleichmäßig zugute kommen. 4 
4. Für die Arbeitnehmerschaft erstrebt der D.H.V. ein organisches Hinein- 
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wachsen in den Mitbesitz der Unternehmungen auf der Grundlage völliger Gleich- 
‚berechtigung mit den übrigen Kapitalträgern. 


5. Um die Beteiligung von Angestellten und Arbeitern am Kapital der Unter- 
‚nehmungen zu erreichen, fordert der D.H.V. die gesetzliche Verpflichtung der 
' Unternehmer, ihre Angestellten und Arbeiter sowie deren Gewerkschaften bei Ge- 
'winnausschüttungen, Kapitalerhöhungen und Neugründungen planmäßig in den 
Besitz von Geschäftsanteilen zu setzen. Die Herabsetzung des gesetzlichen Mindest- 
‚betrags für Aktien und andere Geschäftsanteile auf .% 100,— ist nötig. 
Daraus darf aber nicht eine mechanische Nachahmung des englischen und ameri- 
'kanischen Kleinaktienwesens mit seiner Förderung der Spekulationswut in den 
‚breitesten Volkskreisen werden. Die Verwaltung des mit besonderen, seinem 
‚sozialen Zweck angepaßten Vorrechten auszustattenden Arbeitnehmerkapitals ist 
| in die Hand der Gewerkschaften und von ihnen zu gründende Treuhandorgani- 
‚sationen zu legen. 


6. Der D.H.V. fordert die Umgestaltung des heutigen Gesellschaftsrechts, 
besonders in bezug auf die Zusammensetzung und Bildung von Generalversamm- 
‚lung und Aufsichtsrat, damit dem Arbeitnehmerkapital und seiner gewerkschaft- 
‚lichen Vertretung ausreichender Einfluß sichergestellt wird. 


| 7. Der D.H.V. ist sich bewußt, daß die gesamte Arbeitnehmerschaft zur Be- 
‚wältigung dieser Aufgabe die berufliche Erfahrung der Kaufmannsgehilfen nicht 
‚entbehren kann. Er wird daher seine Mitglieder für diese Aufgabe schulen und die 
‚von den im Deutschen Gewerkschaftsbund vereinigten christlich-nationalen An- 
gestellten-, Arbeiter- und Beamtengewerkschaften gegründete Gewerkschaftsbank 
‚mit allen Kräften fördern. 

Für die Fortbildung der wirtschaftlichen Räteverfassung wurden Richtlinien 
‚aufgestellt, von denen die wesentlichsten hier angeführt seien: 


| 1. Der Unterbau für die Bezirkswirtschaftsräte soll durch Umorganisation 
und paritätische Ausgestaltung der Handels, Handwerks- und Landwirtschafts- 
'kammern geschaffen werden. Diese gelten als amtliche Vertretungen aller ein- 
‚zelnen und gemeinsamen Wirtschaftsinteressen ihres Gebietes. Gesonderte Arbeiter- 
‚und Unternehmerräte werden für die Kammerbezirke nicht gebildet. 


| 2. Die Bezirkswirtschaftsräte bilden die amtliche Wirtschaftsvertretung größerer 
‚Gebiete. Über Zusammensetzung und Mitgliederzahl bestimmen als Wahlkörper 
‚die im Ratsbezirke vorhandenen paritätischen Kammern zusammen mit den für 
‚die Ratsbezirke zu schaffenden Vertretungen sonst beteiligter Volkskreise. Die 
‚Bezirkswirtschaftsräte haben nach oben Verbindung mit dem Reichswirtschafts- 
‚rat und nach unten mit den paritätischen Kammern. 
| Zum Zweck der Abgrenzung ihrer Befugnisse von denjenigen der staatlichen 
‚und kommunalen Verwaltungsbehörden und zum Zweck der allmählichen Über- 
tragung der wirtschaftlichen Obliegenheiten solcher Behörden auf die Bezirks- 
‚wirtschaftsräte erhalten sie eine Vertretung in den wirtschaftlichen Ausschüssen 
‚der Landes- und Provinzparlamente mit Antrags- und Stimmrecht. (Einfluß auf 
‚den wirtschaftlichen Teil der Haushalte!) 
| 3. Sondervertretungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber in der Form von 
‚Bezirksarbeiter- und Unternehmerräten sind überflüssig. "Sie widersprechen dem 
‘Grundsatz der gleichberechtigten und gemeinsamen Wirtschaftsführung. 
Bedeutende Erfolge erzielte der D.H.V. im Jahre 1921 und Frühjahr 1922 bei 
den Wahlen der Beisitzer der Kaufmannsgerichte wie der Vertrauensmänner zur 
‚Angestelltenversicherung. Bei den ersteren erhielten der 
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G.d.A. 717 (bisher 972) 

D.H.V. 1190 (bisher 1090) Beisitzer. 
Bei den letzteren: D.H.V. 1300 Vertrauensmänner 


V.w.A. 86 N 
die übrigen Gedag-Verb. 183 


Gedag zusammen 1569 x 
 @.d.A. 843 n 
die übrigen Hauptausschuß-Verbände 155 n { 
Hauptausschuß zusammen 2567 i: I 
Afabund 827 N 
Wilde 219 R 
Damit sprachen sich die kaufmännischen Angestellten deutlich für die Erhaltung 
der Angestelltenversicherung und gegen die durch den Afa-Bund propagierte Ver- 
schmelzung mit der Invalidenversicherung der Arbeiter aus. 


Wertvolle Mitarbeit leistete der D.H.V. bei Beratung und Durchführung der 
in der Nachkriegszeit so zahlreichen sozialpolitischen Gesetze. Im Sommer 1921 
saßen bereits 20 Mitglieder des D.H.V. im Reichs- bzw. Landtag, 121 arbeiteten in 
den Stadtverwaltungen mit; sie verteilten sich dort auf sämtliche nichtsozialisti- 
schen Parteien. Auf dem Gebiete der Sozialversicherung — Kranken-, Unfall-, 
Invalidenversicherung — wurden die Versicherungsgrenzen sowie Beiträge und 
Leistungen der stetts wachsenden Teuerung angepaßt. Der Ablösung der Erwerbs- 
losenfürsorge durch eine Arbeitslosenversicherung wurde zugestimmt. Die bereits im 
Kriege erstrebte Beherrschung des Arbeitsmarktes von einer Zentralstelle aus bil- 
dete das Ziel eines Entwurfs eines Arbeitsnachweisgesetzes, in welchem neben dem | 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung örtliche Arbeitsnachweise sowie Landssämter 
für Arbeitsvermittlung vorgesehen wurden. Der D.H.V. wandte sich gegen die 
einseitige schematische Regelung und trat für die Selbständigkeit bzw. allmähliche 
Überführung der Verbandsvermittlungsstellen in die öffentlichen Nachweise ein. 
Bei der Beratung der neuen Schlichtungsordnung im Reichswirtschaftsrat setzte 
der D.H.V. im Verein mit den anderen nichtsozialistischen Angestelltenverbänden 
seine Ansicht betr. der den streitenden Parteien aufzuerlegenden gesetzlichen Pflicht 
zur Anrufung des Schlichtungsausschusses (Wartezeit von einer Woche!) sowie 
betr. der Verbindlichkeitserklärung von Schiedssprüchen durch. Dem Betriebs- 
rätegesetz vom Februar 1920 folgte ein Jahr später das Gesetz über die Betriebs- 
bilanz und die Betriebs-Gewinn- und Verlustrechnung sowie im Februar 1922 das 
Gesetz betr. Entsendung von Betriebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat. Der Schu- 
lung der Betriebsvertretungsmitglieder dienen die „Deutschnationalen Betriebsräte- 
vereinigungen“. Auf diesem Wege glaubt der D.H.V. sich in den Betriebsräten den 
maßgebenden Einfluß zu sichern; und die zahlenmäßige Überlegenheit der freien Ge- 
werkschaften durch höhere Leistungsfähigkeit seiner Mitglieder aufzuheben. Die ge- 
setzlichen Maßnahmen betr. Kriegsbeschädigten- und Kriegerhinterbliebenenfürsorge 
vermochten infolge der finanziellen Notlage des Reiches und der teuren Lebens- 
verhältnisse die Lage dieser Kriegsopfer nicht ausreichend zu sichern. Hier bot 
sich daher für die Standesvertretungen mit ihren Wohlfahrtseinrichtungen ein weites 
Betätigungsfeld. Hinsichtlich der Arbeitszeit hält der D.H.V. grundsätzlich am 
8-Stunden-Tag fest; etwa erforderliche Überarbeit soli auf dem Wege des Tarif- 
vertrags festgesetzt werden. Für die Ladenangestellten fordert er die gesetzliche 
Anordnung des 6-Uhr-Ladenschlusses. Die Zahl der Ausnahmetage im Gesetze über 
die Sonntagsruhe soll vermindert werden. Die Frage der Handelsaufsicht wurde für 
Preußen bisher noch nicht vollständig geregelt. Bei Beratung der Steuergesetze 
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sowie Vorbereitung gesetzlicher Maßnahmen zur Linderung .der Wohnungsnot war 
der D.H.V. stets bemüht, die den Angestellten als Arbeitnehmern zustehenden 
Rechte zu sichern. Im Januar 1922 brachte ein Gesetz betr. Kaufmannsgerichte 
den kaufmännischen Angestellten die Erfüllung längst erhobener Forderungen: 
Heraufsetzung der Gehaltsgrenze, Erhöhung der Berufungsgrenze, Einführung des. 
passiven Frauenwahlrechts und Erweiterung der sachlichen Zuständigkeit der 
Kaufmannsgerichte auf Klagen wegen des Schadens aus der Erteilung falscher Aus- 
künfte. Angestelltenvertragsrecht, Vereinigungsrecht und Tarifvertragsrecht stellen 
noch zu erfüllende Forderungen der Angestelltenverbände dar. Die Vorbereitungen. 
zu einer gesetzlichen Regelung sind im Gange. | 


b) Leistungen der einzelnen Verbandsabteilungen. 


Angeregt und gefördert wurde die sozialpolitische Arbeit des D.H.V. durch 
seine einzelnen Verbandsabteilungen, seine Erfolge auf gewerkschaftlichem Boden 
und seine Wohlfahrtskassen. 

Der „Abteilung für äußere Angelegenheiten‘ lag nach Kriegsende besonders 
die Neuaufrichtung vieler Ortsgruppen sowie mit Hilfe dieser die Anwerbung neuer 
Mitglieder ob. Ende 1919 bestanden bereits 1450 Ortsgruppen gegenüber 498 beim 
Bellen. Die Zahl der Mitglieder betrug 

Mitte 1919 176927 

Ende 1919 207 802 

Ende 1920 250469 


Oktober 1921 261 017° 
Mitte 1922 rund 280 000. 


Der ganze G@.k. A. hatte Mitte 1922 etwa 450000 Mitglieder. 


Von der „Abteilung für Bildungswesen‘ wurden allein im Laufe des Jahres 
1919 in den einzelnen Ortsgruppen insgesamt 272 Arbeitsgemeinschaften ein- 
gerichtet. Sie dienen durch eingehende Bearbeitung des Verbandsmaterials der 
‚Heranbildung tüchtiger Verbandsvertreter; in ähnlichem Sinne arbeitete der Redner- 
‚bund, welcher zwei besondere Bildungstage — März 1921 in Stuttgart und Oktober 
1921 in Bremen — veranstaltete Für die Fachbildungsarbeit wurde 1919 in 
530 Ortsgruppen die Organisation der Fachbildungsobmänner geschaffen. Die Be- 
rufsbildung wurde ferner gefördert durch die für die Wintermonate eingerichteten 
Abendlehrgänge in den Handelswissenschaften und fremden Sprachen sowie durch 
besondere Vortrags- und Arbeitsabende zur Wirtschaftsschulung. Der Stoffplan 
umfaßte Volks- und Betriebswirtschaftslehre, deutsches Wirtschaftsrecht, Zahlungs- 
verkehr und Wirtschaftsgeographie. Eine Vorratskammer für die Verbandszeit- 
schriften „Deutsche Handelswacht‘“, „Blätter für junge Kaufleute‘ sowie „Kultur 
des Kaufmanns“ stellt das Wirtschaftsarchiv dar. In ihm werden alle erreich- 
baren Nachrichten aus dem Gebiete der Privat-, Volks- und Weltwirtschaft ge- 
sammelt. Seit 1921 besteht neben den Abteilungen „Sozialpolitik“ und „Bildungs- 
wesen“ die Abteilung „Zentralarchiv und Bücherei“. Ihre Tätigkeit erstreckt sich 
auf folgende Gebiete: 

1. Regelung des gesamten Bezugs- und Tauschverkehrs für Bücher, Zeit- 
schriften und Zeitungen, 

- 2. Auswertung des gesamten Schrifttums zwecks BEENE lern Versorgung 
ler Fachabteilungen und Schriftleitungen, 


3. Zusammenstellung methodisch gegliederten Arbeitsmappen für Studien- 
and V.ortragszwecke, : 
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4. Belieferung außerhalb des Verbandes stehender Interessenten und anderer 


für den Verband wichtiger Stellen mit Programmschriften, | 
5. Bereitstellung von Arbeitsunterlagen für Studierende deutscher Hochschuleng 
(Doktordissertationen). 4 


Im Zusammenhang mit den Bildungsbestrebungen des Verbandes ist noch hin- 
zuweisen auf seine Mitarbeit in der ‚„Fichte-Gesellschaft“ und im Verein 
„Deutsche Bühne“. Erstere will nach ihrer Satzung „den deutschen Geist zur be- 
herrschenden Macht unseres gesamten Volkslebens machen“. Die „Deutsche Bühne“ 
will, „daß das Theater wieder zum natürlichen Ausdruck der Volksseele wird; sie 
will kein Theater geldlich bevorzugter Kreise, sondern die Vermittlung guter, 
deutscher Bühnenkunst zu Preisen, die auch weniger Bemittelten erschwing- 
lich sind“. 

Die Mitgliederzahl in der Jugendabteilung stieg 1919 von 10670 auf 22930, 
Ende 1921 belief sie sich bereits auf 35000. Die Zahl der Ortsgruppen mit 
Jugendabteilungen verdreifachte sich. Der Briefwechselbund — Pflege deutschen, 
fremdsprachlichen und stenographischen Briefwechsels — zählte Ende 1919 
5143 Mitglieder. Pfingsten 1921 fand in Leipzig die erste Reichstagung der Kauf- 
mannsjugend im D.H.V. statt. 5000 D.H.V.er aus allen deutschen Gauen sowie 
Deutschösterreich und den Sudetenländern nahmen an ihr teil. Zur Kennzeichnung 
der Gesinnung dieser Jugend sei hier das einstimmig abgegebene Willensbekenntnis 
angeführt: | 


„Wir, die Kaufmannsjugend im D.H.V., wollen an Leib und Seele ganze 
Männer werden und im Beruf die Tüchtigsten sein. 
Wir wollen in der Lehre und durch Eingliederung in unsere Gewerkschaft 
restlos und freudig an uns arbeiten. 
Wir wollen durch unsere Arbeit im Leben, im Beruf und in der Gewerkschaft 
unserem Volke dienen, dem wir uns aufs innigste verbunden fühlen.“ 


Die Schmiede für die geistigen Waffen des Verbandes sind die Druckerei 
Verlagsanstalt und Buchhandlung. Aufgabe des Verlags ist die Herausgabe vo 
Schriften sozialpolitischen, gewerkschaftlichen und kulturpolitischen Inhalts, von 
Berufs- und Fachliteratur, von schöngeistigen Büchern. Seit Kriegsende erschienen 
bereits 20 Schriften als Broschüren, und zwar über Gew erkschaftsbewegung, Räte- 
verfassung, Sozialisierung, Tarifvertrag u. a. Aus der Berufs- und Fachliteratur 
sind zu nennen Abhandlungen über Bilanzen, Reklamen, Handelsgesellschaften, 
Steuergesetze, Zahlungsverkehr. Zum großen Teil von akademisch Gebildeten für 
die Praxis geschrieben, dienen diese Bücher der Verbindung und Angleichung von 
Theorie und Praxis und suchen jede Verflachung zu vermeiden. Durch die 
„Deutschnationale Hausbücherei“ werden die Romane, Novellen und Kunstwerke 
des Verlages der breiten Öffentlichkeit zu wohlfeilen Preisen zugänglich gemacht. 
1921 wurden den Mitgliedern der Hausbücherei noch sechs Bücher zu #6 120,— 
insgesamt geliefert (Werke von Fritz Müller, Alb. Petersen, Wilhelm Meinhold) 
Neben der Buchhandlung sorgte die Abteilung für das Zeitungswesen für die 
Herausgabe und Verbreitung neuer Zeitschriften. Seit 1919 erscheint ein bes 
sonderer „Gewerkschaftlicher Ratgeber für Angestellten-Ausschüsse“, seit Anfang 
1922 eine Verbandsmonatsschrift „Der Kaufmann in Wirtschaft und Recht‘ (vor 
wiegend für Amtsinhaber im D.H.V.), mit welcher der „Ratgeber für An 
gestellten- und Betriebsräte“ verschmolzen wurde, seit Mai 1922 eine Monats: 
schrift „Heimstätte und Arbeit‘ für Heimstätten- und Siedlungsarbeit auf gewerk- 
schaftlicher Grundlage. 1921 wurde unter starker Beteiligung des D.H.V. eine 
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Verlagsgesellschaft m. b. H. für die Herausgabe der Tageszeitung „Der Deutsche“ 
gegründet. Die geschäftliche Grundlage wurde lediglich aus Mitteln der christ- 
ich-nationalen Gewerkschaften gesichert. 


c) Erfolge auf gewerkschaftlichem Boden. 


Bei Verfolgung des Zieles, die Leistung des einzelnen und damit die Gesamt- 
eistung des deutschen Volkes mit den vorerwähnten Mitteln der Berufsbildung 
zu steigern, konnte der Verband nicht der gewerkschaftlichen Machtmittel entraten, 
am durch sie die Minderbewertung der Einzelkraft der geistigen Arbeiter zu ver- 
aindern. Tarife, Streiks und Verruf erlangten für die D.H.V.er besonders in dem 
wirtschaftsunruhigen Jahre 1921 eine große Bedeutung. Jedoch betrachtet der 
3.H.V. den Tarifvertrag nicht nur als eine „Gehaltsverbesserungsmaschine‘, 
sondern als ein Werkzeug, „um der Bedeutung des Berufes im Gebiete der Wirt- 
schaft klaren Ausdruck zu verleihen“. Zu Beginn des Jahres 1921 bestanden noch 
‚und 600 Tarifverträge, zu denen im Laufe des Jahres 1921 mehr als 1200 Nach- 
räge abgeschlossen wurden; außerdem kamen 1921 330 neue Tarifverträge mit 
500 Nachträgen zustande. An 21 Streikbewegungen nahm der Verband mit 1500 Mit- 
sliedern im Jahre 1921 teil. In Leipzig wurde ein Streik von 40 Tagen bei einer 
Jrogengroßhandlung erfolgreich durchgeführt. Der im Jahre 1920 angelegte 
jewerkschaftliche Kampfschatz, zu dem jedes Mitglied regelmäßig einen Beitrag 
‚ahlen muß, erlangte immer mehr Bedeutung; aus ihm wurden allein den in Leipzig 
streikenden D.H.V.ern insgesamt 4 53619,50 gezahlt. Das Mittel des Verrufs 
vurde in Göttingen gegenüber dem Arbeitgeberverband erfolgreich angewandt. 

Hilfsmittel der gewerkschaftlichen Bestrebungen waren von jeher die Stellen- 
rermittelung, die Auskunftei sowie die Rechtsschutzabteilung des Verbandes. Im 
/ahre 1919, in dem sich besonders die Folgen des unglücklichen Kriegsendes für 
las Wirtschaftsleben zeigten, standen einer Bewerberzahl von 27807 nur 5262 an- 
‚emeldete Grehilfenstellen zur Verfügung, von denen 3959, d. h. 75,24 %o, besetzt 
wurden. 1920 wies bereits eine Besserung des kaufmännischen Arbeitsinarktes 
wf: 14092 Bewerber, 7967 angebotene Stellen, 4856 besetzt, davon 176 in 
Jeutschösterreich, 42 in der Tschechoslowakei, 98 in Spanien und 20 im übrigen 
»uropäischen und überseeischen Auslande. Die Auskunftei hatte 1920 einen Zu- 
;ang von 5253 neuen Berichten für ihr Archiv; Anfragen über Firmen gingen 
230 ein. 1920 wurden 27370 Rechtsauskünfte erteilt, in 2475 Streitfällen zwischen 
Mitgliedern und Arbeitgebern vermittelt, 29 Klagen eingeleitet und eine Summe 
ron M#1510532,— und 246 Zeugnisse erstritten. Für 1921 liegen folgende 
"ahlen vor: 


Stellenvermittlung: 12614 Bewerber, 13250 offene, 5943 besetzte Stellen, 


‘ 


\avon 480 im Ausland. 

| Auskunftei: 8898 neue Berichte über Firmen, 4131 Auskünfte. 

Rechtsschutz: 43212 Auskünfte, 6636 Vermittlungen, 69 Klagen bearbeitet. 

"rfolg der vermittelnden Tätigkeit und der durchgefochtenen Klagen: M% 3437 721,50, 

863 Zeugnisse. 

Maßgebenden Einfluß sicherte sich der Verband in den wirtschaftlichen 

sörperschaften; 1921 stellte er folgende Vertreter (einschl. Stellvertreter): 
Reichswirtschaftsrat 2, Zentralarbeitsgemeinschaft 1, Reichskohlenrat 2, Reichs- 

\alirat 1, Eisenwirtschaftsbund 13, Metallwirtschaftsbund 1, Verwaltungsrat der 

"ündholzindustrie 1, Wirtschaftsverband für Rohteer und Teererzeugnisse 2, Reichs- 

usschuß für die Papier- und Sägeholzindustrie 1, Reichsaufsichtsamt für Privat- 


60  —H. Huppertz: 


versicherung 1, Reichs- und Bezirksarbeitsgemeinschaften 75, Außenhändels- und 
Außenhandelsnebenstellen 95,: Reichswirtschaftsstellen in der Textilindustrie 17. _ 

Alle diese Vertreter wurden über die wirtschaftlichen Vorgänge fortlaufend 
unterrichtet durch die weithin ausgebaute wirtschaftspolitische Abteilung des 
Verbandes. 

Eine weitere Steigerung der gewerkschaftlichen Macht wie einen bedeutenden 
Fortschritt auf dem Wege zum „Mitbesitz der Arbeitnehmer‘ bedeuten die im Fe- 
bruar 1921 mit 6 10 Millionen Aktienkapital vom Deutschen Gewerkschaftsbund ge- 
gründete „Deutsche Volksbank A.-G.“, Berlin, sowie der im April 1922 geschaffene 
„Kapitalschatz für deutsche Arbeit“. Die Deutsche ‚Volksbank wurde Anfang 1922 er- 
öffnet, mit ihr eine „Treuhandgesellschaft für deutsche Arbeit“, G.m.b.H., gleich- 
zeitig eine Depositenkasse in Essen. Sie hat mit dem Sparkassengeschäft begonnen 
und wird sich nach und nach auch den Bankgeschäften zuwenden. Zwecks Bildung 
des Kapitalschatzes legte der D.H.V. eine Anleihe von 450 Millionen auf. Bedin- 
gungen: Verzinsung 3%, Gewinnanteil 2—3 0%, Zurückzahlung durch Auslosung 
nach festem Tilgungsplan binnen 30 Jahren zu 105% des Nennwertes. Als 
Sicherung dienen das gesamte Vermögen wie die organisatorischen Einrichtungen 
des Verbandes, und zwar 640 Millionen Spargelder, Grundbesitz mit 46 14 Mil- 
lionen Buchwert, Aktienkapital der Hanseatischen Verlagsanstalt 46 1 Million sowie 
deren Besitz an Maschinen usw. mit einem Verkaufswert von 46 15 Millionen, Ver- 
sicherungsbestand der Deutschnationalen Versicherungs-A.-G. 6 200 Millionen 
sowie die Gemeinnützige A.-G. für Angestellten-Heimstätten (Gagfah), deren 
Hauptaktionär der D.H.V. ist. Die Gagfah war im August 1918 vom Wohnungs- 
ausschuß der Angestelltenverbände mit dem ausschließlichen Zwecke . gegründet 
worden: Beschaffung gesunder Wohnungen zu billigen Preisen für minderbemittelte 
Familien und Einzelpersonen, insbesondere für den Kreis der nach dem Ver- 
sicherungsgesetz für Angestellte versicherten Personen (Aktienkapital „46 2000 000,—). 
Nach dem Geschäftshericht für 1920/21 ist der Leitgedanke der Fesamtorganiägue 
der folgende: 


I. Werbetätigkeit und Vorbereitung für die Bildung von Tochtergesellschafiä 
der Gaglah durch Ortsvereinigungen, denen auch für die Besetzung der Heimstätten 
eın gewisses Vorschlagsrecht zusteht. 


II. Bauausführung durch die Tochtergesellschaft als Bauherr, wobei die 
Muttergesellschaft Bebauungsplan, Bauentwürfe, Verdingungsunterlagen usw. liefert, 
die Bauleitung übernimmt und die Finanzierung, zum Teil auch die Beschaffung 
der Baumaterialien durchführt. 


II. Selbstverwaltung der Siedelungen durch die zu Heimstätten-Vereinigungen 
(E. V.) zusammengefaßten Mieter und Käufer der Heimstätten (unter Vorbehalt 
der Hypothekenregulierungen, Kassengeschäfte usw. für die Heimag bzw. die 
Muttergesellschaft). | | 


August 1921 bestanden 37 Tochtergesellschaften mit einem Gesellschaftskapital 
von insgesamt 46 3269000,—, davon 46 1303000,— von dritter Seite (Arbeit- 
geber, Kommunen). Bis zu diesem Zeitpunkt waren fertiggestellt und bezogen 
1327 Heimstätten, neu finanziert und im Bau begriffen 1149. Für 1922 waren 
Bauten im Gesamtwerte von etwa 6700 Millionen geplant. Im Zusammenhang 
mit der Gagfah ist der Streit um die Erhaltung der Angestelltenversicherung von 
besonderer Bedeutung, da letztere die erforderlichen Geldmittel zur Verfügung 
stellt. Im Jahre 1920 allein verausgabte die „Reichsversicherungsanstalt für SE 
gestellte“ zur Förderung des Wohnungswesens: ; 
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EEE an FAHERRBLDIENDEAN EN een OL FO 
Xommunaldarlehen . . „ 63 701 000,— 
Sonstige Beteiligungen an Baur ereinigungen und Zuwendungen an die Gagfah .„».. „1005 000,— 


| Zusammen A 70797 750,— 


/ d) Finanzielle Leistungen der Wohlfahrtskassen. 


Die Wohlfahrtseinrichtungen des Verbandes, unter ihnen vor allem die Ver- 
sicherungskassen, erlangten für die Angestellten infolge der unsicheren wirtschaft- 
ichen Verhältnisse der Nachkriegszeit erhöhte Bedeutung. 


Der D.H.V. zahlte aus in der Zeit von 1898 bis zum 30. Juni 1920: 


Xenten aus der Kasse der NBrSLONGENEE gegen Daeheplorigheit 40 2 332.270.18, 
\us der Unterstützungskasse . . . ER EEN BEEE EHENENENNS 
EEE rear EN ie ano KmE INNTENRP SAT ER ee, EHI BULSE 
\us dem Kampfschatz .. . . RT REITER nal 9 117726570 
Aus der Witwen- und Waisenkasse usw. jet Er die: 5 400,— 

\us den Mitteln der Krankenkasse . . . . 2 2.2... are reger „20 421 698 26 


Zusammen .# 23 746 953,21 


| 

| Fi 

' * Guthaben der Sparer am 1. Juli 1921: .% 34000 en: Zahl der Sparer An- 
lang 1921: 44018; Durchschnittsguthaben:: .# 606,49. Rip | 


Kranken- und Begräbniskasse: 1913 64291 ee ; 
1918 27738 
1919 69301 
; 1920 128633 
Mitte 1921 137971 
Januar 1922 149133 


| Familienversicherung: 1.. Januar 1922: 51107 eratahtihite Familien. 


innahme der Kranken- und Begräbniskssse im ‚Jahre 1921 _. .. .M 56 235 559,29 
\usgaben für Krankengeld, Ärztehonorare, Arzneien und Heilmittel, Kranken- | 
'  hauspflege, Hausgeld, er Si im Jahre 1921 . . BERTEET. EN 80 900 000 
Ausgaben für Wochenhilfe . RS u Base 1211 ,583:300000, 
Rücklagen Ende 1921 . . a a at a aa, 3,0917 DB 
‚eistungen der Familienversicherung 1909-20 . er = 721203: 870, 29 


{ 
' An Kranken- und Sterbegeld für ET ÄNT 19141918: 984 618,65, 
lavon ca 6 150000,— beitragsfreies Sterbegeld. 

| Deutschnationale Versicherungsaktiengesellschaft: 

ae hecnngsbestand Ende 191%: 1973 Versicherte, Versicherungssumme .# 2505 608,— 


1918:43 727% =, “ „5 739 486,— 
1920: 11587 . . B , 68 907 440, — 
T ersicherungsleistungen 1914—20: 258 Todesfälle . . . . EN ra 995, — 


{ Frühjahr 1921 erwarb die Deutschnationale Krahkenkakke das Kurhaus Fried- 
ichsbrunn im Ostharz; es enthält 81 Zimmer mit 120 Betten. 
Die finanzielle Macht des Verbandes spiegelt sich in folgenden Zahlen wieder: 


| UL ee ey LIE 
ee LI LOW EN. ENT IRRAN, RUE 000 000,— 
I: R IPOS HER OR 1 Solar 15000000, 
| Er 1921 . 26 000.000, or 


Monatsbeitrag Ende 1921 0 ren 
‚  Geldumsatz des Verbandes im Jahre 1921: 46 120.000 000,-— 
‚ Umsatz der Hanseatischen Verlagsgesellschaft jährlich 10 000 000, —. 
‚ı Mit Hilfe seiner Wohlfahrtskassen und dank seiner gewerkschaftlichen wie 
‚ozialpolitischen Tätigkeit hat sich der D.H.V. im Laufe der Jahre zu einer 
rirtschaftlichen und geistigen Macht entwickelt und sich so die führende Stellung 
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unter den Organisationen der kaufmännischen Angestellten erobert. Die Durch- 
führung seiner Pläne, die den Geist der Arbeits- wie Volksgemeinschaft atmen, 


wird zur Überbrückung der heute immer größer werdenden Kluft An Kapi- 


tal und Arbeit beitragen. 


2. Der „Verband weiblicher Handels- und Bureauangestellten“ 
(V.w. A.). 


In derselben Ideenrichtung bewegen sich auch die Bestrebungen des „Verban- 
des weiblicher Handels- und Bureauangestellten‘“ (V.w.A.) wie des „Deutschen 
Bankbeamtenvereins“ (D.B.V.), da sie ja als Mitglieder des G.k.A. alle geeint 
sind durch das Programm des Deutschen Gewerkschaftsbundes. Er will, im Gegen- 
satz zum „Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund“, der sozialistischen Zentral- 
organisation der Arbeitnehmer, ‚den unser Volk zersetzenden Materialisınus über- 
winden durch die Pflege allgemein sittlicher, christlicher und nationaler Gedanken“. 
Aufbauen und versöhnen, nicht zerstören und trennen, das ist sein Ziel. Dieser 
Geist brachte die ehemals feindlichen Verbände, D.H.V. und V.w.A. im G.k.A. 
zusammen. Der V.w.A. entstand 1919 durch Verschmelzung des „Kaufmänni- 
schen Verbandes für weibliche Angestellte“ mit den „Verbündeten Vereinen für 
weibliche Angestellte“. Nach Kriegsende erwuchs ihm innerhalb des G.k.A. wie 
des Gedag entsprechend seinem alten Programm die besondere Aufgabe, die im 
Kriege der Frau eroberte Stellung im Wirtschaftsleben zu festigen und zu ver- 
teidigen gegen Angriffe von rechts wie besonders von links, vom Afa-Bunde. 


Politische Gleichberechtigung hatte der Frau der politische Umsturz gebracht; es 


galt, die wirtschaftliche Gleichberechtigung ebenfalls zu erkämpfen. Das Jahr 
1919 forderte vom V.w.A. die eifrige Mitarbeit in den Angestelltenausschüssen und 
Schlichtungsstellen wie beim Abschluß von Tarifverträgen. Bei Anerkennung der 
Notwendigkeit der Einstellung von Kriegsteilnehmern bei ihren früheren Arbeit- 
gebern mußte der V.w.A. auf der anderen Seite seine Mitglieder schützen vor 
unbegründeter Entlassung und Gehaltsverkürzung. Zur Erläuterung dieser Kämpfe 
einige Zahlen des Verbands-Stellennachweises: 


Oktober 1918: 1706 offene Stellen 1769 Bewerberinnen 933 besetzte Stellen 


November 1918: 840 „, R: 2279 .. 526 “ = 
Dezember 1918: 664 Ä„, = 2 655 = 399 a & 
1918 insgesamt: 20445 „, N 24 670 r 9031 v . 
1919 " 26262 „ u. 24 890 * 10 143 r ’ 


[Januar 1919 5196 Stellenlose, März—April sogar 6000.) 


Die Bedeutung der Stellenvermittlung und ihre Notwendigkeit erhellt auch 

aus der gewaltigen Mitgliederzunahme: 
Ende 1918: 50925 Mitglieder, 76 Ortsgruppen 
„ 1919: 102943 307 5 

Über die Stellenvermittlung hinaus erachtete es der Verband als seine Pflicht, 
den berufstätigen Frauen durch Abschluß von Tarifverträgen so weit als mög- 
lich die gleiche Bezahlung für die der Arbeit der Männer gleichwertige Leistung zu 
sichern. Seine Bemühungen waren teilweise von Erfolg gekrönt; des öfteren gelang 
es ihm, die Unterschiede in der Bezahlung wenigstens bis auf 5—10% zu be- 
schränken. Mehrere Male brachte er erfolgreich das Mittel des Streiks zur An- 


wendung. Seine alten Forderungen nach gleicher Vorbildung für Mann und Frau 


als Viorbedingung für gleiche Bezahlung erhob er immer wieder von neuem. 
Jedoch scheiterte die Einführung der Fortbildungsschulpflicht für weibliche An- 
gestellte in vielen Städten bisher an der finanziellen Notlage. Mit dem D.H.YW. 


we 
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betonte auch der V.w.A. den Grundsatz „Wissen ist Macht‘; mit ihm will auch 
er eine geistige Bewegung, eine Kulturbewegung sein. „Gegenüber der Ver- 
massung und Verwischung aller Unterschiede wollen wir es gerade jetzt als 
unsere Sendung betrachten, die individuellen und spezifischen Kräfte hervorzu- 
heben und herauszuarbeiten....; deswegen heiße unser Geleitwort: „Wir wollen 
Kämpfer sein und Frauen bleiben.‘‘ (Worte von Gertrud Israel auf dem Verbands- 
tag in Kassel, Mai 1921.) Durch seine Vertreter in den öffentlichen wirtschaft- 
lichen Körperschaften, z. B. Reichswirtschaftsrat und Zentralarbeitsgemeinschaft, 
wie durch seine Mitarbeit im G.k.A. verstand es der V.w. A., auch auf dem Ge- 
biete der staatlichen Sozialpolitik seinen Einfluß geltend zu machen. 


3. Der „Deutsche Bankbeamtenverein“ (D.B.V.). 


In gleicher Weise wie der V.w.A. will auch der D.B.V., daß seinen be-. 
sonderen Wünschen und Forderungen für die Bankangestellten entsprechend ihrer 
unterschiedlichen Stellung zu den Handels- und Industrieangesteliten Rechnung 
getragen werde. Da aber diesen Bestrebungen dieselben Gedanken zugrunde 
liegen wie denen des D.H.V. und V.w.A., sei hier auf eine weitere Darlegung: 
verzichtet. 

II. Der „Gewerkschaftsbund der Angestellten“ (G.d. A.). 


Die zweite Gruppe auf der Seite der mittelständlerischen Angestelltenbewegung 
stellt der G.d.A. dar. Nach seinem Programm ‚faßt er alle kaufmännischen, 
technischen und Bureauangestellten ohne Rücksicht auf Geschlecht, parteipoliti-- 
sches oder religiöses Bekenntnis zu einem Einheitsverband mit beruflicher und 
fachlicher Untergliederung zusammen und bringt damit die Gemeinsamkeit der 
Interessen aller Angestellten gegenüber der Arbeitgeberschaft zum Ausdruck. 

Er verlangt die völlige organisatorische und geistige Selbständigkeit der An-- 
‚ gestelllenbewegung. Seine Aufgabe ist es, die gewerkschaftlichen, sozialen und 
wirtschaftlichen Angelegenheiten aller Angestellten zu vertreten und zu fördern. 
Er will, daß die Angestellten als geistige Arbeiter eine freie und selbstbewußte- 
Volksschicht bleiben, die berufen ist, ım Staatsleben und in den Selbstverwal- 
tüngskörpern des Wirtschaftslebens an verantwortlicher Stelle und in voller 
Gleichberechtigung mit der Arbeiterschaft und dem Unternehmertum mitzuwirken“. 

„Da das deutsche Wirtschaftsleben nur durch gemeinsame Arbeit des ge- 
' samten Volkes die Folgen des Krieges überwinden und wieder zur Blüte ge- 
langen kann, unterstützt der G.d.A. die Bildung von Arbeitsgemeinschaften 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Er erblickt darin zugleich ein Mittel 
' zur Milderung der Klassengegensätze und zur Schaffung einer gesunden Volks-- 
ı wirtschaft.‘ 

Der G.d. A. erstrebt also genau wie der G.k. A. die Erhaltung des Angestellten-- 
standes als selbständige Volksschicht und bekennt sich ebenfalls zum Prinzip der 
Arbeitsgemeinschaft. Getrennt sind beide durch die Weltanschauung, christliche: 
und liberale. Im Gegensatz zum G.k. A. hofft der G.d. A. sein Ziel zu erreichen 
durch Zusammenfassung aller Angestellten in einer Organisation; die Vereinheit- 
lichung der Angestelltenbewegung hat somit Fortschritte gemacht, jedoch ist es. 
bisher nicht gelungen, sämtliche kaufmännischen Angestellten in einer Organi- 
sation zu vereinigen. Zufolge der gleichen berufs- und wirtschaftspolitischen Ein- 
stellung verfolgen beide Verbände auf sozialpolitischem und gewerkschaftlichem 
Gebiete dieselben Ziele, wenn sie auch in Teilfragen in ihren Ansichten ausein-- 
ı andergehen. Die Bedeutung des G.d.A. sei veranschaulicht durch einen Überblick 
über die finanziellen Leistungen. 
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| Leaplunget der G.d.A.-Verbände seit ihrer. Gründung: 
bis Ende 1919 im Jahre 1920 insgesamt 


an esenreld ee eier 2481 64927 298 475,9  : 2730119,21 
‚Unterstützungen . . . . .„. 1546 676,68 109 553,10 _ 1656 229,78 
Kriegsunterstützungen . . . 2529 770,58 88 123,80 2 617 894,38 
Streikunterstützungen . . . 56 276,— 265 644,03 321 920,03 
Hinterbliebenengeld . . . . 115225,— 32 525, — 147750, — 
Krankenkassen. . . . .  . 45.602 589,06 11 646 064,86 57 248 653,92 
Versicherungsabteilung.. . . 15808 239,54 1 706 779,95 17 515 019,49 


M 68090 420,13 #4 14147 166,68 .M 82 237 586,81 


Leistungen im Jahre 1921: 


Stellenlosenkasse: 1836 Mitglieder, 6 402556,45 Stellenlosengeld, 
Hinterbliebenengeld: 320 Empfangsberechtigte, 6 59625, —. 
Unterstützungskasse: Mb 149 283,78. 
Streik- und Maßregelungsgelder : Ib 384 225,72. 
Altersversorgungs- und Invaliditätskasse des G.d.A.: Ende 1921: 1891 Mit- 
glieder, davon 173 Rentenempfänger. | 
Einzahlungen: „#4 430 240, — 
Auszahlungen: ,„ 90973,91 Altersrenten 
„1588,79 Invalidenrenten 
Witwen- und Waisenkasse des G.d.A.: Ende 1921: 1412 Mitglieder, 1380 
versicherte Frauen, 281 Kinder. Einzahlungen: 4 120680,— für die Frauen 
% 1460 für die Kinder. Rentenauszahlungen: Mb 82158,73 Witwenrenten (334 z 
wen), Ab 2424,70 Waisenrenten (27 Waisen). 
Die Krankenkassen der G.d.A.-Verbände bestehen noch als selbständige Ein“ 
richtungen. 


Krankenkasse des ö8er Vereins: | $ 
Ende 1921: 53374 Mitglieder, Familienversicherung: 16 819 Familien. 7 
Zahl der Krankheitsfälle mit Arbeitsunfähigkeit . . . . . 14473 v 

» „» Krankheitstage „, 4 „’ 804821 y 
Ausgaben an Krankengeld usw... . . 2... "M 11874 996,97 u 
Beiträge der Mitglieder... „use, » u + enbatsit, And BT 718, 92 j 
Arbeitgeberbeitragsanteile . . RR LLAK N UE, 002,13 4 

Krankenkasse des V.d.H. aan: 
Ende 1921: 57 055 Mitglieder, Familienv Mira uarn.5 19 944 Familien. \ 
Ausgaben an Krankengeld usw. . . . ....M 12504 135,58 { 
Beiträge der Mitglieder - - > 2 22222005, 128474733, — a 
Arbeitgeberbeitragsanteile . . fur 2082 230,58 $ 
Zahl der Krankheitsfälle mit Arbeilsunfäbigkeit u NE FE a 

»  „ Krankheitstage „, 3 en a Des EC E 

Krankenkasse des V.d.d.K., Be rlin: 

Beiträge der.Mitglieder . : . - . = - 2.2 .2..K# 5157 116,11 { 
Arbeitgeberanteile . . A a a ea en 

Ausgaben an Krankengeld usw... . 20255746 184,80 & 
Außerdem für Familien-Kranken-Versicherung . sä 2955R>1877788,93 ” 

Krankenkasse des Deutschen Angestelltenbundes, Magdeburg: _ A 
Mitgliederbeiträge „nu tm. Kon da een = 
Arbeitgeberpflichtbeiträge . . m 228 Se 9 Ze ae : u 
Ausgaben an Krankengeld usw. . . ee { 


Leistungen der vier Krankenkassen im Fahre 1921: 6 31026553,20. .... Fi 


Der G.d.A. besitzt fünf Ferien-, Erholungs- und Wanderheime, und zwar: 
Niederschlema (Sachsen), Oberwiesenthal (Sachsen), Niederschreiberhau und 
‚Krummhübel im Riesengebirge und Walsrode (Hannover). =; 
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Der Sparkassen-Einlagenbestand des G.d. A. belief sich am 31. Dezember 1921 
auf 6 8028224,92; er verteilte sich auf 6621 Sparkonten mit einem durchschnitt- 
lichen Guthaben von 6 1212,54. 

i Tätigkeit der G.d.A.-Stellenvermittlung: 20186 offene Stellen, 20933 Bewer- 
ber 11150 Vermittlungen, davon 188 im Auslande. 

E Firmenauskunftei: 1517 mündliche und 1445 schriftliche Auskünfte. 2258 
neue Auskünfte über Firmen wurden dem Archiv einverleibt. 

Rechtsschutz, Rechtsberatung und Auskunftei: An schriftlichen Auskünften: 
19208, an mündlichen Auskünften: 57089, zusammen 76 297. 

In 3162 Einzelstreitigkeiten wurden erzielt: 4 4682865,15, dazu 488 Zeugnisse. 
Die Mitgliederzahl des G.d. A. belief sich am 31. Dezember 1921 auf 300357, 
‘ darunter 25601 jugendliche. Bei der Gründung im November 1920 zählte er 
850000 Mitglieder. 


II. Der „Allgemeine freie Angestelltenbund“ (Afa-Bund). 


Die dritte Spitzenorganisation innerhalb der Angestelltenbewegung ist der „All- 
gemeine freie Angestelltenbund‘‘ (Afa-Bund), dessen Führung in den Händen des 
„Zentralverbandes der Angestellten“ (Z.d.A.) liegt. Genau wie der Gedag faßt 
auch der Afa-Bund die Verbände der einzelnen Angestelltengruppen (Techniker, 
Werkmeister, Bankangestellte usw.) zusammen, überläßt ihnen aber ihre Selb- 
ständigkeit. Seit der Revolution vereinigt der Z.d. A. in seinen Reihen männliche 
und weibliche Handlungsgehilfen, Bureau- und Versicherungsangestellte. Rich- 
 tunggebend für die sozialpolitischen und gewerkschaftlichen Bestrebungen des 
 Afa-Bundes waren und sind folgende „freigewerkschaftliche Grundsätze“: 

„Die freien Gewerkschaften der Angestellten fordern: 

1. Die rückhaltlose Anerkennung des Vorrechts des arbeitenden Menschen vor 
ı dem des toten Besitzes, 

2. die Beseitigung des arbeitslosen Renteneinkommens zugunsten der Ge- 
 samtheit, 

3. die Kontrolle der Warenerzeugung und -verteilung, 

4. die gemeinwirtschaftliche Ordnung der Wirtschaftsführung, 

5. die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in allen Fragen des lLohn- und 
Arbeitsverhältnisses. 

Sie erblicken deshalb im wirtschaftlichen Sozialismus gegenüber der privat- 
' kapitalistischen Wirtschaft die höhere Form der volkswirtschaftlichen Organisation, 
Aufgabe der freien Angestelltengewerkschaften ist es, die wirtschaftliche und 
' soziale Bildung der Angestellten zu fördern und sie für ihre Tätigkeit in der ver- 
ı gesellschafteten Wirtschaft zu schulen. Zur gemeinsamen Durchführung ihrer Ziele 
und Forderungen und zur gegenseitigen Unterstützung im wirtschaftlichen und 
sozialen Kampfe bilden die freien Gewerkschaften der Angestellten Deutschlands 
den Afa-Bund. Die Gemeinschaft der Arbeitnehmerinteressen gegenüber dem Unter- 
nehmertum und die daraus folgende Solidarität aller Arbeitnehmer ist die einzige 
' Möglichkeit, die gesteckten Ziele zu erreichen. Der Afa-Bund bildet deshalb in 
organisatorischer Zusammenarbeit mit dem ‚Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bund‘ (A.D.G.B.), als Vertretung der freigewerkschaftlichen Handarbeiterschaft, die 
einheitliche Front aller freigewerkschaftlichen Arbeitnehmer Deutschlands.“ 

Ziele des Z.d. A. sind nach der Satzung vom Juli 1921: 

1. Verbesserung der Gehalts- und Arbeitsbedingungen. 

2. Schaffung eines einheitlichen Arbeitsrechtes unter besonderer Berücksichti- 
' gung der Angestellteninteressen. 
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3. Schaffung einheitlicher Arbeitsgerichte mit Kammern für Angestellte zur Ent- 
scheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsvertrage sowie zur Schlichtung und 
vollstreckbaren Entscheidung von Arbeitsstreitigkeiten. 

4. Sicherung einer Angestelltenvertretung in den Betriebsräten, in den Bezirks- 
und Reichsarbeiterräten sowie in den Bezirks- und Reichswirtschaftsräten. 

5. Organisierung der Arbeitsvermittlung durch Errichtung von Arbeitsnach- 
weisen als öffentlich-rechtliche Selbstverwaltungskörper mit besonderen Abtei- 
lungen für Angestellte; Reichsarbeitslosenversicherung. 

6. Ausgestaltung und Vereinheitlichung der Reichsversicherung, namentlich 
durch Ausdehnung der Unfallversicherung auf alle Angestellten. 

Das Bekenntnis des Afa-Bundes zu den freigewerkschaftlichen Grundsätzen 
wie die Satzungen des Z.d.A. zeigen die eigene Einstellung zu den Angestellten- 
fragen; mittelständlerische Gedankengänge, wie insbesondere Arbeitsgemeinschaften 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, werden grundsätzlich abgelehnt; Mitarbeit in 
letzteren ist nur für den Fall der Unmöglichkeit selbständigen Vorgehens der Arbeit- 
nehmer gestattet, 


Die Tätigkeit des Zentralverbandes sei noch kurz erläutert durch einige An- 
gaben aus dem Jahresbericht für 1919/20 — Bericht für 1921/22 liegt noch 
nicht vor —: 

Die Rechtsschutzabteilung führte von 235 Prozessen in Berlin 194 erfolgreich 
durch mit einem Ergebnis von 4 82364,55; in anderen Städten erzielte sie die 
Summe von 46 159578,58. Im wesentlichen handelte es sich bei diesen Pro- 
zessen um die Verbindlichkeitserklärung von Schiedssprüchen, rückwirkende Kraft 
der Tarifverträge sowie Einzelheiten des Betriebsrätegesetzes. Für Lohnbewegun- 
gen und Streiks wurde eine besondere ‚Ordnung‘ veröffentlicht. Bis Ende 1920 
schloß der Verband insgesamt 781 Tarifverträge ab, und zwar: 6 Reichstarifverträge, 
55 Bezirks- oder Landestarife, 145 allgemeine Ortstarife, 492 örtliche Branchen- 
tarife und’ 83 Einzeltarifverträge (sog. Haustarife). 


Ebenso wie die mittelständlerischen Verbände arbeitete auch der Z.d. A. durch 
seine Vertreter in den öffentlichen Wirtschaftskörperschaften, wie Eisenwirtschafts- 
bund, Außenhandelsstellen, Reichswirtschaftsrat u. a, mit. An Stellenlosen-, 
Kranken-, Sterbe-, Notfall-, Gemaßregeltenunterstützungen wurden 1920 „% 634 788,— 
gezahlt; der Hauptanteil entfiel auf die Stellenlosen. An Verbandsbeiträgen gingen 
1920 #% 16355906,50 ein, das Vermögen des Verbandes bezifferte sich Ende 1920 
auf nahezu A 2 Millionen, das Vermögen der Pensionskasse auf #% 902 289,24. 
Die Pensionskasse zählte am 31. März 1921 2233 Mitglieder gegenüber 1463 Ende 
1913. Den großen Erfolg der umfangreichen Werbetätigkeit des Verbandes -— der 
Werbeausschüsse, des Frauensekretariats sowie des für die Anwerbung von Lehr- 
lingen und jugendlichen Angestellten eigens verpflichteten Jugendsekrelärs — zeigt 
die bedeutsame Mitgliederzunahme: 


Januar 1914: 24809 Ende 1914: 25 848 davon 14917 weiblich 
Ende 1917: 30555 davon 19476 weiblich 
n; 1918: 66 228 „44243 ’a 
H 1919: 366 051 
Mitte 1920: 402 748 
Ende 1920: 363 521 
31. März 1921: 333 682 davon 154335 weiblich. 


Der ganze Afa-Bund zählte Oktober 1921 etwa 700000 Mitglieder. 


Der „Gesamtverband deutscher Angestelltengewerkschaften‘“ (Gedag), der „Ge- 
werkschaftsbund der Angestellten“ (G.d. A.) und der „Allgemeine freie Angestellten- 
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bund‘ (Afa-Bund) vereinigten Ende 1921 in ihren Reihen insgesamt rund 11, Mil- 
lionen Angestellte, d. h. die Hälfte der gesamten Angestelltenschaft Deutschlands 
war zu diesem Zeitpunkt gewerkschaftlich organisiert. 1913 zählte man nur 
830000 organisierte Angestellte. 

Die gewerkschaftliche Strömung der Nachkriegszeit, sanktioniert durch den 
Gewerkschaftsvertrag vom November 1918, hat weder die Fortentwicklung der 
durch die Zentralarbeitsgemeinschaft von der öffentlichen Interessenvertretung 
ausgeschlossenen Angestelltenverbände noch das Emporblühen einer neuen Arbeit- 
nebmerbewegung verhindern können. Die Tätigkeit der wichtigsten von ihnen soll 
im folgenden noch kurz beleuchtet werden; es kommen hierfür in Betracht: die 
„Vereinigung der leitenden Angestellten‘ (Vela), der „Verband reisender Kaufleute‘, 
der „Verband kath. kaufmännischer Vereinigungen (K.K.V.) sowie der ‚„Gesamt- 
verband der kath. kaufmännischen Gehilfinnen- und Beamtinnen-Vereine Deutsch- 
lands“, 


IV. Die „Vereinigung leitender Angestellten“ (Vela). 


Die Gründung der Vela war eine Folgeerscheinung der nach der Re- 
volution einsetzenden Massenbewegung der Angestellten. Der Hauptgeschäfts- 
führer, Dr. Müffelmann, äußerte sich in einem Vortrage auf der Hauptversamm- 
lung im April 1921 über die Entstehung dieses Verbandes folgendermaßen: 

„Die Vela ist geboren aus der Abwehr gegen Schematisierung und Nivellie- 
rung, sie ist die Reaktion der geistig Schaffenden unter den Arbeitnehmern, die 
für ihre geistige Arbeit die entsprechende Wertung fordern gegen die übertriebenen 
Ansprüche der Handarbeiter und ausführend Tätigen. In gleicher Organisations- 
form, mit gleichen Leistungen und Verknüpfungen wollen die leitenden Angestell- 
ten ihre Lebensinteressen durchsetzen.“ Hier trat also die Dreischichtung. der 
Arbeitnehmer deutlich in Erscheinung. Den Handarbeitern und ausführend tätigen 
Angestellten wurde als dritte Gruppe die der leitenden Angestellten gegenüber- 
gestellt. Wer ist nun leitender Angestellter? Dr. Müffelmann gab hierfür fo!gende 
Begriffsbestimmung ab: „Leitende Angestellte sind solche Arbeitnehmer, die im 
Dienste eines Wirtschaftsbetriebes gegen Entgelt eine Stellung einnehmen, in der 
sie in persönlicher Verantwortung für eigene oder für die Arbeit ausführend tätiger 
Arbeitnehmer eine führende, leitende, prüfende oder entwerfende, in der Haupt- 
sache von eigenem Entschluß abhängige Tätigkeit ausüben, ohne auf Grund des An- 
stellungsverhältnisses ein Besitzrecht oder ein ähnliches Verfügungsrecht über die 
Produktionsmittel oder den Gewinn der anstellenden Unternehmung zu haben.“ 
Welche Ziele verfolgt die Vela im Verein mit der ihr angeschlossenen „Vereinigung 
von Oberbeamten im Bankgewerbe‘‘ sowie dem „Verband oberer Bergbea.nten‘‘ ? 

1. Erhaltung der Arbeitskraft und Entfaltung der persönlichen Leistungsfähiz- 
keit unter dem Schutze eines Arbeitsrechts, das die Sonderstellung und Sonder- 
bewertung der leitenden Angestellten anerkennt und schützt. 

2. Besondere Organe der Mitbestimmung der leitenden Angestellten in Be- 
triebs- und Wirtschaftsräten, bei der sozialen Versicherung und der Organisation 
des Arbeitsmarkts sowie besondere Kammern der leitenden Angestellten bei Arbeits- 
gerichten, Schlichtungsbehörden und in den Selbstverwaltungskörperschaiten des 
Wirtschaftslebens. 

3. Wirkliche Arbeitsgemeinschaft aller am Produktionsprozeß Beteiligten und 
Gleichberechtigung aller gewerkschaftlichen Berufsverbände und Interessengruppen 
in den Arbeitsgemeinschaften. 

4. Gerechte Besoldung und wirtschaftliche Förderung der geistig achaktenden 


68 H. Huppertz: 


Angestellten unter besonderer Wertung der persönlichen Fähigkeit und der her- 
vorragenden Einzelleistung sowie unter Anpassung der Bezüge an die Teuerungs- 
verhältnisse. 

Diese Forderungen bildeten die Richtlinien für die Tätigkeit der Vela in den 
vergangenen drei Jahren. Ein gewaltiges Hindernis für die sozialpolitischen und 
gewerkschaftlichen Arbeiten dieser Organisation bedeutete die Ablehnung ihres 
an die Zentralarbeitsgemeinschaft gerichteten Aufnahmegesuchs. Entgegen einem 
Gutachten eines für das Gewerkschaftswesen bedeutenden Theoretikers, des Land- 
gerichtsrats Kulemann, erkannten die drei Spitzenverbände der Angestellten die 
Vela nicht als Gewerkschaft an. Dennoch wurde ihr die Mitarbeit auf dem Ge- 
biete der Sozialpolitik ermöglicht durch einen Bescheid des Peichnarbeit 
riums vom November 1919, in dem die „Hinzuziehung der Vereinigung zu Ver- | 
handlungen, in denen die Interessen der von ihr vertretenen Angestellten berihrt 
werden“, zugesichert wurde. Auf Grund dieser Anerkennung betätigte sich die 
Vela Ende 1919 und Anfang 1920 bei den Verhandlungen über das Betriebsräte 

i 
5 
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gesetz, die Schlichtungsordnung, die Gesetze über Erfinderschutz und Wettbewerbs- 
verbote sowie über die Frage der Sozialisierung und Sozialversicherung. Für di 
leitenden Angestellten wurde die Schaffung einer Alters- und Hinterbliebenen- 
versicherung gefordert. Die Jahre 1920 und 1921 verlangten außerdem die Stellung- 
nahme des Verbandes zu folgenden neuen Gesetzen bzw. Gesetzesentwürfen: Ge- N 
setz über Wahlen von Betriebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat, Arbeitsgerichts- 
gesetz, Arbeitsnachweisgesetz, Arbeitslosenversicherungsgesetz, Arbeitstarifgesetz, 
Steuergesetze, Aufbau der Wirtschaftsräte. Die grundlegende Forderung bei aneci 
Fragen lautete: „Anerkennung der Sonderstellung der leitenden Angestellten, be- 
sondere Vertretungskörperschaften für leitende Angestellte“ In einer den Mini-” 
sterien und Parlamenten überreichten Denkschrift wurden die Einzelforderungen 
zu den aufgeführten Gesetzen niedergelegt. Auf der vierten Hauptversammlung 
der Vereinigung im März 1922 wurden als Erfolg ihrer Tätigkeit folgende drei 
Momente besonders hervorgehoben: „Auswachsen der Vela zu einer besonderen 
Bewegung (Gegenbewegung zu der des Afa-Bundes), Anerkennung dieser Bewe- 
gung als notwendig und zwangsläufig erwachsen, Auswirkung dieser Bewegung 
in besonderer Behandlung der leitenden Angestellten in allen Gesetzen, bei allen 
Verhandlungen und der Einrichtung von Sonderkammern.“ 

Auf gewerkschaftlichem Gebiete führte die Vereinigung 1919/20 bereits in’ 
einzelnen Fachgruppen und in einzelnen Orten Gehaltsbewegungen erfolgreich 
durch. Die Stellungnahme der Vela zu Tarifverträgen erhellt aus einem Beschluß 
der zweiten Hauptversammlung im Aprli 1920 in Berlin: „Die Vereinigung hat 
sich an dem Abschluß von Tarifverträgen, wo es zweckmäßig erscheint, zu be- 
teiligen. Eine Gehaltstarifierung der leitenden Angestellten mit bestimmten Ge- 
haltssätzen ist abzulehnen.‘ Dieselbe Tagung beschloß die Einrichtung eines’ 
Aktionsfonds als Wehrschatz. Die Jahre 1920 und 1921 stellten infolge der zu- 
nehmenden Teuerung und der damit zusammenhängenden Verminderung des Real- 
einkommens der leitenden Angestellten auch an die Vela höhere Ansprüche auf dem 
Gebiete der Gehaltsbewegungen. Genau wie auf sozialpolitischem Gebiete ließ 
sich die Vereinigung auch bei ihrer gewerkschaftlichen Arbeit von festen Grund- 
sätzen leiten. Diese gipfelten „in der Forderung von außertariflicher Besoldung der 
leitenden Angestellten und von besonderen Schiedsgerichten im Falle von Streitig- 
keiten“. Nach diesen Normen wurden dann den Mitgliedern durch besondere Ab- 
machungen mit den Arbeitgebern oder auch durch eigene Tarifverträge höhere 
Gehälter gesichert. Teilweise erzielte die Vereinigung die Anerkennung ihrer For- 
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derungen durch Entscheidung der Schlichtungsausschüsse. Die Angriffe der 
übrigen Angestelltenverbände wurden verschiedene Male erfolgreich abgewehrt. Als 
Unterlage für die Gehaltsbewegungen wie zur Aufklärung der Öffentlichkeit 
dienten besondere Erhebungen über die Einkommensverhältnisse der leitenden 
Angestellten. Für die niederrheinische Bauindustrie zeitigte eine solche Erhebung 
folgendes Ergebnis: 

Am 1. Dezember 1921 war das monatliche Einkommen der ungelernten 
Handlanger gegenüber 1913 gestiegen um das 23,8fache, der Maurer um das 
21fache, der Buchhalter, Bureautechniker, Bauführer um das 11fache, der leiten- 
den Angestellten, kaufmännischen Geschäftsführer, Betriebsingenieure, Oberbau- 
führer bzw. Oberingenieure mit meist akademischer Bildung nur um das 7,2fache. 

Im Mai 1922 wurde in einer besonderen Denkschrift der „Vereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände‘“ die Forderung nach Abschluß eines Mantelkollektiv- 
vertrages nach Analogie des Vertrages zwischen dem Reichsverband der Bank- 
leitungen und der Vereinigung von Oberbeamten im Bankgewerbe unterbreitet. 
Zur Erleichterung dieser Lage der leitenden Angestellten schuf die Vereinigung 
mehrere Selbsthilfeeinrichtungen: Stellenvermittlung, Rechtsschutzabteilung, Steuer- 
beratungsstelle, Stellenlosenunterstützungskasse, Auskunftei, Rechts- und Patent- 
beratungsstelle, Abteilung zur Vermittlung von Darlehen. Mit dem 1. Oktober 1922 
trat eine Freiwillige Vela-Sterbekasse in Tätigkeit (Sterbesumme 46 16500,—). 
Die äußere Entwicklung der Organisation bringt die Anerkennung zum Ausdruck, 
welche die Vela durch ihre Arbeiten in den Kreisen der leitenden Angestellten 
fand. 


Mai 1919 (1. Hauptversammlung). . „ . . 1802 Mitglieder 13 Ortsgruppen 
1. Januar 1920 . 1.2.0282 ” 29 = 
24. April 1920 (2. Hauptversammlung) . 96104 H 37 5 
10. April 1921 (3. R 7 9000 n 49 I; 
12. März 1922 (4. s I500 61 R 


Am 1. Oktober 1922 belief sich ie et Arlederäni der Vela auf 
rund 14000, das ist etwa 1/, der leitenden Angestellten Deutschlands. Der Propa- 
ganda der Vereinigung bietet sich also noch ein weites Betätigungsfeld dar. 


V, Der „Verband der reisenden Kaufleute Deutschlands“. 


Die Vertretung einer gleich starken Berufsschicht innerhalb des Kaufmanns- 
standes — der Reisenden und Handelsvertreter — liegt seit 1884 in den Händen 
des „Verbandes reisender Kaufleute Deutschlands‘, Leipzig. Er blieb auch nach 
der Revolution eine paritätische Organisation und brachte diesen Standpunkt 
bereits auf der ersten Generalversammlung nach Kriegsende im Sommer 1919 in 
Ulm in einer Entschließung besonders zum Ausdruck: „Die Generalversamınlung 
stellt fest, daß an der paritätischen Zusammensetzung des Verbandes reisender 
Kaufleute Deutschlands festgehalten werden müsse, weil sie gerade für den 
reisenden Kaufmann für die gegebenere erachtet wird. Sie wünscht aber auch nach 
wie vor die Wahrnehmung der Interessen der angestellten reisenden Kaufleute. Die 
Bearbeitung der allgemeinen wirtschaftlichen und Verkehrsfragen soll mehr wie 
bisher in den Vordergrund gestellt werden. Dabei ist die Zusammenarbeit mit 
anderen gleichgesinnten Verbänden, besonders auch mit Handelsvertretervereini- 
gungen, zu erstreben.‘“ Die Mitarbeit bei der staatlichen Sozialpolitik war ihm 
dadurch sehr erschwert. Dennoch hat er sich nach dem Kriege um die Förde- 
rung der Standesinteressen seiner Mitglieder wie um Verbesserungen im Verkehrs- 
wesen eifrig bemüht. Vorbedingung für die Existenz der reisenden Kaufleute und 
Handelsvertreter war und ist die Aufrechterhaltung der freien Wirtschaft. Ihr 
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galt daher insbesondere die Arbeit des Verbandes. In öffentlichen Kundgebungen, 


in Denkschriften an Regierung und andere Behörden wurde gegen die Versuche 


zur Sozialisierung und Kommunalisierung Stellung genommen und die vollständige 
Wiedereinführung der freien Wirtschaft als Grundlage für den Wiederaufbau des 
Deutschen Reiches gefordert. Zwecks wirksamerer Vertretung der Interessen der 
nach dem Kriege zahlreicher gewordenen Handelsvertreter wurden besondere 


Fachausschüsse gegründet. Gleichzeitig mit der 34. Generalversammlung des 


Verbandes im Mai 1920 in Heilbronn fand eine besondere Versammlung der Han- 
delsvertreter des Verbandes statt. In einer Entschließung wurden vom Reichsjustiz- 
amt und den gesetzgebenden Körperschaften Verbesserungen des Agentenrechts 
gefordert, insbesondere in bezug auf die Vorrechte der Handelsvertreter bei Konkurs- 
des Geschäftsherrn, Befreiung der Provisionen von der Umsatzsteuer. Der Einfluß 
.der im Verbande organisierten Handelsvertreter wurde noch gesteigert durch den 
Abschluß einer Interessengemeinschaft mit dem Verbande der Vertreter der Putz- 
warenbranche und dem Verbande der Vertreter von Tabakerzeugnissen sowie 
durch Zusammenarbeit mit dem Zentralverband deutscher Handelsvertretervereine. 
Gemeinsam nahmen sie Stellung zu der Einordnung der Handelsvertreter in das 


neue Arbeitsrecht und verlangten Trennung der selbständigen Handelsvertreter, die 


dem HGB. unterstellt sind, von den angestellten Handelsvertretern, die in das neu 
zu schaffende Arbeitsrecht einzubeziehen wären. Die Bemühungen um Vergünsti- 
gungen für die Handelsvertreter und reisenden Kaufleute in bezug auf Logis- 
preise in Hotels scheiterten meistens an den lokalen Fremden- und Gaststätten- 
steuern. 


Auf dem Gebiete des Verkehrswesens konnte erst allmählich wieder erfolg- 
reiche Arbeit geleistet werden. Die Verkehrskommissionen des Verbandes wid- 


meten sich im Verein mit anderen Verkehrsverbänden der für den Handel unbedingt 


erforderlichen Belebung des Verkehrs auf Eisenbahnen und Wasserstraßen. Gegen 


Erhöhung der Personen- und Gütertarife wie Postgebühren wurde wiederholt Ein- 


spruch erhoben, eine Berücksichtigung solcher Anträge allerdings meistens mit dem 
Hinweis auf die schlechte fmanzielle Tage der Verkehrsbetriebe abgelehnt. Erfolg 
hatten die Eingaben des Verbandes betr. Erhöhung der Haftsumme für die den 
Handgepäckabfertigungen übergebenen Gepäckstücke sowie betr. Einführung des 
Einkilopaketes. Die Schlafwagen 3. Klasse wurden ebenfalls auf Anregung des 
Verbandes eingerichtet. Eine Vertretung in den Bezirkseisenbahnräten wie im 
Reichseisenbahnrat wird angestrebt. Andere Eingaben an das Reichsverkehrs- 
ministerium und Reichspostministerium betrafen Verbesserung des Fernsprech- 
verkehrs im rheinisch-westfälischen Industrierevier, Staffelung der Rollgeldsätze, 
Plombierung der Gepäckstücke, Einführung von Dauerzuschlagskarten für D-Züge, 


Postbestellung an Sonntagen in Bayern, Berechnung des Frankenkurses bei Fahr- 


karten nach dem Saargebiet. 

Der Ausbau der Unterstützungskassen wurde dem Verband erleichtert durch die 
Hilfe seiner selbständigen, außerordentlichen und stiftenden Mitglieder. Seit seinem 
Bestehen bis zum 30. Juni 1921 zahlte er an Unterstützungen: 


Beihilfen in Krankheitsfällen . . . 2 2 2.2.2.4 242 511,— 
Notstandsunterstützungen . wuutai alle Aa an Aa FE 
Invaliden- und Altersünterslützungen Fe a nn 
Begräbnisgeld . . ee WO HEFTE 
Witwen- und Waisenunterstützung . I ER BRDL BR 
Für Kriegsunterstützungen . . . . , 266, —_ 


ee AM 6607 447,— 


u 
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Die Gesamtaufwendungen aus allen Kassen stellten sich im Jahre 1921 auf 
‚6 669130,90; das Gesamtvermögen des Verbandes belief sich Ende 1921 auf 
ft 8562988,73. Gleich den anderen Angestelltenverbänden besitzt der Verband 
reisender Kaufleute eine Stellenvermittlung, Rechtsauskunftstelle, Wirtschaftsaus- 
kunftei sowie einige kleinere Stiftungen. Die Mitgliederbewegung gestaltete sich 
wie folgt: 
31. Dezember 1918: 15406 Mitglieder 


31. 5 1919: 15 813 ; ‚ davon 12 018 ordentliche 
31. . 1920: 17 010 4 Te LTD 7 
31. x 1921: 19 983 n De ARE & 


Die Zahl der Sektionen betrug Ende 1921: 105. 


VI. Die konfessionellen Organisationen, insbesondere der „Verband kath. 
kaufmännischer Vereinigungen“ (K.K.V.). 


Die dritte Organisationsform zur Wahrung der Interessen der kaufmännischen 
Angestellten wird verkörpert durch die konfessionellen, katholischen Standes- 
 vertretungen. Sie sind zusammengeschlossen in der „Arbeitsgemeinschaft katho- 
lischer kaufmännischer Berufsverbände“. Ihr gehören an der „Verband kath. kauf- 
männischer Vereinigungen Deutschlands“ (K.K.V.), Essen, sowie der Gesamt- 
_ verband der kath. kaufmännischen Gehilfinnen- und Beamtinnenvere'ne Deutsch- 
lands“ (rund 25000 Mitglieder), das ist die Spitzenorganisation der drei katholi- 
schen Verbände der weiblichen kaufmännischen Angestellten und Beamtinnen 
Deutschlands mit dem Sitze in Berlin, München und Köln. Der Berliner Verband 
leistet eigene gewerkschaftliche Arbeit (Abschluß von Tarifverträgen); die beiden 
anderen weiblichen Verbände übertrugen die Vertretung ihrer gewerkschaftlichen 
Interessen dem „Verband weiblicher Handels- und Bureauangestellten“; der K.K.V. 
schloß einen ähnlichen Vertrag mit dem „Deutschnationalen Handlungsgehilfen- 
verband“. Das gemeinsame Ziel der Abeitsgemeinschaft ist: 1. Religiös-sittliche 
Förderung der Mitglieder und die Vertretung der katholischen Weltanschauung 
im öffentlichen Leben. 2. Die gemeinsame Förderung der Standesinteressen. 3. Die 
wirtschaftliche Förderung der Mitglieder durch gemeinsame Wohlfahrtseinrich- 
tungen. 4. Die gegenseitige Förderung des Vereinslebens. 

Der K.K.V. erstrebt nach seinem Programm vom Jahre 1920 die Lösung 
folgender Aufgaben: 

Auf wirtschaftlichem Gebete: 

1. Die Verbindung des Wirtschafts- und Soziallebens mit den Grundsätzen des 
christlichen Sittengesetzes. 

2. Die Vertretung der Standesinteressen im Sinne eines christlichen Soli- 
darismus. 

3. Hebung der wirtschaftlichen und kulturellen Lage der Mitglieder durch 

a) wirtschaftliche Einrichtungen, Wirtschaftsdienst und Hansabank, 

b) Bildungsbestrebungen, 

c) Wohlfahrtseinrichtungen. 

Auf politischem Gebiete: 

1. Staatsbürgerliche Erziehung der Mitglieder, namentlich der kaufmännischen 
Jugend. | 

2. Sicherung einer ausreichenden parlamentarischen Vertretung der Kaufmann- 
schaft und der Angestellten. 


72 H.Huppertz: Entwicklung u. Tätigkeit d. Organisationen d. kaufmänn. Angestellten usw. 


Der Wirtschaftsdienst verfolgt den Zweck, Geschäftsbeziehungen zwischen 
katholischen Kaufleuten, Herstellern und Abnehmer, zu vermitteln und gegen- 
seitige Unterstützung zu ermöglichen. Die früher alle 14 Tage erscheinende ‚„Wirt- 
schaftsliste“ brachte Veröffentlichungen von Warenangeboten, Nachfragen, Ge- 
schäftsbeteiligungen und -übertragungen, Vertretungen, Stellenangeboten und -nach- 
fragen; seit ihrem Eingehen erscheinen dieselben in der Verbandszeitung „Mer- 
kuria“, Der Errichtung von Hansabanken (Genossenschaften m. b. H.) lag derselbe 
Gedanke zugrunde wie der bei der Behandlung des D.H.V. erwähnten Gewerk- 
schaftsbank: „Verwertung der Spargelder der kaufmännischen Angestellten für 
eigene wirtschaftliche Zwecke.“ 1921 bestanden bereits Hansabanken in Mün- 
chen, Essen, Breslau, Beuthen, Frankfurt und Mannheim. 

Gleich anderen größeren Verbänden widmete auch der K.K.V. seine Tätigkeit 
der Auslandsfrage. Er verfolgte hier besonders drei Ziele: 1. Beratung Auswande- 
rungswilliger. 2. Stellenvermittlung. 3. Aufrechterhaltung der Beziehungen zwischen 
den im Ausland befindlichen katholischen Kaufleuten und Angestellten und dem 
Verband. Das Reichswanderungsamt erkannte die Beratungsstelle des Verbandes als 
„Öffentliche Auskunftstelle für auswandernde Kaufleute“ an. In Spanien und Italien 
wurden K.K.V.er bereits in guten Stellungen untergebracht. Auf dem Gebiete 
der Sozial- und Wirtschaftspolitik bemühte sich der Verband sowohl um die Inter- 
essenvertretung der selbständigen Kaufleute wie Angestellten; in Eingaben an die 
Regierung wie besonders auch an die Zentrumspartei trat er für die freie Wirt- 
schaft wie Berücksichtigung der kaufmännischen Angestellten bei sozialpolitischen 
Gesetzen ein. 

An Wohlfahrtseinrichtungen besitzt der Verband eine Stellenlosenversiche- 
rungskasse, Unterstützungskasse, Witwen- und Waisenkasse, Darlehnsstiftung, 
Stellenvermittlung, Rechtsschutzstelle, Krankenkasse mit Familienversicherung sowie 
Sterbekasse. 

Als Mitglied der Gagfah arbeitete der K.K.V. auch in der Wohnungs- 
fürsorge mit. | 

1910—1920 wurden an Unterstützungen gezahlt: 


Hilfsfond für bedürftige Mitglieder. . . . » .....# 54661,63 
Witwen- und Waisenkasse - - 2 2 2 2.2 200m 22 304,50 
Stellenlosen-Versicherung . . ah BE ee EEE 
Unterstützung aus dem Kriegsschatz 2 al „ 35 849,70 


Zusammen .# 1885 328,93 


In der Sterbekasse waren Ende 1921 5840 Mitglieder mit einer Versicherungs- 
summe von insgesamt %# 7541000,— versichert. 
Die Mitgliederbewegung des Verbandes erläutern folgende Zahlen: 


1914 36 183, davon 26550 verbandsbeitragspflichtig 
1918/19 9471 
1. IV. 20 20 958 
31. III. 21 25 429 


31. III. 22. 26 835, davon 6726 Jugendliche. 


Die Entwicklung der Kostenrechnung eines Walz- 
und Hammerwerks. 
Von Dr. Th. Wuppermann, Schlebusch!). 
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1) Die Arbeit ist aus dem Seminar des Herrn Privatdozenten Dr. Geldmacher hervor- 
gegangen. 
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IV. DieAuswertung der Ergebnisse der Kostenrechnung zur Überwachung der 
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1. die Preisgestaltung 
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Schluß. 


v 


Einleitung. 


In der „Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung‘ im 3. Jahrgang, 
Heft 6, März 1909, ist von Heinrich Thiel „Die Buchführung eines Biechwalz- 
werks“ besprochen. | 

Heinrich Thiel wählte seinerzeit den Titel: „Die Buchführung eines Blechwalz- 
werks‘“ und gliederte diesem Walzwerk eine Stanzerei an, um nicht zu verraten, 
daß es sich um einen Betrieb handelt, der ein Bandeisenwalzwerk und ein Hammer- 
werk umfaßt. 

Dieser Betrieb hatte sich aus kleinen Anfängen entwickelt. Anfänglich war 
das Augenmerk der Leitung hauptsächlich auf hohe technische Leistung und die 
kaufmännische Organisation des Absatzes gerichtet. Demgemäß war die Kosten- 
rechnung primitiv. Die Buchführung, welche die Unterlagen für diese Kostenrech- 
nung lieferte, wurde in den neunziger Jahren eingeführt!). Mit dem Wachsen des 
Betriebes wurde die Notwendigkeit einer mehr ins einzelne gehenden Kostenrech- 
nung immer fühlbarer. Schließlich gab die Zerrüttung der Währung mit ihren 
Folgeerscheinungen den Anstoß zur Neugestaltung. 

Mit dieser Reorganisation wurde ich im Frühjahr 1921 beauftragt. Genaue 
Kenntnis des Betriebes, seiner inneren Zusammenhänge sowie eine ausreichende 
technische und vor allem betriebswirtschaftliche Vorbildung ließen mich für diese 
Aufgabe geeignet erscheinen. 

Das zur Verfügung stehende Schrifttum vermittelte mir zwar die allgemeinen 
Grundlagen für die Durchführung meiner Aufgabe; ohne weiteres verwendbaren 
Stoff konnte es mir aber wegen der Eigenart des zu reorganisierenden Betriebes 
nicht bieten. 

Die vorliegende Arbeit stellt dar, wie sich die Reorganisation bis zum Herbst 
1923 entwickelt hat. Ich beschränke mich im wesentlichen darauf, darzustellen, 
was ich in dem zu reorganisierenden Betriebe vorgefunden und in welcher Weise 
ich das Vorhandene ergänzt habe, um eine den Erfordernissen des Betriebes ent- 
sprechende Kostenrechnung zu ermöglichen. 


I. Die alte Kostenrechnung auf Grund des Sachkontenbogens. 
1. Die Kostenerfassung. 
a) Der Einfluß der erzeugten Ware. 


Die Eigenart des Betriebes, die Umwandlung von Halbzeug (Knüppeln, Bram- 
men und vorgewalzten Blöcken) zu Bandeisen und Schmiedestücken, bringt eg 
mit sich, daß die Rohmaterialien, also Halbzeug und Kohle, die weitaus größte 
Rolle unter den Ausgaben des Betriebes spielen. Der Höhe nach an zweiter Stelle 
kommen die Ausgaben für die Löhne und Gehälter. Dann kommen alle übrigen 


!) Vgl. Thiel, Zeitschrift für handelswiss. Forschung, 3. Jahrg., S. 206. 
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Kosten, wie Ausgaben für Hilfsmaterialien (Schmiermittel, Ofenbaumaterialien, 
Walzen, Walzenlager, elektrische Materialien u. dgl.), für Reparaturen, Ergänzungen, 
Ersatzteile usw., die im vorliegenden Falle mit ‚„Fabrikationsunkosten‘“ bezeich- 
net sind. 

Da die Preise für das Halbzeug, unter Annahme einer stabilen Währung, Kon- 
junkturschwankungen ausgesetzt sind, werden in der betrieblichen Kostenrechnung 
nur die Kosten der Verfeinerung, die Umwandlungskosten, berücksichtigt. 

Auf die Kostenrechnung ist von Einfluß, daß es sich bei dem Erzeugnis der 
 Betriebseinheit „Walzwerk“ um eine fast immer gleiche Massenware, das Band- 
eisen, bei den Erzeugnissen der Betriebseinheit ‚Hammerwerk‘ hingegen um in 
ihrer Ausführung völlig voneinander verschiedene und stets wechselnde Schmiede- 
‚stücke handelt. Da das Bandeisen in einem Herstellungsgange und durch eine Be- 
triebsabteilung, die Walzenstraße, erzeugt wird, können beim Abschluß des Rech- 
nungsabschnittes die Ausgaben für Rohmaterialien, Hilfsmaterialien, Löhne usw., 
auf die Gewichtseinheit der im gleichen Zeitabschnitt erzeugten Fertigware, also 
auf die Tonne Bandeisen, verrechnet werden. Das Bandeisen hat einen Marktpreis, 
die Kostenrechnung dient daher nicht der Verkaufspreisfestsetzung, sondern nur der 
Kontrolle der Erzeugung. Im Hammerwerk liegen die Verhältnisse nicht so einfach, 
‚ weil die Erzeugnisse (die Schmiedestücke) sehr verschiedenartig sind, bei ihrer 
Herstellung mehrere Betriebsabteilungen durchlaufen und auch in der Herstellungs- 
weise voneinander abweichen. Sie haben keinen Marktpreis, vielmehr wird auf 
Grund einer Vorkalkulation ein Angebot abgegeben. Die Schmiedestücke werden 
unter dem Dampfhammer vorgeschmiedet und in der Handschmiede, der mecha- 
nischen Werkstätte oder auch in beiden Betrieben weiterbearbeitet. In der Vor- 
kalkulation werden für die einzelnen Arbeitsvorgänge die Zeiten bestimmt und die 
Lohn- und Unkostenbeträge entsprechend eingesetzt. Bei den Dampfhämmern ist 
‚die Zeit, in den anderen Abteilungen der Lohn die Zuschlagsgrundlage. Also hat 
‚die Betriebseinheit Walzwerk Divisionskalkulation im Gegensatz zur Betriebseinheit 
Hammerwerk, wo eine Abteilungskalkulation vorliegt. An diese Verhältnisse hat 
sich naturgemäß die Kostenrechnung anzupassen. Es müssen im Hammerwerk für 
_ die einzelnen Betriebsabteilungen, die Hämmer, die Handschmiede und die mecha- 
nische Werkstätte die Unkosten besonders erfaßt werden, im Walzwerk dagegen 
bleibt es bei einer Gegenüberstellung des Aufwandes und der Erzeugung. 


b) Der Sachkontenbogen. 


Der Kostenrechnung des Betriebes dient eine Buchführung, bei der eine 
Trennung zwischen den Bewegungen innerhalb eines Geschäftsjahres und denen 
zwischen den einzelnen Geschäftsjahren so durchgeführt ist, daß die letzteren, 
also der Bestand und die Veränderungen der Kapital- und Anlagekonten, vom 
Leiter dieser Firma selbst in einem besonderen Buche (dem „Geheimbuch‘) dar- 
gestellt werden, so daß den Angestellten, die nur die Bewegungen innerhalb eines 
Geschäftsjahres in die Bücher eintragen, diese Konten unbekannt bleibent). Die 
Zusammenfassung der Bewegungen innerhalb des Geschäftsjahres erfolgt im „‚Sach- 
kontenbogen“ (siehe Abb. 1). Dieser bringt die Gegenüberstellung der Her- 
stellungskosten einer jeden Betriebseinheit mit dem Erlöse aus dem Versande 
derselben. Die Differenz ergibt den Rohgewinn, wenn noch die Anteile für All- 
gemeines und die Generalia (siehe Sachkontenbogen) in Abzug gebracht werden. 
Der Bogen enthält also, nach Monaten getrennt, in den „Sachkonten“ alle Aus- 


3) Vgl. Thiel a. a. O. S. 207. 
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gaben, welche für die Erzeugung des Betriebes im Laufe eines Jahres erfolgt sind. 
Er bildet daher die Unterlage für die Kostenrechnung des Werkes. 


c) Die Sachkonten. 


Der Sachkontenbogen (Abb. 1) enthält vier Gruppen von Sachkonten: Han 
werk, Walzwerk, Allgemeines und Generalia. Die Gruppen Hammerwerk und Walz- 
werk enthalten die Sachkonten, die der Verbuchung der für diese beiden Betriebs- 
einheiten direkt gemachten Ausgaben dienen. Die Konten der Gruppe Allgemeines 
enthalten Ausgaben zu Lasten des gesamten Werkes. Unter der Gruppe Generalia 
sind die Ausgaben verbucht, die durch die kaufmännische Tätigkeit des Unter 
nehmens entstehen. Soweit dies möglich ist, sind dabei die Ausgaben für die beiden 
Betriebseinheiten getrennt aufgeführt. 

Die Sachkonten der beiden Betriebseinheiten Hammerwerk und Walzwerk 
zerfallen ihrerseits wieder in drei Untergruppen: Rohmaterialkonten, Lohnkonten 
und Fabrikationsunkostenkonten. Die Rohmaterialkonten umfassen die Ausgaben 
für Eisen und Kohlen. Die Lohnkonten enthalten die Ausgaben für die Betriebs- 
beamtengehälter, die Akkordlöhne und die Tagelöhne (allgemeine Löhne). Die 
Fabrikationsunkostenkonten enthalten die Aufteilung der Ausgaben für Hilfsmate- 
rialien, Reparaturen und Ersatzteile. | 

Das Konto „Außergewöhnliche Reparaturen und Ergänzungen“ diente bis zum 
Ende des Krieges der Verbuchung der Ausgaben, die durch besondere Ver- 
anlassung entstanden. Es wurden dort Ergänzungen an Betriebsmitteln verbucht, 
die nicht als Neuanlagen angesehen werden konnten, die aber auch nicht direkt 
zu Lasten irgendeines der Betriebsmittel gingen. Ebenso erfolgte hier die Verbuchung 
der Reparaturen, die durch besondere Vorfälle im Betriebe entstanden, z.B. Bruch‘ 
an großen Maschinen u.ä. Nach dem Kriege wurde dieses Konto, das bis zu 
diesem Zeitpunkte immer nur geringe Beträge ausgewiesen hatte, zur Verbuchung 
der wegen der Geldentwertung erforderlichen Rückstellungen für die Werkserhal- 
tung benutzt. In dieser Eigenschaft gehört dieses Konto für die Kostenrechnung 
nicht mehr unter die Fabrikationsunkostenkonten. 

Das Konto „Reserveteile für Maschinen‘ dient der Erfassung der Ausgaben 
für Ersatzteile zu Betriebsmitteln. Hierhin gehören nur die Ersatzbeschaffungen, 
die immer fortlaufend erforderlich sind, um die Betriebsmittel in Gang zu halten. 

Das Konto „Ofenbaumaterial‘‘ enthält die Ausgaben für feuerfestes Material, 
Verankerungsteile, Türen und sonstige Ersatzteile für Öfen und Kessel. 

Das Konto ‚„Schmier- und Verpackungsmaterial“ enthält die Ausgaben für 
Schmiermittel, Verpackungsmaterial. 

Das Konto „Sonstige Ersatzteile und Materialien“ nimmt alle übrigen Ausgaben 
für die Betriebseinheiten Hammerwerk und Walzwerk auf, die sich nicht auf eins 
der oben genannten Konten verbuchen lassen, aber direkt für Hammerwerk und 
Walzwerk, getrennt nach der Verwendung, zu erfassen sind. 

Alle diese Konten sind in beiden Betriebseinheiten vorhanden. Außerdem 
haben wir im Hammerwerk noch die Konten „Schneidverfahren‘, „Mechanische 
Werkstätte“ und „Gesenkschmiede“. Das Konto „Schneidverfahren“ erfaßt die 
Ausgaben für das Autogen-Schneid- und Schweißverfahren. Die beiden anderen 
Konten erfassen, wie ihr Name besagt, die Ausgaben, die für diese beiden Betriebs 
abteilungen gemacht wurden. (Das Konto „Gesenkschmiede‘“ ist in der vorliegenden 
Arbeit nicht besprochen, da der Betrieb in der Gesenkschmiede zur Zeit der Re 
organisation bereits eingestellt worden war.) Im Walzwerk werden statt dieser 
Konten die Konten „Walzen“ und „Walzenlager“ geführt. 
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d) Die Buchungen. 


Die eingehenden Rechnungen werden in das Faktureneingangsbuch eingetragen. 
" Die Eintragung erfolgt chronologisch. Die Rechnungen gelangen nun in den Betrieb, 
"wo der richtige Eingang der Waren festgestellt wird. Dann wird auf den Rech- 
nungen vom technischen Leiter der Verwendungszweck vermerkt, bzw. bezeichnet, 
welchem Sachkonto der Betrag zu belasten ist. Rechnungen, die beiden Betriebs- 
‚ einheiten zu belasten sind, werden nach Schlüsseln auf entsprechende Konten ver- 
‚teilt. Diese Schlüssel sind nach den Erfahrungen über den Verbrauch aufgestellt. 
‘Die Kontierung wird im Faktureneingangsbuch nachgetragen. Außerdem wird am 
‚ Schlusse eines jeden Monats eine Zusammenstellung (genannt Wiederholung) der 
Gesamtbeträge der für jedes Konto im Laufe des Monats verbuchten Eingänge vor- 
‚ genommen. Diese Beträge werden sodann in die Sachkonten übertragen. 


2. Die Kostenrechnung. 


| Um zu zeigen, wie die so erfaßten Kosten zur Kostenrechnung benutzt wurden, 
soll im folgenden die Aufstellung der Kosten der Betriebsabteilungen für ein Ge- 
‚ schäftsjahr dargestellt werden. 


a) Im Hammerwerk. 
a) Die Kohlenkosten. 
Die Unterlage für die Verteilung des Kohlenverbrauchs bildete der Kohlen- 
nachweis (Tab. 1), der auf Grund der Angaben des Faktureneingangsbuches auf- 


gestellt wurde. Die Trennung in diesem Kohlennachweis war nun nicht eingehend 
genug, um die Errechnung der Unkosten der einzelnen Hämmer zu ermöglichen, 


Tab. 1. Kohlennachweis für 1919/20. 
A. Hammerwerk. 


Steinkohl. | Braun- | Stein- Braun- | Stein: Stein- | Gesenkschmiede 
41 £.Öfen 100,|kohlen- | kohlen | kohlen- | kohlen |kohl.für| stein. 
4 60, 30, 24, |Briketts für Briketts | für L. |Schmie- Koks 
20, 8Ctr. H.|für Öfen| Kessel | f. Kessel |Hammer|de-Feuer kohlen 


kg kg kg kg kg kg kg kg 


neang 1919/20 It. Fakt.-Buch, 
I "/. Priv.-Gebr. lt. besonder. Liste 
I + Bestand am 1.7.1919 . . . 


3508770 | 650000 | 1824000 | 1367000 | 782000 | 132000 | 900500 | 405000 

307 500 25 000 80.000 112500 | 45000 | 80000 | 70000 | 200.000 
| 3816270 | 675000 | 1904000 | 1479500 | 827000 | 212000 | 970500 | 605000 
| -—- Bestand am 1.7.1920 . . . 77500 30000 52500 30000 | 10000 | 60000 | 25000 | 40000 
| Verbrauch 1919/20 3738770 | 645000 | 1851500 | 1449500 | 817000 | 152000 | 945500 | 565000 
N 


weil mit Ausnahme des „Luppenhammers‘“ die Kohlen für die Himmer zusammen- 
gerechnet wurden. Der Luppenhammer stand örtlich allein und benötigte außerdem 
zum Betrieb seines Wärmeofens eine besondere Kohlenart, die im Faktureneingangs- 
buch auch besonders geführt wurde. Im übrigen unterschied der Kohlennachweis 
nur zwischen dem Verbrauch der Wärmeöfen und dem Verbrauch an den Kesseln. 
Der in den Kesseln erzeugte Dampf wird lediglich an den Hämmern verbraucht. 
Daher wurde dieser Kohlenverbrauch dem der Wärmeöfen hinzugerechnet. Der 
Verbrauch an Braunkohlen wurde in Steinkohlen nach dem Wertverhältnis um- 
gerechnet. Für den Dampfverbrauch des Luppenhammers wurde dem Kohlen- 
verbrauch an den Kesseln eine Gutschrift gebucht. Nach praktischen Erfahrungen 
soll dies etwa 750% der am Luppenhammer für den Wärmeofen verbrauchten Kohle 
betragen. Es ergibt sich sodann folgende Aufstellung: 
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Kohlenverteilung. j 
I. Öfen (100, 60, 30, 24, 20 und 8 Zentner-Hammer). i 
Gesamtverbrauch an Steinkohlen . . ..3738770 kg 
Verbrauch an Braunkohlenbriketts 645 000 kg = — Steinkohlen (nach damaligem = 
Wertverhältnis von 160 : 300) s .. 344000 , : 
Gesamtverbrauch Steinkohlen an Hit Öfen N RE En nz 
—- Verbrauch Steinkohlen an den Kesseln . . .. 1851500 , 
— Verbrauch BeapnkphlRnhrIcelES an den Kesseln 1449 500 0 kg: — Steinkohlen 
EEE RE 773000 ,, 
Gesamtverbrauch. . . + 6607270 kg 
— Anteil des Luppenhammers an Stochkohlen 75%), derOfenkohle (817 Tonnen) ca. 600000 
Wirklicher Verbrauch an den Hämmern (100 bis 8 Zentner) . . . . . . ...6007270 kg 


Aus dieser Aufstellung erhalten wir den Verbrauch an Steinkohlen an sämt- 
lichen Hämmern mit Ausnahme des Luppenhammers. Die Verteilung des Gesamt- 
verbrauches unter die einzelnen Hämmer erfolgte nach Normalzahlen, die im Jahre 
1914 aufgestellt wurden. Diese Normalzahlen wurden mit der Arbeitsstundenzahl 
multipliziert, wodurch sich dann für jeden Hammer Anteilzahlen am Gesamt- 
kohlenverbrauch ergaben. Der danach errechnete Anteil eines jeden Hammers er- 
gibt, durch die Arbeitszeit eines jeden Hammers wiederum geteilt, den Verbrauch 
in Kilogramm pro Stunde. Beim Luppenhammer ist die Berechnung einfacher, da 
hier nur zu den für ihn verbuchten Wärmeofenkohlen als Anteil für die Dampf- 
erzeugung 75% hinzugerechnet und diese Gesamtsumme durch die Arbeitsstunden- 
zahl dividiert werden muß, woraus sich dann der Verbrauch pro Stunde ergibt. 


: Normal- Verbrauch | per Stunde | Ä 
Hammer Stunden et Anteilzahl 1919/20 kg kg 
100 Ztr. (2 Öfen) 1979 7026 13904 | 2099 800 1060, — 
' 60 „ (1 .Ofen) 3109 4243 13 191 1 992 140 641,— 
Be 1287 3254 4 188 632 500 491,40 
ERTL une) 3721 1315 4 893 738 940 198.50 
a 1813 1086 1 969 297 390 14— 
a TE : 1674 975 1632 264 500 147,— | 
| Verbr. Öf 817 000 | 
Luppenhammer Hi 4906 | 1718 | a | 288,80 | 
| 


1 417 000 


Der Kohlenverbrauch der Hand- oder Herdschmiede geht aus dem Kohlennach- 
weis hervor. Der Verbrauch an Steinkohle an den Schmiedefeuern beträgt dem- 
nach: 152000 kg in 11205 Arbeitsstunden oder 15,5 kg in der Stunde. 


ß) Die Fabrikationsunkosten. 


Die Beträge der Fabrikationsunkostenkonten ergeben sich aus dem Bogen 
(Abb. 1) wie folgt: | 


Fabr.-Unk.-Konto H1 (außergewöhnliche Reparaturen) . . IT IR DE — 5 
= R (Reserveteile für Maschinen und Hämmer) REIT, 2 992.40 

3 (Ofenbaumaterial) . . ilelnäl oe han in a A De 

H4 (Schmier- und Verpackungsmaterial) . EEE TUN 52 168.44 

H5 (Sonstige Ersatzteile und en ET EN WER u 

H6 (Schneidverfahren) . . { ET RT 21 651.10 

H7 (Mechanische Werkstätte). ee ae A BE 

H8 (Gesenkschmiede) is, “u. un Henn. on ve a Tante Tee 

A 1449 550.36 


(Siehe zu I, 1c, S. 76). 
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Davon sind dem Dampfhammerwerk nicht zu belasten: Sonderbetriebe: 


H6 (Schneidverfahren) . A AR 
H7 (Mechanische Werkstätte) . EL OL DAL ST 
H8 (Gesenkschmiede). . Wan 598442 24 1.4 :677.883.75 


Übertrag .4 772 216.61 


In der Unkostenrechnung waren die Konten H6—8 deshalb nicht den Dampf- 
hämmern zu belasten, weil sie die Kosten erfaßten, die direkt den genannten Betriebs- 
abteilungen zu belasten sind. Zu diesen Fabrikationsunkosten von 6 772 216.61 
kommen noch die Betriebsbeamtengehälter, die allgemeinen Löhne und der auf 
das Dampfhammerwerk entfallende Anteil der Gruppe „Allgemeines“ (siehe Abb. 1). 
Die Verteilung dieser auf „Allgemeines“ gebuchten Unkosten sowie die Generalia, 
(siehe Abb. 1) erfolgte zwischen den Betriebseinheiten Walzwerk und Hammerwerk 
nach Schlüsseln, die nach eingehender Überlegung aufgestellt wurden. Das Ver- 
teilungsverhältnis war bei Allgemeines 1:3, bei Handlungsunkosten 1:2, bei 
Steuern- und öffentliche Abgabenkonto 1:3; Reisespesen, Dekorte und Saläre sind 
für Hammerwerk gesondert geführt, brauchten also nicht mehr verteilt zu werden. 
Die Provisionen werden bei den einzelnen Aufträgen einkalkuliert, spielen also bei 
der Kostenerfassung für den Betrieb keine Rolle. 


Für die Aufstellung dieses Schlüssels war der mutmaßliche Anteil am Ver- 
brauch maßgebend. In „Allgemeines“ sind die Konten „Allgemeine Fabrikations- 
unkosten“, ‚Konto für elektrisches Licht und Kraft‘ und „Arbeiterversicherung‘ ent- 
halten. An den allgemeinen Fabrikationsunkosten war das Hammerwerk erfahrungs- 
gemäß mit einem Drittel beteiligt. Der Verbrauch an elektrischer Kraft wurde eben- 
falls zu einem Drittel geschätzt. Die Arbeiterversicherungsabgaben richten sich 
naturgemäß nach der Arbeiterzahl des Betriebes. Hier ist das Verhältnis 1:3. 

Man war sich darüber klar, daß bei der Einsetzung dieser ‚Repartierungs- 
anteile“ trotz der Sorgfalt das Hammerwerk zu hoch belastet wurde. Um dies in 
etwa auszugleichen, machte man mangels genauerer Unterlagen eine Gutschrift 
von 1 Million zu Lasten des Walzwerks. 

Übertrag #4 772 216.61 
Repartierungsanteil auf Allgemeines (allg. Fabr.-Unk.-Konto, Konto f. elektr. 


Kraft und Licht, Arbeiterversich. und neben h ‚ 1156 388.75 
Betriebsbeamten-Gehaltskonto Hammerwerk . . RETURN IRLN - 5 282974.42 
Allgemeine Löhne H (Lohn-Konto Hl). . . : 2 2 2 m nn en en m. 1383 587 36 
Generalia: 

Bar Ne mr air MID 114.40 

N a a le 

Saläre H. ae I „ 255 482.14 

H.-U.-Konto H. . „ 435 261.58 

Steuern und öffentliche Abgaben H. „486 031.00 


AM 4189 390.37 
Abzüglich für unrichtige eh des al enarterungeantelle zu Lasten des 
Walzwerks. . . R 1.000 C00.— 


’„ 


BREU Er. a A 3189 390.37 


Die so errechneten Kosten (hier Generalkosten genannt) enthalten alle Um- 
wandlungskosten außer dem Verbrauch an Kohle. Sie wurden auf ganz ähnliche 
Weise unter die Betriebsabteilungen verteilt wie der Kohlenverbrauch. Es war nach 
der Größe der Betriebsmittel ein Schlüssel mit Normalzahlen aufgestellt, die, mit 
den Arbeitsstunden multipliziert, wieder Anteile ergaben, nach denen die Gesamt. 
kosten verteilt wurden. 
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Anteile Generalkosten | für die Stunde 
ee TE Ur A 


Luppenhammer . . . 34 342 593 309.78 120.93 
100 Ztr.-Hammer . . 31 664 547 040.— 276.42 
60 en 43 526 751 986 — 241 90 
14 157 244 600.— 190.— 


29 768 514 330.— 138.22 

10 878 188 050.— 103.72 

LEBER, e Kr 5.022 86 770.— 51.83 

I Schmiedefeuer . . . 11 205 193 600.— 17.28 
Mechan. Werkstätte . 38 850 669 700 59 


197840 | 3789 386.37 


y) Die Vorkalkulation. 
Rechnet man zum Kohlenverbrauch die Generalkosten hinzu, so erhält man 
die Kosten der Betriebsmittel pro Stunde, die in der Vorkalkulation für die Arbeits- 
zeit an diesen Betriebsmitteln einzusetzen sind. 


Beispiele: 
Luppenhammer. 
Fabrikation . . „A 120.93 pro Std. 
Steinkohlen 288,8 "kg a A 0.30 HIDBRAM 53... 


Summe Betriebskosten .# 207.57 pro Std. 


100 Zentner-Hammer. 
Generalkosten . . vl „STRASS, 
Steinkohlen 1060 kg. ä M 0.30. s— „nt 


N 594.42 pro Std. 
Für Hin Handschmiede errechnen sich die Unkosten aus dem Kohlenverbrauch, 


geteilt durch die Arbeitsstunden zuzüglich der in obiger Aufstellung enthaltenen 


Generalkosten wie folgt: 


Schmiedefeuer. 
Generalkosten . . +# 17.28 pro Std. 
Steinkohlen 13,5 kg a M 0.30 N INDIEN 


HM 21.33 pro Std. 


Bei der Vorkalkulation ist für die Handschmiede der Lohn die Zuschlags- 


grundlage. Es ist daher das Verhältnis zwischen den Unkosten und den in der 
gleichen Zeit verausgabten Akkordlöhnen festzustellen. 


Unkosten laut Verteilung . . ...4 19 600.— 
Kohlenverbrauch 152 000 kg ä M 300. — - pro Tonne „. 45 600.— 


AM 239 200.— 


Die Gesamtakkordlohnsumme betrug 6 132997.—, die Unkosten machten also 


<a. 1800/0 aus. 


Für die Werkstatt für mechanische Bearbeitung (kurz mechanische Werkstatt) | 


wurden die Unkosten wie folgt errechnet: 

Die Kosten Hi bis H6, Generalia usw. sind anteilig auch der mechanischen 
Werkstätie zu belasten (siehe S. 79). Dazu kommt der direkt auf H7 gebuchte 
Betrag. Da bei der Vorkalkulation der Lohn die Zuschlagsgrundlage ist, wird die 
Unkostensumme zum Akkordlohn ins Verhältnis gesetzt. 

Mechanische Werkstätte laut Verteilung . . . . .# 669 700.59 
HI sch Haha. Sa „6224041 
M T31 AL.— 
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Die Gesamtausgaben an Akkordlöhnen in der mechanischen Werkstatt betrugen 
6 457 862.—, also betrugen die Unkosten ca. 1600/09 dieser Summe. 

Das Konto H6 enthält die Ausgaben für Sauerstoff und sonstige Hilfsmittel für 
das Autogen-Schneidverfahren. Auf diesem Konto sind verbucht % 21651.10. An 
Löhnen wurden im gleichen Zeitraum ausgegeben % 7367.40. Die Unkosten sind 
also mit 30000 in die Vorkalkulation einzusetzen. 

In der Vorkalkulation wird eine etwa inzwischen eingetretene Markentwertung 
dadurch berücksichtigt, daß man den errechneten Kohlenverbrauch zum Tagespreis 
einsetzt und auf die übrigen Kosten einen Zuschlag macht, der der eingetretenen 
Markentwertung entspricht. 

b) Im Walzwerk. . 
a) Die Kohlenkosten. 


Die Kohlennachweisung kam auf die gleiche Weise zustande wie die Nach- 
weisung des Hammerwerks. In Abzug gebracht wurden die Kohlen, die für die 
Erzeugung der elektrischen Kraft verbraucht worden waren. Diese Mengen wurden 
in einer besonderen Liste notiert und im Faktureneingangsbuch auf Konto „Elek- 
trische Kraft gr Licht“ BESNEDE 


| 


: Braunkoblen- 
Steinkohlen Briketts 
kg kg 


Eingang laut Faktureneingangsbuch abaügl. Priv valgebrauch 
laut besonderer Liste. . . 10 408 250 24 438 420 
Bo Bestand: am 1.77. 19190 mE AH 2VBO TE RIDRE N 3 817500 | 680 000 
11 225 750 2511840 | 
E- Bestand: am 1.7: 1920773 See a ana. 165 000 250000 | 
11 060 750 24 868 420 
— für Elektrizität laut besonderer Liste -. . ». . 2... 1695000 | 5916 600 
Verbleibt Verbrauch im Walzwerk für Kessel und Öfen . 9 365 750 | 18 951 820 


| 


Die Gesamtzahl der im Walzwerk gearbeiteten Stunden an allen Straßen. zu- 
sammen betrug 9574 Stunden. Somit wurde pro Stunde verbraucht: 


Braunkoblen. . . . ..... 1980 kg 
nteinkohlen? sit. sus sacy Ar... I7ABE 


ß) Die Fabrikationsunkosten. 
Die Greneralkosten errechnen sich aus den Fabrikationsunkostenkonten W 1—7 
zuzüglich Repartierungsanteile auf Allgemeines sowie der Konten: Betriebs- 
beamtengehälter und allgemeine Löhne (Tagelöhne) und Generalia. 


Fabr.-Unk.-Konto W1 (außergewöhnliche Reparaturen!) . » 2.22... M —_—,— 

W2 (Reserveteile für Maschinen) . . . . 2 2 2200 _.— 

W3 (Ofenb.-Material) . . resp. 106 164.68 

W+4 (Schmier- und Verpackungsmaterial) a Kl Andere 200,883. 

W5 (sonstige Ersatzteile und Material) . . . . 2.2.2.2. ..961 987.09 

BNLOSHW EZer IE „AREn ASIEN, ERREL RERARRTE NE ER rn vn, 17474 478,47 

W7 (Walzenlager), . . „..141217.36 
Repartierungsanteil auf Allgemeines (Allg. Fabr. -Unk.- -Konto, Konto für elektr. 

Kraft und Licht, SERIES Eherungs- und WeankeniolRr ae 5 02.3447757,01 

Betriebsbeamten-Gehaltskonto . . ! Eu. 0820212. D88,08 


Allgemeine Löhne (Lohnkonto W 1). BT ee 5 744754, 1,805,029,20 
En — M 5853 689.41 
t) Siehe zu I], lc, Seite 76. 
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Generalia: Übertrag .# 5 853 689.41 
HEisospesen W . . 2 u 10 ee a any. 2) 
Pronigonen‘ We. Near SEI SUN ET ELSE. 72h „ 53 552.39 
Saläre W . . MEERE ee TRIER, „ 260 696.90 
Handlungs- -Unkostenkonto 1/2. . on nich Su AED 
Steuern und öffentliche Abgaben 2/3 u erkie‘ „ 972062.— „ 1734 586.54 
Summe der Generalkosten W vom 1.7. 1919/20 . fee . 2..M 71088 276.96 
—+ zu wenig belastet infolge unrichtiger Anzeizung des Repartierungsanteils, 
zugunsten des Hammerwerks . . . . j N “ .. „..1000000.— 
M 8588 275.95 


Die Generalkosten von A 8588 275.95 verteilen sich auf 9574 Stunden. Somit 
entfällt auf die Stunde . 897.04. 


y) Die Vorkalkulation. 


Rechnet man zum Kohlenverbrauch die Generalkosten hinzu, so erhält man 
die Gesamtkosten pro Stunde, in denen die Akkordlöhne noch nicht enthalten sind. 


Generalkosten pro Stunde u kur Ira ee ro 
+ Steinkohlen 974 kg, pro Set AR) ee ge; „292.20 
-+ Braunkohlen 1980 kg pro Stunde & 0.80. . . 2 02 2 2 EEE 

M 1506.04 


Die Gesamtproduktion im Geschäftsjahr betrug 36088395 kg in 9574 Stunden, 
macht pro Stunde 3850 kg. Der Gesamtakkordlohn betrug für die oben erwähnte 
Produktion Mb 2248708.36, somit & 62.31 pro Tonne. Daraus ergeben sich die 
Gesamtumwandlungskosten wie folgt: 

„A 1506.04 Unkosten bei einer Durchschnittsproduktion (im Jahre 

1919/20 36088395 kg Bandeisen in 9574 Stunden) von 3850 kg 


pro Stunde ergibt . . „A 391.18 pro Tonne 
Der Dürchschnitisloin betrug M 2248 708.36 für 36 088 395 kg TE mn £ 


Summe Umwandlungskosten .# 453.49 pro Tonne 
Bezüglich der Berücksichtigung weiterer Markentwertung gilt das zu I, 2a 
(resagte sinngemäß. 
ec) Die Kosten der Elektrizitätserzeugung. 
a) Der Kohlenverbrauch. 


Für die Erzeugung der im Werk benötigten elektrischen Kraft wurden laut be- 
sonderer Liste verbraucht: 


| 


Braunkohlen-Briketts . EEE TON NR 0 kg 
— Bestand am 1. 7. 1920 . a ee 
Steinkohlen 1695 000 kg = Briketts 160:300 . . . . 2.1 ea IARBOD 
FRE RES für Elektrizität 8 794 800 kg, 

Bei 2311504 Kilowattstunden —= 3,80 kg Briketts für 1 Kilowattstunde. h 

ß) Die Gesamtausgaben für elektrisches Licht und Kraft. i 


Auf dem Konto für elektrisches Licht und Kraft (siehe Sachkontenbogen) 
wurden verbucht % 985553.39. Diese Summe enthält auch den buchmäßigen Ver- 
brauch an Kohle. Zur Errechnung der Kosten für die Kilowattstunde hat man also 
diesen Betrag durch die Anzahl der erzeugten Kilowattstunden zu dividieren. Dar- 


aus ergibt sich ein Preis von 42,6 Pf. für die Kilowattstunde. i 


y) Die Vorkalkulation. j 
Um die Kosten der Kilowattstunde für einen anderen, späteren Zeitpunkt zu 
bestimmen, wurde an den Kosten für elektrische Kraft und Licht zuerst der Kohlen- 


BED nee 
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' verbrauch abgerechnet und daraus die Generalkosten im vergangenen Geschäftsjahr 
bestimmt. 


Gesamtkosten BR SE 74... 985508,89 
Braunkohlen- Briketts 8 794 800 kg ä Preise: Juli 1919. . . . . 448.— 
AUSURIS RN en 414 — 
September . . . . 444..— 
Oktaber mi 4%! 535.74 
November . . . . 554.20 
Uezember. 2. 7, 643.— 
Januar opus Ferm, 943.60 
Februar . . . . ... 1255.24 
März ‚EI. nu ua I 
Boni ae AT 10 
Mala 4 Ir 47oll 
STILL 0 SE BEP EERFEET U. AU 
10 992.33 
Burehschnittlich „# 916.— pro Tonne . . . ... 2. 2. nm." 22 8. , 805 603.69 
Generalkosten . . . EDER IR LOG AO. TO 


in 2311504 KW-Std. — pro KW-Std. 7,8 
Bezüglich der Berücksichtigung weiterer Markentwertung gilt das zu L,2ec 


Gesagte. 
Z. B. Annahme für Juli 1921: N“ -K. on 100 BL T.-Z. En Kohlen. 
Generalkosten . . N ed. 


1000, BET TRI IE: PAR 
3,3 kg Braunkohlen-Briketts a M 0. 16 ar; 60,8 60,8 ,, 
76,4 76.4 


II. Die Reorganisation der Kostenrechnung. 


Bereits vor dem Weltkriege zeigte sich, daß diese Kostenrechnung dem stets 
wachsenden Betriebe nicht mehr genügte. Durch den Krieg und seine Folgen wurde 
die notwendige Reorganisation bis zum Frühjahr 1921 hinausgezögert. Einige Teil- 
versuche, die in der Zwischenzeit unternommen wurden, führten nicht zu dem 
gewünschten Ergebnis. 

1. Gründe. 

Die Gründe, welche für die Reorganisation ausschlaggebend waren, bestimmen 

auch das Ziel bei dieser und zeigen zugleich den rechten Weg. 


a) allgemeiner Art, 
0) bedingt durch die wirtschaftlichen Verhältnisse. 


Der Währungsverfall rief eine fortwährende Steigerung der Verkaufspreise 
hervor. Die Preise für Bandeisen wurden unter staatlicher Mitwirkung vom Eisen- 
wirtschaftsbund festgelegt, während der Preis der Schmiedestücke sich am freien 
Markte bildete. In beiden.Fällen fehlten sichere Unterlagen, die erweisen konnten, 
ob der Betrieb mit diesen Preisen auch auskommen konnte. Das Tempo des Mark- 
verfalls ließ ein Jahr’ als Abrechnungsabschnitt zu lang erscheinen. 


ßB) bedingt durch die betrieblichen Verhältnisse. 


Ebensowenig bildete die vorhandene Kostenrechnung eine Unterlage für die 
Überwachung des Betriebes im einzelnen, denn die Ergebnisse derselben waren 
nicht vergleichbar, da sie Markbeträge von erheblich verschiedener Kaufkraft mit- 
einander verquickten. Dadurch, daß die beiden Betriebseinheiten Walzwerk und 
Hammerwerk in der Kostenrechnung nicht genügend voneinander getrennt waren, 
konnte der Grad der Wirtschaftlichkeit der Einheit nicht festgestellt werden. 
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b) besonderer Art, bedingt durch die Lücken in 
a) der Kostenerfassung 


aa) bei der Konteneinteilung. 


Träger der Kostenerfassung sind die Sachkonten. Daher sei ihnen zuerst unser 
Augenmerk gewidmet. Unter den Fabrikationsunkostenkonten finden wir neben 
reinen Konten, die die Ausgaben für bestimmte Hilfsmaterialien enthalten, auch 
Konten, die die verschiedenen Ausgaben für die Betriebsabteilungen zum Ausdruck 
bringen. Dies ist allerdings nur im Hammerwerk der Fall und findet seine Er- 
klärung darin, daß man versuchte, für die Abteilungskalkulation der Betriebseinheit 
Hammerwerk Unterlagen zu schaffen. Ausgehend von dieser Absicht wurden für 
die zwei Betriebsabteilungen besondere Konten geschaffen. Dieser Weg führte nicht 
zum Ziel, weil nicht alle Ausgaben mittels der vorhandenen Einrichtungen für diese 
Betriebsabteilungen richtig getrennt erfaßt werden konnten. Dies zeigt sich bei- 
spielsweise in der Errechnung der Unkosten für die mechanische Werkstatt (siehe 
S.80). Es sind dort bei der Errechnung der Fabrikationsunkosten zuerst die Be- 
träge der Konten H6, 7 und 8 in Abzug gebracht. Sodann ist der Anteil der 
mechanischen Werkstatt an den Beträgen der übrigen Konten durch Repartierung 
nach Schlüsselzahlen berücksichtigt. 

Das Konto ‚Elektrisches Licht und Kraft‘“ enthält außer den Ausgaben für die 
Stromerzeugung auch die Ausgaben für Materialien, die für die elektrischen Einrich- 
tungen der einzelnen Betriebsmittel erforderlich sind, und die Ausgaben für die der 
Instandhaltung der elektrischen Anlagen dienende Reparaturwerkstätte. Diese ge- 
samten Kosten werden dann auf die Kilowattstunde umgerechnet. Nach dem ge- 
schätzten Verbrauch erfolgt die Verteilung. Dies ist ein Fehler, da der Strom- 
verbrauch der Betriebsmittel kein Maßstab für den Aufwand an Materialien und | 
für die Inanspruchnahme der Reparaturwerkstatt ist. 


bb) bei den Buchungen. 


Da alle Buchungen (außer Löhne) vor dem tatsächlichen Aufwande erfolgen 
und über diesen selbst im Betriebe nur wenig Kontrolle erfolgt, so sind große 
Fehlerquellen durch nachträgliche Verschiebungen innerhalb des Betriebes gegeben. 

Besondere Schwierigkeiten macht die Verbuchung, wenn beim Eingang der 
Ware die Verwendungsstelle nicht einwandfrei festgestellt werden kann. Dies ist 
bei allen Hilfsmaterialien der Fall, die längere Zeit im Magazin lagern, um später 
zur Verwendung zu gelangen. Man hilft sich hier durch Verteilung unter die Be- 
triebseinheiten nach einem Schlüssel, der auf Grund des Verbrauches im Vorjahre 
aufgestellt ist. Geht z. B. eine Sendung Schmieröl ein, das im Magazin eingelagert 
wird, so wird die Rechnung nach dem aufgestellten Schlüssel auf die Konten 
„Sschmier- und Verpackungsmaterialien“ Hammerwerk und Walzwerk verteilt. Es 
leuchtet ein, daß ein solches Verfahren zu ungenauen Ergebnissen führen muß, 
da die Gesamtausgaben eines Jahres nach dem zum Teil nur geschätzten Aufwande 
des Vorjahres verteilt werden. 


ßB) in der Kostenrechnung. | 


Also entspricht die Kostenerfassung, zum Teil sogar die Kontierung, nicht dem 
Aufwande der Betriebseinheiten, viel weniger noch der Betriebsabteilungen. Die 
darauf aufgebaute Kostenrechnung kann folglich weder Anspruch auf Richtigkeit 
machen, noch kann sie der Überwachung der Betriebsgebarung dienen. Auf einige 
Mängel der Kostenrechnung selbst sei jedoch noch hingewiesen. 
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aa) bei der Verrechnung des Kohlenverbrauchs. 


Die Verteilung des Kohlenverbrauches erfolgt, wo der ‚„Kohlennachweis‘ keine 
Unterlagen dazu bietet, nach Normalzahlen. Es liegt in der Entstehung der Normal- 
zahlen, daß sie nur ein sehr annäherndes Verteilungsverhältnis bilden. Sie wurden 
von einem Betriebsbeamten der Reihe nach für die einzelnen Öfen aufgestellt, was 
also zugrunde liegt, ist der Kohlenverbrauch einer kürzeren Betriebsperiode, in der 
das Heizerpersonal unter beständiger Aufsicht stand. Diese Aufsicht ist im gleichen 
Maße nicht dauernd vorhanden. Weiterhin ist die bauliche Beschaffenheit der Öfen 
nicht immer gleich gut, so daß sie etwa den gleichen Wirkungsgrad hätten. Letzten 
Endes ist auch die Größe des Einsatzes an Eisen auf den Kohlenverbrauch von 
Einfluß. | 

Ganz auf gefühlsmäßiger Schätzung beruht die Annahme, der Anteil des 
Luppenhammers an dem Dampfverbrauch betrage 7500 seiner Ofenkohle, da Dampf- 


messungen nicht vorlagen. 


Es ist fernerhin anfechtbar, den Verbrauch an Braunkohle nach dem Wert- 


' verhältnis in Steinkohle umzurechnen, weil dabei das Verhältnis der Wärme- 


einheiten unberücksichtigt bleibt. 

Im Walzwerk findet zwar keine Verteilung des Kohlenverbrauches auf die 
Öfen der Walzenstraße statt, aber der Verbrauch an Kohle für die Erzeugung an 
elektrischer Kraft wird in Abzug gebracht. Dieser Verbrauch für die Strom- 
erzeugung beruht zum größten Teil auf Schätzung, da die Dampfkessel der elek- 


 trischen Zentrale und des Walzwerks häufig zu gegenseitiger Unterstützung heran- 
gezogen werden. 


bb) bei der Verrechnung der Fabrikationskosten. 


Innerhalb der Betriebseinheiten ist eine weitere Verteilung der Fabrikations- 


‚ kostenbeträge auf die Betriebsabteilungen nur im Hammerwerk durchgeführt, um 


der als Abteilungskalkulation ausgebildeten Vorkalkulation die notwendigen Unter- 
lagen zu schaffen. Diese Verteilung erfolgt nach einem Schlüssel (Normalzahlen), 
der sich mehr nach der Größe der Betriebsabteilungen als nach dem tatsächlichen 
Aufwande in denselben richtet. Für die Nachprüfung seiner Richtigkeit ist ein 
Maßstab nicht vorhanden. Die Verteilung nach einem Schlüssel hat außerdem zur 


' Folge, daß besondere Ausgaben, die eine Betriebsabteilung erforderlich machte, von 


allen anderen gleichmäßig getragen werden müssen. Eine Beurteilung der Wirt- 
schaftlichkeit einzelner Betriebsabteilungen ist nicht möglich. 


(Schluß folgt.) 
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Mitteilungen. 


Über die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. 


Bei einer Untersuchung der Frage, welchen Betrag an Zahlungsmitteln das 
gegenwärtige Umlaufsgebiet der Mark unter Berücksichtigung der Wirtschaftslage zu 
absorbieren vermag, waren Untersuchungen über die Umlaufsgeschwindigkeit des 
Geldes anzustellen. Man kann die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes messen, in- 
dem man in zwei verschiedenen Zeitpunkten den Kassenbestand vieler Wirtschaften- 
den ermittelt und diesen dem zu leistenden Zahlungsumfang gegenüberstellt. 

Mit der Untersuchung der ganzen Frage wurde ein Mitglied meines Seminars, 
Herr cand. rer. pol. Hoepfner, betraut; das Ergebnis der Untersuchung wird in 
dessen Promotionsschrift niedergelegt werden. Ich veröffentliche aus der Arbeit be- 
reits heute die über die Kassenbestände von 360 Aktiengesellschaften in den Jahren 
1913 und 1922 durchgeführten Erhebungen. Die Zahlen von 1922 sind zum Zwecke 
des Vergleichs mit Hilfe der Großhandelsindexzahlen des Reiches in Friedens-Gold- 
mark umgerechnet. 

Als Material dienten die im Bilanzarchiv der Kölner Universität gesammelten 
Bilanzen der Aktiengesellschaften. 

Das Resultat ist ungemein überraschend. Gesellschaften, die vor dem Kriege 
zwischen 10000 und 100000 Mark Kassenbestände unterhielten, kamen 1922 mit 
Beträgen von noch nicht 100, oft noch nicht 10 Mark aus. Gesellschaften, deren ° 
Kassenbestand 1922 weniger als eine Mark war, sind sehr zahlreich. j 


| 


Versicherungsgesellschaften, | 

me | a8 | ins (Zahlen al 

Firma Monat in ni 
Gold- | Kassen- 


Papiermark Goldmark 


mark haltungen 


Aachener Rückversicherungs:Ges. . . . | Dez. 147 141 2 368 0.99 2 392 
Albinger Versicherungs-A.-G.. . . . .| Sept. 997 798 55803 | 34.77 1604 
Berliner Feuerversicherung A.-G. . . .| Dez. 862 080 19 004 5.84 3 254 
Deutscher Phönix, Frankfurt . i u 16 309 870 | 230 094 | 110.58 2 080 
Deutsche Rückversicherungs- A. -G., Berlin R 31157 1040 0.21 4 952 


117381 J 

3 068 737 86 504 | 20.81 4156 
18 186 3 593 0.12 | 29949 © 

121 009 12 601 0.82 | 15367 
772 199 1 284 5.24 245 
1872592 | 375728 | 12.70 | 29584 
19 641 820 26170 | 133.16 196 
3379 123 | 300047 | 22.57 | 13294 
115 522 26 091 0.78 | 33 450 

3 805 816 11 867 | 25.80 459 


Summe 179 549 


Iduna Versicherungs-A.-G., Halle . . . 5 
Gothaer Feuerversicherung er n 
Magdeburger Rückversicherung . . . . . 
Hagel- Versicherung RZ er 
Mitteldeutsche Vers. A.-G. Er “ 
Nordstern Lebensversich. A. -G. EI AR = 
Preuß. National-Vers.-Ges.. . . 2... ® 
Providentia-Versich.-Ges. . . . 2... 
-Rückvers. A.-G. . te % 
Victoria-Feuervers. A.-G., Berlin . ae 


Verkehrsgesellschaften. d 
Altenaer Schmalspur-Eisenbahn . . . . | März | 3545 503 3210 7.25 42 


Berliner Sped. u. Lagerhaus A.-G. . .| Dez. | 28088 154 63 300 | 190.43 332 
Bremerhavener Reederei A.-G. . . . . Br 40 820 6491 0.28 | 23184 
Bremer Lagerhaus. . . YA : 69 831 8551 0.47 | 18194 
Coblenzer Straßenbahn-Ges. . . . . . a 1054 111 12 417 7.15 1 736 
Crefelder Straßenbahn A.-G. . . . . . A 5 279 695 21527 | 35.79 61 
Summe 44489 | 
3 l 
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1922 |Verhältn.- 
in Zahlen d. 
k Gold- | Kassen- 


1922 1913 


in in 
Papiermark |Goldmar 


Haffuferbahn A.-G. . 

Hagener Straßenbahn Are 
Halberstadt-Blankenb. Eisenb.-Ges. . 
Hansa A-G. f. Warenverkehr. 
Lübeck-Büchener Warenverkehr. . 
Magdeb. Straßen- u. Warenverkehr A.-G. 
Rhein- u. Seeschiffahrts-Ges., Köln 
Schleppschiffahrt a. d. Neckar 

Schles. Dampfer-Compagnie \ 
Stendal-Tangermünder Eisenbahn . 


Überlandwerke u. Straßenb.-Ges,., Hannover 


 Bayr. Terrain-A.-G., 


Bau- und Terraingesellschaften. 


A.-G. für Beton- u. Monierbau . 
Bank für Bauten . 

Baubank f. d. Desidenzeiädt Dresden. 
Bayr. Immobilien-Ges. wer 
München 
Julius Berger Tiefbau A.-G. . 


/ Breslauer Baubank 


Grün & Biefinger, A. ar 


| Heilmann’sche Immobilien-Ges. 


 Heimstätten A.-G., Berlin . 


Nürnberger Terrain-Ges. . 
Schlesische Immobilien-A. N 
Stahnsdorfer Terrain-A.-G. . . 
Terrain-A.-G. München- "Herzogpark . 
= -Friedensheim . 
-Ges. Neuwestend, München 
Wilmersdorfer Terrain-A.-G. 


Bergwerksgesellschaften und Gewerkschaften. 


Deutsche Petroleum-A.-G. . 
Deutsche Schachtbau-A.-G. 
Döring & Lehmann A.-G.. . . 
„Eintracht“ Braunkohlenwerke . 


| Essener BE CHE A.-G. 
' Grube Leopold 3 


Hallesche Pfännerschaft 


' Hannoversche Kali-A.-G. 


Hedwigshütte 

Ilse-Bergbau . 

Kaliwerke Aschersleben . ER 
Köln-Neuessener Bergwerksverein . 
Niederlausitzer Kohlenwerke . . 
Oberbayr. A.-G. für Kohlenbergbau . : 
Zwickau-Oberhohndf. Steinkohlenb.-Verein 
Gewerkschaft Diergardt. . i 
Gewerkschaft Erzbergbau „Glückauf“ 


März 1 646 
Juni 1005 
Dez 6 833 614 
Sept 1010 795 
Dez. | 36 937 185 
* 16 711 
ne 1 135 177 
5; 758 953 
7 7 566 524 
März 8299 
Dez. 1 775 065 


Dez. | 61 578 398 
Aug. 134 205 
März |- 11 158 
Dez. 137 962 
Juli 2 385 
Dez. 689 555 
” 458 488 
A 24 824 623 
> 73 416 
r 13 562 918 
Juni 6213 
Dez 150 312 
h 73 376 
April 14 416 
Dez 21 382 
März 26 658 
4 9233 


Dez. | 3010446 
N 86 757 
f 169 573 
„| 38.220 669 
‘ 9 317 647 
„| 14630 347 
e 3 700 183 

905 377 
173 211 

21 266 644 
1 677 828 
106 296 

141 396 285 

775 006 

„ | 14015 724 

f 6.069 657 

124938 187 


— 


247 
1563 
11 968 
5717 
131 031 
3 648 
21 542 
1179 
26 551 
6 226 
21 605 


26 009 
11 601 
6 595 
4 784 
25 328 
17 785 
11 643 
72 846 
11 935 
7701 
820 
19 521 
1 487 
2 324 
380 

5 233 
4.022 


3 061 
2121 
61 245 
52 592 
2 669 
12729 
4 441 
391 
59 297 


159 442 


19 565 
61 781 
42 500 
11 622 
6 159 
9 339 
6 972 


mark |haltungen 


Übertrag 44489 


0.30 914 
014 | 11165 
46.33 258 
35.22 162 
25042 | 528 
0.11 | 33166 
7.70 | 2.797 
5.15 228 
51.30 517 
1.53 | 4.069 
12.08 | 179% 


Summe 102 546 


417.48 62 
699 | 1659 
205 | 3217 
09 | 5089 
024 | 105 535 
4.67 | 3808 
311 | 3743 

168.29 43 
0,50 | 23 870 
91.95 83 

ı 0.88 932 
1.02 | 19139 
050 | 29% 
227 | 1024 
014 | 2719 

| 491 | 106 

| 1270| 2365 


Summe. 177 717 


20.41 149 
0.59) 3595 
1.15 | 53 257 

259.12 202 

63.17 42 

99.19 128 

25.09 177 
6.14 63 

31.88) 1860 

144.18) 1105 
11.38| 1719 
15.12| 4086 

| 289.27 146 
5.25| 2213 

95.02 64 

41.15 226 

169.72 41 


Summe 69073 
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Firma 


Mitteilungen. 


1922 


1913 


in 
Papiermark |Goldmark 


Hütten, Stahl- und Walzwerke. 


Anneruer Gußstahlwerke 

Archimedes A.-G., Berlin 

Richard Blumenfeld . . 
Deutsch-Luxemburg-A.-G. . 
Donnersmarkhütte . . 
Eisenindustrie zu Menden . 
Eisenwerk Marienhütte . 

Eisenwerk Keula . . u 
Gußwerke Frankenthal . sc 

C. Großmann A 
Hallesche Röhrenwerke . 
Hohenlohe-Werke. . 

Metallwerke vorm. J. Aders, Magdeburg 
Norddeutsche Hütte . . i 
Oberschl. Eisenindustrie . 
Osnabrücker Kupfer- und Drahtwerke 
Preß-, Zieh- und Stanzwerk Nürnberg 
Rhenia, Vereinigte Emaillierwerke . 
Rhein. Stahlwerke Duisburg . 
Stadtberger Hütte, Marsberg . 
Stahlwerk Hoesch . \ 
Stahlwerk Richard Lindenberg r 
Steffens & Nölle, Berlin 

Fried. Thomee, Werdohl 


Juni 


Juni 


51 073 
531 444 
710 337 

30 078 258 
506 795 
480 614 

40 413 
212 908 
774 865 

1 090 571 
918 983 
348 581 

1 303 644 

81 754 

40 854 598 

118 758 

213 562 

275 515 

3 364 709 

2 406 

26 590 800 
9 889 

8 076 035 
129 527 


3118 
4 998 
619 
53 204 
30 967 
7391 
1233 
3 228 
13 924 
19 650 
11 616 
3694 
10 907 
778 

74 772 
1125 
21 582 
23 680 
102 142 
48 417 
79 184 
14 557 
56 904 
23 655 


1922 |Verhältn.- 


in |Zahlen d. 
Kassen- 
mark |haltungen 


Gold- 


7.27 428 
75.60 66 
4.82 128 
4278.56 12 
3.44 9002 
68.37 192 
7.44 165 
30.29 106 
27.00 515 
7.39 2 629 
6.23 1 864 
64.16 57 
8.84 1233 
0.55 1415 
276.98 269 
16.89 66 
1.45| 14888 
39.19 604 
478.62 213 
0.34 | 142 405 
3782.48 20 
1.41| 10324 
54.69 1040 
103.77 227 


Summe 187 768 


Industrie der Maschinen, Instrumente und Apparate. 


Adlerwerke A.-G., Frankfurt . 

A.E. G. > 
A.-G. für elektr. Unternehmen, München 
A.-G. H. F. Eckert, Berlin-Lichtenb. 
A.-G. für Gas-, Wasser- u. elektr. Anlagen 
A.-G. Hahn, Optik u. Mech., Kassel 
A.-G. für Schriftgießerei, Offenbach 
A.-G. „Weser“, Bremen. . 

Allgem. Gas-A. -G., Magdeburg 

Amme, Giesecke, Konegen. ‚Braunschweig 
Amperwerke, München“ F { 
Anker-Werke, Bielefeld . 

Bad. Maschinenfabrik u. Bisengießerei 
J. Bannig A.-G., Hamm , 

Baroper Maschinenbau-A.-G. . . 

Bayr. Elektr. Werke, München « 

Benz A.-G., Mannheim . . 

Bergmann, "Elektr. Werke . . 
Berlin-Anhaltische Maschinenbau-A. 6. 
Continentale Ges. f. elektr. Unternehm. . 
Dampfkesselfabrik A. Rodberg , 
Dtsch. Babcock- u. Wilcox- -Dampfkesselw. 
Dtsch. Continental-Gas-Ges., Dessau . 
Dtsch. Eisenbahnsignalwerke . k 
Dtsch. Gußstahlkugel u. Maschinenfabrik 


Okt. 


3 673 990 
6 782 110 
2 106 478 
374 431 
143 828 

59 585 

45 985 

31 563 003 
3 881 983 
390 395 
125 266 
323 803 
73 514 

12 171 

13 832 

3 163 236 
575 238 
96 863 727 


1598 505 
207 374 


| 


13 168 
155 204 
2019 
25 030 
1 500 
1 223 
2 790 
30 512 
47 730 
35 635 
5118 
8 624 
2 915 
1312 
1579 
14 481 
29 834 
41 617 
35 030 
3 785 
2 787 
1 000 
28 919 
18 939 


64.91 202 
964.74 160 
14.28 141 
13.05 | 1918 
0.933 | 1530 
2.07 590 
0.31 | 9003 
213.99 142 
26.31 | 1814 
55.53 641 
17.81 287 
46.06 187 
10.46 278 
1.73 758 
1.97 801 
21.45 | 675 
90.52 329 
666.70 62 
44.11 852 
4.95 764 
1.30 | 2144 
1.05 952 
4.73 | 6113 
10.83 | 1748 


3919 | 50.54 77 


Summe 32 168 
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Firma 


Dtsch. Kabelwerke, Berlin . R 

Dtsch. Maschinenfabrik Duisburg 

Dtsch. Waggon-Leihanstalt 

Dinglersche Maschinenfabrik . 

Dortmunder Vulkan A.-G.. . 

Düsseldorfer Maschinenbau-A. -6. s 

Düsseldorfer-Ratinger Masch.-u. Apparate- 
bau-A.-G.. 5 

Eisenbahnmaterial- Leihanstalt. 

Eisenwerk- u. Maschinenbau-A.-G. . 

Elektr. Anl.-G., Frankfurt . 

Elektr. Betriebs-A.-G., Riesa . 

Elektr. Werk Crottorf 

Theo Flöther A.-G., Gassen i 

Forster’sche Masch.- u. Armaturenfabrik 

F W. de Fries. ; EERD RAn, 

H. Fuchs, Waggonfabrik 

Gasmotoren Deutz 

Geraer Elektr.- u. Straßenbahnbau Ki G. 

Ges. für elektr. Unternehmungen 

Gothaer Waggonfabrik . £ 

Grimme, Natalis u. Co., Braunschweig \ 

Großenhainer Webstuhl- u. Masch. Ein 

Großkraftwerk Franken . 

Alfred Guttmann, Hamburg ' 

Hallesche Maschinenfabrik u. Bisengießerei 


Hamburger Elektr. Werke . 


Hille-Werke, Dresden . : 
Hochfrequenz-Masch.-A.-G., "Berlin . 
Mathias Hohner A.-G. . . ; 
Hydrometer-A.-G., Breslau . 


lIca A.-G., Dresden 
Isaria-Zählerwerke, A.-G. 


Jenaer Elektr.-A.-G. 

Kaiser & Co., Kassel. . 

Kalker Werkzeugmaschinenfabrik 
Kapler, Maschinenfabrik Berlin . 


Lübecker Maschinenbau-Ges. . 


Main-Kraftwerke, Höchst 
Mannesmann-Mulag . 
Maschinenbau-A.-G. Kossel' van 
Maschinenbau-A.-G. Balke, Bochum 
Maschinenbau-Ges. Karlsruhe. . 
Maschinenb.-A.-G.vorm. Starke Hofmann 
Maschinenfabrik Baum A.-G., Herne 
Maschinenfabrik Buckau ER 
Maschinenfabrik Germania. . » 
Maschinenfabrik Hiltmann & Lorenz h 
Maschinenfabrik Kappel, Hannover 
Maschinenfabrik Moenus, Frankfurt 
Maschinenfabrik Schies A.-G. 


Maschinenfabrik Windhoff, A.-G. . 


Maschinen- und Fahrzeugfabrik Alfeld - 


' H. Meinecke, A.-G., Breslau 


Monat 


Dez. 


2 
März 


N, 
Juni 
Dez. 


Juni 


März 
Dez. 
Juni 


Juli 
Dez. 


322 
Juni 


”„ 
Dez. 
Juni 
März 
Dez. 


„ 


1922 
in 


Papiermark 


663 757 
39 956 872 
82 200 

28 525 

14 583 
231 794 


1 692 514 
6 077 

353 164 
54 982 

1 384 562 
16 006 

3 050 857 
23 205 
230 210 
115 078 

3 073 479 
128 444 
811 934 
1 681 594 
511 289 
20 417 
251 422 
820 337 
83 352 
798 542 

1 433 660 
97 042 

13 417 931 
1 547 408 
8 286 658 
234 327 
502 860 
60 352 
617 258 
240 548 
7072 613 
2 201 216 
6 083 883 
57 464 
4561111 
74 150 

9 566 

201 317 
1188 219 
3 371 542 
155 804 
86 097 

6 303 298 
391 330 
16 858 995 
7 708 454 
3 647 412 


1913 


in 
Goldmark 


27119 
20 198 
7349 
11 986 
12 326 
2 320 


1922 |Verhältn.- 
in Zahlen d. 

Gold- | Kassen- 

mark |haltungen 


Übertrag 32168 


4.50 6 026 
270.94 74 
15.13 485 
6.25 2 283 
10.61 1161 
1.57 1 477 
240.76 2 
0.86 1176 
2.39 1790 
10.12 4 068 
9.38 1282 
2.48 713 
20.68 4 330 
3.30 870 
1.56 2.079 
16.37 7 
437.19 134 
18.27 37 
5.50 4.025 
239.20 47 
3.47 1215 
3.76 1077 
1773 847 
5.56 823 
0.57 | 22213 
113.59 168 
9.72 4130 
0.66 2 463 
90.92 272 
10.49 260 
288.75 78 
43.13 258 
3.41 161 
0.41 | 19346 
8.78 1760 
34.22 161 
47.95 563 
14.92 3 623 
41.25 20 
10,58 1023 
30.92 472 
10.55 896 
1.36 864 
2.— 4410. 
8.06 3 559 
22.86 563 
22.16 682 
12.25 616 
42.73 266 
55.67 174 
34.49 230 
52.26 300 
24.73 400 


Summe 138191 
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1913 


in in 
. | Gold- 
Papiermark |Goldmark mark |haltungen 


1922 
Firma 1 


Übertrag 138 191 


Panzer A.-G., Berlin. . 

Pommersche Eisengieß. u. Maschinenfabrik 
Reiherstieg-Schiffswerfte 

Reis & Martin A.-G., Berlin 

Rhein. Elektr.-A.-G., Mannheim . 


Rhein. Metall- und Maschinenfabrik 

L. A. Riedinger, Augsburg 

Gebr. Sachsenberg A.-G. 

Sanitas A.-G., Hamburg . 

Sächs. Kartonnagen- -Masch.-A.-G. . 
Sächs. Maschinenfabrik vorm. R. Hartmann 
Motorenfabrik Darmstadt . : 
Motorenfabrik Oberursel 

G. Sauerbrey, Maschinenfabrik 
Schnellpressenfabrik Frankenthal 

Gebr. Schöndorf, A.-G. . . . 

Gebr. Seck, Dresden : 

Siemens-Halske A.-G. 

Sondermann & Stier. 

Sudenberg. Maschinenfabrik. u. . Eisengieß, 
Walter & Co. A.-G. . . 
Wanderer-Fahrradwerke . 
Wasserwerk f. d. nördl. westf. Kohlenrev. 
Wilhelmshütte A.-G... . : 
Vereinigte Freiburger Uhrenfabrik . - 
Voigtländer & Sohn, AG. . . . 
Johannes C. Tecklenborg, A.-G.. 

Thüring. Elektr.- und Baayerses 

Zeitzer Eisengießerei A.-G. 
Zimmermann-Werke A.-G. . 

Zittauer Maschinenfabrik 


269 982 
280 882 
599 933 
229 184 
27 729 587 
1 825 194 
492 514 
176 228 
26 822 

2 931 895 
1 505 311 
9 167 
204 964 
105 053 
285 127 
350 890 

1 769 972 
24 944 339 
19 429 

50 000 

4 894 526 
59 300 

2 312 773 
17449 
134 602 

2 704 786 
1 287 511 
57 819 

2 966 074 
2 692 804 
39 400 


| 


EEG SE EG... 


14991 | 38.40 | 
5362 | 1.90 
354 | 85.34 
2734 | 155 
33 324 | 187.10 
712515 | 259.63 
34972 | 70.07 
30776 | 6.14 
3204 | 018 
3479 | 19.87 
23070 | 214.13 
2626 | 091 
15836 | 29.16 
2934 | 14.94 
35780 | 52.48 
25903 | 49.91 
65 000 | 251.77 
174410 | 869.20 
8649 | 2.76 
3311 | 043 
6958 | 33.18 
11606 | 2.07 
7652 | 15.68 
15325 | 2.48 
9122 | 13.38 
9761 | 94.25 
12569 | 8.73 
3316 | 822 
23 072 \421.92 
9954 | 383.04 
1983 | 5.60 


30 
2 822 
4 


1 764 
178 


Summe 203 388 


Industrie der Steine und Erden und Chemische Industrie. 


A.-G. f. chem. Prod. vorm.H.Scheidemandel 
A.-G. f. chem. Prod. Pommersdorf . s 
A.-G. f. Stickstoffdünger 

Annaberger Steingut-A.-G.. EIn. 
Basalt-A.-G. . . PeEw, 
Bayr. Hartstein-Ind., Würzburg . Ä 
Broncofarbenwerke A.-G. 

Chem. Fabrik vorm. Goldenberg. 

Chem. Fabrik Grünau { - 
Chem. Fabrik v. Heyden, Dresden . 
Deutsche Asphalt-A.-G.. . 

Deutsche Spiegelglas-A.- 6. 

Deutsche Steinzeugwarenfabrik . E 
Deutsche Portl.-Cementfabrik, Berlin . 
Eiserfelder Steinwerke . j 

Euling & Mack Elbrich . 

Farbwerke Rasquin . . 

Gehe & Co. A.-G., Dresden 
Gerresheimer Glashütte. 


Sept. 


Dez. 
Juni 


„ 
Dez. 


6 394 969 
3 086 767 
170 659 

57 854 

23 930 027 
16 263 
256 444 

4 063 857 
17 129 926 
1 490 282 
186 655 

8 410 878 
2 234 391 
6 499 195 
28 966 

46 954 

91 026 

9 192 759 
19 954 698 


64 735 | 222.84 


7962 | 20.93 
11192 | 24.28 
2 772 8.23 
45 804 | 162.05 
2 533 0.11 
4 975 1.73 
6917 | 27.55 
1383 |116.14 
29815 | 10.10 
4311 1.27 
30 267 | 57.43 
11087 | 15.15 
13123 | 44.06 
11 525 4.12 
3 799 1.64 
1799 | 12.95 
19734 | 62.32 
32518 | 135.30 


41 530 


Summe 
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1922 Verhältn.- - 


1922 1913 


Firma ‚in in DE ke 
Papiermark |Goldmark < |haltungen 

Übertrag 41530 

Glas- und Spiegelmanufaktur. Dez 422446 | 1518 2.86 | 520 
Theodor Goldschmidt A.-G., Essen . n 17 023 096 26083 |115.41 226 
Hannoversche Portland-Cementfabrik . R 248 897 3329 1.67 1993 
Köln-Rotweiler A.-G.. . ® 14 406 043 55301 | 97.67 566 
Meißner Ofen- und Porzellanfabrik . r 8429 460 7326 | 57.15 128 
Oberschl. Kokswerke u. chem. Fabriken . N 9 533 095 17739 | 64.63 274 
Oberschl. Portland-Cement- u. Heraus I 32 088 2 674 0.22 | 12158 
Pfälzische Pulverfabriken . Juni 164 530 843 | 23.40 36 
„Porta-Union-Westfalia“ A.-G. . . Dez 2 783 813 1983 | 18,87 105 
Portland-Cementwerke Godelheim . ;5 3 156 201 2129 | 21.39 99 
Porzellanfabrik Ph. Rosenthal Y 22 236 699 16 259 | 150.75 107 
Porzellanfabrik E. & A. Müller . Juni 181 665 1731 | 25.84 67 
Porzellanfabrik Waldassen . Dez 3 633 048 10195 | 24.61 414 
Porzellan-Glashütten-A.-G., Köln-Elberfeld Juni 49 955 5 978 7.11 840 
Rhein. Schamotte- u. Dinaswerke . . | Dez. | 17106 370 5259 |115.98 45 
Rhein.-Westf. Kalkwerke, Dornap . Juni 1 748 039 39 697 | 248.65 159 
Rhein.-Westf. Sprengstoff-A.-G. . Dez. | 24123 775 16 755 | 163.55 102 
J. D. Riedel, Berlin . ; & T 20 604 126 64 721 | 139.70 463 
Dr. €. Schleußner A.-G. r 223 187 4 249 1.51 2 814 
H. Schomburg & Söhne . . ; 3899 781 3933 | 26.44 148 
Schraumsche Lack- u. Farbenfabrik Okt 61 400 1 970 1.08 1824 
Sieco-A.-G., Berlin März 36 032 3 724 6.63 561 
Siegersdorfer Werke . Okt. 2 178 452 6832 | 38.50 177 
Stahl & Nölke, Cassel Juni 16 220 3 076 2.30 1 337 
Berliner Mörtelwerke . Dez 2 658 279 20047 | 18.02 1112 
Harzer Portland-Cement- und Kaliwerke . % 722 447 5941 4.90 1212 
Vereinigte Lausitzer Glaswerke . 5 754 064 70 007 5: ur13:070 
Verein. Zwieseler-Pirnaer Farbenglasfabr. Sept 588 991 15441 | 20.52 152 
Vorwohler Portland-Cementfabrik Dez 29 782 5 268 0.20 | 26341 
Ullersdorfer Werke 0% 4 66 220 2599 | 0.45 5 775 
€. F. Weber, Leipzig 259364 | 13709 | 1.75 | 7834 


Summe 123 489 


Textil-, Gummi-, Leder-, Papier- und Holzindustrie. 


A.-G. für Reiseandenken, a 
Bautzner Tuchfabrik . . 

Bazar A.-G., Berlin 

J. P. Remberg A.-G., Barmen 


Berlin-Neuroder Kunstänstalt . > | i 


Berliner Holzkontor A -G. 

Berliner Gubener Hutfabrik 

Chromo, A.-G., Altenburg 

Chromo- -Papier- und Cartonfabrik 
Christo & Unmack, Niesky 

Crefelder Baumwollspinnerei : 
Cröllwitzer Aktien-Papierfabrik . 
Deutsche Jute-Spinnerei . 

Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart. 
Dresdener Chromo und Kunst 
Harburg-Wien A.-G. 
Kammgarnspinnerei, Düsseldorf . 
Kunstanstalt Etzold, Crimmitschau . : 
Kunstanstalt B. Grosz A. -G., Leipzig . 


Aug. | 


März 


Sept. 
Juni 


Dez. 


166 354 | 
382 112 
32 520 
3 805 526 
206 213 
23 209 868 
1 884 735 
201 176 
4.457 888 
5 664 652 
3429 183 
33 135 
6 008 020 
153 317 
10 008 836 
76 844 
1 394 778 
2196 438 
993 429 


6 309 
5 005 
18710 
4.132 
11 757 
180 962 
16 076 
545 
8 845 
7 266 
4.025 
16 511 
35 344 
13 939 
10 417 
13 088 
19 763 
2 036 
19689 | 


8.66 | 
70.33 
5.99 
132.60 


Summe 


128 


19 192 
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1922 |Verhältn.-. 
1913 „8, [Zahlen a. 

old- | Kassen- 
Goldmark| mark haltungen 


1922 
Firma 1 


in 
Papiermark 


Übertrag 19192 


Leipziger Gummiwaren . . » + I Dez 605 361 4011 | 4.10 978 
Leipziger Spitzenfabrik Barth & Co. . . Juni |* 32600 6 837 4.64 1473 
Linge), Eduard, Erfurt . . . 4 364 857 41636 | 51.90 802 
Niederrheinische Flachsspinnerei, Dülken R 39 777 19 764 5.66 3491 
Norddeutsche Lederpappenfabrik . . . | Sept. 1 325 757 15562 | 46.20 336 
Papierfabrik Kirschberg A.-G. . . . . | Juni 373 3 720 0.05 | 74403 
Papierfabrik Reisholz = °. . 2... . .; 610 306 15168 | 86.81 174 
Patent-Papier A.-G., Penig . . . .. * 426 629 29176 | 60.69 480 
Preßspanfabrik, Untersachsenberg ne Au 250 001 3111 | 13.02 238 
Moritz Prescher, Leipzig . . » » . .| Dez. 200 678 2 700 1.36 1985 
Emil Pinkau & Co. . RE, E 201 585 2 817 1.37 2 056 
Plauener Spitzenfabrik A. -G. NIE SEO 1240 4 965 0.18 | 27587 
Polack A.-G., Waltershausen . . . » . Sept. 120 922 742 4.21 176 
Ravensberger Spinnerei. . :.1 Dez. 236 885 9616 1.61 5 972 
Rauchwaren-Zurichterei und Färberei . ; N 89 517 12 149 0.61 | 19917 
Rheinische Möbelstoff-Weberei . . . .» > 4 085 505 312 | 27.70 11 
David Richter A.-G., Leipzig. . . . . | März - 99333 77156 | 18.28 424 
Julius Römpler A.-G., Zeulenroda . . . | Sept. 179 645 5 343 6.25 854 
Simon’sche Cellulosefabrik . . ar. 14 Den, 3 374 224 18592 | 22.88 812 
Schlesische Pappenfabrik, Wehrau . . . Okt. 166 639 1 362 2.94 463 
Schlesische Textilwerke, Landshut. . . | Juni 309 203 10356 | 43.98 235 
Verein Fränkischer Schuhfabriken . . . | Dez. | 14390 581 25402 | 97.56 260 
Vereinigte Glanzstoffabriken . - . . » Pr 16 907 373 63 601 |114.63 554 
Vereinigte Grothania-Werke . . S 4 048 132 83277 | 27.44 3034 
Vereinigte Kunstseidenfabrik, Frankfurt . “ 16 719 682 12159 113.35 107 
Vereinigte Märkische Tuchfabriken. . . 4 1 775 417 4269 | 12.03 354 
Vereinigte Pinselfabriken, Nürnberg . . & 17 676 845 20 536 119.84 171 
Vereinigte Strohstoffabriken, Dresden . 7 7 368 201 15189 | 49,95 304 
Viersener A.-G. für Spinnerei SE; a ” 16 794 4 141 0.11 | 37651 
Württembergische Cattunmanufaktur . . | Juni 420 622 | 61291 | 59.83 1024 
Conrad Tack & Co., Berlin . . . . .| Dez. | 39640611 | 46383 | 268.75 | 172 


Summe 205 690 
Industrie der Nahrungs- und Genußmittel. 


Deutsche Weinbrennerei, Siegmar . . . | Dez. | 1335 306 5212 | 9.05 575 
Europäischer Hof A-G., Dresden . . . % 400 301 2 276 2.71 840 
Friedländer Zuckerfabrik A.-G. . . . .| März 241 432 2 387 0.49 4 882 
Getreide-Commission A.-G. . . +» . . | Sept. 432 824 10042 | 15.08 665 
Glückstädter Fischerei A.-G. . di. 1 Juni 8541 1 060 1.22 869. 
Herrenmühlen, vorm. ©. Geuz ARE März | 9168133 10543 | 18.76 562 
Hildebrandsche Mühlenwerke . . . . . Juni 41 144 13132 5.85 2 244 
Humboldtmühlen A-G., Berlin . . . . 4 198 005 12348 | 28.17 438 
Hötel Bellevue, Dresden . . . . . .1 Dez. 837 395 689 5.68 121 
Hochseefischerei Nordsten. . . . » . z 154 558 1016 1.05 967 
Hochseefischerei, Bremerhafen . . . . | Juni 730 1413 0.10 | 14132 
Kohlenberg & Puk, Seefischerei. . . .| Dez. 249 586 1614 1.69 955 
Kühlhaus, Lübeck . . “....] März 2.057 281 0.38 739 
Friedrich "Löckenhoff, Duisburg . . . „| Dez. | 3376 462 32692 | 22,89 1428 
A. Prang, Dampf- und Wassermühlen . Me 5 053 818 4749 | 34.26 138 
Rhein. A.-V. für Zuckenfabr., Köln . .| Sept. 416 352 9484 | 14.51 653 
Rheinmühlen A.-G., Düsseldorf . . . . | Juni 155 602 2764 | 22.13 124 
Rositzer Zuckerfabrik - . » . . . .| Sept. | 1445148 3176 | 50.36 63 
Saccharin-Fabrik A. 2. AUSIE . + | Dez. | 27158 218 4766 |184.12 25 
Sarotti, A.-G. . . a. re 828 274 34 989 | 117.72 296 


Summe 30 716 f 
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W. A. Scholten, Stärke- u. an 


Sektkellerei J. Oppmann 

Sinalko A.-G., Detmold . . . 
Stärke- und Zuckerfabrik A.-G. 
Gebr. Stollwerk A.-G. . . . 
Terra A.-G. für Samenzucht . 
Leonhard Tietz. 

Trachenberger Zuckersiederei. s 
Union, Leipziger Preßhefenfabrik 
Vogt & Wolff A.-G. 


Wurzener Kunstmühlen andB Biskuitfabrik 


Zuckerfabrik A.-G., Demmin 
Zuckerfabrik Glauzig 
Zuckerraffinerie Tangermünde 
Zuckerfabrik Münsterberg . 
Zuckerfabrik Fraustadt . 


Brauereien und 


ı Bamberger Mälzerei A.-G. . . f 

ı Bayrische Bierbrauerei, Hamburg 
Aktien-Brauerei Cluß, Heilbronn . 

 Aktien-Brauerei Feldschlößchen : 

' Aktien-Brauerei Fürth 

‘ Aktien-Brauerei Gohlis . 


' Aktien-Brauerei N eustadt-Magdeburg 
' Aktien-Brauerei Ponarth, Königsberg . 


' Aktien-Malzfabrik, Cönnern (Saale). 
Brauerei-Ges. vorm. S. ee 
Brauhaus Nürnberg . : 
Brauhaus Würzburg . 

Brauhaus „Zur Eiche“ 
Bürgerbräu ROBIN e 

‚ Doornkaat A.-G. 

' Klosterbrauerei Coblenz . 

' Königsbacher Brauerei . 

ı Mälzerei A.-G., Cöthen . . 

ı Malzfabrik, Wellrichstadt ee 
: Städt. Lagerbier u. Brauh., Hannover 
‚ Stettiner Bergschloß-Brauerei . 

' Vereinsbrauerei A.-G., Beuthen . 
ı Vereinigte Brauereien Walshut . 
' Weißbier-Aktien-Brauerei 


„ 50 der Faserindustrien 


„__24 Brauereien 
"360 Gesellschaften 


1922 


Monat 

Aug. 7879 
Dez. 58 307 
Nov. 118 811 
Sept. 533 515 
Juni 1 747 317 
Mai 14 926 
Dez. | 134 331 126 
Juni 21 419 
Dez. 2 492 078 
Aug. 193 216 
April | 33 225 198 
März 5 460 371 
Mai 202 292 
Sept. 3811218 
Jan. 285 718 
Aug. 64 203 
Mälzereien. 

Juli 71811 

Sept. 254 604 

.. 145 707 

£ 9 227 

‘ 89 459 

5, 117 353 

x 711 203 

N 590 073 

Aug. | 1197598 

Sept. 355 554 

: 174 337 

Aug. 210 456 

Sept. | 1070 186 

& 116 782 

R 1167 724 

r 461 966 

„ 454 947 

Aug. 215 507 

Sept. 252 246 

“ 1 841117 

er 8 400 

Dez 861 618 

Sept 10 466 

106 042 


Bei 15 Versicherungsgesellschaften 
„ 18 Verkehrsgesellschaften ; 
„ 17 Bau- und Terraingesellschaften 
„ 17 Bergwerksgesellschaften . 
„ 24 Hütten- und Walzwerken 
„ 109 Maschinenbauanstalten usw. . . 
„ 50 Stein- und chemischen Werken . 


36 Werken der Nahrungsmittelindustrie 


Die Verhältniszahlen der einzelnen Gruppen sind: 


1913 


in in 
Papiermark |Goldmark 


1922 | Verhältn.- 


1818 
1399 
4.039 
149 109 
45 672 
4 736 
605 253 
3021 

8 668 
3158 
27 185 
3021 

7 405 
35 435 
4.063 
8797 


in Zahlen d. 
Gold- | Kassen- 
mark |haltungen 

Übertrag 30716 

0.41 4435 

0.40 3499 

1.03 3 921 
18.58 8 025 

248.55 183 
2.31 2 050 
910.72 664 
3.05 I 
16.90 | 512 
10.06 314 
63.75 426 
11.17 270 
31.32 236 
132.80 266 
1.03 3944 

| 3.34 2 634 
Summe 63.085 

7.14 114 

8.87 93 

5.08 1 580 

0.32 | 21599 

3.11 6 331 

4.09 1855 
24.78 1 957 
20.56 281 
62.37 706 
12,39 3 072 

6.08 1889 

10.96 734 
37.29 111 

4.07 2 500 
40.69 293 
16.10 438 
15.85 2 312 
11.22 277 

8.79 | 929 
64.16 474 

0.29 | 53914 

5.84 459 

0.36 5 657 

3,70 463 


Summe 108 038 


179 549 Durchschnitt 11 970 


102 546 
177 717 

69 073 
187 768 
203 388 
123 489 
205 690 

63 085 
108 033 


. 1419 797 


5 697 
10 455 
4.063 
7829 
1 866 
2 470 
4 114 
1 753 
4 504 


3 946 
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Bei den Versicherungsgesellschaften, bei denen neben der Tendenz zur Ver- 4 
ringerung der Kassenhaltung der verringerte Geschäftsbetrieb gewirkt hat, war bei- 
spielsweise der durchschnittliche Kassenbestand auf den 11970sten Teil gesunken; 
eine Gesellschaft, die 1913 noch einen Kassenbestand von 11970 Mark unterhielt, 
hatte Ende des Geschäftsjahrs 1922 einen, solchen von 1 Mark. Man hat den Eim- 
druck, daß viele Gesellschaften überhaupt ohne Kasse arbeiteten. und nur noch eine ı 
Portokasse kleinsten Umfangs unterhielten. 

Auch bei den übrigen Unternehmungen zeigt sich, in welchem Grade die Unter- 
nehmung geldlos zu wirtschaften. versteht, wenn ihr aus irgendeinem Grunde, hier 
wegen fortgesetzter Entwertung, der Besitz des Geldes unangenehm ist. Daraus hin- 
wiederum erkennt man, welcher Inflationsgefahr ein Geld ausgesetzt ist, wenn es 
einmal den Weg der Entwertung genommen hat; nicht nur wirkt dann die Masse 


der gedruckten Geldzeichen inflationistisch; die Enthaltung der Betriebe vom Geld- 
besitz bringt eine derartige Verminderung des Geldbedarfs hervor, daß ein kleiner” 
Bruchteil des früheren Geldvorrats, auf gleicher Wertbasis verglichen, genügt, um 
den Geldbedarf zu befriedigen. ! 


Die Statistik zeigt noch ein Weiteres. Sie läßt erkennen, daß die Betriebe 
sich des sonst üblichen Geldvorrats noch viel mehr entledigen als z. B. der private 
Haushalt es vermag. Würde man in gleicher Weise, wie es hier geschehen ist, die 
Kassenbestände der Arbeiter, Angestellten, Beamten, der Privatkassen der Kaufleute” 
und Landwirte zählen, so würde man zwar ebenfalls eine erhebliche Verminderung 
der Kassenbestände feststellen; bei den Festbesoldeten lag das schon in der Ver- 
kürzung der Lohn- und Gehaltsperioden begründet, wurde aber noch stark ge- 
steigert durch das Bedürfnis, das Geld so schnell wie möglich wieder los zu 
werden; das Geld wurde auch von ihnen, um mit Sybel zu sprechen, wie glühen-" 
des Eisen behandelt. Aber wenn man die Zahlen vergleichen würde mit denen der 
Betriebe, so würde man doch sehen, daß sich die privaten Kassenbestände nich 
entfernt so verringern konnten wie die Kassenbestände der Betriebe. 


2 
Der Umlauf an Banknoten, Darlehnskassenscheinen und Reichskassenscheinen 


betrug Ende 1922 1295 Milliarden Mark. Der Großhandelsindex betrug [3 
im Dezember 1922 1475 E 

im Januar 1923 2785 4 

4260 :2 y 

der Index vom 31./12. 2130 5 


Das sind 607 Millionen Goldmark. Rechnet man einschließlich des damals um- 
laufenden Notgeldes 650 Millionen Goldmark, so lief in Deutschland ungefähr der 
zehnte Teil des Vorkriegsbestandes an Zahlungsmitteln um; hierbei ist der Ver- 
kleinerung des Umlaufsgebiets Rechnung getragen. Man sieht daran, wie unver- 
hältnismäßig mehr sich die Betriebe in der Kassenhaltung einschränkten als die 
übrigen ‚Wirtschaften, insbesondere die privaten Haushalte. 1 


Wenn man weiter innerhalb der privaten Haushalte den großen oder reichen 
mit dem kleinen oder armen Haushalt vergleichen wollte, so würde sich sicherlich 


‘ , ergeben, daß der kleine Haushalt zwar auch seine Geldbestände verringert hat, daß 


er es aber in viel geringerem Grade konnte als der große Haushalt. Schon der Zeit- 
verlust, den das fortgesetzte Anlegen überschüssiger Geldmittel GEBHnlich er- 
fordert, wird im kleinen Haushalt nicht aufgebracht. 5 


Alles zusammengefaßt ist kein Zweifel, daß die unmittelbare Last der Geld- 
entwertung im Verhältnis zum Einkommen von den Kleinen und Kleinsten viel 
stärker getragen wird als von den Größeren und Größten. Diese direkten In- 


1 
;. 


Mitteilungen. 95 


flationsverluste, die zugunsten der Reichsbank gingen, stellen eine degressiv wir- 
kende Steuer dar, d.h. eine Steuer, die den kleinen Mann verhältnismäßig am 
stärksten trifft. Nicht zu verwechseln damit sind die ganz anders wirkenden Ver- 
luste, die durch Entwertung von Schuldverhältnissen entstehen; sie sind nicht un- 
mittelbare Geldverluste, sondern Verluste, die herrühren aus Entwertung des Geldes 
als Schuldmaßstab. 


Wenn man weiter bedenkt, zu wessen Gunsten die Reichsbank ihre Inflations- 
gewinne verwendete, daß es die schon an und für sich Begünstigten waren, denen 
sie die Gunst der billigen und sich entwertenden Kredite zuwandte, so kann man 
ruhig sagen, daß jede Inflation eine moralische Erbärmlichkeit ist. Sch. 


‚Rückstellung für rückständige Buchführungs- und Abschlußarbeiten, 
namentlich bei Banken. 


Zahlreiche Unternehmungen, besonders die Banken, sind infolge der über- 
mäßigen Arbeitslast im Jahre 1923 mit Bureauarbeiten in einem in diesem Grade 
bisher unbekannten Rückstande. Die Kosten der Aufarbeitung der Kontokorrente, 
‚der Depots, der Kundenauszüge, der anschließenden Korrespondenzen sind bei 
vielen Unternehmungen so hoch, daß sie, auf das Jahr 1923 berechnet, das Bilanz-. 
‚bild wesentlich beeinflussen. Die Frage, ob für diese Kosten in der Bilanz für Ende. 
1923 eine Rückstellung gemacht werden muß, ist zu bejahen. Es ist ein alter- 
"und guter Grundsatz ordnungsmäßiger Buchhaltung, daß derartige nachhinkende: 
‘Kosten nicht vom Jahre der Zahlung, sondern vom Jahre der Verursachung zu 
tragen sind; eine andere Methode wäre kameralistisch, aber nicht kaufmännisch. 
Die Bilanzierung dieser Kosten geschieht durch eine Rückstellung zu Lasten der 
' Unkosten bzw. des Gewinn- und Verlustkontos. Die Rückstellung ist keine Kapital- 
rückstellung, sondern eine transitorische Unkostenrückstellung; sie ist ebenso wie 
‚die Kreditoren als echtes Passivum zu betrachten. Die Rückstellung für transi- 
torische Verwaltungskosten hat nicht nur die Kosten des speziell mit den Nach-- 
‚arbeiten beschäftigten Personals, sondern auch die darauf entfallenden allgemeinen 
' Verwaltungskosten zu tragen, damit das Jahr 1924 nicht mit Ausgaben belastet 
wird, die es nichts angehen und für die der Gegenwert, z.B. bei den Banken, in 
"Form von Zinsen, Provisionen, Kursgewinnen usw., bereits hereingekommen ist. 
‚Es ist für die Notwendigkeit der Rückstellung unerheblich, ob das Jahr 1923 mit 
einem Gewinn abgeschlossen hat; im Falle eines Gesamtverlustes im Jahre 1923 
wird dieser durch die Rückstellung vergrößert. Es ist zwar richtig, daß man der-. 
artige Rückstellungen nach bisheriger Übung nicht zu machen pflegte, und daß für 
das, was im Bilanzwesen rechtens ist, die allgemeine, historisch gewordene Übung 
nach $ 38 HGB. von erheblicher Bedeutung ist. Aber es ist zu berücksichtigen, daß. 
es sich bisher um eine wenig wichtige Frage handelte; wenn sich die Um- 
‚ stände wesentlich ändern, kann man sich nicht mehr auf die Übung berufen. Ob. 
eine Bank früher die Kosten der Buchhaltungs- und Abschlußarbeiten zurückstellte 
oder nicht, war unerheblich; die unterlassene Rückstellung fand ihren Ausgleich 
"in anderen Ungenauigkeiten der Bilanzierung, die in umgekehrter Richtung wirkten. 
Heute liegt die Sache aber ganz anders. Wenn z.B. große Banken den vollen 
 Personalabbau erst nach Aufarbeitung der Rückstände bewirken können, dann ist 
‚; das ein Zeichen dafür, daß es sich heute nicht um einen kleinen, sondern um 
‚einen erheblichen Bilanzposten handelt. Vielleicht wird sich bei einigen Fällen. 


| 
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ergeben, daß es von der Frage der Rückstellung für transitorische Verwaltungs 
kosten abhängt, ob die Unternehmung mit Gewinn oder Verlust abschließt. 

Die Rückstellung für transitorische Verwaltungskosten ist erforderlich sowol 
für die Papiermarkschlußbilanz für den 31. Dezember 1923 als auch für die 
Goldmarkeröffnungsbilanz für den 1. Januar 1924. | 

Was für die handelsrechtliche Bilanz gilt, gilt nicht für die Steuerbilanz. Nach 
den Grundsätzen des geltenden Steuerrechts, das sich immer noch nicht von 
falschen kameralistischen Ideen bei der Behandlung kaufmännischer Erfolgsrech- 
nungen losreißen kann, sind Rückstellungen nicht steuerfrei; auch nicht, we 
sie als transitorische Rückstellungen handelsrechtlich und betriebswirtschaftlich 
notwendig sind. Die Folge davon ist, daß umgekehrt Zahlungen, die erst 19% 
geschehen, aber schon 1923 verursacht waren und sofern es sich nicht um Schuld 
zahlungen handelt, nicht 1923, sondern 1924 zu versteuern sind. Bildet eine Unter: 
nehmung für derartige Kosten eine Rückstellung, so behandelt das Steuerrecht die 
Rückstellung als einkommens- bzw. körperschaftssteuerpflichtig, läßt aber dafü 
diese Kosten, wenn sie 1924 zu Lasten der Rückstellung verbucht werden, als 
Unkosten zu. So hat es auch in diesem Falle zu geschehen, sofern die Steuer 
gesetze das Prinzip nicht ändern. Wird für steuerliche Zwecke eine besondere 
den steuerrechtlichen Grundsätzen entsprechende Steuerbilanz aufgemacht, so is 
in dieser eine Rückstellung für transitorische Verwaltungskosten nicht zu bilden 
Daß der Gewinn von 1923 zur Einkommensteuer nicht herangezogen wird, ist ohne 
Bedeutung. 
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Zeitschr. f. Hw. Forschg. Wuppermann. 


Die Regelung der Auseinandersetzungsfrage in den 
Gesellschaftsverträgen der Personalgesellschaften'). 
Von Theodor Beste, Köln. 
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Einleitung, 


Als Personalgesellschaften bezeichnen wir die Offene Handelsgesellschaft (OHG.), 
die Kommanditgesellschaft (KG.) und die Stille Gesellsuhaft (StG.). 

Bei der Behandlung der Auseinandersetzungsfrage braucht kein Unterschied 
zwischen diesen drei Gesellschaften gemacht zu werden; denn für die OHG. und die 
KG. gelten die gleichen gesetzlichen Bestimmungen. Die für die StG. getroffenen Vor- 
schriften ($ 340 HGB.) weichen zwar von den für die OHG. und KG. bestehenden 
ab, sie werden aber, ebenso wie die dieser, durch die Vorschriften des BGB. 
(88 738/40) ergänzt und sind, ebenso wie der größte Teil der für die OHG. und KG. 
geltenden, nachgiebigen Rechts. Es steht daher nichts im Wege, in den Gesellschafts- 
 verträgen dieser drei Gesellschaftsformen die Auseinandersetzungsfrage auf die 
gleiche Weise zu regeln. Die folgenden Ausführungen gelten deshalb mit einigen 
Einschränkungen für alle Personalgesellschaften. 


I. Der Begriff der Auseinandersetzung. 


Eine Auseinandersetzung ist nur möglich, wenn die Gesellschaft materielles Ver- 
mögen besitzt. Zum Wesen der Gesellschaft im allgemeinen und der Personalgesell- 
schaften im besonderen gehört materielles Vermögen nicht. Es ist keine Seltenheit, 
daß die an einer Personalgesellschaft Beteiligten lediglich ihr ideel!es Vermögen, 
“ihre Arbeitskraft, ihre Erfahrungen, ihren Kredit, vereinigen. Erwerben sie kein 
materielles Vermögen hinzu, so ist eine Auseinandersetzung unter ihnen nicht 
denkbar. 

Die Auseinandersetzung ist in folgenden Fällen notwendig: 


1. Beim Ausscheiden eines Gesellschafters oder mehrerer Gesellschafter, wenn 
die Gesellschaft unter den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt wird. Der Grund 
des Ausscheidens ist gleichgültig. Verschieden ist nur der Zweck der Auseinander- 
setzung bei den verschiedenen Ausscheidungsgründen. Man kann einen zweifachen 
Zweck unterscheiden: 


!) Benutzte Literatur: Das Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 1897 (mit Ausschluß des See- 
rechts) auf der Grundlage des Bürgerlichen Gesetzbuchs erläutert von Dr. A. Düringer und 
Dr. M. Hachenburg. Vierter Band bearbeitet von Prof. Dr. J. Flechtheim und Dr. K. Geiler 
(D.-H.), Mannheim 1917. Staubs Kommentar zum Handelsgesetzbuch. Elfte Auflage. Bearbeitet 
von Heinrich Koenige, Albert Pinner, Dr. Felix Bondi. Erster Band, erster Halbband, Berlin 1921. 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft II. 7 


98 Th. Beste: 


a) Die Auseinandersetzung erfolgt im Interesse des Ausscheidenden selbst oder 
seiner Erben. Das ist der Fall, wenn das Ausscheiden freiwillig, infolge vertraglicher 
Vereinbarung, durch Ausschließung oder durch Tod erfolgt. 

b) Die Auseinandersetzung erfolgt im Interesse fremder Personen, wenn der Ge- 
sellschafter wegen Konkurses oder infolge Kündigung der Gesellschaft durch einen 
Privatgläubiger aus der Gesellschaft ausscheidet. u 

2. Bei der Auflösung der Gesellschaft: 

Die Stille Gesellschaft besteht regelmäßig nur aus zwei GeAhikhlaHeNn. dem 
Geschäftsinhaber oder den Geschäftsinhabern einerseits und dem Stillen Gesell- 
schafter anderseits. Daher erfolgt die Auseinandersetzung bei der Stillen Gere 
immer in Verbindung mit der Auflösung der Gesellschaft. 

Das Ziel der Auseinandersetzung ist, je nachdem der Fall 1 oder 2 vorliegt, 
verschieden. Wird die Gesellschaft fortgesetzt, so besteht ‘das Ziel -der : Aus- 
einandersetzung darin, dem oder den. Ausscheidenden bzw. den an seiner Stelle 
Berechtigten ihren Anteil am Vermögen der Gesellschaft zuzuteilen. Wird die Ge- 
sellschaft aufgelöst, so soll durch die Auseinandersetzung das Gesellschaftsver- 
mögen unter die Gesellschafter verteilt werden. 

Die Auseinandersetzung ist danach die beim Ausscheiden eines Gesellschafters 
oder mehrerer Gesellschafter aus einer Gesellschaft oder bei Auflösung der Gesell- 
schaft notwendige Maßnahme, um dem/den Ausscheidenden oder dem/den an seiner/ 
ihrer Stelle Berechtigten den ihm/ihnen zustehenden Anteil am Vermögen (er Gesell- 
schaft zuzuteilen bzw. das Vermögen der Gesellschaft unter die Gesellschafter zu 
verteilen, 

II. Die Arten der Auseinandersetzung. 

Die Art der Auseinandersetzung ist zum Teil davon abhängig, ob die Gesellschaft 
unter den übrigen Gesellschaftern fortgesetzt oder ob sie aufgelöst wird. 

1. Die Gesellschaft wird fortgesetzt. 

Ist nichts anderes vereinbart, so greifen die 8$ 738/40 BGB. Platz. Danach sind 
die übrigen Gesellschafter verpflichtet, dem Ausscheidenden die Gegenstände, die er 
der Gesellschaft zur Benutzung überlassen hat, zurückzugeben. Für einen durch Zu- 
fall in Abganz gekommenen oder durch Zufall verschlechterten Gegenstand kann er 
nicht Ersatz verlangen ($ 732 BGB.). Für seinen sonstigen Anteil ist ihm dasjenige 
zu zahlen, was er bei der Auseinandersetzung erhalten würde, wenn die Gesellschaft 
zur Zeit seines Ausscheidens aufgelöst worden wäre. Das Gesetz kennt also 

a) eine Auseinandersetzung durch Naturalabfindung für die zum Gebrauche 
überlassenen Gegenstände, 

b) eine Auseinandersetzung durch Geldabfindung für das übrige Vermögen. 

Unter Umständen finden beide Auseinandersetzungsarten zugleich Anwendung. 
Die Vorschrift des Gesetzes ist nicht zwingend. Der Gesellschaftsvertrag kann die 
Auseinandersetzung in beliebiger anderer Weise regeln. Die im Gesetz vorgesehenen 
Arten der Auseinandersetzung sind jedoch die einzig möglichen. Doch kann die 
Naturalabfindung nicht nur für zum Gebrauche überlassene Gegenstände, sondern 
auch sonst vereinbart werden, gleichgültig, ob der Gesellschafter eine Sacheinlage 
geleistet hat oder nicht. 

2. Die Gesellschaft wird aufgelöst. 

Für die Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts kennt al Gesetz grundsätziiä 
dieselben Auseinandersetzungsarten ($$ 732/35 BGB.). Für die OHG., deren Bestim- 
mungen auch für die KG. gelten, sieht das Gesetz eine Normalart der Auseinander- 
setzung vor. Das Gesetz stellt es jedoch in das Ermessen der Vertragschließenden, 
ob sie sich ihrer oder einer ‚anderen Art‘ bedienen wollen. Es unterscheidet: 
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a) die Auseinandersetzung durch Liquidation, 

»b) „andere Arten‘ der Auseinandersetzung: vi 

Die Auseinandersetzung durch Liquidation hat immer dann stätkontindäne wenn 
nichts anderes vereinbart oder über das Vermögen der Gesellschaft der Konkurs er- 
öffnet ist. Ist die Gesellschaft durch Kündigung des Gläubigers eines Gesellschafters 
oder durch die Eröffnung des Konkurses über das Vermögen eines Gesellschafters 
aufgelöst, so kann die Liquidation nur mit Zustimmung des Gläubigers und des 
schuldnerischen Gesellschafters!) oder des Konkursverwalters unterbleiben (8 155 
HGB.). Strittig ist die Frage, ob die Liquidation in diesen Fällen auch dann nicht 
stattfindet, wenn der Gesellschaftsvertrag die Liquidation ausdrücklich ausschließt. 
Staub, Düringer-Hachenburg u. a.?) sind der Ansicht, daß die vertraglichen Bestim- 
mungen nicht aufgehoben werden, Makower, Lehmann, Ring u. a. vertreten die 
entgegengesetzte Meinung. Die Liquidation greift nicht Platz, wenn die übrigen Ge- 
sellschafter dem Gläubiger oder dem Konkursverwalter erklären, daß die Gesell- 
schaft unter ihnen fortbestehen solle ($ 141 HGB.) oder: wenn bei einer aus zwei 
Gesellschaftern bestehenden Gesellschaft der eine Gesellschafter im Falle der Kün- 
digung der Gesellschaft durch einen Privatgläubiger oder des: Konkurses des andern 
Gesellschafters erklärt, daß er das Geschäft ohne Liquidation mit Aktiven und 
Passiven übernehmen wolle ($ 142/2 HGB.). 

Für die StG. stellt das Gesetz im Gegensatz zur OHG. und KG. als Normalart 
der Auseinandersetzung die Abfindung in Geld auf ($ 340 HGB.). 


a) Auseinandersetzung durch Liquidation. 


Rechtlich unterscheidet sich die Auseinandersetzung durch Liquidation von den 
„anderen Arten“ dadurch, daß sie im Gesetz eine besondere Regelung erfahren hat. 
"Während der Liquidation bleibt die Gesellschaft bestehen, sie befindet sich im letz- 
ten Stadium ihres Lebens. Daher gehen die Liquidationsgeschäfte für gemeinsame 
Rechnung und auf gemeinsamen Namen. Die 88 149 und 155 umschreiben den In- 
halt des Liquidationsbegriffes: Die laufenden Geschäfte werden beendigt, die For- 
‚derungen eingezogen, die Gläubiger befriedigt, das Sachvermögen der Gesellschaft 
wird in Geld umgesetzt, ihr ganzes Vermögen unter die Gesellschafter verteilt, 

Die für die Liquidation vorgeschriebenen Maßnahmen brauchen keineswegs das 
‚Zerschlagen des Unternehmens in seine Bestandteile zu bedeuten. Es ist nicht er- 
forderlich, daß der Wirtschaftskörper durch die Liquidation verschwindet, er kann 
trotz Liquidation der Gesellschaft in voller Kraft weiterbestehen. Das Geschäft kann 
z.B. als Ganzes veräußert werden. Aber das ist nicht der Normalfall. Die ganzen 
‚Vorschriften über die Liquidation drängen auf einen Abbau auch des Geschäftes 
'hin. Dabei werden besonders ideelle Werte vernichtet. Das macht die Liquidation 
für gesunde Unternehmungen zu einer wirtschaftlich bedauerswerten Tatsache. 
Anderseits gewährt die Auseinandersetzung im Wege der Liquidation den Gesell- 
schaftern eine gewisse Sicherheit für die Abwicklung der zur Lösung des Gesell- 
schaftsverhältnisses notwendigen Geschäfte, weil sie sich in bestimmten, gesetzlich 
geregelten Bahnen zu bewegen hat. 

Die Liquidation ist nicht die einfachste Art der Auseinandersetzung, wohl aber 
diejenige, bei der die bei anderen Auseinandersetzungsarten oft auftretenden 
Schwierigkeiten am sichersten vermieden werden. Sie nimmt je nach Art und Um- 
fang des Geschäftes häufig erheblich Zeit in Anspruch, sie ist mühsam, wenn sie 
Sich genau an die gesetzlichen Vorschriften hält, aber sie gewährleistet allen Be- 


1) Siehe Staub a. a. O. $ 145, Anm. 18. 
?) Siehe Staub a. a. 0. $ 145, Anm. 17. 
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teiligten am ehesten die Wahrung ihrer Interessen. Die Liquidation wandelt das 
ganze Vermögen in Geld um. Die Vermögensteile werden verkauft. Es bildet sich. 
ein Markt. Dadurch besteht die Aussicht, daß ein dem Werte der Vermögensteile 
entsprechender Erlös erzielt wird. Die unparteiische Durchführung der Liqui- 
dationsgeschäfte ist durch den Gesetzgeber dadurch gesichert, daß grundsätzlich‘ 
alle Gesellschafter als Liquidatoren fungieren, daß auf Antrag eines Beteiligten aus 
wichtigen Gründen, d.h. wenn die gleichmäßige Wahrung der Interessen gefährdet 
ist, die Ernennung von Liquidatoren durch das Gericht erfolgen kann. Wegen dieser 
Vorzüge findet sich in Gesellschaftsverträgen häufig die einfache Bestimmung, daß. 
im Falle der Auflösung der Gesellschaft die Liquidation zu erfolgen habe. 

Bei der Aktiengesellschaft und der G.m.b.H. dient die Liquidation a 
dem Schutze der Gläubiger. Das und die Tatsache, daß sie für diese Gesellschafts- 
formen nach der Auflösung, ausgenommen im Falle des Konkurses, zwingend vo 
geschrieben ist, macht die hauptsächlichsten Unterschiede zwischen der Liquiägg 
tion der Personal- und der Kapitalgesellschaften aus. 

b) Die „anderen Arten“ der Auseinandersetzung unterscheiden sich von der 
Liquidation rechtlich hauptsächlich dadurch, daß ihre Durchführung nicht an be- 
stimmte gesetzliche Regeln gebunden ist; wirtschaftlich bisweilen auch in der Art 
der Durchführung. Aber das ist nicht unbedingt nötig. Bei der Liquidation kann 
ebenso, wie bei einer der „anderen Arten“ der Auseinandersetzung die Erhaltung, 
wie das Zerschlagen des Geschäftes erfolgen. Im Endziel sind Liquidation und 
„andere Arten‘ gleich. Jede Auseinandersetzung, welchen Weg sie auch wählen 
mag, bezweckt Zuteilung oder Verteilung von Gesellschaftsvermögen. | 

Die „anderen Arten‘ der Auseinandersetzung kann man in folgende Gruppen 
teilen: 

1. Das Unternehmen bleibt als Ganzes bestehen. Es bleiben dem Unternehmen 
nicht nur die materiellen, sondern auch die ideellen Vermögenswerte: Tätigkeit und 
Erfahrung der Gesellschafter, Firma, der ganze Apparat der inneren und äußeren 
Organisation erhalten. In dieser Vollständigkeit ist das nur möglich, wenn alle 
geschäftsführenden Gesellschafter nach der Auflösung der Gesellschaft ihre 
Tätigkeit im Interesse des Unternehmens fortsetzen. Wenn das Unternehmen als 
Ganzes bestehen bleiben soll, so hat man die Wahl zwischen folgenden Arten der 
Auseinandersetzung: 

a) Einbringung in eine Gesellschaft anderer Rechtsform (A.-G. oder G.m.b.H.). 

Das Einbringen kann geschehent), 

aa) entweder dadurch, daß die Gesellschaft das Gesellschaftsvermögen in die 
neue Gesellschaft einbringt. Dann werden die dafür gewährten Anteile Gesell- 
schaftsvermögen. Damit ist noch keine Auseinandersetzung erfolgt. Die Anteile 
müssen zu diesem Zwecke unter die Gesellschafter verteilt werden. Sind die Schul- 
den von der neuen Gesellschaft nicht übernommen, so müssen diese vor der Ver- 
teilung etwa durch Verkauf von Geschäftsanteilen berichtigt werden. 

bb) Oder dadurch, daß jeder Gesellschafter seinen Kapitalanteil selbst in die 
neue Gesellschaft einbringt. Dafür erhält er Anteile, deren Höhe durch die Höhe 
des Kapitals der neuen Gesellschaft einerseits und durch die Höhe des Kapitals 
der alten Gesellschaft und seinem Anteile daran anderseits bestimmt wird. Damit 
ist die Auseinandersetzung erfolgt. Auch bei dieser Form brauchen die Schulden 
der alten Gesellschaft von der neuen nicht übernommen zu werden. 

Die Auseinandersetzung durch Einbringung des Unternehmens in eine Gesell- 


!) Siehe D.-H. a. a. O. $ 145, Anm. 11 und Staub a. a. O. $ 145, Anm. 8. 
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‚schaft anderer Rechtsform wird besonders dann gern angewendet, wenn die Zahl 
‚der an der Auseinandersetzung Beteiligten groß ist. Sie hat zweifellos viele Vor- 
‚teile. Durch die Auseinanndersetzung hat jeder die Wahl, ob er am Unternehmen 
| beteiligt bleiben oder ob er seinen Anteil in Geld umsetzen will, dies allerdings 
nur dann, wenn nicht, wie es häufig geschieht, die Unveräußerlichkeit der Anteile 
'im Vertrage vorgesehen oder nachträglich beschlossen wird. Die Auseinander- 
‚setzung in dieser Form wird sich meistens reibungslos vollziehen. Es ist weder 
‘Verkauf noch Abschätzung der Vermögensgegenstände notwendig. Das Kapital 
‚der neuen Gesellschaft kann beliebig bis zur Höhe des Wertes des Unternehmens 
festgesetzt werden. Meistens richtet sich die Höhe des Kapitals der neuen Gesell- 
‘schaft nach dem Kapital der alten. Man kann aber auch darüber hinausgehen oder 
‚darunter bleiben. Das letzte wird man gern dann tun, wenn in der alten Gesell- 
‘schaft offene Reserven angesammelt waren. 

Nach der Höhe des Kapitals der neuen Gesellschaft richtet sich die Zahl der 
den einzelnen Gesellschaftern zufallenden Anteile. Die Zahl der Anteile ist uner- 
'heblich; es kommt auf den inneren Wert der Gesamtanteile eines Gesellschafters, 
‚auf das Verhältnis seines Anteils an der Substanz des Unternehmens an. Darüber 
‚können leicht Streitigkeiten entstehen. Mitunter läßt sich die Höhe des jedem Ge- 
'sellschafter an der Substanz zukommenden Anteils durch das Verhältnis der Kapital- 
konten der alten Gesellschaft feststellen. Etwa erforderliche Sondervergütungen an 
‚einzelne Gesellschafter lassen sich in der Weise erreichen, daß die Zahl der ausge- 
gebenen Geschäftsanteile höher bemessen wird als es nach der Summe aller Kapital- 
konten erforderlich wäre. Die über den Betrag der Kapitalkonten hinausgehenden 
'Geschäftsanteile werden als Sondervergütung an bestimmte Gesellschafter gegeben. 

b) Veräußerung des Vermögens im Ganzen, Der Erlös wird unter die Gesell- 
‚schafter geteilt. Es sind zwei Fälle möglich. 

aa) Veräußerung an einen oder an mehrere Gesellschafter. Diese Art der Aus- 
einanderseizung kann im Gesellschaftsvertrage vorgesehen sein; es kann auch dem 
einen oder anderen Gesellschafter das Recht eingeräumt sein, das Geschäft inner- 
‚halb einer bestimmten Frist zu übernehmen. Die eine oder andere Form kann 
auch durch späteren einstimmigen Beschluß, auch erst nach erfolgter Auflö- 
sung, vereinbart werden, 

Wirtschaftlich ist diese Art der Auseinandersetzung begrüßenswert. Das Unter- 
‘nehmen besteht unverändert fort. Der übernehmende oder die übernehmenden Ge- 
sellschafter werden regelmäßig die mit der Geschäftsführung betraut gewesenen und 
‚die tatkräftigsten unter den Gesellschaftern sein. 

Die praktische Durchführung macht nicht selten Schwierigkeiten. Es gilt, das 
von den übernehmenden Gesellschaftern an die übrigen Gesellschafter zu zah- 
‚lende Entgelt festzustellen und die Richtlinien dafür unter Umständen bereits im 
ursprünglichen Gesellschaftsvertrage zu vereinbaren. Das ist schwierig. Die Be- 
stimmungen können leicht Unzufriedenheit erregen und während des ganzen Gesell- 
schaftsverhältnisses eine dauernde Quelle von Unzuträglichkeiten sein. 
bb) Veräußerung des Geschäftes an einen Nichtgesellschafter. Der Erlös wird 
unter die Gesellschafter verteilt. 

Wirtschaftlich ist diese Art der Auseinandersetzung der vorigen ähnlich. Unter 
Umständen ist es für die Entwicklung des Unternehmens von günstigem Einfluß, 
wenn es, statt in die Hände eines Gesellschafters, in die eines anderen tatkräfti- 
gen Unternehmers gerät. Vielleicht wird das Geschäft dadurch an ein anderes Un- 
ternehmen eng angelehnt, so daß wirtschaftlich eine Fusion vorliegt, vielleicht 
werden durch die Anlehnung günstige Rohstoffquellen und neue Absatzgebiete 
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erschlossen, Vielleicht ist der neue Besitzer imstande, ‚einer etwa vorhandenen 
Kapitalnot abzuhelfen, die technische Ausstattung auf einen neuzeitlichen Stand 
zu bringen, die vorhandenen geschäftlichen Möglichkeiten besser auszunutzen als 
es bisher geschehen ist. Aus diesen Gründen kann die Veräußerung des Geschäftes 
an einen Nichtgesellschafter wirtschäftlich wünschenswerter sein als an einen ee 
sellschafter. 

Rechtlich unterscheidet sich die Auseinandersetzung durch Verkauf an einen 
Nichtgesellschafter von der durch Verkauf an einen Gesellschafter erheblich. Der. Ge- 
sellschafter erwirbt das Geschäft nach dem Anwachsungsprinzip ($ 738 BGB.). 
Die Rechte der übrigen Gesellschafter am Gesamthandeigentum wachsen dem ver- 
bleibenden Gesellschafter zu. Eine rechtsgeschäftliche Übertragung ist nicht erfor- 
derlich, auch nicht für die zum Gesellschaftsvermögen gehörigen Grundstücke. Bes 
wegliche Sachen brauchen nicht übergeben, die unbeweglichen‘ nicht aufgelassen, die 
Forderungen nicht abgetreten, die Schulden nicht übernommen zu werdent). Auch 
die bisherige Firma kann fortgeführt werden. Einer Zustimmung der übrigen Gesell- 
schafter bedarf es nur, wenn ihr Name in der Firma enthalten ist. ä 

Wird das Unternehmen an einen Nichtgesellschafter veräußert, so unter 
liegt der Veräußerungsvertrag der notariellen oder gerichtlichen Beurkundung, wenn 
Grundstücke ‘oder Anteile einer G.m.b.H. zum Gesellschaftsvermögen gehören: 
Sind keine Grundstücke usw. vorhanden, so ist trotzdem das Gleiche erforderlich; 
wenn das ganze Vermögen der Gesellschafter in der Beteiligung an der Gesellschaft 
besteht. Die bisherige Firma darf nur fortgesetzt werden, wenn die 
dem Erwerber ihre Zustimmung dazu geben. | 

2. Das Unternehmen wird zerschlagen. | 

a) Die einzelnen Teile des Unternehmens werden veräußert, der Erlös wird 
unter die-Gesellschafter geteilt. | 

Das bedeutet die Verwirklichung des Liquidationsbegriffes im wahren Sinne des 
Wortes. Diese Art der Auseinandersetzung wird man regelmäßig dann wählen, 
wenn sie für die Beteiligten vor anderen Arten den größten wirtschaftlichen 
verspricht, wenn der zu erzielende Erlös aus der Veräußerung der einzelnen Teil 
höher zu werden verspricht als aus einer Veräußerung des Unternehmens im 
Ganzen. Meistens ist das ein Zeichen dafür, daß das Unternehmen krank ist. Unter 
dieser Voraussetzung ist dieses Auseinandersetzungsverfahren wirtschaftlich das 
einzig Richtige. Bedauerlich ist es nur dann, wenn das Unternehmen durch die 
Wahl einer anderen Auseinandersetzungsform gesunden könnte, etwa dadurch, daß 
es an einen Nichtgesellschafter veräußert oder in eine Gesellschaft anderer Rechts# 
form eingebracht und so auf eine gesunde Grundlage gestellt werden könnte. Be- 
dauerlich ist diese Art der Auseinandersetzung auch dann, wenn sie der einzige 
Ausweg ist, weil sich die Gesellschafter über eine andere nicht einigen können. 
In diesem Falle widerstreitet sie nicht nur meistens den persönlichen Interessen 
der Beteiligten, sondern bedeutet auch einen Verlust für die Gesamtwirtschaft. E 

b) Es wird nur ein Teil des Unternehmens veräußert. Der andere Teil des 
Geschäftes wird fortgesetzt. Der durch die Veräußerung erzielte Erlös wird unter 
die Gesellschafter verteilt. Der andere Teil des Geschäftes wird entweder auf ge* 
meinsame Rechnung fortgesetzt oder an einen Gesellschafter oder an mehrere Ga 
sellschafter oder an eine Gesellschaft anderer Rechtsform übertragen. 

Diese Auseinandersetzungsart ist unter Umständen ein wirtschaftlich äußerst 
wünschenswerter Vorgang. Die Gesellschaft kann dadurch von lästigem Ballast be- 


1) Siehe D.-H. a. a. 0. 8 142, Anm. 2. | ü E 
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‚freit werden. Unrentable Teile des Gesellschaftsvermögens werden abgestoßen, 
einige Gesellschafter entschließen sich, den ihnen zufließenden Erlös dem Ge- 
‚schäft zur Verfügung zu stellen. Auf Hier Weise wird durch die Anseinanderpeizung 
die Kapitalkraft des Unternehmens gestärkt. 

‚>... e) Es erfolgt Naturalteilung. 
| Die Naturalteilung kann den Zweck haben, die zur Versilberung des Gesell- 
schaftsvermögens erforderlichen Geschäfte von der Gesellschaft abzuwälzen und 
‚auf die Gesellschafter zu verteilen. Dann kommt sie einer Veräußerung der ein- 
‚einzelnen Teile des Gesellschaftsvermögens gleich und ist wie diese zu beurteilen. 
‚Es ist aber auch möglich, daß die. Gesellschafter auf die Veräußerung ‘der ihnen 
‚zugewiesenen Teile verzichten, etwa weil sie glauben, daß ihnen die Erhaltung der 
‚Teile einen größeren Nutzen bringt. Es braucht sich ja bei der Naturalteilung kei- 
‚neswegs immer um Rumpfstücke eines. Wirtschaftskörpers zu handeln, die für sich 
‚allein nicht lebensfähig sind, Die Teile können selbständige Unternehmen sein. Das 
‚ist z.B. der Fall, wenn der eine Gesellschafter das Hauptgeschäft, der andere das 
, Zweiggeschäft erhält. 
‚Die Auseinandersetzung im Wege ie Naturalteilung stößt deahall leicht auf 
‚Schwierigkeiten, weil sich die Gesellschafter über die ihnen. zuzuteilenden Stücke 
‚nicht einigen können und weil die einzelnen Teile nicht immer den Wert haben, 
‚den sie nach dem den Gesellschaftern zukommenden Auseinandersetzungsguthaben 
. besitzen müssen. 

Fallen einem Gesellschafter bei der Naturalteilung Grundstücke oder Anteile 
‘einer G.m.b.H. zu, so bedarf die Übertragung gemäß $ 313 BGB. der notariellen 
‚oder gerichtlichen Beurkundung, | 


! 
\ 


III. Die Auseinandersetzungsvorschriften 


‚gehören zu den wichtigsten Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages. . Aber dieser 
‚ Bedeutung entspricht meistens nicht ihre Behandlung. In vielen Gesellschaftsverträ- 
‚gen werden sie kurz abgetan, entweder weil man glaubt, daß man eine Ausein- 
- andersetzung nicht in Erwägung ziehen zu müssen braucht oder weil man sich der 
‚ Tragweite des Fehlens der Auseinandersetzungsbestimmungen nicht ‚bewußt ist. 

Maßgebend für die Ausgestaltung ‘der Auseinandersetzungsvorschriften ist die 
Frage, ob die Gesellschaft nach dem Ausscheiden eines Gesellschafters: oder meh- 

. rerer Gesellschafter fortgesetzt. oder aufgelöst werden soll, Damit ist nicht gesagt, 

daß im Vertrage nur eine dieser beiden Möglichkeiten berücksichtigt werden solle. 

Im Gegenteil. In gut durchgearbeiteten Gesellschaftsverträgen finden sich Ausein- 

| andersetzungsvorschriften sowohl für den Fall der Fortsetzung als auch der Auf- 

| lösung der Gesellschaft. 


1. Bei Fortsetzung der Gesellschaft. 


a) Der Gesellschaftsvertrag enthält keine Vorschriften über die Auseinander- 
‚ setzung. 
| Dann greift $ 738 BGB. Platz. Danach sind die übrigen Gezellschatter verpflich- 
‘tet, dem Ausscheidenden dasjenige zu zahlen, was er bei der Auseinandersetzung 
erhalten würde, wenn die Gesellschaft zur Zeit seines Ausscheidens aufgelöst wor- 
den wäre, Die übrigen, oben genannten Bestimmungen des $ 738 interessieren in 
diesem Zusammenhange nicht. 
Es ist Sache der Juristen, zu ergründen, ob der Gesetzgeber die Auflösung des 
Geschäftes oder lediglich die Auflösung der Gesellschaft gemeint hat. Wort- 
laut und Zusammenhang ergeben das letzte; denn es ist im Gesetz a an dieser Stelle 
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nur von dem Ausscheiden eines Gesellschafters unter Fortbestand der Gesellschaft 
die Rede. Tatsächlich sind auch Gesetzesauslegung und Rechtsprechung det | 
Auffassung, daß hier die Auflösung lediglich der Gesellschaft gemeint ist!). 

Die Entscheidung dieser Frage ist für die Ermittlung des Abfindungsguthaberd | 
bedeutungsvoll. Ist die Auflösung des Geschäftes gemeint, so hat nach dem Gesetz 
die Liquidation als die normale Folge der Auflösung, d.h. das Zerschlagen des Ge- 
schäftes in seine einzelnen Teile zu erfolgen. Dadurch gehen die im Geschäft 
steckenden ideellen Werte verloren. Diese brauchten bei der Abfindung in das Ge- 
sellschaftsvermögen nichts einbezogen zu werden. Ist die Auflösung lediglich der 
Gesellschaft gemeint, so bleiben die ideellen Vermögenswerte wenigstens zum größ- 
ten Teil erhalten, und der Ausscheidende hat einen Anspruch an ihnen. . 

Es erhebt sich die Frage, wie das dem Ausscheidenden zustehende Auseinander- 
setzungsguthaben ermittelt werden soll. Zweifellos dadurch, daß man den Wert des 
Gesellschaftsvermögens feststellt. Wie aber soll dieser gewonnen werden? | 

Das Gesetz schreibt vor: „Der Wert des Gesellschaftsvermögens ist im Wege der 
Schätzung zu ermitteln ($ 738 BGB.). Offen läßt es die Frage, wie die Schätzung 
vorzunehmen ist. Auch die Rechtsprechung hat sich darüber nicht ausgelassen. Aus 
einem Urteil des RG. (Urt. 13. 11. 08 VII/590/07 mitget. bei Warn. Erg. II 09 Nr. 138) 
lassen sich nur Anhaltspunkte dafür gewinnen, wie nach der Ansicht des Richters 
die Schätzung vorzunehmen ist?), 

Es heißt darin: 

„Ein allgemeiner Grundsatz des Inhalts, daß bei der Auseinandersetzung mit 
einem ausscheidenden Gesellschafter neben den als ‚lebenden Geschäftswert‘ ge- 
schätzten einzelnen Aktiva nicht noch ein besonderer ideeller Geschäftswert in An- 
satz gebracht werden dürfe, läßt sich nicht aufstellen. Die Schätzung des lebenden 
Geschäftswertes will nur sagen, daß die Sachverständigen und das Gericht für die 
Auseinandersetzung nicht den Wert, mit dem die einzelnen Aktivposten zu Buch“ 
stehen, sondern deren wahren Wert als maßgebend erachtet haben... Mit der Schätzung 
der Aktiva nach ihrem wahren Werte ist aber der Ansatz eines ‚besonderen Ge- 
schäftswertes‘ sehr wohl vereinbar.“ 

Der Richter kennt 


1. den „lebenden Geschäftswert“, das ist der „wahre Wert“ der einzelnen 
Aktiva (wohl gemeint, nach Abzug der Passiva). Was unter ‚„wahrem Wert“ zu ver- 
stehen ist, sagt der Richter nicht. In der RG. in JW. 12 Seite 59014 ist vom vos 
kehrswert die Rede; 


2. den besonderen = ideellen Geschäftswert. 
Dazu kommt in der Entscheidung weiter 


3. der „sogenannte Geschäftswert“. Darunter wird der nach ordnungsgemäßer 
Schätzung gewonnene Wert des Geschäftes verstanden, also unter Umständen die 
Summe von „lebendem“ und „besonderem“ Geschäftswert. 

Dem lebenden Geschäftswert ist noch ein ideeller Wert hinzuzusetzen, wenn 
sich herausstellt, daß der ‚sogenannte Geschäftswert“ größer ist als der „!ebeni 
Geschäftswert“. | 

Wie erkennt man nun, daß der sogenannte Geschäftswert größer ist als der 
lebende Wert? Das kann man aus der Entscheidung herauslesen. Sie fährt fort: 

„Freilich ist dieser Aktivposten (nämlich der besondere = ideelle Geschäftswert) 


!) Siehe D.-H. a. a. O0. $ 138, Anm. 10. 
°) Weitere Urteile RG. II. Zivilsenat 5. 11. 1918, Bd. 94, S. 106; Rechtspr. d. Oberl. -Ger» 
Hamburg, Bd. 19, S. 313; vgl. auch Lion Dr. Max „Das Bilanzsteuerrecht‘, Berlin 1922, S. 50. 
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nicht realisierbar, wenn das Geschäft völlig aufgelöst wird, allein dieser Fall liegt 
‚eben nicht vor. Auch wenn keiner der beiden Gesellschafter berechtigt oder ver- 
'pflichtet gewesen wäre, das Geschäft als Ganzes ohne Liquidation zu übernehmen, 
‚so hätte doch jeder von beiden auf Grund seines Rechtes, auf die möglichst vorteil- 
‚hafte Verwertung des Gesellschaftsvermögens zu dringen, die Veräußerung des ganzen 
‚Geschäftes verlangen können, falls diese ein besseres Ergebnis versprochen hätte 
‚als die Liquidation. Daß aber der übernehmende Gesellschafter nicht ebenso wie 
‚ein dritter Erwerber für den wirklich vorhandenen sogenannten Geschäftswert eine 
‚angemessene Vergütung zu zahlen habe, läßt sich aus den einschlägigen Vor- 
‚schriften der 88 140/142 nicht entnehmen.“ 

Das richtige Ergebnis der Schätzung liefert also der Wert, den man bei Ver- 
‚äußerung des Geschäftes im ganzen erzielen würde. Der Verkaufswert ist der „so- 
‚genannte Geschäftswert“. Die Differenz zwischen Verkaufswert im ganzen und dem 
„lebenden“ Wert der einzelnen Vermögensteile liefert den „besonderen“ = ideellen 
‚Wert. Ist der Verkaufswert im ganzen geringer als der Vekehrswert der einzelnen 
Teile, so wird man natürlich diesen letzten für die Auseinandersetzung zugrunde 
‚legen; denn jeder Gesellschafter hat ja nach der Entscheidung das Recht, ‚auf die 
möglichst vorteilhafte Verwertung des Gesellschaftsvermögens zu dringen“. 

Die Feststellung, daß der Verkaufswert für die Bewertung maßgebend sein soll, 
‚zeigt den Weg, den der Schätzer zu gehen hat. Der Verkaufswert eines Unter- 
 nehmens ist sein Ertragswert. 
| Zusammenfassend können wir unter Zugrundelegung der über den hier in Frage 
kommenden Gegenstand allerdings spärlich vorliegenden, nicht ganz lückenlosen, 
‚aber bei näherer Untersuchung mit den wirtschaftlichen Erfordernissen im Ein- 

klang stehenden Rechtsprechung sagen: 

Enthält der Gesellschaftsvertrag keine Auseinandersetzungsvorschriften, so ist 

‚beim Ausscheiden eines Gesellschafters aus einer fortzuführenden Gesellschaft 
zwecks Feststellung des Abfindungsguthabens des Ausscheidenden das Gesellschafts- 
vermögen zu schätzen. Die Schätzung hat so zu erfolgen: 

1. Es ist der Verkehrswert der einzelnen Teile des Gesellschaftsvermögens fest- 
zustellen. Die Summe dieser Werte ist der „lebende Geschäftswert‘“. 

2. Es ist der Verkaufswert des Geschäftes im ganzen zu ermitteln. Ergibt sich, 
daß dieser höher ist als der ‚lebende Geschäftswert‘, so ist der erste der für die 
' Auseinandersetzung maßgebende Wert. Die Differenz zwischen Verkaufswert und 
'lebendem Geschäftswert ist der besondere oder ideelle Wert. Um diesen ist der 
lebende Geschäftswert zu vermehren, damit man zu dem für die Auseinander- 
' setzung maßgebenden Wert gelangt. 

3. Wenn sich herausstellt, daß der lebende Geschäftswert höher ist als der Ver- 
‚ kaufswert, so ist zu unterscheiden: 

a) wenn keiner der Gesellschafter berechtigt oder verpflichtet ist, das Geschäft 
' ohne Liquidation als Ganzes zu übernehmen, so kann der Ausscheidende nach dem 

Grundsatz, daß er die wirtschaftlichste Verwendung des Geschäftes verlangen kann, 
für die Auseinandersetzung auf die Zugrundelegung des lebenden Geschäftswertes 
bestehen, falls der andere Gesellschafter das Geschäft fortzuführen wünscht; 

b) wenn ein Gesellschafter berechtigt ist, das Geschäft als Ganzes zu über- 

nehmen, so wird von dem niedrigeren Verkaufswert auszugehen sein. 

Diese beiden letzten Fälle dürften tatsächlich niemals zur Erörterung stehn] 

da jeder Gesellschafter die Fortführung des Geschäftes ablehnen wird, wenn die ein- 
‚ zelnen Teile wertvoller sind als das Geschäft im ganzen, d. h. wenn das Unter- 
nehmen nicht rentabel ist. 


| 
| 
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Bei der auf diese Weise erfolgenden Auseinandersetzung werden die schweben- 
den Geschäfte außer Betracht gelassen. Für sie trifft $ 740 eine besondere Bestim- 
mung: „Der Ausgeschiedene nimmt an dem Gewinn und Verlust teil, welcher sich, 
aus den zur Zeit seines Ausscheidens schwebenden Geschäften ergibt. Die übrigen 
Gesellschafter sind berechtigt, diese Geschäfte so zu beendigen, wie es Ihnen am 
vorteilhaftesten erscheint. Der Ausgeschiedene kann am Schlusse jedes Geschäfts- 
jahres Rechenschaft über die inzwischen beendigten Geschäfte, Auszahlung des ihm 
gebührenden Betrages und Auskunft über den Stand der noch schwebenden Ge- 
schäfte verlangen.“ | 

b) Der Gesellschaftsvertrag enthält Vorschriften über die Auseinandersetzung. 

Wird das Geschäft fortgeführt, so stehen sich.zwei Parteien gegenüber: 

1. Die Partei der fortführenden Gesellschafter. 

2. Die Partei des oder der ausscheidenden Gesellschafter(s). 

Die Auseinandersetzungsbestimmungen haben sich auf beide Parteien zu er- 
strecken. 

a) Bestimmungen für die fortführenden Gesellschafter. 

Die Bestimmungen für die Fortführenden haben sich zu beziehen: 

1. auf die Ermittlung des Abfindungsguthabens, 

. 2. auf sonstige Pflichten der Fortführenden gegenüber dem/den Ausscheidenden. 

1. Die Ermittlung des Abfindungsguthabens gestaltet sich verschieden, je nach- 
dem die Beteiligung des Gesellschafters in der Darlehens- oder in der Beteiligungs- 
form oder in einer Zwischenform vereinbart ist. 

Von der Beteiligung in der Darlehensform spricht man dann, wenn der Anteil 
des Beteiligten am Vermögen der Gesellschaft sich in dem beim Abschluß des Gesell- 
schaftsverhältnisses eingebrachten oder, beim Einbringen einer Sache, in dem dafür 
zur Zeit des Einbringens ausbedungenen Geldbetrage ausdrückt. Dieser Betrag ergibt 
sich in der Regel aus der Höhe des Kapitalkontos der Erfolgsbilanz. Die Bezeich- 
nung „Beteiligung in der Darlehensform“ ist treffend. Es liegt zwar eine Beteiligung 
vor: Der Gesellschafter übernimmt mit der Hingabe des Kapitals eine Haftpflicht. 
Er nimmt bei der OHG. und der KG. immer, bei der StG. häufig, am Gewinn und 
Verlust teil, er erhält Kontrollrechte, aber, und dadurch bekommt seine Kapital- 
einlage einen. darlehensähnlichen Charakter, er hat bei der Abfindung nur einen 
Anspruch auf den einbezahlten Betrag, auf diesen aber auf jeden Fall. 

Von der Beteiligung in der Beteiligungsform spricht man dann, wenn der Gesell- 
schafter einen durch die Höhe seines ursprünglichen Anteils bestimmten Teil an der 
Substanz des Unternehmens inne hat, der sich mit dem Wert des Unternehmens ver- 
ändert. Bei der Beteiligungsform ist die Höhe des Kapitalkontos für den Anteil des 
Gesellschafters am Vermögen der Gesellschaft meistens unmaßgeblich. Sie hat nur 
insoweit Bedeutung, als sie aussagt, in welchem Maße der eine Gesellschafter im 
Vergleich zu dem anderen am Unternehmen beteiligt ist. Sein Anteil besteht nicht 
in einer festen Summe Geldes, sondern in einem festen Anteil an der Substanz des 
Gesellschaftsvermögens, der, in Geld ausgedrückt, abhängig ist von den Schwan- 
kungen des Wertes des Unternehmens und den Schwankungen des Geldwertes. 

Darin liegt der große Unterschied zwischen der Darlehensform und der Beteili- 
gungsform, daß bei der ersten der Geldbetrag feststeht, während der diesem Geld- 
betrage entsprechende Teil der Substanz des Gesellschaftsvermögens schwankt, daß 
bei der zweiten der Anteil an der Substanz des Gesellschaftsvermögens- feststeht, 
daß dagegen der ihr entsprechende Geldbetrag mit den Wertveränderungen der Sub- 
stanz. und des Geldes schwankt. 

Ob die Darlehens- oder Beteiligungs- oder eine Zwischenform angewendet wer- 
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den soll, sollte nicht allein von dem Willen der Gesellschafter abhängen, wie sie 
diese Frage zu regeln wünschen. Die Berechtigung der einen oder anderen Form 
‚ läßt sich vielmehr nur unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Wirkung der 
Einlage und nach Kenntnis des ganzen Gesellschaftsvertrages beurteilen. 

Auf die Gesellschaftsform kommt es nicht in erster Linie an; denn unter dem 
ungleichen Gewande der. verschiedenen Gesellschaftsformen kann sich ein völlig 
gleichartiger innerer Aufbau des Gesellschaftsverhältnisses verbergen. Vor allem 
ist festzustellen, welche Funktion die Einlage ausüben wird. Eine Beteiligung an. der 
Substanz des Unternehmens ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Einlage auch wirk- 
lich Substanz schafft. Nur dann ist es auch billig, sie an einer Verminderung der 
Substanz teilnehmen zu lassen. Jegliche Einlage wird’ im Regelfalle an einer Sub- 
stanzvermehrung Anteil haben. Die Funktion der Einlage aller Gesellschafter kann 
gleich sein. So ist es gewöhnlich bei der OHG., wenn alle Gesellschafter ein gleiches 
Kapital eingelegt haben und alle in der Gesellschaft mitarbeiten. Aber es wird doch 
in vielen Fällen ein Unterschied in der:Wichtigkeit der Funktion der verschiedenen 
Einlagen für die Substanz bestehen.. So ist es besonders bei der KG. und der StG. 
Es ist möglich, daß die Einlage des geschäftsführenden Gesellschafters einen über- 
wiegenden Einfluß auf die Substanz hat. Er verfügt über große Erfahrungen, aus- 
gezeichnete Beziehungen, er bringt ein Patent mit, daß allein das Geschäft gewinn- 
bringend macht. Der Kapitalist bietet nur die Möglichkeit, seine Idee in die Tat um- 
zusetzen. Der tätige Gesellschafter kann das Kapital jeden Tag auch anderswoher 
bekommen. Der Kapitalist hat daher bei der Schaffung der Substanz eine im Ver- 
‚ hältnis zum tätigen Gesellschafter unwichtige Aufgabe. Auch der umgekehrte Fall ist 
denkbar. Der Kapitalist möchte ein Unternehmen gründen, aber .es nicht selbst be- 
treiben, Deshalb beauftragt er einen von vielen mit der Leitung und beteiligt ihn. 
In diesem Falle kommt dem Kapital eine größere Bedeutung zu. Dann wäre für den 
Teil der Einlage, der an der Schaffung der Substanz einen verhältnismäßig geringen 
Anteil hat, eine Zwischenform zwischen Darlehens- und Beieiligunpstorm: theoretisch 
Tichtig. ... - ::. 

Erst in zweiter Linie ist der Wille der Gesellschafter dafür PS HEH ob die 
Einlage die Form des Darlehens oder der Beteiligung haben soll. Der eine wünscht 
 zuhig zu schlafen und sein Vermögen zu erhalten, der andere will sein Vermögen 
_ unter Eingehung eines Risikos vermehren. Aber man muß verlangen, daß an diesem 
Willen durch den ganzen Vertrag festgehalten wird. Dem Darlehen gebührt ein fester 
_ Zins, nicht mehr und nicht weniger, die Beteiligung hat an den Schwankungen des 
_ Erfolges teilzunehmen. Richtig wäre es daher, wenn die Darlehensform nur bei der 
_ StG. vorkäme, denn nur bei ihr kann der Gesellschafter von der Teilnahme am. Ver- 
lust ausgeschlossen werden. Wo sie bei der OHG. und der KG. vorgesehen ist, da 
steckt im Gesellschaftsvertrage eine Inkonsequenz. 

aa) Abfindung bei Beteiligung in der Darlehensform. 

Gesellschaftsverträge mit einer Beteiligung in der Darlehensform dürften in den 

letzten Jahren nur noch aus Unkenntnis der Sachlage geschlossen worden sein; 
denn durch die Darlehensform erreichte man nicht den Zweck, den man häufig 
durch eine Beteiligung erzielen wollte: Flucht aus der Wertunheslängipen Mark in 
die wertbeständige Substanz. 
- * Aus:.dem Merkmal der Darlehensform ergibt sich die im Vertrage für die Abfin- 
dung. notwendige Bestimmung von selbst. Es wird vorgeschrieben werden müssen, 
daß der ausscheidende Gesellschafter mit dem von ihm eingelegten Betrage abge- 
funden wird. 

Wenn der Zeitpunkt des Ausscheidens nicht mit dem Schluß des Geschäfts- 
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jahres zusammenfällt und wenn der Gesellschafter am Gewinn beteiligt ist, so fragt 
es sich, ob für den Zeitpunkt des Ausscheidens zur Ermittlung des im laufenden 
Geschäftsjahre erzielten Gewinnes eine Bilanz aufgestellt werden soll. Eine solche 
Vorschrift wird zwar zu dem genauesten Ergebnis führen; aber man kann nicht 
sagen, daß sie unter allen Umständen angebracht ist. Das hängt von der Art des 
Geschäftes und der dadurch bedingten Möglichkeit ab, gegebenenfalls mitten im 
Geschäftsjahre ohne Störung des laufenden Betriebes eine Bilanz aufzustellen. Läßt 
sie sich ohne Schwierigkeiten durchführen, so wird man gut daran tun, im Gesell- 
schaftsvertrage die Aufstellung der Bilanz für den Zeitpunkt des Ausscheidens vor- 
zuschreiben. Das verbürgt am ehesten ein friedlich-schiedliches Auseinandergehen, 

Wenn die Aufstellung der Bilanz für den Zeitpunkt des Ausscheidens sich. aus 
technischen Gründen nicht durchführen läßt, so bieten sich genügend Möglich- 
keiten, den ausscheidenden Gesellschafter für den seit Beginn des Geschäftsjahres 
erzielten Gewinn zu entschädigen. 

1. Man vereinbart eine Verzinsung des nach der letzten Bilanz festgestellten 
Kapitalguthabens vom Zeitpunkte der Bilanzaufstellung bis zum Tage des Aus- 
scheidens. Diese Regelung trägt dem Charakter der Beteiligung als einem Darlehen 
Rechnung. Deshalb ist der Einwand, daß im Falle eines Verlustes im laufenden 
Geschäftsjahre der Ausscheidende eine zu hohe Vergütung erhielte, nicht schwer- 
wiegend genug, als daß man diese Vorschrift deshalb als ungeeignet bezeichnen 
könnte. Außerdem ist zu bedenken, daß jedem Risiko eine Chance gegenübersteht. 
Der Gewinn kann ebensogut höher sein. Dann erhält der Ausscheidende eine zu 
niedrige Summe. 

2. Man gewährt dem ausscheidenden Gesellschafter als Äquivalent für dei im 
laufenden Jahre erzielten Gewinn einen Betrag, der nach dem Durchschnitt der Ge- 
winne einer Anzahl vergangener Jahre ermittelt wird!). Auch dieses Verfahren kann 
ebenso wie das erste nur als Notbehelf angesprochen werden. Risiko und Chance 
stehen sich für beide Parteien bei beiden Verfahren in gleicher Weise gegenüber. 
Das letzte ist nur scheinbar genauer als das erste. Man unterstellt bei dieser Rege- 
lung, daß der Gewinn des laufenden Jahres so groß sei wie der durchschnittliche 
Gewinn der vergangenen Jahre. Man läßt einen Gesichtspunkt außer Betracht, der 
zu beachten bei jeder Durchschnittsrechnung notwendig ist, die nur als Hilfsmittel 
die Vergangenheit benutzt, deren Ergebnis aber für die Gegenwart oder Zukunft 
maßgebend sein soll: eine etwaige aufsteigende oder absteigende Entwicklung der 
letzten Jahresgewinne. Wollte man diese Tatsachen bei der Errechnung des Durch- 
schnittgewinnes berücksichtigt wissen, so wäre es erforderlich, eine bezügliche Be- 
stimmung im Gesellschaftsvertrage aufzunehmen. Wenn auch nicht gerade gesagt 
werden kann, daß die Formulierung dieser Vorschrift auf unüberwindliche Schwierig- 
keiten stoßen würde, so liegt doch die Gefahr sehr nahe, daß bei praktischer Durch- 
führung der Bestimmung trotz präzisester Ausdrucksweise die Meinungen darüber 
auseinandergehen, inwieweit eine an- oder absteigende Entwicklung vorhanden ist 
und in welchem Maße sie bei der Ermittlung des durchschnittlichen Gewinnes be- 
rücksichtigt werden soll. 

bb) Abfindung nach einer Zwischenform. 

Man findet in Gesellschaftsverträgen Abfindungsvorschriften, von denen man 
sagen kann, daß sie die Abfindung weder nach der Darlehensform noch nach der 
Beteiligungsform vorschreiben. Es sind Zwischenformen. Sie weisen sowohl die 
Merkmale der einen wie der anderen auf, keine aber rein, 
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Man vereinbart, daß der auf dem Kapitalkonto ausgewiesene Betrag mit einem 
Agio oder Disagio ausgezahlt werden soll. Eine Vereinbarung der letzten Art allein 
kommt im ursprünglichen Gesellschaftsvertrage wohl nicht vor; denn das würde die 
Annahme bedeuten, daß das Geschäft mit Verlust arbeiten wird. Wohl aber können 


beide Vereinbarungen nebeneinander hergehen; oder es kann die Rückzahlung mit 


einem Disago auf Grund einer beim Ausscheiden getroffenen Vereinbarung ge- 


, schehen. 


Anhaltspunkte für die Bestimmung des Agios, mit dem die Einlage zurück- 
gezahlt werden soll, liefert die Überlegung, in welchem Maße die Einlage an einer 
Substanzvermehrung Anteil haben wird. Wenn die Bedeutung der Einlage für die 


' Substanzvermehrung auch nicht mit mathematischer Genauigkeit festgestellt werden 
‚ kann, so wird man doch bestrebt sein müssen, Richtlinien für eine wenigstens 
‚ annähernd genaue Rechnung zu finden. 


An Hand der Vergangenheitserträge oder, wenn das Unternehmen neu errichtet 


' wird, an Hand der Erträge gleichartiger Unternehmungen, schätzt man den Wert des 
Unternehmens für den Zeitpunkt des Ausscheidens des Gesellschafters. Bei gleicher 
' Wichtigkeit der Einlagen hätte man den sich ergebenden Betrag nach Maßgabe der 
‘ Einlagen unter die Gesellschafter zu verteilen. Für diesen Fall kann unberück- 
 sichtigt bleiben, ob ein die Summe der Kapitalkonten etwa überschießender Betrag 
lediglich auf die Stillen Reserven, auf den Firmenwert oder auf beide entfällt. 


Bei ungleicher Wichtigkeit der Einlage hat man dagegen zu untersuchen, wie 


' hoch im Zeitpunkte der Auseinandersetzung 


1. die Stillen Reserven des Unternehmens sein werden. Das läßt sich mit Hilfe 


ı der im Gesellschaftsvertrage vorgesehenen Gewinnverteilungspolitik schätzen; 


2. das Firmenkonto zu veranschlagen ist. 

Nicht alle Einlagen haben Anteil an beiden. Handelt es sich um die Kapital- 
einlage eines Kommanditisten oder Stillen Gesellschafters im gewöhnlichen Sinne, 
so kann man meistens davon absehen, ihr einen Anteil an der Bildung des Firmen- 
kontos zuzusprechen. Die ideellen Werte eines Unternehmens werden in diesem 
Falle zwar auch mit Hilfe des Kapitals, aber in der Hauptsache durch Arbeit ge- 
schaffen. Kommanditist und Stiller Gesellschafter im üblichen Sinne betätigen sich 
nicht. Nach außen tritt der erste wenig, der letzte gar nicht hervor. Daher wird man 


‘ sich unter normalen Verhältnissen darauf beschränken dürfen, ihm einen Anteil an 


den während seiner Zugehörigkeit zur Gesellschaft aufgelaufenen Stillen Reserven 
zuzubilligen. Man kann die einem Gesellschafter zukommenden Stillen Reserven 
auf zweifache Weise errechnen. 

a) Bei der Verteilung der Stillen Reserven fragt es sich, ob man den Anteil für 
alle Gesellschafter gleich oder ob man ihn für die Gesellschafter verschieden hoch 
bemessen will. Soll er gleich sein und sind die Kapitalkonten gleich, so können die 
Kapitalkonten den Verteilungsmaßstab abgeben; sind die Kapitalkonten ungleich, so 
muß man die Stillen Reserven nach Maßgabe der Zahl der Stillen Gesellschafter ver- 
teilen. 

Beispiel: 
1. gleiche Verteilung. 
&) gleich hohe Kapitalkonten 
# Gesellschafter. Stille Reserven nach 5 Jahren mutmaßlich 100 
Kapitalkonto jedes Gesellschafters . . 2 2 20.20... 500 
Summe der Kapitalkonten . . . Eau ,E2000 


Nach Ablauf von 5 Jahren erhält der ekpäinendn Gesellschafter als Abfin- 
dung sein Kapitalkonto mit einem Agio von 50/0 zurück. 
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b) ungleiche Kapitalkonten. BA LE, 
Stille Reserven nach 5 Jahren mutmaßlich NER We 100 2 | 


4 Gesellschafter. ‘Jeder erhält 25, das macht für a 

PERUANER AnıtalkontO 7. or KaAL En ARINE PETE DO SZ IR BER ur DEE 
gg Se N a | 
ER ren Be einen "a 
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2, Sollen die Gesellschafter einen verschieden hohen ‚Änteil an den Stillen Re- 
serven haben, so verfährt man in: derselben Weise: 


a) gleich hohe Kapitalkonten 


Stille Reserven nach 5 Jahren mutrhkBlich ; vi DO 
Davon erhält A 20°/,, B 40°, C 15%, D 15° m ae 

Kapitalkonto jedes Gesellschafters . . . IB EBRON 1 
Also erhält A -4%/,, B 8, C 3°/,, D 30], Agio zu seinem 

Kapitalkonto. an 
b) ungleiche Kapitalkonten 

"Stille Reserven nach 5 Jahren mutmaßlich . Eu 
A Kapitalkonto. . . . . 100 erhält 20 — 20 0, Agio 
B . er a N Re we 
C e EN N OR BOT 02 0 72 Esser 
D a u EBERLE a 1 ‚875°/, 


b) Zur Feststellung des Rückzahlungsagios legt man im Gesellschaftsvertrage 
eine Normalverzinsung der Kapitalkonten zugrunde. Für den diese Normalverzinsung 
überschreitenden Gewinn bestimmt man, daß er etwa zur Hälfte zur Bildung Stiller 
Reserven verwendet wird, die andere Hälfte wird ausgeschüttet. Bei Lösung des 
Vertragsverhältnisses kann man an den ausgeschütteten Gewinnen das Maß der 
Stillen Reserven feststellen. Diese sind nämlich genau so hoch wie der die Normal- 
verzinsung übersteigende ausgeschüttete Betrag. Je mehr die tatsächliche Verzin- 
sung die Normalverzinsung übertraf, ein um so höheres Agio gebührt dem aus- 
scheidenden Gesellschafter. Beisp.: Als Normälverzinsung wird 10 % angenommen. 
Es sind 30 % Gewinn erzielt. Verteilt werden 10 + (20:2)=20%. 10% werden als 
Stille Reserven zurückbehalten. Gleiche Verhältnisse für die Dauer der Gesellschaft 
vorausgesetzt, erhält der ausscheidende Gesellschafter zum Betrage seines Kapital- 
kontos ein Agio von 10%. Haben die Gewinne geschwankt, so wird man aus den 
über die Normalverzinsung hinaus verteilten Prozentsätzen einen Durchschnitt bil- 
den, diesen zum Kapitalkonto ins Verhältnis setzen und danach das Agio bemessen. 
Es spielt hierbei keine Rolle, ob die Kapitalkonten gleich oder ungleich sind, denn 
die Stillen Reserven werden ja nicht zunächst, wie im ersten Beispiel, in einer abso- 
luten Zahl, sondern sofort in Prozenten vom Kapitalkonto ausgedrückt. Wünscht 
man eine ungleiche Verteilung der Stillen Reserven, so kann diese dadurch herbeige- 
führt werden, daß man für die verschiedenen Gesellschafter die Prozentsätze ver- 
schieden feststellt. 

Dieses Verfahren hat vor dem vorigen den Vorteil unbedingter Zuverlässigkeit 
voraus. Beim ersten ging man von der Voraussetzung aus, daß bestimmte Ver- 
hältnisse eintreten würden. Die durch die Voraussetzungen gewonnenen Rechnungs- 
größen wurden Grundlage einer Vertragsbestimmung. Der Vertrag muß auch dann 
erfüllt werden, wenn die Voraussetzungen nicht eintreffen. Darin liegt die Gefahr 
des ersten Verfahrens. Anders bei dem zweiten. Es wird nicht im voraus eine 
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‚Verpflichtung übernommen, von der man noch nicht weiß, ob die Voraussetzungen 
und’ Möglichkeiten ihrer Erfüllung vorliegen werden, sondern die endgültige Fest- 
setzung des Agios erfolgt erst bei Lösung des Vertragsverhältnisses. 

Bisher war angenommen, daß außer den persönlichen Kapitalkonten der Ge- 
sellschafter kein gemeinschaftliches Kapitalkonto vorhanden sei. Es war von der 
Existenz offener Reserven abgesehen worden. Für den einem ausscheidenden Ge- 
sellschafter- zuzubilligenden Anteil an ihnen‘ kann derselbe Gesichtspunkt maß- 
gebend sein wie für die Verteilung der Stillen Reserven. Man kann auch hier die 
Frage stellen: Wem von den Gesellschaftern gebührt der größere Anteil an der 
‚Entstehung der Offenen Reserven? In diesem Falle können die Verteilungsver- 
fahren die gleichen sein wie für die Stillen Reserven. Offene und Stille Reserven 
können auch zusammengefaßt nach der einen oder anderen Art verteilt werden, 
Das wäre zwar das genaueste Verfahren, aber es ist zweifelhaft, ob das Unterneh- 
men die dadurch hervorgerufene erheblichere Kapitalschwächung zu ertragen im- 
'stande sein wird. Wie man bezüglich der Bestimmung des Agios verfährt, ob man 
nur eine oder beide Arten Reserven in ihm usa das wird zum guten Teil 
von dieser Erwägung abhängen. 


Weder eine reine Darlehns-, noch eine reine Beteiligungsform liegt auch dann 
vor, wenn der ausscheidende Gesellschafter zwar nur mit dem Betrage seines -Kapi- 
talkontos abgefunden wird, wenn aber ausbedungen ist, daß er noch einige Zeit an 
‚den Gewinnen der Gesellschaft nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrages oder in 
‚einer anderen Form teilnimmt. Dieses Abfindungsverfahren ist der Abfindung 
‚zum Betrage des Kapitalkontos unter Hinzurechnung eines Agios im Wesen nach 
‚gleich, es unterscheidet sich von ihm nur durch die Form: Während bei diesem 
‚das Abfindungsguthaben zur Zeit des Ausscheidens feststeht, ist seine Höhe bei 
‚jenem zur Zeit des Ausscheidens noch unbekannt. Wenn man unterstellt, daß die 
‚Beteiligung am Gewinn nach dem Ausscheiden demselben Zweck dienen soll wie 
‚die Rückzahlung mit Agio, so ist es wirtschaftlich genau so zu beurteilen wie das 
erste ‘Verfahren. Es ist unzuverlässig wie dieses, weil es mit Größen arbeitet, die 
‚sich höchstens nach der Vergangenheit bemessen, aber niemals in ihrer wirklichen 
‚Höhe im voraus feststellen lassen. Wenn daher dem ausscheidenden Gesellschafter 
‚eine Entschädigung für die Differenz zwischen tatsächlichem Wert und Buchwert des 
‚Unternehmens gegeben werden soll, so ist es höchst zweifelhaft, ob die Beteiligung 
an den zukünftigen Gewinnen eine den wirklichen Verhältnissen Rechnung tragende 
‚Form darstellt. Die Gewinne gerade der betreffenden Jahre können übermäßig 
‚klein sein, es können dem Ausscheidungszeitpunkte auch Verlustjahre folgen. Dann 
"bedeutet die Methode eine Benachteiligung des Ausscheidenden. Sind die Gewinne 
‚dagegen unverhältnismäßig hoch, so erhält er unter Umständen mehr als ihm nach 
‚dem Willen der Vertragschließenden zukommen soll. Es liegt in diesem Verfahren 
‚ein zu starkes, von Zufälligkeiten abhängiges Moment, als daß seine Anwendung dort 
empfehlenswert wäre, wo es auf möglichste Genauigkeit ankommt. 


Wirtschaftlich hat man es ohne Frage mit einer Zwischenform zwischen Dar- 
‚lehens- und Beteiligungsform zu tun. Aber bei Anwendung dieser Methode. soll 
‚meistens nicht, wie bei der ersten, der über den Buchwert hinausgehende Wert des 
‚Unternehmens abgegolten werden; es ist vielmehr meistens beabsichtigt, dem aus- 
'geschiedenen Gesellschafter oder seinen Erben eine Zeitlang angemessene Lebens- 
‚bedingungen sicher zu stellen. Das geht auch daraus hervor, daß man in Gesell- 
'schaftsverträgen mitunter eine Teilnahme am Gewinn nach erfolgtem Ausscheiden 
‚unabhängig von den Abfindungsbestimmungen vorschreibt. 
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cc) Abfindung nach der Beteiligungsform. 

Bei der Abfindung nach der Beteiligungsform erhält der ausscheidende Gesell- 
schafter den Gegenwert eines Teiles der Substanz des Unternehmens. Um den ihm 
zukommenden Anteil festzustellen, bedarf es einer Feststellung des Wertes der 
Unternehmung. Wir wissen, und das ist von der Rechtsprechung auch anerkannt!?), 
daß der Wert des Unternehmens nicht aus der Jahreserfolgbilanz herausgelesen 
werden kann. Ebensowenig erhält man den Wert der Unternehmung durch Addi- 
tion der Werte der einzelnen Teile und Subtraktion der Schulden von der sich 
ergebenden Summe. Der Wert eines Unternehmens, das fortgesetzt werden soll, 
— diese Voraussetzung wird hier unterstellt — wird durch Kapitalisierung der Er- 
träge gewonnen. Die Rechnung muß bei der Unmöglichkeit, auf den Zukunftser- 
trägen aufzubauen, von den Vergangenheitserträgen ausgehen. Darin liegt ein 
Gefahr. Wenn die Zukunftserträge den Vergangenheitserträgen nicht entsprechen, 
war der ermittelte Wert zu hoch oder zu niedrig. Diese Gefahr sucht der vor- 
sichtige Schätzungstechniker dadurch auszuschalten, daß er die Mitte zwischen 
dem sog. Reproduktionswert der einzelnen Teile und dem auf der Vergangenheit be- 
ruhenden Ertragswert nimmt, wenn der zweite höher ist als der erste. Verfährt 
man nach diesem in der Schätzungslehre allgemein als richtig anerkannten Grund- 
satz auch in unserem Falle zur Ermittlung des Wertes der Unternehmung, um dar- 
aus das Abfindungsguthaben festzustellen, so folgt daraus für den Gesellschafts- 
vertrag, daß die Abfindungsvorschriften zweierlei zu enthalten haben: 

1. Vorschriften über die Bewertung der einzelnen Teile. 

2. Vorschriften über die Ermittlung des Ertragswertes. 

1. Die die Bewertung der einzelnen Teile betreffenden Vorschriften sollen so 
sein, daß sie bei höchster Einfachheit ein möglichst genaues Ergebnis liefern. Wenn 
die Jahresbilanzen auch nur die richtigen Werte der einzelnen Teile des Gesell- 
schaftsvermögens enthielten, so stellte die Summe der Kapitalkonten bereits die 
gesuchte Größe dar. Aber die Jahresbilanzen sind für gewöhnlich aus zwei Grün- 
den unbrauchbar. Durch zu hohe oder zu niedrige Abschreibungen des Anlage- 
kapitals und durch Über- und Unterbewertungen des Betriebskapitals weichen die 
für die Vermögensteile angegebenen Werte von den Werten ab, deren Ansatz die 
Parteien fordern können, wenn die Auseinandersetzung überhaupt nach der Be- 
teiligungsform geschehen soll. Ferner: wenn das Kontinuitätsprinzip gewahrt wer- 
den soll, — und dieser obersten Forderung muß die Jahresbilanz genügen, sofern. 
sie eine Erfolgsbilanz sein will, — dann muß an der einmal aufgenommenen Be- 
wertung festgehalten werden. Die Jahresbilanz kann sich niemals den Schwan- 
kungen anpassen, von welcher Seite sie auch kommen mögen. Daraus ergibt sich 
die Notwendigkeit einer besonderen Bewertung für den Zeitpunkt des Ausscheidens. 
Für den größten und schwierigsten Teil wird sie nicht Aufgabe des Kaufmanns, son- 
dern der Sachverständigen sein. Die Bewertung der Grundstücke, Gebäude, Ma- 
schinen, Werkzeuge und Geräte wird man Fachleuten überlassen müssen, bei deren 
Wahl beide Parteien mitzuwirken haben, damit die Wahrung der beiderseitigen 
Interessen gewährleistet wird. Für die Bewertung der Vorräte und Wertpapiere 
wird man sich entweder auf den Anschaffungspreis oder den am Tage des Aus- 
scheidens geltenden Preis einigen müssen. Unter Umständen wird man je nach 
der Art des Unternehmens (Modewaren) gut daran tun, für die Vorräte eine ange- 
messene Abschreibung auszubedingen. Bei den Außenständen ist zu vereinbaren, 
daß voraussichtlich uneinbringliche Forderungen abgeschrieben werden sollen. Da- 
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neben ist eine Anzahl Posten zu berücksichtigen, die in ihrer Art und ihrem Aus- 
maß bei Abschluß des Gesellschaftsvertrages gar nicht bekannt sein können, z. B. 
schwebende Lieferungsverpflichtungen, Bürgschaftsverpflichtungen, voraussichtliche 
Steuerlasten, die zur Zeit der Angehörigkeit des Ausscheidenden zur Gesellschaft 
zwar entstanden, deren Höhe aber noch nicht bekannt ist. Wenn es auch nach 
kaufmännischer Gepflogenheit selbstverständlich ist, daß sie bei einer Auseinander- 
setzung zu berücksichtigen sind, so ist es doch empfehlenswert, diese Selbstver- 
 ständlichkeiten durch eine, wenn auch nur allgemein gehaltene oder eine Auswahl 
derartiger Posten bietende Bestimmung zu bekräftigen. 


Bei all den Vorschriften sollte man stets bedenken, daß der ausscheidende Ge- 
sellschafter zwar einen Anteil an der Substanz bekommen, daß aber das Unter- 
nehmen auch fortgesetzt werden soll, daß drakonische Bewertungsvorschriften 
den Fortbestand des Unternehmens gefährden können und deshalb vermieden wer- 
den müssen. 


2. Die Bestimmungen über die Errechnung des Ertragswertes müssen sich 
vorzugsweise auf zwei Punkte erstrecken: 


a) Auf die der Kapitalisierung zugrunde zu legenden Erträge. Aus der Vor- 
schrift muß hervorgehen, welche und wieviel Erträge herangezogen werden sollen. 
Gewöhnlich nimmt man die dem Zeitpunkt des Ausscheidens vorangegangenen drei 
oder fünf letzten Jahreserträge. Darin liegt für die eine oder andere Partei häufig 
eine Gefahr. Es ist möglich, daß gerade diese Jahre im Verhältnis zu den vorange- 
gangenen abnorm gut oder schlecht gewesen sind. Dagegen kann man sich durch 
die Vereinbarung sichern, daß, wenn der Durchschnitt der Erträge einen der frühe- 
ren drei Erträge um einen gewissen Prozentsatz übersteigt oder unterschreitet, wei- 
tere frühere Erträge in die Rechnung einbezogen werden müssen. Es muß ferner 
bestimmt werden, wie der durchschnittliche Ertrag berechnet werden soll. Man 
unterscheidet 


aa) die einfache Durchschnittsrechnung. Sie zieht aus den zugrunde gelegten 
Erträgen das Mittel. In den meisten Fällen ist diese Durchschnittsrechnung roh, be- 
sonders dort, wo die Höhe des Gewinnes von der Höhe des Kapitals abhängt und 
wo die Höhe des Kapitals jahrweise nicht gleich geblieben ist. Ohne Fehler ist die 
reine Durchschnittsrechnung nur bei gleichbleibendem Kapital oder dort, wo der Ge- 
winn die Resultante nicht des Kapitals, sondern anderer Faktoren, etwa der Tätig- 
keit der Geschäftsinhaber ist (Agenturgeschäft). Die gekennzeichneten Mängel wer- 
den ausgeschaltet durch Anwendung 


bb) der Durchschnittsrechnung unter Zugrundelegung des im Unternehmen tätig 
gewesenen Kapitals!). 


Schließlich muß im Vertrage angegeben sein, ob die nach den Vorschriften über 
die Gewinnermittlung festgestellten Erträge maßgebend sein oder ob sie berichtigt 
werden sollen. Sind hohe Stille oder Offene Rücklagen gebildet worden, oder hat 
man den Gewinn der zugrunde gelegten Jahre aus solchen gespeist, so bedeutete 
die Anwendung des ersten Verfahrens eine Schädigung der einen oder anderen 
Partei. Um sie zu verhüten, wird in der Regel eine Berichtigung der Erfolgrech- 
nungen erforderlich sein. Kennt man die in den betreffenden Jahren gebildeten 
oder verbrauchten Reserven, so macht das keine großen Schwierigkeiten. Der Ver- 
trag hat unter Umständen anzugeben, in welchen Fällen eine Berichtigung der Er- 
träge stattzufinden hat, etwa wenn die Abschreibungen auf Maschinen im Durch- 


1) Vgl. Schmalenbach, Finanzierungen. 3. Aufl. Leipzig 1922. 
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schnitt 20 % überstiegen haben, wenn die Unterbewertung der Vorräte mehr als 
20 % des jeweils ausgewiesenen Bestandes ausgemacht hat. 
b) Auf den Kapitalisierungsfaktor. a 
aa) Man kann ihn von vornherein feststellen. Folgende Faktoren hat man dabei | 
zu berücksichtigen: 
Die Unternehmungsform. Sie ist bestimmend für die Beweglichkeit der Anteile, 
Je beweglicher die Anteile, um so geringer das Risiko, um so größer der Kapitali- 
sierungsfaktor. Man darf also in einer OHG. nicht von der Rentabilität einer A.-G, 
gleichen Geschäftszweiges ausgehen. 5 
Die Betriebsgröße. Ein kleiner Betrieb ist in der Regel risikoreicher als ein 
großer; denn er vermag durch seine geringere Kapitalkraft, seine kleinere Kredit- 
basis, seine beschränkteren Fabrikationseinrichtungen die Schwankungen der Kon- 
junktur nicht so leicht auszuhalten wie ein großer. Daher fordert man von kleinen 
Unternehmen einen höheren Zins als von großen. Daher wäre es falsch, wenn 
man den gleichen Kapitalisierungsfaktor auf zwei verschieden große Betriebe an- 
wenden wollte. 3 
Die Art des von dem Unternehmen betriebenen Geschäftszweiges. Es bear 
der Untersuchung, ob das Geschäft nach den allgemeinen Erfahrungen eine sichere { 
und nachhaltige Rente verbürgt, ob Absatzstockungen zu erwarten sind usw. Da- 
nach richtet sich die Höhe des Kapitalisierungsfaktors. | 


bb) Man kann den Kapitalisierungsfaktor beim Ausscheiden bestinımen und 
aus den Erträgnissen des Unternehmens gewinnen, indem man Kapital und Er- 
träge zueinander in Beziehung setzt. Dabei muß gesagt werden, wieviel Erträge 
zugrunde zu legen sind, ob die Jahreserträge berichtigt werden sollen oder nicht. 

Bei diesem Verfahren kommen beide Parteien am ehesten auf ihre Rechnung. 
Es werden nicht Abmachungen getroffen, von denen man nicht weiß, ob sie den bei 
der Auseinandersetzung vorliegenden Verhältnissen Rechnung tragen werden. Man 
wendet es deshalb mit besonderem Vorteil dort an, wo die zukünftige Entwick- 
lung des Unternehmens unübersichtlich ist oder wo es an Vergleichsmaßstäben fehlt. 


2. Sonstige Pflichten der Fortführenden gegenüber dem/den Ausscheidenden. 
- Die sonstigen Pflichten der Fortführenden erstrecken sich 


a) auf die Erstattung des Abfindungsguthabens. 

Gewöhnlich hat sie in Geld zu erfolgen; aber es sind auch andere Formen 
möglich und üblich: Zahlung durch Übertragung von Grundstücken und Beteili- 
gungen oder durch Aushändigung von Wertpapierent), oder durch Eintragung eıner 
Hypothek, d.h. Umwandlung in ein Darlehen mit festem oder nach der Höhe des” 
Geschäftsgewinnes sich richtenden Zins. Im letzten Falle liegt entweder ein partiari- 
sches Darlehen oder sogar eine Stille Beteiligung vor, so daß der Abgefundene tat- 
sächlich Gesellschafter geblieben ist. ä 

Ist die Zahlung in Geld oder Wertpapieren vereinbart, so muß beim Arısschei- 
den eines Gesellschafters ein solcher Betrag aus dem Geschäft herausgenommen 
werden, daß unter Umständen eine erhebliche a Be eintritt, Mau 
sucht ihr durch folgende Bestimmungen entgegenzuwirken: 


aa) Man vereinbart für den Fall des Ausscheidens eine ratenweise Auszahlung, f 
etwa jährlich ein Fünftel des Guthabens, so daß der ganze Betrag im Verlaufe von 1 
5 Jahren getilgt ist. Der jeweilige Rest ist: meistens zu verzinsen, mitunter wird 
für ihn auch eine Sicherstellung vorgesehen. Für den Fall, daß die Auszahlung do 
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ganzen Guthabens möglich oder erwünscht ist, z.B. weil man sich der Person des 
ausgeschiedenen Gesellschafters rasch entledigen oder sich von Verpflichtungen 
gegen ihn befreien möchte, behalten sich die fortführenden Gesellschafter das 
Recht vor, die Tilgung jederzeit vorzunehmen. Meistens wird im Anschluß daran 
eine Kündigungsfrist vereinbart, damit der Ausscheidende sich nach einer anderen 
Möglichkeit der Kapitalanlage umsehen kann. 

bb) Man verpflichtet die fortsetzenden Gesellschafter, in dem gleichen Maße 
für Kapitalersatz zu sorgen, wie Kapital für die Abfindung des ausscheidenden Ge- 
sellschafters aus dem Unternehmen herausgenommen wird. Das kann durch Auf- 
nahme neuer Gesellschafter, es kann auch dadurch geschehen, daß die Gesellschafter 
‚selbst dem Unternehmen einen der Abfindungssumme gleichkommenden Betrag zur 
‘Verfügung stellen. Wenn die Neueinlagen nicht der Höhe der früheren Einlagen ent- 
‚sprechend vorgenommen werden, so bedeutet das für den einen Gesellschafter unter 
Umständen eine Vermehrung der Macht gegenüber den anderen Gesellschaftern. 
Das wird meistens nicht dem Willen der Gesellschafter entsprechen. Es wird durch 
die Bestimmung verhindert werden können, daß im Falle des Ausscheidens eines 
Gesellschafters von den übrigen Gesellschaftern Neueinlagen nur verhältnismäßig 
gleich nach Maßgabe ihrer Kapitalkonten erfolgen dürfen, daß ein von einem Ge- 
sellschafter darüber hinaus geleisteter Betrag als Darlehen mit DUNST ENNE 
eingelegt werden darf. 

b) Auf die Befreiung des/der Ausscheidenden von der Haftung. 

8 128 HGB. lautet: „Die Gesellschafter haften für die Verbindlichkeiten der 
‚Gesellschaft den Gläubigern als Gesamtschuldner persönlich. Eine entgegenstehende 
Vereinbarung ist Dritten gegenüber unwirksam.‘ Diese persönliche Haftung wirkt 
auch noch nach dem Ausscheiden eines Gesellschafters nach; denn $ 159 HGB. 
sagt: „Die Ansprüche gegen einen Gesellschafter aus Verbindlichkeiten der Ge- 
sellschaft verjähren in fünf Jahren nach der Auflösung der Gesellschaft oder nach 
dem Ausscheiden des Gesellschafters, sofern nicht der Anspruch gegen die Gesell- 
schaft einer kürzeren Verjährung unterliegt.“ Darin liegt für den ausscheidenden 
(Gesellschafter eine große Gefahr; denn es ist unmöglich, die Haftung als ehema- 
liger Gesellschafter sowohl einer fortbestehenden als auch einer aufgelösten Gesell- 
schaft Dritten gegenüber irgendwie zu beschränken. Diese das Außenverhältnis be- 
rührende Haftung wird aber für den aus einer Gesellschaft ausscheidenden Gesell- 
sschafter gemildert; denn die die Gesellschaft fortsetzenden Gesellschafter sind nach 
8 738 BGB. verpflichtet, den Ausscheidenden von den gemeinsamen Schulden zu 
befreien. Um diese Bestimmung wirksam zu machen, muß eine tatsächliche Be- 
freiung stattfinden!). Sie kann bei fälligen Forderungen durch Bezahlung der 
Schulden oder durch Abschließung von Erlaßverträgen der übrigen Gesellschafter 
mit den Gläubigern geschehen, d.h. die Fortsetzenden verschaffen dem Ausschei- 
denden den Verzicht der Gläubiger auf die Forderung gegen ihn, die Gesellschafter 
können auch dem Ausscheidenden für alle Forderungen, auch die nicht fälligen, 
eine Sicherheit leisten. Dazu sind die Fortsetzenden verpflichtet. Es ist selbst- 
verständlich, daß diese Verpflichtung die Auseinandersetzung ganz erheblich er- 
schwert, um so mehr, je größer die Zahl der Gläubiger ist. Daher ist es Sache 
des Vertrages, diese Verpflichtung auf ein für die fortführenden Gesellschafter er- 
‚trägliches und eine reibungslose Abwicklung der Auseinandersetzungsgeschäfte 
verbürgendes Maß einzuengen. Es wird meistens notwendig sein, im Vertrage zu 
Sagen, daß zwar die fortführenden Gesellschafter verpflichtet sind, dem/den aus- 


1) ajghe dazu Staub a. a. O. Anhang zu $ 141, Anm. 10ff.; D.-H. a. a. O. S. 248 und 
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scheidenden Gesellschafter(n) von den gemeinsamen Schulden zu befreien, daß das 
aber ohne weitere Förmlichkeiten, weder durch Abschluß von Erlaßverträgen, 
noch durch Stellung von Sicherheiten zugunsten des/der Ausscheidenden zu ge 
schehen habe. | 

b) Bestimmungen für den/die ausscheidenden Gesellschafter. 

Die Bestimmungen für den/die ausscheidenden Gesellschafter ergeben sich zum 
Teil aus denen für die fortführenden Gesellschafter. Die ersten haben ein Anrecht 
auf Auszahlung der Abfindungssumme und auf Verzinsung eines etwaigen Restes, 
Zur Sicherung dieser Rechte werden häufig besondere Vorschriften getroffen. Erfolgt 
die Zahlung der Raten oder die Verzinsung des Restes nicht pünktlich, lassen sich 
die Gesellschafter Fahrlässigkeit zuschulden kommen, so daß das Guthaben des aug- 
geschiedenen Gesellschafters in Verlust zu geraten droht, so wird dem/den Aus- 
scheidenden das Recht zuerkannt, die sofortige Zahlung seines/ihres ganzen Abfin- 
dungsguthabens zu fordern. Solange die Zahlung des Abfindungsguthabens noch 
nicht erfolgt ist, hat er die Befugnis, die Geschäftsführung zu kontrolliereu; er darf 
Einsicht in die Bücher und den Schriftwechsel nehmen oder geeignete Personen da- 
mit beauftragen. 

Grundsätzlich nimmt der ausgeschiedene Gesellschafter gemäß 8 740 BGB. an 
dem Gewinn und Verlust teil, welcher sich aus den zur Zeit seines Ausscheidens 
schwebenden Geschäften ergibt. In Ermangelung einer entgegenstehenden vertrag 
lichen Vereinbarung kann er am Schlusse jedes Geschäftsjahres Rechenschaft über 
die inzwischen beendigten Geschäfte, Auszahlung des ihm gebührenden Betrages und 
Auskunft über den Stand der noch schwebenden Geschäfte verlangen. Der Begriff 
der schwebenden Geschäfte ist sehr deutungsfähig. Es wird in einem größeren Fabrik- 
oder Handelsgeschäft nicht leicht sein zu sagen, was schwebende Geschäfte sind, 
Gehört eine Offerte, die vielleicht zu einem Auftrag führt, zu den schwebenden Ge- 
schäften oder gehören nur die vorliegenden oder in Arbeit befindlichen Aufträge da- 
zu? Gehören Materialbestellungen, die demnächst vielleicht mit Ver:ust verarbeitet 
oder weiterverkauft werden müssen, zu den schwebenden Geschäften? Schwieriger 
noch als die klare Umgrenzung des Begriffes ist die Verrechnung der schwebenden 
Geschäfte. In einem Unternehmen greifen die geschäftlichen Vorkommnisse zu sehr 
ineinander über, als daß es möglich wäre, einige wenige von den vielen anderen 
vechnungsmäßig zu trennen und zu verfolgen. Verhältnismäßig leicht wird es in 
Kommissions- oder Agenturgeschäften sein, wo man den Erfolg an jedem aus- 
geführten Auftrag feststellen kann. Daher wird die Art des Geschäftes bestimmend 
dafür sein, ob man den ausscheidenden Gesellschafter an den schwebenden Ge- 
schäften teilnehmen lassen wird oder nicht. 

Man kann auch einen Mittelweg wählen, indem man vereinbart, daß der Aus- 
scheidende gegen eine Pauschalabfindung, deren Höhe man absolut feststellen oder 
zu einer Größe in Beziehung setzen kann, die auf den Gewinn an den schwebenden 
Geschäften von Einfluß ist, etwa dem Werte des Auftragbestandes, von dem Gewinn- 
anteil an den schwebenden Geschäften ausgeschlossen ist, 

Wenn der ausscheidende Gesellschafter nach der Beteiligungsform abgefunden 
wird, dann ist es billig, daß er für seinen Teil die Gewähr für die Einbringlichkeit 
der schwebenden Forderungen übernehme. Soweit sie nicht eingehen, hat er an dem 
dadurch entstehenden Verlust für seinen Teil mitzutragen. Wie er von den fort- 
setzenden Gesellschaftern für die Befreiung von den Schulden, so können diese 
von ihm für den Eingang der Forderungen eine angemessene Sicherheit verlangen. 
Auch das würde eine Erschwerung des Auseinandersetzungsgeschäftes bedeuten, 
Deshalb sieht man zweckmäßig davon ab. Man bestimmt etwa, daß der ausscheidende 


Die Regelung d. Auseinandersetzungsfrage in d. Gesellschaftsverträg.d. Personalgeselischaft. 117 

Gesellschafter zum Ersatz nur derjenigen Posten herangezogen werden soll, die sich 
im Verlaufe des auf den Zeitpunkt des Ausscheidens folgenden Halbjahres als un- 
einbringlich erweisen werden, oder man schließt jene Posten aus, für deren Ein- 
ziehung man die erforderlichen Schritte innerhalb einer bestimmten Frist zu tun 
unterlassen hat. 


Mitunter enthält der Gesellschaftsvertrag für den ausscheidenden Gesellschafter 
auch ein Wettbewerbsverbot. In gewisser Hinsicht ist dieses selbstverständlich, weil 
sonst ein Verstoß gegen Treu und Glauben vorliegt. So, wenn der freiwillig aus- 
scheidende Gesellschafter ein Unternehmen mit einer ähnlich lautenden Firma 
gründet. Anderseits darf das Wettbewerbsverbot nicht soweit gehen, daß es eine 
unbillige Erschwerung des Fortkommens des Ausscheidenden bedeutet. Das würde 
die Nichtigkeit des Verbotes zur Folge haben). Nichtig ist nach der Meinung Staubs 
ein vereinbartes Wettbewerbsverbot auch dann, wenn ein Gesellschafter durch die 
Schuld des andern zu dem Antrag auf Auflösung der Gesellschaft veranlaßt wurde; 
denn der vertragwidrige Teil habe die Folgen der Aufhebung des Vertrages selbst zu 
tragen. Ein solcher Fall liegt z.B. vor, wenn ein Gesellschafter seine Beteiligung 
wegen fahrlässigen Handelns des andern kündigt. 


2. Bei Auflösung der Gesellschaft. 


Wenn im Gesellschaftsvertrage vorgesehen ist, daß die Auseinandersetzung durch 
Liquidation erfolgen soll, so hat sie sich nach den Vorschriften des Gesetzes abzu- 
wickeln. Die oben schon erwähnten Liquidationsvorschriften sind fast sämtlich nach- 
giebigen Rechts, zwingend sind nur einige Ordnungsvorschriften: die Anmeldung 
der Liquidatoren zum Handelsregister ($ 148), die Art der Unterschriftsleistung der 
Liquidatoren ($ 153), die Anmeldung des Erlöschens der Firma, die Aufbewahrung 
der Bücher (8 157), zwingend ist ferner die Vorschrift über die Aufstellung der 
Liquidationsbilanzen ($ 154). 


Es hängt von der Zahl der Gesellschafter, vom Umfang und von der Art des 
Geschäftes ab, ob es geboten erscheint, die gesetzlichen Liquidationsbestimmungen 
durch den Gesellschaftsvertrag abzuändern oder nicht. Wenn auch das Liquidations- 
'geschäft nicht in dem gleichen Maße wie das laufende rasches Zugreifen erfordert, 
‘so wird es doch bei einer zu großen Zahl von Liquidatoren, die sämtlich Geschäfts- 
führungs- und Vertretungsbefugnisse haben, außerordentlich erschwert werden da- 
(durch, daß die Liquidatoren die Liquidationsgeschäfte nur in Gemeinschaft ausüben 
können, daß jeder dem andern zu jeder Handlung seine Zustimmung zu erteilen hat. 
Daher wird man zu überlegen haben, ob man nicht den Grundsatz der Gesamt- 
'geschäftsführung aufheben und nur einige Gesellschafter als Liquidatoren bestellen 
‚soll, oder ob man nicht den einzelnen Liquidatoren einen bestimmten Aufgabenkreis 
‚zuweisen soll, innerhalb dessen sie die Liquidationsgeschäfte, zwar den andern Ge- 
‚sellschaftern gegenüber verantwortlich, aber nach eigenem Gutdünken führen können. 
\Wenn man in dieser Erweiterung der Befugnisse eine Gefährdung der Interessen der 
‚Gesellschafter erblickt, so kann man den Liquidatoren die Gesellschafterversamm- 
lung vorsetzen, deren Einverständnis zur Vornahme wichtiger Geschäfte, etwa zum 
‘Verkaufe des Unternehmens im ganzen, zu Verkäufen, die über einen bestimmten 
‚Betrag hinausgehen, einzuholen ist?). Auch der Grundsatz der Gesamtvertretung 
a 7,00 

!) Siehe Staub a. a. O. 822, Anm. 33ft. 


2) Die Liquidatoren haben nicht das Recht, das Unternehmen in eine A.-G. oder G.m.b.H. 


einzubringen. Soll das geschehen, so bedürfen sie für den Gründungsakt einer notariell be- 
‘urkundeten Vollmacht aller Gesellschafter. 
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kann, etwa durch Zusammenwirken von zwei Liquidatoren, so abgeändert werden, 
daß bei genügender Bewegungsfreiheit der Liquidatoren eine hinreichende Sicherheit 
für die gesamten Gesellschafter gewährleistet ist. | 

Die Befugnisse der Liquidatoren können über das vom Gesetz vorgesehene Maß 
hinaus dadurch erweitert werden, daß im Gegensatz zu & 152 bestimmt wird, daß die 
nicht als Liquidatoren bestellten Gesellschafter nicht befugt sein sollen, den Liqui- 
datoren in bezug auf die Geschäftsführung Anordnungen zu erteilen. Man kann auch, 
und das wird häufig wünschenswert sein, die Regelung der ganzen Liquidationg- | 
frage bis zu einer etwaigen Auflösung der Gesellschaft aufschieben, indem man im 
Gesellschaftsvertrage zwar die Auseinandersetzung durch Liquidation vorsieht, aber 
bestimmt, daß die Einzelheiten der Durchführung der Liquidation dem Mehrheits- 
beschluß der Gesellschafter überlassen bleiben sollen. E 

Letztes Ziel der Liquidation ist die Versilberung des Gesellschaftsvermögens, 
Das Gesetz gibt im 8 149 den Weg dazu an, aber dieser Weg braucht nicht ein- 
gehalten zu werden. Der Gesellschaftsvertrag kann vorsehen, daß die Liquidation 
z.B. durch Veräußerung des Vermögens im ganzen zu erfolgen habe. ” 

Es hat immer die Aufstellung einer Liquidations-Eröffnungs- und Schlußbilanz 
zu erfolgen, 


Das Gesetz beschränkt sich im & 154 darauf, die Aufstellung einer Bilanz bei 
dem Beginn und bei der Beendigung der Liquidation vorzuschreiben. Wie das zu 
geschehen hat, darüber sagt das Gesetz nichts. Insbesondere schweigt es über de 
Wertansätze in der Liquidations-Eröffnungsbilanz. Man kann darüber eine Entschei- 
dung nur treffen, wenn man sich den Zweck der Liquidations-Eröffnungsbilanz 
klar macht. 


er 


Gesetzgebung, Rechtsprechung und Gesetzesauslegung nehmen zur Frage des: 
Zweckes der Liquidationsbilanzen keine einheitliche Stellung ein. 


1. Die Denkschrift zum HGB.t) sagt: ‘ 


„Die Liquidationszeit bildet einen in sich geschlossenen Rechnungsabschnitt, 
für den der Gesamtgewinn oder Gesamtverlust auf Grund der erwähnten beiden 
Bilanzen (Eröffnungs- und Schlußbilanz) berechnet werden muß.“ ; 

Die Liquidations-Eröffnungsbilanz soll danach lediglich den bisherigen Erfolg 
des Unternehmens gegen den Erfolg seines nun beginnenden letzten Lebens- 
abschnittes abgrenzen. Daher ist die Aufstellung einer besonderen Liquidations-" 
Eröffnungsbilanz nur nötig, wenn die Auflösung der Gesellschaft zufällig im Laufe 
des Geschäftsjahres erfolgt. In diesem Falle trägt sie den Charakter einer gewöhn- 
lichen Zwischenbilanz. Findet die Auflösung der Gesellschaft zu Beginn eines neue 
Geschäftsjahres statt, so erfüllt die letzte Jahres-Erfolgsbilanz den Zweck der 
Liquidations-Eröffnungsbilanz. h) 


Wenn durch die Liquidations-Eröffnungs- und Schlußbilanz lediglich der Erfolg“ 
der Liquidationszeit festgestellt werden soll, dann ist die Art der Bewertungs- 
methode gleichgültig. Die Bewertung kann in derselben Weise geschehen wie in 
den Jahres-Erfolgsbilanzen. Sie kann auch abweichend davon geregelt werden. Das 
Kontinuitätsprinzip kann nach Wahl gewahrt oder verletzt werden. Unter der Vor- 
aussetzung, daß der von der Denkschrift angegebene Zweck tatsächlich der Zweck“ 
der Liquidations-Eröffnungsbilanz ist, wird man sich vorteilhaft an die Bewertungs- 
regeln der Jahresbilanzen anschließen. Andernfalls muß man zwei Bilanzen auf- 
stellen: 


!) Denksehrift zum HGB., S. 114. 
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a) Die Bilanz für die Verteilung des Gewinnes seit Beginn des letzten Geschäfts- 
jahres, 
b) die Bilanz zur Einleitung der Liquidationszeit. 


2. Die Rechtsprechung verlangt von der Liquidations-Eröffnungsbilanz einen 
Überblick über das vorhandene Vermögen zwecks Vorbereitung der Vermögens- 
verteilung!). 

Wenn die Liquidations-Eröffnungsbilanz diesen Zweck haben soll, dann kann 
sie niemals mit der Jahres-Erfolgsbilanz vereinigt werden. Es sind stets zwei 
Bilanzen aufzustellen: Eine für die Verteilung des Gewinnes des Geschäftsjahres, 
eine für die Darstellung des vorhandenen Vermögens, Die Bewertungsregeln für die 
letzte werden von der voraussichtlichen Verwendung des Vermögens abhängen. 
Wenn man das Unternehmen im ganzen zu verkaufen beabsichtigt, so wird man bei 
der Bewertung anders zu verfahren haben, als wenn die einzelnen Teile des Unter- 
nehmens veräußert werden sollen. 


3. Nach der Mehrzahl der Kommentatoren?) hat die Liquidations-Eröffnungs- 
bilanz den Zweck, die Kapitalkonten richtig zu stellen. Man kann unter „Richtig- 
stellung“ der Kapitalkonten ein Doppeltes verstehen: 


a) Die Richtigstellung erstreckt sich lediglich auf den im Laufe des Gesellschafts- 
verhältnisses zurückgehaltenen Gewinn; 


b) die Richtigstellung bedeutet nichts anderes als die Feststellung des mutmaß- 
lichen Erlöses. 


Beide Deutungen lassen sich in ihrer Ausführung nur ausnahmsweise mitein- 
ander vereinigen. Nimmt man an, daß die Liquidations-Eröffnungsbilanz einen 
Überschuß der Aktiva über die Passiva zeigt, der zwecks Richtigstellung der Kapital- 
konten verteilt werden muß, so kann das mit Hilfe einer Bilanz nur geschehen, 
wenn Gewinn- und Liquidations-Verteilungsquoten für alle Gesellschafter überein- 
stimmen. Fallen sie auseinander, so wird unter Umständen einer der Gesellschafter 
geschädigt. Welcher Teil der Geschädigte ist, Längt von der Ursache ab, auf die der 
Überschuß zurückzuführen ist. Er kann durch unverteilten Gewinn früherer Jahre 
oder durch Wertsteigerungen oder durch beides zugleich entstanden sein. Ist das 
erste der Fall, so würden bei einer Verteilung nach der Liquidationsquote diejenigen 
Gesellschafter geschädigt, deren Liquidationsquote geringer ist als ihre Gewinnquote. 
Ist das zweite der Fall, so würde bei einer Verteilung nach der Gewinnquote eben- 
falls der Teil der Gesellschafter geschädigt werden, dessen Liquidationsquote ge- 
Tinger ist als ihre Gewinnquote. 

Daraus folgt, daß, wenn Gewinn- und Liquidationsquote auseinander fallen und 
'wenn der vorhandene Überschuß sowohl auf unverteilten Gewinn als auch auf Wert- 
steigerungen zurückzuführen ist, diese beiden Ursachen nicht miteinander vermischt 
werden dürfen. Die eine Ursache muß durch eine und die andere durch eine zweite 
Bilanz zum Ausdruck gebracht werden. Der sich in der ersten Bilanz ergebende 
Überschuß ist nach den Gewinnverteilungsvorschriften, der sich nach der zweiten 
ergebende nach den Liquidations-Verteilungsvorschriften aufzuteilen. Nur auf diese 
Weise kann eine „Richtigstellung der Kapitalkonten‘“ so vorgenommen werden, daß 
kein Gesellschafter benachteiligt wird. 

Um die zurückgehaltenen Gewinne herauszuholen, müssen die Bilanzen der 
früheren Jahre berichtigt, d.h. nach den für eine absolut richtige Gewinnrechnung 


1) Vgl. RG. 80/107. 
?) Siehe D.-H. a. a. O. $ 154, Anm. 7. 
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geltenden Regeln aufgestellt werden. Hinsichtlich der Bewertung in der zweiten 
Bilanz ist auf das auf S. 112 Gesagte zu verweisen. 

Es fragt sich, ob beide Bilanzen einen Zweck haben. Häufig werden beide Ur- 
sachen zusammentreffen. Aber es ist nur notwendig und billig, den durch zurück- 
gehaltenen Gewinn hervorgerufenen Überschuß zu verteilen. Eine Liquidations- 
Eröffnungsbilanz, die aufgestellt wird, um die eingetretenen Wertsteigerungen zu 
verteilen, ist unnütz; denn die angenommenen Werte können zwar annähernd rich- 
tig sein, werden aber den tatsächlich später erzielten Erlösen niemals oder nur zu- 
fällig entsprechen. Vor allem ist sie deshalb unnütz, weil es gleichgültig ist, ob die 
Wertsteigerungen den Kapitalkonten zu Beginn oder bei Beendigung der Liquidation 
zugeschrieben werden. Eine solche Liquidations-Eröffnungsbilanz hat, wie Düringer- 
Hachenburg (a.a. 0. $ 154 Anm. 6) ganz treffend bemerken, ‚weniger den Charakter 
einer maßgeblichen Vermögensberechnung als eines unverbindlichen Voranschlages“, 

Nur in einem Falle ist eine Liquidations-Eröffnungsbilanz, die die Kapitalkonten 
um die eingetretenen Wertsteigerungen berichtigen soll, unbedingt erforderlich, so- 
fern nicht das ganze Liquidationsverfahren zu einer Schädigung eines Teiles der 
Gesellschafter führen soll, wenn nämlich Gesellschafter vorhanden sind, deren 
Kapitalkonten infolge früherer Verluste mit einem Sollsaldo abschließen. Das läßt 
sich am besten an einem Beispiel erklären: 

Nehmen wir an, eine OHG. habe im Jahre 1919 folgende Bilanz: 


4 


Aktiva. . . .....# 100000.— Kapitalkonto A. . . . .# 200 000.— 
Verlust . . .....,.400000.— 5 B. 2.2.2... PRO UUIEE 
7 dub zirka zii 

"in nkD. Irak . ar 

.# 500 000.— A 500 000.— 


Der Verlust wird auf alle Gesellschafter gleichmäßig verteilt. Dann sieht die Bilanz” 
so aus: = 


Aktiva. . 2 2.04 100000.—  Kapitalkonto A. . . . 4 100000. 
Kapitalkonto C . „ 50 000.— x B., WU RS OO rn 
| f D 79 Dtu 50 000 

AH 200 000.— A 200 000.— 


Im folgenden Geschäftsjahre wird ohne Gewinn und ohne Verlust gearbeitet. Die 
Bilanz für 1920 bleibt der für 1919 gleich. Im Jahre 1921 wird die Gesellschaft auf- 
gelöst. Die Auseinandersetzung erfolgt durch Liquidation. Die Aktivwerte werden 
versilbert. Der Erlös beträgt # 500000.—. Ohne Liquidations-Eröffnungsbilanz 
würde die Verteilung unter Zugrundelegung der Liquidations-Schlußbilanz so vor 
sich gehen: | 


Bar. . . 2... 0# 500000.— Kapitalkonto A. . . . .# 100000. 
Kapitalkonto Bd „.. 50000.— i B'. > 277 027750 100) OU 
ß De Be BEN Saldo  . Fr N 20 0 
«H 600 000.— «#4 600 000.— 


Der Erlös käme nur A und B je zur Hälfte zugute). Jeder von ihnen erhielte von 
den vorhandenen Barmitteln 46 250000.—. C und D gingen nicht nur leer aus, jeder 
von ihnen müßte sogar noch 4 250000.— an A und B zahlen®). Darin läge natür- 


1) Siehe D.-H. a. a. O. $ 155, Anm. 3. 
®) Siehe D.-H. a. a. O. $ 155, Anm. 12. 
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lich eine Unbilligkeit gegenüber C und D; denn ihr Kapitalkonto weist nur deshalb 
einen Sollsaldo auf, weil die Aktiva mit 6 100000.— bewertet waren, C und D 
müssen aber an den Wertsteigerungen verhältnismäßig ebenso teilnehmen wie 
A und B. 

Um den Erlös zu verteilen, kann man so vorgehen: Der Unterschied der Kapital- 
konten von C und A und D und A usw. beträgt 46 150000.—. Ich setze die Kapital- 
konten von C und D auf die Passivseite und erhöhe die von A und B so, daß die 
Differenz zwischen A und C usw. wieder 6 150000.— beträgt. Nehmen wir in der 
Liquidations-Eröffnungsbilanz die Aktivwerte mit % 400000.— an, so ergibt sich 
folgende 

Liquidations-Eröffnungsbilanz. 


Aktiva. . . . ...H# 400 000.— Kapitalkonto A. . . . e# 200000.— 
Unterbilanz . . . „100 000.— a B. . ......,.200 000.— 
E Gast. NONE 0E50.000- 
N D e7, 42, 21.399.50:000,=— 
eH# 500 000.— e#H 500 000. — 

Die Liquidations-Schlußbilanz sieht so aus: 
Bar. . . 2. ..2...e# 500 000.— Kapitalkonto A. . . . «# 200 000.— 
A BR 007 200.000 
C. „50 000.— 
F Den men se 00 OUUF 
e# 500 000.— AH 500 000.— 


Betrüge der Erlös #6 400000.—, so hätten an der Unterbilanz von #4 100.000.— alle 
nach Maßgabe ihrer Kapitalkonten, d.h. A und B je #40000.—, C und D je 
% 10000.— zu tragen, die an die Gesellschaftskasse zu zahlen wären. 


Darauf hätte die Verteilung der Aktivwerte von 6 500000.— nach Maßgabe der 
Kapitalkonten zu erfolgen. A und B würden je 46 200000.—, C und D je 46 50 000.— 
erhalten. 


Durch dieses Beispiel haben wir einige der folgenden Ausführungen vorweg 
nehmen müssen. 


Die Aufstellung einer Bilanz bei Beendigung der Liquidation ist eine Selbst- 
verständlichkeit. Wenn die Liquidation in dem Sinne durchgeführt wird, wie es der 
Gesetzgeber vorschreibt, so wird sich nur ein Posten auf der Aktivseite finden, ein 
Kassenbestand oder ein Bankguthaben. Die Bewertungsfrage löst sich daher von 
selbst. Auf der Passivseite erscheinen außer den Kapitalkonten etwa noch nicht 
getilgte Verpflichtungen, entweder diese selbst oder die für sie gestellten Sicher- 
heiten. Eine etwaige Unterbilanz ist zunächst auf die Kapitalkonten zu verteilen. 
Nach welchem Grundsatze die Verteilung vorzunehmen ist, unterliegt der Verein- 
‚barung im Gesellschaftsvertrage. Ist darüber nichts vorgesehen, so ist die Verteilung 
in Übereinstimmung mit $ 155 HGB. im Verhältnis der Kapitalanteile vorzunehmen. 
Darauf erfolgt die Verteilung der zur Verfügung stehenden Barmittel, ebenfalls ent- 
weder nach den im Gesellschaftsvertrage darüber getroffenen Bestimmungen oder 
nach Maßgabe der Kapitalanteile. Sind einige Gesellschafter vorhanden, deren 
Kapitalkonto mit einem Sollsaldo schließt, so ist es am einfachsten, daß dieser Sa:do 
als Aktivbestand geführt und versilbert wird, d. h. daß die betreffenden Gesell- 
schafter diesen Saldo in bar an die Gesellschaft abführen. Der sich daraus ergebende 


| 


122 Th. Beste: 


Betrag wird unter die Gesellschafter verteilt, deren Kapitalkonto einen Habensaldo | 
aufweist. Z.B.: : 


Bank . 2.2... .#4 400000 Kapitalkonto A. . . . #4 100000. 
Kapitalkonto C . ...2.50000.— i B.e . .....7 10000 
E D. .. ,„.50000.— Überschuß . . . . 2.» 300000. 

.H# 500 000.— # 500 000.— 

TITIIIIII IT ————————— | 


C und D haben je 6 50000.— zu zahlen. Dann stehen 6 500000.— zwecks Ver- | 
teilung zur Verfügung. Diese erfolgt nach Maßgabe der Kapitalanteile von A und B. 
Also erhalten A und B je 6 250 000.— | 

Die Einziehung der Beträge von Gesellschaftern mit Sollsalden auf den Kapital 
konten ist nach der ergangenen Rechtsprechung!) nicht Sache der Liquidatoren, 
sondern die Gesellschafter selbst haben den Ausgleich herbeizuführen. Danach 
hätten A und B von C und D je #% 25000.— einzuziehen. Einfacher läßt man die 
Gesellschafter ihren Sollsaldo an die Liquidationskasse zahlen und dann die Ver- 
teilung so vornehmen, als ob nur die Gesellschafter mit einem Habensaldo vor- 
handen wären, 3 

Auseinandersetzung durch „andere Arten“. 3 

a) Umwandlung in eine Gesellschaft anderer Rechtsform. 4 

In Gesellschaftsverträgen wird häufig diese Art der Auseinandersetzung neben 
einem sonstigen Verfahren, etwa Liquidation, vorgesehen. Es wird z.B. die Um- 
wandlung einer Gesellschaft in eine andere Rechtsform von dem Eintreten eines 
bestimmten Ereignisses (Kapitalbedarf, Tod des einzigen Komplementars) abhängig 
gemacht. Es steht auch nichts im Wege, zu bestimmen, daß die Mehrheit der Gesell- 
schafter die Umwandlung beschließen kann ?). Auch wird häufig jedem Gesellschafter 
unter bestimmten Verhältnissen das Recht zugestanden, die Umwandlung zu fordern, 
z.B. wenn keiner der Kommanditisten an die Stelle des verstorbenen Komplementars 
treten will. 

Wichtig ist es zu beachten, daß derartige Bestimmungen nur dann Gültigkeit, 
haben, wenn sie in die Form eines Vorvertrages gekleidet sind. Die Höhe des Grund- 
oder Stammkapitals muß wenigstens objektiv bezeichnet werden, etwa in der Weise, 
daß gesagt wird, daß das gesamte Gesellschaftsvermögen zur Zeit der Umwandlung 
in die neue Gesellschaft eingebracht werden solle. Natürlich kann unter Angabe der 
Grundsätze auch eine Neubewertung des Unternehmens vorgesehen sein: Es kann 
bestimmt werden, daß die Werte hinauf- oder heruntergesetzt werden. Auch über 
die Höhe der von den Gesellschaftern zu übernehmenden Anteile muß eine Bestim- 
mung getroffen werden, z.B. dadurch, daß die Gesellschafter verpflichtet werden, 
Anteile in der Höhe ihrer Kapitalkonten zu übernehmen. Trifft-der Vorvertrag Be- 
stimmungen über Grundstücke, so bedarf er der notariellen Form. Aber dieser 
Forderung wird ja schon dadurch genügt, daß er einen Bestandteil des Gesellschafts-" 
vertrages bildet, der zu seiner Gültigkeit notariell beurkundet werden muß, sobald 
Grundstücke eingebracht werden?). 

Ist vorgesehen, daß die Gesellschaft in eine A.-G. umgewandet wird, so müssen 
wenigstens fünf Gesellschafter den Vertrag unterzeichnen. Sind weniger als fünf 
Gesellschafter vorhanden, so sind schon beim Abschluß des Vertrages die Personen 
heranzuziehen, die neben den Gesellschaftern an der Gründung der A.-G. Kosten 

!) Siehe D.-H. a. a. O. $ 155, Anm. 12. j 


») D.-H. a. a. 0. S. 239 verlangen Einstimmigkeit. Vgl. Staub a. a. O. $ 119, Anm. ” 
?) Siehe zu dieser Frage D.-H. a. a. O. $ 145, Anm. 11 und S. 239. 
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sollen. Wenn jedoch ein Gesellschafter das Recht hat, die Umwandlung in eine A.-G. 
zu verlangen, so genügt die Bestimmung, daß dieser Gesellschafter befugt sein soll, 
die über die am Vertrage beteiligten Gesellschafter hinaus für die Gründung erfor- 
derlichen Personen nach seinem Ermessen heranzuziehen. 

Die buchhalterische Seite der Umwandlung einer Gesellschaft in eine Gesell- 
schaft anderer Rechtsform braucht hier nur gestreift zu werden. Es bestehen vier 
Möglichkeiten der Lösung; hier ist vorausgesetzt, daß der Kreis der Gesellschafter 
nicht erweitert werden soll. Es treten zu den Sacheinlegern keine Bareinleger. 

1. Das Kapitalkonto der neuen Gesellschaft wird gegenüber der Summe der 
Kapitalkonten der alten Gesellschaft erhöht. Neben der Erhöhung des Kapitalkontos 
muß eine Erhöhung der Aktivwerte einhergehen. Diese kann geschehen: 

a) durch die Erhöhung der Realwerte nach den im Vertrage vorgesehenen 
Grundsätzen, etwa bis auf die Höhe der Taxwerte, 

b) und (wenn die Taxwerte hinter der Erhöhung des Kapitalkontos zurück- 
bleiben)/oder durch Einstellung eines Firmenkontos. 

2. Das Kapitalkonto der neuen Gesellschaft wird auf der Höhe der Summe der 
Kapitalkonten der alten Gesellschaft belassen. Kleine notwendige Abrundungen 
sind durch Veränderung etwa des Warenbestandes möglich. Im übrigen ist die 
Schlußbilanz der alten der Eröffnungsbilanz der neuen Gesel!schaft gleich. 

3. Das Kapitalkonto wird herabgesetzt. Die Differenz zwischen den Kapital- 
konten der alten und neuen Gesellschaft kann zur Bildung Offener oder Stiller 
Reserven benutzt werden. 

Schwieriger ist die Verbuchung der Umwandlung, wenn sich zu den Sachein- 
egern Bareinleger gesellen. Sie ist eingehend bei Schmalenbach dargestellt). 

ß) Übernahme des Geschäftes durch einen Gesellschafter. 

- Von den oben unter den „anderen Arten‘ behandelten Auseinandersetzungs- 
formen bedarf nur die Übernahme des Geschäfts durch einen Gesellschafter noch 
ler Erörterung. Die übrigen: Veräußerung des Geschäfts an einen Nichtgesell- 
schafter, Auseinandersetzung durch Verkauf einzelner Teile des Unternehmens oder 
Naturalteilung bieten in diesem Zusammenhang keine Probleme. Der Vertrag kann 
!ediglich bestimmen, daß die Auseinandersetzung und Verteilung des Erlöses auf 
diese oder jene Art zu erfolgen hat. Bezüglich der technischen Durchführung 
xönnen nähere Bestimmungen schwerlich getroffen werden. Für die Veräußerung 
aines Teiles des Unternehmens und Fortsetzung des anderen Teiles gilt sinngemäß 
das hier und früher Gesagte. 

Die Übernahme des Geschäfts durch einen Gesellschafter ist in drei verschie- 
lenen Formen möglich. se 

1. Es wird im ursprünglichen Gesellschaftsvertrage oder in einer zwischen den 
aesellschaftern später getroffenen Vereinbarung ein fester Kaufpreis vorgesehen. 
Das Natürliche ist, daß dieser Kaufpreis unter die ausscheidenden Gesellschafter im 
Verhältnis ihrer Kapitalkonten verteilt wird. Doch kann und muß bisweilen eine 
andere Größe Maßstab der Verteilung sein, etwa in einem Agenturgeschäft, in dem 
ler Gesellschafter mit dem kleinsten Kapitalanteil die Seele des Unternehmens ist. 
‚2. Jeder ausscheidende Gesellschafter wird von dem das Geschäft überneh- 
menden Gesellschafter mit dem Saldo seines Kapitalkontos abgefunden. Die Ge- 
sellschafter sind dann nach der Darlehensform beteiligt. Es braucht nicht gesagt 
zu werden, daß durch ein solches Auseinandersetzungsverfahren die ausscheidenden 
‚&esellschafter sehr leicht benachteiligt werden können. Je mehr es dem überneh- 


| 
| 


%) Siehe Schmalenbach „Finanzierungen“ a. a. O. S. 86if. 
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menden Gesellschafter gelingt, Stille Reserven anzusammeln, desto billiger ist für 
ihn das Unternehmen. Es müssen daher in solchen Fällen genaue Gewinnermitt- 
lungsvorschriften getroffen und es muß auch ihre genaue Einhaltung beachtet werden, 

3. Schließlich ist es möglich, daß der Vertrag die Abfindung nach der Beteili- 
gungsform vorschreibt. Dann wird das Unternehmen nach Maßgabe der im Ver- 
trage vorgesehenen Bewertungsvorschriften bei der Auf:ösung der Gese‘lschaft ab- 
geschätzt. Der ermittelte Preis wird unter alle Gesellschafter verteilt, wobei natür- 
lich auch der übernehmende Gesellschafter mit in Teilung geht. Der auf ihn nicht 
entfallende Betrag ist die den ausscheidenden Gesellschaftern zu zahlende Ab- 
findungssumme. 


Mitteilungen. 


Die Aufwertung und die Inflationssteuer der Teilschuldverschreibungen. 


Die dritte Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924 enthält nicht nur Steuer- 
vorschriften, sondern auch Aufwertungsbestimmungen für den Verkehr zwischen 
Gläubiger und Schuldner. 

Der Aufwertung gegenüber dem Gläubiger unterliegen nur Schulden bestimmter 
Art, die am 14. Februar 1924 noch nicht getilgt waren. Hat der Gläubiger die Zahlung ohne 
Vorbehalt seiner Rechte angenommen, so kann vom Schuldner eine Aufwertung nicht 
wegen ungerechtfertigter Bereicherung oder auf Grund einer Anfechtung wegen Irr- 
tums oder aus einem anderen Rechtsgrunde verlangt werden ($ 11). Sind über 
die Aufwertung Vereinbarungen getroffen worden, so bleiben sie unberührt ($ 12° 
Abs. 1); auch soweit durch Gesetz oder bis zum 14. Februar 1924 durch rechts- 
kräftiges Urteil eine Regelung stattgefunden hat, greift die Verordnung nicht ein 
($ 14). Bereits getilgte und nicht bis zu 15 % aufgewertete Schulden unterliegen nur 
der erhöhten Inflationssteuer, und zwar wächst der ganze infolge der vorher- 
gegangenen Tilgung ersparte Aufwertungsbetrag der Steuer zu ($ 21). i 

Der Aufwertung unterliegen nach $1 Abs. 2: 


1. Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden, Reallasten, Schiffs- und Bahn- 
hypotheken und durch Hypothek gesicherter Forderungen. 


2. Schuldverschreibungen auf den Inhaber oder indossable Schuldverschreibun- 
gen auf den Namen, soweit sie von natürlichen und juristischen Personen oder 
Personenvereinigungen des Privatrechts sowie von juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechts als Unternehmer wirtschaftlicher Betriebe ausgegeben wurden. | 


3. Guthaben bei öffentlichen oder unter Staatsaufsicht stehenden Sparkassen. 
4. Ansprüche der Versicherten aus Lebensversicherungsverträgen. 4 
Nicht aufgewertet werden Ansprüche aus einer laufenden Rechnung oder einem 
Kontokorrent, die den Saldo als solchen betreffen ($ 12 Abs. 3). Unbestimmt ist, 
wie es mit diesen Forderungen zu halten ist, wenn sie hypothekarisch gesichert sind. 
Ansprüche aus gegenseitigen Verträgen, Gesellschaftsverträgen und anderen 
Beteiligungsverhältnissen, Ansprüche auf wiederkehrende Leistungen, die bei Ab- 
findungen, Auseinandersetzungen oder ähnlichen Rechtsvorgängen begründet sind, 
bleiben durch die Verordnung ganz unberührt. ) 
Öffentliche Anleihen auf Reichsmark werden nicht nur nicht aufgewertet, son- 
dern es wird der Zinsen- und Tilgungsdienst bis auf weiteres überhaupt eingestellt. 
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Wir beschränken die weiteren Darlegungen auf nichtöffentliche Teilschuld- 
verschreibungen, 

Die Aufwertung der Forderungen aus Teilschuldverschreibungen auf 15% des 
‚Goldmarkbetrages geschieht in der Weise, daß bei Schuldverschreibungen, die vor 
dem 1. Januar 1918 ausgegeben wurden, der Nennbetrag zugrunde gelegt wird. Bei 
später ausgegebenen Anleihen wird auf Grund des amtlichen Berliner Mittelkurses 
für Auszahlung Neuyork der Goldmarkbetrag errechnet. Für die Zeit, in der der 
Dollar amtlich nicht notiert wurde, bestimmt die Reichsregierung den maßgebenden 
Börsenkurs ($4 Abs. 2)1). 


Angenommen, eine Papiermarkanleihe sei am 1 Juli 1921, als der Dollar in 
Berlin 46 75.— kostete, begeben worden. Dann ist der Goldmarkbetrag dieser Anleihe 


100 - 4.20 
75 


Da der Aufwertungsbetrag 150%o beträgt, sind für #6 100.— nominal 
15°/, von e# 5.60 0.84 Gm. zu zahlen. 


Jedoch braucht auch dieser auf 15 % des Goldwertes reduzierte Betrag nicht 
unter allen Umständen gezahlt zu werden. Der Schuldner kann eine Herabsetzung 
der Aufwertung verlangen, wenn dies mit Rücksicht auf seine wirtschaftliche Lage 
zur Abwendung einer groben Unbilligkeit unabweisbar erscheint ($2 Abs.1). Die 
Entscheidung über diese drei Fragen: 

1 Wirtschaftliche Lage des Schuldners, 

Grobe Unbilligkeit, 

Unabweisbarkeit 
galt die „Aufwertungsstelle“. Die Aufwertungsstelle wird nach Anhörung des 
Reichsrats von der Reichsregierung bezeichnet. Gegen den Spruch der Aufwertungs- 
stelle kann Beschwerde beim Oberlandesgericht nur bei Gesetzesverletzung erhoben 
werden (8 9). Das Verlangen auf Herabsetzung muß bis zum 31. Dezember 1924 bei 
der Aufwertungsstelle gestellt sein ($ 2 Abs. 1). Findet eine Herabsetzung der Auf- 
wertung statt, muß sie alle Gläubiger gleichmäßig berücksichtigen (84 Abs. 1). 


Für die Entscheidung der Aufwertungsstelle bei Herabsetzungsansprüchen sind, 
abgesehen von Formalien, Richtlinien nicht gegeben. Zwar wird die Reichsregierung 
durch $ 64 ermächtigt, Rechtsverordnungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften 
zu erlassen, und es ist anzunehmen, daß sie auf Grund dieser Ermächtigung auch 
Richtlinien für die Entscheidung der Aufwertungsstellen geben kann; aber das ist nicht 
völlig sicher. Zwecks einheitlicher Rechtsprechung der Aufwertungsstellen wäre nötig 
zu bestimmen, ob und in welchem Umfange die Art der Verwendung des Obligations- 
kapitals durch den Schuldner und die Wertgestaltung der dafür angeschafften Gegen- 
stände eine Rolle spielt. Es fällt auf, daß die Verordnung für Herabsetzungsanträge 
'bei Hypothekenaufwertung neben der wirtschaftlichen Lage des Schuldners nicht 
auch die Wertgestaltung der dinglichen Sicherheit heranzieht; das hat Bedeutung 
auch für die vielen Industrieschuldverschreibungen mit hypothekarischer Sicherheit. 
Bei der Aufwertung von Grundschulden hätte der Herabsetzungsantrag überhaupt 
nicht auf die wirtschaftliche Lage des Schuldners, sondern auf die Wertentwicklung 
des beliehenen Objekts abgestellt werden müssen; auch das hat für die durch grund- 
schuldliche Eintragung gesicherten Obligationen Bedeutung. 

Die Aufwertungsbeträge sind bis 31. Dezember 1924 unverzinslich. Für 1925 


— 5.60 Gm. für ZZ 100.— nom. 


?) Die Bestimmung ist inzwischen erfolgt. 


u 
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sind 2%, für 1926 3%, für 1927 4%, für 1928—1931 jährlich 50% Zinsen zu 
zahlen. Die Rückzahlung kann nicht vor dem 1. Januar 1932 verlangt werden (85). 
In einem gewissen Widerspruch dazu bestimmen die letzten Sätze des folgen- 

den Absatzes ($5 Abs. 2): u) 
„Vom 1. Januar 1925 ab beträgt der Zinssatz 2%; er erhöht sich in jedem 
weiteren Jahre um je 1%, bis der Satz von 5% erreicht ist. Die Verpflich- 
tung zur Leistung von Tilgungsbeträgen ruht bis zu diesem 
Zeitpunkt.“ 
Soll das nun heißen, daß zwar die ausbedungenen Tilgungen vom Jahre 1928 

(das ist das Jahr, in dem der Zinssatz 5°/, erreicht) an wieder zu zahlen sind, weitere 
Rückzahlungen aber vor dem 1. Januar 1932 nicht verlangt werden können? Und 
wenn das der Fall ist, sollen dann die Tilgungsbeträge auf 150% des Goldwertes 
berechnet werden? Und sollen diese bedingungsgemäßen Tilgungen so vorgenom- 
men werden, wie wenn die dazwischen ruhenden Jahre nicht existierten? Also 
weder Nachholung von unterlassenen Tilgungen, noch Aufhöhung der Tilgung auf 
den Satz, der 1928 erreicht worden wäre? (Die Frage ist wichtig für die vielen 
Annuitätsanleihen, bei denen der Tilgungsbetrag um den ersparten Zins fort 
schreitet.) Der letzte Satz von $5 Abs. 2 wäre besser weggeblieben; er schafft 
eine Fülle von Zweifelsfragen. 4 
Es ist anzunehmen, daß die Zinsen auf die ab 1. Januar 1925 fälligen Zinsscheine 
anteilsmäßig zu erheben sind. Es wäre zweckmäßig, die sämtlichen mit dem we 
dienst zusammenhängenden Fragen in den Ausführungsbestimmungen zu regeln. 
Betrug eine am 1. Juli 1921 begebene Anleihe 


eÄ# 1.000 000.— von — 56 000.— Gm. u 
und der Aufwertungsbetrag = 8400.— „ 
so sind an Zinsen zu zahlen 1925 168.— Gm. 
1926 252.— „ 
1927 336.— „ 
1928—1931 je 420.— „ 


Außer dem Aufwertungsbetrag ist vom Schuldner eine Inflationssteuer zu 
entrichten, und zwar 2% des um den Aufwertungsbetrag verminderten Goldmark- 
betrags ($ 21 Abs. 1). 


Ist eine Anleihe am 1. Juli 1921 bei einem Dollarstande von .# 75.— —1f$ 
begeben, so beträgt von dieser Anleihe der Goldmarkbetrag 
der ‚Aufwertungsbeirag — 15% davon)... 7. 2 ua Ne nee 


Mithin der Goldmarkbetrag um den Aufwertungsbetrag vermindert 47600 „ | 
Davon die Steuer BYg an In RR need. He a a 952 


Dir 


Diese zweiprozentige Steuer gilt aber nur für am 14. Februar noch nicht ge- 


nicht mehr aufwertungspflichtige Schuldverschreibungen ist die In- 
flationssteuer wesentlich höher. Sie erhöht sich um den Betrag, um den der Gold- 


zurückbleibt. 


“ Gesetzt, die oben erwähnte Anleihe von %1000000.— vom 1. Juli 1921 se 9 
am 31. Oktober 1922 bei einem Kurse von 4b 4500. = 1$ ohne Aufwertung getilgt 
worden. Dann war der Goldwert des für die Tilgung aufgewendeten Betrags 


1 000 000 - 4.20 


#500 mr 


Mitteilungen. 127 


Die Steuer berechnet sich nun folgendermaßen: 
1. 20/, des um den Aufwertungsbetrag verminderten Goldmark- 


| BEE RS SELTENEN. RORBER. BRAHBENB IND EEE ENDE RO EIG Tg 
2. Aufwertungsbetrag . . EB 19 MIR 730E.40954.0002 
5 ab Tılgungsbetrag in Gold ER, EEE GETETHENANTE67.— 


Ä | Ä 3419. — 


Von der Steuer sind zu zahlen am 1. März 1924 .# 952.— 
am 1. Oktober 1924 2°/, von «#4 56 000.—. „ 1020. — 
| „ 1. April 1925 ebenso . . . en 11020. 
| usw. 

| 


Vergleicht man die gesamten Zahlen, die ein Anleiheschuldner unter verschie- 
lenen Umständen an Aufwertungssummen, Zinsen und Steuern zu entrichten hat, 
‘o fällt auf, daß ein Schuldner, der seine Anleihen getilgt hat, in der ersten Zeit 
tärker mit Zahlungen belastet ist als ein Schuldner, der seine Anleihen noch nicht 
jetilgt hat. Man zahlt für eine am 14. Februar 1924 nicht getilgte Anleihe an Auf- 
vertung, Zinsen und Steuern zwar nominell mehr als für Steuern für eine bereits 
'etilgte Anleihe. Aber der Unterschied schlägt in das Gegenteil um, wenn die Be- 
täge mit höheren Zinssätzen zurückdiskontiert werden müssen. Legt man den 
'eutigen Reichsbanksatz von 100) zugrunde und rechnet man die beiden Jahres- 
ermine zusammen, so ergibt sich folgende Rechnung unter Annahme des oben ge- 
rählten Beispiels: 


Die Anleihe war am 14. Febr. 1924 Die Anleihe war am 14. Febr. 1924 


| noch nicht getilgt getilgt 
Datum F er 
“ ert Diskon- Wert 
heute tierungs- heute 
| divisor 
1. März 1924 Steuer 0952 Steuer 
IE Okt. 1924 u _ R 
1. April 1925 168 11 153 „ 


1. Okt. 1925 
‚1. April 1926 
‚1. Okt.. 1926 


Te 


252 | 11° | 208 „ 


20], v..56000 


> 
(1. April 1927 ES | % 
1. Okt. 1927 3 336 | 10° | 258 | > 
‚1. April 1928 < r 
1. Okt. 1928 85 420 | 11 287 
1929 = 420 1,15 361 
1930 = 420 | 1,18 237 


Rückzahl. | 80 | 11° | 4308 | 
| | 11788 | | 6874 | 8419 | | 


7363 


Man sicht) daß selbst bei Anwendung des für unsere heutigen Verhältnisse nie- 
rigen Zinssatzes von 10% der Schuldner, der seine Anleihe bereits getilgt hat, für 
‚teuern mehr zahlt als der Schuldner, der seine Anleihe nicht getilgt hat, für Steuern, 
insen und Kapital zusammen. Der Unterschied vergrößert sich noch erheblich, 
’enn man die heute im inländischen Verkehr tatsächlich vorkommenden wesentlich 


r 1. . 1932 
| 
_ 
h 
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höheren Zinssätze zugrunde legt. Dazu kommt ferner der Umstand, daß der Schuldner 
rückgezahlter Obligationen für die Rückzahlung bereits Aufwendungen gemacht hat, 
Im vorliegenden Beispiel sind am 31. Oktober 1922 bereits 933 geleistet. Rechnet 
man auch diese auf Wert per heute, so sind geleistet 


0 o vom Gold- 


markbetrage 
von dem Schuldner, der noch nicht zurückzahlte . . . Gm. 6874.— 12,3°/, 
von dem Schuldner, der zurückzahlte . . Gm. 7363.— 
— 923 + Zinsen. Per „ 1073.— ,„ 8436.— 15,1% 
Differenz NN ee REN SE OT 


Vermutlich wird man die Frage aufwerfen, ob man für bereits getilgte Schulden 
noch nachträglich eine Aufwertung festsetzen und auf diese Weise Steuer sparen 
kann; dieses Verfahren lief darauf hinaus, dem Gläubiger nachträglich Beträge zu- 
kommen zu lassen, die das Reich für sich in Anspruch nimmt, Die Antwort gibt 
821 Abs.2. Die Inflationssteuer für bereits getilgte Obligationen „erhöht sich um 
den Betrag, um den der Goldwert des für die Tilgung aufgewendeten Betrags hinter 
dem Aufwertungsbetrage zurückbleibt‘“. Daraus ergibt sich, daß nur für die Tilgung 
aufgewendete Beträge, nicht aber solche, die nach dem 14. Februar noch auf- 
gewendet werden sollen, abzugsfähig sind. Eine nachträgliche Aufwertung würde 
also zu einer Steuerersparnis nicht führen. 


Anders liegt es, wenn die Obligation als noch nicht getilgt gilt. Vermutlich wird 
der Fall häufig eintreten, daß Gläubiger und Schuldner sich darüber einig werden, 
die Anleihe sei als nicht getilgt anzusehen; das wird um so häufiger der Fall sein, 
als der Schuldner sich, wie wir gesehen haben, besser steht, wenn er aufwertet, als 
wenn er .Steuer zahlt. Es nimmt wunder, daß die Verordnung die Frage, unter 
welchen Umständen eine Tilgung vorliegt, nicht genauer umrissen hat. Um Miß- 
brauch zu verhüten, wäre ein baldiges Herausbringen der Ausführungsbestimmungen 
sehr erwünscht; hierbei sollten vorher Sachverständige, die die einzelnen Gegen- 
stände genau beherrschen, gehört werden, denn es kann den ministeriellen Refe- 
renten unmöglich zugemutet werden, daß sie die Dinge in allen Einzelheiten über- 
sehen. Es dürften nicht nur Sachverständige gehört werden, die sich als Interessen- 
vertreter fühlen, sondern auch solche, die die Regierung auf Schädif unge mie 
keiten des Reichsfiskus aufmerksam machen. 


Die Verordnung über die Einschränkung öffentlicher Bekanntmachungen 
vom 14. Februar 1924 beseitigt u. a.: 


1. Die Bekanntmachung der Aufhebung und Einstellung des Kork 
im Reichsanzeiger und die öffentliche Bekanntmachung des Vergleichstermins, 


2. Handelsregistereintragungen der Zweigniederlassungen, soweit sie nicht di 


Zweigniederlassungen besonders berühren ($ 4 der Verordnung enthält darüber Br 
naue Bestimmungen). 


3. Die Angabe der Aufsichtsräte bei Gründungen und Veränderungen. 

4. Das Gericht kann den Vorstand einer Aktiengesellschaft auf Antrag von der 
Verpflichtung zur Bilanzveröffentlichung befreien, wenn die Kosten der Veröffentli- 
chung in offenbarem Mißverhältnis zur Vermögenslage der Gesellschaft stehen, 
wenn ferner nicht eine Veröffentlichung infolge besonderer Umstände geboten ist, 
und sich der Geschäftsbetrieb nicht auf Bank- oder Versicherungsgeschäfte erstreckt. 
An Stelle der Veröffentlichung ist die Bilanz beim Handelsregister einzureichen. 

5. Im Falle der Auflösung von Kapitalgesellschaften sind Erleichterungen für 
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die vorgeschriebenen Bekanntmachungen vorgesehen, wenn das Vermögen unbe- 
trächtlich ist. | 
| Daß die Verordnung mit einer Reihe von Vorschriften Schluß macht, die der 
Papiervergeudung Vorschub leisten, ist zu billigen. Bei dieser Gelegenheit ist jedoch 
die Frage aufzuwerfen, ob es nicht zweckmäßig gewesen wäre, die Reichsanzeiger- 
veröffentlichungen überhaupt systematischer zu gestalten. Viele Veröffentlichungen 
ließen sich in tabellarischer Form weit zweckmäßiger und kürzer gestalten, wobei 
der eingesparte Raum und die gewonnene Arbeit sich für die Herausgabe übersicht- 
licher Register verwenden ließen. Die Bilanzveröffentlichungen geschähen am 
besten statt im Reichsanzeiger selbst in Vierteljahrsbänden in alphabetischer Ord- 
aung unter Hinweis auf die sonstigen Reichsanzeigerveröffentlichungen. 
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Jahrbuch für den Oberbergamtsbezirk Dortmund, begründet von Dr. Weidt- 
mann, weitergeführt von Diedrich Baedeker, neu bearbeitet von Alfred Bae- 
deker. 14.—21. Jahrg. (1913—1921). Essen, G. D. Baedeker, 1923. 903 Seiten. 
Das Buch ist Ostern 1923 abgeschlossen, aber erst Ende Januar 1924 zur Be- 

sprechung eingegangen. Es ist verdienstvoll und entspricht einem wesentlichen wis- 

senschaftlichen und praktischen Bedürfnis, daß das Buch nach langer Ruhe wie- 
ler herauskam. Zwar enthält es als wesentlichsten Bestandteil eine Materie, die 
wir auch in den großen Börsenhandbüchern finden; aber das Jahrbuch hat die An- 
taben über die einzelnen Steinkohlen- und Erzbergwerke, Salinen und Hüttenkon- 

"erne des Rheinisch-Westfälischen Industriegebietes immer mit so besonderer Ge- 

aauigkeit und Ausführlichkeit unter Wiedergabe vielen betriebsstatistischen Materials 

jebracht, daß man es schwer missen konnte. Die neue Ausgabe vermehrt den in- 
ıeren Wert dieses Materials noch wesentlich dadurch, daß das historische Werden 
ıler großen Industrieverbände besonders eingehend zur Anschauung gebracht wurde. 

‚Jiese Absicht wurde unterstützt durch entsprechende Anordnung des Stoffes. Außer 

‚len Bergwerken sind auch die Großbanken und Elektrizitätswerke des Bezirks be- 

ıandelt worden. 

Der firmenkundliche Teil wird ergänzt durch 2 Karten; eine Karte der Kohlen- 
‚elder und Schachtanlagen und eine Karte der Elektrizitätsversorgungsgebiete. Beide 
Karten sind recht verdienstlich, halten aber in der kartographischen Technik nur be- 
\cheidenen Ansprüchen stand; mit wesentlich geringerer Buntheit ließe sich ein 
vesentlich plastischeres Bild erzielen. 

Mehr wertvoll ist das schon seit jeher beigebrachte statistische Material über 

Produktion, Verbrauch, Verkehr, Preise, Löhne, Ein- und Ausfuhr u. dgl., die dem 

Nirtschaftspolitiker eine schätzenswerte Ergänzung anderer statistischer Quel- 

‚en bieten. 

' Eines besonderen Hinweises bedürftig sind drei Lebensbeschreibungen: 

' Emil Kirdorfs, des nun bald achtzigjährigen, kaufmännischer Lebensgang be- 


"ann in der Textilindustrie, aus der ihn die starke und sein elterliches Geschäft 


"uinierende englische Konkurrenz hinauswarf. In das Bergfach brachte ihn sein Bru- 
er Adolf, der 1871 einen Direktionsposten bei der Zeche Holland (heute im Besitz 
10 Phönix) ausschlug, um die Direktion der Roten Erde in Aachen zu übernehmen. 
wei Jahre später wurde Emil Kirdorf kaufmännischer Direktor auf der Zeche Rhein- 


' Zeitschr. f. Hendelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft III. I 


| 


| 


’ 


elbe und Alma, die um diese Zeit von der in der Bildung begriffenen, im März 
1873 gegründeten Gelsenkirchener Bergwerks A.-G. erworben werden sollte. 
Die Hauptgründer der neuen Aktiengesellschaft waren Adolf v. Hansemann, In- 
haber der Diskontogesellschaft, und der GewerkeFriedrich Grillo inEssen. Die neue 
Gesellschaft kam alsbald nach der Gründung in die schwere und lange Depression der 
Jahre 1873—1888, die nur durch ein kurzes Aufflackern der Geschäfte 1881 unter- 
brochen wurde, hinein; viele Zechen wurden notleidend. Diese Zeit wußte Kirdorf zu 
überwinden durch Angliederungen, Preisvereinbarungen u.dgl. In den Jahren 1878, 
1880 und 1881, so führt das Jahrbuch aus, entstehen die ersten Förderkonventionen, 
Die Gaskohlengemeinschaft und die Gasflammkohlenvereinigung setzten seit 1888 
die ersten Preisvereinbarungen fest; im gleichen Jahre richtet Kirdorf mit zwei be- 
freundeten Gesellschaften die erste Verkaufsstelle ein. Das sind die ersten Vor- 
läufer des Kohlensyndikats, das 1893 entstand. Die Gelsenkirchener Gesellschaft, 
durch Angliederung von 9 Zechenunternehmungen bis zum Jahre 1904 ein mächtiges 
Unternehmen geworden, tat in diesem Jahre den wichtigen Schritt der Vereinigung 
mit Hüttenwerken durch Angliederung des Aachener Hütten-Vereins und der So 
ker Gruben und Hüttenvereine. 

Die Lebensbeschreibung von Hugo Stinnest) wird durch einige Firmen- Rn 
Familiendaten eröffnet, die sich am einfachsten schaubildlich wiedergeben lassen. 

Mathias Stinnes (1790 —1845) 


begründet mit einem Bruder eine Kohlenhandelsfirma 1810; 


130 Literatur. 


1 
a 


sie besaß 1845 auch die größte Rheinflotte. # 
4. Sohn Mathias Stinnes | 9. Sohn (13. Kind) Hermann 


(1817—1853), Leiter d. Firma 6. Sohn Johann Gustav Hugo Stinnes (1842 —1887) 
Mathias Stinnes 1845—1853. Stinnes(1826-1878), Leiter Leiterd Firma Mathias Stinnes 
der Firma Mathias Stinnes 1878—1887. 4 


1853 — 1878. | 
| 2.Sohn Hugo Stinnes, geb 
5. Sohn Gustav Stinnes, 1870, tritt 1890 aus der Fi 
seit 1896 Leiter der Firma Mathias Stinnes aus u. grün 
Mathias Stinnes. die Firma Hugo Stinnes. L 

Hugo Stinnes besuchte das Gymnasium in Mülheim, verbrachte seine Lehrzeit 
zusammen mit Peter Klöckner bei der Firma Später & Co. in Koblenz, arbei 
tete ein Jahr in der Grube, besuchte die Bergakademie in Berlin und trat 18 
zwanzigjährig, als Prokurist bei der Firma Mathias Stinnes ein, jedoch schon Ende 
desselben Jahres wieder aus, um mit 121% Tausend Talern eine eigene Firma z 
gründen. 

Das Jahrbuch verzichtet darauf, die Entwicklung der Firma und ihre weite 
chenden Beziehungen im einzelnen darzustellen. Die Aufgabe sei auch nicht durch 
führbar. Schon seit 10 Jahren wurden auf jede Weise Versuche gemacht, um die 
Ausdehnung des Interessenkomplexes aufzuhellen, jedoch scheiterten diese Ver- 
suche an der Schweigsamkeit des vielgenannten Mannes. Vielleicht werde die Nach- 
welt aus den sorgfältig geführten Archiven der Firma einmal über die Einzelheiten 
der Entwicklung unterrichtet werden. 5 

Die allgemeinen Linien der Entwicklung sind, ähnlich dem Werdegang bei Ma- 
thias Stinnes, Kohlenhandel — Kohlenschiffahrt — Kohlenbergbau — Montan- 
konzern. 3 


2) Altred Baedeker nennt als Quellen die früheren Jahrgänge des Jahrbuchs seit 1898; 
ferner „Wirtschaftl. Entwicklung des niederrhein.-westf. Steinkohlenbaues“, 3 Bde., Berlin 12 
Wiedenfeld, Das rhein.-westf. Kohlensyndikat, Bonn 1912; Neubaur, "Mathias Stinnes und 
sein Haus. 
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1898 Vorsitzender des Aufsichtsrats bei Bergbau-A.-G. Friedlicher Nachbar. 

1899 Errichtung Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk. 

1901 Gemeinsam mit der Bank für Handel und Industrie wird aus Differdingen- 
Damenbaum die Deutsch-Luxemburgische Bergwerks-A.-G. gegründet. 


1904 Vereinigung von Friedlicher Nachbar mit Deutsch-Luxemburg. 

1905 Angliederung der Friedrich Wilhelms-Hütte an Deutsch-Luxemburg. 

1908 Angliederung von Dortmunder Steinkohlenbergwerk Luise Tiefbau an 
Deutsch-Luxemburg. 


1910 % Anteil Saar- und Mosel-Bergwerks-A.-G. an Deutsch-Luxemburg. 

1910 Angliederung Union-Dortmund. 

1910 Angliederung Zeche Kaiser Friedrich und Zeche Tremonia. 

1911 Interessengemeinschaft mit A.-G. der Hochöfen- und Stahlwerke in Rü- 
melingen. 

1918 Verlust von Differdingen, Saar und Mosel und Rümelingen durch den Krieg. 

1920 Interessengemeinschaft mit der Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G. und mit 
dem Siemens-Schuckert-Konzern. 


1921 Angliederung des Bochumer Vereins für Bergbau und Gußstahlfabrikation. 


Otto Hue, der große Bergarbeiterführer 1868—1922, ist in Hörde in Westfalen 
geboren. Er war zunächst Schlosser, übernahm 1894 die Redaktion der Berg- und 
Hüttenarbeiter-Zeitung in Bochum, bald darauf die Redaktion des Verbandsblattes 
des „Alten Verbandes‘; später war er Gewerkschaftsführer. 1907 kam er in den 
Reichstag, 1913 in das Preuß. Abgeordnetenhaus. Bekannt ist sein großes wissen- 
schaftlich geschätztes Werk ‚Der Bergarbeiter“. 


Blume, Dr. rer. pol. Gerhard, Diplomkaufmann. Die ‚„valutarische Goldmarkbuch- 
führung“. Stuttgart, Verlag für Wirtschaft und Verkehr, 1923. 53 Seiten. Preis in 
 Pappband % 10.—. 
Nach den Vorschlägen des Verfassers werden die Grundbücher unter dem Ge 
sichtspunkte der Valuta geordnet; am besten durch Benutzung von losen Grund- 
buchblättern mit getrennter Paginierung für jede Valuta. Die daneben bestehende 
Trennung nach Geschäftsvorfällen in Einkaufs-, Verkaufsbücher usw. ist nicht aus- 
geschlossen. Jeder Valutaposten wird sowohl in den Grundbüchern als auch in den 
Ordnungsbüchern (Hauptbuch und Kontokorrent) ohne Einzelumrechnung und in der 
entsprechenden Valuta gebucht; eine Papiermarkspalte ist überflüssig. Um diese 
Handhabung auch in ‘den toten Konten möglich zu machen, wird das tote Konto 
in die nötige Anzahl valutarischer Konten aufgeteilt; es gibt z.B. ein Gulden- 
Wechselkonto, ein Gulden-Kontokorrentkonto, ein Gulden-Warenkonto usw. Eine 
Schwierigkeit machen die „halbvalutarischen Buchungen“, bei denen der eine Teil 
auf die in der betreffenden Buchhaltung herrschende Hauptwährung (z.B. Goldmark), 
ler andere etwa auf hfl. lautet. Beispielsweise zahle ein Kunde, der in Goldmark 
belastet wurde, mit einem Guldenscheck von 100 hfl. = 160 Goldmark. In diesem 
Falle werden dem Goldmark-Kontokorrentkonto 160 Goldmark gutgeschrieben, dem 
konto 100 hfl, belastet. Zum Ausgleich dient ein für jede Währung bestehen- 
les Umrechnungskonto. Die vier vorzunehmenden Buchungen gehen aus folgendem 
Schema hervor: | 


Goldmark-Kontokorrentkonto | Gulden-Wechselkonto 
J I L  L L nn 
| Gm. 160.— hfl. 100.— 
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Goldmark-Umrechnungskonto Gulden-Umrechnungskonto 


Gm. 160.— | hfl. 100.— 


In diesen Fällen findet also eine Einzelumrechnung statt. Um die Buchung nicht in 
mehreren valutarischen Journalen machen zu müssen, finden die halbvalutarischen 
Posten nur in einem Journal Platz, jedoch so, daß die valutarischen Posten rot, die 
Goldmarkposten schwarz eingetragen werden. 

Die valutarischen Konten werden nicht als eigentliche Hauptbuchkonten, son- 
dern als valutarische Vorkonten geführt; erst am Schlusse des Monats werden dis 
Monatssummen umgerechnet und in das Hauptbuch übertragen. 

Als doppelvalutarische Buchungen bezeichnet der Verfasser solche, die ebenfalls 
nicht gleichnamig sind, bei denen aber nicht der eine Teil der Buchung auf Gold- 
mark, sondern ebenfalls auf eine fremde Währung lautet. Diese Buchungen werden 
in zwei valutarischen Grundbüchern zur Darstellung gebracht; im übrigen geschieht 
die Handhabung entsprechend den halbvalutarischen. 

Der monatliche Abschluß des Goldmarkjournals ist der gewöhnliche. In den 
valutarischen Grundbüchern müssen die Valutaposten umgerechnet werden. Das 
geschieht zu den Devisen-Goldkursen am letzten Börsentage des Monats; der 
Monatsdurchschnittskurs sei mit Rücksicht auf die geringen Schwankungen gegen- 
über der Goldmark nicht nötig. 

Für die Übertragung der einzelnen Grundbuchungen in Skontren kommen in der 
Darstellung des Verfassers neben den Debitoren- und Kreditorenkontokorrenten 
Skontrobücher für Konten und Wechsel in Betracht. Für jede Valuta ist ein Sonder- 
skontro bzw. ein Sonderkontokorrent da; auch hier werden die valutarischen 
Einzelkonten nur in ihrer Valuta geführt. Die Bestände der valutarischen Skontren 
und Kontokorrente werden bei jedem Zwischenabschluß, etwa monatlich, in eine 
valutarische Hauptsaldenliste übertragen und in Goldmark umgerechnet. Hierbei 
ergeben sich mit Rücksicht auf die Verschiedenheit der Umrechnungskurse der ver- 
schiedenen Perioden einige Korrekturnötigungen. 

Diese kurze Kennzeichnung dürfte genügen, um den Buchhaltungsfachmann ein 
Bild über den Aufbau zu geben; für die Anwendung in der Praxis bedarf man des 
Büchleins selbst, 

Kritisch ist zu sagen, daß die Darstellung im ganzen ordentlich durchdacht 
und das System logisch aufgebaut ist. Auch die Darstellungsform ist ansprechend. 
Dagegen entbehrt der Fachwissenschaftler, daß der Verfasser weder an die Vor- 
kriegspraxis noch an die Literatur anknüpft; das hätte nicht nur die Darstellung 
vereinfacht und dem Fachmann das Lesen erleichtert, sondern hätte auch der Ge- 
staltung des Systems zu wesentlichem Vorteil gereicht. Auch die Literatur über die 
Fehlerfeldteilung ist nicht einmal gestreift, so daß sich die Fehlerfeidteilung wie eine 
Erfindung des Verfassers ausnimmt. 

In Hinsicht auf die Anwendbarkeit des Systems bin ich der Meinung, daß die 
Goldmarkbuchführung sich am einfachsten gestaltet bei Anwendung der Vorkriegs- 
methoden in Unternehmungen mit großem und zersplittertem Auslandsgeschäft, die 
sich durchweg der Buchkurse bedienten. Bei stabilen Währungen blieben die Buch- 
kurse dauernd gleich; bei stark schwankenden Währungen änderte man den Buch- 
kurs nach Bedürfnis und mußte in diesen Fällen nur dafür sorgen, daß die Änderung 
den Saldo mit umfaßte; man mußte also die entsprechenden Valutenkontokorrente 
für sich halten. Bei dieser Anwendung muß die Papiermark wie eine schwankende 
ausländische Währung behandelt werden; ein Verfahren, das allen Goldmarkbuch- 
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führungsvorschlägen gleicher Weise eigen ist. Ich bin nicht im Zweifel, daß das seit 
jeher bekannte und geübte Buchkursverfahren mit Saldenänderung bei sich ändern- 
dem Buchkurse an Stelle der künstlicheren Verfahren allgemein die Grundlage der 
Goldmarkbuchführung sein würde, wenn die Buchhaltungstechnik nicht so hand- 
werksmäßig geübt würde, daß weder Überlieferung noch Literatur hinreichend be- 
herrscht werden. 

Auch Dr. Blume sollte sich als Diplomkaufmann einmal überlegen, wie in der 
mechanischen Technologie der Vorschlag einer Maschinenkonstruktion aufgenommen 
würde, bei der der Verfasser den Stand der Praxis und Fachwissenschaft völlig ver- 
nachlässigte. 


Isaac, Alfred. Die Entwicklung der wissenschaftlichen Betriebswirtschaftslehre in 
Deutschland seit 1898 (Betriebswirtschaftl. Forschungen, herausgegeben von 
Prof. Dr. F. Schmidt, II. Serie, Heft 8). Berlin, Spaeth & Linde, 1923, 
206 Seiten. 

Der Verfasser leitet sein Werk ein mit dem Ausdruck der Freude. Gegen zwei 
Fronten habe die junge Disziplin zu kämpfen gehabt: Gegen Vertreter der älteren 
'Wirtschaftswissenschaften und gegen diejenigen der Wirtschaftspraxis. „Gerade 
dieses Verlassensein von jeglichem Bundesgenossen hat die Wurzeln der Forscher- 
tätigkeit um so tiefer schlagen lassen, und der emsige Fleiß der Hauptvertreter 
unseres Faches hat es erreicht, daß heute, da die Welt in ihrer Not von Quack- 
salbern aller Art umgeben ist, der Ruf der Wirtschaftspraxis nach berufenen Helfern 
aus den Kreisen der Betriebswirtschaftler zu den Alltäglichkeiten gehört.‘ 

Den ersten Abschnitt überschreibt Isaac ‚Die Betriebswirtschaftslehre als 
Wissenschaft“. Er befaßt sich mit dem Begriffsinhalt des Faches, d. h. den Fragen- 
komplexen, den Objekten und den Zielen. In Hinsicht auf die Zielsetzung unter- 
scheidet er drei Richtungen unter folgender Kennzeichnung: 

1. Verfahren und Zweckmäßigkeit, 

2. Sein und Geschehen, 

3. Geschehen und Zusammenhänge. 

Als Vertreter der ersten Gruppe werden genannt Schmalenbach, Walb 
und Mahlberg; als Vertreter der zweiten führt er Hellauer an und zu den 
‚Angehörigen der dritten Gruppe zählt er Schär, Nicklisch, Osbahr, Calmes 
und Pape. 

Mit Bezug auf die Methoden weist Isaac hin auf die bevorzugte Anwendung 

‚der Induktion. Aber damit werden die Eigentümlichkeiten der Arbeitsweise ver- 

‚schiedener Forscher nicht hinreichend gekennzeichnet und Isaac unternimmt den 

‘Versuch, sie genauer auf Grund ihrer Arbeiten zu bestimmen. Als die wesentlich- 

'sten Typen sind die rein beschreibenden, die beschreibend-systematisierenden, die 

nur systematisierenden, mit beschreibenden zugleich Grundsätze entwickelnden, die 

deduktiv aufbauenden und zugleich ethisch oder ethisch philosophisch beein- 
flußten Arbeiten zu nennen. 

Eine gewisse Verwandtschaft mit diesem Abschnitt besitzt das Kapitel über 
Forschertypen des Faches. 
| Der zweite Abschnitt „Die Periodisierung des Entwicklungszeitraumes von 
‚1898—1923“ gliedert die fünfundzwanzigjährige Geschichte der Betriebswirtschafts- 
lehre als wiedererstandener Hochschuldisziplin in drei Teile: 

1898 bis etwa 1906, gekennzeichnet durch das Bestreben, das Fach hochschul- 

‚pädagogisch zu gestalten. Den Formen der Lehrtätigkeit hafteten naturgemäß die 

‘Spuren des Fachschulunterrichts an. Die älteren Lehrgebiete beherrschten den 

‚Lehrplan; die Betriebswirtschaftslehre war notwendiges Übel. 


Lj 
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1906—1918, Beginn und Fortentwicklung der Detailforschung, unterstützt 
durch eine die Forschung frei machende Umstellung der Stoffgliederung, das Auf- 
kommen handelswissenschaftlicher Zeitschriften. 

1919—1923, gekennzeichnet durch die Kriegsereignisse mit vorübergehend 
Stagnation und die Erweiterung des Forscherstandpunktes, stark beeinflußt von 
dem Einfluß der Geldentwertung auf das Rechnungswesen. 

Weitaus den größten Raum nimmt der dritte Hauptabschnitt des Buches ein, 
der sich mit den einzelnen Gebieten befaßt. Unter den allgemeinen Gegenständen 
werden die zusammenfassenden oder rein theoretischen Werke, das Finanzierungs- 
wesen, die Buchhaltung und Bilanz, die betriebswirtschaftliche Statistik, das Treu- 
händerwesen und einige Nebengebiete genannt. Die Spezialgebiete werden ge- 
schieden in Betriebslehre, Verkehrslehre und die Arbeiten, die der rechnerischen 
Bemeisterung der Geldentwertungsstörungen gewidmet waren. 

Das Werk ist zu den besten Leistungen der Betriebswirtschaftslehre zu zählen 
viele Stunden emsiger Arbeit, viel Zähigkeit und viel Liebe sind in dieses Buch 
hineingewebt. Eine solche Leistung verdient hohes Lob, und ich bin bei aller 
Nüchternheit nicht unkünstlerisch genug, um es nicht unsympathisch zu empfinden, 
wenn man bei einer solchen Leistung das Lob mit Vorbehalten und Einwendungen 
mengt. Aber der junge Forscher muß es mir zugute halten, daß ich diesen Wider- 
willen überwinde; und wenn er genau zusieht, so wird er darin einen tüchtigen 
Schuß Hochachtung sehen. Denn ich halte sein Werk für ein solches, das, wie 
alles wirklich Gute, auf Jahre hinaus fortwirkt; ich rechne es zu denen, die unser 
Fach richtunggebend beeinflussen. Eine solche Einschätzung macht die Geitz 
machung wichtiger Bedenken zur Pflicht. 

Es mag wohl sein, daß die Betriebswirtschaftslehre seit 1898 ein gutes Stück 
vorangekommen ist. Aber ich möchte davor warnen, diese Feststellung ablesen zu 
wollen von dem Urteil anderer Fächer. Zwar tut das Isaac keineswegs in so aus 
gesprochener, abhängiger Art, wie wir es bei einigen anderen Betriebswirtschaftlern 
erlebt haben. Aber es ist doch recht deutlich, daß auch Isaac, vielleicht unter 
dem Einfluß von Schmidt, nationalökonomische Abhängigkeiten erkennen läßt. 
Und dies, obwohl er zugibt, daß gerade das Verlassensein von Bundesgenossen 
dem Fache zum Vorteil gereiche, . 

Wie die Vertreter anderer Fächer über unsere Entwicklung urteilen, ob ab- 
lehnend oder zustimmend, ist genau so wenig maßgeblich wie das, was die Aus- 
länder über deutsche Politik oder deutsche Wirtschaft sagen. Man sollte sich dieses 
Umsichsehen abgewöhnen; es ist nicht nur ein Kulturmangel, es ist auch irre- 
führend. Wenn mir Isaac die Ehre antut, meine Tätigkeit in der Entwicklung des 
Faches für wesentlich zu halten, so möge er daran denken, daß mein wesentlichstes 
Verdienst gewesen ist, meinen Weg zu gehen, ohne nach anderen zu fragen. Davon 
machen sich ja doch die jüngeren Kollegen keine Vorstellung, wie das Milieu, in das 
ich als junger Privatdozent hineinsprang, eigentlich beschaffen war; wie Kollegen 
und Studenten geradezu erschrocken und keineswegs willig aufhorchten, als da ein 
junger Handelstechniker allen Ernstes und ganz naiv so tat, als wäre da was, was 
Wissenschaft werden könnte. Hätte ich in diesen Jahren darauf gesehen, was 
andere sagten oder dachten, dann hätte ich überhaupt nicht bei der Stange bleiben 
können; hätte zum mindesten nicht die Wege eingeschlagen, die ich wählte, Das 
Umsichsehen ist dem Fache heute noch ebenso gefährlich wie damals. Fragen wir, 
was andere zu unserer Entwicklung sagen, so gehen wir die Richtung, die sie uns 
weisen; und zu dieser Weisung fehlt ihnen die Befähigung ebenso, wie sie ung 
fehlen würde, wenn wir das Gleiche ihnen gegenüber täten. i 
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Das hat mit der Achtung, die man anderen Fächern schuldig ist, nicht das 
Geringste zu tun. Man kann dem Angehörigen eines anderen Faches die höchste 
Achtung entgegenbringen und dennoch seine Ratschläge ablehnen. Das hat auch 
‚nichts zu tun damit, daß man die Entwicklung anderer Fächer verfolgen soll, um 
nützliche Vergleiche zu gewinnen. Nur frage man nicht nach ihrem Werturteil über 
‚uns selbst. | | 
Auch das ist zu beanstanden, daß Isaac die Entwicklung größer sieht als sie 
‚ist; und ich glaube, daß auch daran der Vergleich mit Außenstehenden Schuld trägt. 
Die Schwesterwissenschaft unseres Faches hat, entscheidend degeneriert durch die 
‚weitreichenden Einflüsse Schmollers, sich in einen wissenschaftlichen Zustand 
‚hineindrängen lassen, den die Geschichte der Wissenschaft vermutlich als Tief- 
‚standsperiode bezeichnen wird. Neben dieser Wissenschaft verhältnismäßig gut 
abzuschneiden ist kein ernstes Spiel. 

Lassen wir diesen Vergleich beiseite, so bin ich der Meinung, daß unser Fach 
nicht mehr als das Normale geleistet hat und daß des Rühmens kein Anlaß ist. 

Glücklicherweise ist der Verfasser zu gescheit, um die Übertreibung dahin zu 
‚steigern, als ständen wir schon auf der Höhe. Nein, auf der Höhe stehen wir 
sicherlich noch nicht. Nebst wenigem Gelungenen sieht man allenthalben kaum 
‚begonnene Anfänge. Und unsere Disziplin befindet sich zur Zeit keineswegs in 
‚der Verfassung, die Höhe im Sturm zu nehmen. Wir befinden uns im Gegenteil 
‚gerade jetzt in einem Zustande deutlich verspürbarer Richtungslosigkeit. Es ist eine 
‘Verworrenheit in unserem Fache merklich, die nichts Gutes ahnen läßt. 

Damit komme ich zu der Hauptfrage: Hat der Verfasser aus seiner historischen 
‚Betrachtung heraus den obersten Zweck solcher Betrachtung erfüllt? Sieht er die 
‚Gegenwart in ihrem Flusse richtig? Gewinnt er damit die Ziele, die uns weiter 
‚aufwärts führen ? | 
Ich bekenne, daß niemandem die Fähigkeit innewohnt, die Richtlinien für die 
Zukunft mit voller Sicherheit zu bestimmen. Aber der Verfasser wird mir zu- 
erkennen, daß ich bei solcher Frage mitreden darf. Und da muß ich nun zu meinem 
‚Leidwesen sagen, daß der Verfasser mich mit seiner Meinung nicht überzeugt. 

Ich kann meine Gegenmeinung hier nur in einigen andeutenden Sätzen wieder- 
‚geben, da Zeit und Platz für weitere Ausführungen mangeln. Mir scheint, daß 
‚„Richtung“ gleichbedeutend ist mit „Arbeitsprogramm“, Das Arbeitsprogramm der 
"Zukunft muß ein Kompromiß sein zwischen Aufgaben und Kräften. 

Unter den Aufgaben müssen diejenigen an hervorragender Stelle stehen, die 
uns aus der Wirtschaft zuwachsen; das ist auf dem Gebiete der betriebswirtschaft- 
(lichen Verwaltungslehre immer noch vorwiegend das Gebiet des Rechnungswesens 
mit seinen großen, fachwissenschaftlich nicht ausgefüllten Lücken; auf dem Ge- 
(biete des Finanzierungswesens die Frage der Kreditbereitschaft, vornehmlich 
‘endigend in dem Bedürfnis nach Ausbau der industriellen Bewertungslehre; auf 
\dem Gebiete des Verkehrswesens der internationale Warenhandel mit ungemein 
‚drängenden Aufgaben. 

Wenn ich den aus der Wirtschaft uns entgegendrängenden Pflichten einen starken 
"Einfluß auf unser Arbeitsprogramm einräume, so hat das mit Utilitarismus wenig zu tun. 
‘Meine Auffassung fußt auf der einfachen Wahrnehmung, daß Disziplinen, die sich tapfer 
‘in den Dienst der ihnen aus ihrem Fachgebiet zuwachsenden Aufgaben stellten, dabei 
"nicht nur gesund und kräftig geblieben sind, sondern daß sie sich dadurch auch die 
‘Möglichkeiten induktiver Forschung erweiterten, und nicht so leicht den Schrullen 
und Abwegen lediglich deduktiver Forschung verfielen. Wer fragt, ob denn bei 
‘dieser Einstellung die freie, aufgabenfreie Forschung nicht zu kurz komme, dem ist 
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zu antworten: Wiederum lehrt die Wahrnehmung, daß die besten Resultate der 
Wissenschaft abhängig waren von der (Qualifikation des Forschers; die Unter- 
ordnung unter gegebene statt selbstgewählter Probleme bedeutet für sie nicht Hem- 
mung sondern Anregung. Dem könnenden Forscher braucht man nicht die Er 
weiterung des Gesichtsfeldes nahezulegen, und dem nichtkönnenden soll man | 
nicht nahelegen. 

Was die Kräfte angeht, so hat kaum eine Fachdisziplin in Deutschland so. 
sehr Anlaß, die Kräfte zusammenzuhalten und auf die wesentlichen Aufgaben : 
einzustellen wie die unsere. Man vergleiche, was unserem Fache an forschenden 
und lehrenden Arbeitskräften zur Verfügung steht mit denen anderer Fächer; wenn, 
bei uns ein neuer Lehrstuhl zu besetzen ist, muß allemal eine Scheibe oben heraus- 
genommen werden, um sie unten einzusetzen. Der Nachwuchs ist ungemein spär- 
lich und wird voraussichtlich spärlich bleiben. | 

Unter allen diesen Umständen sollte man von der Erweiterung des betriebs- | 
wirtschaftlichen Forscherstandpunktes mit sehr großer Vorsicht sprechen. 

Damit hängt es auch zusammen, daß ich den Versuchen, unserem Fache 
eine „Allgemeine Betriebswirtschaftslehre‘“ zu geben, keinen großen Wert beimesse, 
Derartige Dinge müssen von selbst wachsen und brauchen kein Gewächshaus. Ent- 
weder entstammen sie der bloßen Schulmeisterei, die alles und jedes für schul- 
lehrfähig hält und jedem Ding seine Schachtel geben muß; oder man spürt den 
überorganisationslustigen Zug unserer Zeit; oder es steckt der Ehrgeiz dahinter, 
dem Fache den Grundstock gegeben zu haben. Ich sage nicht das geringste gegen 
den gesunden wissenschaftlichen Zug, den Dingen bis auf den Grund nachzugehen, 
sage auch nichts dagegen, dem Zerstreuten durch Zusammenfassung Halt zu geben. 
Aber ich halte nichts davon, diesen Dingen ihre natürliche Entwicklung zu nehmen, 

Übrigens haben wir die Mißerfolge, die mit der Ausweitung des betriebswirt- 
schaftlichen Forscherstandpunktes zusammenhängen, doch in aller Deutlichkeit vor 
uns. Nicklisch hat uns in dem extremsten Gebilde dieser Anschauung darüber 
belehrt, wie der ‚Weg aufwärts“ geht. Nicklisch liebt ein wenig die Pose und 
schwankt offenbar immer noch, ob nun Faust oder Mephisto oder Jesus Christus 
der richtige ist. Das ist doch nun wirklich an Ausweitung alles mögliche. Und’ 
das Resultat? Und wie sieht es mit Schmidt aus, den ja auch der Ausweitungs- 
ehrgeiz nicht ruhen läßt? Ich sagte, daß ich auf Ansichten von Nachbarwissen- 
schaften nicht viel gebe. Aber wenn ich Schmidt über Inflation, Quantitätstheorie” 
und Krisentheorie reden höre oder gar seine „Volkswirtschaftslehre in einer 
Stunde“ zur Hand nehme, überkommt mich doch das Bedürfnis, die Herren von 
der Schwesterwissenschaft eine Weile anderweitig zu fesseln. Und was könnten 
diese beiden, Nicklisch und Schmidt, für nützliche Kräfte sein, wenn sie das’ 
Ausweitungsgeschäft mehr an sich herankommen ließen als ihm mit Fleiß ob- 
zuliegen. 

Noch in einem anderen wesentlichen Punkte kann ich dem Verfasser nichä 
beipflichten. 

Isaac ist offenbar ein Mann der Verträglichkeit; er tut nicht gern weh ui 
scheut auch wohl den Vorwurf, als junger Autor anmaßend zu erscheinen, Das ist 
gewiß achtenswert, aber produktiv ist es sicherlich nicht. Gewisse der Erkenntnis 
und Aufzeigung bedürftige Erscheinungen bleiben dabei im Dunkeln. Fragen wir 
nicht nach der Weise subalterner Kritiker, was diesem oder jenem von uns etwa 
zum Nachteil seines Rufes — etwa damit die Bäume nicht in den Himmel” 
wachsen — angehängt werden könne. Stellen wir die Frage vielmehr so: Welche 
wesentlich hemmenden Erscheinungen haben sich in der Entwicklung unseres Faches 
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gezeigt, gleichviel wer sie im einzelnen besessen? Dann zeigen sich selbst dem 
oberflächlichen Beobachter einige Erscheinungen, die die Entwicklung des Faches 
ungemein stören, die sogar, wenn es so weiter geht, ihm gefährlich zu werden 
drohen. Unter ihnen ist die eine vor allem zu nennen, das ist die ungemein stark 
entwickelte, bei einigen Vertretern bis zur Krankheit gesteigerte Eitelkeit. 

Bismarck hat es uns nachdrücklich gesagt, daß die Eitelkeit eine Hypothek sei. 
Es ist leider nicht zu leugnen, daß einige der verehrten Fachgenossen mit einer 
so hohen Eitelkeitshypothek belastet sind, daß sich eine erhebliche Überschuldung 
ergibt. Leider besonders bei Leuten, die eine recht stattliche Aktivseite auszu- 
weisen vermögen und ohne die Hypothek reiche Leute wären. 

Was in unserem Fache durch Überschuß an Eitelkeit getan und unterlassen 
wird, ist so viel, daß eine objektive historische Kritik daran nicht vorbeigehen 
larf, wenn sie nicht in einem wesentlichen Stücke fehlgehen soll. Und in diesem 
?unkte ist Isaac fehlgegangen. x 

Mit der Eitelkeit hängen fast alle die Abwege zusammen, die wir zu ver- 
:eichnen haben. Und leider ist die Krankheit nicht etwa im Schwinden begriffen; 
sie scheint immer noch zuzunehmen. Läßt man die Eitelkeit aus der Betrachtung 
ıeraus, so redet man in wesentlichen Stücken an der Sache vorbei. 

Wenn es Isaac einmal einfallen sollte, eine Studie zu schreiben über den 
‚Einfluß der Eitelkeit auf die Entwicklung der wissenschaftlichen Betriebswirt- 
chaftslehre seit 1898“, so bin ich sicher, daß das Buch in Deutschland ebenso 
wertvoll würde wie das vorliegende Werk; und noch interessanter zu lesen. Ich 
würde mein eigenes Konterfei mit Vergnügen genießen; denn es würde vermutlich 
‚neiner Eitelkeit schmeicheln, zu diesem Genuß befähigt zu sein. 

‘Schließlich noch ein Bedenken minder wesentlicher Art. 

Isaac sieht fast ausschließlich die Entwicklung des Faches als Wissenschaft 
nd nicht als Lehre. Infolgedessen sieht er nicht die fundamentalen Unterschiede 
m Lehrerfolg. Wie die vielen akademischen Kaufleute aussehen, ob sie mehr 
ußerlich belehrt oder belernt sind, oder ob ihr ganzes Denkvermögen durchpflügt 
st; ob sie in der deutschen Wirtschaft eine Klasse für sich oder nur eine etwas 
ultivierte Abart sind, das alles scheint mir von großer Bedeutung. Und wenn 
sh auch in Köln, an der Stätte meiner mehr als zwanzigjährigen Wirksamkeit aus 
tründen des Vertragens und Behagens ruhig zusehe, daß die Sonderart der von mir 
är die beste gehaltenen Erziehung der jungen Studenten sich verflüchtigt, so bin 
sh doch keineswegs der Meinung, daß diese Angelegenheit nicht von hoher Be- 
ieutung sei. Auf diesem Ohr ist Isaac leider nicht gerade feinhörig. Woher es 
'enn auch kommt, daß die kaum hoch genug zu veranschlagende Bedeutung Lam - 
erts nicht annähernd richtig gewürdigt wird. Auch die Bedeutung Walbs 
‘ommt nur zur Geltung, wenn man die ihm eigentümliche Kraft der akademischen 
ırziehung in Anschlag bringt. 

Das sind die wesentlichen Punkte, an denen nach meinem Empfinden die 
ritik Isaacs die durch die Umstände gebotenen Richtlinien verläßt. Im wesent- 
‚chen Zuge dagegen scheint mir der allgemeine Teil vortrefflich angelegt. 

Auch der den Spezialfragen gewidmete Teil bietet des Stofflichen und Gedank- 
‚chen die Fülle und kann nicht ohne Gewinn gelesen werden. 

' In dem Abschnitt über „Finanzierungswesen“ vermißt der Verfasser mit Recht 
ine strengere Begriffsumgrenzung. Auch darin ist ihm zuzustimmen, daß die sicht- 
aren Kapitaltransaktionen nicht der Inbegriff der Finanzierung, daß vielmehr auch 
ie nach außen nicht in Erscheinung tretenden Kreditoperationen von hoher Be- 
eutung sind. Isaac fügt diesen Ausführungen einen Plan an, der durch wohltuende 
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Strenge des Aufbaues und gute betriebswirtschaftliche Einstellung sich auszeichnet, 
Jedoch übersieht der Verfasser hier drei wichtige Umstände. Erstens ist darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß neben dem Kapitel ‚Finanzierungen‘ in der Betriebs- 
wirtschaftslehre ein wesentliches Hauptstück, der Geld- und Kapitalverkehr, ent- 
halten ist. Die Versorgung der Unternehmung mit Hypotheken- und Bankkapital 
ist so sehr darauf angewiesen, im Rahmen dieses letzteren Hauptstückes zu bleiben, 
daß es sich nur mit Schaden daraus loslösen läßt. Zweitens hat mir die Erfahrung 
bewiesen, daß man der ganzen Materie der Finanzierungsvorgänge ein theoretisches 
Vorstück, die Schätzungslehre, voranstellen muß, um dem Ganzen den rechten 
Unterbau zu geben. Drittens hat die Isaacsche Disposition den Mangel, daß die 
Fusion als Kapitalzuführung behandelt wird, was sie nach ihrer Natur gewöhnlich 
nicht ist, daß ferner die finanziellen Interessengemeinschaften fehlen, und daß die 
Sanierungsvorgänge sehr zum Schaden des Zusammenhangs zerrissen werden. Alle 
diese Umstände erwägend, kann ich mich nicht entschließen, die von mir gewählte, 
einigermaßen bewährte Disposition aufzugeben. Übrigens handelt es sich in meinem 
Buche nicht um eine „Zusammenfassung von Einzelstudien“, da die Einzelstudien 
von vornherein dazu bestimmt waren, zu gelegener Zeit Bausteine eines größeren 
Ganzen zu werden. 4 

Sehr beachtenswert sind die Ausführungen über die Forschungsbedürfnisse 
des Revisionswesens. Die Materie erweist sich hauptsächlich deshalb als spröde, 
weil sich die Grenzen dieses speziellen Lehrgebiets gegenüber dem sachlichen 
Stoff ungemein schwer bestimmen lassen. Man wird es z.B. nicht für vorteilhaft 
halten, die Lehre der Selbstkostenrechnung in die Revisionslehre aufzunehmen, 
Mir scheint, daß die vom Verfasser gegebenen Anregungen zur Behandlung des 
Themas ‚Selbstkosten und Revision‘ sehr beachtliche Fingerzeige geben. 

Eine der angedeuteten ähnliche Schwierigkeit ergibt sich in der Lehre von 
der Statistik. 

Daß unter den spezielleren Sondergebieten, deren Behandlung hier zu 
führen würde, die Untersuchung der Literatur über die mit der Geldentwertung einen 
breiten Raum beansprucht, ist leicht zu verstehen. Immerhin dürfen wir die ganze 
Betätigung auf diesem Gebiete als Episode ansehen. Es wäre recht wünschenswert, 
wenn der Verfasser in einem Aufsatz den Versuch machen würde, noch genauer 
festzustellen, wie das Fach auf diese Episode vorbereitet war; denn das ist für 
uns ja doch ein wesentlicher Prüfstein, ob wir bereit und fähig sind, bei herein- 
stürzenden Geschehnissen ungewöhnlicher Art der Praxis mit wissenschaftlichen 
Mitteln beizuspringen. Sch. 


Klocke, Diplomhandelslehrer Wilhelm. Wichtige Buchungs- und Bilanzfälle. Leipzig, 
ABC-Verlag Georg Flock, o. J. 129 Seiten. 
Aus dem Inhalt: 
Die Verrechnungstechnik von Kommissions- und Konsignationswaren, der Parti 
zipationsgeschäfte, von Haus- und Grundbesitz, der Wertpapiere, der Patente, des 
Delkrederekontos und der Dubiosen, der transitorischen Posten, der Heisespes eg 


Lemke, Dr. Karl Heinz. Der Personalkredit an Großhandel und Industrie und sei 
Vermittlung durch Banken, Berlin und Leipzig, Haude & Spenersche Buch 
lung Max Paschke, 1922. 389 Seiten. 

Die Arbeit behandelt die Kapitalbeschaffung durch die Banken für Handel R 
Industrie. Er scheidet aus die Kapitalvermittlung für die Landwirtschaft und das 
Kleinunternehmertum;; der Großkleinhandel (Warenhäuser, Spezialhäuser) fallen aus 
der Disposition nur scheinbar heraus, da der Verfasser statt von größeren Handels- 
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unternehmungen vom „Großhandel“ spricht. Der Überschrift entsprechend, be- 
schränkt der Verfasser sich auf den als Personalkredit bezeichneten Kredit: der 
durch Effekten oder Sicherheitshypothek gedeckte Kredit fällt aus, obwohl er hn- 
gemäß mitbehandelt werden müßte. Auch die Unterscheidung „volkswirtschaftliche 
Formen“ und „privatwirtschaftliche Formen“ trifft nicht genau zu. Der Verfasser 
wäre der Teilungsschwierigkeiten besser Herr geworden, wenn er gesagt hätte: Der 
‚Kontokorrent-, Wechsel- und Bürgschaftskredit der Banken. Aber es liegt uns 
Deutschen ja wohl im Blut, die Systematisierung zu überspannen. 

h Im Hauptabschnitt ‚Die Bank als Personalkreditgläubigerin“ bespricht der 
Verfasser von der Bank aus gesehen zuerst die Unterlagen der Kreditwürdigkeit 
Handelsregister, Auskünfte, eigene Auskünfte des Kreditnehmers, Bilanzen, Be- 
\wiebsbesichtigung). Bei der Besprechung der Bilanz als Kreditunterlage stellt der 
Verfasser die Frage der Liquidität zu stark in den Vordergrund und unterläßt es 
lie Erkennungsmerkmale der Rentabilität genau zu untersuchen. Auch die Be- 
leutung der Kalkulationsgrundlagen wird vernachlässigt. Dankenswert sind die an- 
schließenden Ausführungen über Versuche und Anregungen zur Einrichtung von 
Xreditzentralen. 

In weiterer Folge werden die einzelnen Kreditformen besprochen: 
| Der Blankokredit. 
| Der Bürgschaftskredit. 

Der Wechselkredit. 

| Der Akzeptkredit. 
| Der Avalkredit. 


Zahlreiche Beispiele und Formulare sind als recht brauchbarer literarischer 
Waterialzuwachs zu werten. Sch. 


sroßmann, Prof. Dr. Hermann. Die Betriebsbilanz und die Betriebs-, Gewinn- und 
Verlustrechnung nach dem Gesetz vom 5. Februar 1921 mit erläuternden Bilanz- 
 beispielen. 2. Aufl. Berlin, Industrieverlag Späth & Linde, 1922. 170 Seiten. 


Das Buch sollte vermutlich ursprünglich zwei Zwecke erfüllen; erstens den, 
lem Bilanztechniker eine Handhabe zu geben zur Frfüllung der gesetzlichen 
flichten über die Betriebsbilanz und zweitens sollte Mitgliedern des Betriebsrates 
„ne Vorstellung von der kaufmännischen Bilanz gegeben werden. Das erste wird 
'ait wenigen Ausführungen erreicht. Das zweite dagegen läßt sich auf diese Weise 
aum bewerkstelligen. Die Erfahrungen in Betriebsrätekursen haben gezeigt, daß 
iur einige ganz wenige dieser Hörer in die kaufmännische Buchführung und Bilanz 
indringen; soll es gelingen, so ist der gewöhnliche Ausbildungsgang geboten. 

Aber das Buch zeigt einige Besonderheiten, die wichtiger sind als die Zwecke, 
ie ursprünglich mit der Publikation verbunden waren. Es enthält nämlich zwei 
toße Kapitel über Abschreibungen und Reserven. Zwar holt der Verfasser nicht zu 
iner so gründlichen Bearbeitung aus wie er es vermutlich in einem eigens dazu 
eschaffenen Rahmen getan hätte, aber es ist doch so viel geworden, daß man das 
juch als wissenschaftliche Quelle zu benennen hat, wenn man über Abschreibungen 
nd Reserven handelt. | Sch. 


Yanderlip, Franz A. Was aus Europa werden soll. Deutsch von R. von Scholtz. 
‘ München, Drei Masken Verlag, 1922. 320 Seiten. 

| Inhaltsangabe: 1. Allgemeines und Unterlagen; 2. Das wirtschaftliche Chaos in 
\inzelnen europäischen Staaten; 3. Wiederaufbau. 
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Securius, Diplomhandelslehrer Dr. Theodor. Der Güterverkehr mit der Post, durch 
Bahn und Schiff, mit einem Anhang: Die Eisenbahn im Dienste des reisenden 
Kaufmanns. Nordhausen, Heinrich Knillinger, o. J. 262 Seiten. 


Oberbach, Handelsschuldirektor Johannes. Die kaufmännische Buchführung im 
Warenhandel. Nordhausen, Heinrich Nillinger, 0. J. 189 Seiten. 


Fleischmann, Dr. Gustav. Handelsgeographie. Reichenberg, Franz Klaus, 1928. 
200 Seiten. 


Moos, Dr. Felix. Die Steuerbilanz nach dem Einkommensteuergesetz, dem Körpek 
schaftssteuergesetz und dem Reichsvermögenssteuergesetz. Berlin, Industrie- 
verlag Späth & Linde, 1922, : 


Mir liegt seit langem die 2. Auflage zur Besprechung vor. Ich wollte es gründ- 
lich machen und so blieb das Referat liegen. Inzwischen dürfte eine neue Auflage 
erschienen sein, die den inzwischen wesentlich veränderten Verhältnissen ge- 
recht wird. 


Moos beschäftigt sich zunächst mit den grundlegenden Fragen: Steuerbilanz 
und kaufmännische Bilanz im allgemeinen, die verschiedenen Steuergesetze und die 
Reichsabgabenordnung, das Verhältnis der Steuergesetze zu den Ausführung®vor- 
schriften und das Verhältnis zwischen Einkommen- und Körperschaftssteuergesetz, 
Man vermißt hier das Verhältnis des Einkommensteuergesetzes zu den Landes- 
ertragssteuergesetzen. Dann folgen die großen Abschnitte: 

Die Steuerbilanz nach dem Einkommen- und Körperschaftssteuergesetz. 

Die Steuerbilanz nach Besitz- und Vermögenssteuergesetzen. 

Die Steuerbilanz nach den Kriegsabgabe- und Nachkriegsgewinnsteuergesetzen, 

Die Steuerbilanz als Grundlage für die Berechnung des Steuereinkommens 
wird besonders eingehend hinsichtlich der Abschreibungen besprochen. 

Im ganzen zeigt die Schrift den ordentlichen, fachkundigen, Grundsätzliches 
und Einzelheiten exakt trennenden Juristen. Disposition und Sprache sind überall 
ansprechend. Hingegen fehlt es durchaus an betriebswirtschaftlichen Kenntnissen; 
die Literatur über Abschreibungen ist dem Verfasser offenbar nicht einmal dem 
Namen nach bekannt. Infolgedessen ist die Arbeit recht einseitig geblieben. Selbst 
das Prinzipielle, die innere Verschiedenheit des betriebswissenschaftlichen und 
steuerrechtlichen Gewinnbegriffes ist nicht besser herausgearbeitet als wir es in 
den unzähligen juristischen Schriften über die Bilanz gewohnt sind. Das hat zur 
Folge, daß das Buch für den Bilanztechniker oft an entscheidender Stelle versagt, 

Sch. 


Schultze, Prof. Dr. Ernst. Organisatoren und Wirtschaftsführer. Leipzig, F. A. Brock- 
haus, 1923. 111 Seiten. > 


Es gebe drei Arten des Organisierens, sagt der Verfasser: Die Ver ande 
die Betriebsorganisation und die Organisation durch Behörden. Das ist nun nicht ganz 
einheitlich gegliedert, denn in den ersten beiden Fällen ist das Objekt und im dritten 
Falle das Subjekt das Merkmal. Organisieren, so fährt er fort, könne der Deutsche 
besser als der Engländer, der Amerikaner sei dem Deutschen in mancher Hinsicht 
voraus, aber die Schmiegsamkeit des Umorganisierens und Anpassens zeichne den 
Deutschen aus. Ich finde, daß derartige Urteile, die eines sehr tiefgehenden und be- 
legten Tatsachenstudiums bedürfen würden, mit recht großer Vorsicht aufzunehmen 
sind; ich fühle mich durch die Ausführungen des Verfassers nicht überzeugt. 

Begriff der Organisation sei die Steigerung der Wirkungskraft menschlicher 
Anstrengungen durch planmäßiges Zusammenordnen von Menschen und Einrich- 
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tungen. Was über die Eigenschaften des Organisators gesagt wird, erhebt 

auf Wissenschaftlichkeit wohl keinen Anspruch. Auch die Ausführungen darüber, 
wie die Volks- und Betriebswirtschaftslehre die Frage der Organisation zu behan- 
deln haben, werden kaum wesentliche Beachtung finden. 

Der zweite Teil der Arbeit gibt die Vorstellungen wieder, die der Verfasser 

vom Wirtschaftsführer hat, und ein kleiner dritter Teil wendet sich an die Auf- 
‘gaben der studierenden Jugend. 
DieSchrift ist als Rektoratsrede bei der fünfundzwanzigjährigen Gründungsfeier 
‚der Handelshochschule Leipzig entstanden und erhebt zugleich den Anspruch, an der 
Klärung der organisatorischen Fragen sich zu beteiligen. Mir scheint, daß die 
Schrift an dieser Doppelaufgabe leidet. Als fachwissenschaftliche Leistung kommt 
die Schrift nicht in Betracht; dazu gehört ein wesentlich tieferes Schürfen und 
wirkliche Tatsachenforschung. Solche Dinge kann man nicht fördern, indem man 
sich bloß was denkt; einige Kapitel machen den Eindruck, als wenn dem Verfasser 
diese Arbeit überhaupt nicht liege und als ob er durch vielseitige Tagesjournalistik 
wissenschaftlicher Denk- und Arbeitsweise entfremdet sei. Wohl aber scheint der 
Verfasser das Zeug dazu zu haben, eine recht schwungvolle und keineswegs gehalt- 
lose Festschrift zu schreiben. Hätte er sich damit begnügt, so hätte aus der Sache 
‚wohl was werden können. Sch. 


Rosendorff, Dr. Richard, Rechtsanwalt und Notar. Goldbilanzierungsgesetz. Eine 
erste Einführung in die Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923. 
Berlin, Industrieverlag Späth & Linde, 1923. 102 Seiten. 


Die Fixigkeit, mit der die moderne Schnellkommentarerzeugung arbeitet, ist 
sehr beträchtlich und beweist, daß auch in der Fachschriftstellerei eine gewisse In- 
dustrialisierung möglich ist. Der Wissenschaftler ist geneigt, diese Erscheinung zu 
tadeln. Aber er übersieht die Bedürfnisse des praktischen Kaufmanns, der bei der 
Fülle der Gesetze und Verordnungen darauf angewiesen ist, mit möglichst wenig 
eigenem Nachdenken zu erfahren, was gestern oder vorgestern alles verordnet 
wurde. So besehen, kann man auch den sonst naheliegenden Vorwurf nicht an- 
erkennen, daß es eine Überhastung sei, einen Kommentar herauszubringen zu einem 
Gesetz, für das die Ausführungsbestimmungen noch nicht heraus sind. 
Wissenschaftliche Anforderungen an einen solchen Schnellkommentar, bei 
dem die Fixigkeit alles ist, zu stellen, ist nicht billig. Man muß zufrieden sein, 
N 5 ? 
wenn die Sache ohne schwere Fehler abgegangen ist. 
| Das Büchlein enthält außer den in solchen Kommentaren üblichen Umschrei- 
bungen und Erläuterungen des Gesetzestextes einige Mitteilungen über die alsbald 
nach Erscheinen der Verordnung bekannt gewordenen öffentlichen Äußerungen; 
‚wobei nach Art der Berliner Kommentatoren die Umschau sich auf den Platz Berlin be- 
‘schränkt. Einiges davon ist recht unkritisch und wird auch unkritisch reproduziert. 
'Überhaupt ist der wirtschaftliche Inhalt, was gegenüber einer juristischen Arbeit 
kein Vorwurf ist, recht mager. Die vielen Zweifel der Bilanzpraxis, die namentlich 
dem praktisch tätigen Treuhänder entgegentreten, sind dem Verfasser offenbar nicht 
bekannt geworden. Hingegen ist an den allerdinrs wenigen Stellen, an denen in 
Bilanzfragen der Jurist zu Wort kommt, nützlicler Hinweis zu finden. 


Einige Beanstandungen: 

Wenn der Verfasser sehr kategorisch erklärt, daß es unmöglich sei, einen An- 
‚schaffungspreis in Gold zu berechnen, so begibt er sich auf ein für ihn ungewisses 
‘Gebiet und er muß sich sagen lassen, daß er irrt. Daß der Dollarkurs hierbei ein 


unrichtiges Ergebnis ergebe, ist abwegig. Die Frage der Richtigkeit der Dollarrech- 
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nung ist da zu stellen, wo man die Frage erörtert, ob man mit dem Dollar über- 
haupt rechnen kann; daß sie bei der Frage der Anschaffungskosten speziell gestellt 
wird, zeigt eine gewisse Unbekanntschaft mit der betriebswirtschaftlichen Denk- 
weise. Außerdem ist die ganze Frage sehr einseitig gesehen. Der Verfasser denkt 
insbesondere nicht an die Gefahr der Taxbewertung. ö 
Die gleiche Erscheinung zeigt sich bei der von Kahn übernommenen An- 
schauung, daß die unterschiedslose Behandlung der Aktionäre die alten Aktionäre 
schädige, die ihre Aktien mit besserem Gelde erworben haben. Die Sache liegt ganz 
anders. Die Schädigung der alten Aktionäre kann allerdings eingetreten sein, als 
man neue Aktien zu billig ausgab und ihnen das Bezugsrecht nicht gönnte. Sie 
liegt nicht in der Gleichstellung bei der Goldmarkbilanz. 4 
Daß man in der Praxis das Kapitalentwertungskonto fast für wertlos hält, ist 
mir völlig neu; dagegen habe ich mich vom Gegenteil wiederholt überzeugt. Das 
Kapitalentwertungskonto des 8 6 der Verordnung hat lediglich den Sinn, den Gesell- 
schaften, die aus irgendeinem Grunde die Umstellung nicht sofort vornehmen 
wollen oder können, Zeit zu lassen. Natürlich wäre im öffentlichen Interesse er- 
wünscht, wenn alle Gesellschaften sofort umstellten. Aber es gibt doch nun einmal 
Ausnahmen. Wenn nun R. sagt, die Bestimmung sei wertlos, so scheint er zu 
glauben, derartige Ausnahmen dürfe es nicht geben. n 
Auch seine Ausführungen über Genußscheine sind mir nicht einleuchtend, 
Hier handelt es sich zwar um eine Rechtsfrage, bei der ich keinerlei Autorität zu 
beanspruchen habe. Aber ich wäre doch dankbar, wenn der Zweifel durch ander- 
weitige juristische Darlegung gelöst würde. $ 12 des Goldmarkbilanzgesetzes be- 
stimmt, daß, soweit aus Anlaß der Umstellung Zahlungen an die Gesellschafter zu 
erfolgen haben, ihnen auf Antrag Genußscheine auszuhändigen sind. Nun nimmt R. 
als selbstverständlich an, daß darunter auch die Erlöse aus Ersatzaktien bei Kraft- 
loserklärung auf Grund von 8 290 HGB. fallen. Mir ist das zweifelhaft; denn es 
handelt sich bei diesen Zahlungen nicht um eine Leistung der Gesellschaft selbst, 
sondern nur um eine Auszahlung von für Rechnung der Beteiligten empfangenen 
Geldern. Sch. 


Die neuen Steuergesetze 9. Reihe. Goldbilanzen und Steueraufwertung. Verord: 
nungen vom 13. Oktober und 28. Dezember 1923 nebst Durchführungsbestim- 
mungen. Textausgabe. Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1924. 36 Seiten. Preis 
6 0.80. 


Diese Textausgabe enthält die Verordnung über Steueraufwertung vom 11. Ok. 
tober 1923 und vier Durchführungsbestimmungen sowie die Fe 
nung, diese noch ohne Durchführungsbestimmungen. 
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Walb, Prof. Dr. Ernst. Übungsbeispiele aus dem kaufmännischen Rechnungswesen 
Leipzig, G. A. Gloeckner, 0. J. 28 Seiten. Preis 46 1.20. j 


Die Sammlung ist als Lehrbehelf für Vorlesungen und als Ergänzung der Ar- 
beiten des Verfassers über das Rechnungswesen in Rothschilds Taschenbuch ge 
dacht. Sie stellt, ausgehend vom Konto, einen systematischen Aufbau der doppeligg 
Buchhaltung dar. 


Düringer, Dr. A., und Schulze, Dr. Werner. Das Reichsgesetz über werkbösiin i 
Hypotheken vom 23. Juni 1928. Berlin, Industrieverlag Späth & Linde, 1924 
213 Seiten. . 

Nach einigen währungsgeschichtlichen Daten legen die Verkaster dar, wie sich 
der Verkehr zuerst gegenüber den Schwierigkeiten eines immer mehr sich ent 
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wertenden Geldes bei Kreditgeschäften der Selbsthilfe bediente, Insbesondere 
kam in Betracht die Eintragung einer Reallast auf Grundstücke, wobei sich aber er- 
zab, daß das Fehlen der Grundsätze des modernen Hypothekenrechts Schwierig- 
keiten brachte; speziell der Mangel der Verkehrsfähigkeit und der Zweifel be- 
reffend die Grundstückshaftung störte den Verkehr ungemein. 

Dann folgen der Abdruck des Gesetzes sowie der vier Durchführungsverord- 
aungen, der ausführliche Kommentar und Muster. Angehängt sind die amtliche Be- 
gründung des Gesetzentwurfs, die Verordnung vom 13. Februar 1920 über die Ein- 
‚ragung von Hypotheken in ausländischer Währung nebst Auszug aus der amtlichen 
3egründung und ein Auszug aus dem Hypothekenbankgesetz von 1899 in der 
Fassung des Gesetzes vom 14. Juli 1923. 
| Ohne auf den rechtlichen Inhalt des Kommentars einzugehen, möchte ich 
aahelegen, daß die Verfasser bei einer Neuauflage (unter $2 der Verordnung vom 
29. Juni bei Besprechung der Umrechnung des Londoner Feingoldpreises in deut- 
sche Währung) auf die großen Gefahren hinweisen, die der Feingoldhypothek 
lrohen durch die Mängel des Berliner Kurses als eines Zuteilungskurses. Als Ende 
rorigen Jahres der Berliner Kurs nicht mehr die Hälfte des Freiverkehrskurses aus- 
machte, waren die sogenannten wertbeständigen Feingoldhypotheken auf die Hälfte 
ntwertet. Bei der Besprechung der Verordnung betreffend Zulassung von Kohlen- 
sorten vermißt man eine Beleuchtung des unterschiedlichen Sicherheitsgrades bei 
3rutto- und Nettokohlenpreisen. Außerdem gehörte in eine derartige Schrift eine 
Jarlegung hinein darüber, daß dort, wo der Gläubiger infolge der Mängel der Rechts- 
seundlagen eine Risikoprämie in den Zins legt, sich die Gefahr des Wucherein- 
wandes ergibt; die Gerichte, die gegenüber den Risikoprämien ein verständliches 
Mißtrauen haben, werden dem Einwande vielleicht zu leicht stattgeben und dann 
len Kreditverkehr noch weiter gefährden. Es handelt sich bei diesen Anständen 
xeineswegs um theoretische Bedenken, sondern um Störungen, die bei Verhand- 
ungen über wertstabile Eintragungen mehrfach vorgekommen sind und die für 
yeide Parteien günstige Kreditoperationen zum Scheitern brachten. Diese Mängel 
sind besonders unbehaglich, wenn das Hereinholen ausländischen Kapitals daran 
scheiterte. Die Eintragung von Valutenhypotheken bietet in eiligen Fällen wegen 
ler zeitraubenden Genehmigung keinen Ersatz. 

Es handelt sich hier zwar um wirtschaftliche Beanstandungen; aber da sich 
lie Verfasser mit Wirtschaftsfragen an vielen Stellen befassen, müssen sie das 
wuch richtig tun und nicht an den wesentlichsten Punkten vorbeigehen. Sch. 


Moral, Dr. Felix. Die Taxation maschineller Anlagen. 3. neubearbeitete und ver- 
mehrte Aufl. Berlin, Julius Springer, 1922. 89 Seiten. 

Moral unterscheidet- Inventurtaxen für den inneren Gebrauch der Firma und 
\useinandersetzungen, Taxen als Unterlage bei Gründungen u. dgl., Taxen zwecks 
\ufnahme von Hypotheken, gekennzeichnet durch die Aufnahme nur der hypothe- 
tarisch belastungsfähigen „wesentlichen Bestandteile“ eines Gebäudes, Taxen für 
len Verkauf maschineller und zum Abbruch bestimmter Anlagen und schließlich 
Vortaxen für Versicherungszwecke. Der Verfasser behandelt die Lebensdauer von 
Maschinen, die Ermittlung des Zeitwertes, die Abschätzung der Werkzeuge, Modelle, 
Zeichnungen usw., und von den Spezialtaxen die Vortaxen in Versicherungsfällen 
ınd die Taxen von Maschinen als wesentliche Bestandteile von Gebäuden. 
| Bei der Besprechung der Lebensdauer von Maschinen will der Verfasser die 
\echnische und wirtschaftliche Lebensdauer sorgfältig geschieden wissen. Die tech- 
nische Lebensdauer sei abgelaufen, wenn die Maschine völlig abgenützt sei. Die 
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wirtschaftliche Lebensdauer, auf die sich die Abschreibung in der kaufmännischen 
Buchführung beziehe, sei abgelaufen, wenn die Gesamtsumme der zur Unterhaltung 
der Maschine in betriebsbrauchbarem Zustande aufgewendeten Kosten die Höhe des 
Anschaffungspreises erreiche. Dies sei so zu verstehen, „als ob die Maschine jeweilig 
vollständig aufgebraucht ist und nunmehr eine andere Maschine für den Betrag der 
aufgewendeten Unterhaltungskosten angeschafft ist, mit welcher der Betrieb fort- 
gesetzt wird; und dies wiederholt, bis den neu aufzuwendenden Reparaturkosten 
nur noch der Altwert der Maschinen gegenübersteht, so daß sich weitere Repara- 
turen nicht mehr lohnen würden“. 

Mir ist das nicht klar geworden. Aus dem folgenden scheint hervorzugehen, 
daß er unter wirtschaftlicher Lebensdauer die Zeit versteht, in der eine Maschine 
ökonomisch benutzbar ist, wobei auch die Veraltung eine Rolle spielt; das wäre 
aber doch leicht zweifelsfrei auszudrücken. 

Der Verfasser nennt einige Lebensdauerzahlen, die er als technisch-wirtschaft- 
liche bezeichnet. Die längste Zeit, mit der man rechnen könne, seien 20 Jahre; sie 
könne man allen Kraft- und Arbeitsmaschinen zubilligen. Er setzt im einzelnen an 
für Dynamomaschinen, Transformatoren und zugehörige Kabel 15—25 Jahre, füı 
Dampfkessel und Wasserturbinen 10—25 Jahre, für Krane, Aufzüge, Seilbahnen 
usw.18—20, auch 25 Jahre, für Transmissionen 15—18 Jahre, für Elektromotoren 
Wasserräder, Pumpen, Sägegatter 14—16 Jahre, für Automobile 8—12 Jahre. Ich 
will nicht als technischer Sachverständiger auftreten, aber ich bekenne, daß mich 
einige dieser Lebensdauerschätzungen befremdet haben. Übrigens muß die Lebens: 
dauerschätzung auch das Gefahrenmoment berücksichtigen. 

Zum Zweck der Ermittlung des Zeitwertes sei zuerst der Anschaffungspreis 
am Anschaffungstage zu ermitteln, am besten durch Einsichtnahme in die Kataloge 
der Lieferfirma; von diesem Betrage sei die Abschreibung abzuziehen. Bei mon« 
tierten Maschinen sei die Maschine in Gang und Ruhe zu untersuchen. Bei de 
montierten Maschinen müsse etwa ein Zehntel abgezogen werden. Es gehe nicht 
an, sich einfach mit der Abschreibung nach Maßgabe der abgelaufenen Gebrauchs- 
jahre zu begnügen; sie ergebe bei alten, aber noch gut erhaltenen Maschinen höch- 
stens einen Grenzwert, unter den man nicht heruntergehe. Es empfehle sich bei 
allen Abschätzungen, bei denen der Betrieb ungestört fortgeführt werde, einen 
Mindestwert für alle noch in Betrieb befindlichen Maschinen festzusetzen, und zwat 
dürfe man bei guter Instandhaltung ein Drittel des Neuwertes rechnen. Bei repa- 
raturfähigen Maschinen ergebe sich der Wert durch Abzug der Reparaturkosten vom 
Neuwert. Bedeutet z den Neuwert einer Maschine, @ den Wert der Abnützung, 
k den Wert der für sie aufgewendeten Fracht, Montage und sonstigen Kosten, / die 
voraussichtliche Lebensdauer und 7 den davon noch nicht abgelaufenen Teil, s0 
sei der Wert der Maschine 
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Bei der Besprechung der Versicherungstaxen (Vortaxen und Schadenstaxen) 
geht der Verfasser von den bei Faust psichgrungan FelchANER üblichen z 
schriften aus. u tırd 


_ Die Entwicklung der Kostenrechnung eines Walz- 
und Hammerwerks. 
Von Dr. Th. Wuppermann, Schlebusch. 
(Schluß.) 


2. Die Durchführung der Reorganisation. 
a) Das Ziel im Hinblick auf 
a) die allgemeinwirtschaftlichen Verhältnisse. 


| Wir sehen, daß die gut aufgezogene Buchführung, die anfangs dem kleineren 
Betriebe auch vollauf für die Kostenrechnung ausreichtel), den jetzigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen und dem größer werdenden Betriebe nicht mehr genügt. 
Damit haben wir das Ziel vor uns. Die neue Kostenrechnung muß im Hinblick 

auf die allgemeine wirtschaftliche Lage in kurzen Zeitabschnitten die einwandfreie 
Feststellung der Kosten ermöglichen. Diese Feststellung muß so rasch erfolgen, 
daß die Verkaufspreise jeweils in ihrer Wirkung auf den Betrieb geprüft werden 
können. 
| ß) die Erfordernisse des Betriebes. 

Die geschilderten Mängel in der Kostenrechnung lassen eine geordnete Über- 
wachung der Betriebsabteilungen nicht möglich erscheinen. Die neue Kostenrech- 
nung muß daher in ihrem Aufbau so beschaffen sein, daß die Wirtschaftlichkeit 
jeder Abteilung, in besonderen Fällen sogar jeden Betriebsmittels, überwacht 
werden kann. 

b) Der Weg. 


a) Die Vorbereitungen. 


- Die Grundlage des Vorhandenen hatte sich durchaus bewährt. Wenn wir 
nämlich von den geschilderten Mängeln absehen, so finden wir, daß der Aufbau 
des Sachkontenbogens durchaus der Eigenart des Betriebes entspricht. Bildet doch 
die Ausgabe für die Rohmaterialien die größte Summe. Die Löhne sind in Akkord- 
und Tagelöhne getrennt, was eine gute Kontrolle des Betriebes ermöglicht, da alle 
gekten Arbeiten in der Erzeugung grundsätzlich immer in Akkord ausgeführt 
werden. Unter den Hilfsmaterialien sind die für den Betrieb wichtigsten in be- 
sondere Konten eingeteilt. Daher bildet der alte Sachkontenbogen seinem Wesen 
nach die zweckmäßige Unterlage für die neue Kostenrechnung. 

Die Aufgabe besteht nunmehr darin, diejenigen Ergänzungen vorzunehmen, 
welche die Erfüllung der durch das gesteckte Ziel entstehenden Forderungen er- 
‚möglichen. 

Damit liegt die Grundrichtung für die weitere Entwicklung fest: „Eine Evolu- 
tion des Neuen aus dem Bestehenden“. 

Um sich mit Sicherheit über die Ergänzungen, die für die richtige Kosten- 
rechnung notwendig waren, zu unterrichten, wurde zuerst auf Grund der vor- 
'handenen Unterlagen versucht, die Ausgaben des Geschäftsjahres 1919/20 (siehe 
Abb. 1) rückwirkend auf die einzelnen Betriebsabteilungen zu verteilen. Das ge- 


' D) Vgl. Thiel a. a. O0. S. 226. 
Zeitsehr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft IV. 10 
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schah in der Weise, daß die im Sachkontenbogen enthaltenen vertikalen Kontd 
(Material, Löhne usw.) auf einem neuen Bogen monatlich horizontal unter die 
vorhandenen Betriebsabteilungen aufgeteilt wurden. (Dieser Bogen hatte eine 
ähnliche Form wie der „Monatsbogen“, siehe Abb. 2.) Dabei wurden die Lücken 
des alten Sachkontenbogens beseitigt, indem alle Betriebsabteilungen in die verti- 
kalen Spalten kamen. Bei dieser Verteilung sollte festgestellt werden, wo es an 
Unterlagen mangelte, die Verteilung dem wirklichen Aufwande entsprechend vor: 
nehmen zu können. 

ß) Die Durchführung. 


aa) Die Organisation der Betriebsbuchhaltung. i 


Zur Durchführung der Maßnahmen, die sich auf diese Weise als erforderiäi 
erwiesen, wurde eine neue Verwaltungsabteilung, die Betriebsbuchhaltung, geschaffen, 
Ein in Organisationsfragen befähigter Leiter wurde an die Spitze dieser Buchhaltung 
gestellt und ihm die Möglichkeit gegeben, sich einen Stab befähigter Leute selbst aus- 
zuwählen und sie für die besomeren Zwecke heranzubilden. Es erwies sich als a 
mäßig, die Betriebsbuchhaltung von der kaufmännischen Buchhaltung zu trennen, 
Sie trat nunmehr zwischen die kaufmännische Buchhaltung und den Betrieb. Dies 
kam auch in der räumlichen Lage des Bureaus der neuen Buchhaltung zum Aus- 
druck; es wurde, um den Verkehr mit beiden Zweigen zu erleichtern, zwischen 
Verwaltungsgebäude und Betrieb eingerichtet. Die innere Einrichtung der Betriebs- 
buchhaltung erstreckte sich auf die Einrichtung einer Kontierungsliste, von Karto- 
theken, Kalkulationsbogen und einem Abschlußbogen, auf dem die Ergebnisse der 
Kostenrechnung monatlich zusammengefaßt wurden. Die bestehenden Abteilungen 
der Verwaltung, die kaufmännische Buchhaltung, der Einkauf und die Lohnbuch- 
haltung, wurden vorerst von der Umstellung nicht betroffen, vielmehr hatte sich 
die Betriebsbuchhaltung diesen anzupassen. 


Ber en 


bb) Die Einrichtungen im Betriebe. 


Der Betrieb hat der Betriebsbuchhaltung die notwendigen Unterlagen für ai 
Erfassung des Aufwandes zu liefern. Die Unterlagen für diese Angaben Bu 
geschaffen, indem die Kontierungslisten allen Betriebsbeamten übergeben wurden 
und sie unterwiesen wurden, in welcher Weise sie alle Aufwendungen zu kontieren 
hätten. Für Hilfsmaterialien geschah die Kontierung auf den Materialentnahme- 
scheinen, die bereits zur Verhinderung von unberechtigter Entnahme aus dem 
Magazin bestanden. Für die Kontierung der Löhne der Hilfsbetriebe (Schlosser, 
Schreiner usw.) wurden Lohnkontenheftchen geschaffen. Hand in Hand mit diesen 
Einrichtungen ging die Umordnung des vorhandenen Magazins für die Hilfsmateria- 
lien. Es wurden mit Nummern versehene Materiallagerfächer eingerichtet, über 
deren Inhalt eine Mengenkontrolle vermittels einer Kartothek geführt wird. | 

Auf diese Weise wurden nach und nach alle Lücken geschlossen, und es ent- 
stand für die betriebliche Kostenrechnung eine in sich abgeschlossene Betriebs- 
buchführung. Im folgenden wird die Art der Erfassung und Errechnung der Be 
triebskosten durch die neue Betriebsbuchhaltung dargestellt werden. = 


III. Die reorganisierte Kostenrechnung. 
1. Die Kostenerfassung. 
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Xontierungen im Betriebe beziehen sich nur auf Mengen, also Tonnen, Kilo, Stück, 
yder bei den Löhnen die Zeit. 


a) Die Kontrolle der Rohmaterialien. 


Die Rohmaterialien gelangen, bedingt durch ihre Beschaffenheit, nur über den 
Eisenbahnanschluß in den Betrieb. Zu ihrer Kontrolle führt der Platzmeister ein 
'Wagenbuch über Eingangsdatum, Wagennummer, Eigentumsmerkmal, Abgangs- 
station, Inhalt, Menge und Abladestelle. An Hand der vom Absender ausgestellten 
Versandavise stellt der Platzmeister den richtigen Eingang nach Art und Menge fest. 
"Zu diesem Zwecke werden die Waggons nachgewogen. Leider müssen sie nach der 
Entladung nochmals gewogen werden, da die bahnamtlicherseits aufgeschriebene 
Tara der Waggons meist nicht richtig ist. Die Entladung der Waggons erfolgt mög- 
‚lichst in der Nähe der Verbrauchsstelle. 


a) Halbzeugkontrolle. 


Nachdem festgestellt ist, daß alles avisierte Halbzeug ordnungsgemäß ein- 
gegangen ist, wird vom kaufmännischen Bureau der Betriebseinheit Walzwerk oder 
Hammerwerk die eingegangene Menge verbucht. Die Kontrolle über die Entnahme 
aus dem Halbzeuglager entbehrt der Feinheit, weil Diebstähle oder sonstige Ver- 
untreuungen wegen der Schwere des Materials ausgeschlossen sind. 

Das zur Ausführung eines Auftrages benötigte Material wird nach Anardnung 
‘der Betriebsführer dem Lagerplatz entnommen und zu dem Wärmofen der ver- 
‚arbeitenden Walzenstraße oder des Hammers gebracht. Dort werden die Einsatz- 
gewichte notiert. Die Kontrolle dieser Einsatzgewichte ergibt sich aus der nach 
der Schicht abgewogenen Menge von guter Ware, von Ausschuß und von Schrott. 
‘Die Differenz zwischen diesen Gewichten und dem Einsatzgewicht darf die er- 
‚fahrungsgemäße Menge an Abbrand im Ofen nicht überschreiten. 
Der monatliche Zu- und Abgang wird in einer besonderen Liste im Walz- 
‚werk notiert. Im Hammerwerk findet diese Kontrolle mittels einer Halbzeug- 
'kartothek statt. Die rechnungsmäßigen monatlichen Endbestände werden von 
‚einem Betriebsbeamten mit den tatsächlichen Beständen verglichen und so auf 
‘ihre Richtigkeit geprüft. 
B Bei der Fabrikation entstehen Abfälle, und zwar im Walzwerk: Ausschußband- 
‚eisen, d. h. Bandeisen, welches infolge geringer Fehler nicht als gute Ware verkauft 
‘wird, dann Schrott, d.h. dickere Eisenstücke, die von in Vorkalibern wrack ge- 
‚gangenen Stücken stammen, ferner Bandeisenpakete, welche die abgeschnittenen 
‚Enden enthalten, Walzenschlacke, d.h. Zunder, der beim Walzen vom Eisen ab- 
bröckelt, und zuletzt Schweißschlacke, welche dem Ofen entfließt und ebenfalls 
eisenhaltig ist. 
Im Hammerwerk finden wir an Abfällen: Stahlschrott, Hammerschlag, der 
durch Abbröckeln des Zunders bei den Schlägen des Hammers entsteht, und Dreh- 
'späne, die in der mechanischen Werkstätte bei der Bearbeitung der Schmiedestücke 
entfallen. 

- ßB) Kohlenkontrolle. 


Über den Kohleneingang wird als Gegenkontrolle zum Wagenbuch das Kohlen- 
avisbuch geführt, in welchem nach den Avisen der Gruben das Abgangsdatum, der 
‚Absender und die Waggonnummer eingetragen werden. Nach dem Eingang wird 
vom Platzmeister die Menge, das Eingangsdatum und die Betriebsabteilung ein- 
getragen, die die Kohle empfangen hat. Soweit Bedarf im Betriebe nicht vorliegt, 


kr 
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wird die eingehende Kohle im Vorratslager ‚Heide‘ gestapelt. Diese Kohle dient 
als eiserner Bestand für den Ausgleich bei Stockungen in der Kohlenzufuhr. 
Die Betriebsbuchhaltung führt eine Kohlenliste, in der nur die Kohlenarten 
und Mengen, aufgeteilt nach den Empfängern, gebucht werden. Diese Liste dient 
der Betriebsbuchhaltung als Unterlage für die Kontrolle der Verbuchungen des 
Kohlenverbrauchs, und der kaufmännischen Buchhaltung als Rechnungskontrolle, 
Soweit die Verbrauchsstellen nicht eigene Bunkeranlagen haben, werden die 
Kohlen in ihrem Inhalte nach bekannten Kohlenwagen befördert. Während der Ver- 
brauch bei den Bunkeranlagen durch Auszug aus dem Kohlenavisbuch festgestellt 
wird, gelangt man hier durch Multiplikation der Wagenanzahl mit dem Inhalt zum 
Verbrauch. Die auf diese Weise aufgestellte Entnahme von. den Kohlenlagerstell 
wird in Listen eingetragen. Diese Listen werden von einem Beamten geführt, dem 
die Prüfung des Kohlenverbrauchs obliegt. Dieser belastet in den Listen die Lager- 
stellen mit dem Kohleneingang laut Kohlenavisbuch und schreibt ihnen nach den 
oben genannten Angaben des Betriebes den Verbrauch gut. Am Ende des Monats 
hat der Beamte die rechnungsmäßigen Bestände mit den tatsächlichen zu ver 
gleichen. Unabhängig davon hat ebenfalls der Platzmeister die vorhandenen Be- 
stände zu bestimmen. Die beiden Abschätzungen werden zur Kontrolle verglichen, 
Es ist dabei erstaunlich, mit welcher Sicherheit die durch langjährige Tätigkeit ge- 
schulten Beamten die Bestände abzuschätzen vermögen. Der größte Unterschied 
zwischen beiden Schätzungen betrug bisher 3%. Daher ist diese Abschätzung ein 
sicheres Mittel zur Feststellung, ob die vom Betriebe gemachten Angaben über den 
Kohlenverbrauch richtig sind. Auf diese Weise werden alle ungemeldeten Ver 
schiebungen von Kohlenvorräten gemerkt und können durch Vergleich der buch- 
mäßigen und tatsächlichen Bestände ohne großen Zeitaufwand richtig verbucht 
werden. 
Die endgültigen Verbrauchszahlen übergibt der Prüfungsbeamte der Betriebs- 
buchhaltung, welche die Zahlen als Unterlage bei der Kostenrechnung benutzt. 
An die Arbeiter und Beamten werden Kohlen für Hausbrand abgegeben. Für 
diese Mengen werden jeweils Durchlaßscheine ausgefertigt, die der Pförtner den 
Käufern beim Verlassen des Werkes abnimmt. Der Pförtner gibt sie an die Ver 
waltung weiter, wo die Preise für die abgegebenen Mengen festgesetzt werden. Die 
Verrechnung mit den Käufern übernimmt die kaufmännische bzw. Lohnbuchhaltung, 
Die Kontrolle darüber, daß keine Kohlen verschwendet werden, unterliegt 
nach den Betriebsführern und Meistern der Werkswärmestelle, welche den Kohlen- 
verbrauch genau zu überwachen hat. ‘ 


b) Die Kontrolle der Hilfsmaterialien. 


Die Hilfsmaterialien zerfallen in solche Materialien, die im Magazin auf- 
bewahrt werden, hier Magazinmaterialien genannt, und solche Materialien, die 
direkt unter die Verwaltung der Hilfsbetriebe (Schreinerei, Maurerbetrieb, Walzen- 
dreherei usw.) kommen. 

Der Eingang sämtlicher Materialien wird unabhängig von Rechnungen oder 
Versandavisen festgestellt und auf einer Eingangsanzeige nach Art und Menge 
sowie Bestimmung genau vermerkt. Diese Eingangsanzeige gelangt zur Rechnungs 
kontrolle in die Abteilung Einkauf. | 

Im Magazin wird ein besonderes Eingangsbuch geführt, in welches alle An- 
gaben der Eingangsanzeigen eingetragen werden, um die Rechnungskontrolle sicher 
zu stellen. Alle Materialien, welche nicht Magazinmaterialien sind, werden be- 
sonders bezeichnet. Der weitaus größte Teil aller Waren kommt mit der Bahn. 
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Jaher bildet das Wagenbuch ebenfalls eine Kontrolle für den Eingang an Hilfs- 
naterialien. 


a) Magazinmaterialien. 


An Hand des Eingangsbuches werden die Eingänge an Magazinmaterialien im 
dagazin vom Magazinverwalter in eine Magazinkartothek eingetragen. Diese Karto- 
hek enthält lediglich eine Mengenskontration. Die Preisspalten bleiben unberück- 
ichtigt. Die Nummern der Kartenblätter stimmen mit den Nummern der Lager- 
ächer und Behälter des Magazins überein. Die Ausgabe von Materialien erfolgt 
wur auf Grund von Gutscheinen (Materialentnahmescheinen). Dieser Gutschein muß 
lie genaue Bezeichnung des Gegenstandes, der Stückzahl, bzw. des Gewichtes und 
lie Kontonummer tragen, für welche der verlangte Gegenstand Verwendung finden 
‘oll. Außerdem muß der Gutschein von einem Betriebsbeamten unterzeichnet sein. 
Jie Namen der zeichnungsberechtigten Beamten sind dem Magazin bekannt- 
jegeben. | | 
Die Gutscheine werden vom Magazinverwalter gesammelt und monatlich in 
lie Materialkartothek eingetragen. Außerdem hat sich der Magazinverwalter durch 
iäufige Stichproben davon zu überzeugen, daß die buchmäßigen Bestände mit 
len tatsächlichen übereinstimmen. Die Gutscheine werden nach Materialarten 
Fachnummern) geordnet aufbewahrt und nach ihrer Erledigung der Betriebsbuch- 
jaltung übergeben. Bei dieser Übergabe wird jeder Fachnummer ein Zettel bei- 
jelegt, der den Anfangsbestand, den Zu- und Abgang und den Endbestand des ab- 
teschlossenen Monats angibt. Da die Betriebsbuchhaltung die gleiche Kartothek 
aber mit Preisangabe!) führt, werden Unstimmigkeiten sofort erkannt und können 
eicht beseitigt werden. Dieser Aufbau sichert die Möglichkeit, in jedem ge- 
wünschten Augenblick eine Aufnahme aller Magazinbestände zu machen und ebenso 
n jedem Augenblick sich von der Übereinstimmung der buchmäßigen und der tat- 
jächlichen Bestände zu überzeugen. 


ß) Materialien der Hilfsbetriebe. 


Die Hilfsbetriebe haben für gewisse Hilfsmaterialien eigene Lagerräume, über 
leren Inhalt in gleicher Weise wie beim Magazin Kartotheken geführt werden. Die 
3etriebe: Maurerei, Schreinerei, Anstreicherei und Dachdeckerei sind in der Bau- 
ıbteilung zusammengefaßt und haben gemeinschaftlich verwaltete Lagerräume. 
ferner haben Schlosserei und Elektroreparaturwerkstatt je einen Lagerraum. Die 
intnahmen geschehen ebenfalls mittels Materialentnahmescheinen. Die Entnahmen 
us dem Hauptmagazin für diese Hilfsmagazine werden in deren Kartotheken eben- 
als als Eingänge verbucht. 

Die wertvollen Werkzeuge, die sich nicht in der Hand jeden Arbeiters be- 
'inden, werden in einer Werkzeugausgabe instandgehalten und gegen Kontroll- 
marken im Bedarfsfalle ausgegeben. 


y) Walzen. 


Die Walzen für die Walzenstraßen werden nach ihrem Eingang sogleich auf 
lem Lager der Walzendreherei abgeladen. Der Betriebsführer der Walzendreherei 
führt über seine Bestände Buch. Die Ausgabe der Walzen an die Walzenstraßen 
erfolet auf Anordnung des Betriebsführers des Walzwerks durch den Betriebsführer 
der Walzendreherei. Dieser hat den monatlichen Verbrauch an Walzen, nach 
Straßen getrennt, der Betriebsbuchhaltung zu melden. 
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d) Abgabe von Hilfsmaterialien an Arbeiter und Beamte. 


In beschränktem Umfange dürfen Arbeiter und Beamte bei der Firma Mate 
rialien zur Instandhaltung ihrer Wohnungen nebst Zubehör entnehmen. Darübe 
werden dem Käufer in jedem Falle Durchlaßscheine ausgestellt, die der Pförtne 
beim Verlassen des Werkes abnimmt. Ohne Durchlaßschein darf selbstverständlic 
niemand etwas aus dem Betriebe entnehmen. Diese Durchlaßscheine werden i 
gleicher Weise wie die Kohlendurchlaßscheine behandelt. 


ec) Lohnkontrolle. 

Die Kontrolle über die Anwesenheit der Arbeiter auf dem Werk erfolgt durc 
die hinlänglich bekannten Stempelkarten in Verbindung mit Kontrollstechuhrer 
Damit die Stempelkarten zur Berechnung des Abschlaglohnes an die Arbeiter i 
Ruhe dem Lohnbureau übergeben werden können, enthält eine Karte die erst 
Woche auf der Vorderseite und die dritte Woche auf der Rückseite, während ein 
zweite Karte die zweite und vierte Woche enthält. So kann immer eine Karte deı 
Lohnbureau zur Bearbeitung übergeben werden. Die Arbeiterschaft erhält wöchen 
lich eine Abschlagslöhnung nach den Stunden der Stempelkarten, über die aı 
15. des folgenden Monats eine Abrechnung erteilt wird. Diese Abrechnung wird au 
gestellt auf Grund der Schichtenbücher, die von den Betriebsführern geführt werdeı 
In diesen Schichtenbüchern werden die „Stunden nach der Karte‘‘ besonders au 
geführt, Differenzen zwischen diesen und den Stunden nach dem Schichtenbuc 
müssen vor den Abrechnungen untersucht und richtiggestellt werden. 

Die Akkord- und Tagelöhne der produktiven Abteilungen sind aus de 
Schichtenbüchern leicht auszuziehen und können so den Betriebsabteilungen vo 
der Betriebsbuchhaltung leicht in Rechnung gestellt werden. Zu diesem Zweck 
werden die Schichtenbücher der Betriebsbuchhaltung nach Fertigstellung der Lohr 
abrechnung, d.h. am 10. jeden Monats, zugestellt. 

Aus den Schichtenbüchern der Hilfsbetriebe ist nicht zu ersehen, für welch 
Abteilung usw. die Reparaturen ausgeführt wurden. Da diese Lohnaufwendunge 
direkt den Betriebsabteilungen zu belasten sind, führen die Betriebsführer der Hilf 
betriebe Lohnkontenheftchen (siehe S. 156). Diese dienen der Betriebskuchhaltun 
als Unterlage für die Kontierung der Reparaturlöhne und werden ebenfalls bi 
zum 10. jeden Monats der Betriebsbuchhaltung eingereicht. Die Angaben der Lohr 
kontenheftchen stützen sich auf die „Arbeitskladden“, einfache Hefte, in denen di 
Arbeiter selbst eintragen, wo und wie lange sie gearbeitet haben. Diese Kladde 
werden von den Betriebsführern täglich kontrolliert. 


d) Um- und Neubaukontrolle. 

Für alle Aufwendungen, die nicht direkt zu Lasten einer bestimmten Betrieb: 
abteilung gehen, also: Neuanlagen, große Reparaturen und Umstellungen und Eı 
satzbeschaffungen werden Kredite aufgemacht. Diese Kredite sind mit Nummer 
versehen. Auf diese Nummern werden dann im Betriebe alle entsprechenden Lohr 
und Materialkontierungen vorgenommen. Die Kredite werden in der kaufmänn 
schen Buchhaltung abgerechnet und jeweils mit den für Werkserhaltung zurück 
gestellten Summen verglichen. Die Betriebsbuchhaltung nimmt nur die Feststellun 
der auf die Kredite erfolgten Ausgaben vor. 


e) Die Zusammenfassung durch die Betriebsbuchhaltung. | 

Die Aufgabe der Betriebsbuchhaltung besteht nunmehr darin, die aus dem Be 

triebe zusammenströmenden Unterlagen zu einer Kostenrechnung zusammenzu 
stellen und einen monatlichen Abschluß anzufertigen. 
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a) Rechnungskontierung. 


Alle eingehenden Rechnungen werden von der Abteilung „Einkauf“ kontiert, 
nachdem der ordnungsmäßige Eingang in der bereits geschilderten Weise fest- 
gestellt wurde. Nachdem die Rechnungen die kaufmännische Buchhaltung, die 
für ihre Regulierung sorgt, durchlaufen haben, werden sie der Betriebsbuchhaltung 
zugestellt. Sie dienen dort, soweit sie ein bestimmtes Betriebsmittel betreffen, der 
Belastung desselben, in den anderen Fällen der Kontrolle der Angaben des Betriebes. 
Bei der von der Abteilung „Einkauf“ vorgenommenen Kontierung sind folgende 
Fälle möglich: | 
H3 oder W3 Ofenbaumaterial, 

Hi oder W4 Schmier- und Verpackungsmaterial, 

0 


A [22 


H6 

W6 Walzen, 
H7 Werkzeugstahl, 

W7 Walzenlager, 

41 Allg. Fabrikationsunkosten H, W und allg. Betrieb, 

42 Elektrisches Material H und W. 
| Zu diesen Konten ist folgendes zu bemerken: Die Konten Hi und Wi sind 
‚durch die Einrichtung der Kredite für die Kontierung in Fortfall gekommen. Hier 
werden von der kaufmännischen Buchhaltung die Kredite abgerechnet, wovon 
später noch die Rede sein wird. 

Die Konten H2 und W2 kommen dadurch für die Betriebsbuchhaltung in 
Fortfall, daß diese Ausgaben direkt auf die entsprechenden Betriebsabteilungen 
verbucht werden (siehe S. 154). 

Die Konten H6 und 7 betrafen früher Betriebsabteilungen; sie sind nunmehr 
in entsprechende Hilfsmaterialienkonten umgewandelt worden, indem auf H6 die 
Ausgaben für Sauerstoff, Wasserstoff und Dissousgas und auf H7 diejenigen für 
Werkzeugstahl verbucht werden. | 

Das Konto für elektrisches Licht und Kraft ist für die Betriebsbuchhaltung 
geteilt in das Hilfsmaterialienkonto ‚42. El. Material“ und in die Betriebsabtei- 
lungskonten ‚El. Zentrale“ und „El. Reparaturwerkstatt‘. 
| Außer dieser Kontierung nimmt die Abteilung Einkauf auch noch Kontie- 
rungen nach "der Betriebskontierungsliste vor, wenn es sich um Materialien han- 
delt, welche direkt für ein Betriebsmittel beschafft worden sind. In diesem Falle 
wird von der technischen Leitung gleichzeitig die mutmaßliche Dauer des Ver- 
brauches angegeben, damit die Betriebsbuchhaltung die Summe auf mehrere Mo- 
nate verteilen kann. Handelt es sich um auf Vorrat gekaufte Hilfsmaterialien, so 
wird hinter der Kontierung der Vermerk ‚„Magazinvorrat‘ eingetragen. 


ß) Kärtothek. 

Der Erfassung der Ausgaben und des Aufwandes dient eine Kartothek. Die 
Kartothekblätter enthalten auf der Sollseite den Zugang und auf der Habenseite 
den Abgang. Sie enthalten ferner am Kopf den Gegenstand und die Gruppe, bei 
Hilfsmaterialien auch die Magazinfachnummer, die sich mit der Kartothek des 
Magazins deckt. Die Kartothek ist entsprechend den Kontierungen in verschiedene 
Gruppen eingeteilt, wodurch neben der Zusammenfassung verwandter Materialien 
eine gleichmäßige Verteilung der Arbeitsmenge auf die Beamten der Betriebsbuch- 
haltung erzielt wird. 

Eine Unterteilung der Gruppen nach Betriebseinheiten oder gar Abteilungen 
kennt die Betriebsbuchhaltung nur bei den Kohlen, wo sich diese Unterteilung 
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aus den benötigten Kohlensorten heraus ergibt. Bei den Hilfsmaterialien wird da- 
gegen auf die von der Abteilung Einkauf für die kaufmännische Buchhaltung vor- 
genommene, mehr theoretische Einteilung in Hammerwerk (H) und Walzwerk (W) 
verzichtet. Diese Einteilung wäre für die Betriebsbuchhaltung nur dann von Wert, 
wenn beide Betriebseinheiten völlig getrennte Magazine besäßen. Dies ist nicht 
der Fall; daher erfassen die Karten auf der einen Seite die Eingänge an Hilfs- 
materialien (Ausgaben) ohne Unterscheidung, für welche Betriebe sie beschafft 
wurden und- auf der anderen Seite den Aufwand unter Belastung der in Fragg 
kommenden Betriebsstellen. 

Als Zugänge werden die auf Richtigkeit, auch bezüglich des Einganges, ge- 
prüften Rechnungen verbucht, und zwar mit dem Rechnungsdatum, dem Absender, 
der Nummer des Faktureneingangsbuches, der Betriebsrechnungsnummer, dem 
Eingangsdatum, der Menge und dem Rechnungsbetrage. Des weiteren werden als 
Zugänge alle Unkosten, die durch Fracht u. dgl. auf die Materialien entfallen, ver- 
bucht. Die Gruppe 41 AFU hat eine Ausnahmestellung. Sie nimmt neben allen 
Fabrikationsmaterialien, die für den allgemeinen Betrieb bestimmt sind, alle 
weiteren Nebenaufwendungen auf, die von der Kostenrechnung zu erfassen sind, 
sich aber unter den anderen Konten nicht unterbringen lassen. 

Als Abgang werden zunächst die monatlichen Verbrauchsmengen unter 
Angabe der zu belastenden Betriebsabteilungen verbucht. 

Bei den Kohlen geschieht dies mittels der Kohlenverbrauchslisten (siehe S. 147). 

Die Hilfsmaterialien werden, wenn Beschaffungen für ein bestimmtes Be- 
triebsmittel vorliegen, an Hand der Rechnungen verbucht (siehe S. 151). Ebenso 
werden die oben für Gruppe 41 AFU. genannten Ausgaben direkt auf Grund der 
Rechnungen diesem Konto belastet. Es wird besonders darauf geachtet, daß diesem 
Konto nur das belastet wird, was wirklich nicht anders unterzubringen ist. Der 
Verbrauch an Magazinmaterialien wird mit den Gutscheinen festgestellt und ver- 
bucht, und zwar in der Weise, daß die von einer Betriebsabteilung während eines 
Monats entnommene Menge einer Materialsorte auch dann in eine Samme verbucht 
wird, wenn mehrere Gutscheine darüber vorliegen. 

Materialentnahmen, die Krediten, Wohnungsreparaturen oder Privaten zu be- 
lasten sind, werden auf den Karten in einer besonderen Rubrik vermerkt und 
den Krediten bzw. den Wohnungskonten belastet und der kaufmännischen Buch- 
haltung zur Verrechnung weitergegeben. | 

Schwierigkeiten machte die richtige Verbuchung des Verbrauches an Walzen, 
weil Walzen, die für eine Straße unbrauchbar geworden waren, an einer anderen 
weiter verwendet wurden. Aus Polierwalzen werden Vorpolierwalzen, und wenn 
die äußere harte Schicht abgenutzt ist, werden Kaliber eingeschnitten, um sie 
wieder an einer anderen Stelle zu verwenden. Darüber vergeht sehr ungleich 
viel Zeit, die Walzen werden oft nach monatelangem Lagern wieder verwandt. 
Daher hat man sich einen annähernd richtigen Schlüssel aufgestellt, indem man 
die Produktion eines großen Zeitabschnittes mit dem Walzenverbrauch des gleichen 
Abschnittes verglich. Dabei wurde festgestellt, daß der Verbrauch an Walzen 
3,5 kg pro Tonne Produktion betragen hat. Danach erfolgt nun die Verrechnung 
des .Walzenverbrauchs auf die Straße. Wollte man genauer verfahren, so würde 
der Aufwand an Zeit und Arbeit zum Erreichten in keinem Verhältnis stehen. 


y) Die Umkontierung. 


Alle außerhalb der Betriebsbuchhaltung vorgenommenen Kontierungen auf 
Rechnungen, Gutscheine und Verbrauchslisten erfolgen nach der Betriebskontie- 
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rungsliste. Diese ist so differenziert aufgebaut, daß sie später eine Rentabilitäts- 
rechnung in weitgehendstem Maße ermöglichen soll. Sie kann jedoch erst zur An- 
wendung kommen, wenn die absolute Gewißheit besteht, daß die Kontierung im 
Betriebe ganz genau innegehalten wird. Diese Gewißheit besteht noch nicht, da 
die Beamten im Betriebe noch nicht in solcher Weise an die Kontierung gewöhnt 
sind. Ferner befindet sich der Betrieb in großen Umstellungen zum Zwecke der 
Modernisierung, die fortwährende Veränderungen unter den Betriebsmitteln mit 
sich bringt. Daher begnügt sich die Betriebsbuchhaltung bis auf weiteres mit der 
Erfassung der Kosten jeder Betriebsabteilung. Das bedingt, daß die erfolgten 
Kontierungen in der Betriebsbuchhaltung umkontiert werden müssen. Diese Kon- 
tierung erfolgt nach der Kontenliste der Betriebsbuchhaltung (Tab. 2). 


Tab. 2. Kontenliste der Betriebsbuchhaltung. 


m nm —— = men mn nen mn m se nn nr ne nn m. oem Hanne — mob ernennen rennen ne 


| Betrieb Betriebsbuchhaltung Betrieb Betriebsbuchhaltung 


Walzwerk (Fortsetzung) 
W48—53 | W10 Verschiedenes 


Hanmerwörk 
H1-—5 H2 En Ctr.-Hammer 
6 


| 
| H6—-10 | H3 B & W 54 W9 Krane 
H 11—13 H4 30 „ 4 W55—58 | W10 Verschiedenes 
H 15—17 H52,344,, ” 'W59-61 | W5 Elektrischer Betrieb 
H 19— 21 HR’ 20, ,, ; W62—64 | W10 Werkzeuge — A.F.U. 
2325 | HT 8,, 4 W70—97 | AC Elektrische Zentrale 
H27—29 | H1 Luppenhammer Kr 
H32—33 | H15 Werkzeughammer Allgemeiner Betrieb 
| H35—49 | H11 Dampferzeugung A 100 A9 Badeanstalt 
H 50 H13 Krane A101 All Magazin 
EH51 H14 Ventilator u. Windleitung | A102 A2 Schlosserei 
H52-54 | H12 Elektrischer Betrieb A 103 A1 Elektrische Werkstatt 
H55—62 | H15 Verschiedenes A 104 A3 Schreinerei 
H63—73a | H8 Handschmiede A105 A12 Sattlerei 


A 106 A‘4 Anstreicherei 

A 107 A5 Maurerei 

A108 A6 Dachdeckerei 

A109 A7 Bahnbetrieb 

A110 A10 Heizungsanlage 

All A8 Wasserversorgung 

A112 A12 Allgem. Fabrik.-Unkosten 

A113 A12 Bürogebäude 

A114 A 12 Wohlfahrt 

A115 A 12 Aschenverlader 

A116 A 12 Wärmeverwertungsanlage 
WEB A12 Laboratorium | 

A118 | A12 Chamotte-Fabrikation | 


H 74-79 H9 Autogene Bearbeitung 
MW 80—91 | H10 Mechanische Werkstatt 
H92—93 | H15 Waschräume-Gebäude 


Walzwerk 


Ww1i1-—7 W4 260er Straße 
w8—-13 | W3 300er 
Ww14—19 | W2 350er „ 
W20-25 | W1 500er 
I Ww26—28 | W10 Verschiedenes 
I. w29 W1u.2 Materialsäge 
| 
| 


| W30—44 | W6 Dampferzeugung 
ı W46—47 | W? Walzendreherei 


ö) Die Bewertung der Verbrauchsmengen. 


Alle Belastungen der Betriebsbuchhaltung erfolgten bisher nur mengenmäßig. 
Um nun die Aufstellung der monatlichen Kostenrechnung zu ermöglichen, müssen 
die Werte dieser Mengen in Mark festgestellt werden. Das geschieht in der Weise, 
daß aus dem neuesten Rechnungspreis zuzüglich Fracht und Spesen ein Durch- 
‚schnittspreis für die Mengeneinheit errechnet wird. Dieser Preis wird in der Spalte 
„Durchschnittspreis‘‘ eingetragen. Mit diesem Betrage werden die Verbrauchsmengen 
multipliziert und dieser Betrag auf den Karten. den Konten erkannt und den Be- 
triebsabteilungen, für welche die Menge Verwendung fand, belastet. 
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Auch die Bestände auf den Karten werden mit diesen Preisen bewertet. Die 
entstehende Differenz wird durch einen „Preisausgleich‘“ ausgeglichen. Zur Ver- 
rechnung gelangt somit immer der letzte Rechnungspreis, gleichgültig, ob das vor- 


handene Material teurer oder billiger eingekauft wurde. u 


5 
e) Die Zusammenstellung des bewerteten Verbrauchs. 1 


Aus der Kartothek wird auf besonderen Listen eine Zusammenstellung des 
bewerteten Verbrauchs gemacht. Diese Zusammenstellung umfaßt nur den Be- 
triebsverbrauch zum Zwecke der Kostenrechnung. Der Verbrauch durch Kredite, 
Private und Wohnungsreparaturen findet keine Berücksichtigung. Die Listen 1 
halten in den vertikalen Spalten die Kontennummern aller Betriebsabteilungen, in 
den horizontalen Spalten die auf den einzelnen Kartothekkarten der betreffenden 
Kontengruppe verbuchten Verbrauchsziffern. Die Eintragung aus den Karten er 
folgt in der Weise, daß der Angabe des Monats, dem der zugrunde gelegte Durch- 
schnittspreis entstammt, die Kartennummer, dann der Gesamtbetrag folgt. Dieser 
Gesamtbetrag wird sodann dem Verbrauch entsprechend nach den Buchungen aul 
den Karten auf die Konten der Betriebsabteilungen verbucht. An erster Stelle er- 
folgt die Aufteilung der direkten Belastungen, falls solche für die Materialgruppe 
zu verzeichnen sind. Das geschieht, damit der Leiter der Betriebsbuchhaltung ohne 
Schwierigkeit prüfen kann, ob trotz der erfolgten Verteilung dieser direkten Be- 
lastungen (siehe S. 151) gemäß ihrer Verbrauchszeit, die Summe gegenüber anderen 
Monaten nicht zu hoch wird (unter Berücksichtigung der Geldentwertung), dami 
die monatlichen Kostenrechnungen vergleichbar bleiben. Der direkten Belastung 
folgt der Betriebsverbrauch. | 


2. Die Kostenrechnung vermittels des Monatsbogens. 
a) Der Monatsbogen. | 
Dem rien Abschluß der Kostenrechnung dient der Monatsbogen (Abb. 2) 
Dieser enthält am Kopfe der vertikalen Spalten die verschiedenen, schon aus der 
Kontierungsliste der Betriebsbuchhaltung bekannten Betriebsabteilungen, eingeteil 
in die drei Gruppen: Betriebseinheit ‚„Hammerwerk“, Betriebseinheit „Walzwerk“ 
und „Allgemeiner Betrieb“. Am linken Rande finden wir die Kostenarten ver 
zeichnet. Diese sind bereits bekannt außer den unter „Sonstige Kosten“ erscheinen 
den Beträge, wie Stromkosten, allgemeine Betriebskosten, Generalia, Dampfkoster 
und Betriebskosten. Die Stromkosten enthalten die Belastungen für Stromver 
brauch, die allgemeinen Betriebskosten enthalten die Kosten des allgemeinen Be 
triebes, die auf die Betriebseinheiten Hammerwerk und Walzwerk verteilt werde 
müssen. Die Generalia enthalten die Kosten der kaufmännischen Tätigkeit de 
Werkes; glie Dampfkosten enthalten die Verteilung der durch die Dampferzeugun 
entstandenen Kosten auf die produktiven Abteilungen; die Betriebskosten enthalte 
die gleiche Verteilung für die Kosten der Hilfsbetriebe der Betriebseinheiten. cc 
die Art der Verteilung wird noch ausführlich die Rede sein. Am Fuße des Bogen 
finden wir die Ausrechnungen, welche die Unkosten pro Einheit, welche die Zu 
schlagsgrundlage darstellen, enthalten. 


b) Der Monatsabschluß. 

«) Kohlen und Hilfsmaterialien. 

Die Listen, welche die Zusammenstellung des bewerteten Verbrauchs enthalten, 
weisen diesen auf in Werten, die vielleicht Monate zurückliegen und daher über- 
holt sind. Der Bogen soll aber die tatsächlichen Kosten eines bestimmten Monats 
angeben. Daher müssen die Endsummen auf die Tagespreise gebracht werden, 


a 2 Be 
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Das geschah vermittels eines dem Betriebe entnommenen Index, der dadurch 
zustande kam, daß die Rechnungspreise einer Materialgruppe, die mit Preisen des 
Verrechnungsmonats beziffert sind, ihren vorletzten Rechnungspreisen gegenüber- 
gestellt werden (Tab. 3). Daraus ergab sich eine prozentuale Steigerung, die als 
Index benutzt wurde, um die Preise, die nicht den Preisen des Verrechnungsmonats 
entsprachen, auf die richtigen Preise zu erhöhen. Der Vorteil dieses Index besteht 
‘darin, daß er auf die im Betriebe verwandten Materialien und auf durchaus zu- 
verlässigen Preisen aufbaut. Um die Zuverlässigkeit dieses Index noch weiter zu 
erhöhen, wurden teilweise die Gruppen verwandter Materialien noch weiter unter- 
geteilt (Tab. 4). 

Tab. 3. Materialindex D 


Gruppe: Ofenbaumaterial 


Beh 1922. 


| 
| h Preis | Steigerung 
1 Karte Material im Dezbr. bisher Monat in | 
| a ea nah aneiahtirocns Mai na. Prozenten 


| 
u ML 1 = 
Dinasnormalsteine . . . . 322.14 101.93 Oktober | 216,04 | 


M2 
M? Dinaswiderlagsteine . . . . 254.60 48.73 September 422) ‚49 
M8 Dinasplättchen. . . ... 187.92 70.91 September 
803,55 Ba 


165,02 ‚02 


Durchschnittliche Steigerung: 267,85°.- 


mn 


Lahr Materialindex I. 


an nenn mn mn nn — — nn nn nn ln nn 


eier 1922. Gruppe: Elektrisches TERERS 
| Preis | Steigerung 
Karte Material im Dezbr. bisher Monat u 
MN M | Prozenten 
a) Material 

1 Monrschellet ve. oe 2.10 1.40 November | 50,00 

4 Mullene 2.00. 6.05 2.90 November | 108,62 

8l Porzellan-Abzweigdosen . 180.— 16.— September 1025,00 

128 Kohlenbürsten . . . . .. 95.90 52.20 Oktober 1.783,72 

176 Koblenhalter, _ . 2. . 2.2. , 239.30 110.— Mai ı 117,55 

241 Gummipufier : . ». 2... 154 90 17.50 Juni ı 785,14 

276 Streifensicherungen . , . . 5.90 2.20 April ı 168,18 

694 Isolierröhr. faire ts se 102.66 56.60 November | 81,38 

708 Kupferstrefien . . 2... 810.93 | 76.80 April ı 955,90 

714 Lampenkabel . . .... 68.60 | 37.20 Oktober | 81,41 
| ı3459,90:10= 

Durchschnittliche Steigerung: 345,999]. 
b) Lampen 

637 2D003Wall 2 2.00, 00000 ar Me | 240.— August | 735.00 
644 ZANKIE Wall nee 0 207.00 2176.80 Oktober | 325.28 | 
| 1060.28:2 = | 
| Durchschnittliche Steigerung: 530,14°/,. A | 


Auf die Dauer, insbesondere in Zeiten rapider Geldentwertung, erschien jedoch 
dieser Index nicht mehr ausreichend, und man ging dazu über, die Geldentwertung, 
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gemessen am £-Kurse, zu berücksichtigen, wobei der Durchschnittskurs der den 
Rechnungspreisen entsprechenden Zeitabschnitte zum Durchschnittskurs des Ab-: 
rechnungsmonats ins Verhältnis gesetzt wird. # 

Nunmehr werden die Endsummen der Listen in den Bogen übertragen ung 
füllen so die Spalten für Kohlen und Hilfsmaterialien. 


ßB) Kosten für Arbeitskräfte. f 
aa) Löhne. j 

ac) Akkord. | 
Akkordlöhne entstehen nur in den produktiven Abteilungen des Hammerweiil 
und Walzwerks und werden, wie S. 150 erwähnt, monatlich aus den Schichten- 
büchern ausgezogen, so daß die gesamten Akkordlohnsummen der einzelnen Ar- 
beiter einer Abteilung dieser Abteilung belastet werden können. | 


ßß) Tagelöhne. ) 
Die Tagelöhne, welche direkt in den Abteilungen entstehen, können leicht auf 
die gleiche Weise wie die Akkordlöhne aus dem Schichtenbuch ausgezogen werden. 
Schwieriger ist jedoch die Verbuchung der Tagelöhne der Arbeiter der Hilfs- 
betriebe, soweit die Arbeiten nicht für die Hilfsbetriebe selbst ausgeführt wurden. 
Zu den Hilfsbetrieben gehören außer der Walzendreherei die sieben ersten Ab- 
teilungen des „Allgemeinen Betriebes“. i 
Die Schichtenbücher dieser Abteilungen geben zwar die Lohnsummen eines 
jeden Arbeiters an, nicht aber, für welche Arbeiten sie aufgebraucht wurden, 
welchen Konten sie also zu belasten sind. Diese Lücken füllen die bereits er- 
wähnten Lohnkontenheftchen aus, die angeben, in welcher Weise die Arbeitsstunden 
vom Betriebe beansprucht wurden. Danach ist es möglich, die Löhne der Hilfs- 
betriebe, die in Betriebsreparaturlöhne, Wohnungsreparaturlöhne und Löhne z 
Lasten der Kreditkonten zerfallen, auf die Verwendungsstellen zu verteilen. Immer- 
hin ist das Verfahren etwas zeitraubend, weil zuerst aus der ganzen Lohnsumme 
jeden Arbeiters, geteilt durch die Stundenzahl, ein Durchschnittsstundenlohn ge- 
sucht werden muß. Nach diesem erfolgt dann die Verteilung, wobei die Gesamt- 
summe der zur Verteilung gelangten Beträge sich mit der Gesamtlohnsumme vice 
decken muß (Kontrolle). 
yy) Übertragung in den Bogen. / 
Die in dieser Weise zusammengestellten Löhne werden in die Lohnliste über- 
tragen, um dort den einzelnen Betriebsmitteln der Beanspruchung gemäß belastet zu 
werden. Dabei wird unterschieden zwischen Akkordlöhnen, Tagelöhnen und 5 
raturlöhnen. Die Löhne für Kredite werden in der besonderen Spalte „Neu- und 
Umbau‘ aufgeführt. Die Summe der vertikalen Additionen muß mit der Summe 
der horizontalen Additionen übereinstimmen. ; 
In dieser Lohnliste werden die Löhne nach der Betriebskontierungsliste auf- 
geteilt. Zur Übertragung in den Abschlußbogen müssen sie nach der Liste der Ber 
triebsbuchhaltung zusammengefaßt werden. 


bb) Greehälter. 


Die monatlich an Betriebsbeamtengehältern gezahlten Summen werden in 
detaillierter Aufstellung der Betriebsbuchhaltung mitgeteilt. | 
Die Gehälter werden nun den Abteilungen belastet, denen die Empfänger vor- 
gesetzt sind. Die auf die Hilfsbetriebe entfallenden Gehaltsanteile werden in glei- 
chem Verhältnis, wie sich die dort verausgabten Tagelöhne verteilen, auf die ent- 
sprechenden Betriebsabteilungen verteilt. | 


ee 
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Ein Rest, die Beamten des technischen Konstruktionsbureaus u. ä,, werden 
unter die Betriebseinheiten Hammerwerk und Walzwerk im Verhältnis 1:3 und 
innerhalb dieser wieder auf die produktiven Abteilungen nach dem Verhältnis der 
produktiven Löhne verteilt. 

cc) Arbeiterversicherung. 


Die für die Arbeiterversicherung verausgabten Summen werden der Betriebs- 
buchhaltung von der kaufmännischen Buchhaltung angegeben. Ihre Verteilung auf 
lie Betriebsabteilungen erfolgt nach Anteil derselben an den gesamten Löhnen 
(also Akkord- und Tagelohn zusammen). Diese Verteilung wurde gewählt, weil 
lie Höhe der Versicherungsausgaben durch die gezahlten Lohnsummen bedingt wird. 


y) Versandkosten. 


Der Versand der Erzeugnisse verursacht Kosten durch die Verladung, durch 
Verpackung, Befestigen im Waggon bei schweren Schmiedestücken, durch Beklebe- 
zettel u.ä. Diese Kosten werden auf die produktiven Abteilungen nach dem Ver- 
hältnis der Produktion verteilt, da diese sich fast immer mit dem Versand deckt. 


)) Die aufdie „Produktiven Abteilungen“ zu verteilenden Betriebs- 
kosten. 


aa) Stromkosten. 


Der Stromverbrauch wird an den Verbrauchsstellen mit Zählern gemessen und 
nonatlich in eine Stromverbrauchsliste eingetragen. 

Errechnet wird der Strompreis aus den Kosten der „Elektrischen Zentrale‘, 
ndem deren Gesamtkosten laut Monatsbogen durch die Leistung der Dynamo- 
naschinen, die gemessen wird, dividiert werden. Bei der Errechnung der Strom- 
tosten wird der Eigenstromverbrauch der Zentrale mit den Kosten des Vormonats 
anter Berücksichtigung etwaiger Geldentwertung eingestellt, da sich sonst die 
Stromkosten nicht berechnen lassen. 


bb) Allgemeine Betriebskosten. 


Die „Allgemeinen Betriebskosten‘ setzen sich aus den Eigenkosten der Hilfs- 
yetriebe, das sind die Kosten der Hilfsbetriebe, die nicht direkt auf eine Betriebs- 
ıbteilung verbucht werden, z.B. Reparatur einer Drehbank für Schlosserei oder 
lektrische Werkstatt u.ä. zusammen. Die Spalte 12 „Allgemeine Unkosten“ ent- 
aält Belastungen, die sich gar nicht verteilt verbuchen lassen, was leider nicht 
anz zu vermeiden ist. 

Die Gesamtkosten werden zuerst unter die beiden Betriebseinheiten verteilt. 
Jabei muß berücksichtigt werden, daß das Walzwerk durch seine Erweiterungen 
Neubau einer Walzenstraße u.a.) am meisten die Höhe der allgemeinen Kosten 
jeeinflußt. Man verzichtet nämlich der rechnungstechnischen Schwierigkeiten wegen 
‚uf die Belastung der Kredite mit allgemeinen Betriebskosten. Sodann muß berück- 
ichtigt werden, daß, wenn das Hammerwerk ohne das weitaus größere Walzwerk 
estände, viele Einrichtungen des allgemeinen Betriebes eine Verschwendung be- 
leuten‘ würden. Daher wählte man das Umsatzverhältnis zur Verteilung der all- 
jemeinen Betriebskosten unter die Betriebseinheiten. 

Innerhalb der Betriebseinheiten erfolgt die weitere Verteilung der Kosten auf 
ılle Abteilungen nach dem Anteil an den gesamten Löhnen. Dies begründet sich 
larin, daß ein aus Reparatur, Tage- und Akkordlöhnen zusammengesetzter Schlüssel 
‚m gerechtesten die Kosten verteilt, die, was die Kosten der ‚Hilfsbetriebe an- 
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{ 
belangt, mit den Reparaturen und, was die Kosten der sonstigen Einrichtungen und 
Belastungen anbetrifft, mit der Höhe der Tage- und Akkordlöhne in Beziehung 
stehen. ARE oh 
cc) Generalia. / | € 
Dice Generalia werden der kaufmännischen Buchhaltung entnommen. - Sie ent- 
halten die Kosten, die durch den Absatz der Erzeugung direkt oder indirekt ent- 
stehen. Die Zusammensetzung dieser Kosten wird immer von der Betriebsbuch- 
haltung eingehend geprüft, weil sich nämlich unter den monatlichen Summen 
unter Umständen Beträge befinden, die für die Kostenrechnung auf mehrere Monate 
zu verteilen sind, z.B. Beschaffung gewisser Bureaumaschinen. Auch enthalten 
die Generalia häufig Ausgaben, die für die Kostenrechnung unberücksichtig 
bleiben müssen, z.B. für Wohlfahrtszwecke. | 
Die Generalia gliedern sich in direkte Kosten für Hammerwerk und Walz. = 
werk und in allgemeine Kosten, die auf die Betriebseinheiten zu verteilen sind. 
Hier ist ohne weiteres gegeben, diese Verteilung nach dem Umsatze vorzunehmen 
Innerhalb der Betriebsabteilungen erfolgt die Verteilung auf alle Abteilungen 
nach dem Anteil an den gesamten Löhnen, da die gesamten Löhne das Bild der 
monatlichen Produktion widerspiegeln, diese aber wieder mit dem monatlichen Ab: 
satz übereinstimmt, da nicht auf Lager gearbeitet wird. 


dd) Dampfkosten. | 
Der Dampf wird in den Kesselhäusern erzeugt, und die Erzeugungskosten 
werden für die Betriebseinheiten getrennt erfaßt (siehe Spalten H11 und W6), 
Verbraucht wird der Dampf an den Hämmern und an den Walzenstraßen. Vor der 
Verteilung der Kosten auf diese muß berücksichtigt werden, ob das Hammerwerk 
an das Walzwerk Dampf abgegeben hat. Sodann ist dies zuerst zu on ae 
(Davon ist noch im Abschnitt IV, 2a die Rede.) 
Darauf werden die Kosten dann auf die entsprechenden Betriesabfeilung 
nach dem Dampfkostenverteilungsschlüssel verteilt (Tab. 5). 


e 


Tab. 5. Dampfkosten -Verteilungsschlüssel. 


z ax; mn nn > nm nommen nn ham Dnn m... mn nen 


| Hammerwerk 
I} 
| 


| 
Hammer Zyl.-® | Hub rer: 

| © Ztr.-Haminer:. "375534, MORGEN TUT 250 630 | 309 
| N re a 325 v0 7146 | 
ET 400 1000 | 125,6 
30, a a u a EEE 440 1100 | 1672 

60... > CHEM ER) EEE 500 1600 313,6 | 

100 A 620 2000 | 602 


‚ Luppenhammer . . . learn * Ele e 440, 1100 1672 | 


me nich met um, = mon me m ram m = be An mus nm nm © m Dunn mem san net namen ame = — men, mp en 


| Inhalt des| Umdreh- 
| H.-D.Zyl.| ungen 


A er Straße . BEIITE  TIDAT NG Rn REN ABER 156,8 120 
ern Sr ak ieeetn 125 
BEO BR S; ‚noy tage Apr Ai ra Rate a 135 


a ee pi 85 


ri 
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Der Schlüssel enthält für die Betriebseinheit Hammerwerk zuerst die Quer- 
;hnitte der Dampfzylinder und den Hub sowie den daraus errechneten Zylinder- 
halt. Dieser Inhalt bestimmt die Größe des bei jedem Hammer stattfindenden 
ampfverbrauchs im Vergleich zu den anderen Hämmern. Daher bilden die ab- 
srundeten Zylinderinhalte die Grundzahl für den Dampfverbrauch. Da weiterhin 
ir den Dampfverbrauch die Zeit maßgebend ist, in der die Hämmer in Betrieb 
aren, so wird diese Grundzahl mit der Zahl der produktiven Arbeitsstunden multi- 
iziert. Aus den so errechneten Zahlen wird eine prozentuale Aufteilung errechnet, 
ach der dann die Dampfkosten verteilt werden. 

Bei den Walzenzugmaschinen, bei welchen für die Dampffüllung der Inhalt 
es Hochdruckzylinders maßgebend ist, muß auch die Umdrehungszahl berücksich- 
gt werden, da diese die Anzahl der Füllungen in der Zeiteinheit angibt. Hier ge- 
innen wir daher die Grundzahlen aus Zylinderinhalt mal Tourenzahl. Von den 
rundzahlen geht die Berechnung dann in EIRASHER Weise wie im Hammerwerk 
or sich. 

Es ist selbstverständlich dieser Schlüssel kein Maßstab für A "absoluten 
ampfiverbrauch, er bildet lediglich die Relation, nach der die Maschinen am 
ssamten Dampfverbrauch beteiligt sind. 


ee) Betriebskosten. 


Zu den Betriebskosten zählen innerhalb der Betriebseinheit Hammerwerk die 
osten H12 bis H14 und innerhalb der Betriebseinheit Walzwerk die Kosten W 7 
s W9. Sie enthalten die Kosten für die Hilfsmaschinen, wie Krane, Ventila- 
ren usw., die allen Abteilungen gleichmäßig dienen. 

Im Hammerwerk kommen diese Kosten nur für die Hämmer, im Walzwerk 
ar für die Walzenstraßen in Betracht. 

Die Verteilung der Kosten erfolgt nach den produktiven Löhnen, weil die Höhe 
7 Produktion den Anteil an der Inanspruchnahme der Hilfsmaschinen bestimmt. 


c) Die Endrechnung des Bogens. 


Die Endrechnung des Bogens erstreckt sich auf die Errechnung der Kosten für 
© produktiven Abteilungen, bezogen auf die Zuschlagsgrundlage. 

Zuerst wird der Bogen auf seine rechnerische Richtigkeit geprüft. Es muß 

© Gesamtsumme gleich der Summe aller Quersummen sein. 
, Bei den Dampfhämmern scheiden aus den Kosten die Akkordlöhne aus, weil 
ese bei der Vorkalkulation besonders berücksichtigt werden. Zuschlagsgrundlage 
t hier die Arbeitszeit, daher werden die Kosten an den Hämmern auf die Arbeits- 
unde berechnet. 

In der Handschmiede, in der mechanischen Werkstätte und für die Autogen- 
yarbeitung ist die Zuschlagsgrundlage der Akkordlohn. Daher werden hier die 
asten insgesamt — natürlich ohne die Akkordlöhne — mit den gezahlten Akkord- 
hnen ins Verhältnis gesetzt. 

Da der Zuschlag bei der Autogenbearbeitung auch den Verbrauch an Sauer- 

at und Wasserstoff enthält, wäre es richtiger, den Zuschlag auf den Quadrat- 
ntimeter Schnittfläche zu beziehen, hierbei lohnt jedoch der Aufwand an Mühe 
n Erfolg nicht. 
‚ Im Walzwerk herrscht die Divisionskalkulation. Es werden die Gesamtkosten 
‚ jeder Straße durch deren Produktion geteilt. Diese Kosten kommen jedoch in 
r Kalkulation nicht zur Anwendung, sondern die Durchschnittskosten von allen 
7 Straßen. 
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Die Errechnung der effektiven Kosten pro Kilowattstunde ohne Abschreib t 
dient nur der Ermittlung der Strompreise für die Berechnung des privaten Sen 
verbrauchs. | 


IV. Die Auswertung der Ergebnisse der Kostenrechnung zur Überwachun 

der Betriebsgebarung im Hinblick auf ı 

1. die Preisgestaltung. Ä 

Die Ergebnisse der Kostenrechnung dienen der Kontrolle der Betriebsgebar 
Nach außen ist die Kontrolle der Preisgestaltung wichtig. 


a) Im Walzwerk. 

Das Walzwerk gehört der Vereinigung deutscher Bandeisenwalzwerke 4 
Diese ist Mitglied des Eisenwirtschaftsbundes. Der Eisenwirtschaftsbund bestimm 
in seinen Beratungen die Preise, wobei alle Mitglieder mitwirken, die sich aus Ei 
zeugern, Händlern und Verbrauchern, in allen Gruppen sind Arbeitgeber und At 
beitnehmer vertreten, zusammensetzen. Als Unterlage für die Preisbestimmung dier 
eine Vorkalkulation, die eine behördlich bestimmte Form hat und sich zum e 
aus den Zahlen des betreffenden Betriebes, zum Teil aus behördlich verordne e 
Sätzen zusammensetzt. Die Nachkalkulation (siehe Tab. 6) hat in der gleiche 
Form zu erfolgen. Sie unterscheidet sich von der Vorkalkulation nur darin, 


rechnung zugrunde liegen, während bei der Vorkalkulation die Erfahrungszahle 
der Geldentwertung entsprechend erhöht werden. 


Tab. 6. Kalkulationsbeispiel. 


-Zur Herstellung von 1000 kg Bandeisen sind erforderlich: ei 
Rohmaterial: 1000 kg Knüppel. » . » 2 2 2 2 2 2 2 0 2.2....4 245100. 
Umwandlungskosten: % 

15°, Bruttomaterialverlust . - . 2 2 2 02 2.2...M 36765.— 
Fracht für 1150 kg Kufene a er a a I f 
Kosten laut Bogen. . EEE een  BLBOTI- EN ae 


M 317891. 


Schrotterlös pro t Produktion 
| Ausschußbandeisen ie: ar. worin sun. ce Din A ABB 
Stahlschrottt 5% zictsre.e, sale u aba Arne Kine Dr Bann Dr ERBARE 
| Bandeisenpakete „N „I ur SIE En Due Er u DEE 
| Walzenuchlackon st GREEN ER 8 
| Schweißschlacken . » «2 2 22 ne 2 ne 2020 892. ., Dick 


AM 312533. 


5°], Werkserhaltung „ 15627. —e 


M 328 160. 
21/0, Gewinn e 204. 
M 336 364. 
2%/, Umsatzsteuer vom Verkauiserlös — % 341 900.— (siehe unten) . „6838. 
M 343 202.— 
Dagegen Me 
Bandeisengrundpreis des EEW.B.. . . 2. ..2.2.2....4 328400.— 2 
Durchschnittlicher Aufpreis ee A FE 
A 341 900.— 
Selbstkosten wie oben» . » » 2.2 2 2.0.2.2... 343 202.— 


Mindererlös .# 1302.— 
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Eingehender Nachprüfung bedarf insbesondere der vom Reichswirtschaftsmini- 
sterium zugebilligte Prozentsatz für die Werkserhaltung. Dies geschieht in der 
Weise, daß die auf Grund dieses Satzes im Monat erzielte Summe mit der Summe 
verglichen wird, die im gleichen Zeitabschnitt für Kredite (Konto W1, siehe $. 151) 
verwandt wurde. Dabei ist selbstverständlich die Summe von diesem Konto in 
Abzug zu bringen, welche für Neuanlagen Verwendung fand. = 

Die Überpreise der einzelnen Bandeisenabmessungen richten sich nach der 
>roduktion, die in diesen erzielt werden kann. (Eine dünnere Sorte ergibt weniger 
zewicht als eine gleiche Länge einer stärkeren.) Durch Division des monatlichen 
Versandes durch den Gesamterlös aus den Überpreisen wird ermittelt, wie hoch sich 
ler durchschnittliche Überpreis pro Tonne Bandeisen beläuft. Dieser kommt dann 
n der Nachkalkulation zur Anwendung. 
Alle anderen Unterlagen sind bereits aus dem Besprochenen bekannt. 


b) Im Hammerwerk. 


yeitszeit. Die Vorkalkulationskarte enthält am Kopf die anfragende Firma, die 
Versandvorschriften, das Datum, die Kommissionsnummer, ferner die genaue Be- 
eichnung des Gegenstandes. Die darunter befindliche Spalte dient der Addition 
er entstehenden Kosten. Außerdem werden zum Zwecke der Vorkalkulation in 
en Beiriebsabteilungen besondere Zettel ausgefüllt, deren Kopf auf Arbeitskarten 
lurchgeschlagen wird, die erst im Falle der Auftragserteilung Verwendung finden. 
n diese Zettel tragen die mit der Vorkalkulation beauftragten Beamten alle den 
ordrucken entsprechenden Angaben betreffend Arbeitszeit usw. ein. Die An- 
aben der Zettel werden in die Vorkalkulationskarten übertragen und dann die Zu- 
ichläge (siehe S. 157 ff.) hinzugerechnet. Die Zuschläge entsprechen den Kosten, die 
ich aus dem monatlichen Abschluß der Kostenrechnung ergeben. Die in dieser 
Neise errechneten Selbstkosten dienen dem kaufmännischen Bureau zur Aus- 
beitung eines Angebots. 

Wird der Auftrag erteilt, so gelangen mit den genauen Zeichnungen die Ar- 
itskarten in den Betrieb, welcher nach diesen Akkordkarten ausstellt. Bei den 
{arten für das Hammerwerk ist auch der Lieferungstermin an die mechanische 
Werkstatt angegeben. Die Akkordkarten des Hammerwerks enthalten alle Angaben 
ür die Ausführung der Arbeiten. Sie bilden die Unterlage für die Lohnabrechnung 
ind die Nachkalkulation. Für die mechanische Werkstatt dienen die Akkord- 
arten ebenfalls der Lohnabrechnung. Für die Nachkalkulation werden jedoch die 
uf der Rückseite der Arbeitskarte vorhandenen Spalten unter „Fertig“ den tat- 
ächlichen Zeiten entsprechend ausgefüllt. 


2. die Wirtschaftlichkeit der einzelnen Betriebsabteilungen. 
a) Die fortlaufende Überwachung. 

Zur Überwachung der Wirtschaftlichkeit einzelner Betriebsabteilungen werden 
lie Kosten monatlich verglichen. Stellt sich an irgendeiner Stelle eine Zunahme 
ler Kosten heraus, so wird sofort die Ursache untersucht. Es kann sein, daß 
vesondere Umstände, deren Beseitigung nicht in der Macht der Betriebsleitung 
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liegt, die Veranlassung zur Verteuerung geben. Meist aber ist der Zustand € 
Betriebsabteilungen bzw. einzelner Betriebsmittel die Ursache. Darum hat dur 
die Werkswärmestelle, die den Energieverbrauch zu überwachen hat, eine ausfül 
liche Untersuchung stattzufinden, 


b) Besondere Untersuchungen. 

Weiterhin ist es Aufgabe der Betriebsbuchhaltung, die zahlenmäßigen Unt 
lagen für die Kostenvergleichsrechnungen von Neuerungen vor und nach ihı 
Durchführung zu beschaffen. Des Interesses halber sei hier ein Beispiel eir 
solchen Nachprüfung gebracht, welche nach der Einführung einer Kohlenstat 
feuerung an einem Ofen aufgestellt wurde, ehe man sich zur Umstellung weiteir 
Öfen auf diese Feuerungsart entschloß. Durch Versuche an dem Ofen hatte m 
festgestellt, daß man weniger Kohlen, weniger Leute, weniger Material brauch 
daß aber die Dampferzeugung in dem hinter dem Ofen liegenden Abhitzekes: 
geringer war. Durch einen genauen Versuch wurde festgestellt, wieviel Kohle 
Kesselhaus für die Mehrerzeugung an Dampf erforderlich war. Die Betriebsbuc 
haltung hatte nun diese Angaben zu verwerten und stellte folgende genaue Kost 
vergleichung auf. 

Kostenvergleichsrechnung per Dezember 19221). 


Evaporator- Braunkohlen- Steinkohlen- 
feuerung feuerung feuerung 
M kg M kg | M 
Kohlen 1156.46 | 29,5 304.44 | 20,7 605.06 
Eisenabbrand . . 393.40 1,6 | 314.72 1,5 | 295.05, 
KW-Std. f. Mühle einschl. elektr. Mat. — 1,44 | 136.80 1,28] 121.50 
Im Kesselhaus mehr zu erzeug. Dampf _ 150,9 359.61 118,3 343.65 
ı Löhne (1 Stocherlohn SOHN 201.— — — — E= 
ı Abnutzungskosten 3 2% 175.09 — 111.56 — 136.53 
Sa. 1925.95 1227.13 1501.79 
| Ersparnis gegenüber Ev. 698.82 424.16 
In °/, der Brennstoffkosten v. Ev.. 60,40), 36,7%), 


Somit ergab sich gegenüber der alten Evaporator- (Rost-) Feuerung eine I 
sparnis von ca 600) bei Verwendung von Braunkohle und von 360% bei Stei 
kohle. Nun war eine sichere Unterlage zur Berechnung der Rentabilität für 4 
weiteren Umstellungen gegeben. 


V. Die Umstellung der Papiermarkreehnung auf Verreehnungsmark: 


Solange der Währungsverfall noch langsame Fortschritte machte, so daß d 
Kosten in einem Monat sich noch aus ziemlich einheitlichen Markwerten 2 
sammensetzten, genügte die Papiermark als Wertmesser für die Kostenrechnun 
Als aber das Tempo des Verfalls der Währung größer wurde, trat klar zutage, d& 
jede Vergleichsmöglichkeit durch das vollkommen verwischte Zahlenbild genomm« 
war. Man tappte vollkommen im Dunkeln. Hier mußte ein wertbeständiger Weı 


3) Siehe auch „Vergleichsversuche an einem Schmiedeofen mit Rost- und Kohlenstat 
feuerung‘ von Dr.-Ing. B. Veltman. Verein deutscher Eisenhüttenleute, Düsseldorf. Wärm 
stelle. Mitteilung Nr. 50. ? 

°) Die in diesem Abschnitt angegebenen Zahlen entsprechen nicht den tatsächlich! 
Verhältnissen. Ö 
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messer Abhilfe schaffen, denn alle Aufgaben der Kostenrechnung waren unerfüllbar 
geworden. 

| Dem Bestreben, einen neuen Wertmesser zu finden, kam die Entwicklung 
im Wirtschaftsleben entgegen, die den Übergang zur Goldmarkrechnung brachte. 
Die Firma entschloß sich, dem Vorbilde des Eisenwirtschaftsbundes folgend, eine 
Golamark einem Schilling gleichzusetzen und alle Papiermarkwerte in diese Ver- 
technungsmark umzurechnen. Die Nachteile dieser sogenannten Goldmark werden 
dadurch aufgewogen, daß nur so eine Kostenrechnung überhaupt möglich ist. 


1. In der Kostenrechnung. 


| Bei der Erwägung über die Art, in welcher die Papiermarkwerte der Kosten- 


rechnung in Verrechnungsmark umzurechnen sind, haben wir zu unterscheiden. 
zwischen Rechnungsbeträgen, Beständen, den Kosten für die Arbeitskräfte und 
len Generalien. | 

| Die Rechnungsbeträge sind fast sämtlich bereits auf Goldmark oder fremde 
Valuten abgestellt. Erfolgt ihre Zahlung in Papiermark, so werden die gezahlten 
Papiermarksummen zum Berliner Mittelkurs des englischen Pfund am Vortage der 
Zahlung in Verrechnungsmark umgerechnet. Das muß in dieser Weise geschehen, 
weil erstens die den Rechnungen zugrunde gelegte „Gold“mark sehr verschieden- 
ırtig ist, zweitens die Umrechnungsbedingungen für die Zahlung in Papiermark 
verschieden sind. Für den Betrieb kommt aber nur der Verrechnungsmarkbetrag 
n Frage, der der tatsächlich gezahlten Papiermarksumme entspricht. Erfolgt da- 
zegen die Zahlung in Devisen, so werden diese über ihren Wert zum englischen Pfund 
n Verrechnungsmark umgerechnet. Dann ist die Vergleichbarkeit der gewonnenen 
Verrechnungsmarkziffern gewährleistet. 

Die Bewertung der Bestände erfolgt nach den aus den Rechnungen für gleiche 
Ware ermittelten Verrechnungsmarkbeträgen. Liegen solche nicht vor, so werden 
sie durch Anfragen ermittelt, wobei jedesmal auch der Charakter der vom Liefe- 
'anten genannten „Gold‘“mark festgestellt und berücksichtigt werden muß. 

Die Kosten für die Arbeitskräfte sind zum Kurse des dem Auszahlungstage 
ler Löhne und Gehälter vorhergehenden Tages umzurechnen. In der gleichen Weise 
werden die Ausgaben für die kaufmännische Tätigkeit des Unternehmens, die 
3eneralien, in Verrechnungsmark umgerechnet. 
| Verluste aus Entwertung von Papiermarksummen kommen für die Kostenrech- 
aung nicht in Frage, weil nur der aufgewandte Verrechnungsmarkbetrag ein Be- 
standteil der Kosten ist. Daher wird auch das „Verrechnungsmarkausgleich- 
:ontc“ der kaufmännischen Buchhaltung von der Kostenrechnung nicht berührt. 

Zwar sind die Preise in „Gold‘“mark auch nicht stabil. Die Schwankungen er- 
'olgen jedoch nicht in dem Ausmaße und mit der Schnelligkeit der Papiermark- 
ntwertung. Sie können daher berücksichtigt werden. Sie sind den Konjunktur- 
schwankungen gleichzusetzen, die man, wenn auch nicht in solchem Ausmaße, 
wich in wirtschaftsruhigen Zeiten zu gewärtigen hat. (Über ihre Berücksichtigung 
siehe S. 153 und 154ff.). 


2. In der Vorkalkulation. 


Da das Werk nunmehr auch seine Angebote in Goldmark 1) herausgehen ließ, 
weil Lieferungsverpflichtungen auch nur in Goldmark übernommen werden können, 
rgab sich für die Vorkalkulation die Notwendigkeit, Goldmarkwerte zu finden, ehe 


1) Besser Verrechnungsmark. Da aber „Goldmark“ dem allgemeinen Sprachgebrauch 
ntspricht, wurde diese Bezeichnung für die Vorkalkulation und die Angebote übernommen. 
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noch ein Monat durch die Betriebsbuchhaltung in Goldmark abgeschlossen werde. 
konnte. Das Walzwerk empfand wegen der Preisvorschriften des Eisenwirtschafts 
bundes diese Notwendigkeit nicht so wie das Hammerwerk, das seine Preise selbs 
zu bestimmen hatte. Hier mußte also mit großer Beschleunigung eine Lösung ge 
funden werden. Zu dieser Lösung führten anscheinend mehrere Wege. j 

In den Monaten Februar, März, April 1923 war der Wert der Mark nach auße, 
stabil gehalten worden. Zwar war im Innern die Kaufkraft offensichtlich weite, 
gesunken, jedoch schien das Ausmaß dieser Wertverminderung nicht so groß 
daß dieser Zeitabschnitt nicht trotzdem als geeigneter Ausgangspunkt für ein 
Umrechnung hätte gewählt werden können. Daher wurden aus diesen drei Monate! 
die Durchschnittskosten an den Dampfhämmern, wie sie für die Stundenzuschläg 
der Vorkalkulation in Frage kamen (siehe Abb. 2 „Monatsbogen“ sowie S. 154) 
über den Durchschnittskurs der gleichen Monate in englischen Pfund und Goldmar 
umgerechnet. 4 


Durchschnitts- | Durchschnitts- 
kosten kurs 
Febr. bis April | Febr. bis April 


M M 


100 ZE>Haımer PS 358 815.— 115 332.— 
yTr>Y. Nah „Tas Dt 253 930.— 115 332.— 

209 012.— 115 332.— 

113 088.— 115 332. — 

100 188.— 115 332.— 

115 332.— 


In -der gleichen Weise wurden die Lohnkonten an den Dampfhämmern be 
handelt. { 


Durchschnitts- 


Lohn kank Enelisch e 

. . IS = # 

Hammer Febr. bis April Febr. bis April Plund | 

M M 7 

100 Zie „Hammer, u eh 20 080.— 115 332.— —.03.06 | 3.507 
bUTZ “ EBEN ERSTEN N 20 080.— 115 332.— —.03.06 | 3.50 
30 „, “ Pe sense hin 18 080.— 115 332.— —.03 02 | 3.17 
24/20 ,, h IF ATI 7012.— 115 332.— —.01.03 | 125 

8 ua 5 0U0.— 115 332.— — — 11 | 0900 
Luppenhammer (Stahl) Selle alaieen 10 120.— 115 332.— | —.01.09 | 1.% 


Außerdem wurden in Papiermark an einer großen Zahl von Materialien ein 
Steigerung der Papiermarkpreise bis zum Rechnungsmonat (d.i. Anfang Okto 
1923) ausgerechnet. Dies wurde dadurch ermöglicht, daß allenthalben zu diesel 
Zeit die Papiermarkbeträge auf einen bestimmten Devisenkurs abgestimmt wurden 
Dabei ergab sich eine Steigerung aller Papiermarksummen, außer den Löhnen 
auf das 25fache. Die Löhne dagegen waren auf das 50fache gestiegen. Be 
dieser Rechnung war den Oktoberpreisen einheitlich ein Kurs von .#% 5.000 000.— 
für das englische Pfund zugrunde gelegt. Es ergab sich sodann folgendes Zahlenbile d 
(siehe nächste Seite): 

Der Grund zu der großen Verschiedenartigkeit der so gewonnenen Zar 
gegenüber den auf dem ersten Wege gewonnenen lag offenbar darin, daß die Preise 
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ler Materialien sehr ungleich gestiegen waren. Während einige nicht einmal der 
üntwertung der Mark ganz folgten, waren z.B. die Kohlen in Goldmark gerechnet 
wf das fünffache gestiegen. Diese Verschiedenheiten wurden durch den er- 
echneten Steigerungsfaktor nicht berücksichtigt, weil er den Grad der Beteiligung 
ier einzelnen Materialpreise an der Kostenbildung nicht zum Ausdruck brachte. 
3ei der Berechnung über den Devisenkurs wirkte sich nur die Geldentwertung, nicht 
‚ber die Teuerung infolge des Ruhreinbruchs aus. Also waren beide Werte zu 
liedrig. Vor allem aber der, der lediglich die Papiermarkpreissteigerung in Be- 
racht zog. 


Stundenkosten der Hämmer. 


/ Hammer Durchschnitt Februar bis April 


Durchschn.- — 
Kurs Englisch- | Gold- 
M Pfund | mark 


100 Ztr.-Hammer . | .% 358815.— = 25 = .# 8970000.— | 5000000.— | 1.15.11 | 36.— 
"nn .L| „ 253930.— = 25= ‚ 6348000.— | 5000000.— | 1.05.05 | 25.40 


rl, 209012. =25— „5225000. 1.58000000.—.1.1.-—.11 | 21.— 
4.» ..| „113088.— =25— ‚ 2827000.— | 5000000.— |—11.04 | 11.30 
0 » 2.1 „10018 =25—= ‚„ 2505000.-- | 5000000.-— |-—.10.01 | 10.10 
8» 4 2.1» 52082. =25= ‚„ 1302000.— | 5000000. |—.05.03 | 5.25 


Lohnkosten der Hämmer. 


Hammer Durchschnittslohn Febr. bis April |Englisch- | Gold- 
Pfund | mark 


‘100 Ztr.-Hammer . . . . . 1 „#20 .080.— > 50 = .# 1004 000.— | —.04.— | 4.— 
60 b 


..,; ER. - 20 080.— = .50:—= „1.004. 000.— | —.04.— | 4.— 
30 oa. Berid, . 18 080.— = 50 — „ 904000.— | —.03.07 | 3.60 | 
er hai. ?. 72012.— =50—= „ 351000.— |! —.03.04 | 1.30 

Be a. . 5000.— =50= „ 250000.— | —.01.— | 1.— 

‚Luppenhammer (Stahl) . . . 10 120.— = 50 — 506 000.— | —.02.— | 2.— 


Da die Kohlen von allen Materialien nachweislich am höchsten gestiegen 
raren, und die übrigen Preise nach bisherigen Erfahrungen voraussichtlich dieser 
reissteigerung folgen würden, mußten die Kohlen als Grundlage für die Berech- 
ung gewählt werden. Zu diesem Zweck wurde zuerst festgestellt, in welchem 
'erhältnis die Kohlenkosten zu den übrigen Kosten standen. Dabei ergab sich 
lgendes Bild: 


Kohlen °/, 

Tunpenhamrer sam... viucH .2200,07 
100 Ztr.-Hammer . . . -» . . 24,19 
604% RE ae Ca fr 
50; :,; ER Are LO 
24 BER, Da a RE 3540 
2% Re ER DE DU 

Br en le 3 


‚Ferner wurde festgestellt, wie hoch der Kohlenverbrauch pro produktive 
[ammerstunde, zu den heutigen Preisen in Goldmark bewertet, gewesen war. 
Die so errechneten Kosten waren bestimmt auskömmlich, denn die übrigen 
laterialkosten waren, ebenso wie die Lohnkosten, noch nicht in dem Maße der 
„ohlenpreise gestiegen. 


| 
| 


! 


Ä I 
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Für die Vorveranschlagung der Akkordsätze wurden Goldlöhne angesetzt in 
Höhe des Friedenslohnes. Da die Zuschlagsätze sich dort, wo der Lohn Zuschlags- 
grundlage war, seit Friedenszeiten nicht wesentlich verändert hatten, konnten diese 


Kohlen- Produkt. H Kohlen- Produkt. 
Ham- Monat verbrauch Hammer- aM- Monat verbrauch Hammer- 
DIE i.Goldmark stunde Pe 1.Goldmark stunde 
100 VII 1003023 : 206.50 — 48.57 24 VII 3 689.70 : 397.50 = 9.287 
IX 7636.11 : 38250 = 1996 IX 4506.71: 389.— = 1158% 
x 654266 : 298.— —= 21.9 XI 432.22: 4— = 982 
XI 6 813.76 : 374.— = 18.22 Xu 3515.22 : 359.50 = 9.753 
Xu 3553.96 : 189.— = 1880 I 2852.14 : 364.— = 7834 
I 3825 70 : 242.50 —= 15.78 I 215335: 225.— = 9.57 
II 409080 : 165.— = 2479 II 1950.27 : 186 — = 10498 
II 2769.85 : 144.— = 19.23 IV 97402 : 129.— —= 7.557 
IV 1918.09 : 114— = 16.83 V 1 787.68 : 163.50 = 10.93° 
V 2906.93 : 165.50 = 17.56 = ; Ka 
VI 316260 : 14050 — 2251 AkOLEN) BED 20 
:2421.50 = 2.— 20 X 3162.60 : 383.— = 8.28° 
XI 803—: Sbb.— = 8 
60 VU 6404.27 : 404.— = 15.85 I BEE 81: AI en 
X 4541.40: 108.50 — 41.86 IM 147588: 96.— — 15.37. 
Xu 1581.30 : 136.— = 11.63 V 96655: 9250 = 1067 
I 144425: 10550 — 1 VI 401.41: 56.— — 7.17 
I 3426 15 : 181.— = 1893 : \ 
159393 : 112.50 = 14.17 
a 2648.13 : 165.50 = 16.— 8 vu 1581.30 : 208.— = 7.60 
VD 44078: 11. = 355 IX 1631.01: 192.— = 8,512 
—— — x 105420: 200. — 5.27 
29 403.62 : 1569.— = 18.75 xl 1265.04 : 200.— — 633° 
30 VII 268821: 190.50 — 14.11 Xu 92243: 192. — — 4817 
IX 4374.93 : 317— — 1380 I 813.36 : 160. — 5.277 
X 6984.08: 523.50 — 13.35 I 832.82 : 192 — 433° 
XII 729946 : 5038— —= 1451 IV 611.44: 131. — 4.677 
I 558726: 53850 — 10.38 v 336 23:  64.— — 5.255 
I 534743 : 540.50 = 9.% 9 795.05 :1 707.— = 5.757 
II 295.18; 24.— — 12.30 | 
IV 1521.13: 108.— = 14.11 L.-H. VI 3663.35 : 37.— = 9139 
V 2076.47 : 119.50 = 1738 IX 1396 82 : .123.50 — 11.318 
VI 191388 : 160.— = 11.96 V 24136: - 24.— = 10 0m 


47 157.15 :3584.50 = 13.20 5301.53 : 524.50 = 10. 10 I 


nu a u = 


m 


in die neue Rechnung übernommen werden. Weil ferner in Goldmark gerechnet 
die Löhne nur selten die Friedenshöhe überschritten, waren auch diese Ziffern 
bestimmt auskömmlich. [' 

Es war nunmehr Sache kaufmännischer Erwägungen, die Preise ev. unter die 
auf diesem Wege errechneten zu ermäßigen. 4 


Schluß. 

Zum Schluß sei darauf hingewiesen, daß die neue Kostenrechnung noch nicht 
ohne Lücken und Ungenauigkeiten ist. Es kann jedoch in einem großen Betriebe 
nur in jahrelanger Arbeit eine Kostenrechnung zur Durchführung kommen, die den 
ganzen Kostenfluß auch in den kleinsten Einzelheiten richtig erfaßt und der 
Leitung zum Bewußtsein bringt. Ich halte es für fehlerhaft, irgendein System, und 
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‚las mit einem bestimmten Tage, zur Anwendung bringen zu wollen. Eine Kosten- 
echnung muß sich aus der Wesenseigenheit des Betriebes in steter Entwicklung 
srgeben. Eine fundamentale Forderung ist es jedoch, daß diese Entwicklung nach 
»inbeitlichen Grundsätzen in feste Bahnen gelenkt wird. 


Die weitere Entwicklung der vorstehend geschilderten Kostenrechnung soll in 
ler Richtung gehen, daß durch eine Werkswärmestelle (siehe S. 161), der nicht 
nur die Überwachung des Wärmeflusses, sondern des gesamten Energieverbrauchs 
auch der menschlichen Energie) obliegt, die Unterlagen für den Kostenfluß, so- 
weit er sich auf Kraftverbrauch bezieht, der Betriebsbuchhaltung geliefert werden. 
Die Betriebsbuchhaltung und die jetzige kaufmännische Buchhaltung müssen in Zu- 
sunft zu einem einheitlichen Ganzen verschmolzen werden, so daß es neben dem 
nit der Wärmestelle zusammenhängenden statistischen Bureau nur noch eine 
3uchhaltung gibt; denn das Vorhandensein einer besonderen Betriebsbuchhaltung 
‘st hier letzthin nur darauf zurückzuführen, daß die neue Kostenrechnung ohne 
Störung des Gesamtbetriebes aufgebaut werden mußte. Somit bildet die vorliegende 
Arbeit nur einen Ausschnitt aus der Entwicklung, zu deren Abschluß erst eine 
Reihe von Jahren rastloser Arbeit führen kann. 


Anhang: Bericht der Betriebsbuchhaltung über die „Ermittlung über 
die Verteilung des Kohlenverbrauches im Kesselhaus Hammerwerk.“ 


Bericht der Betriebsbuchhaltung. 


In den anliegenden Aufstellungen sind zunächst die im Kesselhaus Hammerwerk 
in den einzelnen Monaten verbrauchten Kohlenmengen der verschiedenen Sorten 
aufgeführt. Die Mengen sind, um Vergleichsmöglichkeiten zu haben, nach dem 
Heizwert auf eine Basis, und zwar Kilogramm Braunkohle umgerechnet. Dann 
wurden die pro produktive Heizerstunde verbrauchten Kohlenmengen aufgetragen 
‘Tab. I). Die Multiplikation dieser Zahlen mit der Stundenzahl, während welcher 
im Monat Dampf an das Walzwerk abgegeben wurde, ergibt die Kohlenmengen, die 
monatlich zu Lasten des Walzwerks gebucht werden müssen (Tab. II). Zieht man 
diese von dem anfangs angegebenen Gesamtkohlenverbrauch pro Monat ab, so er- 
hält man den Kohlenverbrauch, der allein zu Lasten des Hammerwerks geht. Eine 
Division dieser Verbrauchszahlen durch die Anzahl der produktiven Hammerstunden 
ergibt eine Kohlenverbrauchsziffer im Kesselhaus Hammerwerk pro produktive 
‚Hammerstunde für die einzelnen Monate (Tab. III). 

Die Höhe der Ziffer schwankt ziemlich stark. Man kann jedoch feststellen, 
daß die Ziffern fast immer in den Monaten ungünstig sind, während welcher eine 
stärkere Abgabe an das Walzwerk erfolgte. Der Abzug der Kohlenmengen zu 
Lasten des Walzwerks scheint daher noch zu gering zu sein. Die Heizerstunden 
für das Walzwerk verschlingen eine größere Kohlenmenge als die bei regelmäßigem 
Betrieb für das Hammerwerk. Im folgenden sei eine Nachrechnung gegeben, aus 
der ermittelt werden kann, wieviel höher der Kohlenverbrauch in einer Heizer- 
stunde für das Walzwerk veranschlagt werden muß als der bei einer normalen 
‚Heizerstunde für das Hammerwerk. 

| In folgenden Monaten, in denen kein Dampf an das Walzwerk abgegeben 
‚wurde, betrugen die Verbrauchsziffern pro produktive Hammerstunde: 


| 


| 


| 
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1922 Januar . . . 799,9 kglStd. | bi 
Mais un: (At Tore B 
Tünr.... "92.7 Obl Omen f 
August. . . 4582 $„, y 
September. . 6893 „, 4 


3 246,0 kg/Std.:5—649,2. Mittel: 650 kg/Std. 


Betrachtet man nun einmal die letzten vier Monate (Oktober—Januar), so 
sieht man, daß sie alle bei starker Abgabe von Dampf an das Walzwerk weit 
über dem Mittelwert 650 kg/St. liegen. Es sind nun in dieser Zeit die Kohlenstaub- 
feuerungen mit ihrer geringen Dampferzeugung im neuen Hammerwerk in Betrieb 
genommen worden. Die Versuche im Dezember hatten ergeben, daß pro 100 kg 
Stahl 120 kg Dampf am 100 Zentner-Hammer weniger erzeugt wurden (siehe auch 
S. 162). Dies Ergebnis war bei schlecht abgedichteten Fuchsschiebern ermittelt, was 
inzwischen bereits behoben ist, so daß die Zahl jetzt wesentlich geringer ist. Sie 
sei jedoch aus Vorsicht zugrunde gelegt. Man errechnet dann beispielsweise für 
den Monat Januar (Produktion des 100 Zentner-Hammers und des 60 Zentner-Ham- 
mers zusammen 98600 kg) pro produktive Hammerstunde einen Viehrrerbranil 
von Kohle im Kesselhaus Hammerwerk von 30 kg. Berücksichtigen wir diesen 
Mebrverbrauch von 30 kg Kohle in den Monaten November, Dezember und Januar 
und im Monat Oktober einen solchen von 20 kg Kohle, so bleibt für diese " 
noch ein höherer Verbrauch als der Mittelwert angibt, von: 


| 


4 E 


1922 1923 
mn m an mn 
Okt. Nov. Dez. Jan. 
771 836 833 849 
— 670 .°— 680° °— 681 2 — 680 
99 156 153 169 kgiStd. 
Von Oktober— Januar sind mehr verbraucht worden: 
Oktober. . . . 99 kg X 1403,5 prod. H.-Std. = 138947 kg 
November . . . 156 „ x 1533 ” y == 289148 „, 
Dezembar ri, #08... 4 B7R.D.42% E — 211064 „, 
Tr te Li NP E — 45642 „, 


Insgesamt 834 801 kg 


Diese 834801 kg Kohle sind von Oktober—Januar noch über das Bisherige 
hinaus zu Lasten des Walzwerks zu buchen. Es waren für 546,5 Stunden, ın 
denen Dampf an das Walzwerk abgegeben wurde, für den betrachteten Zeitraum 
bereits 1458016 kg Kohle in Abzug gebracht. Tatsächlich mußten aber in Abo 
gebracht werden: i 


1458 016 kg 
+ 834801 „ 


2292817 kg 


2292817 verhält sich zu 1458016 wie 1,57 zu 1. Der Kohlenverbrauch der 
Stunden, während welcher im Kesselhaus Dampf für das Walzwerk erzeugt -wird, 
muß also 1,57 mal so hoch veranschlagt werden als der stündliche Kohlen- 
verbrauch bei Betrieb auf das Hammerwerk allein. 


Nach der Ansicht der Wärmestelle ist der Grund für den ungünstig hohen 
Kohlenverbrauch im Kesselhaus Hammerwerk bei Dampfabgabe an das Walzwerk 
darin zu suchen, daß die Beanspruchung durch das Walzwerk sehr ungleichmäßig 
erfolgt. Es kommen lange Bereitschaftszeiten vor, in denen die Kessel wohl unter 
Betriebsspannung stehen müssen, in denen aber kein Dampf entnommen wird. Diese 
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jereitschaftszeiten sind erfahrungsgemäß immer sehr kostspielig, da alle im Betrieb 
iner Kesselanlage unvermeidlichen Verluste auftreten, ohne daß ihnen eine Nutz- 
eistung entspricht. Da das Kesselhaus Hammerwerk vom Walzwerk nur aus- 
ilfsweise beansprucht wird, dauert dieser Betrieb meist nur wenige Tage. Dabei 
ntstehen aber im Anheizen und bei Außerbetriebsetzung mit der Abkühlung der 
ın Kessel aufgespeicherten Wärmemengen sehr beträchtliche Verluste. In beiden 
'ällen dient aber das Kesselhaus Hammerwerk zur Aufnahme des Spitzenbedarfs 
es Walzwerks, eine Verwendung, die bei allen Maschinenanlagen den Grad der 
Virtschaftlichkeit stark herabdrückt. 

Der Leistungsfaktor des Hammerwerkkessels wird in den Zeiten der Inan- 
'pruchnahme durch das Walzwerk dadurch verschlechtert, daß, um jederzeit ein- 
'esetzt werden zu können, die regelmäßig nötige gründliche Reinigung und die 
husbesserung größerer Schäden, solange sie einen Betrieb noch zulassen, auf- 
'eschoben werden müssen. 
| Diese Umstände lassen den errechneten hohen Kohlenverbrauch bei Dampf- 
'bgabe an das Walzwerk durchaus begründet erscheinen. Der untersuchte Zeit- 
'aum fällt allerdings in den Winter, wo der Dampfverbrauch erfahrungsgemäß 
/mmer etwas höher ist wegen der stärkeren Leitungsverluste. Der Mehrverbrauch 
"ann jedoch erstens nicht so groß sein, und zweitens wurde zur Errechnung des 
jei alleinigem Betrieb für das Hammerwerk sich ergebenden Mittelwertes von 
50 kg/St. auch ein Wintermonat mit hohem Kohlenverbrauch herangezogen. Daß 
erner ein Fehler im Kesselhaus den Kohlenverbrauch überhaupt allgemein ab 
ktober erhöht haben könnte, ist aus dem Grunde wenig wahrscheinlich, weil die 
chlechten Zahlen bereits vorher auftreten, so z.B. die höchste Verbrauchsziffer 
62,7 kg/St., im Februar 1922 bei einer Abgabe an das Walzwerk in 80 Stunden. 
er Monat März zeigt allerdings bei einer Abgabezeit von 368 Stunden eine gute 
‚ahl 341 kg/St. Das beweist aber nur, daß in diesem Monat mit den höchsten 
'roduktionsstunden sowohl im Hammerwerk wie im Walzwerk naturgemäß die 
este Ausnutzung des erzeugten Dampfes eintritt, und ferner den oben angeführten 
JImstand, daß bei kontinuierlichem Betrieb (368 Stunden durchgehend Feuerung für 
as Walzwerk) ein besserer Wirkungsgrad auftritt als bei dem intermittierenden 
jelastungen, wie sie sonst auftreten. 

Aus allen Gründen erscheint es ‘gerechtfertigt, die in den Abgabestunden an 
as Walzwerk im Kesselhaus Hammerwerk verbrauchten Kohlenmengen mit einem 
"aktor 1,57 multipliziert zu Lasten des Walzwerks zu buchen. 


Nachd. Heiz- 
M wertaufRoh- Produkt. |kg Kohl. 
onat Kohlensorte nenn El ea 


stunde |Heizerstd. 


gerechnetkg 
Briketts. . 200 000 
Stückkohle . 265 200 
Rohbraunkohle . 32 500 
497 700 1 409 396 568 2481 
Februar Briketts. . 53 000 
Stückkohle 362 000 
Seekohle . . 88 000 
Englische Kohle. 45 000 | 
Rohbraunkohle . 110000 | 
658 UVO 1 744 330 585.5 | 2964 
| 2 AR 


Tabelle I. 


# 
| 
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u Produkt. |kg Kohlen | 
Monat Kohlensorte kg ee opti Heizer- | pro Ed 
gere REN g stunde Heizeri 
METZ ih Briketts. 
Stückkohle 
Englische Kohle. 
Rohbraunkohle . . . 861 500 
1 059 000 1421 075 
April =...» «, | Briketis .7% era 15 000 
Rohbraunkohle Tas: 735 400 
70 400 7167 950 
Mail iso Briketts. . ade 337 500 
Rohbraunkohle RT 407 140 
744 640 1139 515 
Juni: mer Briketts. . EA a 191 200 
Rohbraunkohle Auer, 295 200 
486 400 710104 
Juli = ee Briköelie, _. an, ar. 287 500 
Rohbraunkohle . . . 275 000 
562 DUO 1 098 875 
August ..).«1.. jr Brakettau re, gr, 175 000 
Stückkohlle . . . . 10 000 
Rohbraunkohle . . . 402 000 
587 U00 817 150 
September . | Briketts. . 
Stückkohle \ 
Rohbraunkohle . 
796 2u0 1 042 600 575,5 
Oktober . . Brikatia: fat u As 192 500 
Stückkohle . . . . 105 000 
Rohbraunkohle . . . 496 000 
Trockenkohle. . . . 30 000 
823 5U0 1 344 225 576,5 
November Brikettae seit; 252 000 
Stückkohle. rn. ; .. 125 000 
Rohbraunkohle . . . 526 500 
Yu4 5U0 1509 425 
Dezember. . Briketts : 2’ ea 312 500 
Stückkoble . ...% 150 000 
Rohbraunkohle . . . 437 700 
Trockenkohle. . . . 27 500 
927 700 1 697 500 
1923 
Januar; ze, Brikettä.:» „Tran 447 500 
Stückkohle . . . . 82 500 
Rohbraunkohle . . . 275 200 
Trockenkohle 55 000 


| 860 200 1652725 | 624 26190 


Tabelle I (Fortsetzung). 
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Kohlenverbrauch für Hammerwerk. 


dividiert |kg Kohle 
durch pro 
Monat kg Kohlen für Hammerwerk produkt. | produkt. 
Hammer- | Hammer- 
| stunde stunde 
Januar Gesamtverbrauch . - 1 409 396 
abzüglich für Walzwerk . _ 
Kohlen für Hammerwerk 1409 396 1762 799,9 
Februar. Gesamtverbrauch . . 1 744 330 
abzüglich für Walzwerk . 237 120 
Kohlen für Hammerwerk 1 507 210 1747 862,7 
März. Gesamtverbrauch . . 1421 075 
abzüglich für Walzwerk . 797 088 
Kohlen für Hammerwerk 623 987 1830 341 
April. Gesamtverbrauch . 767 950 
abzüglich für Walzwerk.. 21 933 
| Kohlen für Hammerwerk 746 014 1589 469,5 
| Mäi . Gesamtverbrauch . . 1139 515 
abzüglich für Walzwerk . — 
Kohlen für Hammerwerk 1 139 515 1524 747,7 
Juni . Gesamtverbrauch . 710 104 
abzüglich für Walzwerk . -— 
Kohlen für Hammerwerk 710.104 1289 550,9 
Juli . Gesamtverbrauch . 1 098 875 
abzüglich für Walzwerk . 57 216 
Kohlen für Hammerwerk 1 041 659 1711,25| 608,7 
August . Gesamtverbrauch . 817 150 
abzüglich für Walzwerk . — 
Kohlen für Hammerwerk 817150 | 1783,5 458,2 
September . Gesamtverbrauch . . 1 042 600 
abzüglich für Walzwerk . E= 
Kohlen für Hammerwerk 1 042 600 1512,5 689,3 
‚Oktober Gesamtverbrauch . | 1344 225 
abzüglich für Walzwerk . 262 35U 
Kohlen für Hammerwerk 1 031 875 1403,5 770,8 
‚November . Gesamtverbrauch . 1509 425 
abzüglich für Walzwerk . 228 252 
Kohlen für Hammerwerk 1281 173 1533 835,7 
‚Dezember . Gesamtverbrauch . . 1 697 500 
| abzüglich für Walzwerk . 548 872 
| Kohlen für Hammerwerk 1148628 | 1379,5 832,6 
Januar > Gesamtverbrauch . . . 1 652 725 
abzüglich für Walzwerk. 418 542 
Kohlen für Hammerwerk 1 234 183 1453,5 849,1 


# 


oo a 


Tabelle II. 
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Kon an nz für für Walzwerk © 


kg I Kohle fhle [Heer ER kgKohlen- 
pro prod. | stunden | verbrauch 
Monat Heizer- | für Walz- | für Walz- 
stunde werk werk 
192 
Januar . 2481 — — 
Februar 2964 80 237 120 
März 2166 368 797 088 
April 1371 16 21 936 
Mai. 1826 = = 
Juni. 1270 —_ _— 
Juli 3642 1788 32 57 216 
August. 1261 — | _ 
September 1812 -— — 
Oktober 2332 112,5 262 350 | 
November 2481 92 228 252 
Dezember . 2983 184 548872 | 
1923 u 
Januar. 2649 158 418542 | 
er RE hr 


| 
E 
Die Entwieklung der Kaliindustrie unter dem Gesichtepug nkt 
ihrer Kostengestaltung. 


Von Dr. Felix Steiner, Freiburg i. B. 


Um die heutige Lage der Kaliindustrie verstehen zu können, ist es notwend » 
die Ursachen zu untersuchen, die den heutigen Zustand zwangsläufig als Wirkung 
bestimmt haben. 

Es ergeben sich dabei zwei Ursachenreihen, die scharf voneinander zu scheide y 
sind. Die erste Ursachenreihe hat ihren Ausgangspunkt in den natürlichen und tee | 
nischen Verhältnissen des einzelnen Betriebes, die zweite in den durch direkten 
oder indirekten Einfluß des Gesetzgebers oder höherer Gewalt dem Betrieb auk 
gezwungenen Handlungen; mit anderen Worten: es sind innere und äußere 
flüsse, die bei der Kaliindustrie in besonders ausgeprägter Form die Richtung de 
Entwicklung bestimmt haben. 

Wirtschaftlicher Maßstab für die Entwicklung eines Wirtschaftszweiges i 
die Rentabilität oder, absolut ausgedrückt, der Ertrag. Ertrag aber ist das Meh 
von Leistungen gegenüber den Aufwendungen. Da Aufwand und Leistung in eine 
ursächlichen Zusammenhang stehen, und da der Aufwand in seiner inneren Glied 
rung den Grad der Leistung und damit auch die Spanne zwischen Aufwand unt 
Leistung, also den Ertrag bestimmend beeinflußt, so muß man zuerst die At 
wendungen oder mit einem anderen Worte die Kosten untersuchen, um den Ertrag 
und die Ertragsfähigkeit überhaupt beurteilen zu können. Wenn man nun zwe 
Ursachenreihen erkennt, von denen aus der Ertrag bestimmt wird, so muß es auch 
zwei Ursachenreihen geben, die die Kosten wesentlich beeinflussen, und zwar die 


; 
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on innen verursachten „natürlichen“ und die von außen verursachten ‚‚wider- 
atürlichen‘“ Betriebsverhältnisse, wenn man so sagen darf. 

Hat man erkannt, daß die Kosten als die Bestimmungsgründe für die Ent- 
ricklung allein in Betracht kommen, entweder in ihrer absoluten Höhe oder relativ 
'ei besonderen Verhältnissen in ihrer Beziehung zum Ertrag, so folgt daraus, 
aß man in erster Linie die Kostengestaltung eines Wirtschaftszweiges zu unter- 
'uchen hat, wenn man das Wesen seiner Entwicklung erforschen will. 


I. Die natürlichen Kosten. 
1. Die Kosten der Errichtung. 


Unter dem Namen Kalisalze werden diejenigen Mineralien zusammengefaßt, 
ie das Metall Kalium enthalten. Unter dem Namen Kali versteht man das Oxyd 
ieses Metalles mit der chemischen Formel K;0. 


Die Salze werden in Lagern gefunden; entstanden sind diese Lager in früher 
eit durch Verdunstung des Wassers kontinentaler Salzseen. Die Salze kristalli- 
ierten in bestimmter Reihenfolge aus und bildeten Lagerstätten, die später durch 
eologische Vorgänge bestimmter Art umgeformt wurden, 


Die Kosten der Errichtung eines Bergwerkes richten sich in erster Linie nach 
er Zeit, die zum Abteufen und Ausbauen des Schachtes notwendig ist. Die Dauer 
;t von objektiven Bestimmungsgründen — den geologischen Verhältnissen — und 
ubjektiven Bestimmungsgründen — der Richtigkeit des gewählten Verfahrens — 
bhängig. Die objektiven Gefahren bestehen in geologischen Verschiebungen und 
‚er Möglichkeit von Wassereinbrüchen, die aus subjektiver Quelle darin, daß das 
ewählte Abteufverfahren den geologischen Verhältnissen nicht richtig angepaßt 
rurde. Die verschiedenen Abteufverfahren verursachen verschiedene Kosten. Der 
ntscheidende Punkt ist die Zeit, die zur Errichtung eines Werkes notwendig ist; 
ie schwankt praktisch zwischen anderthalb und zehn Jahren. 

Was hierbei sonst noch an Problemen auftaucht, zeigt keine Besonderheiten; 
s sind die normalen Standortsfragen, soweit sie nicht durch widernatürliche, d.h. 
ußere Einflüsse paralysiert wurden. 


Über das ‚„Rohmaterial‘“ wird weiter unten noch zu sprechen sein, ebenso 
ber die Frage der Kraftbeschaffung. Die Anfuhrkosten für Material spielten bei 
er Anlage von Kalibergwerken kalkulatorisch wohl selten eine Rolle, obwohl sie 
ie Kosten der Errichtung unter Umständen recht erheblich zu beeinflussen Ver- 
ıochten!). Größere Bedeutung erlangte praktisch die Arbeiterfrage. Ein Berg- 
'erk braucht unbedingt einen dauernden Stamm zuverlässiger Arbeiter, die mit den 
'erhältnissen vertraut sind; die Arbeiter müssen also durch besondere Vergünsti- 
ungen an das Unternehmen gefesselt werden, und je mehr Industrie, also Kon- 
urrenz auf diesem Gebiete in der Nähe ist, um so größer müssen die gewährten 
'ergünstigungen sein. Werkwohnungen, Feld und Wiese zur Nutznießung, Wohl- 
ıhrtseinrichtungen, Stellung von Arbeitskleidung, Vermittlung billigen Bezuges 
on Kohle, Lebensmitteln und Kleidern verteuern die Kosten, nicht nur der Er- 
chtung, aber doch hier bei längerer Dauer besonders empfindlich, da in den auf- 
ewendeten Löhnen Kapital steckt, das verzinst werden muß. Je größer das hier 
ivestierte Kapital ist, desto mehr belastet seine Amortisation die spätere Produk- 
‘on, Je nach der Zeit, die auf die Errichtung und den. Ausbau einer Bergwerks- 


u 


= 


3) Wieweit die Lage zum Absatzmarkte auf den Absatz, d. h. also auch auf die Kosten, 
nwirkt, ist nicht festzustellen. 
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anlage verwendet werden mußte, desto größer wurde der Kostenanteil, den hi 
produzierende Jahr zu tragen hat, wobei ein größeres Werk relativ besser gestel) 
ist wie ein kleineres, da die Kosten eines Schachtes nicht proportional zu seine 
Größe sind. Schon durch die mehr oder weniger günstigen Verhältnisse bei der Eı 
richtung allein kann ein Werk gegenüber einem anderen, gleiche Verkaufspreis 
vorausgesetzt, eine Differentialrente erzielen, bzw. in diesem Zusammenhang 
besser ausgedrückt, Differentialkosten zu tragen haben, selbst unter der Voraus 
setzung voller Beschäftigung. P2 

Die Errichtungskosten einer Fabrik und der sonstigen über Tage no! 
wendigen Anlagen belasten die kommenden Betriebsjahre zwar auch, doch scheine 
hier Differentialkosten unter den einzelnen Werken keine große Rolle zu spielen 
bedeutsam werden diese Quoten für die kommenden Jahre unter diesem Gesicht 
punkte nur dann, wenn es Werke gibt, die grundsätzlich dasselbe Produkt he 
Stellen ohne fabrikatorische Bearbeitung und solche, die eine fabrikatorische Be 
arbeitung aus später zu erörternden Gründen nicht entbehren können. Dieser Fs 
ist, wie wir noch sehen werden, in der Kaliindustrie praktisch sehr bedeulsam 
Unter dieser Voraussetzung ist auch die Errichtung einer Fabrik schon an sich di 
Ursache dafür, daß ein Betrieb gegenüber einem anderen absolut und bei gleiche 
Preisen auch relativ mit Differentialkosten belastet ist, bzw. nach der volkswg 
schaftlichen Terminologie eine Differentialrente erbringt. 


al 
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2. Die Kosten der Gewinnung. 


Betrachtet man die Kosten der Gewinnung, so muß man scheiden in die berg 
männische und fabrikatorische Produktion. | 


a) Die bergmännische Gewinnung. 


Es gibt eine Fülle kaliumhaltiger Mineralien, doch spielen für die deu schı 
Kaliindustrie nur folgende eine wichtige Rolle: 
Carnallit (KC1 MgCl], 6H,0), ein Kaliummagnesiumchlorid; an Stelle des Mag ne 
siumschlorids kann auch Magnesiumbromid treten, auch andere Substitutionen sin 
möglich. 
Kainit (MgSO,KCI13H,0), meist als sekundäres Produkt entstanden, komm 
in mächtigen Lagern vor, fast immer verwachsen mit Steinsalz. 
Langbeinit (2MgSO,K,SO,), meist in Verwachsung mit Steinsalz und sr In 
Schönit (MgSO,K;SO, 6H,0), ein sekundäres Produkt des Kainit. 
Sylvin (KCl), meist als Zersetzungsprodukt des Carnallit mit Steinsalz ini 
verwachsen. 2 
In Gemeinschaft mit diesen wichtigen Salzen findet man fast immer nocl 
Steinsalz, Anhydrit und, eingesprengt, eine große Zahl bor- und auch magnesium 
haltiger Mineralien, | 
Der Vorgang der Gewinnung selbst ist relativ einfach. Es werden Bohrlöche 
angelegt, mit Sprengstoff gefüllt und das Gestein gesprengt. Das Salz wird dat e 
zutage gefördert, zerkleinert und gemahlen, und entweder gleich in Säcke & 
füllt und verladen, oder, wo eine Verwendung in rohem Zustand nicht möglich ode 
zweckmäßig erscheint, nach einer Fabrik zur Weiterverarbeitung gebracht). Das or 
wird weiter unten die Rede sein, 


!) Diese Darstellung ist rein schematisch, die tatsächlichen Verhältnisse sind natuseg mäl 


viel komplizierter. 
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Die Kostengestaltung und ihre Wirkung auf das einzelne Unternehmen 
ann man nur erkennen, wenn man sie in ihre Einzelteile zerlegt. Hat man dies ge- 
an, so muß man sie aber auch wieder zusammensetzen, da ja die letzte allgemein 
iichtbare Wirkung auf das einzelne Unternehmen von der Kostengestaltung als Ein- 
eit ausgeht. Setzt man schließlich an Stelle der Einheit, die hier allein untersucht 
vird, die Vielheit der Unternehmungen, so hat man das Bild des gesamten In- 
!lustriezweiges. Damit ist die reine Deduktion abgeschlossen. Die Betrachtung 
lieser Industrie in ihrer Stellung auf dem Markte bringt zwar den Abschluß der 
Ba ktion, aber schon vermengt mit aus Empirie gewonnenen Erkenntnissen. 

ı  DieKosten der bergmännischen Gewinnung einer Produktionseinheit, 
'worunter hier immer Rohsalz umgerechnet auf 1 dz K,O, reines Kali, verstanden 
ein soll, zerfallen in die Amortisationsquoten der Bergsubstanz, der Bergwerks- 
imlagen und der Bergwerksbetriebsmittel (Fördereinrichtungen, Werkzeuge, Bohr- 
‚inaschinen, Mahlanlage u. dgl.), die Kosten für Lohn, Sprengmittel,. Betriebskraft 
ınd den Anteil an der allgemeinen Verwaltung (kaufmännisches und technisches 
jureau, Wege- und Bahnerhaltung, Gebäudeerhaltung u. dgl.). 

Diese Kosten kann man unter dem Gesichtspunkt des Wesens ihrer Beziehung 
ur Produktionseinheit grundsätzlich in zwei Gruppen einteilen. Die eine Gruppe 
ıteht in einem bestimmten, theoretisch gleichbleibenden Verhältnis zur Produk- 
ionsmenge; diese Kosten sind, um die Schmalenbachsche!) Terminologie zu 
’ebrauchen, proportional, d. h. jede Produktionseinheit wird durch sie gleichmäßig 
relastet. Den Gegensatz bilden die Kosten, die in keinem direkten Verhältnis zum 
’roduktionsumfang stehen, sie sind fixl). Zwischen diesen beiden, scharf aus- 
‚eprägten Gruppen stehen Kosten, die eine Mittelstellung einnehmen. Sie sind fix 
ınd proportional, d.h. sie sind aus fixen und proportionalen Teilen zusammen- 
esetzt. Das ?st nun zu entwickeln. 

Als rein proportionale Kosten kann man hier nur die Quote an der Berg- 
ubstanz, die Löhne für ‚produktive‘ Arbeit?) über und unter Tage anführen sowie 
ie benötigten Mengen Sprengstoff und die Quoten für die Abnützung der Werk- 
euge und all dem, was man unter dem Namen Betriebsmittel zusammenfaßt. Die 
\osten schwanken in demselben Verhältnis wie die Produktion, sie sind also auf 
ie Produktionseinheit berechnet: gleichbleibend, aber nur auf ein und demselben 
Verk, da als Produktionseinheit nicht 1 dz Rohsalz, sondern Rohsalz um- 
erechnet auf 1 dz K,O gerechnet wird. Je nach dem Reinkaligehalt der auf den 
inzelnen Werken geförderten Rohsalze sind die proportionalen Förderungskosten 
uf die Produktionseinheit gerechnet höher oder niedriger. Daraus folgt, daß 
chon dadurch die Werke mit weniger gehaltvollen Salzen gegenüber denen mit 
‚ochprozentigen Salzen) mit Differentialkosten belastet sind. Auch die Quote an 
er Bergsubstanz muß nach dieser Richtung hin wirken, wenn die Bergbau- 
‚erechtsame zu einem relativ hohen Preise erworben wurde. 


| 1) Selbstkostenrechnung in der Zeitschr. f. Handelsw. Forschung, 13. Jahrgang. _ 

®2) Der Erscheinung, daß innerhalb der Löhne einzelner Arbeiterklassen bis Kriegsende 
\chwankungen bis zu 76°], bestanden, messen wir als Entwicklungsfaktor keine große Be- 
‚eutung zu, da nicht bekannt ist, wieweit im einzelnen diese Differenzen durch Wohllfahrts- 
inrichtungen oder sonstige Vergünstigungen kompensiert wurden. Heute sind die Löhne 
‚urch Tarif geregelt, Differentialkosten also nur dort, wo relativ bedeutende Wohlfahrts- 
inrichtungen vorhanden sind. 

®) Die größere oder geringere Ergiebigkeit des Vorkommens kann diese Verhältnisse 
imkehren; dies spielt praktisch eine große Rolle, aber nur, weil mehr Werke in Betrieb ge- 
‚ommen wurden, als zur Befriedigung des Konsums bei den bestehenden Preisen notwendig 
ewesen wäre. Heute dürften diese Werke bereits von der Produktion ausgeschaltet sein. 
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Von dem wesentlichsten Teil der fixen Kosten, der Amortisation der Berg- 
werksanlagen, insbesondere der Schachtanlage, war schon die Rede. Wir wieder- 
holen kurz, daß je nach der Zeit, die zur Anlage benötigt wurde, der Kostenanteil 
jedes Produktionsjahres schwankt. Die Amortisation hat unabhängig vom Produk- 
tionsumfang zu erfolgen, da die Erhaltungskosten unabhängig von ihm laufend groß 
sind. Wir haben also auch hier als Folge die Erscheinung der Differentialkosten, 
die wir aber auch hätten, wenn man die Anlage nach der Produktion abschreiben 
könnte, nur nicht so ausgeprägt. In diesem Falle wäre die Stellung der großen 
gegenüber den kleinen Werken die Ursache. Nachdem also jedes Jahr einen be- 
stimmten Anteil zu tragen hat, so schwankt die Quote auf einem Werk, auf die 
Produktionseinheit gerechnet, nach dem Beschäftigungsgrad, wobei die Werke mit 
einem geringeren Beschäftigungsgrad gegenüber den in dieser Hinsicht besser ge- 
stellten mit Differentialkosten belastet sind. Bei verhältnismäßig gleichem Be- 
schäftigungsgrad aller Werke sind die großen Betriebe besser gestellt, da, wie 
schon erwähnt, die Kosten der Schachtanlage nicht proportional zu ihrer Größe 
steigen, so daß also die kleineren Werke gegenüber den größeren grundsätzlich 
mit Differentialkosten belastet sind. Dies und die Bemerkungen hinsichtlich des 
Beschäftigungsgrades gelten auch für alle anderen fixen Kostenteile in mehr oder 
minder ausgeprägter Form. Solche Kostenteile sind die anteiligen Jahreskosten an 
der allgemeinen Verwaltung, Vermögenssteuern u. dgl. auf die Produktionseinheit 
verteilt, & 

Die sehr interessante Kostengruppe, die eine Mittelstellung zwischen den 
proportionalen und den fixen Kosten einnimmt, ist beim Bergbau nicht von grund- 
legendem Einfluß, muß aber erwähnt werden. Der typische Fall ist hier die Dampf- 
maschine, die die Förderanlagen und die Salzmühle betreibt!). Die Verhältnisse 
liegen so, daß die Maschine betriebsbereit sein muß, wenn überhaupt produziert 
wird, und zwar über den zu erwartenden Leistungsanspruch hinaus. Diese Kosten 
der Betriebsbereitschaft sind fix; die zweite theoretische Möglichkeit besteht darin, daß 
die Betriebsbereitschaft auf eine bestimmte Arbeitsleistung eingestellt ist. Wird 
diese Arbeitsleistung innerhalb der günstigsten Leistungsspanne einer Leistungs- 
schicht ausgenützt, haben wir den anderen Grenzfall, die Kosten sind nur propor- 
tional. Diese Grenzfälle sind aber nur eine theoretische Konstruktion, prak- 
tisch sind sie nicht möglich, und zwar aus drei Gründen. Einmal wird die Be- 
triebsbereitschaft, die sich nach der zu erwartenden Arbeitsleistung richtet, sich 
selbst innerhalb von „Leistungsschichten‘“ aus Sicherheitsgründen immer über die 


!) Praktisch wird dort, wo die Möglichkeit billiger Erzeugung oder billigen Bezuges von 
elektrischem Strom besteht, die Förderung elektrisch betrieben, was rationeller ist, da keine 
Verschwendung von Kraft eintritt (Differentialkosten!). Aber auch unter Werken, die elektrisch 
fördern, gibt es die Erscheinung der Differentialkosten, wie aus der folgenden authentischen 
Zusammenstellung vom ersten Halbjahr 1914 hervorgeht: j 


Werk d. Allergebiets Werk d. Werragebiets 
arbeitet mit Helmstädter Braunkohle westfälische Steinkohle bezog. Kraft 
Pf. pro Kw.-Stunde 3,90 4,05 6,0 h 


Dieser Faktor ist bedeutsam, was aus der folgenden Tabelle hervorgeht: 


Verteilung d. Gestehungskost. Löhne Sprengmittel sonst. Materialien Dampf u. Elektrizität 
v. 1 dz. Rohsalz in °%, (1913) 48,6 7,D | 


Worauf die noch fehlenden 13,7°/, entfallen, war nicht angegeben, es dürfte sich um die 
Substanz- und Anlage-Abschreibungquote auf dem herangezogenen Werk handeln. Man muß 
bei der Beurteilung der Tabelle also vorsichtig sein. 2 
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erwärtete Grenze äusdehnent). Dann — was’ bei-dem gewählten Beispiel der 
| Dampfmaschine besonders klar 'hervortritt — ist innerhalb der einzelnen Schichten 
‚ das Verhältnis zwischen fixem und proportionalem Teil nicht gleichbleibend, son: 
| dern verschiebt sich zugunsten der proportionalen Kostenteile, da aus technischen 
Gründen die ersten Mengen Dampf mehr kosten als die weiteren 2). Der-propor- 
tionale Teil kann sogar so groß werden, daß der fixe Teil zu einer rein- rechne- 
‚ rischen, fiktiven, negativen Größe herabsinkt, was dann’ der-Fall sein wird; wenn 
ı noch Leistungsschichten erforderlich sind, die über das für diesen Betrieb tech- 
‚ nisch vorgesehene Maß hinausgehen ?). Und der dritte Grund liegt darin, daß eine 
‚ Abnülzung, hier in dem Sinne Verringerung der Leistungsfähigkeit, auch ent- 
‚ steht, wenn gar nicht gearbeitet wird, durch Veraltung u. a. m.2). Die beiden ersten 
Argumente scheinen für den. hier vorliegenden Fall der Kalibergwerke am bedeut- 
samsten. Hier ist wieder ein Punkt, wo man, wie so oft in unserer Wissenschaft, an 
eine Stelle kommt, an der eine strenge Systematisierung keinen Sinn mehr hat, wo 
man an eine flüssige Grenze gelangt. Nimmt man nämlich die Kostenteile, die als 
rein ‘proportional bezeichnet wurden, unter die Lupe, so findet man, daß die 
Proportionalität nur dann restlos vorhanden ist, wenn der Betrieb voll: beschäftigt 
ist. Ist-er das nicht, so bleibt die Proportionalität nur für die Quote an der 
Bergsubstanz und für die Sprengmittel. Sie gilt nicht mehr für die: Werkzeuge 
‚und Fördereinrichtungen, weil diese .unabhängig von ‘der Produktion einen 
Schwund und der Gefahr der Veraltung unterliegen. Diese Erscheinungen ‚müssen 
in den Kosten berücksichtigt werden. Was den wichtigsten Faktor „produktiven 
- Lohn“ betrifft, so gibt es bei nicht voller Beschäftigung auch hier einen fixen 
' Anteil, der allerdings nur indirekt in der Minderleistung (der Arbeiter, die wieder 
ihre Wurzel im menschlichen Charakter hat, zum Ausdruck kommt. Geht aber die 
Beschäftigung über den normalen vollen Produktionsumfang hinaus, kommt iman 
‚ auch hier zu dem Überwiegen des proportionalen Teils, das so weit geht, daß auch 
"hier die negativ fixen Kosten zu ihrem Recht kommen. Bei der Dampfmaschine 
war es die stärkere Abnützung, hier sind es die Überstundenzuschläge, und für die 
_ obenerwähnten Betriebsmittel war es die übermäßige Abnutzung durch mangelnde 
Achtsamkeit bei übernormalem Betrieb, die zu solcher Gestaltung führen 3) #). 
Die praktische Bedeutung der letzten Ausführungen ist nicht zu unterschätzen, 
' wenn man sich vergegenwärtigt, daß die Kalibergwerke tatsächlich nicht voll be- 
 schäftigt sind. Eine Vergrößerung des an sich schon relativ hohen Kostenteils 
der fixen Kosten einer Produktionseinheit verschärft die Erscheinung der Differen- 
 tialkosten, wenn der Beschäftigungsgrad der einzelnen Werke untereinander ver- 
schieden ist5). Andererseits zeigen diese Ausführungen aber auch die’ Wirkungen, 
die bei Überproduktion zu erwarten wären. Sie sind also erforderlich, um das Bild 
zu klären und die Entwicklungsmöglichkeit unter dem Gesichtspunkte es ‚Kosten! 
| gestaltung beurteilen zu können. 


u on u „Am 


ı) Wird elektrischer Strom bezogen) ee die Kraftkosieh) „rein rent wird er 
selbst erzeugt, gilt-das oben Gesagte mit der Einschränkung, daß die erhöhte Betriebsbereit- 
schaft als Faktor ausfällt, da die Kraft aufgespart werden kann und IR ng eatuzt verloren 
e* wie überschüssiger Damp. ! 

9) Gilt auch bei Selbsterzeugung von elektrischer Kraft. | 
®) Von der Bedeutsamkeit kann man sich eine Vorstellung machen, wenn man die 
Anm. 3, S.175 heranzieht. 

k y Lehmann, Zur Theorie der industriellen Kalkulation in der Zeitschr. f. Hw. Forschg., 
Jahrg. 14, S. 221, führt als weiteren Faktor die Möglichkeit an, daß ’bei übernormalem Betrieb mehr 
Arbeitspunkte in Angriff genommen werden, ‚als dem. Stande ‚ger NOrieheihEsäm el? ent- 
sprochen hätte, 

5) Das ist seit vielen Jahren der Fall; ar Bi 2 

Zeitschr. f, Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft IV. 12 


| 


178 F. Steinet: 


| 

Faßt man das Bild der Kostengestaltung der bergmännischen Gewinnung 4 
Einheit zusammen, so kann man auf Grund der obigen Darlegungen zwei bedeut- 
same Erscheinungskomplexe hervorheben: | 

1. das Verhältnis des Anteils der fixen Kosten zu dem Anteil der proportio- 
nalen Kosten an der Produktionseinheit kann außerordentlichen Schwankungen 
unterworfen sein; 

2. die an sich in jedem Industriezweigl) bestehende Tendenz zur Herd 
bildung von Differentialkosten ist hier schon durch die natürlichen — natürlich 
hier im wahrsten Sinne des Wortes — Grundlagen gegeben, so daß man es hier. 
mit einer potenzierten Tendenz zu tun hat. 

Wir haben bisher die Kostengestaltung der bergmännischen Gewinnung unter- 
sucht. Es werden aber nicht nur Salze gefördert, die in rohem Zustande abgesetzt 
werden können, oft erscheint eine Verarbeitung zweckmäßig, und zwar aus einem. 
doppelten Grunde: Es gibt Salze, die für das Wachstum der Pflanzen schädliche 
Beimengungen enthalten, deren Entfernung nötig ist, ehe man an Absatz denken 
kann. Ferner ist es oft zweckmäßig, Salze mit niedrigem Reinkaligehalt zu hoch- 
prozentigen Salzen zu verarbeiten (Frachtfrage und Export), so daß, wie schon zu 
Anfang angedeutet wurde, meist auch die Anlage und der Betrieb einer Fabrik 
notwendig werden. : 


b) Die tabkikurOMEcHE Gewinnung. A 


Bei Untersuchung der Kostengestaltung der fabrikatorischen Gewinnung muß 
man grundsätzlich die obigen Zweige der hier wirksamen ursächlichen Bedingt 
heiten auseinanderhalten. 

«) Betrachtet man die Verarbeitung im ersten Fall, so entsteht hier die Auf 
gabe, schädliche Beimengungen zu entfernen, um die Salze für die Landwirtschaft | 
überhaupt erst verwendbar zu machen. Der praktische Fall ist der magnesium- 
chloridhaltige Carnallit. Das Magnesiumchlorid muß entfernt werden. Der Fabri- 
kationsprozeß ist denkbar einfach: die Salze werden gelöst und unter bestimmten 
Bedingungen zum Wiederauskristallisieren gebracht. Der Prozeß ist bei Carnallit' 
mit dem üblichen K;0-Gehalt von 12—170%o aus technischen Gründen relativ sehr 
teuer, da bei dem Prozeß viel Dampfkraft verbraucht wird, die Apparaturen sehr. 
stark beansprucht werden und bis vor kurzer Zeit kaum kontinuierliche Verfahren, 
die eine gute Ausnutzung der Dampfkraft ermöglicht hätten, bekannt waren. Die: 
Verhältnisse werden noch dadurch kompliziert, daß die als Rückstand verbleibende 
Chlormagnesiumlauge nur in begrenztem, an Konzessionen gebundenem Maße in! 
Flußläufe abgeleitet werden darf. Sonst muß sie eingedampft und entweder in: 
die Grube als Versatz gebracht oder auf gedeckte Halden gestürzt werden. Kann! 
Brom als Nebenprodukt gewonnen und eventuell gleich weiter verarbeitet werden, | 
so werden die Verhältnisse gebessert. Als Hauptprodukt wird aus dem Fabrika-. 
tionsprozeß Chlorkalium gewonnen, das eventuell zu schwefelsaurem Kalimagnesia 
oder Kalisulfat direkt weiterverarbeitet wird. | 

ß) Die Verarbeitung aller übrigen Salze zu Chlorkalium ist bedeutend einfacher, . 
da hier das Problem der Chlormagnesiumlauge wegfällt. Die Sylvinitwerke haben 
dann auch noch den besonderen Vorzug, daß sie durch Mischung ihrer Rohsalze 
mit hochwertigen Fabrikaten die marktgängigen Sorten leicht herstellen können. | 


!) In den Darlegüngen wurde dies vernachlässigt, weil es hier in diesem besonderen 
Falle auf die Herausarbeitung der typischen Verhältnisse bei der Kaliindustrie ankam, es 
aber selbstverständlich nicht geleugnet. Eingehen in Einzelheiten hätte die großen Grundsätze 
in eine untergeordnet scheinende Position bringen können. 


| 
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Die Skizze kann hier naturgemäß nur ganz roh ausfallen; ‘Versucht man auch 
‚die bei diesem Teile der Produktion bestimmenden Glieder der Kostengestaltung 
und die Quellen für die Erscheinung der Differentialkosten zu finden, so kann man 
Grundsätze hier kaum mehr entwickeln, da das Gebiet zu flüssig ist und eine zu 
‘große Zahl von Kombinations- und damit auch Kompensationsmöglichkeiten bietet. 
'Man muß hier sehr vorsichtig sein. Vielleicht kann man noch sagen, daß die 
Werke, die Carnallite verarbeiten, gegenüber denen, die Sylvinite verarbeiten, mit 
'Differentialkosten belastet sind!), wenn man sich vergegenwärtigt, daß bei der 
‘ersten Gruppe das Verhältnis des fixen Anteils an den Kosten zum proportionalen 
‚ Anteil ungünstiger liegen dürfte als bei der zweiten Gruppe, weil die Anlagen 
\größer sein müssen, stärker beansprucht werden und weil schließlich mehr Kraft 
"auf die Produktionseinheit (1 dz K;O) verbraucht wird wie bei den Sylvinit ver- 
"arbeitenden Fabriken. 


| Die Kostengestaltung im einzelnen scheint sonst keine Besonderheiten auf- 
zuweisen. Für die Anlageamortisation, für die Kraft- und Lohnkosten gilt dasselbe, 
‚ was schon oben gesagt wurde, es eröffnen sich ähnliche Tendenzen nach der Er- 
‚scheinung der Differentialkosten hin. Die Kosten nach ihrer Beziehung zur Pro- 
' duktionseinheit beurteilt, haben, wie es für die chemische Industrie überhaupt 
‚typisch ist, relativ große fixe und relativ kleine proportionale Bestandteile, wobei 
der fixe Anteil aber mit steigender Produktion sehr rasch zugunsten des propor- 
‚tionalen Anteils abnimmt, womit gesagt sein soll, daß auch hier der die technischen 
| Betriebsmöglichkeiten gerade ausfüllende Produktionsumfang ein Optimum darstellt. 
"Daraus geht hervor, daß der verhältnismäßig stark beschäftigte Betrieb gegen- 
‘über dem verhältnismäßig schwach beschäftigten günstiger gestellt ist sowie auch 
‚andererseits der große Betrieb vorteilhafter ist, d. h. daß der kleine Betrieb gegen- 
‚über dem großen grundsätzlich mit Differentialkosten belastet ist?). 


Vergleicht man das hier Gesagte mit den aus der Kostengestaltung der berg- 
ımännischen Gewinnung hervorgehobenen Erscheinungskomplexen, so sieht man, 
‚daß es sich hier nicht um einen Wesensunterschied, sondern höchstens um einen 
Gradunterschied handeln kann. 

Versucht man nun aus all den hier entwickelten Gedankengängen zusammen- 
'fassend ein Ergebnis zu formulieren, so kann man vielleicht folgende Grundtat- 
sachen, die sich aus den natürlichen Verhältnissen und somit auch auf der aus 
diesen Verhältnissen beruhenden Kostengestaltung herausschälen, feststellen, wenn 
man das Verhältnis der Kostengestaltung zur Rentabilität — denn darauf kommt es 
ja an, wenn man die Kosten als Entwicklungsfaktoren betrachtet — in den 
Vordergrund schiebt. 


!) Ein Vergleich der Resultate einer bilanzanalytischen Untersuchung der Bilanzen der 
A.-G. Deutsche Kaliwerke (vorwiegend Carnallite) und der Gewerkschaft Wintershall (vor- 
wiegend Kainit und Sylvinite) scheint dies zu bestätigen, doch macht die große Zahl von 
Kompensationsmöglichkeiten den Wert der Behauptung sehr problematisch, da die Vorkommen 
und Nebenprodukte kompensierend und überkompensierend wirken können. 

2) Ohne bis in die Einzelheiten gehendes Zahlenmaterial zu haben, kann man die hier 
vielleicht sehr interessanten Möglichkeiten für die Bildung von Differentialkosten nicht er- 
kennen; in großen Zügen scheint aber die Parallelität zwischen”Kostengestaltung in Berg- 
werk und Fabrik in der Beziehung, auf die es hier ankommt, zu bestehen. Da in keinem 
der beiden Fälle Zahlenmaterial zur Verfügung steht, ist man auf reine Deduktion angewiesen, 
die durch auf anderem Wege empirisch gewonnene Untersuchungsergebnisse gestützt wird. 
Die Grenze zwischen diesen beiden Methoden ist nicht scharf zu ziehen, man weiß selbst 
nicht mehr genau, wo die Deduktion aufhört und die Empirie beginnt, | 
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Die Werke haben das größte Interesse daran, so stark beschäftigt zu sein, 
daß ihre Produktionsmöglichkeiten voll ausgenutzt werden können, da sie za) 
unter dieser Voraussetzung ihre Kosten, auf die Produktionseinheit gerechnet, so 
niadrig halten können, daß sie gegenüber ihren voll arbeitenden Konkurrenten noch | 
konkurrenzfähig sind, mit der Einschränkung, daß die Gesamtproduktion nicht 
für den gesamten Bedarf ausreicht. Würde mehr produziert werden, als zu 
Deckung des Gesamtbedarfs zum Preise des teuersten Werkes notwendig ist, so 
würden diese teuersten Werke vom Markte dadurch. verschwinden, daß die billiger 
arbeitenden Werke ihre Verkaufspreise ihren eigenen Selbstkosten anpassen würden, 
um voll arbeiten und den ihre Produktionsmöglichkeit entsprechenden günstigsten 
Beschäftigungsgrad erreichen zu können, den sie unter der Voraussetzung der hode 
zebliebenen Preise in diesem Falle nicht hätten behaupten können. | 

Das sind Binsenwahrheiten, doch hat gerade die Entwicklung der Kaliindustrie 
in ihrer praktischen Erscheinung gelehrt, daß es manchmal auch sehr notwendig. 
sein kann, solche Binsenwahrheiten zu wiederholen, wenn sie in Vergessenheit ge- 
raten sind. Es soll damit natürlich nicht gesagt sein, daß die festgesteilten „‚Grund- 
tatsachen“ nur für die Kaliindustrie Geltung haben, wir haben es hier lediglich mail 
einem Schulbeispiel zu tun, das es im deutschen ‚Wirtschaftsleben in dieser aus- 
geprägten Stellung kaum wieder gibt und an dem man lernen kann, wie man es 
nicht tun soll und was für eine Gefahr in der Mißachtung der primitivsten 
wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten liegt. Durch die vom Standpunkt der Kosten- 
gestaltung aus im Bergbau besonders klar gelagerten Verhältnisse wird die Unter 
suchung naturgemäß erleichtert. 


N 
I. Die widernatürlichen Kosten, | 4 

Diese Überschrift ist falsch. Es gibt keine widernatürlichen.-Kosten, es gibt 
nur Kosten, die nicht den natürlichen Betriebsverhältnissen ihr Dasein verdanken, 
sondern ihren Ursprung. in äußeren Einwirkungen haben. Die aus dieser Ursachen- 
reihe entstandenen Kosten können sich durch das Hinzutreten neuer Faktoren 
od:r lediglich durch eine Beeinflussung, d.h. durch Erhöhung bereits: besteiiender 
Kostenteile, ausdrücken. In der praktischen Wirkung besteht kein: Unterschied; 
wenn man nach Erkenntnis sucht, muß man den Unterschied berücksichtigen. | 

Betrachten wir die zweite Gruppe zuerst. 

Die Erhöhung bestehender Kostenteile kann direkt erfolgen, hierher gehören 
z.B. alle berg- und wasserpolizeilichen Vorschriften, nach denen die Betriebe sich 
richten müssen, Materiell bedeutsam sind die Konzessionen zur Entfernung der 
Endlaugen aus dem Fabrikationsprozeß, die nur. beschränkt erteilt we:den und die 
Unternehmungen ev. zwingen, die Endlauge einzudampfen. Auf diese Quelle ‚von 
Differentialkosten wurde schon oben hingewiesen. s| 

Der Zwang, „Polizeischächte‘ aus Gründen des Arbeiterschutzes niederzubrine 
gen, erhöht die fixen Kosten absolut außerordentlich und auch relativ gegenüber 
den Werken, die mit benachbarten Werken durchschlägig wurden. Ganz abgesehen 
von der auch hier zu beobachtenden Tendenz zu Differentialkosten ist die Er# 
höhung der fixen Kosten wesentlich, die besonders finanziell schwächeren Werken 
verhängnisvoll werden konnte. 

Wichtiger und entscheidend in ihrer Wirkung wurde die durch Dose 
rische Maßnahmen bedingte indirekte Erhöhung bestehender Kostenteile. Das Kali- 
gesetz von 1910 sicherte jedem, auch dem minderwertigsten Werk, eine bestimmte 
Quote am Absatz, die Möglichkeit freier Konkurrenz wurde also unterbunden. Da 


nun viel mehr Werke bestanden und noch errichtet wurden, als den. Absatzmöglich- | 
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Mn. entsprach, wirkte diese Tatsache bei der oben besprochenen Kostengestaltung 
auf die Produktionseinheit stark verteuernd. Die drei für Selbsthilfe allein offenen 
Wege, die den guten Werken auf Grund des Gesetzes offen blieben, nämlich die 
‚ Angliederung anderer Betriebe, der Quotenkauf und die Errichtung neuer Werke auf 
‚abgetrennten Feldesteilen!), erhöhte die fixen Kosten sehr erheblich, ohne aber 
‘die erstrebte Vollbeschäftigung zu ermöglichen. Die Wirkung mußte nun eine 
‚Verschärfung dieser Bestrebungen und der nach Erreichung eines günstigen Ab- 
\satzes durch eine den Selbstkosten der guten Werke angepaßten Preispo: ilik sein. 
"Die Kämpfe um die Majorität und um den entscheidenden Einfluß im Kalisyndikat, 
die man nun schon seit vielen Jahren beobachten kann, sind nichts anderes als 
eine „Funktion“ der Kostengestaltung. Bei den gegebenen Verhältnissen mußten 
die äußeren Einwirkungen die Folgen haben, die sie tatsächlich hatten. 

‚Das Hinzutreten neuer Kostenfaktoren, hier steuerlicher oder sozialer Art in 
den einzelnen Ländern, spielt praktisch kaum mehr eine Rolle. 

Höhere Gewalt, worunter hier die Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse gemeint 
‚sein sollen, konnten mit ihren erschwerten Produktionsbedingungen und dem Ver- 
| lust des Weltmonopols neue Momente, aber keine neuen Faktoren bringen. Die 
Verhältnisse wurden nur verschärft, weil eben die guten leistungsfähigen Werke 
allein: die finanzielle Macht besaßen, diese Verhältnisse zu überwinden und über- 
haupt Aussicht auf Gesundung zu haben, wenn diese Gesundung nicht weiterhin 
ch das Negieren wirtschaftlicher Grundtatsachen unmöglich gemacht wird. 

-  Faßt man das Ergebnis der vorstehenden Arbeit zusammen, so findet man, 
daß die Entwicklung. dieses Wirtschaftszweiges auf der Kostengestaltung beruht 
‘und sekundär auf den Einwirkungen, die die Kostengestaltung von außen beein- 
| 'flussen. Die Untersuchung an sich erscheint berechtigt, da es im deutschen Wirt- 
'schaftsleben kaum eine zweite Möglichkeit gibt, die ganz primitiven, aber noch 
' wenig erkannten Grundtatsachen der Wirtschaftlichkeit zu untersuchen, wie es 
gerade an dem kranken Organismus der Kaliindustrie möglich ist. 


| 
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Göbbels, Dr. Math., Diplomkaufmann. Der Filialbetrieb der deutschen Kreditbanken. 

‘  (Bank- und finanzwirtschaftliche Abhandlungen, herausgegeben von Prof. Dr. 

 Prion, Köln, 2. Heft.) Berlin, Julius Springer, 1923. 66 Seiten. Preis un- 
gebunden #% 1.60. 

Der Verfasser berichtet kurz über die Rechtsform der Filialen und wendet 
"sich dann der inneren Ausstattung, der Besetzung mit Leitern, Beamten und Rech- 
‚ Rungsapparatur zu, stellt dann das Verhältnis der Filiale zur Zentrale, das Ver- 
 hältnis zur "Kundschaft und die Funktion der Filiale als Organ der Zentrale dar, 
Ich halte diesen Aufbau nicht für. glücklich und glaube, daß es der Arbeit besser 

‚ bekommen wäre, wenn die umgekehrte Folge gewählt worden wäre. Ich sehe den 
| Wert derartiger Arbeiten besonders darin, daß sie Zweck und Mittel darstellen und 
‚ entwickeln, und das wäre bei umgekehrter Folge besser möglich gewesen. 
Bei einer derartigen Untersuchung ist das gewichtigste Problem die Frage der 
‚ geringeren oder größeren Selbständigkeit der Filialen in bezug auf verfügbare Mittel, 
Verwaltungsselbständigkeit und Dispositionsbefugnisse nach außen. Dieses Problem 


| 


1) Bis zum Abteufverbot vom Jahre 1916. 
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hat der Verfasser mit Recht fest im Auge behalten. Ohne in die Gefahr einer ein- 
seitigen Beurteilung zu verfallen, hebt er die Vorzüge des einen und des anderen | 
vernünftig und deutlich heraus. Auch im übrigen sind ihm die verschiedenen Mög- | 
lichkeiten der Filialpolitik der Banken gegenwärtig. Nur bringt der Verfasser dar- 
über fast ausschließlich theoretische Gedanken und nur sehr spärliches Material; es 
fehlt offenbar an genauerer Kenntnis der Erfahrungen, die in der langen Geschichte | 
des Filialwesens bereits gemacht wurden. Infolgedessen fühlt sich der Leser, der ı 
Tatsächliches sucht, enttäuscht. Es scheint, daß es auf diesem Gebiete erstrebt ' 
werden muß, alte bankerfahrene Filialleiter zu literarischer Produktion zu bringen, 
wenn die Lücke sich füllen soll. Man darf hoffen, daß der rührige Herausgeber es | 
fertig bringen wird, diese Quelle anzuschlagen. | 


Die Literatur ist vom Verfasser nicht hinreichend benutzt und übrigens auch | 
nicht nach bibliographischen Regeln zitiert. Sch. 


[; 
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Berliner, Dr. S., Professor der Handelstechnik an der Universität Tokio. Politische 
Arithmetik, I. Bd. Renten und Anleihen. 3. unveränderte Auflage. Stuttgart, 
C. E. Poeschel Verlag, 1923. 141 Seiten. 


Stern, Professor Robert. Buchführung in einfachen und doppelten Posten. 5. Aufl. | 
Berlin und Leipzig, Vereinigung wissenschaftl. Verleger, 1922. 123 Seiten. / 


Koppe, Dr. Fritz, und Beuck, Dr. W., Diplom-Steuersachverständiger. Die Neuregelung. 
der Vermögenssteuer 1924 nach der 2. Steuernotverordnung vom 19. Dezember 
1923 einschließlich Brotversorgungsabgabe. Berlin, Industrieverlag Späth & Linde, | 
1924. 124 Seiten. | 


Man kann an unsere Vermögenssteuergesetzgebung nur mit Bitterkeit denken, : 
Sie ist em Denkmal für die Unfähigkeit des Reichsfinanzministeriums. Man lese 
folgende Daten: I 4 

8. April 1922 Vermögenssteuergesetz. | 

20. März 1923 Neue Fassung. 

11. Oktober 1923 Einstellung der Veranlagungsarbeit. | 

19. Dezember 1923 2. Steuernotverordnung, enthaltend in Art. II die neue Ver- 
mögenssteuer. | 


Die Grundpunkte des Gesetzes sind: Stichtag 31. Dezember 1923, Bewertung. 
in Goldmark, neue bzw. genauere Bewertungsrichtlinien. | 


Die Bewertungsgrundsätze, insbesondere diejenigen für das Betriebsvermögen, | 
bezeichnen die Verfasser mit Recht als exakter, als sie in der Vermögenssteuer von 
1922 waren. Man merkt statt der Gesetzeskompromisse die Wohltat der von Parla- . 
menten ungestörten Verordnung. Die Bestimmung für die Bewertung des Anlage- 
vermögens, daß der Anschaffungspreis von Ende 1913 anzusetzen ist, darf als neu 
und eigenartig gelten. Der Kommentar bezeichnet als übliche und zulässige Ab- 
schreibung bei Gebäuden 1,—30%,: bei Maschinen 10—250, bei Gespannen 
20—300/0. Für Materialien, Halbfabrikate und Fabrikate bzw. Waren gilt der An- 
schaffungspreis vom 31. Dezember 1923. Bei Gesellschaften mit kurshabenden An- 
teilen kommt als Untergrenze der Gesamtbewertungssumme noch das Steuerkurs- 
vermögen in Betracht. Die im Kommentar dagegen geltend gemachten Einwände | 
gehen teilweise von falschen wirtschaftlichen Vorstellungen aus. Be 


Erler, Rechtsanwalt Dr, und Koppe, Rechtsanwalt Dr. Die Neuregelung der Ein- 
kommensteuer 1924 einschließlich Rhein-Ruhr-Abgabe und Goldbilanzierungs- 
verordnung. Berlin, Späth & Linde, 1924, 205 Seiten, | 
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Angesichts der Fülle der Verordnungen muß man sich immer wieder klar 
machen, wie die Vororanungsapparatur auf dem Gebiete — SUCHER eReNS be- 
‚ schaffen: ist. A 

| I. Steuernotverordnung vom 7. Dezember 1923, vom N Reichsptäktäählen Er 
Grund des Art. 48 der Reichsverfassung erlassen, beschäftigt sich hauptsächlich mit 
‚der dritten Rate der Rhein-Ruhr-Abgabe (Gesetz über die Erhebung einer 
‚außerordentlichen Abgabe aus Anlaß der Rhein-Ruhr-Besetzung vom 11. August 
‚1923) und der Umsatzsteuer. Die Rhein-Ruhr-Abgabe war danach statt am 
5. Januar 1924 am 7. Dezember 1923 in Goldmark zu entrichten. Für die Umsatz- 
' steuer wurden für Dezember und Januar Ergänzungszahlungen vorgesehen. 

U. Steuernotverordnung vom 19. Dezember 1923, von der Reichsregierung auf 
‚Grund des Ermächtigungsgesetzes erlassen, beschäftigt sich mit Einkommen- 
steuer, Körperschaftssteuer, Vermögenssteuer, Umsatzsteuer und 
Erbschaftssteuer. Der auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer sich be- 
ziehende Abschnitt enthält: 
| 1. Vorschriften über die am 10. Januar 1924 geleistete Restzahlung auf die 
Einkommensteuer für 1923. 
| 2. Vorschriften über die in 1924 zu leistenden Vorauszahlungen. 

3. Vorschriften über die Vorbereitung der Veranlagung für das Kalenderjahr 
‚1924. 

III. Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924, von der Reichsregierung auf 
‘Grund des Ermächtigungsgesetzes erlassen, beschäftigt sich mit Aufwertung, Auf- 
‘ wertungssteuer, Finanzausgleich und Besteuerungsverfahren. 

. Der vorliegende Kommentar hat es im wesentlichen mit der II. Steuernotver- 
‚ordnung zu tun. Die Vorschriften über die im Kalenderjahr 1924 zu lei- 
'stenden Vorauszahlungen sind entsprechend 25 Fassung der Verordnung 
| gegliedert in die drei Abschnitte: 

1. Vorauszahlungen. 

‚2. Steuerabzug vom Arbeitslohn. 

3. Steuerabzug vom Kapitalertrag. 

Die Vorschriften über die Vorbereitung der Veranlagung für 1924 
' enthalten die steuerrechtlichen Bestimmungen über Goldmarkbuchführung und 
_ Goldmarkbilanz. 

832 der II. Steuernotverordnung schreibt vor, daß vom 1. Januar 1924 die 
"Bücher der Buchhaltungspflichtigen auf wertbeständiger Grundlage zu führen sind. 
$ 34 bestimmt, daß auf den 1. Januar 1924 für steuerliche Zwecke eine Ver- 
 mögensaufstellung nach Art und Menge (Inventar) zu machen und eine Eröffnungs- 
bilanz in Goldmark aufzustellen ist. Steuerpflichtige, deren Geschäftsjahr am 
30. Juni 1923 oder später schließt, können statt des 1. Januar 1924 den entsprechen- 
den Geschäftsjahrtermin wählen, jedoch nur nach Art und Menge; auch für diese 
Bilanzen ist Bewertungszeitpunkt der 1. Januar 1924. 

Die Durchführungsbestimmungen enthält der Kommentar noch nicht. Das 
Reichseinkommensteuergesetz und das Gesetz über die Rhein-Ruhr-Abgabe, die 
Verordnung über Goldbilanzen und der Erlaß des Reichsfinanzministers vom 
3. Januar 1924 betreffend Abschlußzahlung auf die ERNNG zum 10. Januar 
1924 sind abgedruckt. 

Fürnrohr, Dr. Aug., Rechtsanwalt. Goldbilanzen, NE vom 28. Daranher 

1923. München, J. Schweitzer Verlag, 1924. 77 Seiten. 

Das Buch enthält 1. Text der Verordnung, 2. Text mit Kommentar, 3. Gold- 

marktabelle, 4. Sachregister. Der Kommentar berücksichtigt die Ausführungsbestim- 


| 
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mungen- und HR Ber ers 3, EEE. Ban nicht, Infolge 
der einschneidenden Veränderungen der Ausführungsbestimmungen ist. manches 
überholt. Von diesem in der Natur der Dinge liegenden Mangel abgesehen, stellt 
der Kommentar eine ordentliche Arbeit dar; sie hebt ‚sich unter den gewöhnlich 
recht - flüchtigen Schnellkommentaren als beachtliche Leistung. heraus. Auf 
ist unter diesen Umständen die Nichtberücksichtigung der Literatur. 

_ Der-schwache Punkt der Juristenarbeiten, die wirtschaftlichen Fragen, ins- 
besondere diejenige der Bewertung, ist auch in der vorliegenden Arbeit zu merken, 
Insbesondere entspricht (die Darlegung über die. Bewertung bei Nichtkapitalgesell- 
schaften betriebswirtschaftlichen Anforderungen nicht. Dagegen sind die verschie- 
denen Fälle der Kapitalveränderung bei Dal Be Sp ana recht anschaulich va 
in bester Disposition dargestellt. 3 SC 
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Leitner, Prof. Dr. Friedrich, und Lion, Dr. Max. Die Goldmarkbilanz: in te | 
"Gestalt für Buchführung und Besteuerung. (Zeitgemäße Steuer- und Finanz. | 
fragen, herausgeg. von Dr. Max Lion, 5. Jahrg. 1. Heft.) Berlin, Carl Heymann 
26 Seiten. Preis #% 0.80. 

Die Publikation ist noch vor der Göldmarkhilanzverefnäun abgeschlossen. 3 


Sommerfeld, Prof. Dr. Heinr. Die Goldmarkbuchhaltung, ihre Grundlagen und 
Technik. Berlin, Spaeth & Linde, 1923. 76 Seiten. F 


. Der ‚Verfasser hebt im Vorwort hervor, daß er sich nicht mit Rezepten ab- 
geben,. sondern die Grundsätze gewinnen wolle. Der Praktiker möge sich vor Augen 
halten, daß der letzte Zweck der Buchhaltung die richtige HEBRge des Geschäfts, 
erfolges sein müsse. 

‘Er untersucht zunächst die bilanztechnischen ers ‚zur Be des 
Einfla see: der Geldentwertung auf die Erfolgsreehnung. Sie bestehe darin, daß man 
beim Abschluß des in Papiermark geführten Hauptbuches die Inventurbestände in 
Goldmark einsetze; falls die Eröffnungsbilanz ebenfalls Papiermarkwerte enthalte, 
seien auch diese in Goldmark auszudrücken. Er nennt diese Methode den Abschluß 
in einfacher Buchhaltung im System der doppelten.- Sie sei in ihren Ergebnissen 
dadurch gekennzeichnet, daß sich zwar: der richtige Erfolg im Ganzen, nicht aber 
die Erfolgskomponenten-im einzelnen richtig ergeben, 

Die systematische Goldmarkbuchführung erfordere die Buchung EP Postal 
sowohl in Goldmark als auch in Papiermark. Er benennt diese Methode mit 
unglücklichen Namen Doppelwährungsbuchführung. - 

- In Hinsicht auf den Index hebt der Verfasser hervor, daß wir Ay die RE 
Staat eine absolute Konstanz des Wertmaßstabes -zu erreichen brauchten; damit 
würde-auch die ganze gesetzliche Grundlage unserer Währung und ihre Beziehungen 
zu anderen Währungen geändert. Diese letzten Sätze sind mir unklar. geblieben. 
Es handelt sich. bei der Goldmarkbuchführung nicht um eine Währungsänderung; 
außerdem kann man von gesetzlichen Grundlagen bei der Papiermark nicht mehr 
sprechen :und drittens hat auch der überwiegende Teil des Auslandes keine reine 
Goldwährung mehr. Trotzdem kann man es verteidigen, daß man den Dollar-trotz 
seiner Mängel zur Buchführungsgrundlage. macht; nur hätte sich der. Verfasser die 
Mühe machen sollen, diese Gründe weniger salopp- darzustellen. 7 

Auch die Ablehnung des Großhandelsindex beruht außer auf richtigen auf 
falschen Gründen. 

Die Frage ‚freier Dollarkurs oder, Berliner Notiz“ beantwortet der Verfasser 
zugunsten des ersteren. Auch hier geht die Begründung teilweise fehl insofern, 
als an Slots erfolgsrechnungstechnischer kalkulatorische und, preispolitische 2 
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wägungen En Yarband an Trotz der Pr gegen BR amtlichen’ Kurs s.geht 
der Verfasser im folgenden davon aus, daß er die Grundlage der Umrechnung sei 
‚und legt dar, zu welchen Ergänzungsrechnungen die Grundlage führt, wenn der 
‚amtliche Kurs falsch ist, 

- In Hinsicht auf die Anlagewerte und die Kapitalkonten eind die don 
durch die neuen Verordnungen überholt. Die Auffassung, daß $40 HGB. den 
‚ Tageswert fordere, ist sehr umstritten. Die angefügten Beispiele sind wälkompen, 
da sie die-Ansichten des Verfassers deutlicher machen. 

-.. Im ganzen muß die Schrift sich den ‚Vorwurf gefallen lassen, daß sie x. Fach: 
‚ wissenschaftlichen Anforderungen nicht genügt. Es wäre für einen-akademischen 
‚Betriebswirtschaftler eine dankenswerte Aufgabe gewesen, die ganze Frage’ der 
wertstabilen Rechnung systematisch zu behandeln- und die Frage aus. dem Niveau 
der Gelegenheitsschriften herauszuheben. Auch wenn wir in Deutschland die 
"Krankheit des wertschwankenden Geldes überwunden haben ‘sollten, wäre eine 
\wissenschaftliche Behandlung der ganzen Materie eine willkommene Bereicherung 
"des Faches. Die Arbeit Sommerfelds ist weit davon entfernt, diese Aufgabe zu 
‚erfüllen. Die-Linien eines solchen Beitrages sind durch die Dinberigen Erfahrungen 
hinreichend gezeichnet. 

Den Beginn der Anpassung, der namentlich seit der Frankfurter Scheingewinn- 
\tagung und der nachfolgenden Arbeiten einsetzte, vollzog sich, abgesehen von der 
Frage des Index, in der Richtung, wie ich sie in meinem Goldbilanzgesetzentwurf 
(gekennzeichnet habe. Die Praxis griff in unerwarteter Weise die Umrechnung. auf, 
‚zunächst, unter dem Gesichtspunkt richtiger Erfolgsrechnung. ‚Daß die rein bilanz- 
ımäßige Rechnung einen wesentlichen Mangel hatte in der falschen Ausweisung der 
'Erfolgskomponenten, war von Mahlberg und mir von vornherein betont worden, 
"Aber die praktischen Anwendungen zeigten noch eine andere Störung. Mahlbergs 
‚und meine Meinung, die von Sommerfeld heute noch wiederholt wird, daß der: Ge- 
samterfolg richtig herauskommt, erwies sich als unrichtig; bei Anlagezugängen und 
‚sonstigen Übertragungskonten kam ein Fehler in die Rechnung, der sich 'auf die 
"Abschreibungen und Abgänge auswirkt. Nun hatte ich aber schon: bei dem Gold- 
| markbilanzgesetzentwurf noch einen anderen Weg gezeigt, den der monatlichen Um- 
‘rechnung der Verkehrsziffern, dessen Sommerfeld überhaupt nicht Erwähnung tut. 
"Bei der praktischen Anwendung dieses Verfahrens zeigte sich, daß die‘ Mänge) 
größtenteils beseitigt wurden; jedenfalls versprach eine Einzelumrechnung kein 
wesentlich: verbessertes Resultat. Als Mitte 1923 der große Geldwertschwund' kam, 
"zeigten sich zwar auch hierbei Störungen, aber dieser Umstand hätte das Verfahren 
‚trotzdem nicht ausgeschaltet, um so weniger, als man in der Verkürzung der Um- 
rechnungsperioden noch weitergehen konnte, nötigenfalls und ‘ohne große praktische 
"Schwierigkeiten auf einzelne Tage herunter. Das wäre immernoch’ viel ‘einfacher 
‚gewesen als die Einzelumrechnung der Posten, die auch ihrerseits keineswegs genau 
wirkt. Zur Vollständigkeit gehört, daß namentlich bei den monatlichen’ Erfolgs- 
rechnungen, die nicht überall ‘mit den Jahresrechnungen- organisch "verbunden 
waren, stellenweise-eine noch andere Rechnung Platz griff, die von: Mitte 1923 ab 
ınöch stärker in Unordnung kam; das war die schon seit 1921 in Übung befindliche 
\ Rechnung mit Ersatzwerten für Rohstoffe. Daß die Praxis schließlich dennoch, etwa 
seit Frühjahr 1923 an,. sich der Einzelumrechnung zuwandte, hat seinen Grund 
"nicht in.der Unzulänglichkeit der Erfolgsrechnung, sondern hing. mit der Änderung 
der Zahlungsbedingungen und Preisvereinbarungen .zusammen.. Dieser Anstoß. kam 
N ausschließlich vom Kontokorrent- her, und das muß man im Auge hehalten,. wenn 
man die neue Erscheinung verstehen. will. Es wurde immer schwieriger, mit.dem 
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einzelnen Kontokorrent fertig zu werden, wenn man nicht die einzelnen Belastungs- 
und Gutschriftposten umrechnete. Die Wahl des Umrechnungsindex war hierbei | 
nicht in das Belieben der Buchhaltung gestellt, sondern mußte sich den Preis. 
abreden anpassen; diese wieder waren fast allenthalben konventionsweise festgelegt, 
Bei dieser Rechnung zeigten sich wiederum verschiedene Handhabungen. Die einen 
kamen zu einer Umrechnung jedes einzelnen Postens, die anderen bedienten sich 
eines in Südamerika ausgebildeten Systems, das mit dem von Blume in seiner 
„valutarischen Goldmarkbuchführung“ dargestellten Ähnlichkeit besitzt. Gemeinsam 
ist beiden der natürliche Zug, die Papiermark wie ein schwankendes ausländisches 
Zahlungsmittel zu behandeln. Diese ganze Umstellung der Rechnung war sehr stark 
im Brodeln begriffen, als die Einführung der Rentenmark das ganze Problem ver- 
einfachte. Es wäre ungemein interessant, die verschiedenen Vorkommen dieser 
schmerzensreichen Versuche systematisch zu verfolgen, wozu allerdings ein un- 
gemein fleißiges Eindringen in die praktischen Vorgänge gehören würde. e| 

Ich glaube, daß ich mit diesen kurzen Ausführungen die wesentlichen Grund- ' 
linien der Entwicklung richtig gezeichnet habe. Die Detailforschung würde jedoch 
die Entwicklung nicht nur deutlicher aufzeigen, sondern vermutlich vielerlei Neues 
ermitteln. Was hier zu zeigen war, das war, wie eine wirklich wissenschaftliche 
Untersuchung der Goldmarkbuchführung angelegt sein müßte. Mit ein paar Studier- | 
stubengedanken ist hier nicht viel getan. Die Sommerfeldsche Arbeit kann nicht ' 
als eine solche bezeichnet werden, die man von einem wissenschaftlichen Betriebs- : 
wirtschaftler erwartet, wenn er sich über das Problem überhaupt öffentlich ausläßt. | 
Davon, daß er, wie das Vorwort in Aussicht stellt, die Grundsätze gewonnen habe, 
kann nicht die Rede sein. Sch. = 


Fischer, Richard. Goldmarkbuchführung — Goldmarkbilanz. (Bücherei für Bilanz 
und Steuern, herausgegeben von Prof. Dr. H. Großmann, Bd. 10.) Berlin, 
Spaeth & Linde, 1924. 61 Seiten. ; 


Fischer gliedert die Geschichte des Währungszerfalls in Perioden: 

Deutsche Währung vor dem Verfall, 

Beginn des Verfalls, 

Rascheres Fortschreiten, 

Vollständiger Verfall, 

Goldmark als gesetzliches Zahlungsmittel 
und gewinnt so die Grundlage für eine historische Darstellung der Anpassung von | 
Buchführung und Bilanz an die Währungsentwicklung. Dabei verzichtet er auf, 
Auseinandersetzungen mit anderen Verfahren und Autoren und stellt nur dar, wie 
er selbst in seiner Revisionspraxis die Dinge fand und ausführte. Das ist eine be 
scheidene, aber gesunde Einstellung, die auch fachwissenschaftlich von Wert ist. 
Es ist Sache der weiteren A derartige Darstellungen zu einem Gesamt- 
bilde zu vereinigen. 


Der Verfasser zeigt, wie der Beginn des Währungsverfalls keine merkliche 
Wirkung auf das Rechnungswesen hatte. Die in dieser Periode als Warenpreis- 
erhöhungen behandelte Geldentwertung mit ihren falschen Erfolgsausweisen be- 
spricht der Verfasser nicht. | 


Das raschere Fortschreiten des Verfalls fiel zusammen mit der Markflucht 
in Sachwerte und Devisen, und die gehäuften Devisenverbuchungen gaben der | 
Buchhaltung auch dann ein neues Gepräge, wenn die Verbuchung sich der her- | 
kömmlichen Formen bediente. Schon in dieser Zeit wurden hier und da die De- 


visenposten nicht einzeln umgerechnet, sondern es wurden Devisenbuchungen‘ von | 
| 
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den Markbuchungen völlig getrennt. Diese Übung wurde in der Periode des völligen 
'ı Währungszerfalls allgemeiner. Der Verfasser stellt die von ihm ‚gewählten‘ Buch- 
 führungsformulare unter folgenden Annahmen dar: 
| 1. Kontokorrentverkehr nur in Goldmark. | 
\ 2. Kontokorrentverkehr in der Regel in Goldmark, vereinzelt in Devisen. 
| 3. Kontokorrentverkehr in Goldmark und verschiedenen fremden Währungen. 
Die Darstellung im einzelnen läßt nicht selten offenen Fragen Raum, auch 
‘hätte der Verfasser die Muster 1—8 mit Beispielen versehen sollen, die das Bild 
deutlicher gemacht hätten. 
| Der unter 3 genannte Fall wird billigerweise besonders eingehend behandelt. 
In ähnlicher Weise, wie es auch Blume darstellt, nur in etwas anderer Ge- 
‘staltung, sucht der Verfasser für häufig vorkommende Währungen Grundbuchun- 
gen und Kontokorrentkonten währungsweise zu trennen. Beispielsweise hat das 
Wareneingangsbuch Rubriken für Goldmark, Pfund engl. und sonst noch häufig 
vorkommende Währungen sowie eine Spalte für verschiedene Währungen; die 
"Kontokorrentübertragungen erfolgen nur in einer Währung, die monatlichen End- 
summen gelangen in das Währungsjournal. Entsprechend ist das Warenausgangs- 
‘buch angeordnet. Das Währungsjournal enthält, abgesehen von den Sammelposten, 
‚die einzelnen Regulierungen, die in Nichtpapiermark erfolgen. Eine Reihe gut 
Bu ee rehlier Beispiele zeigt die Handhabung deutlich. Es werden soviel Konto- 
korrente vorgesehen wie die Grundbücher Spalten haben, so daß sich eine Einzel- 
„abstimmung ergibt. Das Papiermarkjournal nimmt alle Papiermarkposten auf; hier 
ist eine Spaltengruppe für Buchungen vorgesehen, die halb Papiermark, halb Wäh- 
‘rungsposten sind. Auch doppeltvalutarische Posten, deren Wertverbindung über 
 Papiermarkkurse geht, rät der Verfasser über Papiermarkjournal zu führen. 
Während in diesem Beispiel die Monatsendsummen noch in Papiermark um- 
\gerechnet werden, rät der Verfasser, die Buchführung in Zukunft ganz auf Gold- 
mark umzustellen, wobei zu berücksichtigen ist, daß die Schrift im November ab- 
geschlossen wurde. Die auf die Goldmarkbilanz REN Ausführungen sind 
inzwischen überholt. 

Die nächsten Monate, insbesondere die für die Währung kritischen Monate 
\Mai und Juni, werden zeigen, ob wir in Deutschland leidlich wertstabile Verhält- 
ie behalten, oder ob sich die Kreditpolitik der Notenbank rächen wird. Sollte 
‚das der Fall sein und inzwischen die Goldwährung nicht zum Abschluß gelangt 
\ sein, so werden wir die bereits als überwunden geltenden Buchführungsbehelfe 
| wieder in Erscheinung treten lassen müssen. Sch. 


' Schiff, Emil. Abschreibung, Vermögenshaltung, Preisbildung im Zusammenhang 
, mit der Geldentwertung. Berlin, M. Krayn, 1923. 46 Seiten. Preis .# 0.50. 
if Der Verfasser stellt zwei verschiedene Abschreibungen gegenüber, die An- 
schaffungswertabschreibung und die Erneuerungskostenabschreibung. Er hebt mit 
‚ Recht hervor, daß die Erneuerungsabschreibung sich in letzter Zeit einer bevor- 
| zugten Beliebtheit in Theorie und Praxis erfreut und bezeichnet es als seine Ab- 
sicht, der Anschaffungsabschreibung wieder zu ihrem Recht zu verhelfen. 
. Er geht davon aus, daß die Abschreibung der rechnungsmäßige Ausdruck der 
\ Wertminderung sei, die Unmöglichkeit, die Wertminderung genau zu beziffern, 
führe zu einer Berechnung der Abschreibung auf Grund der Lebensdauer unter 
Berücksichtigung des Abgangsrestwertes. Ich will einschaltend bemerken, daß die 
 Dynamiker die Abschreibung im Bilanzwesen anders sehen, weil sie vom Werte 
"überhaupt abstrahieren und die Abschreibung nur in ihrer Aufwandnatur sehen. 
‘ Daraus ergeben sich gelegentliche Abweichungen in den Folgerungen, die, da der 
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Yerfakser, ER en st offenbar nicht kennt,: in seinen ' Ausfüh- 
rungen nicht zu ihrem Recht kommen. Da der Verfasser S. 16 von einer geringen 
Verbreitung der Wissenschaft vom Abschluß spricht, muß dieser Umstand erwähnt 
werden. 

Der Verfasser gliedert die Hntersushpne nun so: 

.. Rechtliche Erwägungen: 
‚Abschlußrechtliches. 
Preisrechtliches. 
Steuerrechtliches. 

. Wirtschaftliche Erwägungen; 

Die Erhaltung des Vermögensinhaltes, P); | 
Die Zusammenhänge zwischen Geldbeschaffung, Selbstkosten und. Preis u 
Die in sich fehlerhafte Anwendung der Erneuerungstheorie. 2 er 

. Berechtigte Einwirkung der Geldentwertung auf die Preisbildung. ni 

Abschlußrechtlich geht der Verfasser davon aus, daß die Papiermark die 
gesetzliche Reichswährung sei; die Meinung ist: juristisch nicht unbestritten, sol) 
aber, da. sich die Bilanzpraxis danach gehalten hat, auf sich :beruhen :bleiben. 
Bilanzrechtlich sei zweifelhaft, ob man bei Anlagewerten nach 8 40 HGB. die’um 
die Wertminderung verringerten Gestehungskosten oder den Veräußerungswert ein- 
zusetzen habe. Die erste Auffassung sei im Gebrauche durchgedrungen. Für Ka 
pitalgesellschaften sei die Frage gesetzlich ausdrücklich geregelt. Die Erneuerungs» 
abschreibung scheide sonach gesetzlich aus. Auch- bei Einsetzung eines Erneue 
rungsfonds werde die Sachlage nicht anders, da 8 261 Z.3 HGB. von einem „ihr 
entsprechenden Erneuerungsfonds“ spricht. Das Erneuerungskonto, das nicht glück- 
lich bezeichnet sei, entstamme übrigens der Kameralreehnung, und sei dort nur 
entstanden, weil diese Rechnung das Abschreibungsverfahren in gewöhnlicher Art 
nicht erlaube. Auch die Theorie, daß die Substanz des Unternehmens erhalten wer- 
den müsse, finde im Bilanzrecht keine Stütze; die Notwendigkeit oder der. Ge- 
brauch, das Vermögen nach seinem inneren Gehalt unversehrt zu grhalten,; kön 
nicht anerkannt werden. j 

Ich .teile zwar. die Auffassung der vom Verfasser befehdeten Anhänger ach 
Erneuerungsabschreibung nur mit Einschränkungen, bin aber der Meinung, daß 
der Verfasser ihren Argumenten nicht gerecht wird. Namentlich Geldmächer 
hat. die Theorie aufgestellt, daß, solange der Betrieb am Schlusse einer Rech- 
nungsperiode nicht die Substanz unversehrt wieder hinstellt (Voraussetzung, daß 
weder Kapitalentnahme noch Kapitaleinschuß erfolgte), kein Gewinn vorhanden 
sein kann. Und es-käme: nur-darauf an festzustellen, wieweit die gesetzliche Bilanz 
eine Erfolgsermittlungsbilanz ist, wofür gute, vom Verfasser nicht :berücksichtigte 
Gründe sprechen. Speziell für die Aktienbilanz kann man ferner mit noch durch- 
schlagenderen Gründen behaupten, daß die Erhaltung der Substanz. gegen : über- 
mäßige Gewinnverteilung geschützt werden soll; spricht. dagegen der Wortlaut der 
Einzelvorschriften,. so ist damit noch :nicht bewiesen, daß dieser. Wortlaut vorgeht 
Der Verfasser macht sich die Sache zu leicht, indem. er die enfaegsnaich gZ An- 
sichten nicht genug würdigt. . 

.Preisrechtlich kommen die Preistreibereiverordnungen in Betracht. Es ist dem 
Verfasser zuzustimmen, daß sowohl der Sinn der Verordnung selbst als auch die 
Richtlinien des. Reichswirtschaftsministers. und des  Reichsjustizministers vom 
16. Dezember 1922. und die Entscheidung des Reichsgerichts vom. 19. Dezember 
1922 die Ersatzkostenkalkulation. verwerfen und:nur-eine beschränkte Berücksichtir 
gung der Geldwertänderung gelten lassen bei Gegenständen, die der Verordnung 
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‚unterliegen.‘ Wenn aber’ der Verfasser einfügt, daß auch nach den früheren Regeln 
‚der Preiskalkulation es eine Erneuerungstheorie nicht gegeben habe, so schießt er 
mit seiner. Behauptung über: das Ziel hinaus. -Schon vor dem Kriege ist für die 
Kalkulation die Benutzung der Wiederbeschaffungskosten in der Theorie ver treten 
"worden und in der Praxis hier und da in Anwendüng gewesen. 

“In Hinsicht auf das Steuerrecht kann ‘der Verfasser nicht -umhin anzu- 
erkennen, daß 88 33a, 59a des Einkommensteuergesetzes- eine deutliche und un- 
zweifelhafte Anerkennung der Ersatzkostentheorie enthalten, aber er unterläßt nicht 
anzufügen, daß diese Bestimmungen nach Art ihres Zustandekommens, nach ihrem 
‚ganzen Geist und durch ihre beschränkenden Einzelheiten einen so beschränkten Aus- 
nahmecharakter und so deutliche Merkmale der politischen Übereinkunft: tragen, 
daß sie eher die Grundgeltung der Wertminderungstheorie INT als eine 
Anerkennung der Erneuerungstheorie darstellen. REGRERENN 

Hier zeigt sich deutlich, daß der Verfasser- rechthaberisch He 

Übergehend zu wirtschaftlichen Erwägungen, wendet er sich zunächst gegen 

: Dogma der Substanzerhaltung; setze man das Vorkriegsvermögen mit 100 an, 
und sei das. gegenwärtige. Vermögen 'etwa 60, und wolle nun jeder sein Vorkriegs- 
vermögen erhalten wissen, so’ sei das ein ünlösbares Exempel. Diese Darlegung 
‚des Verfassers: ist abwegig. Wenn jemand das Verlangen wirklich stellt, daß: er 
‚allein unter allen anderen von der Kriegslast verschont bleibe, so ist das unbillig: 
Aber es handelt sich hier nicht darum, was die Leute verlangen, sondern darum, 
‘welche Bedeutung der Substanzerhaltungstheorie in der Erfolgsrechnung und der 
Kalkulation zukommt. Wenn man der Meinung ist, daß jedermann 400,9 seines 
Vermögens in irgendwelcher Form dem Staate oder der Allgemeinheit zu opfern 
habe, so folgt daraus nicht, daß er deshalb bei der Erfolgsrechnung oder in der 
Kalkulation diese 400% als Unkostenbestandteil vernachlässige. Die Frage, ob es 
‚tatsächlich Unkostenbestandteil ist, kann überhaupt nicht in der vom we 
versuchten Weise entschieden werden. 
Was der Verfasser weiterhin über die: Hirtalerkchen Wirkingen‘ de Preis- 
schrauberei, über den Begriff der. Inflation überhaupt, über die Bedeutung der 
Zahlungsbilanz usw. dartut, ist sicherlich ebenso gut. wie das, was man in- Zeit- 
Ehritien und Broschüren darüber liest, auch würde es nicht schwer sein nachzu- 
weisen, daß gelegentlich ein Wirtschaftler von Fach nichts Besseres darüber zu 
sagen wußte. Aber es ist trotzdem nicht fachgerecht und entzieht sich ENDE 
einer fachwissenschaftlichen Besprechung. 

Wenn der Verfasser untersuchen wollte, ob die Idss dor Süibatahzerhältung 
unter dem’ Gesichtspunkte volkswirtschaftlicher Erwägungen zulässig ist, so mußte 
er die Frage aufwerfen, welehe volkswirtschaftlichen Umstände auf die Erfolgsrech- 
nung, auf die Kalkulation und auf die Preispolitik Einfluß. haben bzw. Einfluß 
haben müssen. Er hätte dann gesehen, daß volkswirtschäftlich ein großes Be- 
dürfnis besteht, den Kaufmann so rechnen zu lassen, daß die 'Substanzerhaltung 
oder "nichterhaltung ihm allezeit deutlich bleibt. Das schließt üicht aus, es für 
geraten zu halten, den Kaufmann zu zwingen, daß er durch eine aufgezwüngene 
Kalkulation von seiner Substanz etwas hergibt. Aber daß er hergibt und was er 
hergibt, das soll ihm bewußt bleiben. Insbesondere in der Preispolitik. drängt das 
volkswirtschaftliche Interesse dahin, daß die Substanz möglichst überhaupt nicht, 
auf keinen Fall aber in einer als Gewinn verschleierten Form verzehrt werde. 
‚Wer diese Dinge unter dem Gesichtspunkte der Eigentums- und. Einkommens- 
verleilung. ansieht, legt einen mehr: RE als volkswirtschäftlichen 
Maßstab an. | | a a 
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Den S. 31 unter 7 angeführten Satz verstehe ich nur ne = 

In der Abhandlung über die Zusammenhänge zwischen Geldbeschaffung | 
Selbstkosten und Preis weist Schiff zutreffend darauf hin, daß man mit der Idee 
der Substanzerhaltung nicht die Frage der Geldbeschaffung vermengen dürfe. Auch . 
darin ist dem Verfasser zuzustimmen, daß die Ersatzwerttheorie in der Kriegs- 
und Nachkriegszeit verdunkelt von Interessentenansprüchen manches schiefe Argu- 
ment aufgenommen hat. Es ist tatsächlich mit den angeblichen Selbstkosten und | 
angeblichen Risiken ein Unfug getrieben worden, und es ist höchst bedauerlich, 
daß sich auch Betriebswirtschaftler dazu hergegeben haben, diesen Unfug mit 
ihrer Autorität zu decken. | 

Dagegen kann ich dem Verfasser nicht beipflichten, daß eine Abschreibung, die 
die Geldentwertung ausgleichen soll, nicht Unkostenbestandteil, sondern ein be 
triebsunabhängiger Vermögensverlust sei. Daß der Verfasser unfruchtbare Er 
örterungen zu vermeiden wünscht, kann mich nicht hindern, ihm zu sagen, daß 
er in diesem Punkte einen schwer verständlichen Irrtum begeht. Wenn eine Ab- 
schreibung von 1000 Mark angemessen ist, so kann ich nicht mit einer Abschrei- | 
bung von 1000 Papiermark auskommen, und wenn ich ausgleichend, sagen wir 
10000 Papiermark Abschreibungen in die Gewinn- und Verlustrechnung hinein- | 
nehme, so kann nicht davon die Rede sein, das Mehr von 9000 Mark sei nicht 
Aufwand, sondern Vermögensverlust. Ob alle anderen Volksgenossen den gleichen 
Vermögensverlust haben oder nicht, ist für diese Auffassung ohne Belang. Es ver 
langt ja keiner, daß sie diesen Betrag nicht ebenso behandeln. EB 

Charakteristisch ist folgender Schlußabsatz zu dieser Erörterung: | 

„Zur Vermeidung unfruchtbarer Erörterungen sei jedoch bemerkt, daß der Ver- | 
fasser das entscheidende Gewicht nicht auf diese Erwägung legt, sondern auf den 
Widersinn eines Verfahrens, das die Geldentwertung durch ein Mittel, das die Gele | 
entwertung selbst bis aufs äußerste steigert, auszugleichen sucht.“ | 

Dazu ist nun denn doch einiges zu bemerken: 

1. Man vermeidet unfruchtbare Erörterungen über fadenscheinige Argumente 
am besten, wenn man sie nicht erst vorbringt. 

2. Daß die Ausgleichung der Geldentwertung bei den Abschreibungen die Geld- | 
entwertung steigert, ist unrichtig. Selbst wenn sie die Preise erhöht, ist sie un- | 
richtig. Der Verfasser verwechselt Ursache und Wirkung. | 

3. Selbst wenn die Geldentwertung dadurch gesteigert würde, wäre cs keines- 
wegs widersinnig, sich des Verfahrens zu bedienen, denn der Bilanztechniker und 
Kalkulator hat nicht Währungspolitik, sondern richtige Betriebsrechnung zu treiben. | 

Auch in den folgenden Ausführungen erkennt man leicht, daß der Verfasser 
hinsichtlich der Geldentwertung noch nicht ganz den Standpunkt verlassen hat, 
den man zur Zeit der Teuerungsvorstellungen in der Praxis fand. Ich möchte, um 
nicht oft Gesagtes zu widerholen, auf diese Abschnitte nicht näher eingehen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß man in einer Besprechung die Punkte 
ausführlich behandelt, in denen man abweichender Meinung ist. Dadurch entsteht 
dann der Eindruck, daß der Kritiker viel zu tadeln und wenig zu loben habe. Ich ı 
möchte darum betonen, daß ich der Arbeit nicht den Bruchteil des Raumes hätte 
widmen können, wenn in ihr nicht etwas Beachtliches steckte. Der Verfasser hat 
betriebswirtschaftliche und juristische Schulung und eine deutliche praktische 
Vorstellung; man empfindet angenehm, daß er nicht nur am Schreibtisch über diese 
Dinge handelt. Auch ist in der Schrift nicht das Traktätchenhafte, das bei vielen | 
Schriften ähnlichen Stoffes so unsympathisch ist. Man hat, mit einem Worte, Lust, ' 
sich mit ihm auseinanderzusetzen. Auch das ist zu bemerken, daß viele der be- \ 
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anstandeten Mängel auf eine etwas einseitige Einstellung zurückzuführen sein 
dürften, wie sie nun einmal bei einem Parteigutachten (ich nehme an, daß die 
Arbeit Bestandteil eines solchen war) nicht vermeidbar sind. Sch. 


‚Auler, Dr. W., Privatdozent an der Universität Frankfurt a. M. Die Selbstkosten- 
‘ rechnung bei veränderlichem Geldwerte. Hamburg, Hanseatische Verlagsanstalt, 
| 1923. 30 Seiten. Preis #% 0.20. 


Die kleine Schrift enthält an tatsächlichem Material eine Darstellung der Ver- 

ordnungen und Urteile betr. die Preistreiberei. Die Vereinbarungen der Preis- 
prüfungsstellen vom Dezember 1922, die Verordnung des Reichswirtschafts- und 
"Reichsjustizministers vom 16. Dezember 1922, das Reichsgerichtsurteil vom 19. De- 
'zember 1922, der Einzelhandelsentscheid des Reichswirtschaftsministers vom April 
'1923 werden besprochen, die neue Preistreibereiverordnung vom 15. August 1923 
‚im Anhang erwähnt. In einem Abschnitt über die Kalkulationsmethoden der Praxis 
werden die Preisbeschlüsse einer Reihe von Konventionen mitgeteilt, jedoch ist 
dieser Abschnitt, der weder die Daten angibt, noch die Entwicklungsfolge aufzählt, 
von einer systematischen Darstellung weit entfernt. 
Die theoretischen Ausführungen beschränken sich auf eine schwache und un- 
‚kritische Verteidigung der Schmidtschen Auffassungen in seiner „Organischen 
Bilanz‘ und seiner Schrift „Der Wiederbeschaffungspreis des Umsatztages in Kalku- 
‚lation und Volkswirtschaft“. 


Der Verfasser wiederholt aus dieser Theorie den Satz von der „relativen Wert- 
erhaltung‘, der, wenn ich recht verstehe, den Anlaß gab, die solchergestalt auf- 
gemachte Bilanz eine „organische“ zu nennen. Die Theorie geht davon aus, daß 
es in einer Zeit allgemeiner Verarmung auch den Unternehmern nicht möglich ge- 
macht werden dürfe, ihre Substanz zu erhalten. Der Verfasser sieht die nahe- 
liegende Einwendung gegen diese Auffassung nicht. Zugegeben, daß die von 
Schmidt erhobene ethische Forderung gut ist, so folgt daraus nicht, daß der 
Bilanztechniker und Kalkulator eben deshalb seine Erfolgsrechnung und Kalkulation 
verschleiern solle. Wenn Gesetz oder Sitte von mir als Kaufmann den Verlust 
fordern, so will ich mich doch nicht abhalten lassen, diesen Verlust unver- 
schleiert zu sehen. Und auch volkswirtschaftlich betrachtet halte ich es für falsch, 
daß diese Einbuße nicht allen Beteiligten als Einbuße erscheint; gerade die Er- 
zenntnis der Einbuße an allen Rechnungsstellen der Volkswirtschaft ist dringend 
nötig, um gegen das Übel der Verarmung die Kräfte zu rüsten. Das Nichterkennen 
'aines allgemeinen volkswirtschaftlichen Verlustes in der Rechnung der einzelnen 
ist nach meinem Gefühl für organische Gestaltung sehr unorganisch. 


Der zweite Satz der Schmidtschen Theorie lautet: Im Rechnungswesen 
des Betriebs muß unbedingt eine Trennung von Umsatzerfolg und Vermögensrech- 
aAung vorgenommen werden. Ich gebe zu, daß es Fälle gibt, in denen dieses Ver- 
angen mit Recht zu stellen ist, bestreite aber die Forderung als allgemeingültig. 
®s. gibt sicherlich Wertveränderungen des Vermögens, die den Erfolg nicht be- 
ühren. Aber daß sie bilanzmäßig ausgedrückt werden müssen, ist mir weder durch 
Schmidts noch durch Aulers Ausführungen glaubhaft geworden. Auch das ist 
“icht erwiesen, daß z. B. Wertveränderungen der Umsatzgüter (von den Geldwert- 
reränderungen wollen wir hierbei absehen) von der Erfolgsrechnung auszuscheiden 
seien. Die von früheren Autoren versuchte Scheidung zwischen Betriebs- und Kon- 
junkturgewinn faßt nach meiner Meinung das Problem vielversprechender an. Übri- 
jens müssen die Anhänger der von Schmidt inaugurierten Auffassung immer 
wieder daran erinnert werden, daß sie durch Addition der Zeitwerte von nicht- 
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selbständigen RE nicht etwa une Wert Jen Vermögenseinheil 4 
erhalten. . 

Daß der Zuwachs a Wertes dör. Ans ÄUnEe nicht anstchüttbär‘ sei, wer N 
uns Leben. des Betriebs nicht bedroht werden solle, ist in vielen, keineswegs in 
allen Fällen richtig. - Aber die Ausschüttbarkeit ist: nicht Merkmal des Erfolgs 
begr iffes. Es gibt z.B. Betriebe, die bei zweifellos vorhandenem Gewinn nicht 
einen Pfennig ausschütten dürfen, weil beispielsweise die veränderten Konkurrenz. 
verhältnisse eine größere Betriebsgröße unerläßlich machen. 

_ Dies ganze Frage der Wiederbeschaffungspreistheorie ist in.der von Sc a Mi 
begonnenen und vom Verfasser weiter verfolgten Art wissenschaftlich nicht zu 
lösen. Wir müssen zunächst drei Dinge unterscheiden: Erfolgsrechnung, Vorkalku- 
lation und Nachkalkulation. Sie alle sind nicht unabhängig voneinander, aber sie 
stehen doch unter verschiedenen Bedingungen. Für die Vorkalkulation ist der Zeit- 
wert (das Wort „Wiederbeschaffungspreis‘“ ist durch Nachkriegserörterungen fest. 
gelegt als Preis der zukünftigen Beschaffung, und ist begrifflich auch dann. nich 
mit dem Zeitwert identisch, wenn der Zukunftspreis mit dem Zeitwerte gemess en 
wird) | und in gewissen Fällen auch der zukünftige Wiederbeschalfungspreis vor 
einem Teile der Theoretiker nicht nur anerkannt, sondern in seinen inneren Be- 
dingtheiten eingehender behandelt worden, als Schmidt es tut. Auch in den 
Praxis ist die Zeitwertkalkulation nicht so selten gewesen, wie man oft glaubf. Iı 
der Nachkalkulation, der kurz- und langfristigen Erfolgsrechnung, kann.man dei 
Zeitwert weder durch dick und dünn verteidigen, noch ihn durch dick und dünn z 
lehnen. Nur sorgfältige und nicht voreilige Untersuchungen können uns hier au 
den rechten Weg weisen. 

Wenn Auler die Selbstkostenrechnung bei veränderlichem Geldwert 
handeln wollte, so durfte er sich nicht in unkritischer Weise einer einseitige 
Auffassung ' hingeben. Er hätte die gesamten Möglichkeiten, mit denen man de 
Geldentwertung in der Selbstkostenrechnung Herr zu werden sucht, ‚gedenket 
müssen. Er hätte dann gesehen, daß man tatsächlich mit dem Zeitwerte in vielen 
Fällen sowohl in der Vor- als auch in der Nachkalkulation gut fährt, daß damit abe 
auch Mängel verknüpft sind, die den um die Geldentwertung korrigierten An- 
schaffungswerten nicht anhaften; auf diese Weise hätte das Bild vollständig und 
die Untersuchung exakt werden können, während jetzt der schale Eindruck ent 
steht, daß der Verfasser über ein in der nächsten Schublade vorgefundenes Rezept 
nicht hinauskonnte. Immerhin wird man gut tun, nicht nach diesem einen Eindrucl 
zu urteilen, sondern abzuwarten, was uns Auler in seiner nächsten Schrift zt 
sagen weiß. Sch. 
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| Abkürzungen: 

Abs. — Absatz. LFA. — Landesfinanzämter. 
Art. — Artikel. LFA. — Landesfinanzamt. 
Ausf.-Best. — Ausführungs-Bestimmungen. Nr. —= Nummer. 
Bd. — Band. RAO. == Reichsabgabenordnung. 
BGB. — Bürgerliches Gesetzbuch. RFH. = Reichsfinanzhof. 
EStG — Einkommensteuergesetz. RFM. — Reichsfinanzministerium. 
FA. — Finanzämter. RGBl. — Reichsgesetzblatt. 
FA. — Finanzamt. S. — Seite. 
FG. —= Finanzgericht. StNotV. == Steuernotverordnung. 
GO. — Gewerbeordnung. UStG. == Umsatzsteuergesetz. 
GmbHG. == Gesetz betr. die Gesellschaften vgl. = vergleiche. 

mit beschränkter Haftung. VermStG. = Vermögenssteuergesetz. 
HGB. — Handelsgesetzbuch. Z.1.Hw.F. = Zeitschrift für Handelswisser 
KStG. — Körperschaftssteuergesetz. schaftliche Forschung. 

Vorwort. 


Fast jede wirtschaftswissenschaftliche Untersuchung wird beeinflußt von de 
individualistischen oder universalistischen Auffassung, die der Verfasser von de) 
Gesellschaft hat. Der Individualist ordnet das Gesamtinteresse dem des einzelner 
unter. Dem Universalisten geht die Erhaltung des Ganzen über das Wohl und die 
Freiheit des einzelnen. Beide Auffassungen lassen sich verteidigen, und doch wirt 
es selten gelingen, den Andersdenkenden zu bekehren. Die Einstellung des ein. 
zelnen hängt von seiner Weltanschauung ab. Der Verfasser vertritt in seiner Arbeit 
bewußt den Universalismus. Er ist überzeugt, daß die Erhaltung des Ganzen dem 
Wohle des einzelnen vorzugehen hat, da er in der Gemeinschaft den Organismus 
sieht, ohne den die einzelne Zelle nicht leben kann. Weiter entspringt seine Ein- 
stellung einer gewissen Reaktion gegen die überwiegend individualistische Betrach- 
tungsweise in der Steuerliteratur. (Diese Betrachtungsweise schließt natürlich nicht 
aus, daß das Interesse der einzelnen Steuerpflichtigen recht häufig mit dem gefällig 
kleidenden Mäntelchen des „Gesamtwohls‘“ verdeckt wird.) 

Der Verfasser bittet, seine universalistische Auffassung hinzunehmen und bei 
der Kritik der Arbeit zu berücksichtigen. 

Zur Kennzeichnung unseres Problems aus dem Gesamtgebiete deı 
Finanz-, Rechts- und Betriebswirtschaftswissenschaften wollen wir das durch 
Steuergesetze entstandene Verhältnis zwischen der Gemeinschaft — dem Reiche — 
und dem Individuum — dem Steuerpflichtigen — als eine Art stille Gesellschaft 
betrachten. Dem Individuum wird der „Gesellschaftsvertrag“ aufgezwungen. Die 
Höhe der Beteiligungsquote des stillen Gesellschafters regeln die Steuergesetze. Der 
stille Gesellschafter hat das Recht und die Pflicht, für den ungeschmälerten Eingang 
seiner Beteiligungsquote Sorge zu tragen. Demgegenüber versucht der einzelne, die 
Leistungen an seinen stillen Gesellschafter zu beschneiden. Hiergegen muß das 
Reich mit allen Mitteln kämpfen. | 

Die „Steuerersparungsmethoden“ können rechtlich erlaubt sein. Die Steuer- 
gesetze — der Vertrag zwischen dem stillen Gesellschafter und dem einzelnen — 
enthalten manche Lücken und lassen den Auslegungskünsten weiten Spielraum 
Wenn der stille Gesellschafter ein aufmerksamer Leser der Steuerliteratur ist, wir 
er leicht die Lücken erkennen und die im Gesamtinteresse liegenden Abänderunge 
bei der nächsten Neuberatung des „Vertrages‘‘ durchzudrücken versuchen müssen 

Schwierig ist jedoch der Kampf gegen die unerlaubten Steuerersparungsmeth 
den. Hierzu sind weitgehende Straf- und Kontrollmittel erforderlich. Der Reichs- 
finanzverwaltung steht eine Reihe von Strafmitteln zur Verfügung. Sie sind aber 
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yraktisch von geringerer Bedeutung als man allgemein annimmt. Die wichtigsten Kon- 
rollmittel der Reichsfinanzverwaltung sind der Steueraußendienst und der Buch- 
yrüfungsdienst. Dem Steueraußendienst fällt die Aufgabe zu, „das Wirtschaftsleben 
ınd den Verkehr unter dem Gesichtspunkte des steuerlichen Interesses zu beob- 
ıchten und Wahrnehmungen auf diesem Gebiete zur Kenntnis der Steuerbehörden 
‚a bringen“). Der Steueraußendienst hat bereits fruchtbringende Arbeit geleistet. 
ör bedarf jedoch einer weiteren Ausgestaltung. Das weitere Kontrollmittel der 
teichsfinanzverwaltung ist der Buchprüfungsdienst. Dieser soll unter folgenden Ge- 
sichtspunkten Gegenstand unserer Erörterungen sein: 
1. Der Buchprüfungsdienst ist ein Mittel, die Einnahmen zu sichern, die dem 

Xeiche auf Grund der Steuergesetze zustehen; 

. die Wünsche des einzelnen müssen bei den Maßnahmen zur Durchführung des 
3uchprüfungsdienstes dem Interesse des Reiches untergeordnet werden. 
- „2. Die Buchprüfung muß so erfolgen, daß der Steuerpflichtige in seiner produk- 
iven Tätigkeit möglichst wenig gehemmt wird. 


A. Der Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung. 


I. Begriff und Aufgaben des Buchprüfungsdienstes. 


Den Buchprüfungsdienst wollen wir bei der Begriffsbestimmung zunächst nicht 
ıls eine Einrichtung, sondern als Tätigkeit auffassen. 

| Die Finanzverwaltung hat darauf verzichtet, eine Definition des Wortes „Buch- 
Iprüfungsdienst“ zu geben. In der Denkschrift über die Einrichtung und Ausgestal- 
ung des Buch- und Betriebsprüfungsdienstes der Reichsfinanzverwaltung?) ist nur 
lie Rede von Gründen, die einen Buchprüfungsdienst notwendig machen, und von 
len Maßnahmen, die zur Durchführung des Buchprüfungsdienstes getroffen werden 
sollen. 

Dr. Edwin Knof ist in seiner Arbeit: „Die steuerliche Revision der Unter- 
aehmungen des Handels und der Industrie‘ unseres Wissens der erste und einzige, 
ler den Begriff des Buchprüfungsdienstes zu umreißen versucht. (Knof spricht zwar 
ron „steuerrevision“. Ihm konnte zur Zeit des Entstehens seiner Arbeit der Ter- 
minus „Buchprüfungsdienst‘“ noch nicht bekannt sein. Er verfolgt aber mit seiner 
‚steuerrevision‘“ das gleiche Ziel, das sich der Buchprüfungsdienst gesetzt hat.) 
Knof sagt Seite 9 der erwähnten Arbeit: „Unter Steuerrevision verstehen wir die 
sachverständige und planmäßige Kritik ausgeführter buchhalterischer Arbeitshand- 
jungen im Sinne einer Arbeitswiederholung, die sich zu erstrecken hat auf das 
QDuellenmaterial und die Wirtschafts- und Rechtsvorgänge, die zu den buchhalte- 
sischen Arbeitshandlungen geführt haben, soweit durch die buchhalterischen Ar- 
beitshandlungen das steuerpflichtige Einkommen und Vermögen oder die Be- 
messungsgrundlagen, die durch Steuergesetze zum Maßstab oder Anlaß der Besteue- 
rung gemacht werden, beeinflußt werden können.‘ Diese Definition erscheint uns 
etwas langatmig. 

Wir glauben durch folgende Definition der Zweckbestimmung in kürzerer, all- 
gemeinerer Form gerecht zu werden: 
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2) Die Denkschrift befindet sich im zweiten Nachtrag zum Haushalt des Reichsfinanzmini- 
steriums für das Rechnungsjahr 1921. In späteren amtlichen Unterlagen ist nicht mehr von 
einem Buch- und Betriebsprüfungsdienst, sondern nur noch von einem Buchprüfungsdienst 
die Rede. Das Wort „Betrieb“ scheint zur Verkürzung des Terminus fortgefallen zu sein, 
Eine andere Begründung war nicht in Erfahrung zu bringen. 


1) Erlaß des Reichsministers der Finanzen 
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„Der Buchprüfungsdienst ist diejenige Tätigkeit, die durch 
Prüfung der Bücher und Buchungsgrundlagen die Steuer- 
ansprüche des Reiches bei den buchführungspflichtigen Per- 
sonen sichern will.“ 

Unter Buchprüfungsdienst im weiteren Sinne verstehen wir diejenige Ein- 
richtung des Reiches, die sich mit der dargelegten Tätigkeit befaßt. 

Die Hauptaufgabe des Buchprüfungsdienstes ist eine detektive. Durch Prü- 
fung der Bücher und Buchungsgrundlagen sollen Steuerzuwiderhandlungen auf- 
gedeckt werden. Zur Erklärung sei folgendes gesagt: Die innere Natur unserer 
heutigen Steuern verlangt im weitesten Umfange die Mitwirkung der Zensiten in 
Steuersachen. Die sich hieraus ergebenden Pflichten sind in den Steuergesetzen, 
besonders in der RAO., geregelt. Durch schuldhafte oder entschuldbare Ver- 
letzungen dieser Pflichten können sich für den Steuerpflichtigen Vorteile auf Kosten 
des Reiches ergeben. Diese Verletzungen sind: Steuerhinterziehungen, Versuche zu 
Steuerhinterziehungen, Steuerhehlerei, Steuergefährdungen, Ordnungsdelikte und 
Steuerumgehungen. 

Die Steuerhinterziehung ist die vorsätzliche (Wissen und Wollen der 
Tat) Bewirkung von nicht gerechtfertigten Steuervorteilen, durch die Steuer-° 
einnahmen verkürzt werden. | 

Der Versuch zur Steuerhinterziehung wird rechtlich wie die Steuer- 
hinterziehung (Erfolgsdelikt) behandelt. 

Steuerhehlerei liegt vor, wenn jemand seines Vorteils wegen Gegenstände 
anschafft oder absetzt, von denen er weiß oder wissen muß, daß Steuern für sie” 
hinterzogen sind. 

Die Steuergefährdung ist die fahrlässige Bewirkung von nicht ge- 
rechtfertigten Steuervorteilen, durch die Steuereinnahmen verkürzt werden. ni 

Steuerordnungsdelikte entstehen durch Nichtbefolgung der durch die 
Steuergesetze bestimmten Anordnungen. Die Erstrebung oder Erreichung eines. 
Steuervorteils ist hierfür grundsätzlich bedeutungslos. 

Die Steuerumgehung besteht im Mißbrauch von Formen und Gestaltungs- 
möglichkeiten des bürgerlichen Rechts, der geeignet ist, Steuervorteile zu erlangen. 

Die aufgezählten Steuerzuwiderhandlungen sind, mit Ausnahme der Steuer 
umgehung, strafbar, sofern nicht eine unverschuldete Gesetzesunkenntnis vorliegt. 
Die Steuerumgehung ist nur dann strafbar, wenn die Verkürzung der Steuerein-" 
nahmen oder die Gewährung ungerechtfertigter Steuervorteile dadurch bewirkt, 
wird, daß der Täter vorsätzlich oder fahrlässig Pflichten verletzt, die ihm im Inter-" 
esse der Ermittlung einer Steuerpflicht obliegen. 

Die Aufgabe des Buchprüfungsdienstes ist es nun, die besprochenen Steuer- 
zuwiderhandlungen aufzudecken, die verkürzten bzw. gefährdeten Steuerbeträge” 
festzustellen und so das Reich vor dem Verluste der ihm gebührenden Einnahmen 
zu bewahren. 

Wenn außerdem der Delinquent der verdienten Strafe zugeführt werden kann, 
so muß dies als willkommene Nebenaufgabe des Buchprüfungsdienstes bewertet 
werden, die ebenfalls dem Ziele „Sicherung der Steuereinkünfte‘“ dient. j 

Ebenso wichtig wie diese detektive, ist die präventive Aufgabe des Buch- 
prüfungsdienstes. Schon das Bewußtsein, daß durch Buchprüfungen Steuerzuwider- 
handlungen aufgedeckt werden können, kann verhindern, daß Steuerzuwiderhand- 
lungen vorgenommen werden. Durch dieses Bewußtsein wird der unehrliche und 
pflichtvergessene Zensit zur Ehrlichkeit und zum Pflichtgefühl erzogen und dem 
von Natur aus ehrlichen Steuerzahler, ‚der sich nur deshalb entschließt, die De- 
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fraudation mitzumachen, weil alle betrügen‘ 1), die Veranlassung zur Unehrlichkeit 
genommen. Ebenso wird sich die Steuerfreudigkeit jener Kreise, bei denen die 
Steuererfassung unmittelbar an der „Quelle“ erfolgt, heben, wenn diese sehen, daß 
auch bei den mit sonstigen Vorteilen versehenen, buchführenden Zensiten die 
Steuerfassung an die Quelle verlegt wird. 

Die dritte Aufgabe besteht in der unparteiischen, sachverständigen Beratung 
der Steuerpflichtigen, die bei unseren komplizierten Steuergesetzen oft notwendig 
ist. Diese Beratung wird manchmal die Steuereinkünfte verkürzen, sie entspricht 
aber nicht nur der gesetzlichen Vorschrift, die Angaben der Steuerpflichtigen auch 
zugunsten der Steuerpflichtigen zu prüfen, sondern hebt auch das Zutrauen zum 
Buchprüfungsdienst, das für ein erfolgreiches Wirken von nicht geringer Be- 
deutung ist. | 

Die vierte Aufgabe des Buchprüfungsdienstes (im weiteren Sinne) befaßt sich 
mit der Ausbildung der Steuerveranlagungsbeamten und Buchprüfer in der 
Buchführung, Abschlußtechnik, Beurteilung von Bilanzen und der steuerlichen Re- 
visionstechnik und weiter mit der Belehrung der Steuerpflichtigen über die be- 
stehenden steuergesetzlichen Buchführungsvorschriften. Soweit diese später noch 
zu begründende Ausbildungsarbeit der Finanzverwaltung zufällt, hat sie zweckmäßig 
durch den Buchprüfungsdienst zu geschehen, da dieser innerhalb der Finanzverwal- 
tung allein über die notwendigen Sachkenner verfügt. 

Die letzte Aufgabe des Buchprüfungsdienstes (im weiteren Sinne) besteht in 
der „Steuerforschung‘“. (Verwendung der beim Buchprüfungsdienst gewonne- 
nen Erfahrungen zur Ausarbeitung von Richtlinien für eine wirksamere Steuer- 
veranlagung, Revisionstätigkeit und Steuergesetzgebung.) 

Wie alle diese Aufgaben durchgeführt werden bzw. durchgeführt werden 
können, soll Gegenstand der weiteren Erörterungen sein. 


II. Die rechtlichen Grundlagen des Buchprüfungsdienstes. 


Inhalt des Abschnittes. 
1. Die Buchführungspflicht. 
a) Die buchführungspflichtigen Personen. 
b) Die einzelnen Buchführungsvorschriften. 
c) Die Folgen der Zuwiderhandlung gegen die Buchführungsvorschriften. 
d) Die Kritik der Buchführungsvorschriften. 
2. Das Buchprüfungsrecht. 
a) Die Zulässigkeit der Buchprüfung bei der in Anspruch genommenen Person, 
a) in eigenen Steuerangelegenheiten, 
aa) im Steuerermittlungs- und Festsetzungsverfahren, 
bb) im Rechtsmittel- und Beitreibungsverfahren, 
cc) im Steueraufsichtswege, 
ß) in fremden Steuerangelegenheiten. 
b) Die prüfungsberechtigten Personen. 
c) Ort und Zeit der Prüfung. 
d) Die Mithilfe der Steuerpflichtigen bei der Prüfung. 
e) Die zwangsweise Durchführung der Buchprüfung. 
f) Die Bestimmungen zum Schutze der Steuerpflichtigen. 
a) Die einzelnen Schutzvorschriften. 
ß) Der Rechtsmittelweg bei Verletzung der Schutzvorschriften. 
g) Die Erstattung der Kosten einer Buchprüfung. 
h) Kritik des Buchprüfungsrechtes. 
a) Vereinheitlichung und Erleichterung der Prüfungsbefugnis. 
ß) Verbesserung der Bestimmungen zum Schutze der Steuerpflichtigen. 
y) Erschließung von Einnahmequellen für den Buchprüfungsdienst. 


1) Schmalenbach, Die große Vermögensabgabe (Z. f. Hw. F. 1918, 5. 365). 
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1. Die Buchführungspflicht. 
Zum Verständnis des Buchprüfungsdienstes ist die Untersuchung notwendig 
wer nach Steuergesetzen Bücher zu führen hat, wie diese Bücher zu führen sin« 
und welche Folgen sich aus der Zuwiderhandlung gegen die Büchführungsvor 
schriften ergeben. An diese Betrachtung soll sich eine Kritik über die gesetzlicher 
Vorschriften anschließen. Auf einer Schilderung früherer Verhältnisse wird ver 
zichtet, um die Übersichtlichkeit der an sich schon komplizierten Materie nicht zı 
gefährden. 
a) Die buchführungspflichtigen Personen. 


Die RAO. weist im $ 162 die Bestimmung über die buchführungspflichtiger 
Personen den einzelnen Steuergesetzen zu und sagt im $ 163 weiter, daß auch fü 
diejenigen Personen, die nach anderen Gesetzen Bücher zu führen haben, diese 
Verpflichtung eine steuergesetzliche sei. Demnach sind nach der RAO. zur Buch: 
führung oder zu Aufzeichnungen verpflichtet: | 

1. Ohne Ausnahme die Vollkaufleute, d. h. praktisch diejenigen Kaufleute un 
Gesellschaften, die in das Handelsregister eingetragen sind (8 6, 8 38ff. HGB. und 
$ 13 Abs. 3, $ 42 GmbH@G.). Den Vollkaufleuten sind gleichgestellt die eingetragener 
Genossenschaften ($ 17 des Gesetzes betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts 
genossenschaften) und die eingetragenen Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 
($ 16 des Gesetzes über die privaten Versicherungsunternehmungen); | 

2. ohne Ausnahme alle Minderkaufleute, d. h. diejenigen ‘Personen, die ein 
Gewerbe nach $1 Abs. 2 Ziff. 1-9 HGB. betreiben, aber nicht in das nz 
register eingetragen sind, auf Grund von $ 31 UStG.; 

3. alle übrigen selbständigen Gewerbetreibenden "ebenfalls auf Grund 831 os 
Ausgenommen sind die landwirtschaftlichen Betriebe, bei denen die nn 


der in einem Kalenderjahr vereinnahmten Entgelte nicht mehr als „46 120 000.— 1 
betragen. (Diese Ausnahme gilt nur bis Ende 1924 gemäß Ausf.-Best. zum 
UStG, 891); | 
4. von den nicht gewerbetreibenden Personen: 
a) diejenigen, die einen selbständigen Beruf im Inlande ausüben ($ 31 UStG. 
b) diejenigen, die verpflichtet sind, über eine mit Einnahmen und Ausgaben 
verbundene Verwaltung Rechenschaft abzulegen ($ 259 BGB.). 
Obgleich eine Reihe von Bestimmungen, die einzelnen Personen eine Ver: 
pflichtung zur Buchführung oder zu Aufzeichnungen auferlegen, noch nicht erwähn! 
ist, zeigen schon diese wenigen Vorschriften, daß praktisch zumindest jeder Ge 
werbetreibende buchführungs- oder aufzeichnungspflichtig ist. Allerdings ist, wie 
wir im nächsten Abschnitte sehen werden, der Umfang der Buchführungs- ode 
Aufzeichnungspflicht für den einzelnen Steuerpflichtigen verschieden geregelt. 


| b) Die einzelnen Buchführungsvorschriften. 


Alle zur Buchführung oder Aufzeichnung verpflichteten Personen sind an die 
Beachtung folgender in der RAO. kodifizierten Vorschriften gebunden: 


$ 162 Ziff. 2—8. | 

„Die Eintragungen in die Bücher sollen fortlaufend, vollständig und richtig bewirk 
werden. Der Steuerpflichtige soll sich einer lebenden Sprache und der Schriftzeichen eine 
solchen bedienen. 
Geschäftsbücher sollen keine Konten enthalten, die auf einen falschen oder erdichtete 
Namen lauten. | 
Die Bücher sollen, soweit es geschäftsüblich ist, gebunden und Blatt für Blatt ode 
Seite für Seite mit fortlaufenden Zahlen versehen werden. 


1) Die Umstellung auf Goldmark ist noch nicht erfolgt. 
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An Stellen, die der Regel nach zu beschreiben sınd, sollen keine leeren Zwischenräume 
gelassen werden. Der ursprüngliche Inhalt einer Eintragung soll nicht mittels Durchstreichens 
oder auf andere Weise unleserlich gemacht, es soll nicht radiert, auch sollen solche Verände- 
rungen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es ungewiß läßt, ob sie bei der 
‚ursprünglichen Eintragung oder erst später vorgenommen sınd. 

In Bücher soll, wo dies geschäftsüblich ist, mit Tinte eingetragen werden. Trägı der 
"Steuerpflichtige nach vorläufigen Aufzeichnungen ein, so soll er diese aufbewahren. Belege 
sollen mit Nummern versehen und gleichfalls aufbewahrt werden. 

Kasseneinnahmen und -ausgaben sollen im geschäftlichen Verkehre mindestens täglich 
aufgezeichnet werden. 

Die Bücher, Aufzeichnungen und, soweit sie für die Besteuerung von Bedeutung sind, 
‚auch die Geschäftspapiere, sollen zehn Jahre aufbewahrt werden; die Frist läuft vom Schluß 
des Kalenderjahrs an, in dem die letzte Eintragung in die Bücher und Aufzeichnungen ge- 
macht ist oder die Geschäftspapiere entstanden sind.“ 


$165 Abs.1 Satz. 
„Niemand darf auf einen falschen oder erdichteten Namen für sich oder einen anderen 
“ein Konto errichten oder Buchungen vornehmen lassen.“ 

Diese allgemeinen Bestimmungen ergänzen die speziellen Buchführungsvor- 
schriften anderer Gesetze, die sämtlich durch $ 163 RAO. ‚auch im Interesse der 
Besteuerung zu erfüllen sind“. Die Kenntnis aller dieser Vorschriften ist zur 
| “Vornahme von Buchprüfungen nicht erforderlich. 

Es genügt: 

1. Die Beherrschung der Eu run eswopschriten! die von allgemeiner Be- 
deutung sind. 

2. Die bloße Kenntnis derjenigen Gesetzesstellen, in denen Buchführungsvor- 
schriften für spezielle Gewerbebetriebe, Berufe und Steuern zu finden sind. 

Unter diesem Gesichtspunkte sind die nachfolgend angegebenen Gesetzesstellen 
geordnet: 

Zu 1. HGB. 8$ 38—44 und $ 261, GmbHG. $ 42. (Da der Text allgemein 
bekannt ist, verzichten wir auf seine Wiedergabe.) 

UStG. $ 31. 

„Die Steuerpflichtigen sind verpflichtet, zur Feststellung der Entgelte Aufzeichnungen 

zu machen. Der Reichsrat trifft hierüber nähere Bestimmungen.“ 
Ausf.-Best zum UStG. $ 89. 

„Der Aufzeichnungspflicht ist genügt, wenn 

1. sämtliche Entgelte, die der Steuerpflichtige für seine Leistungen erhält, erforderlichen- 
falls getrennt nach den für die Besteuerung in Betracht kommenden verschiedenen Steuer- 
sätzen, fortlaufend in ein Buch eingetragen werden; 

2. am Schlusse jedes Kalenderjahrs der Gesamtbetrag der vereinnahmten Entgelte ohne 
Rücksicht auf ihre Verwendung (zu Anschaffungen usw.) ermittelt wird und 

3. weder bei der Eintragung der einzelnen Entgelte noch bei der Zusammenzählung am 
Schlusse des Kalenderjahres die geschäftlichen oder häuslichen Ausgaben vorher abgezogen 
werden. Pflegt der Steuerpflichtige vor der Ermittlung des Betrages der vereinnahmten Ent- 
gelte aus der Kasse Beträge zur Bestreitung von Ausgaben zu entnehmen, so hat er über 
diese Ausgaben Aufzeichnungen zu führen, die ihm und dem nachprüfenden Finanzamt die Er- 
mittlung der vereinnahmten Entgelte ohne Abzug der Ausgaben gestatten. Ebenso müssen 
die aus den Einnahmen bestrittenen geschäftlichen Ausgaben durch Einkaufsbücher usw. 
nachgewiesen werden. 

Die Eintragungen haben sich auch auf den Eigenverbrauch vorbehaltlich der in den 
&8 90 und 91 vorgesehenen Ausnahmen (vgl. unten) zu erstrecken.“ 

Zu 2. Die Angabe der Gesetzesstellen1) erfolgt in alphabetischer Ordnung: 

(Auktionatoren (Preußischer Ministerialerlaß vom 10. Juli 1902 auf Grund 
838 G0.). 

Auskunfteien (Preußischer Ministerialerlaß vom 28. November 1901 und 4. De- 
zember 1906 auf Grund $ 88 GO.). 


!) Hauptsächlich von Mrozek entlehnt (Kommentar zur RA®., Bd. 2, S. 555ft.). 
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Banken (Gesetz, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung 
fremder Wertpapiere [Depotgesetz] $ 1 Nr. 2). 

Handelsmäkler ($ 100 HGB.). 

Immobilienmakler (Preußischer Ministerialerlaß vom 29. November 1907 und 
23. Februar 1911 auf Grund $ 38 GO.). 

Landwirtschaftliche Betriebe (Ausf.-Best. zum UStG. 890 und $ 91). 

Notare (Ausf.-Best. zum UStG. 8109 und $ 110). 

Patentanwälte (Ausf.-Best. zum UStG. $ 112). 

Privatpersonen (8 164 RAO.). 

Rechtsanwälte (Ausf.-Best. zum UStG. 8107 und $ 108). 

Rechtskonsulenten (Preußischer Ministerialerlaß vom 28. November 1901 und 
4. Dezember 1906 auf Grund 8 38 GO.). 

Stellenvermittlungsinstitute (Preußischer Ministerialerlaß vom 16. August 1910 
auf Grund des Stellenvermittlungsgesetzes vom 2. Juni 1910). | 

Biersteuergesetz $ 33. 

Branntweinmonopolgesetz $ 128. 

Leuchtmittelsteuergesetz $ 7. 

Luxussteuer (Ausf.-Best. zum UStG. $$ 94—105). 

Mineralwassersteuergesetz $ 8. 

Rennwettgesetz $ 4. 

Schaumweinsteuergesetz $ 9. 

Tabaksteuergesetz $ 32. 

Weinsteuergesetz $ 20. 

Zigarettensteuergesetz $ 11. 

Zuckersteuergesetz $ 31. 

Zündwarensteuergesetz $ 15. 

Außerdem geben verschiedene Steuergesetze noch Richtlinien für die Be- 
wertung von Bilanzposten. Diese sind aber nur für die Besteuerung maßgebend. 
Sie werden zweckmäßig im Abschnitte über „die Technik der steuerlichen Buch- 
prüfung‘ behandelt. 


c) Die Folgen der Zuwiderhandlung gegen die Buchführungs- 
vorschriften. 

Die Verletzung der im vorigen Abschnitte aufgezählten Buchführungsvorschrif- - 

ten kann zu nachstehenden Folgen führen: 

1. Der Zuwiderhandelnde verliert das Vorrecht aus RAO. 8 208 Abs.1 Satz1: 

„Bücher und Aufzeichnungen, die den Vorschriften der 88162, 163 entsprechen, haben 


die Vermutung ordnungsmäßiger Führung für sich und sind, wenn nach den Umständen des 
Falles kein Anlaß ist, ihre sachliche Richtigkeit zu beanstanden, der Besteuerung zugrunde 


zu legen.‘ 
Beanstandungen müssen in den „Umständen des Falles“ (z.B. durch eine 


Prüfung) begründet sein. Vermutungen beispielsweise genügen nicht. 

2. Der Zuwiderhandelnde unterliegt der Schätzung auf Grund von RAO. 
8 210 Abs. 2: 

„Zu schätzen ist insbesondere dann, wenn der Steuerpflichtige... Bücher oder Auf- 
zeichnungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen hat, nıcht vorlegen kann.‘ 

Durch die Schätzung verliert der Steuerpflichtige die ordentlichen Rechtsmittel 
(Berufungs- und Anfechtungsverfahren). Ihm ist nur noch das Beschwerdeverfahren 
vor dem LFA. gegeben, das endgültig entscheidet. Diese Beschränkung gilt aller- 
dings nur in bezug auf die Höhe der Schätzung. Für die Entscheidung anderer 
Fragen bleiben dem Steuerpflichtigen die ordentlichen Rechtsmittel. 
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3. Der Zuwiderhandelnde setzt sich der Gefahr der Bestrafung aus. 

a) Ordnungsstrafe nach RAO. 8877 Abs.1: 

„Wer den im Interesse der Steuerermittlung oder Steueraufsicht erlassenen Vorschriften 
der Steuergesetze... zuwiderhandelt, wird mit einer Ordnungsstrafe bis zu 100000 Markt) 
bestraft, Dies gilt nicht für Sollvorschriften.“ 

Da die meisten Buchführungsvorschriften Sollvorschriften sind, kann diese Be- 
stimmung keine großen Wirkungen zeitigen. 

b) Kriminelle Strafen: 

RAO. $ 371. 

Wer dem $ 165 Abs.1 (Errichtung von falschen Konten) zuwiderhandelt, wird mit einer 
Geldstrafe bis zu 20000 Mark!) bestraft. 

Wird die Absicht der Steuerhinterziehung festgestellt, so kann auf Geldstrafe bis zu 
100000 Mark!) und ganz oder teilweise auf Einziehung der Vermögenswerte erkannt werden, 
‚auf die sich die Steuerzuwiderhandlung bezieht. 

Verletzungen der Buchführungsvorschriften können auch allgemein Unterlagen 
für eine Bestrafung wegen Steuerhinterziehung (RAO. $ 359) oder Steuergefähr- 
dung (RAO. $ 367) liefern. 

c) Berufs- und Betriebsuntersagung auf Grund RAO. 8 366 Abs. 1: 

„Wenn jemand in der Absicht der Steuerhinterziehung in seinem Betriebe oder Berufe 
Bücher oder Aufzeichnungen unrichtig führt, unrichtige Geschäftsabschlüsse vorlegt oder ähn- 
liche arglistige Mittel anwendet, kann ihm das Landesfinanzamt, wenn er deshalb wegen 
Steuerhinterziehung bestraft ist und diese Tatsachen in den Straferkenntnissen festgestelli 
‚sind, nach Rechtskraft des zweiten oder eines späteren Straferkenntnisses auf Zeit und Dauer 
untersagen, seinen Betrieb oder seinen Beruf fortzusetzen oder durch andere zu seinem Vor- 
‚teil fortsetzen zu lassen.“ 

Diese Bestimmung wird wegen ihrer vielen Bedingungen erst in späteren 
‘Zeiten eine größere Bedeutung erlangen können. 


d) Kritik der Buchführungsvorschriften. 


Eine eingehende Kritik der Buchführungsvorschriften würde Fragen aufrollen, 
‚deren Behandlung weit über den Rahmen dieser Arbeit hinausgeht. Wir müssen 
"uns daher auf Grundsätzliches beschränken. 

Wir haben gesehen, daß praktisch jeder Gewerbetreibende zur Buchführung 
verpflichtet ist. Diese Tatsache hat nicht nur für die erstrebte restlose Erfassung 
‚der Steuer eine große Bedeutung, sondern dient auch dem Ziele, eine sparsame 
‚und rationelle Wirtschaftsführung zu erreichen. Beide Ziele liegen ohne Zweifel 
‘im Interesse der Allgemeinheit. Man wird daher den Zwang zur Buchführung nur 
‚fördern, aber nicht einschränken dürfen. Bei der praktischen Durchführung ergibt 
‘sich aber eine große Schwierigkeit, die darin begründet liegt, daß die Buchführungs- 
vorschriften der Natur der einzelnen Betriebe angepaßt sein müssen. Zwei ent- 
\gegengesetzte Wege scheinen zur Überwindung dieser Schwierigkeit gangbar: 

1. Man schafft genaue Buchführungsvorschriften, die für die einzelnen Betriebe 
passen: Dieses Bestreben wird aber durch die Vielgestaltigkeit des Wirtschafts- 
lebens und der Ansichten über Buchführung (Vermögensrechnung, Erfolgsrech- 
nung usw.) zum Scheitern verurteilt sein. 

2. Man gibt nur Rahmenbestimmungen (z. B. nach den Grundsätzen ordnungs- 
mäßiger Buchführung) und überläßt es der Buchhaltungs- und Betriebslehre und 
den Fachverbänden, nähere Anweisungen zu geben: Dieses Verfahren wird aber 
leicht zu einem weitgehenden Auslegungsunfug zugunsten der Steuerpflichtigen 
führen. 

Die Gesetzgebung hat versucht, einen ee einzuschlagen. Diesem Ver- 


1) Die Umstellung auf Goldmark ist noch nıcht erfolgt. 


i 


] 
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such muß man grundsätzlich zustimmen. Damit aber der eingeschlagene Weg zum 
Ziele führen kann, erscheint uns dreierlei hauptsächlich erforderlich: 

1. Eine klare gesetzliche Herausarbeitung des Unterschiedes zwischen Ver: 
mögens- und Erfolgsrechnung und ihre Zugrundelegung für die einzelnen Steuer- 
gesetze: Beide Rechnungen lassen sich nicht, wie man bisher in der Gesetz- 
gebung versucht hat, vereinigen. Im Interesse der Kontinuität in der Buchführung 
wird man sich bei der Aufstellung von Buchführungsvorschriften endgültig für 
eine der beiden, und zwar der wichtigeren Rechnungsart entscheiden müssen. Die 
wichtigere von beiden ist unserer Ansicht sowohl für die Steuererfassung als auch 
für die Gemeinschaft die Erfolgsrechnung. Daneben wird man auch Vorschriften 
für eine von der Erfolgsrechnung zu trennende Vermögensrechnung erlassen 
müssen. . 

2. Die Umwandlung der Sollvorschriften in Mußvorschriften: Hierdurch allein 
kann den Buchführungsvorschriften die im Steuerinteresse notwendige Geltung 
verschafft werden. Vor einer schematisierenden, das Wirtschaftsleben beengender 
Auslegung bleiben die Vorschriften auch als Mußvorschriften durch ihre Fassung 
bewahrt. $ 

3. Eine gesetzliche Regelung der Belehrung der Steuerpflichtigen über di 
praktische Durchführung der Buchführungsvorschriften: Diese Notwendigkeit hatt 
man bereits klar erkannt, als im Jahre 1918 mit der Einführung der Umsatzsteue 
den Steuerpflichtigen ein Buchführungszwang auferlegt werden sollte. Der $ 27 
der alten Ausf.-Best. zum UStG. enthielt folgende Vorschrift: 

„Die Landeszentralbehörden werden Bestimmungen darüber erlassen, in welcher Weis: 
unter den Steuerpflichtigen durch öffentliche Bekanntmachungen, belehrende Vorträge, Eu 


wirkung seitens der Berufsverbände und Interessenvertretungen, Unterrichtserteilung in de 
öffentlichen Schulen und den Fortbildungsschulen auf eine gute Buchführung einzuwirken ist 


Zur praktischen Durchführung dieser Bestimmung ist es nicht gekommen 
Sollten die oben vorgeschlagenen Verschärfungen der Buchführungsvorschriften Ge 
seız werden, dann wird man sich auf diese Bestimmung besinnen und sie groß 
zügig durchführen müssen. 
2. Das Buchprüfungsrecht!). | 
a) Die Zulässigkeit der Buchprüfung bei der in Anspruch ge 

nommenen Person 
a) in eigenen Steuerangelegenheiten; 
aa) im Steuerermittlungs- und Festsetzungsverfahren. | 

Für das Ermittlungs- und Festsetzungsverfahren (amtliche Ermittlung der Ve 

hältnisse, die für die Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer wesentlich sind 


gelten folgende Paragraphen: 


RAO. 8173 Abs. 2. 
„Der Steuerpflichtige hat Aufzeichnungen, Bücher und Geschäftspapiere sowie Urkundet 
die für die Festsetzung von Bedeutung sind, auf Verlangen ($ 207) zur Einsicht und Prüfun 
vorzulegen.“ 
RAO. $ 207 Abs.1. 
„Das Finanzamt soll die Vorlegung ae Büchern und Geschäftspapieren in der Reg 
erst verlangen, wenn die Auskunft des Steuerpflichtigen nicht genügt oder Bedenken gege 
ihre Richtigkeit vorliegen.“ 


Ein bedingungsloses Buchprüfungsrecht ist den Finanzbehörden im Steue 
ermittlungsverfahren also nicht gegeben. Die Voraussetzungen sind: 

1. Die zu prüfenden Bücher müssen für die Festsetzung der Steuer von B& 
deutung sein: Diese Voraussetzung ist wohl allgemein gegeben. | 


1) Im Interesse der Übersichtlichkeit wird in diesem Abschnitte ebenfalls auf die Be 
sprechung früherer Verhältnisse verzichtet. 
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2. Vor Inangriffnahme einer Buchprüfung muß der Steuerpflichtige zu einer 
Auskunft über strittige Fragen aufgefordert worden sein. Weiter muß die erteilte 
‚Auskunft ungenügend sein: Diese „Regel“ gilt wohl dann nicht, wenn Gefahr im 
Verzuge ist (z. B. Verdunklungsgefahr). 

3. Genügt die Auskunft (z. B. ihrem Umfange nach), dann müssen Bedenken 
‚gegen ihre Richtigkeit vorliegen: Ein solches Bedenken kann z.B. die Tatsache 
sein, daß der Steuerpflichtige einen Aufwand treibt, der dem deklarierten Ein- 
kommen nicht entspricht, oder daß ein gleichgearteter Betrieb ein wesentlich 
‚höheres Einkommen deklariert. 
| 


| bb) Im Rechtsmittel- und Beitreibungsverfahren. 


Für das Rechtsmittel- und Beitreibungsverfahren findet das Buchprüfungsrecht 
‚des Ermittlungs- und Festsetzungsverfahrens auf Grund des $ 229 bzw. 8 298 An- 
‚wendung. 
RAO. 8229 Satz 1. 


| 
| 
| „Die Rechtsmittelbehörden haben die Befugnisse, die den Finanzämtern im Besteue- 
rungsverfahren gegeben sind.“ 

RAO. 8229 Abs.1. 

„Wird die Geldleistung, die nach den Steuergesetzen geschuldet wird, nicht bezahlt, so 
‘kann das Finanzamt die Vermögens- und Einkommenverhältnisse des Pflichtigen ermitteln. 
‚Es hat dabei die gleichen Rechte, die ihm beim Steuerermittlungsverlahren zustehen. Ist die 
‚Erhebung einer anderen Stelle übertragen, so steht diese Befugnis gleichwohl ausschließlich 
dem Finanzamt zu.“ 
| cc) Im Steueraufsichtswege. 


Unter Steueraufsicht versteht man die Befugnis der Finanzbehörden, die Er- 
‚füllung der im Steuerinteresse den einzelnen Steuerpflichtigen auferlegten Pflichten 
‚zu überwachen. Von größter Bedeutung für eine Buchprüfung im Stäueranfsichts- 
\wege ist 


| 


RAO. 8162 Abs. 9. 


| „Das Finanzamt kann prüfen, ob die Bücher und Aufzeichnungen fortlaufend, voll- 
‚ständig und formell und sachlich richtig geführt werden.“ 


| Diese Bestimmung ist nicht, wie alle anderen Buchführungsvorschriften, an 
‚bestimmte Voraussetzungen geknüpft. Es war daher lange zweifelhaft, ob diese 
Vorschrift nur in Verbindung mit anderen Buchprüfungsvorschriften (etwa S 207, 
vgl. S. 202) gelten oder ob sie unabhängig von diesen Anwendung finden sollte. 
[Eine unzweideutige Klärung ist durch das Urteil des RFH. vom 9. Februar 1922 
‘(TA 122/22) erfolgt. Aus dieser Entscheidung entnehmen wir: 

„Im Steuerinteresse sind einzelnen Steuerpflichtigen Pflichten auferlegt. Zu digen ge- 
hört die ordentliche Buchführung. Die Überwachung der Pflichten ist Aufgabe der Steuer- 
‘aufsicht. Demnach ist die Überwachung und Nachprüfung der Bücher ein Teil der Steuer- 
“aufsicht. Sie ist im $ 162 Abs.9 in Verbindung mit $198 RAO.!) geregelt. 

In beiden Paragraphen ist von irgendwelchen Voraussetzungen nich. die Rede. Die 
Prüfungsbefugnis erstreckt sich auf die Feststellung, ob die Bücher und Aufzeichnungen fort- 
‚laufend, vollständig und formell und sachlich richtig geführt sind; d.h. also auf die Höhe 
‘der Abschreibungen, die Richtigkeit der einzelnen Buchungen, die Vollständigkeit der Be- 
‚ standsaufnahme, die Richtigkeit der Bewertungen usw.“ 

Zusammenfassend läßt sich sagen: Die FÄ. können jederzeit und ohne irgend- 
welche Voraussetzungen innerhalb und außerhalb eines anhängigen Steuerver- 
'fahrens zur Buchprüfung schreiten, wenn. sie die ihnen durch $ 162 Abs. 9 ein- 
geräumte Steueraufsicht ausüben wollen. 

Ergibt die Prüfung Verletzungen der Buchführungspflichten, dann treten die 
bereits erörterten Folgen ein. Fraglich ist jedoch, ob durch derartige Feststellungen 


1) Vgl. S. 205#H. 
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einzelne Steuerverfahren beeinflußt werden können. Ein solches Geschehen würdı 
dem Geiste der RAO. widersprechen; anderseits ist es aber für den Steuerpflich 
tigen nicht leicht, hiergegen vorzugehen. | 


ß) In fremden Steuerangelegenheiten. 
Das Prüfungsrecht ist in den $$ 185, 209, 186 und 200 geregelt. ! 
RAO. 8185 Satz 1. | 


„Wer Auskunft zu erteilen hat ($8177ff.), hat, wenn es das Finanzamt mit Genehmi 
gung des Landesfinanzamts verlangt ($ 209), diejenigen Urkunden und Schıiftstücke einschließ 
lich der einschlägigen Stellen seiner Geschäftsbücher zur Einsicht vorzulegen, die sich aui 
bestimmt zu bezeichnende Rechtsvorgänge beziehen.“ | 


RAO. 8209 Abs.1 Satz 11. | 

„Wenn es sich um die Ermittlung von Steueransprüchen gegen bestimmte Personen han- 

delt, sollen andere Personen erst dann zu einer Auskunft oder zur Vorlegung von Büchern 

angehalten werden, wenn die Verhandlungen mit dem Steuerpflichtigen nicht zum Ziele führen 
oder keinen Erfolg versprechen.“ 


Es ist interessant, die Voraussetzungen zusammenzustellen, von denen eine 
Buchprüfung in fremden Steuerangelegenheiten abhängig gemacht ist: 

1. Es darf sich nur um die Ermittlung von Steueransprüchen gegen bestimmte 
Personen handeln. 

2. Es ist erforderlich, daß vor der Buchprüfung mit dem Steuerpflichtigen 
selbst verhandelt worden ist, und daß eine solche Verhandlung keinen Erfolg gehabt 
hat bzw. zu haben verspricht. 

3. Die Buchprüfung selbst darf sich nur auf Rechtsvorgänge beziehen, die 
bestimmt zu bezeichnen sind und sich deshalb nur auf Buchungen und Buchungs- 
grundlagen dieser Rechtsvorgänge beziehen. 

4. Das FA. bedarf zur Vornahme der Buchprüfung der Genehmigung des LFA. 

5. Die Buchprüfung darf nur bei solchen Personen vorgenommen werden, 
denen ein Auskunftsverweigerungsrecht auf Grund 8$ 178ff. nicht zusteht. | 

Dice meisten Beschwerdeverfahren von Auskunftspflichtigen sind zuungunsten 
der Finanzbehörden entschieden worden, da die eine oder andere Voraussetzung 
für eine Buchprüfung nicht vorlag. 

Eine Erleichterung der Prüfungsbefugnis ist in folgenden Fällen vorgesehen: 

.  RAO. 8186. 

„Wer Waren zum Weiterverkaufe veräußert, deren Abgabe an den Verbraucher eine 

Steuerpflicht begründet, hat dem Finanzamt mit Genehmigung des Landesfinanzamtes auf 


Verlangen seine Bücher und Geschäftspapiere insoweit zur Einsicht vorzulegen, als dies zur 


Feststellung erforderlich ist, wer solche Waren erhalten hat und um welche Waren es sich 
handeit.’” 


Es war lange zweifelhaft, ob dieser Paragraph für sich allein oder nur in 
Verbindung mit den 88 185 und 209 Anwendung finden kann. Der RFH. hat in 
seinem Urteil vom 24. November 1921 (VA 84/21) entschieden, daß die Anwendung 
von $186 von einem Steuerermittlungsverfahren gegen bestimmte Personen nicht. 
abhängig ist, der $ 186 ermögliche sogar eine Kontrolle über vorläufig noch un- 
bekannte Personen. Demnach kommen für den wichtigen Spezialfall von $ 186 bei 
einer Buchprüfung die Voraussetzungen 1, 2 und 5, die wir oben erwähnten, in 
Fortfall. % 

RAO. 8200 Abs.1 Satz 1 und Abs. 3. i 

„Wer geschäftsmäßig oder gegen Entgelt anderen Rat oder Hilfe in Steuerangelegen- 


heiten erteilt, hat dem Finanzamt auf Verlangen in die Geschäftspapiere, die diese Tätigkeit n 
betreffen, Einsicht zu gewähren. 4 
A 


Abs. 1 Satz1 gilt nicht für Rechtsanwälte und Notare sowie Vertreter beruflicher oder 
gewerkschaftlicher Vereinigungen hinsichtlich des von ihnen vertretenen Personenkreises, 
sofern sie nicht wegen Steuerhinterziehung oder Teilnahme an einer solchen verurteilt sind.“ 
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| b) Die prüfungsberechtigten Personen. 


| Die gesetzlichen Vorschriften über die prüfungsberechtigten Personen finden 
wir in folgenden Paragraphen der RAO.: 
| 8198 Satz 1. 

Wenn die Finanzämter befugt sind, zu prüfen, ob Bücher, Aufzeichnungen und Ver- 
seichnisse wie vorgeschrieben geführt und vorgeschriebene Bescheinigungen ausgestellt wer- 
len, könner. ihre Beamten und die von ihnen nach $ 206 beauftragten Personen die Geschäfts- 
:äume in den üblichen Geschäftsstunden betreten und die Prüfung vornehmen.“ 

8 206. 
„Die Finanzämter können Sachverständige zuziehen oder Prüfungsbeamte, die ihnen 
zugeordnet sind, verwenden. Sie können sich ferner der Hilfe von Vertretern und Angestellten 
ler Verbände und Vertretungen des Betriebs- oder Geschäftszweigs, dem der Steuerpflichtige 
ıngehört, bedienen. Die .so hinzugezogenen Personen und Sachverständigen haben über das, 
was ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt wird, strengstens zu schweigen und dürfen diese 
Xenntnisse nicht unbefugt verwerten. Sie sind hierauf eidlich zu verpflichten. 

Soweit nicht Gefahr im Verzuge liegt, hat das Finanzamt die Person, die es beauf- 
ragen will, und den Verband, dem sie angehört, dem Steuerpflichtigen mitzuteilen. Be- 
üürchtet der Steuerpflichtige von der Tätigkeit dieser Person die Verletzung eines Geschäfts- 
yder Betriebsgeheimnisses oder Schäden für seine geschäftliche Tätigkeit, so kann er sie ab- 
ehnen, und, wenn diesem Antrag nicht stattgegeben wird, beantragen, die Prüfung auf 
seine Kosten durch besondere Sachverständige vornehmen zu lassen. Er hat Personen, die 
uerzu bereit und geeignet sind, zu bezeichnen. Einigt man sich nicht, so entscheidet das 
„andesfinanzamt endgültig.“ 


$208 Abs. 2 Satz 1. 
„Bücher, Geschäftspapiere, Bilanzen und deren Erläuterungen dürfen einem Ausschuß 
tur mit Zustimmung dessen, der sie vorgelegt hat, zur Einsicht mitgeteilt werden.“ 

Zur Vornahme von Prüfungen sind also berechtigt: 

1. Beamte der Finanzbehörden (Angestellte der Finanzbehörden gelten bei 
3uchprüfungen wohl ebenfalls als Beamte). 

2. Beamte anderer Behörden, die den Finanzbehörden Hilfe zu leisten haben. 

B. Sachverständige: 

a) von der Finanzbehörde hinzugezogen; 

b) vom Steuerpflichtigen auf seine Kosten hinzugezogen mit Einwilligung des 
FA. oder LFA. 

4. Vertreter und Angestellte der Verbände und Vertretungen des Betriebs- oder 
seschäftszweiges, dem der Steuerpflichtige angehört. 

5. Ausschußmitglieder, jedoch nur mit Zustimmung des Steuerpflichtigen. 

Die bezeichneten Personen sind zur Vornahme von Prüfungen nicht berech- 
igt, wenn sie vom Steuerpflichtigen abgelehnt werden können und abgelehnt wer- 
den. Die Ablehnung ist möglich, wenn der Steuerpflichtige von der Tätigkeit des 
>rüfers die Verletzung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses oder Schaden 
für seine geschäftliche Tätigkeit befürchtet. Für eine solche Befürchtung liegt 
wohl kein Grund vor bei Beamten (einschl. Angestellten) der Finanzbehörden und 
anderen Behörden und bei Sachverständigen, die nicht dem Berufs- oder Gewerbe- 
zweige des Steuerpflichtigen angehören (z. B. Treuhandgesellschaften). 


c) Ort und Zeit der Prüfung. 
1. Der Ort der Prüfung. Im Steueraufsichtswege können nach $ 198 RAO. 
(vgl. oben) Prüfungen nur in den Geschäftsräumen der in Anspruch genommenen 


Person vorgenommen werden. Für alle anderen Fälle gilt, da weitere Bestimmungen 


aicht bestehen, nur RAO. 8 207 Abs. 2: 

„Bücher und Geschäftspapiere sind auf Wunsch des Steuerpflichtigen tunlichst in 
seiner Wohnung oder in seinen Geschäftsräumen einzusehen.“ 

Dem Worte „tunlichst‘“ gibt Senatspräsident Mrozek in seinem Kommentar zur 


RAO. (2. Bd. S. 585) wohl mit Recht folgende Auslegung: 
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„Der Wunsch des Steuerpflichtigen, die Buchprüfung in der Wohnung oder 
in seinen Geschäftsräumen vorzunehmen, rechtfertigt sich nicht, wenn es sich um 
Bücher von geringerem Umfange handelt, deren Vorlegung dem Steuerpflichtigen 
keine besonderen oder doch nur geringfügige Kosten verursacht. An der Amts- 
stelle auf Vorladung zu erscheinen, ist der Steuerpflichtige ohnehin schon nad 
SS ur 205 Abs. 2 verpflichtet.“ 


Die Zeit der Prüfung ist nur im $198 RAO (vgl. S. 205) De 
Eine Een: kann nur in den üblichen Geschäftsstunden vorgenommen werden. 
Selbstverständlich können mit dem Steuerpflichtigen auch andere Zeiten verein- 
bart werden. | 


d}) Die Mithilfe des Steuerpflichtigen bei der Prüfung . 

regelt 
$198 Satz 2 RAO. 
„Die Steuerpflichtigen und ihre Angestellten haben den beauftragten Personen jede Aus- 


kunft und Nachweisung zu erteilen, deren sıe für die Prüfung bedürfen, und ihnen alle für 
die Prüfung in Betracht kommenden Schriftstücke zur Einsicht vorzulegen.“ 


f EEE 


e) Die Durchführung der Buchprüfung durch Zwang 
regelt 
8 202 RAO. - 

„Die Finanzämter können Anordnungen, die sie bei Ermittlung von Steueransprüchen 
oder Durchführung der Steueraufsicht innerhalb ihrer gesetzlichen Befugnisse treffen, durch‘ 
Geldstrafen, Ausführung auf Kosten der Pflichtigen und unmittelbar erzwingen. 

Die einzelne Geldstrafe darf 5000 Goldmark nicht übersteigen. Wird die Strafe gegen 
natürliche Personen festgesetzt, so ist zugleich die Dauer der Haft festzusetzen, die für” 
den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geldstrafe treten soll. Die Haft darf vier Wochen 
nicht übersteigen. Bei der Umwandlung der Geldstrafe ist ein Betrag von 10 bis 50 Mark!) 
einer eintägigen Haftstrafe gleichzuachten. Innerhalb dieses Rahmens ist die Dauer der 
Haft nach freiem Ermessen zu bestimmen. Auf Ersuchen des Finanzamts hat die zur Voll- 
streckung gerichtlich erkannter Haftstrafen zuständige Behörde die Haftstrafe zu voll-” 
strecken. Nachdem der Anspruch auf die Geldstrafe verjährt ist, darf die Haft nicht mehr” 
vollstreckt werden. 

Die Kosten der Ausführung durch Dritte und des unmittelbaren Zwanges können im 
voraus in einem vorläufig zu veranschlagenden Betrage zwangsweise eingezogen werden. | 

Unmittelbarer Zwang darf nur angewandt werden, wenn die Anordnung sonst nicht 
durchführbar ist oder Gefahr im Verzuge liegt. 

Gegen öffentliche Behörden sind Zwangsmittel nicht zulässig. 

Bevor ein Zwangsmittel festgesetzt wird, muß der Pilichtige unter Androhung des 
Zwangsmittels mit Setzung einer angemessenen Frist zur Vornahme der von ihm geforderten 
Handlung aufgefordert werden. Die Aufforderung und die rend. müssen schriftlich ee 
schehen, außer wenn Gefahr im Verzuge liegt. 

Wer meint, zur Erfüllung der Aufforderung nicht verpflichtet zu sein, hat dies vom. 
Finanzamt rechtzeitig unter Darlegung der Gründe mitzuteilen.‘ 


Für die zwangsweise Durchführung der Buchprüfung kann man demnach ein“ 
normales und ein abgekürztes Verfahren unterscheiden. A 
Das normale Verfahren hat folgenden Zug: | Hi 


1. Die stillschweigende oder ausdrückliche Anordnung zur Duldung der 
Rule 


2. Bei Weigerung nochmalige schriftliche Aufforderung mit angemessener Fris 
und ghriftttehle Androhung eines Zwangsmittels (Geldstrafe bis zu 5000 Goldmar 
oder bei Unvermögen entsprechende Haft). 3 

3. Bei weiterer Weigerung Verhängung der. angedrohten Geldstrafe bzw. Haft. 


1) Eine Umstellung auf Goldmark ist noch nicht erfolgt. 
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4. Bei weiterer Weigerung die nochmalige Androhung einer Geldstrafe bzw. 
Haft. 

5. Bei weiterer Weigerung die Verhängung der angedrohten zweiten Geldstrafe 
bzw. Haft und endlich die Anwendung des unmittelbaren Zwangs. 

Das abgekürzte Verfahren ist anwendbar, wenn Gefahr im Verzuge ist (z.B. 
bei Verdunklungsgefahr). Es besteht in der sofortigen Anwendung des unmittel- 
baren Zwangs ohne Einhaltung des oben entwickelten Zuges. Das abgekürzte Ver- 
fahren ist für die zwangsweise Durchführung der Buchprüfungen das gegebene; 
denn bei wiederholter Prüfungsverweigerung besteht ohne Zweifel eine Verdunk- 
lungsgefahr. 

Was unter der Anwendung des „unmittelbaren Zwanges“ zu verstehen ist, geht 
aus dem Gesetz nicht hervor. Auf jeden Fall ist in dem Begriff eine Durchsuchung 
nicht eingeschlossen, da diese nur im Strafverfahren und auch da nur unter er- 
schwerenden Bedingungen gestattet ist (vgl. unten). Das Wort „unmittelbarer 
Zwang“ besagt wohl, daß die Finanzbehörden die Rechte aus $ 198 RAO. (vgl. 
8.206) mit Polizeigewalt erzwingen können. Wenn aber dieser Zwang nicht zum 
Ziele führt (es wurde z.B. festgestellt, daß einzelne Bücher fehlen), dann können 
‚die Finanzbehörden eine Durchsuchung nur durch Einleitung eines Strafverfahrens 
(etwa wegen Steuerhinterziehung) ermöglichen. Für die Durchsuchung finden 
‚folgende Paragraphen Anwendung: 


401 RAO. 
| „Die Finanzämter können die Be Strafprozeßordnung zuständigen Behörden und 
Beamten um Durchsuchungen ersuchen. Auf ihr Verlangen sind von ihnen zu bezeichnende 
Beamte bei der Ausführung zuzuziehen. Die Sachen, die in Verwahrung oder in Beschlag ge- 
‚nommen werden, sind den Finanzämtern zu übergeben.‘ 
8402 RAO. 

„Wenn in Steuergesetzen Durchsuchungen vorgesehen sind, steht ihre Anordnung den 
Finanzämtern zu. Die Beamten, die mit der Ausführung beauftragt werden, haben, soweit in 
‚den Steuergesetzen nichts Abweichendes bestimmt ist, nach den Vorschriften der Straf- 
‚prozeßordnung zu verfahren; sie haben sich durch einen schriftlichen Auftrag des Finanzamts 
(auszuweisen. 

Papiere und Handelsbücher dürfen die Finanzämter und deren Beauftragte nur einsehen, 
wenn es der Inhaber genehmigt. Andernfalls haben sie die Papiere und Handelsbücher, deren 
‚ Durchsicht sie für geboten halten, in Gegenwart des Inhabers oder seines Vertreters mit dem 
‚'Amtssiegel in einem Umschlage zu verschließen und an den Amtsrichter des Bezirks abzu- 
‚liefern. Dieser hat Papiere und Handelsbücher, die für die Untersuchung Bedeutung haben, 
mitzuteilen.‘ 

v Eine von den Finanzbehörden selbständig vorgenommene Durchsuchung mit 
anschließender Beschlagnahme hat für Buchprüfungen direkt kaum Bedeutung, da 
die Prüfung von einem Amtsrichter vorgenommen werden soll, von dem man eine 


eingehende Kenntnis der Buchführung und der Steuergesetze nicht verlangen 
"kann. $ 402 Abs. 2 übt aber wohl indirekt einen günstigen Einfluß aus; der Pflich- 
tige wird meist dem Beauftragten der Finanzbehörde die Prüfung gestatten, da er 


| im Falle der Verweigerung für eine lange Zeit auf seine Bücher verzichten muß. 


! f) Die Bestimmungen zum Schutze der Steuerpflichtigen. 

| a) Die einzelnen Schutzvorschriften. 

| Zahlreiche Schutzvorschriften haben wir bereits kennengelernt. Sie bestehen 
‘ darin, daß in den meisten Fällen die Finanzbehörden eine Buchprüfung nicht nach 
‚freiem Ermessen, sondern erst nach Eintritt bestimmter Voraussetzungen vor- 
"nehmen können. Auch in den Fällen, in denen die Finanzbehörden nach freiem 
Ermessen zu einer Buchprüfung schreiten können, sind sie an die zugunsten der 
| Steuerpflichtigen getroffene Bestimmung des 86 RAO. gebunden: 


me 
Aueh 
we 
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„Wo im Sinne des Gesetzes die Behörden die Entscheidung nach ihrem Ermessen zu 
treffen haben, hat sie nach Recht und Billigkeit zu erfolgen.“ | 
Diese Bestimmung schützt die Steuerpflichtigen vor einer Willkür der Finanze 
behörden. 
Eine weitere Bestimmung zugunsten der Steuerpflichtigen gibt $ 204 
Satz 2 RAO.: 


„Das Finanzamt hat Angaben auch zugunsten der Steuerpflichtigen zu prüfen.“ 

Diese Vorschrift wurde getroffen, um das Vertrauen zu den Behörden zu 
stärken. Aus diesem Grunde werden auch Ergebnisse einer Buchprüfung, die zu- 
gunsten eines Steuerpflichtigen sprechen, zu berücksichtigen sein. 

Endlich unterliegen die prüfenden Personen einer unter Strafe gestellten 
Schweigepflicht und dem Verbot, Betriebs- und Gewerbegeheimnisse, die sie bei der 
Buchprüfung erfahren, unbefugt zu verwerten. Die rechtlichen Grundlagen finden 
wir in den $$ 10 und 376 RAO. 

$S10 RAO. | 

„Die Amtspflicht sämtlicher Beamten der Finanzverwaltung erstreckt sich darauf, daß 
sie Verhältnisse eines Steuerpflichtigen, die sie dienstlich erfahren haben, strengstens geheim- 
halten und Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die sie in gleicher Weise erfahren haben, 
nicht unbefugt verwerten. 

Die Vorschrift des Abs.1 gilt auch für die Beamten der Finanzgerichte und für Per- 
sonen, die ehrenamtlich für die Finanzverwaltung tätig werden; die gleiche Pflicht haben 
Sachverständige und andere Personen, die von Finanzbehörden oder Finanzgerichten zu- 
gezogen werden. ’ 

Die im Abs. 1 und 2 genannten Personen gelten als Beamte im Sinne der Steuergesetze 
und des Strafgesetzbuchs. h 

Die in Abs. 1, 2 vorgeschriebenen Pflichten werden durch Ausscheiden aus dem Dienste 
oder Beendigung der Tätigkeit nicht berührt.“ h 

8 376 RAO. j 

„beamte ($10 Abs.1 bis 4), die Verhältnisse eines Steuerpflichtigen, die sie dienstlich 
oder bei Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten erfahren haben, anderen unbefugt mitteilen oder 
Betriebs- oder Gewerbegeheimnisse, die sie in gleicher Weise erfahren haben, unbefugt ver- 
werten, werden mit Geldstrafe bis zu 3000 Mark!) oder mit Gefängnis bis ‚zu "sechs Monaten 
bestraft. 

Ist die Handlung aus Eigennutz oder in der Absicht begangen worden, den Steuerpflich 
tigen zu schädigen, so kann auf Geldstrafe bis zu 30000 Mark!) oder neben ihr auf Gefäng: 
nis sowie auf Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis z 
fünf Jahren erkannt werden. 

Im Falle des ersten Absatzes tritt die Strafe nur auf Antrag ein. Antragsberechtig 
ist das Landesfinanzamt und der Steuerpflichtige, dessen Interesse verletzt ist.“ 

Das Gesetz schweigt sich über das Schuldmoment aus. Es ist deshalb zweifel- 
haft, ob nur Vorsatz oder auch schon Fahrlässigkeit die angedrohte Strafe z 
Folge hat. Weiter ist zu betonen, daß ein Strafverfahren von Amts wegen nur bei 
einer Bereicherungs- oder Schädigungsabsicht eingeleitet werden muß; in alle 
anderen Fällen dagegen nur auf Antrag. 


ß) Der Rechtsmittelweg bei Verletzung der Schutzvorschriften. } 


Wer sich durch die Anordnung einer Buchprüfung oder durch die Art und 
Weise ihrer Durchführung in seinen Rechten beeinträchtigt glaubt, hat als Rechts- 


mittel das Beschwerdeverfahren (8 224 RAO.), das in $$ 281ff. geregelt ist. E 
8281 RAO. 
„Zur Einlegung der Beschwerde ($ 224) ist befugt, wer durch die Verfügung beein- 


trächtigt ist.‘ 
8282 RAO. 


„Die Stelle, deren Verfügung angefochten ist, kann der Beschwerde abhelfen. Sıe hat 
1) Die Umstellung auf Goldmark ist noch nicht erfolgt. 


Der Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung. 209 


hierüber zu beschließen. Will sie ihr nicht abhelfen, so hat sie die Beschwerde der nächst- 
‚oberen Behörde zur Entscheidung vorzulegen. 
| Ist die Verfügung von einer Hilfsstelle erlassen, so hat diese die Beschwerde, wenn 
sie ihre Verfügung nicht ändern will, dem Finanzamt vorzulegen. 

Wird die Änderung einer Verfügung verlangt, die eine von einem Finanzgericht oder 
‘dem Reichsfinanzhof um Erledigung einer Beweisaufnahme ersuchte oder beauftragte Stelle 
oder die Geschäftsstelle eines Fınanzgerichts oder des Reichsfinanzhofs erlassen hat, so ent- 
scheidet, falls der Beschwerde nicht abgeholfen wird, das Finanzgericht oder der Reichs- 
‚finanzhof. 

Gegen Beschwerdeentscheidungen der Landesfinanzämter und gegen Verfügungen der 
"Finanzgerichte ist eine Beschwerde nicht zulässig; die Vorschrift des $ 283 bleibt unberührt.‘ 


8283 RAO. 

„Gegen Beschwerdeentscheidungen der Landesfinanzämter und Finanzgerichte über 
PAnordnungen, die nach $202 Abs. 1!) und nach den Vorschriften, die den $202 für anwend- 
bar erklären, erzwungen werden können, und über die Androhung eines Zwangsmittels zur 
Erzwingung einer solchen Anordnung ist die Rechtsbeschwerde an den Reichsfinanzhof zu- 
lässig. Das gleiche gilt für Verfügungen dieser Art, die ein Finanzgericht nach $ 202 erläßt. 

Die Rechtsbeschwerde gegen die Androhung eines Zwangsmittels erstreckt sich auf die 
Anordnung, die erzwungen werden soll, wenn diese nicht Gegenstana eines besonderen Be- 
‚schwerdeverfahrens geworden ist. Wegen Verhängung und Ausführung eines Zwangsmittels 
ist die Rechtsbeschwerde nur insoweit zulässig, als darin eine Anordnung oder Androhung 
enthalten ist und der Verhängung oder Ausführung des Zwangsmittels keine besondere An- 
ordnung oder Androhung vorausgegangen ist.‘ 


Mrozek?) hat das komplizierte Beschwerdeverfahren in folgender übersicht- 
licher Weise dargestellt. 

a) Anordnungen des FA. 

Die Beschwerde ist beim FA. einzulegen. Hilft dieses der Beschwerde nicht 
‚ab, so hat es sie dem LFA. vorzulegen. Die Entscheidung des LFA. ist mit der 
Rechtsbeschwerde an den RFH. anfechtbar. 

b) Das FA. nimmt eine Buchprüfung auf Ersuchen eines anderen FA. vor. 

Die Beschwerde ist bei dem handelnden FA. einzulegen. Glaubt dieses der 
Beschwerde nicht abhelfen zu können, so legt es diese dem ersuchenden FA, vor. 
Der weitere Weg ist der zu a gewiesene. 

c) Das FA. ist von einem FG. mit der Beweisaufnahme beauftragt. 

Die Beschwerde ist beim FA. einzulegen. Hilft dieses der Beschwerde nicht 
ab, so legt es diese dem FG. vor. Gegen diese Entscheidung des FG. ist die 
Rechtsbeschwerde an den RFH. gegeben. 
| d) Das FA. nimmt die Beweisaufnahme im Auftrage des RFH. vor. 

Die Beschwerde ist beim FA. einzulegen. Hält dieses sich nicht für befugt, 
abzuhelfen, so legt es die Beschwerde dem RFH. vor, der endgültig entscheidet. 

e) Anordnungen des FG.: 

Die Beschwerde ist beim FG. einzureichen, das über sie entscheidet. Die 
Entscheidung ist mit der Rechtsbeschwerde an den RFH. anfechtbar. 

f) Das FG. handelt im Auftrage des RFH. 

Die Beschwerde ist beim FG. einzulegen; will oder kann dieses der Be- 
schwerde nicht abhelfen, so legt es sie dem RFH. vor, der endgültig entscheidet. 

g) Unmittelbare Anordnungen des RFH.: 

Die Beschwerde ist beim RFH. einzulegen, der über sie endgültig ent- 
scheidet. ’ 

Zu beachten ist, daß bei Beschwerden, auch denen an den RFH., neue Tat- 
sachen und Beweise unbeschränkt geltend gemacht werden können ($ 284 RAO.), 
daß dagegen die Rechtsbeschwerde nur auf die Nichtanwendung oder unrichtige 


1) Hierzu gehört auch die Anordnung einer Buchprüfung. 
2) Mrozek, Kommentar zur Reichsabgabenordnung, S. 588. 
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Anwendung des bestehenden Rechtes oder auf einen Vorstoß gegen den. klaren 
Inhalt der Akten oder auf einen wesentlichen Mangel im Verfahren gestützt 
werden kann. 


g) Die Erstattung der Kosten einer Buchprüfung. 


Der Steuerpflichtige ist unter Umständen verpflichtet, die Kosten einer Buch- 
prüfung zu tragen. Die gesetzliche Regelung finden wir im 
8205 Abs.3 RAO. 
„Die Kosten der Ermittlung trägt der Steuerpflichtige, wenn das Endergebnis das seinen 
Angaben entsprechende Ergebnis um mehr als ein Drittel übersteigt, es sei denn, daß die 


Abweichung durch die Schwierigkeit der Wertabschätzung oder sonstigen entschuldbaren 
Irrtum hervorgerufen ist.‘ 


Rechtliche Bedenken stehen wohl nicht der Ansicht entgegen, daß unter 
Kosten nicht nur die unmittelbaren Kosten (Fahrtauslagen und Reisespesen), son-. 
dern auch die mittelbaren Kosten (angemessener Anteil am Gehalt des Revisors 
und an den allgemeinen Kosten des Buchprüfungsdienstes) zu verstehen sind. 


h) Kritik des Buchprüfungsrechtes. 


Die Nachwirkungen des verlorenen Krieges und besonders das Diktat von 
Versailles zwingen uns auf Jahrzehnte zu großen finanziellen Leistungen. Die da- 
durch bedingte schärfste Anspannung aller Einnahmequellen läßt die Berücksichti- 
gung zahlreicher rechtlicher, sozialer und wirtschaftlicher Wünsche nicht mehr zu. 
Das beweist zur Genüge unsere Nachkriegsfinanzgebarung. Wir hatten versucht, 
in unseren Steuergesetzen möglichst allen Wünschen gerecht zu werden. Die‘ 
Folge war, daß die Einnahmen nicht ausreichten, um die Ausgaben zu decken. 
Da aber die Ausgaben doch irgendwie gedeckt werden mußten, bedienten wir uns’ 
der Notenpresse und schufen so — von den anderen Schädigungen gar nicht zu 
reden — die ungerechteste, unsozialste und unwirtschaftlichste Steuer, die man. 
sich überhaupt denken kann. Diesen Tatsachen, die leider in der Steuerliteratum 
bei der Zerpflückung der einzelnen Paragraphen kaum berücksichtigt werden, wollen 
wir bei der Kritik des Buchprüfungsrechtes Rechnung tragen. 

Dev Buchprüfungsdienst hat den Zweck, dem Reiche erhebliche Einnahmen 
zu sichern. Er muß daher gefördert werden. Legt das geltende Recht einer wirk- 
samen Arbeit Hemmnisse in den Weg, dann werden diese Hemmnisse ohne Rückz 
sicht auf kleinliche Bedenken zu beseitigen sein. 


«) Vereinheitlichung und Erleichterung der Prüfungsbefugnis. 


Das Buchprüfungsrecht leidet zunächst an einer Krankheit, die ganz all- 
gemein das Merkmal unserer heutigen Steuergesetze ist. Die komplizierten Vor 
schriften und ihre notwendige pflichtgemäße Beachtung erfordern von den Finanz- 
behörden einen erheblichen Zeitaufwand, der einem unmittelbaren Schaffen ver 
loren geht. Weiter sind die Vorschriften trotz ihrer Kompliziertheit unbestimmt. 
Sie lassen der Auslegung weiten Spielraum und geben daher Veranlassung zu 
manchen unliebsamen, kostspieligen und zeitraubenden Auseinandersetzungen zwi 
schen den Steuerpflichtigen und den Finanzbehörden. In diesen Verhältnissen lieg 
zum großen Teile. das gefahrvolle, langsame Arbeiten der Finanzbehörden be 
gründet. Im Interesse der Bekämpfung der geschilderten Nachteile muß, wie fü 
alle Steuervorschriften, so auch für das Buchprüfungsrecht eine Vereinfachun 
gefordert werden. 

Neben dieser Vereinfachung der formalen Bestimmungen: ist weiter eine Er« 
leichterung der Prüfungsbefugnis zu fordern. Zur Zeit ist die Prüfungsbefugnis 
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‚von Voraussetzungen abhängig, die zudem in den einzelnen Verfahren verschieden 
‚geregelt sind. Diese Verhältnisse legen einer wirksamen Arbeit Hemmnisse in 
den Weg. Namentlich wenn die Finanzbehörden versuchen, Prüfungen in mehreren 
Verfahren zu einer Prüfung zu vereinigen, muß dieser Versuch häufig an dem 
Umstande scheitern, daß die Voraussetzungen für die Prüfung in dem einen Ver- 
fahren erfüllt, in dem anderen Verfahren aber nicht erfüllt sind. 

Die Gründe, die zu einer Erschwerung ger Prüfung geführt hatten, waren 
folgende: 

1. Man wollte ein Eindringen in die persönlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der Kaufleute vermeiden, weil ein solches Eindringen verärgernd und 
vielleicht sogar „beleidigend‘‘ wirkt. 

2. Man befürchtete eine Verwertung der Betriebsgeheimnisse durch die Re- 
visoren. (Dieser Gefahr kann man, wie wir später sehen werden, auf andere Weise 
wirksam begegnen.) 

3. Buchprüfungen verlangen von den in Anspruch genommenen Personen einen 
erheblichen Zeitverlust. 

Unserer Ansicht nach sind diese Gründe nicht gewichtig genug, um unter 
den heutigen Verhältnissen eine Erschwerung der Buchprüfungen rechtfertigen 
'zu können. | 

An den Bestimmungen über die prüfungsberechtigten Personen, Ort und Zeit 
der Prüfung und die Mithilfe der Steuerpflichtigen bei der Prüfung ist wohl nichts 
‚auszusetzen. Sie bedürfen nur eines besseren organischen Zusammenhangs mit 
‚den übrigen Buchprüfungsvorschriften. 

Bei der Kritik der gesetzlichen Regelung der Durchführung einer Buchprüfung 
‚durch Zwang haben wir das normale Verfahren, das abgekürzte Verfahren und das 
Durchsuchungsrecht zu betrachten. 

Das normale Verfahren, das erst nach einem langen Zuge den gewünschten 
Erfolg bringt, erweckt — wenigstens für die Buchprüfungsbefugnis — den An- 
‚schein, als sei es zugunsten des böswilligen Steuerpflichtigen geschaffen, der in 
‚einer Verzögerung der Prüfung’ und damit der Steuerfestsetzung einen Vorteil sieht. 
Für die Finanzbehörden bedeutet das normale Verfahren einen großen Aufwand an 
‘Arbeit und Zeit, der das notwendige schnelle Arbeiten der Finanzbehörden ver- 
‚hindert. 

Das abgekürzte Verfahren entspricht der Forderung auf schnelles Arbeiten der 
‚Finanzbehörden. Es macht weiter den böswilligen Steuerpflichtigen gefügiger 
‚und erleichtert und verbilligt die Arbeit der Finanzbehörden. 

Das Durchsuchungsrecht ist für den Buchprüfungsdienst ebenfalls unzweck- 
mäßig. Durch die Abhängigmachung einer Durchsuchung von der Einleitung eines 
'Strafverfahrens wird viel Zeit verloren, in der der Steuerpflichtige dafür sorgen 
‚kann, den Zweck der Durchsuchung zu vereiteln. Nehmen die Finanzbehörden die 
Durchsuchung selbst vor, dann erhalten sie die für die Prüfung notwendigen Bücher 
'und Buchungsgrundlagen bei böswilligen Steuerpflichtigen erst auf dem Umwege 
‚über den Amtsrichter. Diese Regelung ist ganz unzweckmäßig. Man kann von 
einem Amtsrichter unmöglich die Kenntnisse verlangen, die notwendig sind, 
'Steuerhinterziehungen an Hand der Bücher festzustellen. 

Wir stellen somit auch für die gesetzliche Regelung der Durchführung einer 
'Buchprüfung durch Zwang die Forderung auf Vereinfachung und Erleichterung. 

Auf Grund unserer bisherigen Ausführungen kommen wir zu dem Vorschlage, 
‚etwa hinter 8163 RAO. einen Paragraphen ($ 163a) einzuschalten, der folgende 
Fassung erhält: 


Ö. Löffler: 


„Die Finanzbehörden können prüfen, ob die Bücher und Aufzeichnungen 
fortlaufend vollständig und formell und sachlich richtig geführt sind, und alle 
Geschäftspapiere einsehen. Ihre Beamten und die von ihnen nach $ 206 beauf- 
tragten Personen haben das Recht, die Geschäftsräume in den üblichen Ge- 
schäftsstunden zu betreten und diese Prüfung vorzunehmen. Die Steuerpflich- 
tigen und ihre Angestellten haben ihnen jede Auskunft und Nachweisung zu er- 
teilen, deren sie für die Prüfung bedürfen, und ihnen alle für die Prüfung in Be- 
tracht kommenden Schriftstücke zur Einsicht vorzulegen. 

Die Finanzbehörden können die Ergebnisse der Prüfungen nach freiem 
Ermessen verwerten. 

Verweigert der Steuerpflichtige die Rechte der Finanzbehörden aus Absatz 1, 
dann können die Finanzbehörden ihre Rechte durch eine Geldstrafe bis zu 
5000 Goldmark erzwingen. Die Finanzbehörden dürfen unmittelbaren Zwang an- 
wenden, wenn die Prüfung acht Tage nach Verhängung der Geldstrafe nicht 
durchführbar ist oder Gefahr im Verzuge liegt. 

Ergibt sich bei der Prüfung nach Ansicht der Finanzbehörden die Not- 
wendigkeit einer Durchsuchung, dann können die Finanzbehörden die nach der 
Strafprozeßordnung zuständigen Behörden und Beamten um Durchsuchung er- 
suchen. Bei der Ausführung nehmen Finanzbeamte teil. Wird die Einsicht in 
die bei der Durchsuchung vorgefundenen Bücher und Geschäftspapiere ver- 
weigert, dann können diese in Verwahrung und in Beschlag genommen werden. 
Sie sind den Finanzbehörden zu übergeben.“ 

Durch die Einschiebung dieses einen Paragraphen kommen in Fortfall: 
RAO. $ 162 Abs. 9 (vgl. 5. 203), $ 173 Abs. 2 (S. 202), $ 185 Satz 1 (S. 204), 
8 186 (S. 204), $ 198 (S. 205), $ Bo (S. 204), $ 207 (S. 205), $ 402 Abs. 2 (S. 207), 
in $ 209 (S. 204) die re „oder zur Vorlegung von Büchern angehalten werden“. 
$ 202 (S. 206) erhält den Zusatz: „Diese Vorschriften finden für die Anordnung einer 
Buchprüfung keine Anwendung.“ 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht der aufgestellten Forderung auf Verein- 
fachung der gesetzlichen Bestimmungen und auf Erleichterung der Prüfungsbefugnis. 


ß) Verbesserung der Bestimmungen zum Schutze der Steuerpflichtigen. 


Der neue $ 163a beeinträchtigt nicht das Bestreben, den Steuerpflichtigen vor 
einer Willkür der Finanzbehörden zu schützen, da $6 RAO. (vgl. S. 208) auch 
auf den vorgeschlagenen Paragraphen Anwendung findet. Ebenso bleibt die be- 
rechtigte Vorschrift, die Bücher auch zugunsten der Steuerpflichtigen zu prüfen, 
durch $163a unberührt. Dagegen kommen von den Bestimmungen, die zum 
Schutze des Steuerpflichtigen getroffen wurden, in Fortfall: 

1. Die Vorschriften, die eine Buchprüfung von Voraussetzungen abhängig 
machen. : 

2. Der erweiterte Rechtsmittelweg aus $ 283 (vgl. S. 209), da die Anord- 
nung einer Buchprüfung nicht mehr auf Grund von $ 202 RAO. (vgl. S. 206) 
erfolgt: Demnach ist eine Rechtsbeschwerde an den RFH. über die a 
bzw. zwangsweise Durchführung einer Buchprüfung nicht mehr zulässig. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob dem Steuerpflichtigen für die Beschneidunf 
seiner Rechte ein Äquivalent geboten werden kann, das die Interessen der Ge 
samtheit nicht beeinträchtigt. Ein solches Äquivalent ist möglich durch die Ver- 
schärfung der Bestimmungen, die der Sicherung der Schweigepflicht und des Ver- 
bots, Betriebsgeheimnisse zu verwerten, dienen, und ist auch nützlich, da es den 
Widerstand gegen die uneingeschränkte Prüfungsbefugnis verringern wird. Die 
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jetzigen Bestimmungen des $ 376 RAO. (vgl. S. 208) sind für den Steuerpflich- 
tigen unvollkommen. Sie sagen nichts über den Grad des Schuldmoments und 
ermöglichen eine Strafverfolgung in der Regel nur auf Antrag. Wir schlagen 
daher für $ 376 RAO. folgende Fassung vor. 

Abs. 1 und 2 unverändert. 

Abs. 3: Diese Strafen finden auch bei einem fahrlässigen Handeln An- 
wendung. 

Abs. 4: Die Finanzbehörden haben nach Kenntnisnahme eines Verstoßes, 
der nach Abs. 1—3 eine Strafe nach sich zieht, die Strafverfolgung zu be- 
antragen. Antragsberechtigt ist auch der Steuerpflichtige, dessen Interesse ver- 
letzt ist. 


y) Zweckmäßige Erschließung von Einnahmequellen für den Buchprüfungsdienst. 


Für den $ 205 Abs. 3 RAO. (vgl. S. 210) schlagen wir folgende Fassung vor: 
„Übersteigt das Endergebnis der Ermittlungen das den Angaben des Steuer- 
pflichtigen entsprechende Ergebnis um mehr als ein Drittell), so erhöht sich 
die Steuerpflicht von dem dieses Drittel übersteigenden Betrage um 500.“ 
Die vorgeschlagene Fassung enthält nicht, wie der Wortlaut der geltenden 
Vorschrift, Begriffe, über die man lange streiten kann (,Kosten‘“, „Schwierigkeit 
der Wertabschätzung‘, ‚sonstiger entschuldbarer Irrtum“) und die dem Steuer- 
pflichtigen häufig einen Ausweg offen lassen. Der vorgeschlagene Abs. 3 ist daher 
ein besseres Mittel, den Zensiten zur Steuerehrlichkeit zu zwingen, als der geltende 
Abs. 3. Die Berechnung der „Ermittlungskosten‘ nach dem nichtdeklarierten Be- 
trage!) und nicht nach den entstandenen Kosten hat den Vorteil, daß die Steuer- 
pflichtigen nach ihrer Leistungsfähigkeit und dem Grade ihrer Unehrlichkeit heran- 
gezogen werden können, und daß die Länge der Prüfungszeit dem Buchprüfungs- 
dienst nicht mehr gleichgültig sein kann, er also zwecks Ersparung von Kosten 
auf möglichst kurze Prüfungszeiten drängen wird. Endlich erschließt der vor- 
‚geschlagene Absatz 3 festbestimmte Einnahmequellen, die zur Ausgestaltung des 
Buchprüfungsdienstes verwendet werden können?). Man darf nicht einwenden, 
daß ein Verbrauch dieser Einnahmequellen zugunsten des Buchprüfungsdienstes 
dem Reiche keine Einnahmen bringt und daher sich nicht verteidigen läßt. Die 
‚präventive Wirkung der Revisionstätigkeit, die sich ziffernmäßig nicht erfassen 
läßt, wird ohne Zweifel mit einer besseren Ausgestaltung des Buchprüfungsdienstes 
‚wachsen. 
III. Die Organisation des Buchprüfungsdienstes. 
Inhalt des Abschnittes: 
1. Allgemeines. 
2. Die bestehende Organisation des Buchprüfungsdienstes. 
a) Der äußere Aufbau. 
a) Der zentrale Buchprüfungsdienst. 
ß) Der Buchprüfungsdienst an den Landesfinanzämtern. 
y) Der Buchprüfungsdienst an den Finanzämtern. 


b) Das Personal. 
Anhang: Die Überwachung der Buchprüfer. 


1) Ein Drittel des deklarierten Betrages wird als nicht aufschlagpflichtig erachtet, weil 
‚infolge der Natur unserer Steuergesetze ein gewisser Spielraum für die Auswirkung diffe- 
renzierender Auslegungsmöglichkeiten erforderlich ist. Es läßt sich natürlich darüber streiten, 
‚ob die Spanne von einem Drittel zu hoch oder zu niedrig bemessen ist. Man muß sich aber 
‘im Interesse der „Bestimmtheit“ der Steuergesetze auf ein festes Verhältnis einigen. Uns 
erscheint ein Drittel nicht zu hoch oder zu niedrig. i 

2) Natürlich nur soweit sie auf-die Revisionstätigkeit zurückzuführen sind, 
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c) Die Betätigung. 
Der Ausbildungsdienst. 
R Die Revisionstätigkeit. E 
y) Die Steuerforschung. 4 
3. Kritische Bemerkungen zur Organisation des Buchprüfungsdienstes. s 
a) Der äußere Aufbau der Buchprüfungsorganisation. E. 
a) Abhängigkeit oder Unabhängigkeit von der Reichsfinanzverwaltung ? 
ß) Dezentralisation oder Zentralisation ? | 
b) Das Personal der Buchprüfungsorganisation. | E 
a) Die Ausbildung der Buchprüfer. i 
ß) Die persönliche Eignung der Buchprüfer. I 
y) Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung der Buchprüfer. f 
c) Die Betätigung der Buchprüfungsorganisation. Ni 
a) Die Ausbildungstätigkeit. i 
ß) Die Revisionstätigkeit. } 
y) Die Steuerforschung. 


1. Allgemeines. | 

Von einer „Organisation“ für die Vornahme steuerlicher Buchprüfungen 
konnte in der Vorkriegszeit nicht gesprochen werden. Es gab zwar schon früher 
gesetzliche Bestimmungen, die eine steuerliche Nachprüfung der Geschäftsbücher 
zuließen. Die Steuerverwaltung aber machte von diesem ihr eingeräumten Rechtei 
nur selten Gebrauch. Der Grund lag in der mangelnden Kenntnis fast aller Steuer- 
beamten von der Buchführung und besonders von der Revisionstechnik. Die Ein- 
gliederung von Sachkennern in die Steuerverwaltung scheiterte an dem Bestreben, 
ein Eindringen der erfahrungswissenschaftlichen Intelligenz in die Verwaltung nach 
Möglichkeit zu verhindern, zumal eine dringende Notwendigkeit zur Einstellung von 
Sachkennern nicht vorlag. Die Staatseinnahmen flossen nämlich auch ohne Prüfung 
der Geschäftsbücher so reichlich, daß die Staatsausgaben gedeckt werden konnten. 
Dem Argumente, daß steuerliche Nachprüfungen der Bücher erhebliche Mehrein- 
nahmen an Steuern zeitigen würden, begegnete man mit dem Einwande, daß ein’ 
lästiges Eindringen in die persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse der Freiheit 
des Staatsbürgers widerspreche. 
Auch die stetig wachsenden Ausgaben des Weltkrieges führten nicht zu ernst- 
haften Maßnahmen, zur Steigerung der Einnahmen die Erfassung der Steuerwerte 
zu verschärfen. Unsere ganze Finanzgebarung war eben nur auf einen siegreicher 
Kriegsausgang eingestellt. Selbst als der Krieg unglücklich auslief und der Friedens- 
vertrag unseren Haushalt mit ungeheuren Verpflichtungen belastete, ergriff man 
nicht sofort alle Maßnahmen, die zur unbedingt notwendigen Steigerung der Steuer- 
einnahmen erforderlich waren. Schuld hieran trugen hauptsächlich die lang- 
wierigen Beratungen über die neue Reichsverfassung, die monatelang die ganze 
Arbeitskraft und Arbeitszeit unserer Volksvertretung in Anspruch nahmen. Erst 
Ende 1919 konnte mit der „Finanzreform‘“ begonnen werden. Sie brachte die 
RAO., die die besprochenen rechtlichen Grundlagen für die Vornahme von Buch- 
prüfungen enthielt. Weiter aber vergingen viele Monate ins Land, bis man zu einer 
Organisation für die Vornahme steuerlicher Buchprüfungen schritt. Einerseits ver- 
langte der Übergang der Steuerhoheit von den Ländern auf das Reich eine voll- 
ständige Umgestaltung der bestehenden Steuerbehörden, eine Umgestaltung, die, 
verbunden mit den vielen neuen, in schneller Zeitfolge beschlossenen Steuer- 
gesetzen, fast die ganze Arbeitskraft der Reichsfinanzverwaltung für eine lange: 
Zeit erforderte. Anderseits war die Zeit mit der Erörterung von Plänen für die 
Organisation des Steuerkontrolldienstes ausgefüllt. Man dachte an die Errichtung 
einer Vermögensbank, die neben anderen Aufgaben auch die Aufgabe der steuer- 
lichen Nachprüfung gewerblicher Betriebe erfüllen sollte. Die Vermögensbank 
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wurde auch in Form der Reichstreuhand A.-G. gegründet. Wir werden später auf 
sie zurückkommen. Hier sei nur erwähnt, daß man die ursprüngliche Absicht, 
dieser Gesellschaft die steuerliche Nachprüfung der Betriebe zu übertragen, wieder 
fallen ließ. Die Reichsfinanzverwaltung glaubte, die Kontrolle über die Steuer- 
pflichtigen selbst ausüben zu müssen. Dieser Gedankengang führte in der zweiten 
Hälfte des Jahres 1921 zu der „Denkschrift des Reichsfinanzministeriums über die 
Einrichtung und Ausgestaltung des Buch- und Betriebsprüfungsdienstes der Reichs- 
finanzverwaltung“. Die in dieser Denkschrift vorgeschlagene Organisation ist, von 
einigen Änderungen abgesehen, heute durchgeführt. Sie soll zunächst der Gegen- 
stand einer beschreibenden Darstellung sein. 


2. Die bestehende Organisation des Buchprüfungsdienstes. 


a) Der äußere Aufbau | 
des Buchprüfungsdienstes lehnt sich eng an die Organisation der Reichsfinanzver- 


waltung (Reichsfinanzministerium, Landesfinanzämter, Finanzämter) an. 
a) Der zentrale Buchprüfungsdienst!) 


bildete ursprünglich eine selbständige Abteilung, und zwar die Abteilung IV des 
RFM. Zu Beginn des Jahres 1923 wurde die Abteilung IV. aufgelöst und der zen- 


'trale Buchprüfungsdienst der Abteilung IIT des RFM. eingegliedert. Eine Be- 
'gründung für diese Änderung gab man nicht. Nach den eingezogenen Erkundi- 
gungen ist die Änderung lediglich aus formalen Gründen erfolgt. Sie scheint dem 


Wunsche entsprungen zu sein, den Eindruck einer Überorganisation innerhalb der 
Reichsfinanzverwaltung zu vermeiden. 

Der zentrale Buchprüfungsdienst gliederte sich ER in drei Unter- 
abteilungen: 

1. Die Revisionsstelle für besonders schwierige Buchprüfungsfälle (diese Ab- 
teilung wurde kürzlich aufgelöst); 

2. den Ausbildungs- und Kontrolldienst für die Buchprüfer und für die Be- 


"amten der Reichsfinanzverwaltung; 


k 


8. den Dienst zur Verarbeitung der Prüfungsergebnisse. 
Zu 1. Die Revisionsstelle hatte die Aufgabe, die Tätigkeit des Buchprüfungs- 
dienstes an den LFÄ. und FÄ. durch Übernahme der schwierigen Revisionen zu 


unterstützen. :Zu diesem Zwecke war die Revisionsstelle in folgende Gruppen 


j 


eingeteilt: 

a) Land-, Forstwirtschaft und Fischerei (einschließlich Hochseefischerei) 

b) Bergbau, Hütten und Salinenwesen ; 

- c) metallverarbeitende und Maschinen-Industrie; 

d) Industrie der Steine und Erden, Baugewerbe; 

e) chemische Industrie (einschließlich Leuchtstoffe, Seife, Öle und Fette); 

f) Spinnstoff- und Bekleidungsgewerbe; 

g) Papier-, Holz- und Schnitzstoffgewerbe, Leder- und Gummiindustrie; 

h) Nahrungs- und Genußmittelgewerbe, Gast- und Schankwirtschaften; 

i) Handels-, Versicherungs- und Verkehrsgewerbe; 

k) alle sonstigen Gewerbe. 

Mit der Durchführung des Revisionsdienstes waren etwa 70100 Personen 
betraut. | 


1) Er wird auch als zentraler Reichsbuchprüfungsdienst oder kürzer als Reichsbuch- 
prüfungsdienst bezeichnet. 
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Zwecks Ersparung von Reisekosten wurde Mitte 1923 die Prüfungstätigkeit 
vollständig dezentralisiert. Sie wird jetzt nur noch von dem Buchprüfungsdienst: 
an den LFÄ. und FA. wescheh Die Zentralrevisionsstelle löste man, wie schon | 
erwähnt, auf. 

Zu 2. Zum Arbeitsgebiet des Ausbildungs- und Kontrolldienstes gehört die 
Leitung über die Ausbildung der Veranlagungsbeamten und der Buchprüfer in den 
erforderlichen Buchführungs- und Bilanz- bzw. Revisionskenntnissen und die Kon- 
trolle über die Tätigkeit des gesamten Buchprüfungsdienstes. Man glaubt, diese 
Aufgaben mit etwa 30 Personen durchführen zu können. j 

Zu 3. Die Tätigkeit des Dienstes zur Verarbeitung der Prüfungsergebnisse 
läßt sich kurz mit dem Worte „Steuerforschung‘“ bezeichnen. Die bei der Prüfungs- 
tätigkeit gewonnenen Erfahrungen sollen zur Ausarbeitung von Richtlinien für’ 
eine schnelle und wirksame Steuerveranlagung und Revisionstätigkeit verwandt 
werden und als Material für die künftige Steuergesetzgebung dienen. Mit diesen 
Arbeiten sind vier Beamte nebst einigen Hilfskräften beschäftigt. 


ß) Der Buchprüfungsdienst an den Landesfinanzämtern. 


Für jeden LFA.-Bezirk!) ist ein Buchprüfungsdienst eingerichtet. Dieser ist 
meistens der Abteilung für Besitz- und Verkehrssteuern eingegliedert, er bildet 
also keine selbständige Dienststelle. Der Buchprüfungsdienst an den LFÄ. hat die‘ 
Aufgabe, die Prüfungstätigkeit der Buchprüfer an den FÄ. zu unterstützen und zu 
ergänzen, die Buchprüfer innerhalb des LFA.-Bezirkes zu beaufsichtigen und in. 
allen Fragen als Bindeglied zwischen dem zentralen Buchprüfungsdienst und den 
einzelnen Buchprüfern zu wirken. Zum Zwecke der Ausbildung der Veranlagungs- 
beamten und Buchprüfer sind in der Regel zwei LFA.-Bezirke zu einem Ausbil- 
dungsbezirk vereinigt. Die gesamte Arbeit wird von etwa 15—20 ct 
unter Leitung eines Beamten der Gruppe X geleistet. | 


y) Der Buchprüfungsdienst an den Finanzämtern. 


Der Buchprüfungsdienst an den einzelnen FÄ.?) bildet ebenfalls keine bei 
sondere Dienststelle. Er ist meist der die Einkommen- und Körperschaftssteuer 
oder die Umsatzsteuer bearbeitenden Gruppe angegliedert. Die Aufgabe des Buch- 
prüfungsdienstes an den FÄ. beschränkt sich in der Hauptsache auf Jie Prüfungs- 
tätigkeit. Die Zahl der an den einzelnen FÄ. tätigen Buchprüfern schwankt je 
nach der Größe des FA.-Bezirkes zwischen 1 und 3. 


b) Das Personal. | 


Als die Reichsfinanzverwaltung mit der Einrichtung des Buchprüfungsdienstes” 
begann, stand sie vor der schwierigen Aufgabe, das Personal zu gewinnen, das für 


!) Die LFA.-Bezirke stimmen nicht mit den geographischen Grenzen der Länder bzw. 
Provinzen bzw. Regierungsbezirke überein, lehnen sich aber je nach der Stärke der Bevölke- 
rung an diese an. Das Reich ist in folgende LFA.-Bezirke eingeteilt: Königsberg, Stettin 
Schwerin, Breslau, Oppeln, Brandenburg, Groß-Berlin, Kiel, Hamburg, Bremen, Oldenburg, 
Hannover, Magdeburg, Münster, Düsseldorf, Köln, Kassel, Darmstadt, Karlsruhe, Stuttgart, 
München, Nürnberg, Würzburg, Rudolstadt, Dresden, Leipzig. 

°) Im ganzen Deutschen Reiche gibt es 986 FA. Im LFA.-Bezirk Köln bestehen z. B. folgende 
FA.: Aachen-Stadt, Aachen-Land, Ahaus, Altenkirchen, Bergheim, Berncastel, Birkenfeld, Bitt- 
burg, Bonn, Buer, Koblenz, Cochem, Daun, Dülken, Erkelenz, Euskirchen, Geilenkirchen, 
Gemünd, Gummersbach, Jülich, Köln-Stadt linksrh., Köln-Stadt rechtsrh., Köln und Mülheım- 
Land, Kreuznach, Mayen, Neuwied, Offenbach am Glan, Prüm, Rheinbach, Saarburg, 
St. Goar, Siegburg, Simmern, Trier, Waldbroel, Wassenberg, Wipperfürth, Wittlich, Zell, ce 
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lie bisher in der Steuerverwaltung fast unbekannte Tätigkeit befähigt war. Zur 
„ösung dieser Aufgabe gab es zwei Möglichkeiten. Erstens konnten Personen heran- 
tezogen werden, die auf Grund ihrer Vorbildung und ihrer bisherigen Tätigkeit zur 
Tornahme von Buchprüfungen geeignet waren. In Betracht kamen Treuhänder, 
3ücherrevisoren und Angestellte von Revisionseinrichtungen der Banken, Industrie, 
les Handels und der Genossenschaftsverbände. Zweitens konnte die Reichsfinanz- 
rerwaltung eigene Beamte in der Revisionstechnik ausbilden und in den Buch- 
yrüfungsdienst versetzen. 

Aus verwaltungspolitischen Gründen war die Reichsfinanzverwaltung bestrebt, 
aur Beamte und keine Angestellten als Buchprüfer zu verwenden. Der Überführung 
ron geeigneten Personen aus der wirtschaftlichen Praxis in das Beamtenverhältnis 
standen jedoch Schwierigkeiten im Wege. Erstens widersprach die Eingliederung 
Außenstehender in eine ihrer bisherigen Tätigkeit und ihren Leistungen ent- 
sprechende Beamtengruppe den vorgeschriebenen Grundsätzen über die Laufbahn 
ler Beamten. Zweitens glaubte man, daß Außenstehende die als notwendig er- 
ıchtete einheitliche und traditionelle Beamtenauffassung sich nur schwer aneignen 
ınd unter Umständen sogar gefährden könnten. Daher war das Ziel der Reichs- 
inanzverwaltung, eigene Beamte in den Buchprüfungsdienst zu versetzen. Da 
aber bisher für den Eintritt in die untere, mittlere und auch höhere Beamtenlauf- 
dahn privatwirtschaftliche Kenntnisse nicht vorausgesetzt wurden, mußte die 
Reichsfinanzverwaltung für eine geeignete Ausbildung der für den Buchprüfungs- 
lienst ausgewählten Beamten Sorge tragen. Unter ihren Beamten wählte sie 
solche, die"Lust und Liebe für die neue Betätigung hatten und auf Grund eines 
Privatstudiums oder einer früheren kaufmännischen Praxis Vorkenntnis besaßen. 
In Betracht kamen Beamte der Gruppe VII bis X. Die Auswahl wurde dadurch 
erleichtert, daß man die moralische Eignung der auszuwählenden Beamten auf 
Grund ihrer bisherigen Führung ziemlich genau kannte, und daß man sich auch 
ein Urteil über ihre privatwirtschaftlichen Kenntnisse in den für die Steuer- 
beamten eingerichteten Buchführungskursen einigermaßen bilden konnte. Die Aus- 
bildung selbst wird später zu besprechen sein. 

Obgleich man die Durchführung der Aufgaben des Buchprüfungsdienstes mit 
alten Beamten der Reichsfinanzverwaltung für möglich hielt, und obgleich die be- 
sprochenen Schwierigkeiten einer Heranziehung von Personen aus dem Wirtschafts- 
leben im Wege standen, zog die Reichsfinanzverwaltung auch Außenstehende zu 
den Arbeiten des Buchprüfungsdienstes heran. Die Gründe waren folgende: Die 
unverzügliche Einrichtung des Buchprüfungsdienstes war ein Gebot der Stunde. 
Man konnte nicht warten, bis man die erforderliche Anzahl von Beamten für die 
Prüfungstätigkeit ausgebildet hatte. Zudem war die Anzahl der privatwirtschaftlich 
vorgebildeten Beamten gering, und auch diese wenigen konnten nicht immer ihrer 
bisherigen Tätigkeit entzogen werden. Endlich war man sich darüber klar, daß 
eine nur theoretische Ausbildung auch bereits buchführungskundiger Beamten nicht 
genügen würde, um in großen und komplizierten Betrieben den zahlreichen Steuer- 
schlichen auf die Spur kommen zu können. So sah man sich gezwungen, auch 
Buchprüfer von dort zu holen, wo sie bereits waren, d.h. also aus der wirtschaft- 
lichen Praxis. Diese Heranziehung Außenstehender war lediglich als eine Über- 
gangsmaßnahme gedacht, bis die eigenen Beamten die erforderliche theoretische 
und praktische Ausbildung genossen hatten. Diese Heranziehung geschah in der 
Form, daß man geeignete Personen aus dem Wirtschaftsleben durch ein Vertrags- 
verhältnis anstellte oder nur mit der Vornahme einzelner Buchprüfungen betraute. 
Von letzterer Möglichkeit machte man nur ausnahmsweise, von ersterer dagegen 


! 


häufig Gebrauch. Die für eine Anstellung in Betracht kommenden Personen teilte 
man in drei Gruppen ein: | 

I. Gruppe: 

Erste vereidigte Bücherrevisoren, Treuhandrevisoren mit längerer praktisch 
Tätigkeit in bevorzugter Stellung; allererste Kräfte der Industrie, des Handels und 
des Bankfaches, die zu den großen, schwierigen Prüfungen sofort verwendet werden 
können. 4 

II. Gruppe: 54 

Diplomkaufleute und erste Buchhalter mit längerer praktischer Tätigkeit, die 
sofort zu mittleren Prüfungen oder als Mitprüfer bei größeren Prüfungen heran- 
gezogen werden können; Diplomhandelslehrer, zu Ausbildungszwecken verwendbar; 
Treuhandrevisoren und sonstige Revisoren mit kürzerer erze Betätigung. 

III. Gruppe: 

Jüngere Kräfte mit guter theoretischer und kürzerer Hraktiehhen Ausbildung‘ 
(jüngere Diplomkaufleute, jüngere Buchhalter), die Gewähr bieten, nach kürzerer 
Einarbeitung mit Erfolg im Buchprüfungsdienst verwendet werden zu können. 

Zu Beginn der Einstellung von nicht beamteten Buchprüfern fanden sich ‚ge- 
eignete Kräfte nur in durchaus ungenügender Zahl. Die Gründe waren folgende: 

Das Angestelltengehalt war nicht ausreichend. Im Oktober 1921 erhielten An- 
gestellte der I. Gruppe 3126—4375 Mark, der II. Gruppe 1501—3125 Mark und 
der III. Gruppe bis 1500 Mark. Diese Sätze blieben hinter den im Wirtschaftsleben 
gezahlten Sätzen zurück. 

Die feststehenden Reisevergütungen waren so niedrig, daß mit ihnen auch bei 
bescheidenen Ansprüchen die tatsächlichen Auslagen nicht bestritten werden 
konnten. Wiederholt haben deshalb Buchprüfer längere Reisen ablehnen müssen 
Das Angestelltenverhältnis war für den Buchprüfer unsicher. Jeder Dienstvertrag 
bedurfte der Zustimmung des zentralen Buchprüfungsdienstes, die gewöhnlich lange 
auf sich warten ließ. Während der Probezeit (11, Monate) konnte dem Buchprüfe 
täglich, nach der Probezeit zum Schlusse eines jeden Monates gekündigt werden. 
Der angestellte Buchprüfer hatte die Aussicht, nach beendigter Ausbildung der 
Beamten der Finanzverwaltung entlassen zu werden. 

Wollte die Reichsfinanzverwaltung wirklich befähigte Kräfte heranziehen und 
nicht auf stellenlose Kaufleute und Personen, die eine Tätigkeit beim Buchprüfungs- 
dienst nur als Sprungbrett in eine besser bezahlte Stellung ansahen, angewiesen 
sein, dann mußte sie ihre gesamten Anstellungsbedingungen wesentlich ändern. 
Änderungen erfolgten dann auch im Laufe der Zeit. 

Die Gehälter, die sich zwar weiter an die Gehälter bestimmter Beamtengruppen 
anlehnten, erreichten eine Höhe, die den Vergütungen an Treuhandrevisoren in 
etwa entsprachen. So konnte der Hauptkonkurrenz, den Dee 
begegnet werden. | 

Die festen Reisespesen wurden auch in ihrer realen Höhe heraufgesetzt. Zu- 
dem ermöglichte man es, für nachgewiesene notwendige Mehrausgaben einen Er- 
satzanspruch stellen zu können. 

Das Angestelltenverhältnis wurde sicherer: Die Anstellung überließ man ganz 
den LFÄ. Die Kündigungsfristen wurden verlängert. Sie betragen während der 
Probezeit (sechs Monate) 14 Tage und nach der Probezeit sechs Wochen (zum Quar- 
talsschluß). Man erklärte sich bereit, bewährte Angestellte in das Benz 
verhältnis zu übernehmen. } 

So gelang es, allmählich eine wachsende Zahl von geeigneten Kräften zum 
Buchprüfungsdienst heranzuziehen. Zur Zeit dürften 2100 bis 2400 Buchprüfer in 
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ler Reichsfinanzverwaltung tätig sein (davon etwa 400 an den 26 LFÄ. und etwa 
1900 an den 986 FÄ.). Die genaue Anzahl ließ sich leider nicht ermitteln. Die 
angestellten Buchprüfer sind nur in geringer Zahl in das Beamtenverhältnis über- 
getreten. Offene Stellen in der Gruppe VIII (Steuerinspektoren) stehen wohl zur 
Verfügung. Die angestellten Büchprüfer erstreben aber mindestens eine Eingliede- 
rung in die Gruppe IX (Obersteuerinspektoren). Die planmäßigen Stellen der 
Gruppe IX sind jedoch durchweg besetzt. 


Anhang: Die Überwachung der Buchprüfer. 


Da der Buchprüfer meist außerhalb seiner Dienststelle arbeitet, und da für 
ihn fast immer die Möglichkeit einer Beeinflussung zugunsten des Steuerpflich- 
ligen durch Vergünstigungen irgendwelcher Art gegeben ist, muß der Buchprüfungs- 
dienst Kontrollmittel besitzen, die ihn befähigen, die Arbeitsleistung und die ‚Zu- 
verlässigkeit des Buchprüfers überwachen zu können. 
| Dieser Überwachung dient zunächst das sogenannte Beschäftigungsbuch. Es ist 
vom Buchprüfer selbst zu führen und soll Aufschluß über die Art seiner Tätigkeit 
geben. Das Buch ist in gewissen Zeitabschnitten oder auf Verlangen dem Finanz- 
amtsvorsteher bzw. dem Leiter der Buchprüfungsstelle an dem LFA. vorzulegen. 
Bei auswärtigen Revisionen hat der Buchprüfer alle acht Tage einen kurzen Bericht 
über den Fortgang der Prüfung an seine Dienststelle einzusenden. Weiter hat der 
Buchprüfer damit zu rechnen, daß unverhofft an Ort und Stelle seiner Tätigkeit 
der Leiter der Buchprüfungsstelle oder ein Beamter des zentralen Buchprüfungs- 
dienstes erscheint und an der Prüfung teilnimmt. Ferner wird bei wiederholter 
Prüfung eines Betriebes nicht derselbe, sondern ein anderer Prüfer mit der Revi- 
sion betraut. Endlich bildet der Prüfungsbericht eine Kontrolle. Er wird vom 
Finanzamtsleiter oder vom Leiter der Buchprüfungsstelle am LFA. einer Nach- 
prüfung unterzogen, die sich auf die sachliche und rechnerische Richtigkeit und 
auf die erschöpfende Lösung der gestellten Prüfungsaufgaben zu erstrecken hat. 


c) Die Betätigung. 
a) Der Ausbildungsdienst. 


Zum Zwecke der Ausbildung sind Ausbildungsbezirke gebildet, die in der 
Regel zwei LFA.-Bezirke umfassen. Die Ausbildungsarbeit wird von einem Be- 
'amten der Gruppe X geleitet, der gewöhnlich aus dem Diplomhandelslehrerstande 
‚stammt. Um mit der Praxis stets in Verbindung zu bleiben, ist er verpflichtet, 
'häufiv an Buchprüfungen teilzunehmen. Weiter finden alljährlich zum Austausch 
der Erfahrungen Zusammenkünfte in Berlin statt. Die Ausbildungstätigkeit zerfällt: 

1. in die Ausbildung der im Steuerveranlagungsdienst stehenden Beamten; 

2. in die Ausbildung der für den Buchprüfungsdienst vorgesehenen Beamten; 

3. in die Ausbildung der im Angestelltenverhältnis stehenden Buchprüfer. 

Zu 1. Die Ausbildung hat den Zweck: „allen im Veranlagungsdienst stehenden 
Beamten der Gruppen VII bis XI eine gründliche theoretische Schulung auf dem 
Gebiete der Buchhaltung und der Bilanzkritik zu vermitteln und sie dadurch in den 
‚Stand zu setzen, die zahlreichen, bei der Veranlagung auftauchenden Fragen bilanz- 
technischer Art selbständig zu beurteilen und damit die eingereichten Bilanzen mit 
Gewinn- und Verlustrechnungen kritisch zu prüfen, gegebenenfalls auch einfachere 
Buchprüfungen selbständig durchzuführen !).“ 
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1) Erlaß des Reichsministers der Finanzen 
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Zur Erreichung dieses Zieles sind „Einführungskurse‘ eingerichtet, die vier 
Wochen dauern, und an denen jeweils rund 30 Beamte teilnehmen. | 
Um eine gleichmäßige Ausbildung in allen Teilen des Reiches zu ermöglichei 
wurden vom zentralen Buchprüfungsdienst Richtlinien für die Einführungskurse 
ausgearbeitet, die wir hier wiedergeben: £ 


A. Allgemeine Einleitung. 


1. Bedeutung in privatwirtschaftlicher Beziehung. i 

Kurze historische Notiz, Übersicht über Vermögensstand und Vermögens- 
bewegung, wachsende Bedeutung mit zunehmender wirtschaftlicher Verknüpfung, 
die Buchführung als Unterlage für Kalkulationen. ji 


2. Bedeutung in volkswirtschaftlicher (steuerlicher) Beziehung. 


Zunehmende volkswirtschaftliche Bedeutung von Handel und Gewerbe. Buch- 
führungspflicht HGB. 88 38—44 und $$ 261—263, neue Steuergesetzgebung (Pflichf 
zur Führung von Büchern, aus denen Einkommen, Vermögen bzw. der Verkehr‘ 
von Vermögenswerten ersichtlich wird), insbesondere Umsatzbesteuerung. 

| Stunden: 1. 
B. Periodische Buchführung (mit Beispielen). 
1. Klarlegung der Begriffe, Vermögen, Kapital, Reinvermögen, 
Aktiva, Passiva, Inventur (Menge und Werte). | 
a) Eröffnungsinventur. 
1. Vermögensgegenstände. 
2. Schulden. 
b) Schlußinventur. 
c) Ermittlung des Reingewinnes, 
aus b—a (Beispiele). 
2. Eröffnungs- und Schlußbilanz (nur Werte). 

Aktiva: Anlagevermögen, Betriebsvermögen. 

Weitere Zergliederung im Kapitel „Bilanzlesen“. 

Passiva: Schulden und Eigenkapital. 

Stunden: 4. 

Unterschied zwischen einfacher und doppelter Buchführung benutzen als Über- 
gang zur systematischen Buchführung. 


C. Systematische Buchführung (mit reichlichen Beispielen). 


1. Begriff des Kontos. 
Erklärungen der Seitenbezeichnungen: Soll und Haben, Debet und Kredit usw.; 
Ausgleich durch Saldo. 


2. Zusammenhang der Konten. 
a) Methode der doppelten Buchführung. 
b) Buchungsansätze. 
8. Arten der Konten. 
Aktıv- bzw. Vermögens-, Passiv- bzw. Kapitalkonten, Personenkonten, Sach- 
konten, Bestands-, Erfolgs- bzw. gemischte Konten. 1 
Keine Erörterung irgendwelcher Kontentheorie! 


4. Abschluß der Konten. 
a) Zusammenhang zwischen Abschluß und Inventur. 
b) Kapitalkonto und -unterkonten (Gewinn- und Verlustkonten usw.). 


c) Bilanzkonto. 
Stunden: 15. 
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Neben der rein buchtechnischen Unterweisung müssen zweckmäßig an geeig- 
neten Stellen handelskundliche Belehrungen eingeschaltet werden. 


5. Form der systematischen Buchführung (Arten der Bücher). 


Hauptbücher (Personenkontenhauptbuch [Kontokorrentbuch], Sachkontenhaupt- 
buch.) | 

Grundbücher (Kassenbuch, Memorial, Einkaufs- und Verkaufsbücher). 

Zwischenbücher (Journal). 

Nebenbücher (Skontren, Postscheckbücher, Bankbücher usw.). 

Mit Rücksicht auf den Zweck der Übungen ist besonderer Wert zu legen auf 
die Belege, das Quellenmaterial für die Buchungen und auf das Ineinandergreifen 
und das Bezugnehmen der Bücher (Bezugsspalte). 

6. Unterscheidung der einzelnen Buchhaltungssysteme. 

Je nach Art, Zahl und Form von Grund-, Haupt- bzw. Zwischenbüchern unter 
besonderer Betonung, daß das Buchungsprinzip stets dasselbe bleibt. 

a) Amerikanische Buchführung. 

b) Italienische Buchführung. 

c) Aus der italienischen abgeleitete Formen 

durch Einführung des Journals (deutsche Methode), 
durch Spaltung der Grundbücher (französische Methode). 
7. Abschlußtechnik bei einzelnen Unternehmungsformen. 

a) Einzelunternehmung. 

b) Offene Handelsgesellschaft. 

c) Kommanditgesellschaft. 

d) Aktiengesellschaft. 

e) Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

f) Genossenschaft. 

Stunden: 25. 
D. Kurzes Eingehen auf Fabrikbuchhaltung und landwirtschaft- 
liche Buchhaltung. 
Stunden: 5. 
E. Bilanzwesen und Bilanzkritik. 


1. Zusammenhang von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung. 


2. Begriffe: Bilanzwahrheit — Bilanzklarheit — Bilanz- 
kontinuität. 
' 3. Systematische Betrachtung der einzelnen Bilanzposten. 
a) Aktiva. 


&) Zergliederung der einzelnen Posten. 
ß) Durchlaufende und transitorische Posten (Antizipationen). 
y) Abschreibungs- und Bewertungsfragen bei kaufmännischer und steuer- 
licher Betrachtung. 
ö) Verschleierungsmöglichkeiten. 
b) Passiva. 


a) Eigenkapital (echte und unechte Reserven, Delkrederekonto, steuerfreie 
Rücklagen). 


ß) Fremdkapital (eingehende Prüfung der Schulden in bezug auf Höhe und 
Art der Schulden). 


y) Durchlaufende und transitorische Posten. 
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4. Kaufmännische Bilanz und Steuerbilanz. 


Insbesondere kaufmännische und steuerliche Bewertung der Vermögensteile. 
Steuerlich zulässige Abschreibungen. 
Steuerpflichtige Rücklagen. 
Abzugsfähigkeit von Steuern. 


Stunden: 40. 


Zu 2. Für die ausschließliche Verwendung im Buchprüfungsdienst kommen 
Beamte der Gruppe VII bis X in Betracht. Ihre Ausbildung geschieht in den be- 
sprochenen Einführungskursen und in sogenannten „Fortbildungskursen‘“, zu denen 
nur solche Beamte zugelassen werden, die in den Einführungskursen besondere 
Veranlagung und besonderes Interesse bewiesen haben. | 

Die Fortbildungskurse dauern 14 Tage. Die Teilnehmerzahl beträgt etwa 20. 

In den Fortbildungskursen werden folgende Stoffe behandelt: $ 

1. Erweiterung und Vertiefung der im Einführungskurs vermittelten buchhalte- 
rischen und betriebswirtschaftlichen Kenntnisse. i 

2. Eingehende systematische Bilanzkritik. t 

3. Die Grundlagen der Revisionstechnik (persönliche und sachliche Erforder- 
nisse), insbesondere die Gegensätzlichkeit kaufmännischer und steuerlicher Re- 
visionen. 

4. Besprechung der Revisionserfahrungen des Buchprüfungsdienstes möglichst 
an Hand praktischer Aufgaben. h 

5. Besprechung der technischen Ausgestaltung des Buchprüfungsdienstes. 

An diese theoretische Ausbildung schließt sich die praktische Ausbildung an. 
Diese besteht in der Teilnahme an Revisionen unter Leitung erfahrener Buche 
prüfer und dauert 1—3 Monate. 

Zu 8. Eine Ausbildung der im Angestelltenverhältnis stehenden Buchprüfer auf 
dem Gebiete der Buchhaltung, der Bilanzkunde und der kaufmännischen Revisions- 
technik ist nicht notwendig, da solche Kenntnisse ja die Voraussetzung für eine 
Anstellung bilden. Wohl aber ist es häufig erforderlich, solche nicht a 
Buchprüfer in die zur Prüfung notwendigen steuerrechtlichen Kenntnisse einzu 
weihen. Zu diesem Zwecke nehmen nichtbeamtete Buchprüfer in der ersten Zeit 
nur unter Leitung eines erfahrenen Revisors an Buchprüfungen teil. 

Zu 2 und 3. Um die Buchprüfer in allen wirtschaftlichen, steuerrechtlichen 
und revisionstechnischen Fragen auf dem Laufenden zu halten, sind folgende An- 
ordnungen getroffen: 

Die Buchprüfer sind verpflichtet, die Handelsteile der Zeitungen zu lesen und 
die für sie in Betracht kommenden Steuergesetze nebst den zugehörigen Aus- 
führungsbestimmungen und Dienstanweisungen durchzuarbeiten. 

Unter den Buchprüfern haben öfters Besprechungen zum Austausch der Er- 
fahrungen stattzufinden. 

Der zentrale Buchprüfungsdienst hat die im Buchprüfungsdienst gesammelten 
Erfahrungen zusammenzustellen und durch Vermittlung der LFÄ. den an 
Buchprüfern zuzustellen. 


B) Die Revisionstätigkeit 


beschränkt sich in der Hauptsache auf die Einkommen-, Vermögen- und Umsatz 
steuern. Die Abteilungen für Zölle und Verbrauchsabgaben besitzen eigene Revi 
sionseinrichtungen, die nach den einzelnen Abgaben verschieden sind. Die übrigen 
Steuern (Grunderwerbs-, Kapitalertrags-, Kapitalverkehrssteuer usw.) spielen für 
die Revisionstätigkeit nur eine untergeordnete Rolle. | 
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Buchprüfungen werden vorgenommen: 

1. im Steuerermittlungs- und Festsetzungsverfahren;; 
2. im Rechtsmittel- und Strafverfahren; 

8. im Steueraufsichtswege. 


Im Steuerermittlungs- und Festsetzungsverfahren gehen die Anregungen zur 
/ornahme von Buchprüfungen in der Regel von den Sachbearbeitern der einzelnen 
Steuerarten aus. Im Rechtsmittel- und Strafverfahren werden Anträge auf Buch- 
arüfungen von denjenigen Instanzen gestellt, die im Rechtsmittel- und Straf- 
rerfahren zu entscheiden haben, also von den Vorstehern der FÄ., den Präsidenten 
ler LFÄ. bzw. deren Referenten, den FG. und dem RFH. Für die Vornahme von 
Prüfungen im Steueraufsichtswege sind Pläne aufgestellt, nach denen jeder Betrieb 
n bestimmten Zeitabschnitten (etwa fünf Jahre) einer Revision unterzogen werden 
;oll. Außerdem soll der Steueraußendienst (vgl. S. 195) Anregungen zur Vornahme 
ron Prüfungen im Steueraufsichtswege geben. 

Die Entscheidung, ob und wann die beantragte Buchprüfung vorzunehmen ist, 
rifft bei den FÄ. der Finanzamtsvorsteher und bei den LFÄ. in der Regel der Leiter 
les Buchprüfungsdienstes. Die Entscheidung hängt ab von der rechtlichen Zu- 
ässigkeit der Prüfung, der Wichtigkeit der Prüfung (u. a. von dem Verhältnis der 
antstehenden Kosten zu dem voraussichtlichen Erfolge), von der Zahl der vor- 
iegenden Aufträge und der Zahl der zur Verfügung stehenden Revisoren. Fehlen 
dei einem FA. oder LFA. die erforderlichen und insbesondere die für einen Einzel- 
all notwendigen branchekundigen Buchprüfer, dann kann das benachbarte FA. 
dzw. LFA. bzw. (früher) der zentrale Buchprüfungsdienst um Unterstützung er- 
sucht werden. Mit Revisionen sind grundsätzlich zwei Buchprüfer zu betrauen. 
Nur kleinere Betriebe können durch einen Buchprüfer geprüft werden. 

Die beauftragten Buchprüfer haben die Pflicht, aus dem vorhandenen Material 
'Steuerakten, früheren Prüfungsberichten) alle Tatsachen, die zur Anordnung der 
Prüfung geführt haben, und alle Hinweise, die für die Durchführung der Prü- 
ungen von Interesse sein können, zu notieren. Diese Notizen sind durch münd- 
iche Rücksprachen mit den einzelnen Sachbearbeitern zu ergänzen (besondere 
Wünsche der Sachbearbeiter, Aufklärung über steuerrechtliche Spezialfragen usw.). 

Der Leitung des zu prüfenden Betriebes haben die Buchprüfer ihre Dienstaus- 
weise vorzuzeigen und den Prüfungsauftrag bekannt zu geben. Wird die Vornahme 
der Prüfung gestattet, dann ist die Geschäftsleitung zu ersuchen, eine Person nam-. 
haft zu machen, die die gewünschten Bücher und Geschäftspapiere herausgeben 
und bindende Auskunft erteilen kann. Wird die Vornahme der Prüfung oder die 
Herausgabe einzelner Bücher oder Geschäftspapiere verweigert, dann haben die 
Buchprüfer weitere Weisungen vom Leiter des zuständigen FA. zu erbitten. Keines- 
wegs dürfen sie selbständig zu irgendwelchen Zwangsmitteln greifen. 

Die Prüfungstechnik und die Anfertigung des Prüfungsberichtes wird im zweiten 
Hauptabschnitt dieser Arbeit behandelt. Nach den bisherigen Erfahrungen dauern 
die Buchprüfungen in Kleinbetrieben 2—4 Tage (ein Buchprüfer), in Mittelbetrieben 
7—14 Tage (zwei Buchprüfer) und in Großbetrieben durchschnittlich drei Wochen 
(zwei Buchprüfer). Über die Erfolge der Revisionstätigkeit, die durch eine im 
ganzen Reichsgebiete einheitlich ausgebaute Statistik 1) erfaßt werden, ist folgendes 
zu sagen: Die Buchprüfungen haben gegenüber den deklarierten Steuerbeträgen 
durchschnittlich 100% Mehrbeträge an Steuern eingebracht. Allerdings ist zu 
berücksichtigen, daß infolge von Personalmangel in der Hauptsache nur Buch- 
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prüfungen vorgenommen wurden, die einen großen Erfolg versprachen. Die Mehr. 
beträge haben bis etwa April 1923 die Kosten des Buchprüfungsdienstes reichlich 
gedeckt. Von April bis November 1923 ist dann ein Mißverhältnis zwischen den 
Kosten und dem Ertrage der Prüfungstätigkeit eingetreten. Diese Tatsache liegt 
aber lediglich in dem Umstande begründet, daß unsere Steuergesetze nicht recht- 
zeitig dem rasenden Verfall unserer Währung angepaßt wurden. Waren doch wäh 
rend dieser Zeit die Kosten unseres Finanzverwaltungsapparates erheblich höhe 
als die gesamten Steuereinnahmen. Zur Zeit ist ein Bild über die Rentabilität 
des Buchprüfungsdienstes nicht möglich, da die neuen Steuern erst jetzt anfangen 
einen Einfluß auf die Prüfungstätigkeit auszuüben. Jedoch hat man die feste Über 
zeugung, daß die Kosten des Buchprüfungsdienstes weit geringer als die durch 
seine Tätigkeit bedingten Mehrerträge an Steuern sein werden. 


y) Die Steuerforschung. ' 

Für die Steuerforschung sind nicht, wie für die übrigen Betätigungszweige des 
Buchprüfungsdienstes, bestimmte Richtlinien aufgestellt, die ein einheitliches Ar- 
beiten aller Dienststellen bezwecken. Es bestehen lediglich folgende Anordnungen: 

Der Buchprüfer hat Buchungen und sonstige Tatsachen, die von allgemeinem 
Interesse für das Gebiet der Buchprüfungstechnik, der Steuerveranlagung oder dei 
Steuergesetzgebung sein können, im Berichte besonders zu vermerken. Die Buch- 
prüfungsstellen haben solche Buchungen und Tatsachen nach eigenem Ermessen 
zusammenzustellen und alle drei Monate an die Dienststelle zur Verarbeitung der 
Prüfungsergebnisse weiterzuleiten. Hier sollen die im Buchprüfungsdienst ge- 
sammelten Erfahrungen verarbeitet werden. 

Verschiedentlich sind von der Dienststelle zur Verarbeitung der Prüfungs. 
ergebnisse „Zusammenstellungen über die Erfahrungen im Buchprüfungsdienst‘ 
ausgearbeitet worden, die die Buchprüfer auf neue ‚Steuerersparungsmethoden“ 


| 


aufmerksam machen. Von den einzelnen Buchprüfern und von den Buchprüfungs- 


Anregungen sind durch die neuen Steuergesetze überholt. 


3. Kritische Bemerkungen zur Organisation des Buchprüfungsdienstes. 


um das günstigste Verhältnis zwischen dem Aufwande und dem Ertrage zu er- 
zielen ? 
a) Der äußere Aufbau der Buchprüfungsorganisation. 


a) Abhängigkeit oder Unabhängigkeit von der Reichsfinanzverwaltung ? 


Wir haben bereits in der Vorgeschichte zur bestehenden Organisation des 
Buchprüfungsdienstes darauf hingewiesen, daß man ursprünglich den Plan hatte,‘ 
die steuerlichen Revisionen der 1920 gegründeten Reichstreuhand A.-G. zu über 


Fa 


tragen, deren Hauptaktionär der Reichsfiskus war (von 4 20 000 000.— Aktienkafl 
tal waren 46 17059000.— im Besitz des Reichsfiskus, das übrige Kapital war im 
Besitz der Länder und einzelner Wirtschaftsgruppen). Wir wollen einmal ade 
nehmen, die Reichsfinanzverwaltung hätte auf die Schaffung einer eigenen Buch- 
prüfungsorganisation verzichtet und der Reichstreuhand A.-G. die steuerlichen 
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Revisionen überlassen, und untersuchen, welche Vor- und Nachteile sich dann 
gegenüber dem jetzigen Zustande ergeben hätten. 
‘An Vorteilen sind zu erwähnen: 

1. Die Mehrzahl der Gewerbetreibenden ist bereit, dem Reiche zu geben, was 
les Reiches ist. Die gewissenhafte Beachtung unserer komplizierten Steuergesetze 
arfordert aber einen Zeitaufwand, den sich die wenigsten Gewerbetreibenden 
aeben ihrer Berufsarbeit erlauben können. Solche Steuerpflichtige werden leicht 
lie Reichstreuhand A.-G. beauftragen, ihre Bücher in steuerlicher Beziehung zu 
prüfen und auf Grund der Prüfung für sie die Steuererklärungen abzugeben, wenn 
sie die Gewißheit haben, daß ihre Steuererklärungen nur in Ausnahmefällen be- 
nstandet und zeitraubende und ärgerliche Auseinandersetzungen mit dem Fiskus 
vermieden werden. Diese Zensiten werden natürlich auch bereit sein, ein Honorar 
zu zahlen, das sich in angemessenen Grenzen bewegt. Während bei dem jetzigen 
Zustande die Kosten erfolgloser Buchprüfungen dem Fiskus zur Last fallen, wer- 
en bei freiwilligen Revisionen durch die Reichstreuhand A.-G. die Kosten auch 
dann vom Steuerpflichtigen getragen, wenn zu steuerlichen Beanstandungen keinerlei 
Anlaß ist. 

2. Eine Aktiengesellschaft unterliegt in Personalfragen nicht, selbst wenn sich 
die überwiegende Mehrzahl der Aktien im Reichsbesitz befindet, den zahlreichen 
Bindungen einer öffentlichen Verwaltung. Das hat folgende Vorteile: 

| a) Bei der Reichstreuhand A.-G. braucht sich die Höhe des Revisorengehaltes 
nicht, wie bei der jetzigen Organisation, nach der genossenen Ausbildung, dem 
Dienstalter und den Familienverhältnissen zu richten. Die Reichstreuhand A.-G. 
kann ihre Buchprüfer nach ihren Leistungen bezahlen und somit leichter tüchtige 
Revisoren heranziehen und weniger Befähigte abstoßen. 

b) In der jetzigen Organisation bieten sich für die Revisoren, die durchweg 
keine Juristen sind, nur geringe Aufstiegmöglichkeiten, da die oberen Verwaltungs- 
stellen in der Regel mit Juristen besetzt werden, und da nach den bisherigen Er- 
fahrungen nicht anzunehmen ist, daß die Juristen sich ihre Monopolstellung 
nehmen lassen. Revisoren, die tüchtige Leistungen, wenn nicht durch hohe Be- 
zahlung, dann doch wenigstens durch sichere Beförderung belohnt wissen wollen, 
werden kaum den Weg zur jetzigen Organisation des Buchprüfungsdienstes finden. 
Bei der Reichstreuhand A.-G. haben Revisoren bessere Möglichkeiten in leitende 
Stellungen zu kommen, da bei einer Aktiengesellschaft wohl kaum Juristen bevor- 
zugt werden. 
| c) Eine Aktiengesellschaft unterliegt keinerlei Personalabbauverordnungen. 
Sie kann, wenn es die zunehmende Arbeit erfordert, Neueinstellungen vornehmen. 
Schwieriger liegen die Verhältnisse beim jetzigen Buchprüfungsdienst. Selbst 
Zweige der Verwaltung, die sich in der Entwicklung befinden, können sich einem 
allgemeinen Personalabbau nur schwer entziehen, da dieser schematisch durch- 
geführt werden muß. Es ist zwar denkbar, daß ein Teil der Verwaltung stärker 
abgebaut wird als der andere, und daß dann von einem Zweig der Verwaltung 
dem anderen noch Kräfte zugeführt werden können. Abgesehen davon, "daß man 
bei einer verschiedenen Behandlung der einzelnen Verwaltungszweige auf schwer 
zu überwindende Schwierigkeiten stoßen wird, bringt ein solcher Austausch von 
Beamten dem Buchprüfungsdienst keine Vorteile, da kaum ein Verwaltungszweig 
Beamte besitzt oder entbehren kann, die für eine steuerliche Revisionstätigkeit 
geeignet und vorgebildet sind. 

3. Die Reichstreuhand A.-G. ist nicht nur in Personalfragen, sondern auch in 
der Gestaltung ihres Betätigungsfeldes beweglicher als die bestehende Organisation. 
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Der Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung beschränkt sich in der Haupt- 
sache nur auf steuerliche Revisionen. Der ihm übertragene Ausbildungs- un 
Steuerforschungsdienst spielt im Verhältnis zur Gesamtbetätigung keine große 
Rolle. Ein Arbeitsausgleich zwischen revisionsreichen und -armen Zeiten ist somi 
beim Buchprüfungsdienst nur auf dem Gebiete der steuerlichen Revisionen mög- 
lich. Hier ist der Arbeitsausgleich aber begrenzt, da eine Politik ständiger Arbeits- 
häufung im Interesse einer schnellen Arbeit der Finanzbehörden nicht angängig ist. 
Anders liegen die Verhältnisse bei der Reichstreuhand A.-G. Nach dem Gesell- 
schaftsvertrage soll sie neben steuerlichen Revisionen noch folgende Aufgaben 
übernehmen: Verwaltungen für fremde Rechnung, Handelsgeschäfte für Rechnung 
Dritter, Übernahme des Amtes als Treuhänder, Vertretung hinsichtlich Ausübung 
des Aktien- und Obligationsrechtes (z. B. Vornahme von Wertpapierumschreibungen) 
sowie Übernahme von Wertpapieren und Überwachung von Auslosungen, Interessen 
vertretung von Gläubigerschutzvereinigungen, Staaten, Kommunen und sonstigen 
Vereinigungen, ständige Revision, Funktion und Prüfung von Bilanzen bei Behörden 
und Privaten und Reorganisation von Gesellschaften. Es bedarf keiner Erörterung, 
daß bei dieser Fülle von Aufgaben leicht ein Arbeitsausgleich zwischen den ein- 
zelnen Betätigungszweigen durchgeführt werden kann. 

4. Die Kosten des Buchprüfungsdienstes werden ohne streng gesonderte Rech- 
nung aus der großen Reichskasse bestritten. Ähnlich verhält es sich mit seinen 
Erträgen. Die Reichstreuhand A.-G. kann leichter Aufwand und Ertrag ziffern- 
mäßig erfassen, da sie nach kaufmännischen Grundsätzen organisiert ist. Sie kann 
daher auch leichter danach streben, Aufwand und Ertrag in ein günstiges Ver- 
hältnis zu bringen. \ 

An Nachteilen sind zu erwähnen: 

1. Eine Dezentralisation kann bei der Reichstreuhand A.-G. nicht soweit durch- 
geführt werden, wie beim Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung. Dem 
Buchprüfungsdienst kann ein erheblicher Teil der Arbeiten durch die FÄ. und 
LFÄ. abgenommen werden (Anstellung, Besoldung und Überwachung der Revisoren, 
Unterhaltung der Bureauräume, Beschaffung und Ergänzung der Steuerliteratur, 
Vervielfältigung der Prüfungsberichte u.a. m.). Alle diese Arbeiten muß die Reichs- 
treuhand A.-G. selbst ausführen. Sie sind aber nur bei größeren Zweigstellen 
wirtschaftlich. L 

2. Die einzelnen Zweige der Reichsfinanzverwaltung leisten dem Buchprüfungs- 
dienst wertvolle Vorarbeiten (z.B. die Ansammlung von Material über die Steuer- 
pflichtigen bei den einzelnen Sachbearbeitern). Es ist nicht immer leicht, diese 
Vorarbeiten der Reichstreuhand A.-G. zur Verfügung zu stellen. 4 

3. Die Reichstreuhand A.-G. ist ihrer Struktur nach den Einflüssen unserer 
Wirtschaftsvertretungen viel mehr ausgesetzt als der Buchprüfungsdienst der Reichs- 
finanzverwaltung. Die Erfahrungen lehren, daß die Wirtschaftsvertretungen ihre 
Sonderinteressen den Allgemeininteressen voranstellen. Ein unparteiisches Ar 
beiten, die Hauptforderung, die die Finanzverwaltung an die Reichstreuhand A. -G. | 
stellen muß, ist daher in Frage gestellt. 2 

4. Wenn die Finanzverwaltung vollständig auf eigene steuerliche Buch 
prüfungen verzichtet, besitzt die Reichstreuhand A.-G. ein Monopol in der Vor- 
nahme steuerlicher Revisionen. Diese Tatsache führte zu unlösbaren Schwierig- 
keiten, wenn die Finanzverwaltung Steuererklärungen oder Revisionen, die durch 
die Reichstreuhand A.-G. vorgenommen wurden, beanstandet. Die Reichstreu- 
hand A.-G. wird verständlicherweise begangene Fehler nur in den seltensten Fällen 
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eingestehen. Die Finanzverwaltung kann vorgekommene Fehler kaum beweisen, 
da sie ja keine eigene Revisionseinrichtung besitzt. 

| Die Reichstreuhand A.-G. ist ohne Zweifel die geeignetere Buchprüfungsorga- 
nisation, wenn es möglich ist, die geschilderten Nachteile zu überwinden. 

Dem ersten und zweiten Nachteil kann man durch organisatorische Maß- 
‚ nahmen begegnen. 

| Ein objektives Arbeiten kann dadurch erreicht werden, daß man der Reichs- 


\ treuhand A.-G. eine Monopolstellung nicht einräumt, mit anderen Worten, daß die 
Reichsfinanzverwaltung nicht ganz auf eigene Revisionseinrichtungen verzichtet. 
‚ Die Reichstreuhand A.-G. wird das verständliche Bestreben haben, sich immer 
weiter auszudehnen. Arbeitet sie nun einseitig zugunsten des Fiskus, dann bleiben 
‚ die freiwilligen Aufträge der Steuerpflichtigen aus. Arbeitet sie einseitig zugunsten 
‚ der Steuerpflichtigen, dann wird die Finanzverwaltung den Steuererklärungen, die 
‚ die Reichstreuhand A.-G. im freiwilligen Auftrage der Zensiten bearbeitet hat, keine 
‚ bevorzugte Stellung einräumen und ihr keine Prüfungsaufträge erteilen, sondern 
“von ihren eigenen Revisionseinrichtungen Gebrauch machen. Bei einer solchen 
Sachlage wird die Reichstreuhand A.-G. bemüht bleiben, objektiv zu arbeiten, da 
ihr sonst entweder von den Steuerpflichtigen oder von der Finanzverwaltung Auf- 
träge nicht erteilt werden, sie also ihre Geschäftstätigkeit nicht ausdehnen kann, 
‚sondern einschränken muß. Arbeitet die Reichstreuhand A.-G. unparteiisch, dann 
‚kann die Finanzverwaltung ihren Buchprüfungsdienst abbauen, jedoch nicht ganz, 
um jederzeit einen Druck auf die Reichstreuhand A.-G. ausüben zu können. 
Bei dieser Doppelorganisation wird auch der vierte Nachteil nicht in Erschei- 
nung treten, da die Finanzverwaltung ja die Möglichkeit hat, mit ihren eigenen 
Revisionseinrichtungen die Tätigkeit der Reichstreuhand A.-G. zu überwachen. 

Die Übertragung der Revisionsarbeiten von dem Buchprüfungsdienst auf die 
Reichstreuhand A.-G. und der Abbau des Buchprüfungsdienst kann etwa in folgen- 
der Weise vor sich gehen: 

Die Reichsfinanzverwaltung macht von dem ihr nach $ 208 Abs.1 Satz 2 
RAO. zustehenden, aber bisher noch nicht ausgeübten Rechte Gebrauch: 

„Wenn eine vom Reichsminister der Finanzen bezeichnete Stelle bescheinigt, daß sie 
die Bücher und Aufzeichnungen geprüft hat, und daß die Eintragungen, für die sie bestimmt 
sind, fortlaufend und vollständig gemacht und formell und sachlich richtig sind, so darf 
' die Beanstandung nur mit Genehmigung des Landesfinanzamtes erfolgen.“ 

Die Reichstreuhand A.-G. könnte als eine solche Stelle bezeichnet werden. 
Gleichzeitig hätte der Reichsfinanzminister durch Dienstanweisungen die FÄ. zu 
veranlassen, der Reichstreuhand A.-G. Prüfungsaufträge zu erteilen. Über Art und 
Umfang der Revisionen und über die Abfassung der Prüfungsberichte werden vom 
zentralen Buchprüfungsdienst Richtlinien auszuarbeiten sein, die für die Reichstreu- 
"hand A.-G. bindend sind. 
| Löst die Reichstreuhand A.-G. die ihr gestellten Aufgaben in befriedigender 
' Weise, dann baut die Finanzverwaltung ihre eigenen Revisionseinrichtungen ab, 
' und zwar in der Weise, daß sie den Buchprüfungsdienst an den FÄ. aufgibt, aber 
den Buchprüfungsdienst an den LFÄ. und den zentralen Buchprüfungsdienst be- 
' stehen läßt. Man wird danach streben müssen, die überflüssigen Buchprüfer der 
' Finanzverwaltung teilweise der Reichstreuhand A.-G. zuzuführen und teilweise 
' in andere Zweige der Finanzverwaltung zu versetzen. Auf diese Weise wird es 
ermöglicht, die Buchprüfer unterzubringen, die Reichstreuhand A.-G. mit einem 
Stamm von sachkundigen Revisoren zu versehen und, wenn erforderlich, jederzeit 
‘ den Buchprüfungsdienst schnell und ohne große Kosten wieder in Tätigkeit zu 
' Setzen. | 
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Die steuerlichen Revisionen der Reichstreuhand A.-G. werden stichproben- 
weise nachgeprüft durch den zentralen Buchprüfungsdienst und auf Antrag der FÄ, 
unter Zustimmung der LFÄ. durch den Buchprüfungsdienst der LFÄ. Weiter werden 
zweckmäßig kleinere Prüfungen auch bei einem befriedigenden Arbeiten der Reichs- 
treuhand A.-G. gelegentlich durch die FÄ. vorzunehmen seint). Ebenso sind die 
Buchprüfer der LFÄ. zu Revisionen heranzuziehen, soweit dies im Interesse einer 
Vollbeschäftigung liegt. | 

An Einnahmen aus der steuerlichen Revisionstätigkeit fließen der Reichstreu- 
hand A.-G. zu: i 

1. Die Honorare der Steuerpflichtigen, die freiwillig einen Prüfungsauftrag er- 
teilen. Die Honorare müssen möglichst niedrig gehalten werden, um den Steuer- 
pflichtigen einen Anreiz zu geben, sich in Steuerfragen der Reichstreuhand A.-G. 
zu bedienen. E 

2. Die Entschädigungen der Reichsfinanzverwaltung für die ihrerseits erteilten 
Aufträge. Diese Entschädigungen müssen so ausgebaut sein, daß überflüsige Auf- 
träge unterbleiben, notwendige Aufträge aber erteilt werden, und daß die Reichs- 
treuhand A.-G. ein Interesse daran hat, nicht zu lange, aber doch gründlich zu ar-” 
beiten. Wir glauben durch folgendes System den Forderungen gerecht zu werden: 
Die Finanzverwaltung zahlt für jeden Revisionstag die Selbstkosten zuzüglich eines 
geringen Gewinnaufschlages, jedoch höchstens bei Revisionen kleinerer Betriebe’ 
3—4 Tage, mittlerer Betriebe 8—10 Tage und größerer Betriebe 18—24 Tage (über 
die Begriffe Selbstkosten, geringer Gewinnaufschlag, Klein-, Mittel- und Großbetrieb 
sind natürlich Abmachungen zu treffen). Darüber hinaus erhält die Reichstreu- 
hand A.-G. etwa 1000 der Mehrerträge, die auf ihre Tätigkeit zurückzuführen sind. 
Allzu kleinliche Berechnungen brauchen zwischen der Reichstreuhand A.-G. und 
der Finanzverwaltung nicht zu erfolgen, da letzten Endes doch jeder Aufwand und 
Ertrag dem Fiskus zufällt. (Die eben erwähnte Begründung läßt sich für einen 
vollständigen Verzicht auf Entschädigungen nicht anführen, da sich dann bei der 
naturgemäß verschiedenen Einstellung beider Organisationen die oben aufgestellten 
Forderungen nicht verwirklichen lassen.) Wie die Finanzverwaltung ihrerseits die’ 
entstandenen Kosten ganz oder teilweise den Zensiten aufbürden kann, wird später 
zu besprechen sein. | 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß alle Maßnahmen der Finanzverwaltung 
darauf hinzielen müssen, der Reichstreuhand A.-G. immer wieder vor Augen zu 
führen, daß ihre Ausdehnung, ihre Gewinnmöglichkeiten und ihre Stellung von 
einem unparteiischen Arbeiten abhängig ist. 

(Schluß folgt.) 


Tageswert oder Anschaffungswert in der Bilanz. 
Von Ernst Walb. 


I 


Im ersten Heft der Zeitschrift für Betriebswirtschaft beschäftigt sich Professor 
Schmidt-Frankfurt a.M. mit den neuen Goldmarkbilanzen und nimmt hierbei die 
Gelegenheit wahr, sich mit der Frage der Bewertung zum Anschaffungs- oder Tages- 
preis, die er in seinen großen Arbeiten über ‚die organische Bilanz“ und den ‚„Wie- 
derbeschaffungspreis‘“ behandelt hat, noch weiter auseinanderzusetzen. In diesem 
Aufsatz finden sich zahlreiche Stellen, denen ich nicht zustimmen kann, und die 
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mir eine Kritik dieser Arbeit, verbunden mit einem Anschneiden des grundsätz- 
lichen Problems, angezeigt erscheinen lassen. 

Der Grundton, der die ganze Arbeit Schmidts durchzieht, ist der, daß die 
Vorschriften über die Goldmarkbilanzen gezeigt hätten, daß der Anschaffungspreis 
als Bewertungsgrundlage versagt habe. Sie stellten ebenso wie $40 HGB. eine 
‚Anerkennung der Theorie vom Tageswertansatz dar, nur blieben sie wieder auf 
halbem Wege stehen. Die. Schmidtsche Theorie sei jedenfalls dadurch gerecht- 


fertigt. So heißt es S. 15: 

„Dieser Paragraph (gemeint ist $ 40 HGB.) sagt, daß sämtliche Vermögensgegenstände 
und Schulden eines Kaufmannes mit dem Werte anzusetzen sind, den sie am Bilanztage 
haben. Das ist die eindeutige Anerkennung des von mir vertretenen Tageswertes als Grund- 
lage der Bilanz, und es ist für uns erfreulich, zu registrieren, daß die anderslautenden 
Vorschriften für die Aktiengesellschaft die Probe weniger gut bestanden haben. wie der 
Tageswert. Auch mit einer weiteren Bestimmung kann ich, als Verfechter des Grundsatzes 
von Vermögenswertänderung und Umsatzgewinn, sehr zufrieden sein. Die Erhöhungen, welche 
‚die Bilanzwerte anläßlich der Umwertung auf die Neubilanz erfahren, sollen auf einem be- 
‚sonderen Konto ausgewiesen werden.“ 

Weiter heißt es S.19 bei den Steuerbilanzen: 

„Im ganzen ist also ein erheblicher Fortschritt zu verzeichnen in der Richtung auf ein- 
'heitliche Bewertungsgrundsätze. Wer, wie ich, seit langem den Tageswert als alleinigen 
Bilanzmaßstab fordert, kann damit zufrieden sein, nicht aber mit den Resten der In- 
'konsequenz, die noch verblieben sind. 

S.21: 

„Das Ergebnis unserer Betrachtung über die Bewertungsgrundsätze ist die Fest- 
istellung, daß der Tageswert als anerkannter Bilanzwert auf der ganzen Linie in siegreichem 
‚Vordringen ist. Einen vollen Sieg hat er nirgends errungen. Aber der bisher allein herr- 
‚schende Anschaffungswert ist doch vollkommen beseitigt worden, obgleich sicher ist, daß 
ihm nicht nur aus den Kreisen der Praktiker, sondern auch der Theoretiker die lebhaftesten 
‚Verteidiger zur Verfügung standen. Ein in sich falsches Prinzip kann zwar in normalen 
(Zeiten mit geringen Wertschwankungen lange Zeit Geltung haben, aber niemals ist es in 
‚der Lage Stürmen zu widerstehen, die sich in der Wertbildung auswirken.“ 

S.22, wo von der Umstellung des Kapitalkontos die Rede ist: 

„Zuerst zeigten die Entwürfe der neuen Verordnung den Aufbau auf dem An- 
'schaffungswert des Nominalkapitals, das heißt, man wollte jede Kapitaleinzahlung mit dem 
(Index des Einzahlungstages in Goldmark umrechnen und aus der Summe der einzelnen 
‚Posten den Gesamtwert des Aktienkapitals und damit das neue Nominalkapital feststellen. 
‚Glücklicherweise ist man von diesem Vorhaben abgekommen. Man hat rechtzeitig eingesehen, 
‚daß auch hier der Anschaffungswert versagen mußte, weil er keinerlei Sicherheit gibt, daß 
'nun wirklich auch die ihm entsprechenden Vermögenswerte vorhanden sind.“ 

S. 26: ! | 

„Während für die Bewertung der Bestände das Prinzip der Tageswertrechnung nahezu 
voll erkannt ist, liegt über den Frragen der Gewinnrechnung noch das alte Dunkel. Die Gold- 
'markbilanzverordnung bestimmt nur, daß die in der neuen Bilanz verzeichneten Werte als 
'Anschaffungswerte im Sinne der sonstigen Bilanzvorschriften gelten sollen. Also will man 
das alte Spiel der Gewinnrechnung auf Grundlage der Anschaffungswerte wieder aufnehmen. 
"Das ist eine logische Ungereimtheit sondergleichen. Soeben hat man den völligen Bankrott 
(der Anschaffungswertrechnung öffentlich bekennen müssen, indem man Ausnahmevorschriften 
'erläßt, die auf dem Tageswert aufbauen, und doch bringt man es fertig, im gleichen Atem 
‚das alte Verfahren doch für richtig zu erklären. Ebenso verfährt die Einkommensteuerbilanz. 
‘Auch sie will die neuen Werte als Anschaffungswerte für kommende Abrechnungen be- 
trachten.“ 

„Was soll ein Kaufmann tun, wenn seine Aktiven, in Goldmark gerechnet, innerhalb 
‚der letzten sechs Wochen ungefähr 300/ im Werte gesunken sind. Soll er das als echten 
‚Verlust ausweisen, obgleich er bei jedem Umsatz verdient hat und derzeit mehr Ware besitzt 
(als vor Beginn der Preissenkung ?“ 


SPRAUE 

„Ich habe noch keinerlei Argumente erfahren, die das Tageswertprinzip in Bilanz und 
‘Kalkulation widerlegen. Wenn diese geistige Trägheit der Berufensten andauert, wenn beim 
‘Kaufmann weiter etwas Einkommen sein soll, das es beim Privatmann nicht ist, wenn alle 
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Gesetze der Logik für das Gebiet der Wirtschaft solchermaßen geleugnet werden, dann bleibt 
als einzige Hoffnung die, daß einzelne gute Köpfe in der Praxis sich mit den Grundsätzen 
der Tageswertrechnung vollkommen vertraut machen und sie anwenden. Indem sie dies 
tun, werden sie neue Gesichtspunkte für ihre Betriebspolitik gewinnen, die sich mit Not- 
wendigkeit in Goldmarkgewinnen niederschlagen müssen, denn sie gestatten geschäftlich er- 
folgreiche Dispositionen, wo der falsch rechnende Konkurrent in verlustbringender Richtung 
arbeitet. Wenn das Gesetz für die Zukunft wieder die falschen Bilanzen mit den bankrotten 
Anschaffungswerten will, so soll es sie haben. Auf falsch gestimmtem Intrument wird nie 
eine reine Melodie ertönen.“ 

S. 28: 

„Obgleich die große Mehrheit der an der neuen Bilanzreform beteiligten Personen 
keine Tageswertbilanz machen wollte, haben sie sie einführen müssen, durch die Kraft, die 
in den Dingen und Verhältnissen selbst liegt.“ } 

II. $ 

Gegenüber diesen Ausführungen ist zunächst festzustellen, daß sie völlig falsch 
gehen, wenn sie die Bewertungsvorschriften bei den Goldmarkbilanzen als Recht- 
fertigung der Theorie vom Tageswert ansehen. Wie liegt denn die Sache in Wirk- 
lichkeit? Die bis jetzt aufgestellten Bilanzen sowie die vorhandenen Buchhaltungs- 
ziffern sind infolge der Aufrechterhaltung des Grundsatzes Mark = Mark zu un- 
sinnigen Zahlenbildern geworden. Die verfahrene Lage mußte wieder eingerenkt 
werden. Nachdem die Währung wieder stabil geworden war, gab es keinen ein- 
facheren Weg als die Fiktion einer Neugründung, bei der die vorhandenen Werte 
zum Tageswert eingebracht worden seien. Der theoretisch daneben noch gangbar 
gewesene Weg hätte darin bestanden, die früheren Bilanzen bzw. Buchführungs- 
inhalte mit einem Index umzurechnen, um dadurch im Anschluß an die über- 
lieferte Buchhaltung die Goldmarkziffern zu erreichen. Diese Umstellung hätte je- 
doch eine Mühe sowie Kosten und Verzögerungen verursacht, die der genügend be- 
lasteten Wirtschaft nur schwer zugemutet werden konnten. Außerdem brachte die 
Neubilanzierung den Vorteil, durch das Auflebenlassen stiller Reserven das rech- 
nungsmäßige Kapital höher erscheinen zu lassen, als es anders möglich gewesen 
wäre, eine Nebenwirkung, die, wie die Verhältnisse in Deutschland zur Zeit liegen, 
wo für einen großen Kreditbedarf Sicherungsunterlagen ausgewiesen werden müssen, 
als zweckmäßig mitgenommen werden sollte. All dies hat aber mit einem Bankrott 
der Anschaffungswert- und einer Rechtfertigung der Tageswerttheorie nicht das min: 
deste zu tun. Die Anschaffungswerte waren unbrauchbar geworden, weil ungleiche. 
Werte in ihnen vereinigt waren. Hätte man rechtzeitig die Goldmarkbuchführung 
eingeführt, so wäre es zu dieser ganzen Umstellung mit Neubewertung überhaupt 
nicht gekommen. Es ist mir völlig unverständlich, wie man aus einer reinen Zweck- 
mäßigkeitshandlung, die gar nichts mit wirtschaftstheoretischen Erwägungen zu tun 
hat, und deren Vornahme nur auf Zufallsumständen beruht, eine Rechtfertigung für 
eine Theorie herauslesen kann. Dies um so mehr, als ja ausdrücklich der Tageswert 
für die Zukunft nicht anerkannt wird. Darin liegt durchaus nicht die Inkonsequenz, 
die Schmidt feststellt, sondern das klare Bekenntnis, daß die diesmalige Verwen- 
dung des Tageswertes eine taktische Maßnahme war, die mit Grundsätzen und 
Theorien der Bilanz nichts zu tun hat. Es kann demnach, wie gesagt, aus.der An- 
nahme von Tageswerten bei den Goldmarkbilanzen gar nichts für die Schmidtsche 
Theorie hergeleitet werden. 

Wie sehr verblendet Schmidt in dieser Hinsicht ist, das zeigen die oben wieder- 
gegebenen Ausführungen S. 22 und S. 19. 

S. 22 wird die Regelung, die die Umstellung des Kapitalkontos erfahren. hat, als 
Verwerfung des Anschaffungspreises zugunsten des Tageswertes bezeichnet. Der ur- 
sprüngliche Plan, die Kapitaleinzahlungen in Goldmark umzurechnen, um auf diese 
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Weise eine, übrigens sehr instruktive, Übersicht darüber zu gewinnen, was in Goldmark 
eingezahlt und was erhalten wurde, wird als eine Anwendung des Anschaffungspreises 
bezeichnet, und es wird hinzugefügt, daß man eingesehen habe, daß auch hier der 
Anschaffungswert versagen mußte, „weil er keine Sicherheit gibt, daß nun wirklich 
auch die ihm entsprechenden Vermögenswerte vorhanden sind“. Hier wird dem Be- 
griff Anschaffungswert ein Inhalt gegeben, der mit seiner Anwendung in der Schmidt- 
schen Theorie gar nichts zu tun hat. Schmidts Anschaffungs- bzw. Tageswerte be- 
ziehen sich auf die Objekte, die auch Gegenstand der Kalkulation sind, d.h. die Ak- 
tiva. Sie haben ferner mit reduzierten Papiermarkzahlen, die gerade Schmidt ab- 
lehnt, nichts zu tun. Solche beim Kapitalkonto auftretenden Ziffern nun als Anschaf- 
fungswerte zu bezeichnen und aus deren Nichtanwendung (die aus der Erkenntnis 
erfolgte, daß das Reduktionsverfahren eine Durchbrechung der sonst angewandten 
Methode bedeutet und mehr Nebenzwecken als dem Hauptzweck gedient hätte) die 
Folgerung abzuleiten, man habe die Unbrauchbarkeit des Anschaffungspreises ein- 
gesehen, bedeutet eine Verkennung der tatsächlichen Vorgänge, die mir bei einem so 
scharfen Denker wie Schmidt unverständlich ist. 

Ähnlich liegt es bei den Ausführungen S. 19. Die Tatsache, daß die Verord- 
nung im Falle der Höherbewertung den Unterschied zwischen Anschaffungspreis 
und Bilanz gesondert ausgewiesen haben will, bucht Schmidt ebenfalls zu seinen 
Gunsten. In Wirklichkeit hat diese Vorschrift mit seiner Theorie wiederum gar 
nichts zu tun, vielmehr ist sie direkt gegen ihn gerichtet. Die Verordnung wollte 
durchaus nicht die Anschaffungswerte, wie Schmidt es will, dadurch preisgeben, 
daß sie den Tageswert einsetzt und ein Wertveränderungskonto als Ergänzung zum 
 Kapitalkonto führt; sie wollte im Gegenteil den Anschaffungswert weitgehend ret- 
ten. Deshalb muß er trotz der Umstellung ausgewiesen werden. Was hier besonders 
anzugeben ist, ist eine Aktivsumme, während Schmidt die Differenz nicht in den 
Aktiven, wo sie bei ihm keinen Sinn hätte, sondern in den Passiven nachweist. 
Außerdem wird in den Goldmarkbilanzen der Unterschied gar nicht auf einem be- 
sonderen Konto, sondern bei jedem einzelnen Bilanzposten deklaratorisch dar- 
gestellt). 


Auch der bei oberflächlicher Betrachtung einleuchtendste Grund, den Schmidt 
für sich anführt, die Bestimmung des 840 HGB., hält der Kritik nicht stand. Es 
war seither schon bekannt, daß dieser Paragraph nur im Zusammenhang mit & 38 
zu lesen sei, in dem die kaufmännische Übung als oberster Grundsatz der Rech- 
nungslegung hervorgehoben ist. Neuerdings hat Schmalenbach?) die Beziehung 
beider Bestimmungen sehr glücklich wie folgt gekennzeichnet: „$40 bestimmt nur, 
daß die Wertbeilegung zeitlich unter den Gesichtspunkt des Bilanzstichtages zu 
stellen ist.“ Dies schließt aber die kaufmännische Übung, wie sie in der Verwen- 
dung von Anschaffungspreisen und auch Abschreibungen in bestimmten Fällen ge- 
geben ist, nicht aus. 


Wie wenig die Goldmarkbilanzverordnung eine Rechtfertigung der Theorie vom 
Tageswert darstellt, zeigt deutlich das an die Verordnung sich anschließende Schrifi- 
tum. Im Bankarchiv haben Flechtheim®), Fischer*) und Haußmann°), von denen 
man annehmen kann, daß sie über den Willen des Gesetzgebers unterrichtet sind, 
die stillen Reserven, d.h. die Abweichung vom Tageswerte, ausdrücklich gebilligt. 
Flechtheim schreibt wörtlich: „Auch hierbei steht vom Standpunkt des öffent- 
lichen Rechtes den Gesellschaften die Freiheit einer Unterbewer- 


1) Siehe Schmalenbach, Die Goldmarkbilanz. Ztschr. f.Hw.F. 18. Jahrg., S.9. 


) „- 
) A.a.0.,S.4u.5. °)Jahrgang 23,S.82. *)Jahrgang 23, 8.91. ®) Jahrgang 23, S. 137. 
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tung zu!) .. Die Gesellschaft, die ihre sämtlichen Vermögensgegenstände nach 
dem wirklichen Tageswert ansetzen wollte, würde sich allerdings im Rahmen der 
gesetzlichen Vorschriften halten, aber eine außerordentlich gefährliche Wirtschafts- 
politik treiben. Die stillen Reserven, die trotz ihrer vielfachen Anfeindung 
sich für eine gesunde Bilanzpolitik als unentbehrlich erwiesen haben, werden da- 
nach auch bei Aufstellung der Goldmarkbilanz eine große Rolle 
spielen“!). \ 

Haußmann schreibt: ‚Die Bestimmungen über die Bilanzierung in Gold nach‘ 
dem Tageswert gemäß $ 40 sind ebenso wie die früheren Bilanzvorschriften des HGB. 
Höchstvorschriften. Darüber scheint in der Literatur Einigkeit zu bestehen.“ 

Da Haußmann und Fischer den Gedanken vertreten, das Kapital sei nach sei- 
nem Ertragswert zu bestimmen, so würden sich bei ihnen die stärksten Abweichun- 
gen vom Tageswert ergeben ?). 

Wie wenig schließlich diese ganze Frage für die deutschen Verhältnisse eine 
theoretische gewesen ist, das geht daraus hervor, daß die Verordnung im wesent- 
lichen der Saarverordnung nachgebildet ist. Da die Saarverordnung bereits durch- 
geführt war, hatte man hier auch die Auswirkungen vor sich. Diese zeigen aber das 
stärkste Arbeiten mit stillen Reserven®). Hätte man der Schmidtschen Tageswert- 
theorie zum Sieg verhelfen wollen, so wäre dies nach den im Saargebiet gewonnenen 
Erfahrungen gewiß deutlich zum Ausdruck gebracht worden. 

Mit diesen Darlegungen ist festgestellt, daß die Kronzeugen, auf die Schmidt 
zur Rechtfertigung seiner Theorie sich beruft, versagen. All diese Bezugnahmen be- 
weisen nichts für deren Richtigkeit, weil den äußeren Ähnlichkeiten, soweit sie 
überhaupt gegeben sind und nicht hineingedeutet werden, keinerlei innerer Bezug zu 
seiner Auffassung entspricht. Es ist ein Indizienbeweis, der bei näherer Betrach- 
tung in sich zusammenfällt. Daß er überhaupt geführt wurde, ist wohl nur durch 
die Leidenschaftlichkeit erklärlich, mit der Schmidt der Wahrheit, die er erkannt 
zu haben glaubt, den Weg bereiten möchte. Wahrheiten bedürfen jedoch solcher 
Stützen nicht. Ihr Durchbruch wird dadurch höchstens verzögert. 


II. 


Wenn auch dieser Beweis mißglückt ist, so ist damit noch nichts für oder 
gegen die Schmidtsche Theorie gesagt. Schmidt behauptet S. 27, er habe noch kei- 
nerlei Argumente erfahren, die das Tageswertprinzip in Bilanz und Kalkulation 
widerlegten. Daran schließt sich eine scharfe Attacke gegen die geistige Trägheit 
der Berufensten und der Ausdruck der Hoffnung auf einzelne gute Köpfe in der 
Praxis, damit schließlich auf einem richtig gestimmten Instrument eine reine Melodie 
ertöne. er 

Die Behauptung, daß er noch keine Gegenargumente erfahren habe, ist nicht 
richtig, wenn darunter verstanden sein sollte, daß sie noch nicht vorgebracht wor- 
den seien. Ich habe mich in zwei Arbeiten mit dem Problem des Wiederbeschaf- 
fungspreises in Bilanz und Kalkulation befaßt und dort zu beweisen versucht, daß 
der Wiederbeschaffungspreis wohl für die Kalkulation, nicht aber für die normale 
Erfolgsrechnung einen richtigen Rechnungsfaktor darstelle. In einer Arbeit „Zum 


1) Im Original nicht gesperrt. 

?) Diese Bewertung ist natürlich nur bei einer solchen Umstellungsbilanz möglich, bzw. 
einer Eröffnungsbilanz beim Erwerb einer Unternehmung im Ganzen. Die Jahresbilanz da- 
gegen soll nachweisen, welche Rente ein gegebenes Geldkapital abwirft. Damit ist das Kapital 
das Gegebene und die Rente das Gesuchte. Wollte man die Rente zum Bestimmungsfaktor 
des Kapitals machen, so wäre diese ganze Rechnung unmöglich. 

?) Flechtheim a. a. O. 
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System der Goldrechnung‘‘t) vom Mai 1923 heißt es: „Der Glaube, daß die Kalku- 
lation und Erfolgsrechnung sich decken und die Buchhaltung die Kalkulation ohne 
weiteres kontrollieren müsse, ist zwar sehr verbreitet, braucht aber deshalb nicht 
richtig zu sein. Bei der Kalkulation ist der Wert der verzehrten Güter festzustel- 
len und an den Erlösen zu messen, deren Höhe oft fest bestimmt bzw. von den 
Kosten nicht ohne weiteres abgeleitet ist. Bei der Erfolgsrechnung ist festzustel- 
len, wieweit das Kapital erhalten, vermehrt oder aufgebraucht worden ist. Beides 
sind sehr verschiedene Vorgänge und ist auf verschiedenen Grundlagen aufgebaut. 
Bei der Kalkulation haben die Auslagen vor den Wiederbeschaffungskosten zurück- 
zutreten. Bei der Erfolgsrechnung bilden erstere das Fundament, da die Kapital- 
erhaltung auf dem Auslagenersatz beruht.“ 

. Zum andernmal habe ich in meiner Arbeit: „Zur Theorie der Erfolgsrech- 
nung?) zu der hier vorliegenden Frage Stellung genommen. Ich habe dort die 
Schmidtsche Erfolgsrechnung auf Grund der Wiederbeschaffungspreise als die 
gütermäßig bestimmte im Gegensatz zur geldmäßig bestimmten überlieferten Art 


bezeichnet und zu ihrer Kritik folgendes ausgeführt: 

„Die zweite noch zu erörternde Frage betrifft die Geltung beider Erfolgsarten vom 
Standpunkt der Gesamtwirtschaft aus. Hier ergibt sich eine wesentliche Verschiedenheit. 
Die geldmäßig bestimmte Rechnung baut auf Kapital- und Gewinninhalten auf, die für alle 
Betriebe im großen und ganzen gleich liegen. Was über den nominellen (Geld-) Betrag des 
ursprünglichen Kapitals hinausgeht, ist Gewinn. Damit stehen alle Betriebe auf einer gleichen 
‘Grundlage und im Einklang mit der gesamten rechnenden Wirtschaft. 

Anders liegt es bei der zweiten Verrechnungsart. Was als Kapital zu erhalten ist und 
demgemäß, was Erfolg wird, hängt ab von den Kosten einzelner Waren, liegt also zum 
mindesten branchenmäßig verschieden. Ein Getreidehändler hat Gewinn, wenn sein Kapital 
mehr Getreidequanten, ein Metallhändler, wenn es mehr Metallquanten deckt. Ist der eine 
Preis gestiegen, der andere gefallen, so ist die Stellung des einen in der Gesamtwirtschaft 
gebessert, die des andern verschlechtert. Trotzdem würde der eine, wenn sein Quantum 
das alte nicht ganz erreicht, Verlust, der andere, wenn es nur wenig darüber hinausgeht, 
‘Gewinn aufweisen. Diese auf der Naturalrechnung aufgebaute Erfolgsrechnung schafft daher 
einen Individualgewinn, der nur für die betreffenden Betriebe bzw. Betriebsgattungen 
Bedeutung gewinnt. Damit wird die Erfolgsrechnung, wenigstens bei allen Erwerbswirt- 
schaften, für ihren eigentlichen Zweck unbrauchbar. Der Erfolg soll anerkanntermaßen die 
Ergiebigkeit des Unternehmens irgendwie dartun. Diese kommt aber erst der Gesamtwirt- 
schaft gegenüber zum richtigen Ausdruck. Das Mehr oder Weniger muß der Gesamtwirtschaft 
gegenüber als solches gelten. Denn die erwerbswirtschaftlichen Betriebe treten damit schließ- 
lich in die Gesamtwirtschaft ein und werden danach von der Gesamtwirtschaft bewertet. 
Diese Beziehung erfordert aber, daß die Erfolgsrechnung für alle Betriebe auf den gleichen 
Nenner gebracht wird, was nur durch die geldmäßig bedingte Erfolgsrechnung bewirkt 
_ werden kann. Wieweit man innerhalb dieser Rechnung Zerlegungen des Erfolges, in Umsatz- 
und Wertsteigerungserfolg, vornimmt, ist dann eine Frage von sekundärer Bedeutung. Damit 
soll nicht gesagt werden, daß die Aufwandsverrechnung mit Zeitwerten nicht auch wirt- 
schaftlich sehr wichtige Aufschlüsse geben könnte. Es wurde oben auch schon angedeutet, 
daß hier ein noch wenig gelöstes Problem vorliegt. Aber die Erfolgsrechnung schlechthin 
kann sie m. E. nicht bedeuten.“ 

Ich möchte mich hier zu dieser Frage noch etwas weiter äußern. Schmidt kann 
keinen Unterschied zwischen dem Vorgehen bei der Kalkulation und dem bei der 
Erfolgsrechnung erkennen. Ich sehe hier einen ganz grundsätzlichen. Die Kalku- 
lation hat es zu tun mit Einzelvorgängen des wirtschaftlichen Handelns, die Erfolgs- 
rechnung mit einem Gesamtvorgang. Daß ein Ganzes etwas anderes sein kann als 
die Summe von Einzelvorgängen, ist genügend bekannt. Die Volkswirtschaft stellt 
"nicht die Summe der Einzelwirtschaften dar, der Wert der Unternehmung im 
ganzen ist nicht identisch mit der Summe der Einzelwerte. Ebensowenig braucht 


der Gesamterfolg eines Betriebes sich zu decken mit den Einzelerfolgen auf Grund 


1) Mitteilungen des Verbandes österreichischer Banken und Bankiers. 5. Jahrg., S. 100ff. 
®) Ztschr. f. Hw. F. 17. Jahrg., S. 416—441. 
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von Kalkulationen, wie auch die Summe der Einzelkosten der Kalkulation mit dem 
Gesamtaufwand. der Erfolgsrechnung nicht zusammenzufallen braucht. 

Die Kalkulation, die hier in Frage kommt, ist die Preiskalkulation. Der Betrieb 
will wissen, wie weit er mit einem gegebenen Preis auskommt, bzw. welchen Preis 
er fordern kann. Um dies zu erfahren, muß er den Tauschwert der hingegebenen 
Leistung kennen. Dies ist deren Marktwert oder der Tageswert. Wer Leistungen unter 
dem Tageswert abgibt, weil sie ihm weniger gekostet haben, handelt im Normalfall 
töricht, denn er verschenkt Werte. Er führt dem Tauschgegner einen außergewöhn- 
lichen Vorteil zu, da dieser anderswo den vollen Wert bezahlen müßte. Er schädigt 
sich aber auch selbst, da er, wenn er sich wieder eingedeckt, mehr an Werten her- 
geben muß, als er bekam. Vom Standpunkt der Tauschwirtschaft handelt er un- 
wirtschaftlich, da die Leistung der Gegenleistung nicht entspricht. Ebenso liegt es, 
wenn jemand jetzt höhere Preise als den Marktwert fordert, weil der Anschaffungs- 
preis seinerzeit ein höherer war. Hier mutet er dem Tauschgegner das Opfer zu, 
während er selbst einen besonderen Vorteil erzielt, da er zur Wiedereindeckung 
weniger an Werten hergeben muß. Da die Verkaufspreise immer etwas über den 
Wiederbeschaffungspreisen liegen, so handelt er im letzteren Falle beim Abstehen 
vom Verkauf doppelt töricht. Denn da er dann etwas mehr herausbekommt, als er 
in bezug auf die Wiederbeschaffung hingibt, so steht er sich nach vollzogenem Ver- | 
kauf unter allen Umständen besser als bei unterlassenem, ganz ungeachtet des Um- 
standes, daß die Auffrischung der Bestände an sich noch besondere norane ein- 
schließen kann. | 

Diese Begründung scheint mir in einer auf der egoistischen Einstellung be- 
ruhenden Wirtschaft wie die gegenwärtige die einzig mögliche zu sein. Sie ist an 
sich auch gar nicht neu. Schon Thomas von Aquin, der in Erkenntnis des wahren 
Seins die vom Seinsollenden ausgehende Lehre der älteren Kirchenväter wesentlich 
umgebildet und mit dem Leben in Übereinstimmung gebracht hat, erkannte an, daß | 
bei Preissteigerungen höhere Verkaufspreise gefordert werden dürften), und Sa- 
vary schrieb, daß man bei gegebenen Umständen unter dem Anschaffungspreis ver- 
kaufen müsse. Von diesem stammt auch der Satz ‚‚qu’il y a plus d’esprit & savoir 
perdre qu’a gagner“?). * | 

Wenn diese Kann: hier vertreten wird, so hat dies nichts mit einer‘ 
Befürwortung dieser Einstellung der Wirtschaft zu tun, sondern sie bedeutet nichts 
anderes als eine Anerkennung der Welt, wie sie ist. Von dem was ist, hat aber die 
Lehre von der Wirtschaft ihren Ausgang zu nehmen, wenn sie die bestehende Wirt- 
schaft erkennen will. Dieser Satz ist seit Machiavelli ein Fundamentalsatz der Wirt- 
schaftslehre). | 

Die hier als richtig anerkannte Einstellung hat nun auch volkswirtschaftlich” 
günstige Wirkungen. Sie verhindert, daß bei steigenden Preisen eine Vergeudung 
von wirtschaftlichen Werten eintritt, indem diese wegen der niedrigen Anschaffungs-" 
preise zur Befriedigung eines minder dringenden Bedarfes verwendet werden, wäh- 
rend bei fallenden Preisen keine Zurückhaltung von Waren erfolgt und Bedarfsmög-" 
lichkeiten unnötigerweise ausfallen *). Der Preis als Verteiler der knappen Güter auf 
den unbegrenzten Bedarf kann hier seine volle Wirksamkeit entfalten. Wenn weiter 
die von Schmidt! in seinem „Wiederbeschaffungspreise“ aufgestellte Theorie von 
Kostenfonds und Einkommenfonds richtig ist, so wird auch durch Gleichhaltung 
dieser Ströme eine bedeutsame allgemein-wirtschaftliche Wirkung ausgelöst. 4 

t) Siehe Brentano: Der wirtschaftende Mensch in der Geschichte, S. 45 ff. X 

2) Zitiert bei Weber: Literaturgeschichte der Handelsbetriebslehre. Tübingen 1914. S. 16. e 


3) Brentano a. a. 0.,S.53ff. 
#) Siehe Schmalenbach: Selbstkostenrechnung, Z.f.h. F. 13. Jahrg., S. 257 ff. 
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Nun darf man aber die Beziehungen nicht umkehren. Nicht weil solche Wir- 
kungen erzielt werden sollen, muß in der erwähnten Weise kalkuliert werden (mit 
dieser Forderung stellte man die Wirtschaftslehre wieder unter das Seinsollende), 
sondern weil die gewählte Kalkulation dem vernünftigen Handeln in der Tausch- 
wirtschaft entspricht, erwächst in der Gesamtwirtschaft der harmonische Ablauf. 
Dies ist nichts anderes als die Bestätigung des Satzes, daß, was im einzelnen rich- 
tig ist, im ganzen nicht falsch sein kann. Ablauf der Gesamtwirtschaft und Handeln 
der einzelnen stehen natürlich in wechselnder Beziehung und ein harmonischer Ver- 
lauf des Ganzen muß sich beim einzelnen wieder auswirken. Es wäre aber um 
die Organisation der Gesamtwirtschaft schlecht bestellt, wenn der einzelne die 
Richtschnur seines Handelns erst aus der Kenntnis des Ganzen, die bis heute noch 
nicht einwandfrei geboten werden kann (ich betrachte die Schmidtsche Theorie nur 
‚als einen Versuch, nicht als Vollendung) nehmen müßte. Es ist gerade das Imponie- 
rende an der Gestaltung der Wirtschaft, daß aus instinktsicherem Handeln der Ein- 
zelglieder der gesunde Ablauf des Ganzen erwächst!). 


WV. 


Ein völlig verändertes Bild ergibt sich bei der Erfolgsrechnung. Wer ein 
Unternehmen betreibt, investiert darin ein Geldkapital bzw. in Geld ausgedrückte 
Güterwerte. Der Blick wendet sich hier von den Gütern im einzelnen gänzlich ab 
und ist auf das Kapital in seiner Gesamtheit gerichtet. Die Investierung dieses Ka- 
pitals erfolgt zu dem eindeutigen Zweck der Erzielung eines Ertrags, der den Er- 
'werb oder das Einkommen der das Unternehmen betreibenden oder daran beteilig- 
‚ter Personen bildet. Dieser Ertrag steht daher in direkter Beziehung zum Gesamt- 
'kapital. Aus dem Verhältnis beider, der sog. Rentabilität, wird ersichtlich, wie- 
weit das Unternehmen seinen Zweck erreicht, und wieweit es im Vergleich zu 
(anderen Unternehmen besser oder schlechter abschneidet. Der für diesen Zweck 
'errechnete Erfolg kann aber nur aus dem Vergleich aufgewendeter und emp- 
fangener Geldwerte gefunden werden. Da in jedem Erlös Kapitalverzehr ent- 
"halten ist, so muß zunächst dieser Verzehr ausgesondert werden, um den eigent- 
lichen Ertrag zu ermitteln. Mit andern Worten: das Geldkapital muß erhalten sein, 
‚ehe von einem Ertrag gesprochen werden kann. Der Erfolg wird hier ausgedrückt 
Idurch das Mehr oder Weniger an Geldaufwand gegen Gelderlös oder, was im 
Prinzip dasselbe ist, an dem Geldkapital, das sich am Ende einer Periode 
gegenüber dem Anfang ergibt. Wieweit bei dieser Rechnung nur die beweg- 
ten Güter einbezogen werden (realisierter Erfolg), und wieweit Änderungen am 
ruhenden Besitz bereits verrechnet werden (realisierter und Vermögensverän- 
(derungserfolg) ist eine Frage der Erfolgsauffassung im einzelnen, die bei der 
‚grundsätzlichen Betrachtung außer acht bleiben muß. Worauf es hier ankommt, 
ist festzustellen, daß es die aufgewendeten Geldwerte sind, die am Erlös auszu- 
sondern sind, weil nur auf diese Weise der Zweck dieser ganzen Rechnung, den 
‚Ertrag eines gegebenen investierten Geldkapitals zu bestimmen, erfüllt werden kann. 
Diese Berechnungsart allein ermöglicht es auch, die Erträgnisse verschiedener 
Unternehmungen vergleichbar zu machen, da sie stets auf eine vergleichsfähige 
Grundlage, nämlich ein Geldkapital, bezogen sind. Eine solche Vergleichbarma- 
chung ist aber ebenfalls eine Notwendigkeit, da sie dem geldkapitalistischen Denken 
entspringt. Die Erfolgsrechnung soll zwar das Auf und Ab der Wirtschaftlichkeit 
der Einzelbetriebe erkennen lassen, aber die Erfolgszahlen, die das dartun, müssen 


1) Die Notwendigkeit von Ausgleichsmaßnahmen zur Beseitigung von Härten wird natür- 
lich nicht verkannt. Sie können aber nur Korrekturen bedeuten. 
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der Gesamtwirtschaft gegenüber, von der sie doch ihre Bedeutung erst erlangen, als 
solche Geltung haben, andernfalls ist jede Spielerei möglich. Diese Geltung ge- 
winnen sie aber nur, indem sie für alle Betriebe auf der gleichen Grundlage, näm- 
lich der Geldkapitalrechnung, aufgebaut sind. Wenn Schmidt die Frage aufwirft, 
ob jemand vielleicht Verluste aufweisen soll, obwohl er mehr Ware besitze als 
vorher, so ist darauf zu erwidern: warum denn nicht? Die Geldkapitalrechnung 
ist keine Substanz- oder Güterrechnung. Nicht was in Gütern, sondern was an Geld- 
kapital mehr oder weniger vorhanden ist, soll diese Rechnung ermitteln. Wenn sie 
das aber will und mit gutem Grund will, so ist die Fragestellung eine sinnlose. 
Diese Ausführungen können nicht mit dem Hinweis auf die Geldentwertungszeiten 
bekämpft werden. Man darf in solchen Zeiten wohl die Güterrechnung als Behelfs- 
rechnung anwenden. Man kann aber auch die Geldwertrechnung unter Beseitigung 
der Schwankungen beibehalten, ist also auf die individuelle Güterrechnung nicht 
angewiesen, sondern kann bei einer allgemeinen Kapitalrechnung bleiben. 
Um den großen Unterschied der geld- und gütermäßig bestimmten Erfolgsrech- 
nung darzutun, wird am besten ein Beispiel angeführt. Es sollen 3 Unternehmun- 
gen mit je 6100000.— Kapital vorhanden sein, das jeweils in Waren angelegt sei. 
Die Waren seien am Ende der Periode verkauft. Die Wiederbeschaffungspreise be- 
tragen am Umsatztage bei A — 200%, bei B—30%, bei C +200%. Dann er- 

geber sich folgende Erfolgsrechnungen: 
a) Geldaufwandsrechnung. 


Aufwand A Erlös Aufwand B Erlös Aulwand C Erlöst 
A 100000 | .# 7800 1000001 .# 74.000 “4 100000 | .# 126000 
Verlust Verlust Gewinn 
A 22000 M 26000 AM 26000 
Bilanz 
Debitoren Kapital Debitoren 


A 78000 R 78000 A 74000 


Kapital Br Debitoren Kap 
A 74000 A 126000 y 126000 


b) Wiederbeschaffungspreise. 


A 783000 4 1000001  .# 74000 A 100000] .#% 126000. 
Wertverän- Wertverän- Wertverän- 


derung?) derung!) derung!) 
A 209000 A 30000 A 209000 
Verlust Gewinn % Gewinn 
„MH 2000 AM 4000 Ä 6000 
Bilanz Bilanz Er St Bilanz 


Debitoren Kapital Debitoren Debitoren Kapital 
AM 78000 AM 80000 A 74000 A 70000 A 126000| .# 120000 
Verlust Gewinn Gewinn 
AM 2000 M 4000 M 6 


Die Verschiedenheit der Rechnungen ist klar ersichtlich. Bei der Geldaufwand- 
rechnung ist der Erfolg bestimmt durch das erhalten gebliebene Geldkapital. Wer 


1) = Unterschied zwischen Kosten- und Wiederbeschaffungspreis, da letzterer als Auf- 
wand verrechnet werden soll. Nach Schmidts Theorie ist er direkt mit dem Kapital zu ver- 
rechnen, da er mit Gewinn bzw. Verlust nichts zu tun hat. Dieser soll auch hier nur durch 
den Unterschied zwischen Erlös und Wiederbeschaffungskosten bedingt sein. 
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mehr Geldkapital und damit einen Ertrag eben dieses Kapitals aufweisen kann, 
‚hat Gewinn, wer weniger Geldkapital hat, weist Verlust aus. Die Ergiebigkeit 
der drei Betriebe, von der Gesamtwirtschaft aus betrachtet, ist klar erkenn- und 
vergleichbar. Anders bei der Verwendung der Wiederbeschaffungspreise. Nicht das 
erhaltene Geldkapital ist entscheidend, sondern die damit gedeckten Güterquanten. 
Obwohl das Geldkapital von B kleiner geworden ist als das von A, weist B einen 
Gewinn, A einen Verlust auf. Dies nur aus dem Grunde, weil die Wiederbeschaf- 
fungskosten von A im Vergleich zum Erlös höhere sind. Anders ausgedrückt: ob- 
wohl, wie dieser Spitzenfall klar erkennen läßt, die Wirkungskraft des B in der Ge- 
‚samtwirtschaft kleiner geworden ist als die des A, soll er Gewinn erzielt haben, 
während der A Verlust erlitt. Daß solche Betriebsergebnisse nicht mehr vergleich- 
bar sind und solche Erträgnisse keinerlei Maßstäbe einer Kapitalsrentabilität geben, 
liegt auf der Hand. Damit ist aber erwiesen, daß diese Erfolgsrechnung ihrem ursprüng- 
lichen una einem für das Wirtschaftsleben wichtigen Zweck nicht genügt. Das Wirt- 
'schaftsleben braucht für diesen Zweck eine allgemeine Geld- und nicht eine indi- 
viduelle Güterrechnung, und die Tatsache, daß die Substanz sich vermehrt oder ver- 
mindert hat, ist für das hier verfolgte Ziel ganz gleichgültig. Soweit diese Geld- 
rechnung sich aber der Bilanz bedient, ist sie auf die Anschaffungspreise im Grund- 
satz angewiesen, weil nur mit deren Hilfe die Erhaltung des ursprünglichen Geld- 
‚kapitals festgestellt werden kann. 

Gegenüber den vorgebrachten Argumenten kann man nun behaupten, daß das 
eingebrachte Geldkapital in den Bilanzen vielfach falsch ausgedrückt sei infolge 
der Reservepolitik. Daß das Kapital falsch ausgedrückt sein kann, ist richtig, eben- 
‘so, daß dann die Erfolge falsch werden. Aber dies muß nicht so sein. Nicht daß die 
Erfolge im einzelnen falsch sein können, sondern daß das Prinzip an sich richtig 
ist, ist entscheidend. Auch bei den Wiederbeschaffungspreisen, und gerade hier, 
würde es falsche Erfolge geben, da die Tageswerte auf dem Gebiete der Anlagen- 
bewertung Manipulationen Tür und Tor öffnen würden. 

ya 

Mit diesen Darlegungen ist ein Doppeltes erwiesen. Einmal die Sinnhaftigkeit 

‚der überlieferten Erfolgsrechnung und weiter die notwendige Verschiedenheit von 
‚der Kalkulation. Es bleibt noch übrig, etwas zur Schmidtschen Gesamteinstel- 
lung gegenüber diesem Problem und über das Problem der Geldkapitalrechnung 
'selbst zu sagen. 
Schmidt schreibt: „Es istja zu verstehen, daß die Praktiker die Buchhaltung und 
Bilanz als ein Aschenbrödel betrachten, weil sie seit jeher so unlogisch aufgebaut 
war und niemals das gewesen ist, was sie sein sollte, nämlich ein Mittel der rich- 
tigen Unternehmungsleitung.‘‘ Diese Beurteilung einer jahrhundertealten, in steter 
Fortentwicklung begriffen gewesenen Verkehrseinrichtung eines so instinktsicheren 
Lebenskreises, wie die kaufmännisch-industrielle Welt ihn darstellt, ist doch eini- 
igermaßen erstaunlich. Für Schmidt ist die Buchhaltung und Bilanz seit jeher un- 
logisch aufgebaut. Zu diesem Urteil gelangt er aber nur deshalb, weil er nur das 
sieht, was sie nach den von ihm aufgestellten Wirtschaftsgrundsätzen leisten sollte, 
nicht aber, was sie nach der ihr vom Verkehr gestellten Aufgabe vollbringt. 

Diese Aufgabe ist aber eindeutig gestellt. Die Buchhaltung ist das Rechnungs- 
instrument der geldkapitalistischen Wirtschaft. Es ist zur Genüge bekannt, daß in 
der wirtschaftsgeschichtlichen Literatur die doppelte Buchhaltung als der vollen- 
detste Ausdruck geldkapitalistischen Denkens bezeichnet wird. So schreibt Bren- 
tanol): ‚Die auf kapitalistischer Grundlage organisierten Kriegszüge der Kreuz- 


1) A.a.0.,8.259 ff. 
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fahrer hatten als Rückwirkung das Eindringen der kapitalistischen Wirtschaftsord- 
nung auch in das Gewerbe und die Landwirtschaft Italiens und anderer Länder 
mit aufblühendem Städtewesen. Im 13. und 14. Jahrhundert wird sie in Italien in 
allen Erwerbszweigen vorherrschend, so zwar, daß die Denkweise des Kauf- 
manns auch alle übrigen Beziehungen des Lebens durchdringt. 
Jakob Loredano, der Gegner des Dogen Franzesco Foscari, schreibt in sein Haupt- 
buch: ‚Der Doge Foscari, mein Schuldner für den Tod meines Vaters und Oheims‘“ 
und nachdem er den Sohn des Dogen und diesen selbst zu Fall.gebracht hat, schreibt‘ 
er auf die gegenüberstehende Seite: „hat bezahlt.“ Und um dieselbe Zeit begegnen 
wir auch dem theoretischen Niederschlag der neuen Wirtschaftsverhältnisse. Lucas‘ 
Paciolus, ein Franziskaner aus Borgo San Sepulchro im Herzogtum Urbino, schreibt 
seinen Traktat über die doppelte Buchführung, der 1494 in Venedig gedruckt wurde. 
„InihmistdiekonsequenteDurchführung derAuffassung desKapi- 
tals als eines Sachvermögens, das zum Erwerbe genutzt wird 
und rechnerisch nur als Geldwert in Betracht kommt.“ 

Bekannter als diese Kennzeichnung ist die Sombartsche, der „das Kapital a 
das mit der doppelten Buchführung erfaßte Erwerbsvermögen“ (also auf einen, 
Geldausdruck gebracht) erklärt hat, sowie die Mengers, der Kapital bezeichnet „als’ 
das dem Erwerbe dienende Vermögen, welches rechnerisch als werbende Geldsumme‘ 
gebucht wird“ 1). | 

Der Wesenszug der kapitalistischen Wirtschaft ist nun aber die Erwirtschaftung 
eines Geldertrags aus solch geldmäßig bestimmtem Kapitals. Karl Marx hat diesem 
Streben den charakteristischsten Ausdruck verliehen, wenn er schreibt, daß an Stelle 
der ursprünglich handwerklichen Denkweise Ware-Geld-Ware, in der ae 
Wirtschaft die Formel Geld-Ware-Mehrgeld?) getreten sei. Das Streben nach einem 
Mehr an Kapital in Geld ausgedrückt, ist der charakteristische Grundzug der be= | 
stehenden Wirtschaft. ö 

Für diese Denkrichtung ist noch ein Ausspruch Brentanos 3) bezeichnend: 
‚„„. .. Dem Handel sind sie (die Güter) bloße Verkörperungen von Geldwert. Er 
legt eine Geldsumme an in einer Ware, um diese wieder in eine Geldsumme zu- 
rückzuverwandeln.... Der Vergleich des angelegten mit dem wiederempfangenen 
Geld zeigt ihm den Überschuß, und sein Streben geht dahin, daß dieser Überschuge 
möglichst groß sei.‘ 

Auf dieser Einstellung ist die Wirtschaft aufgebaut; aus ihr erwächst das si 
sonders von Liefmann in seiner Eigenart gezeichnete Wirtschaftssystem und für 
dieses Wirtschaftssystem mit seinem klaren Wirtschaftszweck ist das Rechnungs. 
wesen gestaltet. An einer solchen Erscheinung vorüberzugehen, nur weil sie in 
das selbst konstruierte System nicht hineinpaßt, das erinnert an die Einstellung der 
spekulativen Systemphilosophen, die das Ansehen der Philosophie zugrunde gerich- 
tet haben. Für diese Einstellung gibt es auch sonst im Leben köstliche Parallelen. 
Karl Schurz berichtet in seinen Lebenserinnerungen, wie er und die Frau seines 
Freundes, des Dichters Gottfried Kinkel, in London erstmals die Tannhäuserouver- 
türe hörten, und wie die an Bach-Mozart geschulte Frau Kinkel ihm entsetzt zur 
flüsterte: „Aber hören Sie denn nicht, daß dies alles verkehrt ist.“ Und Roda Roda 
erzählt eine Geschichte, wie ein Flugtheoretiker einem Freunde den Vogelflug er- 
klärt und auf eine vorbeifliegende Taube hinweisend ausruft: „Diese Taube da, 
die fliegt falsch.“ Es gibt Leute, für die ist ihre Theorie unter allen Umständen 


1) Zur Theorie des Kapitals, Conrads Jahrbücher N. F. XVII, 40. R 
2) Brentano a.a. O.,S. 306. 
3) Brentano a.a. 0.,S. 213. 
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richtig, und wenn das Leben damit nicht übereinstimmt, so ist das Leben eben 
einfach falsch. 

Wie Schmidt die überlieferten Bilanzen für unlogisch, so hat Geldmachert), 
der auf der gleichen Anschauung fußt, sie als „von jeher falsch‘ bezeichnet. Um 
diese Verirrung im Urteil zu verstehen, braucht man aber nur an das im Betrieb 
arbeitende fremde Kapital zu denken. Den Geldgeber interessiert das Güterquantum 
des Betriebes gar nicht. Ob der Betrieb mehr oder weniger Getreide oder Schuhe 
besitzt, ist ihm gleich. Für ihn kommt vor allem in Frage, ob der Betrieb sich 
geldkapitalmäßig erhält, weil dies für die Rückzahlungsmöglichkeiten allein ent- 
scheidend ist. Die Geldkapitalrechnung ist für ihn der beste Nachweis für die Si- 
cherheit seines Kapitals. Wenn wir dann weiter die engen Beziehungen zwischen 
Leihkapital und Beteiligungskapital beachten und die Notwendigkeit bejahen müs- 
sen, dem Geldgeber jeder Art Unterlagen für die Beurteilung seiner Kapitalerhaltung 
zu verschaffen, so erkennen wir noch viel deutlicher die Notwendigkeit der Geld- 
kapitalrechnung. Das ganze heutige Finanzierungswesen ist ohne sie undenkbar. 

Mit dieser Feststellung tritt aber die grundsätzliche Bedeutung solcher Be- 
trachtungsweise zutage. Die Wissenschaft hat die Aufgabe, uns die Welt der 
Erscheinungen begreifen zu lehren. Das tut sie vor allem, indem sie uns den 
Sinn des Geschehens klarlegt. Bei diesem Suchen kann sie zweifellos auch auf 
Sinnlosigkeiten stoßen, die sie dann an den Pranger zu stellen hat. Aber gerade 
hier liegt die Gefahrenzone. Sinnhaftigkeit bedeutet nicht konsequente Durchfüh- 
rung nur eines Gedankens. Die Lebenserscheinungen sind in der Regel komplexhafter 
Art. In ihnen wirkt sich oft eine Vielzahl von Zwecken aus, so daß das Gesamtbild 
gebrochene Linien aufweist. Primäre logische Notwendigkeiten werden durch Zweck- 
mäßigkeitserwägungen von anderer Seite her beeinflußt, dieansich auch einem durch- 
aus logischen Gedanken entspringen, aber den ersten Gedanken aus seiner geraden 
Bahn ablenken. Daraus den Schluß zu ziehen, das Gebilde sei unlogisch, ist verkehrt 
und verschließt dem Verständnis die Erscheinung, statt sie zu erschließen. Es ist 
immer das Kennzeichen der ganz großen Geistesmenschen gewesen, von Luther 
über Kant bis zu Goethe, daß sie die Fülle des Lebens nicht starren Doktrinen 
zum Opfer brachten, sondern gerade für die Gebrochenheit der Lebenslinien höch- 
stes Verstehen bekundeten. Andererseits haben die geistreichen Konstruktionstheo- 
retiker, die, von einem Ausgangspunkt gefesselt, logisch unanfechtbare Gebilde 
erstehen ließen, so oft Zerrbilder der Wirklichkeit geschaffen und den Grund zu so 
viel Fehlanschauungen gelegt, daß man solchen Konstruktionen schon mit einigem 
Mißtrauen begegnen darf. 

Die Frage, was die Buchhaltung und Bilanz sein sollen, kann also nicht vom 
Standpunkt irgendeiner einseitigen Theorie aus ein für allemal beantwortet wer- 
den. Wohl kann man sagen, wenn das, was meiner Theorie als Ausgangspunkt. 
dient, richtig ist, dann muß die Verrechnung so oder so gestaltet sein. Nicht aber 
kann man etwas deshalb unlogisch schelten, weil es auf ganz anderen Voraussetzun- 
gen aufgebaut ist. Was in dem vorliegenden Falle sein soll, bestimmt letzten Endes 
das Bedürfnis des Betriebes und der Unternehmer. Seither haben Buchhaltung und 
Bilanz in der „soliden Ertragsberechnung‘“ ?) wesentlich das letztere Bedürfnis er- 
füllt, und zwar in sehr logischer Weise. Daß sie für die Aufgaben des Betriebes noch 
ausbildungsfähig sind, unterliegt gar keinem Zweifel (siehe Schmalenbachs Dyna- 
mik). Dies braucht aber durchaus nicht auf Kosten anderer Bedürfnisse zu gehen. 
Es gibt heute schon verschiedene Bilanzen und Ertragsberechnungen je nach dem 

1) Wirtschaftsunruhe und Bilanz. Berlin 1923, 3. 57. Wörtlich durch den Zusatz: „Insofern“ 


gemildert, nach dem Gesamtinhalt aber so gemeint. 
?) Vgl. meinen Aufsatz: ZurTheorie derErfolgsrechnung. Jahrg 1917 dieser Zeitschrift, 5. 442. 
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Zweck, dem sie dienen, und es ist auch durchaus eine „praktische“ Bilanzierungsart 
denkbar, die aus einer Reihe von Erwägungen eine mittlere Linie zieht. Wesentlich 
ist nur, daß der Praktiker erkennt, was er tut, und nicht willkürlich arbeitet. Wenn 
man sich die ungeheuere Gefahr des Selbstbetruges, die nun einmal als Tatsache 
gegeben ist, vor Augen hält, so kann man verstehen, daß jemand das Schwer- 
gewicht bei einer Bilanzlehre auf diesen Gesichtspunkt fegt und dann bewußt. 
einen anderen zum Opfer bringt. Gerade für diesen Fall gewinnen aber die An- 
schaffungspreise so unendlich große Bedeutung, und es ist unverständlich, wie 
Schmidt all die Erfahrungen der Zeit vor der Aktiennovelle heute in den Wind 
schlägt. Wenn ich mir die Folgen der Tageswertbilanzen, insbesondere in bezu 
auf das Anlagekapital, vorstelle, so kommt mich ein Grauen an. Wenn das, was 
Schmidt will, so lebenswichtig ist, wie er es darstellt, dann muß es erfüllt werden. 
Geht es im Rahmen des überlieferten Systems nicht, so ist es nebenher durch An- 
bauten, Statistiken u. dgl., zu erreichen!). Nun läßt sich aber Schmidts Wunsch zum 
guten Teil im Rahmen des bestehenden Rechnungswesens erfüllen, ohne daß die 
überlieferte Bilanz und Erfolgsrechnung über den Haufen geworfen wird. Da, wo 
eine Nachkalkulation besteht, ist der Tageswert des verbrauchten Materials und 
eventuell auch der Abschreibungen sekundär verrechenbar. Man kann das Material- 
konto zum Tageswert erkennen und das Fabrikationskonto damit belasten, wo- 
durch Wertveränderungs- und Umsatzerfolg getrennt werden, bzw. es kann der 
Wertveränderungserfolg sonstwie ausgesondert werden?). Was die Abschreibungen 
anbelangt, so lassen sich dem Fabrikationskonto andere Sätze belasten als ab- 
geschrieben werden, wenn der Anlagewert sich ändert, wodurch nach Schmalen- 
bach?) ein aperiodisches Erfolgskonto entsteht. All das ist durchführbar, und 
noch manches andere. An den Grundlagen der Erfolgsrechnung und Bilanz braucht 
sich dieserhalb aber nichts zu ändern. Mit seiner Verwerfung der seitherigen 
Übung hätte Schmidt nur dann recht, wenn er nachweisen könnte, daß die Grund- 
einstellung der Buchhaltung, d.h. die geldkapitalistische Rechnungsart unsinnig 
wäre, weil ein solches Denken nicht bestünde oder gar selbst unsinnig wäre. Der 
erstere Nachweis kann nicht erbracht werden, denn die heutige Welt ist geldkapita- 
listisch durch und durch. Ob der zweite Nachweis geführt werden kann, muß, bis 
überzeugendere Beweise vorliegen, dahingestellt bleiben. Aber selbst wenn dem 
geldkapitalistischen Wirtschaftssystem weitgehend Ungereimtheiten nachgewiesen 
werden können, bleibt immer noch die Frage offen, wieweit dieses System vermeid- 
bar ist. Und am Ende erhebt sich noch die große Frage, wieweit das Leben über- 
haupt nur von der Vernunft abhängig sein kann. Aber wie dem auch sei. Wenn man 
die geldkapitalistische Wirtschaftsführung verwirft, muß zuerst das wirtschaftliche 
Denken und Handeln zu reformieren versucht werden; erst danach braucht das 
Rechnungswesen, das doch nur die Kontrolle für dieses bietet, geändert zu werden. 
Damit soll, wie schon an anderer Stelle betont wurde, nichts gegen die sonstige 
Brauchbarkeit der Aufschlüsse, die Schmidt vermitteln will, gesagt werden. Es sollte 
nur auf die Einseitigkeit seiner Auffassung und die zum Teil unmögliche Art der 
Beweisführung hingewiesen werden. Was aber die Bilanz betrifft, so muß es bis auf 
weiteres schon bei den Anschaffungspreisen bleiben. N 


1) Ich selbst habe für eine Erfolgsrechnung, die nachweist, wieweit der Betrieb sich von 
Mitteln entblößen darf, um seine Betriebskraft nicht zu schwächen, volles Verständnis, wenn 
ich auch der Meinung bin, daß die Gestaltung der Betriebsverhältnisse das selbstätig im 
wesentlichen bewirkt. Man braucht sich bloß die Bestimmung der Dividendenhöhe anzusehen. 

2) Vgl. Löwenstein, Kalkulationsgewinn und bilanzmäßiger Erfolg, sowie Hellriegel, Neu- 
zeitliche Kalkulation. Betriebs- und finanzwissenschaftliche Forschungen, Heft 1/16 u. 11/6. 

3) Schmalenbach, Goldmarkbilanz. Berlin 1922, S. 27. 


Der Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung. 
Von Otto Löffler, D.H.H.C., 
(Schluß.) 


ß) Dezentralisation oder Zentralisation ? 


Die Dezentralisation ist billiger. Hohe Fahrtauslagen, lange Reisezeiten und 
ein erheblicher Teil der Spesen für Verpflegung und Unterkunft der Revisoren 
kommen in Fortfall. Weiter ermöglicht die Dezentralisation ein schnelleres Zu- 
' sammenarbeiten mit den FÄ. Endlich gestattet die Dezentralisation auch die Vor- 
nahme kleinerer Revisionen, die bei einer Zentralisation nicht lohnend wäre. 

Das Zusammenströmen aller Prüfungsaufträge bei einer Zentralstelle ermög- 
licht eine Arbeitsteilung nach Steuerarten und Wirtschaftszweigen und damit die 
Verwendung von Spezialisten, die schneller und zuverlässiger arbeiten als Nicht- 
spezialisten. Während bei einer Dezentralisation nur Durchschnittsanforderungen 
an die Buchprüfer gestellt werden können, ist es bei einer Zentralisation möglich, 
auch befähigste Revisoren durch bessere Bezahlung heranzuziehen. Eine Zentral- 
stelle wird daher erfolgreicher komplizierte Revisionen bei großen Unternehmungen 
vornehmen können. Ferner werden sich bei ihr die Arbeiten besser zeitlich ver- 
teilen lassen als bei dezentralisierten Stellen, die es wohl kaum vermeiden 
können, daß arbeitsreiche mit arbeitsarmen Zeiten wechseln. Endlich ist bei einer 
Zentralisierung die Möglichkeit größer, Buchprüfungen nach einheitlichen Richt- 
linien vorzunehmen, als bei einer Dezentralisation. 

Durch eine Mischform können sowohl für den bestehenden Buchprüfungsdienst 
als auch für die Reichstreuhand A.-G. die geschilderten Nachteile vermieden und 
die dargelegten Vorteile erhalten werden. Grundsätzlich ist die Dezentralisation zu 
erstreben. Jedoch muß eine Zentralstelle vorhanden sein, die nicht nur An- 
weisungen gibt, sondern auch in der Lage ist, die schwierigsten Prüfungen selbst 
zu übernehmen und bei Arbeitsüberhäufung einer Zweigstelle einzuspringen. Die 
Einschiebung eines Mittelbaues als Vermittlungsstelle zwischen Ober- und Unterbau 
ist zu fordern, wenn bei zahlreichen Zweigstellen ein einheitliches Arbeiten inner- 
halb der ganzen Organisation gefährdet ist. 

Die Dezentralisation des Buchprüfungsdienstes wurde dadurch erleichtert, daß 
man in den LFÄ. und FA. bereits Stellen hatte, denen man den Buchprüfungsdienst 
angliedern konnte. Diese Angliederung löst auch die Zweckmäßigkeitsfrage, ob 
zwischen Ober- und Unterbau ein Mittelbau einzuschieben ist, im bejahenden 
Sinne. Zu bedauern ist, daß man lediglich wegen der Kostenfrage die Vorteile 
einer zentralen Revisionsstelle (nicht der Zentralstelle überhaupt) aufgegeben hat. 

Für die Reichstreuhand A.-G. empfiehlt sich nicht die weit durchgeführte De- 
zentralisation des Buchprüfungsdienstes. Ihre Zweigstellen müssen mindestens für 
8—10 Revisoren Arbeit haben!). Wohl erst bei dieser Zahl werden die neben 
der eigentlichen Revisionstätigkeit erforderlichen Arbeiten, die wir bereits früher 
erwähnten (S. 226), wirtschaftlich. Zu Beginn ihrer steuerlichen Revisionstätig- 


1) Dieser Umstand macht es notwendig, kleinere Revisionen durch das zuständige 
Finanzamt vornehmen zu lassen, wenn hierdurch Fährtauslagen und auswärtige Spesen ge- 
spart werden können. 
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keit wird die Reichstreuhand A.-G. mindestens an den Sitzen der LFÄ. eine Zweig- 
stelle gründen müssen. Die Vermehrung der Zweigstellen ist mit zunehmender 
Arbeit zu fordern. Die Frage der Einschiebung eines Mittelbaues zwischen der 
Zentralstelle und den Zweigstellen wird erst mit der zunehmenden Zahl der Zweig- 
‚stellen akut. | 4 


b) Das Personal der Buchprüfungsorganisation. 
a) Ausbildung der Buchprüfer. 


Die Revision eines Kleinbetriebes verlangt nicht dasselbe Maß von Kennt- 
nissen, wie die Revision eines Großbetriebes. Das höchste Maß an Kenntnissen 
braucht man daher nicht von allen Buchprüfern zu fordern und wird man auch 
mit Rücksicht auf die Gehaltsfrage (höhere Kenntnisse verlangen höhere Gehälter) 
nicht fordern können. Wir kommen somit zur Forderung einer differenzierten 
Ausbildung der Buchprüfer: . 
Die erste Gruppe soll zur Vornahme von Revisionen kleiner und (später) mitt- 
lerer Betriebe vorgebildet werden. $ 
Die zweite Gruppe soll zur Vornahme von Revisionen mittlerer und besonders 
größerer Betriebe vorgebildet werden. 
Für die Vor- und Ausbildung der ersten Gruppe genügen die bisherigen, An- 
sprüche (für Beamte aus anderen Zweigen der Finanzverwaltung Einführungs- und 
Fortbildungskurse; für anzustellende Buchprüfer kaufmännische Praxis, einige 
theoretisch oder praktisch erworbene Revisionskenntnisse und Beherrschung der 
wichtigsten Steuergesetze). Jedoch ist dringend zu fordern, daß alle für die erste 
Gruppe in Betracht kommenden Personen eine kaufmännische Praxis genossen 
haben. Denn die Erfahrungen der Treuhandgesellschaften und der Bücherrevisoren- 
kurse an den Universitäten und Handelshochschulen lehren immer wieder, daß Per- 
sonen, die sich nur theoretisch Buchkenntnisse erworben haben, zur Vornahme von 
Revisionen nicht geeignet sind. 
Für die zweite Gruppe genügt die bisherige Ausbildung bzw. das durchschnitt- 
lich verlangte Maß an Kenntnissen in keiner Weise. Die steuerliche Prüfung von 
Großbetrieben verlangt neben einer guten Allgemeinbildung und einer kaufmänni- 
schen Praxis eine umfassende betriebs- und finanzwissenschaftliche sowie juri- 
stische (besonders steuerrechtliche) Ausbildung. Um die Gewißheit zu haben, daß 
die Bewerber der zweiten Gruppe die erforderlichen Kenntnisse besitzen, ist un- 
bedingt die Ablegung eines entsprechenden Examens zu fordern. Ohne Zweifel 
wird es Revisoren geben, die ohne Ablegung eines Examens für die Tätigkeit der 
ersten Gruppe befähigter sind als der eine oder andere, der das Examen bestanden 
hat. Man darf jedoch nicht außer acht lassen, daß in großen Organisationen das 
Schlagwort von der „freien Bahn dem Tüchtigen‘“ ohne Dokumentierung der Tüch- 
tigkeit durch -ein Examen kaum durchführbar ist. Welche Prüfungsfächer kommen 
nun für die Bewerber der zweiten Gruppe in Frage? 
Eine Sachverständigenkonferenz, die in der Frage der Ausbildung steuerlicher 
Buchprüfer am 5. Oktober 1921 in Berlin tagte, stellte folgende Prüfungsfächer auf: 
A. Juristische Prüfungsfächer: 

| . Das bürgerliche Recht im vollen Umfange. 

. Handels-, Schiffahrts- und Wechselrecht. 

. Staats- und Verwaltungsrecht und Steuerrecht. 

. Strafrecht nebst Grundlagen des Strafprozeßrechts. 

. Zivilprozeßrecht mit Berücksichtigung des Zwangsvollstreckungs- und Kon- 
kursrechts. 


en m 
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B. Volkswirtschaftliche Prüfungsfächer: 

1. Allgemeine Volkswirtschaftslehre mit besonderer Berücksichtigung der Wert- 
und Preislehre sowie der Lehre von den Unternehmungsformen und vom 
Einkommen. 

2. Spezielle Volkswirtschaftslehre. 

(Agrar-, Gewerbe- und Handelspolitik, Verkehrswesen, Geld-, Bank- und 

.. „ Börsenwesen.) 

3. Finanzwissenschaft einschließlich der Lehre vom öffentlichen Kredit. 

4. Statistik. 

C. Betriebswirtschaftliche Prüfungsfächer: 

1. Gesamtes Rechnungswesen für Kaufleute, Landwirte und öffentliche Be- 
triebe. 

2. Schätzungslehre. 

3. Finanzierungen. 

4. Betriebswirtschaftslehre des Warenhandels, der Fabriken, der Banken, der 
Transportanstalten und der Landwirtschaft. 

5. Technik des Geld- und Kapitalverkehrs. 

Für die Erlangung der erforderlichen Kenntnisse war folgender Ausbildungs- 

gang vorgesehen): 

„Nach Erlangung des Reifezeugnisses eines Realgymnasiums oder einer Ober- 
realschule hätten die Anwärter für diesen technischen Dienst bei der Reichsfinanz- 
verwaltung zunächst sechs Semester Hochschulstudium an einer Universität und 
erforderlichenfalls gleichzeitig an einer Handelshochschule durchzumachen. Das 
Hochschulstudium ist mit einer Prüfung abzuschließen, über deren Gestaltung die 
Reichsregierung noch nähere Bestimmungen trifft. An diese Prüfung schließt sich 
ein vierjähriger Vorbereitungsdienst an, und zwar eine einjährige Praxis in einem 
kaufmännischen Betriebe, ein Seminarjahr an einer Handelshochschule oder einem 
Institut für Wirtschaftswissenschaften an einer Universität und eine praktische Be- 
tätigung von zwei Jahren bei Veranlagungsbehörden. Am Schlusse des Vor- 
bereitungsdienstes ist die große Staatsprüfung abzulegen, ähnlich wie sie in der 
Assessorprüfung für die Volljuristen gefordert wird, unter Anpassung der Prüfungs- 
gegenstände an den künftigen. technischen Beruf.“ (Nach Ablegung der Prüfung 
erhält der Kandidat das Recht, sich ‚„Finanzassessor‘‘ zu nennen. Bei Einstellung 
in den Dienst der Finanzverwaltung wird er zunächst der Gruppe X eingegliedert.) 

Der gesamte Plan ist hauptsächlich an dem Widerstande des Reichsmini- 
steriums des Innern und des Reichsjustizministeriums, gescheitert. Die beiden 
Ministerien widersetzten sich der Schaffung einer weiteren technischen Beamten- 
gruppe, die nicht ohne weiteres in anderen Verwaltungszweigen verwendet werden 
kann. Dieser Einwand erscheint uns nicht stichhaltig. Eine Verpflichtung zur Ein- 
stellung der Finanzassessoren war gar nicht vorgesehen und braucht auch nicht 
vorgesehen zu werden, da ohne Zweifel die Finanzassessoren leicht eine gute An- 
stellung im Wirtschaftsleben finden werden. 

Der obige Plan ist in seinen Hauptzügen für die Ausbildung und Prüfung der 
Bewerber unserer zweiten Gruppe ganz geeignet. Im einzelnen haben wir jedoch 
einige Abänderungsvorschläge zu machen. 


1) Entnommen aus der Einladung an sämtliche Reichsressorts und Landesregierungen 
zur Aussprache über die Ausbildung technischer Beamten für den Buch- und Betriebsprü- 
fungsdienst der Reichsfinanzverwaltung (4. Oktober 1921). Der Bericht über die Besprechung 
des Studiensplans in der erwähnten Sachverständigenkonferenz war dem Verfasser nicht zu- 
gänglich, 


L 
Z 
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Unter den Prüfungsfächern vermissen wir das Revisionswesen. Weiter ent- 
behren wir eine besondere Betonung des Steuerrechts. Nicht unbedingt erforder- 


lich ist das Verlangen weitgehender Kenntnisse im Staats- und Verwaltungs-, Straf, 


Strafprozeß-, Zivilprozeß-, Zwangsvollstreckungs- und Konkursrecht. Ein allgemeiner 


| 


Überblick über das öffentliche Recht und Spezialkenntnisse im Steuerprozeß- und 


Steuerstrafrecht werden wohl genügen. 
Eine Studien- und Ausbildungszeit von sieben Jahren erscheint sehr lang. Sie 


wird sich ohne Bedenken um ein Jahr abkürzen lassen, zumal dadurch die erstrebte 


Gleichstellung des „Finanzassessors“ mit dem juristischen Assessor nicht gefährdet 
wird. Diese Gleichstellung erlaubt dagegen nicht, die Reifeprüfung durch das Ein- 
jährige und eine dreijährige kaufmännische Praxis zu ersetzen, selbst wenn man 
den Standpunkt vertritt, daß die Vertiefung und Verbreiterung der allgemeinen 
Kenntnisse und die Denkschulung in den oberen Schulklassen durch die An- 
regungen und praktischen Erfahrungen einer kaufmännischen Lehre ersetzt wer- 
den. Die Ausfüllung der sechsjährigen Ausbildungszeit erscheint uns in folgen- 
der Weise zweckmäßig: 


1 Jahr kaufmännische Lehre. (Eine praktische Betätigung vor der Studienzeit 


erleichtert und befruchtet erfahrungsgemäß die theoretische Ausbildung.) 
8 Jahre Studium an einer Handelshochschule bzw. Universität, abschließend 


mit der Diplomvolkswirtprüfung. Als Hauptprüfungsfach ist die Betriebswirtschafts- 


lehre zu verlangen. (Die Anlehnung an einen vorhandenen und der Verzicht auf 
einen besonderen Studienplan ist notwendig, solange eine genügende Hörerschaft 
nicht gewiß ist.) 

1 Jahr Studium an einer landwirtschaftlichen Hochschule, abschließend mit 
einer neu zu schaffenden Ergänzungsprüfung im landwirtschaftlichen Rechnungs- 
wesen und in den Hauptzügen der- landwirtschaftlichen Betriebslehre. (Landwirt- 
schaftliche Betriebslehre und landwirtschaftliches Rechnungswesen wird an Univer- 
sitäten und Handelshochschulen nicht gelesen. Die Erteilung entsprechender Lehr- 
aufträge nur zum Zwecke der Ausbildung der Finanzassessoren wird sich wohl 
vorläufig nicht lohnen. Ohne besondere Kosten lassen sich jedoch entsprechende 
Sonderkurse an einigen landwirtschaftlichen Hochschulen einrichten.) 

1) Jahr Ausbildung im Steuerveranlagungsdienst. 


1); Jahr Betätigung als Assistent im Buchprüfungsdienst bzw. bei der Reichs- 


treuhand A.-G. 

1); Jahr Seminarausbildung zur Vertiefung der theoretischen Kenntnisse in der 
Betriebswirtschaftslehre (besonders im Revisionswesen) und im Steuerrecht. (Die 
Heranschiebung der Seminarzeit an die große Staatsprüfung erleichtert den Kan- 
didaten die Prüfung. Mit Rücksicht auf die Dozenten kommen für die Abhaltung 
der Seminarkurse nur Universitäten in Frage, in deren Nähe sich eine landwirt- 
schaftliche Hochschule und eine Handelshochschule befinden, wie z.B. Berlin, 
München, Leipzig und Köln.) 

Im Anschluß an das Seminarjahr findet die große Staatsprüfung statt, die in 
vorgeschlagener Weise abzuändern wäre. (Zur Erleichterung der Prüfung kann 
der Verzicht auf die volkswirtschaftlichen [nicht die finanzwissenschaftlichen] Prü- 
fungsfächer in Erwägung gezogen werden, da die Beherrschung der Volkswirt- 
schaftslehre wohl nur zum Zwecke einer guten Allgemeinbildung des Finanz- 
assessors verlangt wird, und da dem Kandidaten bereits in der Diplomvolkswirt- 
prüfung Gelegenheit gegeben wird, seine volkswirtschaftlichen Kenntnisse zu 
beweisen.) | 


Der Buchprüfungsdienst bzw. die Reichstreuhand A.-G. ist selbstverständlich 
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zu verpflichten, bei Revisionen von Großbetrieben grundsätzlich nur Finanz- 
assessoren als leitende Prüfer zu verwenden. 


ß) Die persönliche Eignung des Buchprüfers. 


Neben Sachkenntnis verlangt Knofl) vom Steuerrevisor: Menschenkenntnis, 
Taktgefühl, Verantwortungsgefühl, Unbestechlichkeit und Verschwiegenheit. Wir 
haben noch die Redegewandtheit hinzuzufügen, die bei den häufig erforderlichen 
Verhandlungen mit dem Rechtsbeistand des Zensiten unerläßlich ist. Die Not- 
wendigkeit der aufgezählten Eigenschaften bedarf keiner weiteren Erörterung. Eine 
andere Frage ist es jedoch, wie der Buchprüfungsdienst bzw. die Reichstreu- 
hand A.-G. Revisoren mit solchen Eigenschaften gewinnen und sich erhalten kann. 
Die Gewinnung von geeigneten Buchprüfern hängt von einer geschickten Auswahl 
und von den Gegenleistungen ab, die dem Buchprüfer in Aussicht gestellt werden 
können. Die Erhaltung von geeigneten Buchprüfern hängt von einer zweck- 
mäßigen Überwachungsorganisation und den gewährten Gegenleistungen ab. 

Man muß davor warnen, die Auswahl unter den Bewerbern lediglich auf Grund 
von Zeugnissen zu treffen. Zeugnisse mögen zur Beurteilung der Sachkenntnisse 
genügen, eine Gewißheit über die Charaktereigenschaften des Bewerbers geben sie 
in der Regel nicht. Ein vorläufiges Urteil über die persönliche Eignung des Be- 
werbers ist nur durch vertrauliche Erkundigungen bei früheren Vorgesetzten mög- 
lich. Selbst günstig lautende Urteile entbinden jedoch nicht von der Pflicht, die 
Buchprüfer dauernd zu überwachen, um rechtzeitig ungeeignete Persönlichkeiten 
entlassen oder versetzen zu können. Die Buchprüfer werden Überwachungsmaß- 
nahmen nicht als persönliche Verdächtigungen ansehen dürfen. Sie erfolgen nicht 
nur im Interesse der Sache, sondern auch zur Wahrung der Standesehre. Die Über- 
wachungsmaßnahmen des bestehenden Buchprüfungsdienstes erscheinen uns zweck- 
mäßig und ausreichend. Sie wären in analoger Weise auch bei der Reichstreu- 
hand A.-G. durchzuführen. Weiter ist es natürlich notwendig, gegen Unrechtmäßig- 
keiten (etwa erfolgte Bestechung oder Verletzung der Schweigepflicht) mit allen 
zur Verfügung stehenden Mitteln (Verweis, Entlassung, gerichtliche Bestrafung usw.) 
rücksichtslos einzuschreiten. 

Die Gewinnung und Erhaltung von geeigneten Buchprüfern ist nicht zuletzt 
auch eine Frage der gewährten Gegenleistungen. Sie soll im nächsten Abschnitte 
behandelt werden. 


y) Wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung der Buchprüfer. 


Bei der Besprechung der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Stellung der 
Steuerrevisoren haben wir zwischen dem Buchprüfungsdienst und der Reichstreu- 
hand A.-G. zu unterscheiden. 

Der Buchprüfungsdienst ist in der Höhe der Gehälter für seine Revisoren an 
die Sätze der bestehenden Besoldungsgruppen gebunden. In der Frage der Ein- 
gliederung in die bestehenden Gruppen muß man jedoch dem Buchprüfungsdienst 
einen gewissen Spielraum lassen, damit er neben der Vor- und Ausbildung des 
Buchprüfers und der Vertrauensstellung, die dieser bekleidet, auch der Tatsache 
Rechnung tragen kann, daß, im Gegensatz zu den meisten Staatsbeamten, beim 
Buchprüfer die Gefahr einer Abwanderung in die Privatwirtschaft besteht. Als 
Eingangsgruppen kommen für die Revisoren der kleinen und mittleren Betriebe die 
Gruppen VII und IX und für die Revisoren der Großbetriebe (Finanzassessoren) 
die GruppeX in Betracht. Ausreichende Spesenvergütungen, Beförderung in höhere 


1) Die steuerliche Revısion der Unternehmungen des Handels und der Industrie S.56/57. 
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Gehaltsgruppen, Titelverleihungen und eine angemessene Alters- und Hinterblie- 
benenfürsorge sind die weiteren Mittel des Buchprüfungsdienstes, tüchtige und 


charakterfeste Kräfte heranzuziehen und von einem Übergang in die Privatwirt- 
schaft abzuhalten. . 


| 
| 


Eine gute gesellschaftliche Stellung, die äußerlich durch Titelverleihungen zum 


Ausdruck kommt, verschafft auch im Wirtschaftsleben Achtung, Entgegenkommen 
und Zutrauen, Voraussetzungen für ein erfolgreiches Wirken des Buchprüfers, die 
nicht unterschätzt werden dürfen. | “ 

Feste Grundsätze über die Höhe der Revisorengehälter lassen sich für die 
Reichstreuhand A.-G. nicht aufstellen. Bei ihr werden sich die Gehälter nach der 
Konkurrenz (besonders der Treuhandgesellschaften) zu richten haben. Zu hohe 
oder zu niedrige Vergütungen (sowohl Gehälter als auch Spesen) wird die Reichs- 
treuhand A.-G. an der Zahl der sich bewerbenden bzw. der ausscheidenden Revi- 
soren feststellen können. Es wird sich für sie empfehlen, etwas höhere als die 
sich im freien Spiel der Kräfte ergebenden Sätze zu zahlen, damit ein zu starker, 
unwirtschaftlich wirkender Personalwechsel vermieden wird und damit sie nur 
befähigte Revisoren heranziehen und ungeeignete Kräfte abgeben kann. 


Eine gute gesellschaftliche Stellung werden sich die Revisoren der Reichs- 


treuhand A.-G. nur durch eigene Tüchtigkeit erringen können. Ihr Streben wird 
durch abgelegte Prüfungen (Diplom-, Doktor- und Finanzassessorprüfung) er- 
leichtert. 

In diesem Zusammenhange soll auch die Frage kurz erörtert werden, ob es 
sich empfiehlt, den Buchprüfer an den Steuermehreingängen zu beteiligen, die auf 
seine Tätigkeit zurückzuführen sind. Gewiß hängt bei Buchprüfungen der Erfolg 
von der Tüchtigkeit, dem Interesse und dem Fleiß des Buchprüfers ab. Solche 
Eigenschaften lassen sich zweifellos durch eine Tantieme fördern. Jedoch verlangt 
ein erfolgversprechendes Tantiemesystem noch eine weitere Voraussetzung. Der 
meßbare Erfolg muß fast ausschließlich von der Tüchtigkeit, dem Interesse und 
dem Fleiß des Schaffenden abhängig sein. Diese Voraussetzung ist bei Buch- 
prüfungen nicht gegeben. Das Ergebnis einer Buchprüfung hängt noch von manchen 
anderen, im Einzelfall verschiedenen Umständen ab (Größe des Betriebes, Höhe der 
erfolgten Steuerhinterziehungen, die zur Verfügung stehende Zeit usw.). Alle diese 
Umstände müßten in einem erfolgversprechenden Tantiemesystem berücksichtigt 


werden. Das ist aber nicht möglich, da diese Umstände zu verschiedenartig und un- 


bestimmbar sind, um in eine feste Beziehung zu einer Tantieme gebracht werden 
zu können. Hinzu treten die schweren Bedenken, die man allgemein gegen Tantieme- 
zahlungen an Beamte anführt, wie z.B. Schädigung des Pflichtgefühls und der Un- 
abhängigkeit der Beamten. (Anders liegen die Verhältnisse bei der geforderten 
Gewinnbeteiligung der Reichstreuhand A.-G. an den Steuermehrerträgen. Bei ihr 
gleichen sich die verschiedenen Umstände, die außer einer gründlichen Revision 
das Ergebnis beeinflussen, nach dem Gesetz der großen Zahl aus.). 


c) Die Betätigung der Buchprüfungsorganisation. 
| a) Die Ausbildungstätigkeit. = 
. Die Ausbildung der Steuerrevisoren haben wir bereits kritisch betrachtet. 
Die Ausbildung der Steuerveranlagungsbeamten erscheint uns ausreichend; zu 
fordern wäre noch eine eingehende Besprechung der Inventarisierungsmethoden. 
Wir entbehren eine großzügige, bereits S. 202ff. begründete Ausbildung der 
Steuerpflichtigen in Buchführungsfragen. Die Leitung dieser Ausbildung hätte der 
Ausbildungsdienst des zentralen Buchprüfungsdienstes zu übernehmen. Die Er- 
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weiterung der Betätigung bedingt keine Neueinstellungen von Lehrkräften. Wir 
besitzen zahlreiche Handelshochschulen und Handelsschulen, die ohne nennens- 
werte Kosten öffentliche Vorträge zur Belehrung der Steuerpflichtigen in Buch- 
führungs- und Bilanzfragen veranstalten können. (Heute z. B. vermißt man kosten- 
lose, öffentliche Vorträge über Goldmarkbuchführung und Goldmarkbilanzen.) 


ß) Die Revisionstätigkeit. 


Große Verwaltungen verringern nicht selten aus Sparsamkeitsgründen den Auf- 
wand, ohne zu bedenken, daß der eingesparte Aufwand entsprechende oder sogar 
größere Mindererträge zur Folge haben kann. Wir vertreten den Standpunkt, den 
Aufwand sogar erhöhen zu dürfen, wenn die in Aussicht stehenden Mehrerträge 
höher als die Mehraufwendungen sind. Damit soll gesagt sein, daß Neueinstellungen 
von Revisoren nicht an einseitigen Sparsamkeitsrücksichten scheitern dürfen, son- 
dern erfolgen müssen, wenn lohnende Prüfungsaufträge wegen Mangels an Buch- 
prüfern abgelehnt oder längere Zeit zurückgestellt werden müssen. (Eine Zurück- 
stellung widerspricht, wie schon erwähnt, der berechtigten Forderung auf schnell 
stes Arbeiten innerhalb der Finanzverwaltung.) 

Selbstverständlich muß die Finanzverwaltung jedes Mittel anwenden, it die 
Aufwendungen für die Prüfungstätigkeit verringert, ohne den Ertrag ungünstig zu 
beeinflussen. Ein solches Mittel ist die unter gewissen Voraussetzungen gesetzlich 
zulässige Abwälzung der Prüfungskosten auf den Steuerpflichtigen (vgl. S. 210). 
Natürlich muß die Verwaltung von ihrem Rechte vollständig Gebrauch machen. 
Nicht nur die entstandenen Barauslagen (wie bisher), sondern auch ein angemesse- 
ner Anteil an den allgemeinen Geschäftsunkosten und dem Gehalt des Buchprüfers 
sind zu verlangen, Bei Prüfungen durch die Reichstreuhand A.-G. gestaltet sich 
diese Kostenberechnung sehr einfach. Die Finanzverwaltung wälzt die von der 
-Reichstreuhand A.-G. berechneten Honorare auf die Steuerpflichtigen ab und ver- 
meidet so weitere unliebsame Streitigkeiten über die Berechtigung der Kostenhöhe. 
Eine noch einfachere und durchweg ertragreichere Abwälzung der Prüfungskosten 
ist möglich, wenn die auf S. 213 vorgeschlagene Abänderung des ss 205 Abs.3 RAO. 
durchgeführt wird. 

Zur wirksamen Erhöhung der Prüfungserfolge empfehlen wir, an den lkgsarte 
nen Geschäftsabschlußterminen (besonders am 31. Dezember) außer den Buch- 
prüfern auch die für ein bis zwei Tage entbehrlichen Veranlagungsbeamten in die 
Betriebe zu senden und an den Inventuren teilnehmen zu lassen. Wer die große 
Bedeutung einer lückenlosen Aufnahme der Warenvorräte für die vollständige Er- 
fassung des steuerpflichtigen Einkommens und Vermögens kennt, und wer weiß, 
welche Schwierigkeiten die Nachprüfung einer zurickliegenden Inventur .bereitet, 
wird mit uns einig sein, daß eine vorübergehende Verwendung von Veranlagungs- 
beamten zur Vornahme von Inventurprüfungen nicht nur die späteren Revisionen 
des Buchprüfungsdienstes bzw. der Reichstreahand A.-G., sondern auch die Ver- 
anlagungsarbeiten abkürzen und erfolgreicher gestalten wird. 


y) Die Steuerforschung. 


Über die Tätigkeit der Dienststelle zur Verarbeitung der Prüfungsergebnisse 
war wenig in Erfahrung zu bringen. Wir wissen daher nicht, ob die Steuergesetz- 
entwürfe und vor allen Dingen die Abänderungsvorschläge der an den Gesetzen mit- 
wirkenden Kreise dieser Dienststelle zur Begutachtung vorgelegt werden, Uns er- 
scheint dies dringend erforderlich. Wir müssen in Zukunft die Bewertungs- und 
Ausnahmevorschriften in ihrer Wirkung auf den Ertrag und die Veranlagungs- und 
Erhebungskosten prüfen, und zwar nicht nur einzeln, sondern auch in ihrer Ge- 
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samtheit, wenn wir uns nämlich den Vorwurf ersparen wollen, aus der Vergangen- 


heit nichts gelernt zu haben. Zu dieser Begutachtung sind mehr betriebswirtschaft- 
liche als rechtliche oder volkswirtschaftliche Kenntnisse erforderlich. Da inner- 


halb des Reichsfinanzministeriums allein der zentrale Buchprüfungsdienst über die 


erforderlichen Betriebswirte verfügt, ist er mit diesen Arbeiten zu betrauen. 

Soweit wir unterrichtet sind, gibt man sich an leitender Stelle wenig Mühe, 
die Buchprüfer zur Mitarbeit im Steuerforschungsdienst heranzuziehen. Uns er- 
scheint dies bedauerlich, da unter einer Fülle von Anregungen sich doch immer 
einige verwertbare Anregungen befinden werden. Dabei ist es gar nicht so schwer, 
die Buchprüfer zur Mitarbeit zu gewinnen. 


B. Die Technik der steuerlichen Buchprüfung'). 


I. Allgemeines. 

Buchprüfungen haben natürlich nur einen Sinn, wenn der Zensit die be- 
sprochenen Buchführungsvorschriften beachtet hat. Stellt der Revisor erhebliche 
Verletzungen der Buchführungsvorschriften fest, dann wird die Buchprüfung wegen 
Zwecklosigkeit abzubrechen und der steuerpflichtige Betrag von den Veranlagungs- 
behörden zu schätzen sein; unter Umständen treten die weiteren unter A.II.1.c 
dargelegten Folgen ein. 

Für das gesamte Revisionswesen und damit auch für die Steuerrevision gilt 
der Hauptgrundsatz: „Der Prüfungsgang muß sich in allen Teilen der Eigenart des 
Betriebes und seiner buchhalterischen Einrichtungen und dem Zwecke der Revi- 
sion anpassen.‘ Da nun sowohl die einzelnen Betriebe, als auch deren buchhalte- 
rischen Einrichtungen als auch die Zwecke, die mit einer Steuerrevision verfolgt 


werden, verschiedenartig sind, ist die Aufstellung von allgemeingültigen Grund- 


sätzen für die steuerliche Buchprüfungstechnik schlechthin unmöglich. In unseren 
Ausführungen können daher nur Anregungen für die Vornahme steuerlicher Buch- 
prüfungen gegeben werden. 

Da die Prüfungskosten in einem günstigen Verhältnis zu dem erwarteten FEr- 
folge stehen sollen, müssen alle unwesentlichen und wenig erfolgversprechenden 
Teilprüfungen unterbleiben. Auch in dieser Frage lassen sich nur Anregungen 
geben. | 

II. Die Prüfung des steuerpflichtigen Einkommens. 


Inhalt des Abschnittes. 
1. Der steuerrechtliche Gewinnbegriff. 
2. Die progressive Prüfungsmethode. 
a) Die Prüfung der formalen Richtigkeit, 
a) der Eröffnungsbuchungen, 
ß) der Additionen und Übertragungen, 
y) des Abschlusses. 
b) Die Prüfung der materiellen Richtigkeit, 
a) der Verbuchungen des Zahlungsverkehrs, 
N der Verbuchungen des Warenverkehrs, 
y) der Verbuchungen des Kontokorrentverkehrs, 
d) der Inventur. 
3. Die retrograde Prüfungsmethode. 
a) Die Prüfung der Bilanz. 
a) Die Prüfung der Aktiven. 
ß) Die Prüfung der Passiven. 
b) Die Prüfung der Gewinn- und Verlustrechnung. 
Anhang: Die Einkommensteuer für die Jahre 1923 und 1924. 


!) Die Beherrschung der Buchführungs- und Bilanztechnik wird in unseren Ausführungen 


vorausgesetzt. Im allgemeinen legen wir unseren Betrachtungen die doppelte Buchführung 
zugrunde, | 


n 


4 
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1. Der steuerrechtliche Gewinnbegriff. 

In Zukunft werden Buchprüfungen zur Feststellung des steuerpflichtigen Ein- 
kommens nur noch in kaufmännischen und nicht mehr in landwirtschaftlichen Be- 
trieben vorzunehmen sein. Die Entwicklung unserer Steuergesetzgebung befindet 
sich zur Zeit in einer rückläufigen Bewegung. Zwecks Vereinfachung des Ver- 
anlagungsverfahrens strebt man nach einer Besteuerung auf Grund von Normal- 
sätzen. Diese Entwicklung zeigt sich besonders deutlich bei den neuen Bestim- 
mungen über die Einkommenbesteuerung landwirtschaftlicher Betriebe. Man will 
in Zukunft das Einkommen nur noch nach festzusetzenden „Durchschnittserträgen 
selbständiger Ackernahrungen“ ermitteln. Ein Eingehen auf diese Art der Gewinn- 
berechnung fällt außerhalb des Rahmens unserer Arbeit. 

Bei kaufmännischen buchführenden Betrieben ist der Gewinn nach den Grund- 
sätzen zu berechnen, wie sie für die Inventur und Bilanz durch das Handelsgesetz 
vorgeschrieben sind (833 Abs. 2 EStG.). Das HGB. sieht in den Bilanzen Ver- 
mögensaufstellungen und berechnet den Gewinn durch Vergleich der Reinvermögen 
zweier aufeinanderfolgender Jahre unter Berücksichtigung der Kapitalzuschüsse 
und -entnahmen. Das EStG. verlangt weiter bei der Berechnung des steuerlichen 
Gewinnes die Beachtung von $ 15 und $ 33a EStG.: 


815 EStG. 


„Vom Gesamtbetrag der Einkünfte dürfen insbesondere nicht in Abzug gebracht werden: 

1. Aufwendungen zur Verbesserung und Vermehrung des Vermögens, zu Geschäfts- 
erweiterungen, zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung oder zu Ersatzbeschaffungen, soweit 
hierfür bereits Werbungskosten abgesetzt sind; 

2. Zinsen für das in dem land- oder fortwirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebe 
‚ angelegte eigene Vermögen des Steuerpflichtigen ; 

3. die zur Bestreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte seiner 
Familienangehörigen aufgewendeten Beträge; 

4. die von dem Steuerpflichtigen entrichtete a sowie A u 
steuern.‘ 

833 a EStG. 


„Soweit für einen Gegenstand des Betriebsvermögens ein Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreis gegeben ist, gilt bei Ermittlungen des Betriebsgewinnes oder Geschäftsgewinnes 
im Sinne der $$ 32, 33 als Wert dieses Gegenstandes der Anschaffungs- oder Herstellungs- 
preis nach Abzug der zulässigen Absetzungen für Abnutzung oder Substanzverringerung. 
Ist ein Anschaffungs- oder Herstellungspreis für einen Gegenstand des Betriebsvermögens 
nicht gegeben, so gilt als solcher der Betrag, der für den Erwerb des Gegenstandes im 
Zeitpunkt seiner Anschaffung oder Herstellung durch den Steuerpflichtigen unter gemein- 
gewöhnlichen Verhältnissen hätte aufgewendet werden müssen. Übersteigt für einen Gegen- 
stand der Anschaffungs- oder Herstellungspreis nach Abzug der zulässigen Absetzungen für 
Abnutzung oder Substanzverringerung den gemeinen Wert, so ist der gemeine Wert dieses 
Gegenstandes als sein Wert anzusetzen. Die Zulässigkeit der Absetzungen für Abnutzung 
oder Substanzverringerung bestimmt sich nach 813 Abs. 1 Nr.1b,c. 

Der nach Absatz1 für den Schluß eines Wirtschaftsjahres angesetzte Wert eines 
Gegenstandes des Betriebsvermögens ist als dessen Wert im Sinne des Absatz 1 für die fol- 
genden Wirtschaftsjahre solange in Ansatz zu bringen, als er nicht den Anschaffungs- oder 
Herstellungspreis des Gegenstandes nach Abzug der Absetzungen für Abnutzung oder Sub- 
stanzverringerung oder dessen gemeinen Wert übersteigt.“ 


Die Steuerbehörden berechnen nach dem Gesagten den Geschäftsgewinn nicht 
nach der Bewegungsrechnung (Gegenüberstellung von Aufwand und Ertrag), son- 
dern grundsätzlich nach der Distanzrechnung (Vergleichung der Reinvermögen). Bei 
dieser Rechnung lassen sie die nichtrealisierten Gewinne unberücksichtigt, berück- 
sichtigen aber die nichtrealisierten Verluste. Diese vom Recht verlangte Einstellung 
muß auch der Buchprüfer beachten, selbst wenn er hinsichtlich der Gewinnberech- 
nung auf dynamischem Boden steht. 

Im Interesse einer klaren und einer für untere Zeit berechneten Darstellung 
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scheiden wir alle Fragen, die mit der Geldentwertung zusammenhängen, aus. Sie 
sollen im Anhange kurz behandelt werden, soweit sie für die Steuerjahre 1923 und 
1924 von Bedeutung sind. 


2. Die progressive Prüfungsmethode. 
In unseren Ausführungen besprechen wir eine progressive und eine retrograde 
Prüfungsmethode. Die progressive Methode verfolgt an Hand der Belege die 
Buchungen in ihrer Entwicklung bis zur Bilanz, während die retrograde Methode 
von den einzelnen Positionen der Bilanz über die Buchungen auf die Belege zu- 
rückgeht. Diese durchgeführte Unterscheidung soll nun nicht sagen, daß beide 
Methoden unabhängig voneinander Anwendung finden sollen. Die Trennung er- 
folgt lediglich im Interesse der Übersichtlichkeit. In der Praxis werden beide Me- 
thoden gleichzeitig anzuwenden sein. 


a) Die Prüfung der formalen Richtigkeit 
a) der Eröffnungsbuchungen. 


Die Prüfung eines Geschäftsjahres beginnt mit der Kontrolle, ob die Posten der 
vorjährigen Bilanz auf den Hauptbuchkonten richtig vorgetragen sind. Bei dieser 
Prüfung ist darauf zu achten, ob ein Aktivkonto bzw. ein Passivkonto erhöht und 
ein anderes Aktivkonto bzw. Passivkonto um den gleichen Betrag herabgesetzt 
wurde, oder ob Aktivkonten und Passivkonten um die gleichen Beträge herauf- 
gesetzt oder gekürzt wurden. Beispiele: 

1. Das Warenkonto wurde mit 4 90000.— statt mit % 80000.— und das 
Privatkonto mit  40000.— statt mit # 50000.— vorgetragen. 

2. Das Privatkonto (es wird nur ein Habensaldo vorausgesetzt) ist mit 
46 80 000.— statt mit 6 20000.— erkannt. Dafür findet man auf dem Delkredere- 
konto einen Habenvortrag von 4 20000.— statt von 4% 30 000.—. 

3. Der Kassenbestand ist zu Beginn des Geschäftsjahres um .% 10000.— 
kleiner als in der Bilanz. Dafür wurde die Summe der Kreditoren um .# 10000.— 
verringert. 

Durch derartige Manipulationen werden trotz Wahrung der Bilanzgleichung 
steuerliche Vorteile erreicht. Im ersten Falle wird der Gewinn des laufenden 
Jahres und die hohe Belastung des Privatkontos um #6 10000.— verringert.- Im 
zweiten Beispiele erscheinen von dem Gewinne des laufenden Jahres 46 10000.— 
nicht, wenn die Delkredererückstellung zu Lasten eines Erfolgkontos!) wieder auf- 
gefüllt wird. Im dritten Beispiele wird ein früher auf dem Kreditorenkonto ver- 
steckter Gewinn in Höhe von % 10000.— dadurch aus dem Betriebe heraus- 
genommen, daß man ohne Buchung diese 46 10000.— der Kasse entnimmt. 


ß) Die Prüfung der Additionen und Übertragungen. 


Bei Additionen werden Steuerhinterziehungen dadurch erreicht, daß man um 
einen gleichen, meistens runden Betrag entweder die Habenseite eines reinen Be- 
standkontos und die Sollseite eines Erfolgskontos erhöht oder die Sollseite einge 
reinen Bestandskontos und. die Habenseite eines Friolgskonipk; bayabaptzir 

Beispiel: Die richtige Addition ergibt in der 

Kassenspalte . . . Soll .# 37562.— Haben .#/ 25 341.— 
Fabrikationsspalte. . „ „12654. 8563.— 


Durch folgende falsche Addition r i 
Kassenspalte . . . Soll .# 36562.— Haben .#/ 26 341.— 
Fabrikationsspalte. „». 13654.— 2 „ ..7563.— 


2) Aufwand, Ertrags- oder gemischtes Konto. 
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wird erreicht, daß zweimal „#4 1000.— ohne Verbuchung zu Lasten des Fabrikations- 
kontos aus der Kasse entnommen werden können. (Der Kassenbestand von 
4 12221.— wird durch die Falschaddition nur mit 6 10221.— angewiesen. Der 
Sollsaldo der Fabrikationsspalte beträgt statt 46 4091.— M 6091.—.) 

Additionsprüfungen sind in größerem Umfange nur dann vorzunehmen, wenn 
die Additionen von Personen ausgeführt werden, gegen die der Prüfer ein be- 
sonderes Mißtrauen hegt. Auf das Stimmen der Pfennig- und kleineren Markbeträge 
ist natürlich kein Wert zu legen. 

Bei Übertragungen von einer Seite zur anderen oder bei Übertragungen aus 
den Grundbüchern in das Hauptbuch können zum Zwecke der Steuerhinterziehung 
Verwechslungen zwischen reinen Bestandkonten und Erfolgskonten vorgenommen 
worden sein. 

Beispiel: 

Im Kassenbuch befindet sich neben der Spalte für Privatentnahmen eine Spalte 
für Unkosten. Die Privatspalte ist 

belastet mit . . 202 eh 7 324.— 
die Unkostenspalte mit . See Mar aldß 

Werden bei ‚einer ‚Übertragung beide Konten verwechselt, dann wird ohne 
Buchung das Privatkonto zu Lasten des Unkostenkontos mit einem Debetsaldo aus- 
gewiesen, der um 4% 5588.— hinter dem wirklichen Saldo zurückbleibt. Für den 


' Umfang solcher Prüfungen gilt das gleiche wie für den Umfang von Additions- 
| prüfungen. 


y) Die formale Prüfung des Abschlusses 


ist besonders wichtig, weil die meisten Manipulationen zur Verschleierung des Ge- 
winnes erst vorgenommen werden, wenn sich das Ergebnis des Geschäftsjahres 


überblicken läßt. 


Den Additionen im Hauptbuch ist restlos nachzugehen, da durch einige Falsch- 


‚ additionen erhebliche Beträge der u RE entzogen werden können. 


Beispiele: 
Die Addition auf der Sollseite des Anlagekontos wird um #6 1000. herab- 
gesetzt und dafür die Sollseite des Unkostenkontos um 6 1000.— erhöht. Die 


_ Habenseite des Fabrikationskontos wird um 46 10000.— verringert und die Haben- 
seite des Kreditorenkontos um 4% 10000.— heraufgesetzt. Durch diese Falsch- 
 additionen wird der Gewinn um #% 11000.— verkürzt. 


Alle Buchungen, die ohne Benutzung eines Grundbuches im Hauptbuch vor- 
genommen wurden, sind für die materielle Prüfung auszuziehen. 

Es ist nachzusehen, ob auf allen gemischten Konten Bestände eingesetzt 
wurden und ob diese ‚mit den rechnerisch nn ohzunEutenden Inventuren überein- 
stimmen. 

Der Zusammenfassung von Hauptbuchkonten in der Bilanz oder der Gewinn. 
und Verlustrechnung ist Aufmerksamkeit zu schenken. Durch Vereinigung von 
Konten kann erreicht werden, daß Salden, die ordnungsmäßig auf die Sollseite der 
Bilanz bzw. auf die Habenseite der Gewinn- und Verlustrechnung gehören, auf der 
Sollseite der Gewinn- und Verlustrechnung bzw. auf. der Habenseite der Bilanz 
erscheinen. | 

Beispiel: 

Das Kohlenkonto wird als reines Bestandkonto geführt. Sein Saldo erscheint 
jedoch unter dem Sammelnamen ‚„Fabrikationskosten“ in der Gewinn- und Ver- 
lustrechnung. Der Habensaldo des Emballagenkontos wird unter die Kreditoren ein- 


gesetzt. Der Gewinn wird durch diese Zusammenfassungen um die Summe beider 
Salden zu niedrig ausgewiesen. 
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b) Die Prüfung der materiellen Richtigkeit 
a) der Verbuchungen des Zahlungsverkehrs. 


Die Prüfung des Zahlungsverkehrs ist an Hand der Belege vorzunehmen. 

Zwecks Verkleinerung des steuerpflichtigen Gewinnes werden Ausgaben für 
private Zwecke nicht dem Privatkonto, sondern einem Erfolgskonto belastet (etwa 
dem Unkosten-, Fabrikations- oder Warenkonto). Solche Ausgaben sind etwa: 
Erkennbare Haushaltungsrechnungen, Unterstützungen an Verwandte, Ärzterech- 
nungen, die Kosten einer Sommerfrische. Eine Reihe von Ausgaben, die auf einem 
Aufwandkonto verbucht wurden, sind nur teilweise als Geschäftsaufwendungen an- 
zusehen, z. B. außergewöhnlich hohe Reisespesen (unter diesem Stichworte werden 
häufig Privatentnahmen verdeckt), Automohilunkosten (in fast allen Fällen kann 
vermutet werden, daß ein Geschäftsauto auch zu privaten Zwecken benutzt wird), 
Mobiliarrechnungen (mit Kontormöbeln können auch Möbel für den privaten Haus- 
halt geliefert worden sein). 


Weiter ist zu untersuchen, ob eine Ausgabe, die einem Aufwandkonto be- 
lastet wurde, nicht den Wert der Anlagen erhöht und daher aktiviert werden muß 
(z. B. die Löhne für die auf einem Neubau beschäftigten Arbeiter). 

Bei der Prüfung der Einnahmen sind die Gutschriften auf dem Privatkonto 
kritisch zu betrachten. Es kann sich hier um Posten handeln, die ordnungsmäßig 
einem Erfolgskonto zu erkennen waren. Ist dies der Fall, dann ist nicht nur der 
steuerpflichtige Gewinn, sondern auch der steuerpflichtige Umsatz — sofern der 
Umsatz nach den vereinnahmten Entgelten berechnet wird (vgl. S.271) — zu 
niedrig ausgewiesen. Das Gesagte gilt allgemein von Gutschriften, die statt auf 
einem Erfolgskonto auf einem Bestandkonto erfolgten. Es ist z.B. der Fall denk- 
bar, daß der Erlös aus einem größeren Barverkauf von selbstproduzierten Waren 
einem Neubaukonto erkannt wurde. 

Es ist bekannt, daß aus steuerlichen Gründen vielfach Einnahmen überhaupt 
nicht verbucht werden. Die Aufdeckung solcher nicht verbuchten Einnahmen ist 
sehr schwierig und meist nur indirekt möglich (an Hand der Korrespondenz, durch 
zufällig gefundene Nebenkassenbücher oder nicht verbuchte Ausgaberechnungen, 
durch Feststellung des Fehlens regelmäßig wiederkehrender Einnahmen usw.). 

Bei der Durchsicht der Bankbelege und -korrespondenz ist auf Hinweise zu 
achten, die ein geheimes Bankkonto vermuten lassen. Verdichten sich derartige 
Vermutungen zur Gewißheit, dann wird man sich zwecks Erlangung eines Gegen- 
auszuges an die betreffende Bank wenden. An Hand dieses Auszuges wird ein 
tüchtiger Buchprüfer hinter manche Steuerschiebungen kömmen können. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Lohn- und Gehaltszahlungen in drei- 
facher Hinsicht. 


1. Es ist zu untersuchen, ob in he Lohn- und Gehaltsaufstellungen Beträge 
für erdichtete Personen angesetzt sind. Erdichteten Personen kann man mit einer 
Durchsicht der Invaliden- und Angestelltenversicherungskarten, der Steuerkarten 
oder der Durchschläge der an die Krankenkassen gesandten Arbeitnehmeraufstel- 
lungen auf die Spur kommen. 

Findet man in den Lohn- und Gehaltsaufstellungen die Namen der Kinder 
oder Ehefrau des Geschäftsinhabers, und stellt man fest, daß diese für den Betrieb 
nichts oder nur wenig leisten, dann handelt es sich zum mindesten um den Ver- 
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such, die Progressivität der Steuersätze abzuschwächen. (Bei Körperschaften wird 
die Ausschüttungssteuer verringert.) 

2. Einmalige Zahlungen (Wirtschaftsbeihilfen, Weihnachtsgratifikationen, Ge- 
winnbeteiligungen usw.) und neuerdings auch Aufwandentschädigungen unterliegen 
ebenfalls der Lohnsteuer. Steuerabzüge werden aber häufig hierbei nicht vor- 


genommen. Für die gesetzmäßige Einhaltung der Lohnsteuer haftet der Arbeit- 
;geber den Finanzbehörden. 


3. Es ist zu untersuchen, ob die für die Lohnsteuer eingehaltenen Summen 
innerhalb der gesetzlichen Fristen den Finanzkassen überwiesen bzw. in Steuer- 


marken angelegt werden. Vielfach werden die vom Lohn abgezogenen Steuer- 


 beträge erst nach langer Zeit in Steuermarken umgewandelt. Auf diese Weise ver- 


| 
| 


schafft sich der Arbeitgeber auf Kosten des Reiches einen zinslosen Kredit. 


ß) Die Prüfung der Verbuchungen des Warenverkehrs 


ist ebenfalls an Hand der Belege vorzunehmen. Zunächst ist darauf zu achten, 
daß Verwechslungen zwischen Erfolgskonten und Bestandkonten vorgenommen 
sein können, z.B. die Verbuchung von Anlagen, Mobilien oder von Privatrech- 
nungen auf Warenkonto. Weiter sind die in den Rechnungen eingesetzten Preise 
einer vergleichenden Durchsicht zu ‚unterziehen.‘ Besondere Aufmerksamkeit ver- 
dienen die von einer eng befreundeten ausländischen Firma kommenden Rech- 
nungen. Folgende Manipulation liegt im Bereich der Möglichkeit. Die ausländische 
Firma stellt Rechnungen mit höheren als den tatsächlichen Preisen aus, oder sie 


berechnet eine bessere Qualität, als sie liefert. Für diesen höheren Betrag wird 


dann das Warenkonto- oder Fabrikationskonto belastet und die ausländische Firma 


erkannt. Die Überweisung des Gegenwertes geschieht ebenfalls zu dem höheren 
_ Betrage. Die Differenz zwischen dem in Rechnung gestellten und dem wirklichen 
_ Preise wird für Rechnung des deutschen Betriebes im Auslande angelegt. In Höhe 


dieser Differenz ist der steuerpflichtige Gewinn verkürzt und eine unbemerkte 
Kapitalverschiebung ins Ausland erreicht. Als Hilfsmittel zur Aufdeckung solcher 
Manipulationen kommen in Betracht: Rechnungen von ehrlich erscheinenden Liefe- 
ranten über die gleiche Warengattung; die einschlägige Korrespondenz, soweit sie 
zu erhalten ist; Darlehen, die von der ausländischen Firma bzw. deren Mittels- 
personen gewährt werden. (Durch eine über den Marktpreis hinausgehende Faktu- 
rierung werden nämlich dem Betriebe Mittel entzogen, die er meist nicht entbehren 
kann und die deshalb in Form von „Darlehn‘“ wieder zurückfließen.) 

Die Möglichkeit, durch zu hohe Fakturierung das steuerpflichtige Einkommen 
herabzudrücken, ist auch in allen Fällen gegeben, in denen ein Lieferant (etwa 
ein Möbelhändler) sowohl für Betriebs- als auch für Privatbedürfnisse des Betriebs- 
inhabers Lieferungen tätigt. Es ist z.B. eine Vereinbarung zwischen dem Möbel- 
händler und dem Betriebsinhaber denkbar, eine gelieferte Zimmereinrichtung durch 
höhere Fakturierung und Bezahlung der gelieferten Kontormöbel zu begleichen. Es 
ist sehr schwierig, derartige Vereinbarungen nachzuweisen, da sie meist mündlich 
getroffen werden. Stellt man unverhältnismäßige Preise fest, dann wird man ver- 
suchen müssen, durch Prüfung der Bücher des Lieferanten sichere Auskunft zu 
erhalten. Eine solche Prüfung hat jedoch nur dann eine Berechtigung, wenn es sich 
um sehr hohe Beträge handelt. 

Auch eine auffallend niedrige Preisstellung in den eingehenden Rechnungen 
ist zu verfolgen. Folgender Fall ist z.B. denkbar: Eine befreundete Unternehmung 
schließt ihr Geschäftsjahr zu einem anderen Zeitpunkt ab als unser Betrieb. 
Zwecks Verringerung ihres steuerpflichtigen Gewinnes stellt diese Unternehmung 
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kurz vor Abschluß ihres Geschäftsjahres unserem Betriebe Waren zu einem un- 
verhältnismäßig niedrigen Preise zur Verfügung. Der Rechnungsbetrag, der dem- 
entsprechend lautet, wird später storniert, oder es wird auf ihn eine Nachforde- 
rung bewilligt. Auf diese Weise hat die befreundete Unternehmung erreicht, einen 
Gewinn unbemerkt zu verstecken, um diesen erst später auszuweisen. Kommt 
der Prüfer einer derartigen Schiebung auf die Spur, dann wird er damit rechnen 
können, daß eine analoge Manipulation auch am Schlusse des Geschäftsjahres 
unseres Betriebes vorgenommen wurde. Es wäre nicht richtig, derartige Fälle zu 


ignorieren, da der Gewinn ja nicht unversteuert aus dem Betriebe herausgenommen, | 


sondern nur versteckt wird und deshalb später doch einmal ausgewiesen werden 


und dann der Besteuerung unterliegen muß. Der versteckte Gewinn kann erst bei 
einem verlustausweisenden Geschäftsabschluß herausgeholt werden und unter- 


liegt dann ganz oder teilweise nicht der Besteuerung. Immer aber bedeutet eine 


durch Gewinnversteckung erreichte Steuerersparnis ein ungerechtfertigtes, zinsloses 


Darlehn der Allgemeinheit an ein einzelnes Unternehmen. 


Weiter ist zu prüfen, ob die verbuchten Wareneingänge auch tatsächlich ein- E 


gegangen sind. Die Rechnungen geben allein keinen sicheren Beweis. Sie können 


fingiert sein. Als Hilfsmittel sind in Stichproben die Lagerbücher und die Fracht- 
rechnungen heranzuziehen. Ein wichtiges Hilfsmittel bilden auch, wie wir sehen 
werden, dieKontokorrentkonten. Hat man einmal — das gilt für alle Teilprüfungen — 


eine bestimmte Manipulation entdeckt, dann wird man, ähnlich wie bei einer 


Unterschlagungsrevision, damit rechnen können, daß dieselbe Manipulation in fast 


gleicher Weise öfters wiederholt worden ist. Diese Erfahrungsregel erleichtert 


wesentlich den zu wählenden Prüfungsweg. 

Bei der Prüfung des Warenausgangs ist die Aufmerksamkeit auf unrichtige 
Preisstellung und die Möglichkeit des Vorliegens von „Schwarzverkäufen“ zu 
richten. 

Es ist zunächst folgender Fall denkbar: Eine ausländische Firma erhält die 
Waren zu einem unverhältnismäßig niedrigen Preise. Die Differenz zwischen den 
tatsächlichen und den in Rechnung gestellten Preisen wird zugunsten unseres Be- 
triebes im Auslande angelegt. Diese Manipulation bedeutet eine unerlaubte Herab- 
setzung des steuerpflichtigen Einkommens und Umsatzes und stellt gleichzeitig 


eine ungesetzliche Kapitalverschiebung ins Ausland dar. Eine solche Verschie- 
bung kann natürlich auch noch in anderen Formen vorgenommen werden. Es ist 


z.B. in manchen Fällen mit Rücksicht auf die Preisstellungsvorschriften von Syn- 


dikaten, Außenhandelsstellen u. dgl. nicht möglich, die in Rechnung zu stellenden 


Preise unter die zeitgemäßen Preise herabzusetzen. Die erstrebte Kapitalverschie- 
bung und Gewinnverkürzung versucht man dann dadurch zu erreichen, daß die 
ausländische Firma vereinbarungsgemäß eine Lieferung mangelhafter Waren vor- 
spiegelt, einen erheblichen Preisnachlaß fordert und auch erhält. Während zu 
niedrige Preisstellung durch Vergleich mit anderen Rechnungen festgestellt wer- 
den kann, ist die Aufdeckung eines unberechtigten Preisnachlasses recht schwierig. 


Ein Hilfsmittel bildet wiederum das Kontokorrentbuch. Man muß bei seiner Durch- 


sicht auf Konten ausländischer Kunden achten, denen häufig Preisnachlässe ge- 
währt werden. 


Durch zu niedrige Preisstellung werden auch häufig Lieferungen oder Lei- i 


stungen eines Kunden für private Zwecke des Betriebsinhabers ausgeglichen. Durch 
einen kritischen Vergleich der Rechnungen über gleichartige Waren können solche 
Manipulationen aufgedeckt werden. 


Unter „Schwarzverkäufen“ verstehen wir Warenverkäufe, die nicht verbucht 


= 
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werden. Der Betriebsinhaber steckt den Erlös aus solchen Schwarzverkäufen in 
‚eine Privattasche und verkürzt so den steuerpflichtigen Gewinn und Umsatz. 
Schwarzverkäufe kommen meist bei Gelegenheitsverkäufen vor (Verkauf von ge- 
pyrauchtem Verpackungsmaterial, Altpapier, Abfall- und Kuppelprodukten, Maschi- 
ıen, Bureauinventar usw.). Die Aufdeckung solcher Manipulationen ist sehr schwie- 
ig und stellt an den Spürsinn des Prüfers große Anforderungen. Schwarzverkäufe 
ron Abfall- oder Kuppelprodukten sind z. B. zu vermuten, wenn nach der Eigenart 
les Betriebes derartige Verkäufe vorkommen müssen, aber nicht verbucht sind. 
Schwarzverkäufe von Maschinen und Bureauinventar sind zu Zeitpunkten anzu- 
aehmen, zu denen, ohne Vergrößerung des Betriebes, Neuanschaffungen gemacht 
werden. Weitere Fingerzeige können geben: Vergleiche zwischen den Urbestands- 
aufnahmen verschiedener Jahre und geschicktes Befragen der Angestellten und 
Arbeiter. | 

Auch bei normalen Betriebsverkäufen kommen Schwarzverkäufe vor. Hilfs- 
mittel zur Aufdeckung sind: Duplikatfrachtbriefe, Empfangsbescheinigungen, Lager- 
bücher, Andeutungen in der Korrespondenz, kluges Befragen des Lagerverwalters 
und die Forderung auf Auskunft über unklare Verhältnisse. 


y) Die Prüfung der Verbuchungen des Kontokorrentverkehrs 


besteht in einer kritischen Durchsicht der einzelnen Kontokorrentkonten. Diese 
Prüfungsweise steht zwischen der progressiven und retrograden Methode. Sie wird 
hier behandelt, um die Prüfung eines Geschäftsjahres geschlossen darstellen zu 
können. 

Besondere Aufmerksamkeit verdienen zunächst die Konten derjenigen Ge- 
schäftsverbindungen, von denen man weiß oder annimmt, daß sie mit unserem Be- 
triebe in enger Fühlung stehen. Verdächtig sind demnach die Konten von eng- 
befreundeten ausländischen Firmen. Man wird bei diesen Konten die Preisstel- 
lung der belasteten und gutgeschriebenen Warenlieferungen, die gewährten Ab- 
züge und die gewährten Darlehn in besprochener Weise prüfen müssen. Bei Konten 
von befreundeten Firmen sind größere Rückbuchungen oder die Gewährung von 
Nachforderungen kritisch zu betrachten. Stößt der Prüfer auf Warengutschriften, 
die kurz vor Jahresschluß erfolgen, dann wird er nachforschen müssen, ob diese 
Waren auch in die Inventur, ev. als Transitposten, aufgenommen wurden. Weiter 
ist nach versteckten Reserven zu fahnden, die mit Vorliebe unter Kreditoren ver- 
bucht werden. In dieser Beziehung sind meist runde Summen: und lange offen- 
stehende Beträge verdächig. Die Gegenbuchungen für diese Posten geben häufig 
den gewünschten Aufschluß. | 

Auf dem Privatkonto sind die Gutschriften an Hand der Gegenposten und Be- 
lege kritisch zu verfolgen und für die Veranlagung des Einkommens des Betriebs- 
inhabers zu verwerten. 

Ks ö) Die Prüfung der Inventur. 


In diesem Abschnitte soll lediglich die Prüfung der Inventur in bezug auf die 
mengenmäßige Richtigkeit der aufgenommenen Warenbestände besprochen wer- 
den. Die Erörterung über die Revision der anderen Bilanzposten erfolgt zweck- 
mäßigerweise bei der Besprechung der retrograden Methode. Die Frage der wert- 
mäßigen Richtigkeit der aufgenommenen Warenbestände kann ebenfalls erst bei Be- 
sprechung der retrograden Prüfungsmethode angeschnitten werden. 

Die lückenlose Aufnahme der Warenvorräte ist für die vollständige Erfassung 
des steuerpflichtigen Einkommens (und auch Vermögens) von größter Bedeutung. 
Weil eine genaue Nachprüfung einer längere Zeit zurückliegenden Inventur mit rie- 
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sigen Schwierigkeiten verbunden ist, ist dringend zu fordern, daß Inventurprüfungen“ 
schon möglichst während der Inventuraufnahme erfolgen. Das Haupterfordernis für 
das Gelingen einer Revision während der Bestandsaufnahme ist die Kenntnis der 
in dem zu prüfenden Betriebe üblichen Inventarisierungsmethode. Es würde zu weit 
führen, die vorkommenden Methoden in dieser Arbeit zu besprechen. Der Prüfer 
wird sich über die im Betriebe übliche Art der Inventur bei der Geschäftsleitung 
schon einige Tage vor Geschäftsabschluß erkundigen und danach seinen Arbeitsplan“ 
aufstellen. 

Die zur Verfügung stehende Zeit ist im Verhältnis zum Prüfungsstoff knapp 
bemessen. Aus diesem Grunde ist eine lückenlose Prüfung nur bei Warengattungen 
vorzunehmen, die entweder besonders wertvoll oder die in größeren Mengen vor- 
handen sind, und deren mengenmäßige Bestimmung keine besonderen Schwierig- 
keiten bereiten. Bei den übrigen Waren wird man sich mit einer stichprobenweid@g 
Prüfung der Inventur begnügen müssen. 

Von den Bestandsaufnahmen, die lückenlos geprüft werden, sind Abschriften 
zu machen, in denen auch nach Möglichkeit die Zeit des Wareneinganges und die 
Anschaffungspreise oder die Herstellungspreise (häufig aus den die Halbfabrikate 
begleitenden Stücklisten ersichtlich) festzuhalten sind. Die Inventurlisten und -kar- 
ten des Betriebes hat der Prüfer zu zeichnen und mit Nummern zu versehen. Sehr 
zweckmäßig ist es, sich aus jeder Liste oder von einer Anzahl von Karten unbeob- 

achtet einige Posten mit der Nummer der Liste oder Karte zu notieren. Hierdurch 
kann später leicht geprüft werden, ob Listen oder Karten verschwunden sind bzw. 
ob auf ihnen nachträglich Änderungen vorgenommen worden sind. (Die Geschäfts- 
leitung ist natürlich darauf aufmerksam zu machen, daß die Originalaufnahmen auf- 
zubewahren sind.) Unter den Beständen können sich auch Waren befinden, die als 
nicht dem Betriebe gehörig bezeichnet werden. (Verkaufte, aber noch nicht abge- 
holte Waren, Lohnfabrikate, für fremde Rechnung eingelagerte Güter usw.) Solche 
Waren sind mit den dazu gemachten Angaben besonders zu notieren, um später 
diese Angaben an Hand der Geschäftsbücher prüfen zu können. 

Die Nachprüfung einer zurückliegenden Inventur ist bei Besprechung der retro- 
graden Methode zu behandeln. \ 

3 Die retrograde Prüfungsmethode. 
a) Die Prüfung derBilanz. 
@) Die Prüfung der Aktiven. 


& 
Grundstücke: 5 
Bei Grundstücken ist, wie bei allen Anlagen, zwischen Übertragswerten und 
Neuwerten zu unterscheiden. Unter Übertragswerten verstehen wir alle Erwerbun- 
gen, die vor Beginn des Geschäftsjahres liegen. Unter Neuwerten verstehen wir alle 
Anschaffungen, die im Laufe des Geschäftsjahres erfolgten. 

Übertragswerte sind zu den in der letztjährigen Bilanz eingesetzten Werten in 
Ansatz zu bringen. Da durch die Zerrüttung unserer Währung und durch die Um- 
stellung der Bücher und Bilanzen auf Goldmark die Kontinuität zwischen den Bilan- 
zen zerrissen wurde, ist für 1924 die Neufestsetzung der Übertragswerte notwendig. 
In der Praxis wird man die Werte aus der Vermögensaufstellung für den 31. Dezem- 
ber 1923 als Übertragswerte benutzen. Wir können daher auf die Besprechung der 
Prüfung des steuerpflichtigen Vermögens verweisen. “ 

Neuwerte sind mit dem Anschaffungspreise oder mit dem gemeinen Werte an 
zusetzen. a 
Der Anschaffungspreis ist aus den Schriftstücken über die notarielle Kaufver- 
handlung zu ermitteln. Hierbei ist jedoch daran zu denken, daß häufig im notariel- 
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len Vertrage niedrigere Summen genannt als tatsächlich bezahlt werden, um an der 
hohen Grunderwerbssteuer (meist 6% des Wertes) zu „sparen“. Die Differenz 
‚zwischen dem tatsächlich vereinbarten und dem notariell beurkundeten Kaufpreise 
"wird über Unkosten oder Waren verbucht, sofern die Differenz nicht aus geheimen 
‚Mitteln (etwa einem nicht durch die Bücher laufenden Bankguthaben) bestritten 
‚wird. Der Buchprüfer muß bei einem Grundstückskauf — und natürlich auch bei 
‚einem Grundstücksverkauf — stets eine solche „Schwarzzahlung‘“, „Zahlung über 
den Tisch“ vermuten und versuchen, sie aus der einschlägigen Korrespondenz und 
aus Buchungen, die zur Zeit des Grundstückskaufes vorgenommen wurden, festzu- 
stellen. Erleichtert wird die Prüfung dadurch, daß es sich in der Regel um runde 
Beträge handelt. 

Der gemeine Wert ist nach $33a EStG. anzusetzen, wenn er niedriger als der 
Anschaffungspreis ist. (Ein Wahlrecht gibt es für den Steuerpflichtigen zur Zeit 
nicht mehr.) Für den gemeinen Wert gibt $ 138 RAO. folgende Definition: 

„Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäfts- 
verkehre nach der Beschaffenheit des Gegenstandes unter Berücksichtigung aller den Preis 
beeinflussenden Umstände bei einem Verkauf zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder lediglich 
persönliche Verhältnisse sind nicht zu berücksichtigen.“ 

Nachdem jetzt der Papiermarkschleier zerrissen ist, sind all die scharfsinnigen 

Ausführungen der Nachkriegszeit über den gemeinen Wert hinfällig geworden. Man 
wird, wie in Vorkriegszeiten, den gemeinen Wert praktisch an den Preisen messen. 
Aus diesem Grunde wird der Steuerpflichtige neu erworbene Grundstücke mit dem 
Anschaffungspreis in die Bilanz einsetzen müssen. Über eine andere Ansicht des 
Steuerpflichtigen hat nicht der Buchprüfer, sondern das zuständige Finanzamt zu 
entscheiden. Der Buchprüfer wird lediglich alle zur Entscheidung nützlichen Unter- 
lagen in seinen Bericht aufnehmen (Anschaffungspreis, der eingesetzte gemeine 
Wert, die Begründung des Steuerpflichtigen usw.). Werden Grundstücke höher ver- 
kauft, als sie zu Buche stehen, dann ist der Unterschied zwischen dem Buchwerte 
und dem erzielten Preise steuerpflichtiger Gewinn. Ein solcher Gewinn ist nämlich 
nicht als einmaliger Veräußerungsgewinn auf Grund von 8 11 Ziff. 5 EStG. steuer- 
frei, da es nach einer Entscheidung des RFH. (Bd. XI S.249ff.) für buchführende 
Steuerpflichtige keine einmaligen Veräußerungsgewinne (abgesehen von der Veräuße- 
rung des Betriebes im ganzen) gibt. Um einmalige Veräußerungsgewinne nicht er- 
scheinen zu lassen, ist folgender Buchführungstrick vielfach üblich, der wegen sei- 
ner Einfachheit leicht übersehen wird: 
j Das Grundstückskonto ist zu Beginn des Geschäftsjahres mit 6 110 000.— be- 
lastet. Es handelt sich um die Grundstücke A, B und C mit den Anschaffungsprei- 
sen % 20000.—, 6 30000.— und #% 60000.—. Erkannt wird das Grundstückskonto 
für den Verkauf des Grundstückes A mit 4 50000.—. Der Saldo von .#% 60 000.— 
ist in die Bilanz eingesetzt. 


Schaubild: Grundstücke 
1. Jan. An Bilanz .# 110 000.— 31. Juli Per Verkauft .4 50 000.— 
31. Dez. „ Bilanz „ 60 000.— 
.# 110.000. A 110 000.— 
Bei ordnungsmäßiger Verbuchung muß das Grundstückskonto folgendes Aus- 
sehen haben: Grundstücke 
1. Jan. An Bilanz ./ 110 000.— 31. Juli Per Verkauf .# 50 .000.— 
31. Dez. G. u. V. „30000. — 31. Dez. „ Bilanz „90 000.— 


Luaera Bell (GrundstückeBu.C) — 
«H# 140 000.— eH 140 000.— 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. H. VI. 17 
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Auf eine ordnungsmäßige Verbuchung der Differenzen zwischen Anschaffungs 

preisen und Veräußerungspreisen ist bei allen Anlagenkonten zu achten. | 
Zu einer auf dem Grundstückskonto verbuchten Abschreibung ist oe zu 
bemerken: 3 
Das Steuerrecht kennt eine Abschreibung für Wertminderung, eine Abschrei- 
bung für Abnutzung und eine Abschreibung für Substanzverringerung. Über die Be- 
rechtigung einer Abschreibung für Wertminderung hat der Buchprüfer nicht zu ent 
scheiden. Seine Pflicht ist es wiederum nur, Unterlagen für eine Entscheidung zu 
beschaffen (Begründung des Steuerpflichtigen, Stellungnahme zu dieser Begrün- 
dung usw.). E 
Eine Abschreibung für Abnutzung kommt bei Grundstücken nicht in Betracht, 
Eine Abschreibung für Substanzverringerung ist bei Bergbauunternehmungen, 
Steinbrüchen u. dgl. zulässig (EStG. $13 Ziff.1c). Für die Nachprüfung des Ahle 
4 


schreibungssatzes ist die Formel verwertbar: 2 
Die im Geschäftsjahr | 
abgebaute Substanzmenge Abschreibung 
die zu Beginn des Geschäftsjahres __ Buchwert des Grundstückes zu 
vorhandene Substanzmenge “Beginn des Geschäftsjahres. 
Gebäude: 


Unsere Ausführungen über den Übertragswert und über den An- und Verka 
von Grundstücken gelten sinngemäß auch für die Prüfung des Gebäudekontos. Dar- 
über hinaus beanspruchen Neu- und Erweiterungsbauten eine besondere Aufmerk- 
samkeit. Die hierfür aufgewendeten Kosten werden nämlich häufig nicht oder nur 
mit einem geringen Betrage aktiviert und verschwinden ganz oder teilweise auf Au 
wandkonten. Der Buchprüfer muß daher bestrebt sein, die gesamten Herstellungs- 
kosten von Neu- und Erweiterungsbauten festzustellen. Zu diesem Zwecke wird 
die mit den Bauten beauftragten Firmen zu ermitteln suchen. Ein Hilfsmittel sind 
die Firmenschilder, die meist an Neubauten angebracht werden. Die Konten dieser 
Firmen geben einen ziemlich zuverlässigen Anhalt über die Herstellungskosten. Au 
der mit den beauftragten Firmen gepflogenen Korrespondenz ist zu ermitteln, ob 
ein Teil der Baumaterialien von dem Steuerpflichtigen selbst beschafft bzw. her- 
gestellt wurde. Diese Baumaterialien müssen selbstverständlich auch aktiviert wer- 
den und dürfen nicht einem Warenkonto belastet werden bzw. bei Selbstfabrikation 
unverbucht bleiben. Bei größeren Betrieben werden häufig die Bauarbeiter nicht 
durch den Bauunternehmer, sondern durch den Bauherrn entlohnt. In solchen Fäl- 
len ist nachzuforschen, ob diese Löhne auch aktiviert wurden. Ee 

Bei Gebäuden unterscheidet man eine Abschreibung für Wertminderung und. 
eine Abschreibung für Abnutzung. n; 

Abschreibungen für Wertminderung werden nach Einführung der Goldmark- 
rechnung in den nächsten Jahren eine große Rolle spielen. Über die a 
von Abschreibungen für Wertminderung entscheidet nicht der Buchprüfer, sondern 
die zuständigen Finanzbehörden. Der Buchprüfer wird nur versuchen müssen, alle 
Tatsachen, die für eine Entscheidung wesentlich sind, zu beschaffen. Wird dem 
Steuerpflichtigen eine Abschreibung für Wertminderung zugebilligt, dann kann e 
so lange keine Abschreibung für Abnutzung vornehmen, als der Anschaffungspreis 
abzüglich Wertminderung (gemeiner Wert) niedriger ist als der Anschaffungspreis 
abzüglich der zulässigen Absetzungen für Abnutzung (vgl. unten). Diese Bestim- 
mung des 8$33a wird vielfach von den Steuerpflichtigen nicht innegehalten. Der 
Buchprüfer muß daher auf eine Nichtbefolgung dieser Vorschrift achten. ’ 

Die Abschreibung für Abnutzung definiert der RFH. folgendermaßen (Urteil 
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vom 19. Oktober 1922 Bd. II S. 238): „Der abzusetzende Betrag ist gleich der Quote 
„des Anschaffungs- oder Herstellungspreises, die der im Laufe des Jahres eingetrete- 
nen Abnahme der Brauchbarkeit im Verhältnis zur gesamten Verwendbarkeit des 
Gegenstandes entspricht.“ Der Abschreibungssatz eines Gebäudes wird demnach 
praktisch nach der Formel berechnet: 


Anschaffungs- oder Herstellungspreis 
iz Lebensdauer = 


Über die Lebensdauer eines Gebäudes kann man verschiedener Meinung sein. 
Ergeben sich große Unterschiede zwischen der Ansicht des Steuerpflichtigen und 
der des Buchprüfers, und ist eine Einigung nicht möglich, dann ist die Entscheidung 
‚ der zuständigen Finanzbehörde zu überlassen. Die für eine Entscheidung notwen- 
digen Unterlagen (Gutachten u. dgl.) wird der Buchprüfer zu beschaffen suchen. 


Maschinen: 

Während Erweiterungen und Veräußerungen von Grundstücken und Gebäuden 
nur ausnahmsweise vorkommen, sind, wenigstens in größeren Betrieben, An- und 
Verkäufe von Maschinen die Regel. Bei allen auf dem Maschinenkonto verbuchten 

 Zugängen ist an Hand der Rechnungen zu prüfen, welcher Betrag gleich bei der 

ersten Grundbuchung unzulässigerweise über ein Erfolgskonto abgebucht wurde. 
Schwieriger als bei Grundstücken und Gebäuden ist es, überhaupt nicht aktivierten 
Maschinenanschaffungen auf die Spur zu kommen. Man wird versuchen müssen, 
durch geschicktes Fragen, durch Vergleichen der zugänglichen Maschinenbestands- 
verzeichnisse und vor allen Dingen durch eine kritische Durchsicht der Konten von 
Maschinenlieferanten nicht aktivierte Neuanschaffungen festzustellen. 

Besondere Aufmerksamkeit verlangt die Habenseite des Maschinenkontos, Über- 
steigt der Erlös aus dem Verkauf einer Maschine den Buchwert dieser Maschine, 
dann bedeutet die Differenz einen steuerpflichtigen Gewinn. In den meisten Fällen 
ist nun die Feststellung des Buchwertes einer einzelnen Maschine nicht möglich, 
da man vielfach nicht von der einzelnen Maschine, sondern von der Gesamtheit der 
Maschinen abschreibt. Der Buchprüfer wird jedoch zu der Annahme berechtigt sein, 
daß eine abgenutzte Maschine auch abgeschrieben und daher der Erlös aus dem 
Verkauf einer abgenutzten Maschine als Gewinn zu betrachten ist, sofern der Steuer- 
pflichtige den Buchprüfer nicht vom Gegenteil überzeugen kann. 

In bezug auf die Abschreibung für Wertminderung und Abnutzung gelten 
unsere Bemerkungen zum Gebäudekonto. Wir empfehlen, sich nicht allzu lange mit 
der Abschreibungsfrage zu befassen, da ihr nicht ie Bedeutung zukommt, die man 
ihr gewöhnlich beimißt. 


Inventar: 

Vielfach wird ein Inventarkonto überhaupt nicht oder lediglich als Erinnerungs- 
posten (1 Markkonto) geführt. Zur Errechnung des steuerpflichtigen Gewinnes sind 
aber das Vermögen nennenswert beeinflussende Anschaffungen, wie es z.B. Auto- 
mobile, Pferde, Wagen, Bureaumöbel sein können, zu aktivieren. Die restlose Fest- 
stellung solcher Anschaffungen würde eine umfassende Durchsicht der eingegan- 
genen Rechnungen erfordern. Das ist natürlich ausgeschlossen. Der Buchprüfer 
wird sich darauf beschränken müssen, bei der Gesamtprüfung derartige Anschaf- 
fungen zu notieren und diese eigenen Aufzeichnungen durch geschicktes Befragen 
des Steuerpflichtigen zu ergänzen suchen. Die Entscheidung über die Frage, ob der- 
artige Anschaffungen zu aktivieren sind oder als Unkosten betrachtet werden kön- 
nen, hängt wesentlich von der Größe und der Eigenart des Betriebes ab. Einen 
absoluten Maßstab _gibt es nicht, jedoch braucht der Buchprüfer bei seiner Ent- 
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scheidung nicht zu kleinlich zu sein. Bei Inventarkonten wird ein Abschreibungs- 
satz von etwa 20—25% als zulässig angesehen. Wird nun z.B. eine von rechts 
wegen zu aktivierende Anschaffung in Höhe von %% 5000.— unter Aufwand ver- 
bucht, dann ist von dieser Anschaffung in den nächsten drei Jahren eine Abschrei- 
bung von % 1250.— (25%) nicht möglich. Es tritt somit für die Finanzbehörden 
schon in den nächsten drei Jahren wieder ein Ausgleich ein. Verloren sind für den 


Fiskus meist nur die Zwischenzinsen. 


Waren: 

Die Prüfung des Warenkontos ist der wichtigste, aber auch der schwierigste‘ 
Teil einer Buchprüfung. Durch zu hohe Belastungen und durch zu niedrige Erken- 
nungen des Warenkontos werden die meisten Gewinnverkürzungen erreicht. Die 
besprochene Prüfung des Warenverkehrs bildet daher einen Teil der Prüfung des 
Warenkontos. Zur Ergänzung sei noch erwähnt, daß die meisten Gewinnverschleie- 
rungen zu einer Zeit vorgenommen werden, in der der Steuerpflichtige schon einen 
Überblick über seinen steuerpflichtigen Gewinn hat. Daher muß der Buchprüfer 
gerade die letzten Buchungen des abgeschlossenen Geschäftsjahres und vor allen 
Dingen die Luftbuchungen einer besonders kritischen Durchsicht unterziehen. 


Die weitere Prüfung des Warenkontos befaßt sich mit der Frage, ob der ein- 
gesetzte Bestand in bezug auf Menge und Wert den gesetzlichen Bestimmungen ge- 
recht wird. 


Bei der Prüfung der Menge ist zu unterscheiden, ob während der Bestandsauf- 
nahme Beamte der Finanzverwaltung zugegen waren (vgl. S.255) oder nicht. Im 
ersteren Falle hat der Buchprüfer lediglich nachzuprüfen, ob in den Unterlagen zu 
dem Bilanzposten ‚„Warenbestand‘“ die den Finanzbehörden und damit auch dem 
Buchprüfer bekannten Ergebnisse der Inventur enthalten sind (vgl. S. 255£f.). Waren 
bei der Inventur Finanzbeamte nicht zugegen, dann hat der Buchprüfer zunächst 
die Originalaufzeichnungen über die Warenaufnahme einzufordern. Mit diesen 
Öriginalaufzeichnungen sind die letzten Wareneingangsrechnungen und die Lager- 
bücher — soweit solche geführt werden — zu vergleichen. Fehlen in der Inventur 
Warenposten, die nach den Rechnungen kurz vor Geschäftsabschluß dem Waren- 
konto belastet wurden, und deren Verkauf oder Verarbeitung (im alten Geschäftsjahr) 
der Zensit nicht nachweisen kann, dann sind entweder diese Waren nicht aufge- 
nommen oder aber nicht alle Originalaufnahmen dem Buchprüfer vorgelegt. Da die 
Vorräte an Halb- und Fertigfabrikaten in vielen Betrieben keinen allzu großen 
Schwankungen unterliegen, geben die zur Zeit der Prüfung vorhandenen Vorräte 
einen gewissen Anhalt für die Vollständigkeit der Inventur. Bei großen Unter- 
schieden wird der Buchprüfer Aufklärung fordern, die kritisch nachzuprüfen ist. 
Die erwähnten Kontrollen ermöglichen keine restlose, sondern nur eine stichproben- 
weise Prüfung der Inventur. Sie geben aber einen ziemlich zuverlässigen Eindruck 
über die Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Warenaufnahme. Wo eben 
keine genauen Resultate ohne kostbaren Zeitaufwand zu erzielen sind, muß man 
sich mit einigermaßen genauen Resultaten zufrieden geben. An Hand der Original- 
aufnahmen sind dann in ausgewählten Stichproben (wertvollere und größere Waren- 
gruppen) die Reinschriften zu prüfen. Fehlt in der Reinschrift eine bestimmte Ware, 
dann ist nach dem Grunde zu fragen. Es kann sich nämlich um eine Ware handeln, 
die schon verkauft, aber noch nicht abgeholt war, oder die für fremde Rechnung ; 
eingelagert wurde. Eine dahingehende Auskunft ist nachzuprüfen. Eine auf Lager N 
befindliche verkaufte, aber nicht aufgenommene Ware muß ordnungsmäßig dem 
Warenkonto bereits im abgeschlossenen Geschäftsjahre erkannt worden sein. Die 
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Richtigkeit der Angabe, daß eine auf Lager befindliche Ware für Rechnung eines 
anderen eingelagert wurde, muß sich aus der einschlägigen Korrespondenz ergeben. 

Besondere Aufmerksamkeit ist den „transitorischen Waren‘ zu widmen. Wir 
verstehen darunter Waren, die sich außerhalb des Betriebes befinden. Auf solche 
Güter stößt man öfters bei der angeregten Prüfung der letzten Wareneingangs- 
rechnungen. Man wird bei dieser Prüfung versuchen festzustellen, ob und wo das 


‚ steuerpflichtige Unternehmen außerhalb seines Betriebes Läger unterhält (z.B. bei 


einem Spediteur oder einem Lieferanten)!). An Hand der einschlägigen Korre- 
spondenz wird dann leicht die am Stichtage auswärts lagernde Gütermenge zu er- 
mitteln sein. 

Die Waren sind mit dem Anschaffungspreise oder mit dem „gemeinen Werte“, 
falls letzterer niedriger ist als der Anschaffungspreis, zu bewerten. Die Feststel- 
lung der Anschaffungspreise ist für den Buchprüfer recht schwierig und zeitraubend. 
Fast unmöglich wird sie, wenn sich die Waren zur Zeit des Abschlusses im Fabri- 
kationsprozeß befinden. Immerhin unterliegen gewöhnlich die Anschaffungspreise 
bei intakter Währung, die wir ja annehmen, keinen allzu großen Schwankungen. 
Bei der Feststellung des gemeinen Wertes können sich Meinungsverschiedenheiten, 
zwischen dem Buchprüfer und dem Steuerpflichtigen ergeben. Der gemeine Wert 
wird aber von den zur Zeit des Abschlusses üblichen Einkaufspreisen nicht erheb- 


lich abweichen. 


Da eine genaue Nachprüfung der Richtigkeit der Warenbewertung mit großen 
Schwierigkeiten und zeitraubenden': Auseinandersetzungen verbunden ist, müssen 
wir uns wieder mit einer Nachprüfung zufrieden geben, die nur möglichst genau ist 
und wenig Zeit in Anspruch nimmt. Wir empfehlen folgendes Vorgehen: 

Für Waren, die unverarbeitet weiterveräußert werden und für Roh- und Hilfs- 
stoffe werden an Hand der Eingangsrechnungen die zur Zeit des Abschlusses gel- 
tenden Einkaufspreise ermittelt. Sind die erwähnten Güter mit Preisen bewertet, 
die etwa 10—200% von den selbst ermittelten Preisen abweichen, und handelt es 
sich um nennenswerte Differenzen, dann erst ist der Steuerpflichtige aufzufordern, 
die Richtigkeit seiner Bewertung zu beweisen. Gelingt dem Steuerpflichtigen der 
Beweis nicht, dann wird der Buchprüfer die genannten Warengattungen mit den 
selbst ermittelten Preisen abzüglich etwa 100% bewerten und die Differenz zwischen 
seinen Berechnungen und den Berechnungen des Zensiten dem steuerpflichtigen Ge- 
winn hinzuschlagen. 

Bei Halbfabrikaten ist für die größten Posten an Hand der Stücklisten und son- 
stiger kalkulatorischer Berechnungen nachzuprüfen, ob die Halbfabrikate wenigstens 
mit den aufgewendeten Rohstoffen und Löhnen bewertet wurden. Stellt der Buch- 
prüfer bei dieser stichprobenweisen Prüfung größere Unterbewertungen fest, dann 
wird er zu der Annahme berechtigt sein, daß alle Halbfabrikate um einen ungefähr 
gleichen Prozentsatz unterbewertet sind. Der Buchprüfer wird dementsprechend 
den Wert .des eingesetzten Warenbestandes erhöhen. 

Für Fertigfabrikate sind an Hand der Ausgangsrechnungen die zur Zeit des 
Abschlusses geltenden Verkaufspreise festzustellen. Von diesen Preisen ist ein an- 
gemessener Anteil für die Verkaufskosten und den Gewinnaufschlag abzuziehen. 
Sind die Fertigfabrikate mit Preisen bewertet, die etwa 10—20%0 von den selbst 
ermittelten Preisen abweichen, und handelt es sich um nennenswerte Differenzen, 
dann ist der Steuerpflichtige aufzufordern, die Richtigkeit seiner Bewertung nach- 
zuweisen. Gelingt diesem der Beweis nicht, dann wird der Buchprüfer die Fertig- 


1) Läger bei Lieferanten werden neuerdings vielfach zwecks Ersparung von Umsatz: 
steuer unterhalten (vgl. S. 275ff.). 
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steuerpflichtigen Gewinne hinzuschlagen. 

Die Warenaufnahme ist auch rechnerisch nachzuprüfen. Zu achten ist auf die 
richtige Stellung der Kommata bei Multiplikationen und auf eine richtige Addition 
der höheren Zahleneinheiten (etwa von den Hunderten ab aufwärts). 

Effekten: 


Für die Prüfung des Effektenkontos wird man zweckmäßigerweise vom Steuer- 


pflichtigen eine genaue Aufstellung über die Anfangs- und Endbestände und über 
die An- und Verkäufe von Effekten einfordern. Die Richtigkeit der An- und Ver- 


käufe in bezug auf Menge und Preis ist an Hand der Bücher und Belege ‚stich- 


probenweise nachzuprüfen. Besondere Aufmerksamkeit verdienen die Übertragungen 
von dem Effektenkonto auf das Privatkonto. Da nämlich einmalige Veräußerungs- 
gewinne in einem Betriebe immer, bei einem Privatmann aber nur unter Umstän- 
den steuerpflichtig sind, werden bei erheblichen Kurssteigerungen häufig die Wert- 


papiere zum Anschaffungspreise dem Effektenkonto erkannt und dem Privatkonto 


belastet. Es ist jedoch steuerrechtlich selbstverständlich, daß bei Übertragungen von 
dem Effektenkonto auf das Privatkonto der Kurs, der zur Zeit der Übertragung 
maßgebend ist, eingesetzt werden muß. Die Endbestände an Effekten sind an Hand 
von Bankdepotauszügen nachzuprüfen. 

Die Effekten sind zu Anschaffungspreisen. oder zum gemeinen Werte (Kurs- 
wert am Abschlußtage) anzusetzen, falls letzterer niedriger ist als der Anschaf- 
fungspreis. Die Feststellung der Anschaffungspreise ist bei einem größeren Ver- 
kehr in demselben Papiere recht schwierig. Man wird daher zwecks Verkürzung 
der Prüfungszeit bei größeren Meinungsverschiedenheiten einen Vergleich mit dem 
Steuerpflichtigen anstreben müssen. 

Debitoren: 

Der Saldo des Debitorenkontos ist mit dem Saldo des Debitorenauszuges zu 
vergleichen. Ist der Saldo des Auszuges erheblich höher als der des Kontos, dann 
ist vom Steuerpflichtigen Aufklärung zu fordern. In den meisten Fällen wird es sich 
um eine Delkredereabschreibung handeln. Eine Delkredereabschreibung ist in einer 
angemessenen Höhe (bis etwa 500 von der Summe der Debitoren) gewohnheits- 


fabrikate mit den selbst ermittelten Preisen abzüglich etwa 1000 bewerten und die 
Differenz zwischen seinen Berechnungen und den Berechnungen des Zensiten dem 


rechtlich gestattet. Eine über diesen Satz hinausgehende Abschreibung ist, wenn 


nicht besondere Umstände vorliegen, dem steuerpflichtigen Gewinn zuzuschlagen. 

Debitorenkonten, die nach der Debitorenaufstellung einen Habensaldo auf- 
weisen, sind einer kritischen Durchsicht zu unterziehen, besonders dann, wenn der 
Habensaldo ein runder Betrag ist. Es ist nämlich möglich, daß es sich um ver- 
steckte Gewinne handelt, die man wegen der Aufdeckungsgefahr nicht unter die 
Kreditoren, wie gewöhnlich, sondern unter die Debitoren versteckt. 

Unter den Debitorenkonten verdienen die Konten befreundeter inländischer 
und ausländischer Unternehmungen ein besonderes Interesse (vgl. S. 253 £f.). 

Die Privatkonten, die sich meistens unter den Debitorenkonten befinden, sind 
einer genauen Durchsicht zu unterziehen. Häufig werden bereits im Laufe des Jah- 
res einzelne Gewinne (aus Effektenverkauf, Nebengeschäften usw.) dem Privatkonto 
erkannt. Aus diesem Grunde ist der Ursprung aller Habenbuchungen nachzuprüfen. 
Stehen die Belastungen auf dem Privatkonto außer Verhältnis zu dem vom Steuer- 
pflichtigen getriebenen Aufwande, dann ist vom Steuerpflichtigen Auskunft über die 
Frage zu fordern, aus welchen Mitteln er seine Privatausgaben bestritten hat. Die 
gegebene Auskunft wird vielfach ein wichtiger Wegweiser für die Aufdeckung von 
Gewinnverschleierungen sein. 


; 


in 


| 
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Nicht selten befindet sich unter den Debitorenkonten auch das Effektenkonto. 
In diesem Falle ist nachzusehen, ob der Effektenbestand ordnungsmäßig eingesetzt 
wurde (vgl. Besprechung des Effektenkontos S. 262) und die Differenz zwischen der 
'Soll- und Habenseite über Gewinn- und Verlustkonto abgebucht wurde. 
| Banken: 
Die Markkonten selbst bieten wegen ihrer leichten Kontrollierbarkeit an Hand 
der Gegenauszüge kaum Gelegenheit zu Steuerhinterziehungen. Trotzdem sind sie für 
‚ die steuerliche Buchprüfung nicht ohne Interesse. Alles Wissenswerte haben wir be- 
reits bei Besprechung des Zahlungsverkehrs (S. 252 ff.) erwähnt. 

Die Devisenkonten beanspruchen bei stabilen Geldverhältnissen, die wir ja an- 
nehmen, kein besonderes Interesse. Für sie gelten unsere Ausführungen bei Be- 


 sprechung des Effektenkontos (vgl. S.262). Die Bewegung auf den Devisenkonten 
‚ist an Hand der Gegenauszüge leicht nachzuprüfen. 


Kasse: 
Wir verweisen auf unsere Ausführungen bei Besprechung des Zahlungsver- 


\ kehrs (S. 252 £f.). 


ß) Die Prüfung der Passiven. 


Die Auffassung der Bilanz als eine Vermögensaufstellung läßt als steuer- 
freie Passiven nur rechtliche (keine wirtschaftlichen) Verpflichtungen und Korrek- 
tivkonten zu einzelnen Aktiven zu. Alle anderen Beträge, die auf der Passivseite 
der Bilanz stehen, sind grundsätzlich steuerpflichtig, sofern sie nicht bereits in 
früheren Jahren versteuert wurden. Mit dieser Einstellung muß der Steuerrevisor 
an die Prüfung der einzelnen Passiven herangehen. 

Kapital und Kapitalreserven: 

Der aus dem Vorjahre übernommene Kapitalsaldo und die Gutschriften für tat- 
sächlich erfolgte Bar- oder Sacheinlagen sind steuerfrei. 

Die Prüfung geht vom Schlußsaldo aus. Ist der Vortrag höher als der Schluß- 
saldo des vorangehenden Geschäftsjahres, dann ist zu untersuchen, ob es sich bei 
der Differenz um Beträge handelt, die bereits der Besteuerung unterlagen (z.B. 
versteuerte Reserven) oder nicht (z. B. Korrektivkonten, die früher steuerfrei durch- 
gegangen sind, Erhöhung von Aktiven!) unter entsprechender Erhöhung des Kapitaf- 
kontos. Im ersten Falle handelt es sich um steuerfreie, im zweiten Falle um steuer- 
pflichtige Beträge. 

Gutschriften sind steuerfrei, wenn sie den Gegenwert von tatsächlich erfolgten 
Bar- oder Sacheinlagen darstellen. Steuerpflichtig sind sie, wenn es sich um Ge- 
winne handelt, die bereits im Laufe des Geschäftsjahres dem Kapitalkonto er- 
kannt wurden. 

Lastschriften haben auf die Gewinnermittlung keinen Einfluß, wenn es sich um 
Entnahmen handelt. Sie vermindern jedoch den steuerpflichtigen Gewinn, wenn es 
sich um Ausbuchungen von Verlusten handelt, die während des Geschäftsjahres 
(nicht in frühereen Geschäftsjahren) 2) entstanden sind (z.B. nach einem Brande 
die Buchung: Kapitalkonto an Gebäudekonto). 


1) Nach dem Handelsgewohnheitsrecht sind Erhöhungen früher festgestellter Werte für 
Anlagegegenstände unzulässig (Bilanzkontinuität!), Das Verlassen der Bilanzkontinuität bei 
der Umrechnung von Papiermarkbilanzen in Goldmarkbilanzen interessiert uns in diesem 
Zusammenhange nicht. 

®2) Unter besonderen Voraussetzungen ist für Körperschaften eine steuerfreie Aus- 
buchung von Verlusten aus früheren Jahren zulässig. $7 Ziff.3 KStG. läßt eine steuerfreie 
Ausbuchung von Unterbilanzen zu. Eine Unterbilanz liegt aber nach der herrschenden Mei- 
nung nur für den Fall vor, daß sämtliche Reserven zur Deckung eines Verlustes nicht aus- 
reichen. Diese Befreiung gilt nicht für das Kapitalentwertungskonto der neuen Goldmarkbilanzen. 


ü 


Ki 
I) 
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Wir sehen, daß sowohl Gut- als auch Lastschriften, die auf dem Kapitalkonto 
erfolgen, für die Einkommenbesteuerung von Bedeutung sein können, aber nicht in 
allen Fällen von Bedeutung sind. Aus diesem Grunde können unter Benutzung des 
Kapitalkontos Gewinnverschleierungen vorgenommen werden, obgleich die Kapi- 
talsalden in den Bilanzen zweier aufeinanderfolgender Jahre gleich sind. Diese 
Tatsache wird von den Veranlagungsbehörden manchmal außer acht gelassen. 

Die gleichen Ausführungen gelten sinngemäß für alle Reservekonten, die nicht 
den Charakter von Korrektivposten oder von rechtlichen Verpflichungen haben. 

Obligationen und Hypotheken: i 

Die rechtliche Verpflichtung ist in Ansatz zu bringen. Darüber hinaus kann der 
Steuerpflichtige nach der herrschenden Meinung auch eine nur drohende Erhöhung 
der Verpflichtung in der Bilanz berücksichtigen. Diese Antizipation zukünftiger Ver- 
hältnisse wird in den kommenden Goldmarkbilanzen und für die zukünftige Ein- 
kommensteuer eine große Rolle spielen. In den meisten Fällen werden die Steuer- 
pflichtigen bei der ersten Aufstellung der Goldmarkbilanz ihre alten Markschulden 
in einer gewissen Höhe valorisiert unter die Passiven einsetzen. Erfolgt nun die 
Rückzahlung der alten Markschulden nicht in voller Höhe des zurückgestellten Be- 
trages, dann erhöht sich der steuerpflichtige Gewinn um die Differenz zwischen 
dem zurückgestellten und dem zurückgezahlten Betrage!). Diese für den Steuer- 
pflichtigen sehr unangenehme Tatsache wird ihn leicht verführen, durch Verschleie- 
rungen solche „Gewinne“ nicht erscheinen zu lassen. Deshalb wird der Buchprüfer 
mit besonderer Aufmerksamkeit die Gegenbuchungen der Lastschriften dieser alten 
Markobligationen bzw. -hypothekenkonten verfolgen. Entsprechende Gutschriften 
auf Anlage-, Privat-, Reserve-, fingierten Kreditorenkonten usw. sind natürlich 
steuerrechtlich nicht zulässig. Auch die Möglichkeit ist ins Auge zu fassen, daß 
der Steuerpflichtige einfach den Saldo seiner alten Markschuldenkonten bestehen 
läßt, obgleich er seine Verpflichtungen abgetragen hat. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den Konten wertbeständiger Anleihen. 

Kreditoren: | 

Unter dem Sammelnamen „Kreditoren‘ werden mit Vorliebe steuerpflichtige Be- 
träge versteckt. Grundsätzlich dürfen aber unter Kreditoren nur rechtlicheVerpflichtun- 
gen aufgeführt werden, Auf ‚unechte Kreditoren‘ muß daher der Buchprüfer an Hand 
der Kreditorenliste fahnden. Zunächst geht er den runden Zahlen der Kreditorenliste 
nach. Hier kann es sich um steuerpflichtige Reserven oder um fingierte Darlehn 
handeln. Die Gegenbuchungen zu solchen Zahlen geben hierüber meist Aufschluß. 
Von den übrigen Kreditorenposten geht man den größeren Beträgen, den Konten 
von engen Geschäftsfreunden des Steuerpflichtigen und den Konten ausländischer 
Lieferanten nach. In Stichproben ist die Berechtigung von Gutschriften an Hand 
der Gegenbuchungen nachzuprüfen. Bei den Stichproben sind Buchungen aus der 
Zeit unmittelbar vor Geschäftsabschluß zu bevorzugen (vgl. Besprechung der Prü- 
fung des Warenkontos und des Warenverkehrs). Interesse verlangt auch das Konto 
einer Steuerstelle (vgl. Steuerrückstellung S. 265). 

Wie beim Debitorenkonto, so verlangen auch beim Kreditorenkonto die Luft- 
buchungen besondere Aufmerksamkeit. 

Devisenschulden sind mit den am Abschlußtage geltenden Kursen zu bewerten. 
Eine erhebliche Höherbewertung ist nur unter besonderen Verhältnissen statthaft 
(z. B. beim Vorliegen starker Schwankungen einer ausländischen Währung). Die 
Umrechnungen des Steuerpflichtigen sind rechnerisch nachzuprüfen. 


1) Es ist allerdings nicht ausgeschlossen, daß für solche Fälle im EStG. eine Sonder- 
regelung getroffen wird. 
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Rückstellungen: 
a) Korrektivkonten: 


Als Korrektivkonto kommt zunächst der Abschreibungsfonds in Be- 
tracht. Für die Höhe der jährlichen Rückstellungen gelten unsere Ausführungen 
über die Höhe der Abschreibungen (vgl. Gebäude, Maschinen, Inventar). Die. 
' Höhe des Abschreibungsfonds ist steuerlich begrenzt durch die Höhe des entspre- 
chenden Aktivums. Natürlich kann nicht für dasselbe Aktivum gleichzeitig abge- 
schrieben und zurückgestellt werden. Die Bildung eines Delkrederefonds ist 
bis zur Höhe von etwa 100 des Debitorenbetrages ohne weiteres steuerfrei. Eine 
höhere Dotierung ist nur bei hoher Verlustgefahr, die der Steuerpflichtige dem 
Buchprüfer darzulegen hat, steuerrechtlich zulässig. 


b) Aufwandrückstellungen (Transitorische Konten): 


Sehr fraglich ist die steuerfreie Rückstellungsmöglichkeit für Aufwendungen, 
die am Abschlußtage noch nicht zu Ausgaben bzw. zu rechtlichen Verpflichtungen 
geworden sind (z. B. die durch einen Aufruhr notwendig gewordene Neueinsetzung 
der Fensterscheiben). Wirtschaftlich können solche Rückstellungen wohl gerecht- 
fertigt-sein. Aber die steuerrechtliche Auffassung der Bilanz als einer Vermögens- 
aufstellung lassen steuerfreie Passivposten, die keine rechtlichen Verpflichtungen 
darstellen, konsequenterweise nicht zu. Die Steuerrechtsprechung opfert äber 
häufig die Konsequenz den wirtschaftlichen Bedürfnissen. So finden wir in einem 
Urteile des RFH. (III A 207/21) folgende Entscheidung: 

„Ein Passivposten, der am Bilanzstichtag zwar noch keine rechtliche, wohl aber eine 
in sichere Aussicht zu nehmende wirtschaftliche Verbindlichkeit darstellt, kann je nach der 
geringeren oder größeren Wahrscheinlichkeit des Entstehens einer Schuld mit einem ent- 
sprechenden Betrage vom Endvermögen abgesetzt werden.“ 

Der Buchprüfer kann demnach Rückstellungen obiger Art nicht ohne weiteres 
als steuerlich unzulässig dem Gewinn hinzusetzen. Er wird sich die Berechtigung 
der Rückstellung darlegen lassen und, sofern er nicht selbst die Entscheidung über 
die Zulässigkeit fällen zu können glaubt, den Sachverhalt in seinen Prüfungsbericht 
aufnehmen. | 

c) Steuerrückstellungen: 

Kraft ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmungen sind steuerfreie Rückstel- 
lungen für Personalsteuern (Einkommen-, Vermögens- und Vermögenszuwachssteuer 
auf Grund 815 Abs. 4 EStG. und $8 Abs. 2 KStG.) nicht statthaft. Für die Zu- 
lässiekeit von Rückstellungen für sonstige Steuern ist wiederum die Beantwortung 
der Frage entscheidend, ob es sich um rechtliche Verpflichtungen handelt oder 
nicht. Nach 881 RAO. entsteht eine Steuerschuld, sobald der Tatbestand verwirk- 
licht ist, an den das Gesetz die Steuer knüpft. (Daß es zur Feststellung der Steuer- 
schuld noch der Festsetzung des Betrages bedarf, schiebt die Entstehung nicht 
hinaus.) 

Der Buchprüfer wird zweckmäßig über das meist in einer runden Summe aus- 
gewiesene Steuerrückstellungskonto eine genaue Spezifikation einfordern. Sind in 
dieser Spezifikation Beträge für Personalsteuern enthalten, dann sind diese Beträge 
ohne weitere Prüfung dem ssteuerpflichtigen Gewinne zuzusetzen. Die anderen 
Posten sind auf ihre Zulässigkeit zu prüfen. (Z. B. ist eine Rückstellung für Ge- 
werbesteuer nicht möglich, wenn das Gewerbesteuerjahr vom 1. April bis zum 
31. März läuft, der Abschluß dagegen am 31. Dezember stattfindet.) Weiter ist die 
Höhe der einzelnen Rückstellung zu prüfen. Das beste Hilfsmittel ist für diese Prü- 
fung die Steuererklärung des Pflichtigen. 
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Endlich ist nachzuforschen, ob zurückgestellte Beträge nicht auch einem Kredi- 
torenkonto erkannt sind (z. B. Finanzamt Köln). | 
d) Rückstellung für Selbstversicherung: 

Eine Rückstellung für Selbstversicherung ist grundsätzlich steuerpflichtig, da 


sie keine rechtliche Verbindlichkeit darstellt. Um jedoch steuerfreie Rückstellangen 


für Selbstversicherungen zu ermöglichen, gründen Konzerne pro forma eigene Ver- 


sicherungsgesellschaften, denen der Steuerpflichtige Versicherungsprämien (in Höhe 
der gewollten Rückstellung) nur gutschreibt, aber nicht überweist oder die die über- 


wiesenen Beträge dem steuerpflichtigen Unternehmen als Darlehn wieder zur Ver- 
fügung stellen. Auf diese Manipulation findet ohne Zweifel 85 RAO,!) Anwen- 
dung. Der Buchprüfer wird daher gelegentlich der Durchsicht der Kreditorenkonten 
auf solche Rückstellungen zu achten haben. 
e) Wohlfahrtsfonds: 
Zuwendungen an Unterstützungs-, Wohlfahrts- und Pensionskassen sind nur 
steuerfrei, wenn die dauernde Verwendung für die Zwecke der Kassen gesichert 


ist (87 Ziff.1 KStG.). Die Anwendungsmöglichkeit dieser Bestimmung und die 
Frage, ob diese Bestimmung auch für Nichtköperschaften gilt, ist lebhaft umstrit- 


ten. Der Buchprüfer wird daher nur die Darlegungen des Steuerpflichtigen nach- 


prüfen, das Ergebnis in seinem Prüfungsbericht niederlegen und die Entscheidung 


der zuständigen Stelle überlassen. 


b) Die Prüfung der Gewinn- und Verlustrechnung. 


Die meisten Steuerverkürzungen werden dadurch erreicht, daß man Privat- 


ausgaben und Ausgaben, die den Wert der Anlagen erhöhen, einem Konto der Ge- 


winn- und Verlustrechnung belastet. Da solche Belastungen sowohl im Laufe des 
ganzen Geschäftsjahres als auch auf sämtlichen Konten der Gewinn- und Verlust- 


rechnung vorgekommen sein können, würde die restlose Feststellung von rechts- 


widrigen Belastungen nur durch eine lückenlose Prüfung sämtlicher Buchungen 


möglich sein. Eine solche zeitraubende Arbeit ist natürlich ausgeschlossen. Der 
Buchprüfer muß sich mit einer kritischen Durchsicht der Konten begnügen, zu der 
wir einige Anregungen geben. 

Wie schon wiederholt erwähnt, werden die meisten rechtswidrigen Buchungen 


kurz vor Geschäftsabschluß vorgenommen. Aus diesem Grunde verdienen die Bu- 


chungen des letzten Monates besondere Aufmerksamkeit. 
Zahlreiche Privatausgaben kehren in gleichen Zeitabschnitten wieder (z. B. für 
Miete, Wasser, Licht, Löhne für Hausangestellte, Lebensversicherungsprämien). 


Stößt man auf die Belastung eines Gewinn- und Verlustkontos mit einer derartigen 


Ausgabe, dann wird man mit Gewißheit damit rechnen können, daß eine solche 
rechtswidrige Buchung in gleichen Zeitabschnitten wiederholt wurde. 
Privatentnahmen werden meist unter Sammelbezeichnungen, wie Geschäfts- 
spesen, Repräsentationskosten, verbucht. Kann der Steuerpflichtige keine Auskunft 
über die Verwendung derartiger Entnahmen geben, dann wird der Buchprüfer be- 
rechtigt sein, diese Entnahmen dem steuerpflichtigen Gewinne zuzurechnen. Sehr 
beliebt ist die Verbuchung von Privatentnahmen unter Reisespesen. Aus diesem 


Grunde ist nachzufragen, von wem, wann und wohin die Reise unternommen ist 
und wie sich eine eventuell abnorme Höhe der Reisespesen erklärt. Eine unwahre 


Auskunft ist bei einiger Kombinationsgabe des Buchprüfers feststellbar. Ein vorzüg- 


J 


t) Durch Mißbrauch von Formen und Gestaltungsmöglichkeiten des Bürgerlichen Rechts 


kann die Steuerpflicht nicht umgangen oder gemindert werden. 
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liches Hilfsmittel ist die zurzeit der Reise geführte Korrespondenz. Bei ihr ist zu 
‚prüfen, wer die ausgegangenen Briefe diktiert hat. 
| Anschaffungen, die den Wert der Anlagen erhöhen, werden mit Vorliebe dem 
ı Reparaturkonto belastet. Daher empfiehlt sich eine Nachprüfung der größeren 
Sollbuchungen des Reparaturkontos. Über die Aufdeckung sonstiger unrecht- 
mäßiger Verbuchungen der Neuanschaffungen berichteten wir bereits bei Be- 
;sprechung der Anlagekonten. 

Von großem Interesse sind die Lohn- und Gehaltszahlungen. Wir verweisen 
auf unsere Ausführungen S. 252. 

Bei der Prüfung des Zinsenkontos ist darauf zu achten, ob die neuerdings 
vom Schuldner zu zahlende Kapitalertragssteuer entrichtet ist. 

Sind Zahlungen für Personalsteuern dem Steuerkonto oder einem sonstigen 
Gewinn- und Verlustkonto belastet, dann sind diese Zahlungen dem steuerpflich- 
tigen Gewinn zuzusetzen. 


Anhang: Die Einkommensteuer für die Jahre 1923 und 1924. 


Für 1923 findet eine Einkommensteuerveranlagung wegen technischer Unmög- 
lichkeit nicht statt. 

Bei der Einkommensteuer für das Jahr 1924 ist zwischen den Vorauszah- 
lungen und der endgültigen Veranlagung zu unterscheiden. Die Vorauszahlungen 
sind monatlich zu leisten und betragen 20% „der Betriebseinnahmen abzüglich der 
Lohn- und Gehaltsaufwendungen“. Da die 2. StNotV. die Regelung einer Reihe von 
ungeklärten Fragen den noch nicht erschienenen Ausführungsbestimmungen über- 
trägt, läßt sich über die praktische Durchführung der Verordnung und damit über 
eine Prüfung noch nichts sagen. 

Für die endgültige Veranlagung und auch für die Steuerrevision wird die 
Frage entscheidend sein, ob der Geldwert während des Jahres 1924 stabil bleibt 
oder nicht. Im ersteren Falle finden unsere Darlegungen ohne weiteres Anwendung, 

Für den zweiten Fall sind eine Reihe Sonderbestimmungen in Aussicht ge- 
nommen, von denen bereits die Verordnung über Buchführung auf wertbestän- 
diger Grundlage (RGBI. Teil I 1924, S. 36) erschienen ist. Die Verordnung sieht 
eine Buchführung in Goldmark (der Gegenwert von 10/,, des nordamerikanischen 
Dollars), nordamerikanischen Dollars, englischen Pfunden, holländischen Gulden 
oder in Schweizer Franken vor. Für den Buchprüfer sind folgende Bestimmungen 
wesentlich: 

1. Die Bestände der Eröffnungsbilanz müssen in die gewählte Währung umge- 
rechnet werden. 

2. Die Umrechnungen sind unverzüglich bei den einzelnen Buchungen vorzu- 
nehmen. (Die umgerechneten Zahlungsmittel sind bei den Buchungen ersichtlich 
zu machen.) 

8. Der Umrechnung ist der zur Zeit des gebuchten Vorganges maßgebende 
Mittelkurs zugrunde zu legen, der am letzten Börsennotiztage nach den amtlichen 
Berliner Kursen für Auszahlung errechnet wird. (Die Zugrundelegung von Frei- 
verkehrskursen ist demnach nicht gestattet!) 

4. Solange der Wert einer Billion Papiermark oder einer Rentenmark gleich 
dem Werte einer Goldmark ist, gilt eine Buchführung in Billmark oder in Renten- 
mark als auf wertbeständiger Grundlage geführt. 

Durch zahlreiche Stichproben wird sich der Buchprüfer ein Urteil darüber bil- 
den müssen, ob die aufgezählten Bestimmungen eingehalten wurden. Ist dies nicht 
der Fall, dann können die Ergebnisse der Bücher der Besteuerung nicht zugrunde 
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gelegt werden. Das Einkommen muß geschätzt werden. Wurden die Bestimmungen 
befolgt, dann kann die Prüfung des steuerpflichtigen Einkommens in der dar- 
gelegten Weise erfolgen. 


III. Die Prüfung des steuerpflichtigen Vermögens. 


Inhalt des Abschnittes. 
. Der steuerrechtliche Vermögensbegriff. 
. Die Einstellung des Steuerpflichtigen bei der Vermögensbewertung. 
. Die Prüfung der Vermögensposten. 
a) Das Anlagevermögen. 
b) Das sonstige Vermögen. 
4. Die Prüfung der gesetzlich zulässigen Abzüge. 

Über das landwirtschaftliche Vermögen werden, mit Ausnahme der Forde- 
rungen und Verpflichtungen, Bücher nur selten Aufschluß geben. Auf eine Be- 
sprechung der Prüfung des steuerpflichtigen landwirtschaftlichen Vermögens kann 
daher verzichtet werden, zumal sich die Nachprüfung der Schuldverhältnisse kaum 


our 


von der in kaufmännischen Betrieben unterscheidet. | 


Die zweite StNotV. trifft für die Besteuerung des Vermögens nur eine vor- 
läufige Regelung. Unsere Ausführungen müssen sich daher auf die Prüfung der 
Vermögensaufstellung vom 31. Dezember 1923 beschränken. 


1. Der steuerrechtliche Vermögensbegrifl. 

Das VermStG. kennt nach der neusten Abänderung durch die zweite StNotV. 
vom 19. Dezember 1923 für kaufmännische Gewerbebetriebe zwei YELmERE 
begriffe: 

1. Die Summe der einzelnen Vermögenswerte abzüglich der gesetzlich zu- 
lässigen Abzüge, berechnet: 

a) nach den Vorschriften des abgeänderten VermSt@G.; 

b) nach den in der Einkommensteuereröffnungsbilanz vom 1. Januar 1924 ein- 
gesetzten Goldmarkwerten. 

2. Der Wert der wirtschaftlichen Einheit berechnet: 

a) bei Aktiengesellschaften nach der Summe der Steuerkurswerte der Aktien 
(bzw. der G.m.b.H.-Anteilen nach der Summe der Verkaufswerte) zuzüglich der 
Steuerkurswerte der von der Gesellschaft ausgegebenen Genußscheine und Schuld- 
verschreibungen ; 

b) bei Erwerbsgesellschaften, für deren Anteile ein Steuerkurswert nicht fest- 
gesetzt ist, durch Schätzung der zuständigen amtlichen Handelsvertretung oder 
einer bei ihr errichteten Gutachterstelle. 

Die Bewertung erfolgt in allen Fällen in Goldmark. Als Goldmark gilt der 
Gegenwert von 10/,. des nordamerikanischen Dollars. Die Finanzverwaltung legt 
den höchsten obiger Werte der Besteuerung zugrunde. 

Für die steuerliche Buchprüfung ist nur der Wert 1a von Interesse, da die 
anderen Werte feststehen. 


2. Die Einstellung des Steuerpfliehtigen bei der Vermögensbewertung 
ist von großer Bedeutung für den Gang der Prüfung. Durch Artikel1 $ 34 Satz 3 
der zweiten StNotV. sind die in der Einkommensteuerbilanz angesetzten Werte als 
Mindestbeträge für die Veranlagung zur Vermögenssteuer 1924 anzusehen. Da, wie 
schor. erwähnt, für 1923 das Einkommen nicht berechnet wird, hat der Steuer- 
pflichtige ein Interesse daran, die Werte in der Einkommensteuerbilanz möglichst 
hoch anzusetzen, um später ein geringeres als das tatsächliche Einkommen aus- 
weisen zu können. Bei der Vermögenssteuerbilanz besteht umgekehrt ein Interesse 
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an einer möglichst niedrigen Bewertung. Die Verknüpfung beider Bilanzen führt 
den Steuerpflichtigen zu folgender Überlegung: 

Die Einkommensteuer beträgt mindestens 10 vom Hundert; die Vermögens- 
steuer höchstens 7/; vom Tausend. Eine hohe Bewertung des Vermögens erscheint 
daher vorteilhafter als eine Unterbewertung. Hinzu kommt, daß die spätere Ver- 
mögenszuwachssteuer das deklarierte Vermögen als Ausgangspunkt benutzen wird. 
Einer zu hohen Bewertung steht anderseits die Befürchtung entgegen, daß sich auf 
das am 31. Dezember 1923 festgestellte Vermögen andere Steuern aufbauen werden 
(z. B. Zuschläge zur Vermögenssteuer oder die von manchen Seiten geforderte Be- 
steuerung nach „Normalsätzen‘“). Alle diese Erwägungen werden wohl die Mehr- 
zahl der Steuerpflichtigen veranlassen, ihr Gesamtvermögen richtig zu bewerten. 
Um aber wenigstens in den nächsten Jahren eine Möglichkeit zu haben, das Ein- 
kommen niedrig ausweisen zu können, werden die Steuerpflichtigen die Anlagen 
möglichst niedrig und dafür das Betriebsvermögen (insbesondere die Waren- 
vorräte) möglichst hoch ansetzen. (Die Einwirkung eines solchen Vorgehens auf 
die zukünftigen Gewinne setzen wir als bekannt voraus.) Die Prüfung kann sich 
daher im allgemeinen auf das Anlagevermögen beschränken. Dieser Satz gilt 
natürlich nicht absolut. Es wird auch manche Steuerpflichtige geben, die alle Ver- 
mögensposten unterbewerten. Diesen ist eine gegenwärtige Steuerersparung er- 
strebenswerter als eine voraussichtliche Minderbelastung in der Zukunft, da nach 
den Erfahrungen der vergangenen Jahre derjenige immer im Vorteil war, der ohne 
Rücksicht auf die Zukunft Steuern „sparte“. Das wohl nur unbewußt angewendete 
Prinzip der Benachteiligung des Redlichen wird vielleicht in Zukunft nicht mehr 
gelten; seine unheilvollen Folgen werden sich aber bei nicht wenigen Vermögens- 
3teuererklärungen zeigen. 


3. Die Prüfung der Vermögensposten. 
a) Das Anlagevermögen. 


Zum Anlagevermögen gehören Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Inventar 
und Fuhrpark. Beim Anlagevermögen besteht, wie oben dargelegt, die große Ge- 
fahr, daß einzelne Vermögensposten nicht angegeben wurden. Aus diesem Grunde 
muß der Buchprüfer das ihm vorgelegte Inventarverzeichnis unbedingt auf seine 
Vollständigkeit hin prüfen. Die Bücher sind für diese Revision kaum zu ver- 
werten. Während der Inflationszeit wurden die meisten Neuanschaffungen über ein 
Erfolgskonto abgebucht. Die vollständige Erfassung der Anlageposten an Hand der 
Bücher würde daher eine eingehende Durchsicht der Bücher erfordern. Hierzu fehlt 
natürlich die Zeit. Die vorgelegten Inventarverzeichnisse kann der Buchprüfer mit 
Erfolge nur durch persönliche Besichtigung der Betriebsanlagen nachprüfen. Be- 
sitzt der Buchprüfer nicht die im Einzelfall erforderlichen Fachkenntnisse, dann 
empfiehlt sich, wenigstens bei größeren Anlagen, die Hinzuziehung von Sachverstän- 
digen. Eine Hinzuziehung von Sachverständigen wird auch mit Rücksicht auf die 
schwierige Bewertung oft erforderlich sein. 

Das Anlagevermögen ist mit den Preisen, die Ende des Jahres 1913 zur An- 
schaffung oder Herstellung der einzelnen Gegenstände aufzuwenden gewesen wären, 
abzüglich einer angemessenen Absetzung für Abnutzung zu bewerten. Zu dieser 
Vorschrift fehlen noch die Durchführungsbestimmungen. Wir müssen uns daher 
auf folgende Hinweise beschränken: | 

Einen Anhalt für die Höhe der Bewertung gibt dem Buchprüfer die Tatsache, 
daß die meisten Betriebe in der Inflationsperiode ihre Anlagen nicht nur ergänzt 
und erneuert, sondern auch erweitert haben. Infolgedessen werden sich nur in 
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seltenen Fällen die Anlagewerte unter den in der Vorkriegszeit ausgewiesenen 
Werten bewegen können. 

Geringfügige Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Steuerpflichtigen und 
dem Buchprüfer wird letzterer im Interesse einer schnellen Veranlagung zweck- 
mäßig durch einen Vergleich mit dem Steuerpflichtigen beseitigen, zumal Unter- 
bewertungen mit Rücksicht auf die später höhere Einkommensteuer für den Fisk 
keinen Verlust bedeuten. (Diese Überlegung hat natürlich durch den dringend 
Finanzbedarf des Reiches ihre Grenze.) 


b) Das sonstige Vermögen. 


Unter das „sonstige Vermögen“ fallen die Vorräte an Rohstoffen, Halb- und 
Fertigfabrikaten, Wertpapieren, Guthaben usw. Für die mengenmäßige | 
mung dieser Vermögensposten gelten unsere Anregungen im Abschnitt „Die Prü- 
fung des steuerpflichtigen Einkommens“. | 
Die Bewertung erfolgt zu den Anschaffungs- oder Herstellungspreisen, die un 
81. Dezember 1923 aufzuwenden wären. Aktien sind, um die Doppelbesteuerung 
zu mildern, nur mit dem halben Börsenkurs zu bewerten. (Diese Vorschriften gelten. 
auch dann, wenn die Inventur vor dem 81. Dezember 1923, aber nach dem 30. Juni 
1923 [einschließlich] aufgestellt wurde.) Da die Durchführungsbestimmungen noch“ 
ausstehen, können nähere Anregungen für die Prüfung der Bewertung noch nicht 
gegeben werden. Auf jeden Fall braucht der Buchprüfer kleinliche Bedenken’ 
noch weniger walten zu lassen als bei der Bewertung des Anlagevermögens, da 


Unterbewertungen schon in den nächsten Jahren dem Fiskus Mehreingänge an 
Einkommensteuer bringen. 


4. Die Prüfung der gesetzlich zulässigen Abzüge. 


Von der Summe der Vermögenswerte sind abzugsfähig: 

1. Rechtliche Verbindlichkeiten; 

2. Vermögensbeträge, die für ausschließlich gemeinnützige oder Wohlfahrts- 
zwecke zurückgelegt sind, und deren en nach Substanz und Ertrag zu 
solchen Zwecken gesichert ist; 

8. als Dreimonatsabzug nur folgende Beträge: 

Gehälter, Löhne sowie Zinsen und ähnliche Bezüge, soweit sie im letzten 
Viertel des Kalenderjahres 1923 bezogen und am 31. Dezember 1923 in deutschen 
Zahlungsmitteln oder in Bank- oder sonstigen laufenden Guthaben, die auf deutsche 
Zahlungsmittel abgestellt sind, vorhanden sind; das gleiche gilt für fällige An- 
sprüche auf Bezüge gleicher Art. 

Der Buchprüfer hat demnach zunächst alle Posten von der Passivseite der Bi- 
lanz abzusetzen, die nicht unter die gesetzlich zulässigen Abzüge fallen. In 
Betracht kommen: 

Kapital und Reserven. 

Alle Aufwandrückstellungen. 

Korrektivposten (Erneuerungsfonds, Delkrederefonds usw.). 

Die Belastungen gemäß $$ 6, 9 der Verordnung über die Errichtung der Deut- 
schen Rentenbank vom 15. Oktober 1923 (zweite StNotV. Art. II $ 11a). 

Der am 2. Januar 1924 fällige zweite Teil der Brotversorgungsabgabe (zweite 
StNotV. Art. II $11b). 

Alle Einkommen- und Körperschaftssteuern, die bis zum 10. Januar 1924 zu 
entrichten sind (zweite StNotV. Art. II $ 11c). 

Da die nicht abzugsfähigen Beträge leicht unter „Kreditoren‘‘ untergebracht 
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sein können, wird eine kritische Durchsicht der einzelnen Kreditorenkonten un- 
bedingt erforderlich sein. Unsere Ausführungen S. 255 und S. 264 gelten sinngemäß 

Die Bewertung der zulässigen Abzüge erfolgt in Goldmark. Devisenschulden 
‘sind nach den amtlichen Kursen der Berliner Börse vom 31. Dezember 1923 umzu- 
'rechnen. Die Bewertung von Markschulden, insbesondere der langfristigen alten 
‚Schulden, ist wegen der Aufwertungsgefahr äußerst schwierig. Die zweite StNotV. 
‚schweigt sich über dieses Problem aus. Da höchstwahrscheinlich die Durchfüh- 
rungsbestimmungen nähere Richtlinien geben werden, läßt sich über die Bewertung 
von Markschulden noch nichts sagen. 

Über die Zulässigkeit und Höhe des „Wohlfahrtsfonds‘“ gelten unsere Aus- 
führungen S. 266. Der sogenannte Dreimonatsabzug hat für Gewerbebetriebe kaum 
eine Bedeutung, da unter „ähnliche Bezüge‘ wohl keinesfalls gewerbliche Gewinne 
zu verstehen sind. 

Zum Schlusse sei darauf hingewiesen, daß die Ausrechnungen (Zusammen- 
stellungen, Additionen und Multiplikationen) des Steuerpflichtigen ganz oder teil- 
weise auf ihre Richtigkeit hin geprüft werden müssen. 


IV. Die Prüfung des steuerpflichtigen Umsatzes. 


Inhalt des Abschnittes. 


- 1. Der steuerrechtliche Umsatzbegriff. 
2. Die Prüfung des steuerpflichtigen Umsatzes kaufmännischer Betriebe. 
a) Die Prüfung des Gesamtumsatzes, 
o) auf Grund des vereinnahmten Entgeltes, 
ß) auf Grund der bewirkten Lieferungen. 
b) Die Prüfung der steuerfreien Umsätze. 
3. Die Prüfung des steuerpflichtigen Umsatzes landwirtschaftlicher Betriebe. 


1. Der steuerrechtliche Umsatzbegriff. 

Umsatz im Sinne des Steuerrechts sind Lieferungen und Leistungen, die 
jemand innerhalb der von ihm selbständig ausgeübten gewerblichen oder beruf- 
lichen Tätigkeit im Inlande gegen Entgelt ausführt. 

Die Nachprüfung des steuerpflichtigen Umsatzes zerfällt in zwei Teile: 1. Die 
Prüfung des Gesamtumsatzes. 2. Die Prüfung des steuerfreien Umsatzes. Die Diffe- 
renz zwischen dem Gesamtumsatze und dem steuerfreien Umsatze ergibt den 
steuerpflichtigen Umsatz. 


2. Die Prüfung des steuerpflichtigen Umsatzes kaufmännischer Betriebe. 
a) Die Prüfung des Gesamtumsatzes. 


Die Höhe des Umsatzes wird entweder nach den vereinnahmten Entgelten 
(Zahlungssteuer) oder nach den bewirkten Lieferungen (Lieferungssteuer) berechnet. 
Zur letzteren Berechnungsweise ist der Steuerpflichtige nur mit Genehmigung seines 
FA. berechtigt. 

a) Auf Grund des vereinnahmten Entgeltes. 


Die Einnahmen ergeben sich aus den Zahlungsbüchern (Kassen-, Bank-, Post- 
scheck- und Wechselbüchern). 

Manche Einnahmen werden nun häufig mit Rücksicht auf die Umsatzsteuer 
nicht aufgezeichnet. Besonders bei kleinen Betrieben, die ohne oder nur mit 
wenigen Angestellten arbeiten, ist diese Steuerersparungsmethode zu vermuten. 
Für die Feststellung solcher Manipulationen geben wir einige Anregungen: 

Die Höhe der Einnahmen und Ausgaben sind meist ungefähr gleich. Um nun 
in den Zahlungsbüchern die Einnahmen nicht zu hoch erscheinen zu lassen, werden 
auch eine Reihe von Ausgaben nicht verbucht. Aus diesem Grunde wird der Buch- 


prüfer unvermittelt die Ausgabenrechnungen, die in der Regel sorgfältig auf 
bewahrt werden, verlangen und nachprüfen, ob alle diese Rechnungen unter den 
Zahlungsausgängen verbucht wurden. Weiter wird sich der Buchprüfer überlegen, 
welche Ausgaben normalerweise bei dem zu prüfenden Betriebe vorkommen müssen 
(Gehälter, Löhne, Kohlen, Licht, Reparaturen, Privatentnahmen usw.). Fehlt die 
Verbuchung derartiger Ausgaben, dann kann der Buchprüfer schließen, daß auch 
Einnahmen nicht verbucht wurden. 

Ferner wird sich der Revisor überlegen müssen, welche Nebeneinnahmen der 
zu prüfende Betrieb haben kann (bei einem Hotelbetrieb z.B. Einnahmen durch 
Saalvermietungen, Garderobegebühren, Verkauf von leeren Weinflaschen), und 
nachprüfen, ob diese Nebeneinnahmen auch verbucht wurden. 

Stellt der Buchprüfer fest, daß Einnahmen bzw. Ausgaben im größeren Um- 
fange nicht aufgezeichnet wurden, dann sind die Aufzeichnungen des Zensiten 
für die Berechnung der Umsatzsteuer nicht verwertbar. Neben anderen möglichen 
Nachteilen (Bestrafung, Untersagung des Gewerbebetriebes usw.) muß sich der 
Steuerpflichtige die Schätzung seines Umsatzes gefallen lassen. | 

Bei größeren Betrieben ist die Nichtverbuchung von Einnahmen höchstens 
dann zu vermuten, wenn bestimmte Einnahmen nicht zur Kenntnis des angestell- 
ten Bureaupersonals gelangen. Derartige Zahlungseingänge stammen meist nur 
von eng befreundeten Firmen und erfolgen entweder in bar oder auf ein geheimes 
Bankkonto. Sofern es nicht gelingt, mit Hilfe der Korrespondenz und der Bank- 
belege einem geheimen Bankkonto auf die Spur zu kommen, muß man versuchen, 
durch einen kritischen Vergleich zwischen den Warenausgängen auf Grund der 
Lagerbücher, Versandzettel, Duplikatfrachtbriefe u. dgl. und dem Wearenausgang 
auf Grund des Warenausgangsbuches nicht verbuchte Warenausgänge und damit 
auch nicht verbuchte Zahlungseingänge festzustellen. 

Eine vielfach vom Steuerpflichtigen gar nicht beabsichtigte ziffernmäßige 
Verringerung des Umsatzes ist die Folge der Verquickung von Einnahmen und 
Ausgaben. Solche Verquickungen kommen vor, wenn Lieferungen oder Leistungen 
ganz oder teilweise nicht durch Zahlungen, sondern durch Gegenlieferungen oder 
Gegenleistungen beglichen werden. 

Beispiele: Im Kontokorrentbuch stößt der Buchprüfer auf folgende Konten: 
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1. Kunde A. 
10. 3. An Waren .# 5000.— 20. 3. Per Frachten ./ 4000.— 
28. 3. „ Bank „ 1000.— 
«A 5000.— * A 5000.— 

2. Lieferant O. 
17.6. An Waren «/ 3000.— 5. 6. Per Rohmater. „/ 6000.— 

12.:04 ... ‘Bank „ 3000.— 

 e#H 6000. — Ä 6000.— 


Wird der Umsatz nur nach den vereinnahmten Zahlungen berechnet, dann 
bleibt im ersten Beispiele #, der Lieferung und im zweiten Beispiele die ganze 
Lieferung steuerfrei. Die gutgeschriebenen Frachten und ein Teil der gutgeschrie- 
benen Rohmaterialien sind aber auch als vereinnahmte Entgelte anzusehen. 
Aus diesem Grunde ist bei Durchsicht der Kontokorrentkonten darauf zu achten, 
ob die als Ausgleich für eigene Lieferungen oder Leistungen dienenden Gegenliefe- 
rungen oder Gegenleistungen bei der Berechnung des Umsatzes berücksichtigt 
wurden. 
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Weitere buchmäßige Verringerungen der vereinnahmten Entgelte werden durch 
gewisse, mit den Kunden vereinbarte Manipulationen erreicht. Wir verweisen auf 
unsere Ausführungen bei Besprechung des Warenverkehrs S. 253 ff. 

Es sind nun nicht alle Einnahmen umsatzsteuerpflichtig. Zwecks leichterer 
Feststellung seines steuerpflichtigen Umsatzes trennt der Steuerpflichtige meist die 
umsatzsteuerfreien Einnahmen von den umsatzsteuerpflichtigen Einnahmen durch 
Eintragung in eine besondere Kolonne oder durch entsprechende Bezeichnung 
(etwa „frei“). Die Ordnungsmäßigkeit der durchgeführten Trennung muß der Buch- 
prüfer in zahlreichen Stichproben unter Bevorzugung der größeren Posten prüfen. 
Die Art dieser Prüfung wird unter b zu behandeln sein. 

Nachdem der Buchprüfer die Überzeugung gewonnen hat, daß alle vereinnahm- 
ten Entgelte aufgezeichnet worden sind, und daß die als umsatzsteuerfrei be- 
zeichneten Entgelte auch tatsächlich umsatzsteuerfrei sind, wird er die vom Steuer- 
pflichtigen für die Umsatzsteuererklärung gemachten Zusammenstellungen zu prü- 
fen haben. Diesem Teil der Prüfung ist erhöhte Aufmerksamkeit zu widmen, da 
bei den Zusammenstellungen vom Steuerpflichtigen bewußt ‚Fehler‘ gemacht sein 
können (z.B. Nichtberücksichtigung der gesamten Eingänge auf einem Bankkonto, 
Vertauschung von steuerpflichtigen und steuerfreien Entgelten, Additionsfehler und 
Fehler bei der Umrechnung von Deviseneingängen in Mark). Zum Schluß ist darauf 
zu achten, daß der Wert der zu Privatzwecken entnommenen Gegenstände in der 
Umsatzsteuererklärung berücksichtigt ist. Da diese Entnahmen meist nicht auf- 

‚ gezeichnet werden, ist ihr Wert nach Rücksprache mit dem Steuerpflichtigen zu 
schätzen. Merkmale für die Höhe der Schätzung lassen sich naturgemäß nicht 
' geben. 

ß) Die Prüfung des Gesamtumsatzes auf Grund der bewirkten Lieferungen. 


Ehe der Buchprüfer an seine Arbeit geht, muß er sich überlegen, welche 
‘Lieferungen bzw. Leistungen der zu prüfende Betrieb ausführt, und wo er diese 
‘verbucht findet. Hauptsächlich kommen die Warenausgangsbücher in Betracht. 
"Da aber die Umsätze aus Nebengeschäften auch steuerpflichtig sind (dies wird 
vom Steuerpflichtigen häufig nicht beachtet!), können auch Gutschriften auf Pro- 
 visionskonten, Maschinenkonten, Reparaturkonten usw. von Interesse sein. 

Es wird nachzuforschen sein, ob alle bewirkten Lieferungen und Leistungen 
auch verbucht wurden. Unsere Ausführungen über die Aufdeckung nicht verbuchter 
| Einnahmen gelten sinngemäß. Danach wird der Revisor prüfen, ob die in den 
Büchern als umsatzsteuerfrei bezeichneten Lieferungen auch tatsächlich umsatz- 
‘steuerfrei sind. Stichproben unter Bevorzusung der größeren Posten werden 
‚genügen. Die Art der Prüfung wird unter b zu behandeln sein. 

Bei der Revision der Zusammenstellungen von umsatzsteuerpflichtigen und 
‚freien Beträgen ist auf Additionsfehler, Devisenumrechnungsfehler, auf Vertau- 
schung von steuerpflichtigen und steuerfreien Beträgen und auf vollständiges Weg- 

lassen der Lieferungen oder Leistungen, die sich aus einem bestimmten Konto er- 
geben, zu achten. 

Auch die Entnahmen von Gegenständen zu Privatzwecken sind eh 
pflichtig (vgl. oben). 


b) Die Prüfung der steuerfreien Umsätze. 


Das Umsatzsteuergesetz und seine Ausführungsbestimmungen kennen eine 
Reihe von Steuerbefreiungen. Der Buchprüfer braucht sie nicht alle zu beherrschen. 
Es genügt, wenn er die Steuerbefreiungen kennt, die für die Mehrzahl der Unter- 
nehmungen von Bedeutung sein können. Die für den Einzelfall etwa erforder- 
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lichen Spezialkenntnisse (insbesondere bei einer Luxussteuerprüfung) werden durch 
Rücksprache mit dem zuständigen Finanzbeamten zu erlangen sein. Dieser Beamte 
wird auch den Buchprüfer mit den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen zu 
versehen haben. Bei der Prüfung verlangt dann der Revisor vom Steuerpflich- 
tigen den Nachweis der Steuerfreiheit der als steuerfrei (bzw. als luxussteuerfrei) 
bezeichneten Umsätze (natürlich in Stichproben). Der Steuerpflichtige besitzt 
nämlich durch seine Fachzeitschriften, Interessenvertretungen usw. meist ein- 
gehende Steuerkenntnisse auf seinem Spezialgebiet. Die Nachprüfung der Steuer- 
freiheit ist dann an Hand der einschlägigen Bestimmungen möglich. Die Ent- 
scheidung von Zweifelsfragen kann der Buchprüfer — sofern es sich um größere 
Summen handelt — den zuständigen Stellen überlassen. Er braucht nur die zur 
Entscheidung wesentlichen Unterlagen in seinen Bericht niederzulegen. Gewinnt 
der Buchprüfer bei seiner Tätigkeit die Überzeugung, daß der Zensit bewußt falsche 
Angaben gemacht hat, um Steuerbefreiungen zu erreichen, dann wird er wohl 
berechtigt sein, die als steuerfrei bezeichneten Umsätze allgemein als steuerpflichtig 
anzusehen. Dieser Grundsatz gilt je nach den Verhältnissen entweder für alle als 
steuerfrei bezeichneten Umsätze oder nur für einzelne Arten von steuerfreien Um- 
sätzen. 

Wir wollen uns in unseren Betrachtungen nur auf die wichtigsten Arten der 
steuerfreien Umsätze beschränken. 

1. Von der Besteuerung sind ausgenommen: Kreditgewährungen und Umsätze 
von Geldforderungen, insbesondere von Wechseln und Schecks, sowie von Wert- 
papieren, Anteilen von Gesellschaften und sonstigen Vereinigungen, Banknoten, 
Papiergeld, Geldsorten und von inländischen amtlichen Wertzeichen ($ 2 Ziff. 2 
UStG.). 

Ein Mißbrauch mit dieser Bestimmung kann kaum getrieben werden. Es se) 
nur erwähnt, daß Kreditgewährungen auch versteckte Entgelte darstellen können 
(z.B. das Darlehn einer ausländischen Tochtergesellschaft, der die Waren weit 
unter Preis in Rechnung gestellt werden; vgl. S. 253). 

2. Beträge, die vom Leistungsverpflichteten für die Beförderung und Versiche- 
rung der Gegenstände, auf die sich die Verpflichtung bezieht, in Rechnung ge- 
stellt werden, sind nur insoweit nicht als Teil des Entgeltes anzusehen, als durch 
sie die Auslagen des Leistungsverpflichteten für die Beförderung und Versicherung 
ersetzt werden ($8 Abs. 6 UStG.). 

Die Kosten der Warenumschließung dürfen nur dann vom Entgelt gekürzt 
werden, wenn die Warenumschließung vom Lieferer zurückgenommen und das 
Entgelt um den auf sie entfallenden Teil gemindert wird ($8 Abs. 7 UStG.). 

Wir sehen, daß nicht, wie vielfach üblich, die in Rechnung gestellten Beträge 
für Versicherung, Beförderung und Warenumschließung ohne weiteres vom Ge- 
samtumsatz abgezogen werden können. Aus diesem Grunde ist in Stichproben zu 
prüfen, ob die abgezogenen Beträge sich auch nur in der gesetzlich zugelassenen 
Höhe bewegen. Überschreiten die Abzüge die gesetzliche Grenze, dann ist nach 
Rücksprache mit dem Steuerpflichtigen der im ganzen zuviel abgezogene Betrag zu 
schätzen. (Eine genaue Berechnung würde zu viel Zeit beanspruchen.) Als Merk- 
male für die Schätzung können in Betracht kommen bei „Versicherung‘‘ und „Be- 
förderung‘ die Differenz zwischen dem abgezogenen Betrage und den auf Grund 
des Versicherungs- und Frachtenkontos tatsächlich aufgewendeten Beträgen und 
bei „Warenumschließung‘‘ die Differenz zwischen dem abgezogenen Betrage und 
der Summe der Beträge in den Buchungen: Verpackungskonto (oder dgl.) an Debi- 
torenkonto. : 


a 


. 
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3. Die meist umstrittene Umsatzsteuerbefreiung ist das sogenannte Zwischen- 
‚ handelsprivileg auf Grund $7 UStG. 
„Bei Abwicklung mehrerer von verschiedenen Unternehmern über dieselben Gegenstände 
' oder über Gegenstände gleicher Art abgeschlossenen Umsatzgeschäfte sind nur die Lieferungen 
derjenigen Unternehmer steuerpflichtig, die den unmittelbaren Besitz übertragen. Der Über- 
"tragung des unmittelbaren Besitzes durch einen Unternehmer steht die Übertragung durch 
denjenigen gleich, der die Gegenstände auf Grund eines besonderen mit dem Unternehmer 
geschlossenen Vertrages für diesen besitzt, es sei denn, daß er lediglich die Beförderung der 
Gegenstände übernommen hat.“ 


Der Buchprüfer muß die als steuerfrei bezeichneten Umsätze stichprobenweise 
in doppelter Beziehung prüfen: 

a) Hat der Steuerpflichtige oder einer seiner Stellvertreter auch tatsächlich 
nicht den unmittelbaren Besitz übertragen ? 

b) War die Ware, die der Steuerpflichtige verkaufte, auch dieselbe, die an 
ihn geliefert wurde? 

Fehlt nur eine dieser Voraussetzungen, dann ist die Lieferung umsatzsteuer- 
pflichtig. 

Zu a. Erste Voraussetzung ist, daß die verkaufte Ware nicht das Lager des 
Steuerpflichtigen berührt hat. Dies muß der Zensit an Hand der Korrespondenz 
oder der Frachtpapiere nachweisen können. Kann der Steuerpflichtige diesen Nach- 
weis führen, dann ist damit nicht — wie vielfach angenommen wird — schon die 
erste Voraussetzung für die Steuerbefreiung erfüllt. Die Übertragung des unmittel- 
baren Besitzes darf auch nicht durch einen Dritten erfolgt sein, bei dem die ‘Ware 
für den Steuerpflichtigen lagert, sofern sich diese Lagerung nicht als ein Teil der 
Beförderung darstellt. Diese weitere Voraussetzung läßt eine Reihe von Grenz- 
fällen zu, die zu entscheiden Aufgabe der Veranlagungsbehörden und der FG. ist. 
Ohne Zweifel ist aber der im Geschäftsleben häufig vorkommende Fall umsatz- 
steuerpflichtig, daß gekaufte Waren bei einem Dritten (Spediteur, Lagerhalter usw.) 
eingelagert werden, um von dem Dritten nach zeitlich späterer Weisung des 
Steuerpflichtigen an Kunden weitergeleitet zu werden. An Hand der Korrespondenz 
zwischen dem Steuerpflichtigen und dem Dritten ist die Feststellung möglich, ob 
zwischen dem Beginn der Lagerung und dem Zeitpunkt der Weisung auf Weiter- 
leitung eine gewisse Zeitspanne liegt. Diese Nachprüfungen erfordern viel Zeit. 
Doch wird man schon durch Stichproben die Überzeugung gewinnen können, ob die 
auf Grund $7 UStG. als steuerfrei bezeichneten Umsätze tatsächlich steuerfrei 
sind oder nicht. | 

Zu b. Die Identität der angekauften und der weiterveräußerten Waren stellt 
der Buchprüfer zweckmäßig in Stichproben an Hand der Bezeichnung der Waren 
in den empfangenen und den versandten Rechnungen fest. Der Wortlaut des 
Gesetzes „Gegenstände gleicher Art‘‘ ist wohl so auszulegen, daß die Menge der 
Waren bei beiden Lieferungen verschieden sein darf. Ob aber unter „Gegenständen 
gleicher Art“ auch bearbeitete oder verarbeitete Waren unter Wahrung ihrer 
Wesensart (z.B. das Einsalzen von frischen Heringen) verstanden werden kann, 
ist noch nicht entschieden und wohl auch nicht anzunehmen. 

Der 8 7 UStG. hat häufig zwecks Verringerung der Umsatzsteuer zu einer Tren- 
nung der Unternehmung in eine selbständige Betriebsgesellschaft und eine selb- 
ständige Vertriebsgesellschaft geführt. Die Betriebsgesellschaft überläßt die Waren 
zu Selbstkostenpreisen an die Vertriebsgesellschaft und liefert nach Weisung der 
Vertriebsgesellschaft die Waren direkt an die Kunden. Steuerpflichtig ist dem- 
nach nur die Betriebsgesellschaft. Die Umsatzsteuer wird dadurch nur von den 
Selbstkostenpreisen, nicht aber von den sonst in den Preisen steckenden Verkaufs- 
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kosten und Gewinnzuschlägen bezahlt. Ob die Trennung einer Unternehmung in 
eine Betriebsgesellschaft und eine Vertriebsgesellschaft als eine Steuerumgehung 
im Sinne des 85 RAO.t) anzusehen ist, ist nicht ganz zweifelsfrei (vgl. RFH. 
Bd. Vi S.207). Der Buchprüfer wird daher eine solche Trennung in seinem Be- 
richte ausführlich darlegen (u. a. Zeitpunkt der Vornahme der Trennung, kritische 
Bemerkungen zu den Gründen, die der Steuerpflichtige für die vorgenommene 
Trennung anführt). 

4. Die steuerfreien Umsätze im Außenhandel. 

a) Die steuerfreien Umsätze bei der Einfuhr. | 

a) Die tatsächliche Einfuhr aus dem Auslande in das Inland ist immer steuer- 
frei, auch wenn die verkaufende Firma ihren Sitz im Inlande hat. Unter Ausland 
ist aber nur der staatsrechtliche und nicht der zollrechtliche Begriff gemeint. 

ß) Steuerfrei ist weiter die sogenannte verlängerte Einfuhr?) (Umsätze im 
„zollrechtlichen“ Auslande und aus dem „zollrechtlichen“ Auslande ins Inland) 
unter folgenden Voraussetzungen: 

1. Die Gegenstände müssen in der Freiliste 1a stehen (hauptsächlich Roh- 
stoffe). 

2. Eine Einfuhrlieferung muß vorhergehen. 

8. Der Umsatz darf nur im Großhandel erfolgen. 

4. Es darf keine Bearbeitung und Verarbeitung erfolgt sein (Sortierung, Reini- 
gung und Arbeiten zur Erhaltung der Waren sind gestattet.) 

y) Der erste Umsatz nach der Einfuhr (einschließlich der verlängerten Ein- 
fuhr), wenn die Gegenstände auf der Freiliste 1b stehen. (Im übrigen gelten die 
Voraussetzungen zu ß.) 

Von besonderer Wichtigkeit für den Buchprüfer sind die Bestimmungen über 
die Buchführungspflicht von Umsätzen nach oa, ß und y ($ 18 der Ausf.-Best. zum 
UStG.). Diese Bestimmungen haben nach der Rechtsprechung des RFH. Gesetzes- 
kraft. Die Nichtbefolgung dieser Bestimmungen durch den Steuerpflichtigen kann 
somit die Steuerfreiheit in Frage stellen. 

Nach $ 18 sind die vereinnahmten Entgelte (bzw. die bewirkten Lieferungen) 
für umsatzsteuerfreie Lieferungen von eingeführten Waren getrennt von den 
übrigen Entgelten zu verbuchen. (Die Forderung auf getrennte Verbuchung be- 
deutet noch nicht die Forderung auf Führung von getrennten Büchern!) Bei den 
Buchungen sind anzugeben: die handelsübliche «Bezeichnung der Waren, die 
Firma und der Sitz des ausländischen Lieferanten, der Tag der Einfuhr, die Ein- 
gangszollstelle, der Tag der weiteren Lieferung ins Inland, Firma und Sitz des 
Abnehmers, das vereinnahmte bzw. vereinbarte Entgelt und die Angabe, ob es BicHE 
um einen Umsatz nach «a, ßB oder y handelt. 

Der Buchprüfer hat in Stichproben zunächst die in den Büchern stehende 
Angaben auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit zu prüfen. Zu diesem Zwecke‘ 
wird er sich die Unterlagen, die zu den Angaben in den Büchern benutzt wurden, 
vorlegen lassen. Der weitere Teil der Prüfung wird sich dann mit der Frage zu 
befassen haben, ob auf Grund der Angaben die Voraussetzungen zu a, ß bzw. a 
gegeben sind. 

b) Die Umsätze bei der Ausfuhr sind seit kurzem ebenfalls steuerfrei. Da die) 
Ausf.-Best. zu dieser neuen Befreiungsvorschrift noch nicht erlassen sind, könnenl 
wir Anregungen für die Prüfungsnahme noch nicht geben. 


1!) Vgl. Anmerkung S. 266. 
2) $S11ff. der Ausf.-Best. zum UStG. 
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3. Die Prüfung des steuerpflichtigen Umsatzes landwirtschaftlicher Betriebe. 

Da die Berechnung des Umsatzes nach den bewirkten Lieferungen nur solchen 
Betrieben gestattet werden kann, die Bücher nach kaufmännischen Grundsätzen 
führen, wird der Umsatz landwirtschaftlicher Betriebe ausschließlich nach den ver- 
"einnahmten Entgelten berechnet. 
| Die Prüfung geht von der Summe der Gesamteinnahmen aus, die sich auf 
‚Grund der gesetzlich vorgeschriebenen Auizeichnungen ergibt (vgl. S.199). Dann 
‚ist nachzuforschen: 
| 1. welche Einnahmen nicht aufgezeichnet wurden; 

2. welche Lieferungen oder Leistungen durch Gegenlieferungen oder Gegen- 
‚leistungen ausgeglichen wurden; 

3. welche Gegenstände aus dem Betriebe zu Privatzwecken entnommen wurden. 

Zu 1. Nicht verzeichnete Einnahmen, die auf einem Postscheck-, Bank- oder 
Sparkassenkonto erfolgten, lassen sich leicht an Hand der Auszüge ermitteln. Bei 
dieser Ermittlung ist auf Bemerkungen in der Korrespondenz und auf Bankbelege 
zu achten, die eine geheime Bankverbindung vermuten lassen. Schwieriger ist die 
Aufdeckung nicht verbuchter Bareinnahmen. Wurden die Ausgaben auch verbucht. 
— der Landwirt ist hierzu nicht verpflichtet —, dann ist durch Entdeckung nicht 
verbuchter Ausgaben auch die Nichtaufzeichnung von Einnahmen bewiesen (vgl. 
S.271ff). Weiter ist gerade bei landwirtschaftlichen Betrieben zu überlegen, welche 
"Arten von Einnahmen dem Zensiten zufließen. Zur Feststellung der lückenlosen 
Verbuchung der eigentlichen Betriebseinnahmen sind eingehende Branchekennt- 
‚nisse notwendig. Der sachkundige Buchprüfer wird z.B. nach Rücksprache mit 
dem Landwirt die geerntete, eigenverbrauchte und die zur Zeit der Prüfung noch 
vorhandene Getreidemenge schätzen und sich danach das verkaufte Getreide nach 
‚Menge und Preis in etwa berechnen müssen. Der sachkundige Buchprüfer be- 
schränkt zweckmäßig seine Aufmerksamkeit auf die Nichtverbuchung von Neben- 
'einnahmen, wie etwa Einnahmen aus Gespanndiensten, Holzverkäufen, Pensionen 
der Sommerfrischler, Haltung von Stieren und Hengsten. Die Aufdeckung von 
nicht verbuchten Einnahmen ist endlich durch kritischen Vergleich der Inventuren 
verschiedener Zeitpunkte möglich. Beispiel: Das Viehverzeichnis weist am An- 
fange des Jahres 20, am Ende des Jahres 10 Pferde auf. Ein Verkauf ist zu ver- 
muten. Der Buchprüfer wird sich die Aufzeichnung der Einnahmen vorlegen lassen. 
Stellt der Buchprüfer die Nichtaufzeichnung zahlreicher größerer Einnahmeposten 
einwandfrei fest, dann sind die Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen für die Be- 
rechnung des Umsatzes nicht verwertbar. Der Umsatz muß geschätzt werden. 

Zu 2. Der Tauschverkehr spielt in der Landwirtschaft eine große Rolle. Ge- 
treide wird etwa gegen Maschinen und Dünger, Kartoffeln gegen Kohlen und Butter 
und Eier gegen Leistungen des Dorfschmiedes eingetauscht. Der Landwirt ist sich 
meistens nicht bewußt, daß die Werte solcher Gegenlieferungen und -leistungen 
auch umsatzsteuerpflichtig sind. Vielfach genügt daher ein entsprechender Hinweis, 
um den Zensiten zur Mitteilung derartiger Tauschgeschäfte zu bewegen. Zur wei- 
teren Aufdeckung von Tauschgeschäften finden unsere Ausführungen zul sinngemäß 
Anwendung. Erwähnt sei noch, daß die Beherbergung, Beköstigung und Naturalent- 
löhnung für die im Betriebe beschäftigten Arbeitnehmer und Familienangehörigen 
nicht als Lieferungen oder Leistungen anzusehen sind. (Näheres: $10 Ziff. 10 UStG.) 

Zu 3. Alle Entnahmen von Gegenständen zu Privatzwecken sind umsatz- 
steuerpflichtig. Wir erwähnen: Die Naturalien, die von der Herrschaftsküche ge- 
braucht werden, das Futter für die Luxuspferde und Jagdhunde, T,ebensmittelsen- 
dungen an Verwandte. Da nur in den seltensten Fällen eingehende Aufzeichnungen 
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über derartige Entnahmen vorliegen, wird der Buchprüfer sie schätzen müssen. 
Die Schätzung ist möglichst mit dem Steuerpflichtigen gemeinsam vorzunehmen, um 
späteren unliebsamen Streitigkeiten aus dem Wege zu gehen. | 

An die Nachprüfung der Aufzeichnung ler‘! Einnahmen schließt sich wieddi 
die Revision der als umsatzsteuerfrei bezeichneten Einnahmen an. Unsere Ausfüh- 
rungen zu 2b finden sinngemäß Anwendung. 

Zum Schlusse ist die Gesamtaufstellung des Steuerpflichtigen rechnerisch 
nachzuprüfen und darauf zu achten, ob alle Einnahmeaufzeichnungen in der Ge 
samtaufstellung berücksichtigt sind. 


V. Die Anfertigung des Prüfungsberichtes. 


Der Prüfungsbericht ist bestimmt: 

1. den Sachbearbeitern die für die Besteuerung erforderlichen Unterlagen zu 
liefern ; 

2. im Rechtsmittel- und Strafverfahren als Beiweismittel zu dienen; 

3. Anregungen für die Steuerforschung zu geben; 

4. die Tätigkeit des Buchprüfers zu kontrollieren. 

Die aufgezählten Anforderungen lassen erkennen, daß der Prüfungsbericht 
eine Reihe von Abteilungen der Finanzverwaltung durchlaufen muß. Jede Ab 
teilung hat nun den berechtigten Wunsch, schnell und klar die für sie wesent- 
lichen Punkte aus dem Berichte entnehmen zu können. Besonders diese weitere 
Anforderung an den Prüfungsbericht legt die Frage nahe, ob dem Buchprüfer die 
Art der Abfassung des Berichtes frei überlassen werden soll, oder ob er an die 
Beachtung bestimmter Formen und die Beantwortung vorgeschriebener Fragen zu 
binden ist. Vor einer schematischen Fragenaufstellung ist grundsätzlich zu warnen 
Erstens ist es nicht möglich, Fragen zu formulieren, die auf alle Betriebe passen. 
Zweitens wird häufig die gewissenhafte Beantwortung einer Frage mit einem Zeit 
aufwande verbunden sein, der in keinem Verhältnis zu der Bedeutung der ein- 
zelnen Fragen steht. Drittens führt die Beantwortung vorgeschriebener Fragen 
leicht zu einer schablonenhaften Arbeitsweise, die gerade den findigen, die steuer- 
lich schwachen Seiten eines Betriebes schnell erkennenden Revisor stark hindert 
Im Interesse der einheitlichen Organisation des Buchprüfungsdienstes und auch i 
Interesse eines leichten Einlesens in den Prüfungsbericht wird man jedoch auf 
die Beantwortung vorgeschriebener Fragen nicht ganz verzichten können. (Gegen 
solche Fragen ist nichts einzuwenden, wenn sie auf ein Minimum beschränkt sind 
und sich ohne größeren Zeitaufwand beantworten lassen. Abgesehen von dieser 
notwendigen Ausnahme und dem berechtigten Verlangen nach einer die Übersicht 
lichkeit erleichternden Gliederung und einer knappen und klaren Ausdrucksweise 
muß dem Buchprüfer in der Abfassung des Berichtes freie Hand gelassen werden. 
Sonst ist eine den Eigenarten des Prüfungsstoffes und den eigenen Beobachtungen 
des Revisors Rechnung tragende Berichterstattung nicht möglich. 

Der dargelegte Gedankengang entspricht den im Buchprüfungsdienst gesammel- 
ten Erfahrungen. In der ersten Zeit hat man auf die Beantwortung zahlreicher 
Fragen in vorgeschriebenen Berichtsformularen großen Wert gelegt. Jetzt überläßi 
man die Abfassung des Berichtes der persönlichen Tüchtigkeit des Buchprüfers. 
Lediglich für den Mantel zum Prüfungsbericht (vgl. Anlage 2) ist die Beantwortung 
einiger Fragen erforderlich. Der vorgesehene Mantel zum Prüfungsbericht kant 
wegen der wenigen und doch ausreichenden Fragen als gelungen bezeichnet wer- 
den, zumal die Beantwortung der einzelnen Fragen keine allzu großen Sc hwierig 
keiten bereiten dürfte. 


Der Buchprüfungsdienst der Reichsfinanzverwaltung. 279 


Für die Anfertigung des eigentlichen Prüfungsberichtes geben wir folgende 
Anregungen: Der Prüfungsbericht stützt sich auf die während der Prüfung ge- 
machten Notizen. Durch sorgfältige und übersichtlich angeordnete Notizen wird die 
spätere Berichtsarbeit sehr erleichtert. Wir empfehlen daher folgendes Verfahren: 
Es werden verschiedene Arbeitsbogen angelegt, die durch Einlagen beliebig ver- 


 mehrt werden können. Diese Bogen tragen etwa folgende Überschriften: 


1. Allgemeine Bemerkungen. 

2. Einkommensteuer. 

3. Vermögensteuer. 

4. Umsatzsteuer. 

5. Anregungen für die Steuerforschung. 

Auf dem Bogen „Allgemeine Bemerkungen‘ werden die Verhältnisse, die auf 
Grund des Mantels zum Prüfungsbericht wissenswert sind, notiert. 

Für den Arbeitsbogen jeder einzelnen Steuerart wird in den meisten Fällen 
folgende Gliederung zweckmäßig sein: 

a) Aufzeichnung derjenige Beträge, die nach Entscheidung des Buchprüfers 
dem als steuerpflichtig erklärten Betragel) hinzuzusetzen sind, nebst den erforder- 
lichen Begründungen. 


b) Aufzeichnung derjenigen Beträge, die von dem als steuerpflichtig erklärten 
Betragel) abzusetzen sind, nebst den erforderlichen Begründungen. 


c) Aufzeichnung derjenigen Beträge, deren Besteuerung dem Buchprüfer 
zweifelhaft erscheint, nebst den Merkmalen, die für die Entscheidung durch die zu- 
ständigen Stellen von Bedeutung sind. 


d) Verschiedenes (Bemerkungen zum Lohnabzug, Bericht über die Aufdeckung 
von Falschbuchungen, Hinweise, die für die Besteuerung anderer Zensiten von Be- 
deutung sind usw.). 


Auf dem Bogen „Anregungen zur Steuerforschung“ wird der Buchprüfer In- 
formationen für seine Kollegen, Anregungen für die Veranlagungsbeamten und 
Vorschläge für die Erfassung neuer Einnahmequellen in der Reihenfolge notieren, 
wie sie sich gerade aus seiner Tätigkeit ergeben. 

Die Gliederung des Berichtes ist so durchzuführen, daß jede Stelle der Fi- 
nanzverwaltung schnell und klar die für sie wesentlichen Punkte finden kann. Die 
Einteilung nach den Arbeitsgebieten der Finanzverwaltung ist daher wohl die 
zweckmäßigste. Das Inhaltsverzeichnis könnte etwa folgendermaßen lauten: 


I. Allgemeines. 


II. Einkommensteuer: 
1. Die Beträge, die dem deklarierten Betrage zuzusetzen sind. 
2. Die Beträge, die von dem deklarierten Betrage abzusetzen sind. 
3. Unterlagen zu Beträgen, deren Besteuerung zweifelhaft erscheint. 
4. Anhang: 
a) Bemerkungen über das Lohnabzugsverfahren. 
b) Tatsachen, die für die Einkommenbesteuerung des N. N. von Interese sind. 


III. Vermögenssteuer: 
1. Die Beträge, die dem deklarierten Betrage zuzusetzen sind. 
2. Die Beträge, die von dem deklarierten Betrage abzusetzen sind. 
3. Unterlagen zu Beträgen, deren Besteuerung zweifelhaft erscheint. 


1) Je nach den vorliegenden Verhältnissen wird manchmal von dem ausgewiesenen oder 
dem veranlagten Betrage auszugehen sein. 
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IV. Umsatzsteuer: T 

1. Die Beträge, die der deklarierten Gesamtumsatzziffer hinzuzusetzen sind. 

2. Die Entgelte, die unzulässigerweise als steuerfrei abgesetzt wurden. 

3. Steuerfreie Entgelte, die von .dem Zensiten nicht abgesetzt wurden. 

4. Entgelte, deren Besteuerung zweifelhaft erscheint. | 

V. Grunderwerbssteuer: Aufdeckung der unrichtigen Preisangabe bei dem Erwerb des. 

Grundstückes xx. 
VI. Feststellung von vorsätzlichen Falschbuchungen und Verfehlungen gegen das 

Kapitalfluchtgesetz. 

VII. Steuerforschung. 

1. Anregungen für die Prüfungstechnik. 

2. Anregungen für die Steuerveranlagungsarbeiten. 

3. Anregungen für die Gesetzgebung. 
Bemerkungen zum ausführenden Text: 

Zu I. Da der Mantel zum Prüfungsbericht nur für die Zentralstelle in Berlin 
bestimmt ist, werden unter Allgemeines die Angaben des Mantels (etwa bis D 
einschließlich) zu wiederholen sein. 

Zu I. 1—3. III. 1—3. IV. 1—4. Zunächst sind an die Spitze der jeweiligen 
Abschnitte an Hand der Notizen die einzelnen Beträge nach Konten, auf denen 
sie gefunden wurden, geordnet (etwa Bilanzaktiv-, Bilanzpassiv-, Aufwand- und Er- 
tragskonten) zusammenzustellen und fortlaufend zu numerieren. Dann sind zu 
den einzelnen Nummern die erforderlichen Erläuterungen unter Angabe der Stelle 
der Verbuchung (z. B. Warenjournal fol. 57) zu geben. Die entsprechenden Notizen 
der Arbeitsbogen sind mit den genauen Textziffern!) des Berichtes zu versehen 
und dann zu durchstreichen. 

Zu H. 4a. Unter diesem Punkte wären die auf S.252 angeregten Beobach- 
tungen zu vermerken. 

Zu Il. 4b. Als Beispiel sei angenommen, daß N.N. an den Zensiten ein Patent 
zu einem hohen Preise verkauft hat. Die Einkommensteuerabteilung wird nach- 
prüfen müssen, ob N.N. den Erlös in seiner Steuererklärung berücksichtigt hat. 

Zu V. In diesem Abschnitte wäre über die Aufdeckung einer Grunderwerbsteuer- 
hinterziehung zu berichten (vgl. S. 256). 

Zu VI. Hat der Buchprüfer bei seiner Tätigkeit die Überzeugung gewonnen, 
daß Falschbuchungen vorsätzlich vorgenommen wurden, dann sind diese einzeln 
aufzuführen. Vermutungen von Verfehlungen gegen das Kapitalfluchtgesetz (vgl. 
S.255 ff.) sind eingehend darzulegen. 

Da dieser Abschnitt des Berichtes als Beweismittel in dem einzuleitenden 
Strafverfahren zu dienen bestimmt ist, muß der Buchprüfer auf größte Sachlichkeit 
Wert legen und die Stelle der Verbuchungen genau angeben. 

Zu VII. In seinen Anregungen zur Steuerforschung ist der Buchprüfer vor- 
läufig an keinerlei Richtlinien gebunden. Der Buchprüfer kann seine Ideen frei 
zum Ausdruck bringen. Sowohl in seinem eigenen als auch im Interesse der Ge- 
samtheit wäre es verfehlt, wenn er sein Licht unter den Scheffel stellen würde. 

Zum Schlusse sei nochmals erwähnt, daß sich der Revisor in seinem ganzen 
Berichte einer knappen und klaren Ausdrucksweise bedienen soll, um dem Leser 
jeden unnötigen Zeitverlust zu ersparen. Nicht der Umfang des Berichtes, sondern 
die klare Darstellung der sachlichen Ergebnisse wird der vorgesetzten Behörde 
ein Urteil über die Tüchtigkeit des Buchprüfers erlauben. 


1) Seitenangaben führen leicht zu Irrtümern. Daher sollen auch beı Verweisungen inner- 
halb des Berichtes immer nur Textziffern verwandt werden. 


| 
| 


| 
| 
| 
| 
| 
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Formular 1. 
ee 
BERHSSTHINANZEHIE 2er 
Mantel zum Prüfungsbericht 
EN ET in aa TOWER. 3 
Auftragsnummer De nos Pinanzamtat sr Timer 23, 2 A ER | 
Berender-Prüfer.2 02. BE RSE NEST TUN BA En an | 
en pers ee ak Le Fe) BR ee 
Geprüfter Zeitraum: Geschäftsjahr 193 2! Omen er Dia 
ELTA EREN Den Be eggheeiy Bir atmet meh 205) Bi rain de a BT RETTEN FE BEE NEE 
A. Prüfungsveranlassung: 
Steuerermittlungs- und Festsetzungsverfahren — Rechtsmittelverfahren — Steuer- 
aufsicht — Strafverfahren (Zutreffendes unterstreichen) 
B. Prüfungsauftrag (in gedrängter Kürze): 
Rertupung: des Pmanzamis „nen. Vom PARBIRTRE Tu TB Ai. 
C. Geprüftes Unternehmen: 
rind \Liesollächattefürm) nn hate RE RR | 
Inhaber (Name, Wohnort, Wohnnng) Re ec m Mr A a DR ER NEEREHEEN Malte 6 8-2 | 
Beltende Persönen’des- Unternehmens: 2.212 2 mai a 
Geschäftszweig SE NENNEN A N N EN a A EEE EA FSREHBCCRESHRER 
Hauptsitz (unterstreichen) und etwaige Zweiggeschäfte (Betriebe) im Inland oder Aus- 
SEE ee a en 1. 5 SSR I6 ER SELAEENIELENEN IS -WREHREBEBRERER a EN 
Zugehörigkeit zu größeren Wirtschaftsverbänden (Kartellen, Syndikaten, Konzernen usw.) | 
Steuerberater des Pflichtigen Fe RER SEE I 2 a nenn 
Zahl am Ende des Geschäftsjahres (bei Saison- Summe der Gehälter und 
betrieben Durchschnitt in der Saison) Löhne im Geschäftsjahr 
der Angestellten LERNEN IIIAERN ESS | 
TORE TO 
der Arbeiter Trees nung | 
RR 1 ETEIREPERERN 
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Formular 1 (Fortsetzung). 


Umsatz Menge Wert 
an verarbeiteten Rohstoffen 19-2. u. zerMu000ere0nBrReH Hanne Ka 
AD I FEIEESGRRIE RE SUR ERRBESFEREBRSE SR. < SOReen le 


D. Art der Buchführung: 
(Bezeichnung der vorgelegten Geschäftsbücher, formale Beschaffenheit und Beweiskraft.) 


E. Ergebnisse der Prüfung: 
1. Besondere Feststellungen: 
1. Sind bei der Prüfung so erhebliche falsche Buchungen und Vorsätze zur Steuer- 
hinterziehung gefunden worden, daß sie zur Eröffnung eines Strafverfahrens führen ? 
2. Ist bei der Buchprüfung eine Verfehlung gegen das Kapitalfluchtgesetz festgestellt 
worden oder hat die Buchprüfung den begründeten Verdacht für das Vorliegen 
einer solchen Verfehlung ergeben ? 
3. Sind besondere Buchungen oder sonstige Tatsachen, die von allgemeinem Interesse 
für die Steuerveranlagung oder Gesetzgebung sein können, festgestellt worden; 
bejahendenfalls welche? 


2. Zusammenstellung des Prüfungsergebnisses im einzelnen!) 


Wirkung auf das steuer- 


part. Bilanz-, 
A| ...| Gewinn- bare Einkommen, Ver- | Auswirkung 
o | Ziffer Grund ’ ; 
= und mögen, den steuerpflich- auf das 
s| des der Beanstandung & - ; 
3 Verlust- No tigen Umsatz im ge- | folgende 
| Be- und Änderung a 
21% rechnung prüften Jahre durch Jahr 
‚ [richts N 
F Zusetzen | Absetzen 
EEE 3 4 5 6 7 
3. Gesamtprüfungsergebnis 
| u Steuerbares 
Steuerart Steuerjahr en Betrag PORSCHE Mehr 
veranlagter Betrag 


(oder Weniger) 


Kosten der Prüfung: insgeasmt # ne. 
Röthtierisch" BOprnst Bun a 


Datum : IE = 2 U ZuBRn, A REEEN 


Das Finanzamt. 


. ..) Sind vom Prüfer besondere Steuerbilanzen aufgestellt worden, so sind diese 
beizufügen; von einer Ausfüllung der Ziffer 2 kann in diesem Falle abgesehen werden. 
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Formular 2. Kopf der Erfolgsstatistik 


EN Einkommen (Gewinn) H | 


des Steuerpflichtigen Steuerbar. Betrag nach der Mehr an 


: a RED TR 
E Steuer- auf 
3 „fe klärung va 
A Name, Erwerbs- | ED oe Prüfung | Ein- ver- 
= | (Firma, | Wohn- | zweig | 5 | prüfun Kildungil ı 202-0 | kom. Geld-' falle- 
S Gesell- Ye 3 (Haupt- b erfolgten des | genom- Bra Fi Vor, 
3 || schafts- (Sitz) erwerbs- | © | rechts- | Prü- ie steu-| fen | Ver- 
= || form) zweig) kräftigen | fers kräf ti preN gi ke 
Ver- 5 
anlagung Ver- 


anlagung 


Vermögen (Zuwachs) 


Steuerbarer Betrag nach der Mehr An 
Stichtag | Steuererklärung An | 
(Steuer- |; oder einer vor | Fest- a 8 Vermögens- ver- 
jahr) der Prüfung legung Boman. u steupr- Geld- | fallenem 
| erfolgten des 8 Falke Zwangs- strafen Ver- 
| rechtskräftigen | Prüfers | | räftioen anleihe mögen 
Veranlagung Veranlagung | 
| Umsatz 
| Steuerpflichtiger Betrag nach der | Mehr an 
| | laufGrund sonstigen | 
Steuererklärung d. Prüfung Reichsst. | Fundes- 
oder einer vor | Fest- vorge- (Grund- RTL 
der Prüfung legung |nommen. | Umsatz- | Geld- | erwerbs-, oma, 
erfolgten des rechts- steuer | strafen Erb- TR 
rechtskräftigen ! Prülers | kräftigen | schafts- Eh 
Veranlagung Veran- | steuer ”) 
lagung usw) | 
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Koppe, Rechtsanwalt Dr. Die dritte Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924 | 


mit umfassender Einführung und Goldumrechnungstabelle. Berlin, Spaeth & Linde, 
1924. 79 Seiten. 


Das Heft enthält eine kurze Inhaltsangabe, den Text und die Goldmarkkurse 


1918—1924. Für die Zeit der Nichtnotiz des Dollars an der Berliner Börse vom 

1. Januar 1918 bis zum 2. Februar 1920 sind vom Reichsfinanzministerium verord- 

nungsgemäß Kurse veröffentlicht worden; diese Kurse werden in der Schrift mit- 

geteilt. 

Rosendorff, Dr. Richard. Die Neuregelung der Körperschaftssteuer 1924 einschließ- 
lich Rhein-Ruhr-Abgabe nach den Steuernotverordnungen vom 7. und 19. De- 
zember 1923. Berlin, Spaeth & Linde, 1924. 139 Seiten. 

Inhalt: Systematische Einleitung. — Die Neuregelung der Körperschaftssteuer, 

— Das Körperschaftssteuergesetz in der Fassung des Gesetzes über die Berück- 

sichtigung der Geldentwertung in den Steuergesetzen vom 20. März 1923. — Die 

Rhein-Ruhr-Abgabe der Erwerbsgesellschaften nach der Steuernotverordnung vom 

7. Dezember 1923. 

Beusch, Ministerialdirektor Dr. Paul. Tabelle zur Ermittlung der Lohnsteuer, 
Berlin, Spaeth & Linde, 1924. Eine Tabelle. 

Pissel, Oberregierungsrat Dr., und Koppe, Rechtsanwalt Dr. Die Neuregelung des 
Lohnabzuges 1924. 

Erler, Dr., und Koppe, Dr. Die Rentenbankverordnung vom 15. Oktober 1923 
unter besonderer Berücksichtigung der Belastung von Grundbesitz, Handel und 
Industrie. Berlin, Spaeth & Linde, 1924. 168 Seiten. 


Inhalt: Systematische Einführung (20 Seiten). — Die Rentenbankverordnung, 
Kommentar (42 Seiten). — Durchführungsbestimmungen vom 14. November 1923 
(30 Seiten). — Erlasse und Bekanntmachungen (42 Seiten). — Satzungen der 
Rentenbank (15 Seiten). 


Wölbling, Paul, und Riese, Dr. Die Verordnung über das Schlichtungswesen vom 
30. Oktober 1923. Berlin, Spaeth & Linde, 1924. 136 Seiten. 

Die Vorgeschichte der Schlichtungsordnung wird durch folgende Daten gekenn- 
zeichnet: - 

1890 Einführung der Gewerbegerichte. 

1901 Novelle zum Gesetz betr. Gewerbegerichte. 

1904 Einführung der Kaufmannsgerichte. 

1918 Verordnung über Tarifverträge und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten. 

1923 Verordnung über das Schlichtungswesen. 

Die Verordnung von 1918 hatte es nicht nur mit Gesamtvereinbarungen, wie 
Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen, sondern auch mit Einzelstreitigkeiten 
zu tun. Die neue Verordnung verweist diese Einzelstreitigkeiten an die Gewerbe- 
und Kaufmannsgerichte. 

Mit der Rechtsprechung bezüglich der Gesamtbeziehungen zwischen Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern hat die Verordnung von 1918 sich nicht als erste be- 
schäftigt. $$ 62 bis 74 des Gewerbegerichtsgesetzes und $17 des Kaufmanns- 
gerichtsgesetzes sahen schon Einigungsämter vor. Der Verfasser betont, daß durch 
ihre umfangreiche und oft verkannte Tätigkeit der Tarifvertrag in Deutschland in 
vielen Zweigen eingeführt und durch die Rechtsprechung der Gewerbe- und Kauf- 
mannsgerichte viele einschlägige Fragen in noch heute nicht wesentlich überholter 


K 
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Art geklärt worden seien. Auf Grund des Hilfsdienstgesetzes von 1916 wurden 
Schlichtungsausschüsse ins Leben gerufen, die durch die Schlichtungsordnung von 
1918 erhöhte Bedeutung erhielten. Die neue Verordnung von 1923 hebt die bis- 
herigen Schlichtungsausschüsse, die Einigungsämter der Gewerbe- und Kaufmanns- 
gerichte und die Innungseinigungsämter mit Ausnahme der Innungsschiedsgerichte 
_ auf. Das Verfahren wird vereinfacht und straffer gestaltet. Auch die neue Schlich- 
tungsordnung stellt kein Definitivum dar; die praktischen Verhältnisse sind dafür 
noch nicht reif. 


Der Kommentar befaßt sich im Hauptteil mit der Schlichtungsordnung selbst, 
außerdem mit den beiden Ausführungsverordnungen vom 10. und 29. Dezember 
1923; angefügt wird ein Verzeichnis der Schlichterbezirke und ein Sachregister. 

| Sch. 

Von der Sammlung Göschen gingen folgende drei Bände ein: 


Blind, Prof. Dr. August. Maß-, Münz- und Gewichtswesen. 2. vollständig um- 
gearbeitete Auflage. Berlin und Leipzig, Walter de Gruyter & Co. 1923. 
144 Seiten. Preis M% 1.25. 


Foerster, Dr. Emil. Politische Arithmetik (Zinseszinsen-, Renten- und Anleiherech- 
nung). Berlin und Leipzig, Walter de Gruyter & Co., 1924. 155 Seiten. Preis 
6 1.25. 


Muhs, Prof. Dr. Karl. Die Effektenbörse und die innere Handelspolitik. (I. Teil von 
Lexis, Das Handelswesen.) Berlin und Leipzig, Walter de Gruyter & Co., 1923. 
110 Seiten. Grundzahl 1.—. 


Stillich, Dr. Oskar. Einführung in die Nationalökonomie. I. Teil: Theorie der Pro- 
duktion. Mit einem Anhang über nationalökonomische Arbeitsgemeinschaften. 
Würzburg, Kabitzsch & Mönnich, 1922. 272 Seiten. 


Gliederung der Arbeit: 


1. Die Bedeutung der Produktion. 

2. Das Problem der Produktivität. 

3. Die Produktionsfaktoren Natur, Arbeit und Kapital. 

4. Die Unternehmung, Typus des Unternehmers und Arten der Unternehmung. 


Lysinski, Dr. E., Dozent an der Handelshochschule Mannheim. Psychologie des 
Betriebes, Beiträge zur Betriebsorganisation. Berlin, Spaeth & Linde, 1923. 
303 Seiten. 


Die beiden Hauptanwendungsgebiete der Betriebspsychologie sind die Psycho- 
logie der Betriebsarbeit und diejenige der Reklame. Auf dem Gebiete der Betriebs- 
psychologie handelt es sich um die Eignungsprüfung, die Ausbildung von Anlerne- 
verfahren, die Arbeitsteilung, die Ausbildung der Arbeitsmittel sowie Fragen der 
Hygiene und der Unfallverhütung. Grundlegende Ausführungen über das Wesen 
des Taylorismus und die Ermüdungserscheinungen geben dazu den Auftakt; diese 
letzteren legen den Gedanken nahe, ob nicht der Arbeitsbereich durch das Wort 
Psychologie zu eng abgesteckt ist, da es sich hier um physiologische Erscheinungen 
handelt, die über das Gebiet der Psychologie hinausreichen. 


In Hinsicht auf die Eignungsprüfung wird der von Moede ausgebildeten Eig- 
nungsprüfung der Lehrlinge eine besonderes Kapitel gewidmet. Das Kapitel über 
die Anlerneverfahren zeigt ein eingehend ausgeführtes, von Tramm ausgebil- 
detes Verfahren der Großen Berliner Straßenbahn bei der Ausbildung von Fahrern. 
In dem Kapitel über die Arbeitsgliederung sind von besonderem, über die vor- 
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liegenden Probleme hinausragendem Interesse die Darlegungen über die Gruppen- 
arbeit. Und so liest man kein Kapitel ohne willkommene Belehrung. 

Bei fachwissenschaftlichen Arbeiten über die Propaganda sind betriebswirt- 
schaftliche Leser nun etwas stumpf geworden; die Literatur ist übergroß und mit 
dem Lesenswerten ist Selbstverständliches zu häufig gemischt. Auch ist es un- 
behaglich, auf diesem Gebiete eine Systematisierungsarbeit im Gange zu sehen, 
die man wissenschaftlich kaum mehr ernsthaft nehmen kann, so sehr wird hier das 


Mittel zum Zweck. Um so lieber sieht man in Lysinski einen Mann am Werke, 


der die wissenschaftlichen Mittel der Unterscheidung und Zusammenlegung wieder 


L 


| 


in den Dienst wirklicher Erkenntnis zu bannen und aus der Fülle der Literatur ° 


mit gutem Blick das Mitteilenswürdige herauszufinden weiß. 


Man legt das Buch, nachdem man festgestellt, daß man sich an mehr als 


einer Stelle fester gelesen als man wollte, mit einem guten Schuß Achtung für 
den Verfasser aus der Hand; und noch mehr, man hat wieder einmal von der ab- 


wartenden Haltung, die man den aufstrebenden Disziplinen entgegenzubringen 


pflegt, einige Prozente abgebaut; vielleicht allerdings hatte speziell bei mir ein 
langes Gespräch mit Kollegen Wallichs in Aachen und einige sehr günstige 
Urteile über die Tätigkeit des Kollegen Poppelreuter in der betrieblichen 
Praxis einen günstigen Nährboden geschaffen. Wie dem auch sei, ich möchte 
die Arbeit Lysinskis der Aufmerksamkeit von Theorie und Praxis warm empfehlen. 

Als eine schöne und nicht ganz gewöhnliche Zutat empfinde ich die gute 
wissenschaftliche Kultur, die den Verfasser auszeichnet. Er durchdenkt mit großer 
Sorgfalt die Stoffgliederung, spricht eine deutliche, weder schlendrige noch ver- 
stiegene Sprache, hält sich nicht mit Selbstverständlichkeiten auf und hat die 
schöne Gewohnheit, die Mitarbeiter am Fach richtig und ordentlich zu zitieren; 
das bei einigen Vertretern übliche Schiebertum im Zitieren ist ihm völlig fremd. 

Sch. 


Mayer, Dr.-Ing. Max. Betriebswissenschaft. (Sonderabdruck aus dem Taschenbuch 
für Bauingenieure, 4. Aufl.) Nicht im Handel. Berlin, Julius Springer. 38 Seiten. 
Inhalt: Der Auftrag. — Die Arbeitsteilung. — Die Auswahl der Mitarbeiter. — 


Die Auswahl der Betriebsmittel. — Die Einzelarbeiten (Bewegungsstudien). — Ent- 
wurfsarbeiten. — Betonarbeiten und Betonieren. — Sonstige Bauarbeiten. Die 
beiden letzten Kapitel mit vielen kalkulatorischen Einzeldaten: Die Aufsicht. — 
Die Betriebsleitung. — Die Geschäftsleitung. 

Die Darstellung ist hier und da nicht frei von Selbstverständlichem, enthält 
aber daneben eine sehr große Fülle von wirtschaftlichem und technischem Material, 
wie es für Bauunternehmungen wichtig ist. 


Sommerfeld, Dr. Heinrich, ord. Prof. an der Handelshochschule Mannheim. Die 
Wertansätze in der Inventur mit Berücksichtigung steuerlicher Vorschriften. 
2. Aufl. (Bücherei für Bilanz und Steuern, herausgeg. von Prof. Dr. Herm. Groß- 
mann, 4. Bd.) Berlin, Spaeth & Linde, 1923. 123 Seiten. 


Der Verfasser versteht unter Inventur, mehr dem Lehrbuchsprachgebrauch als 
dem praktischen Sprachgebrauch folgend, nicht nur die inventarmäßige Aufnahme, 
sondern behandelt auch die Gegenstände, die entweder durch Übertrag resp. Fort- 
schreibung erfaßt werden sowie die Schuldverhältnisse, und unterscheidet daher: 

Anlagegegenstände, 

Umsatzgegenstände, unter ihnen auch Geld, Schuldverhältnisse usw. 

Die Anlagegegenstände sind unter besonderer Berücksichtigung der Abschrei- 
bungen besonders ausführlich behandelt; hierbei wird dem Einfluß der Geld- 
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entwertung besonders großer Spielraum gewidmet. Ein kurzes Schlußkapitel 
streift die Bewertung des Vermögens als Wirtschaftseinheit. 

Wissenschaftlich beachtlich ist besonders das Kapitel über die Abschreibungen. 
Dieser Abschnitt ist ausgezeichnet durch eingehendes Literaturstudium und eine 
intensive mathematische Betrachtung, wie sie das Thema erheischt. 


Koppe, Dr. Fritz, und Gerstner, Dr. Paul. Die Buchführungsverordnung vom 
25. Januar 1924, steuerrechtlich und buchtechnisch erläutert. Berlin, Spaeth & 
Linde, 1924. 99 Seiten. 


Die Schrift gibt im ersten Abschnitt die Texte der in Betracht kommenden Ge- 
setze und Verordnungen. Der zweite Abschnitt bespricht kommentarisch die in 
den beiden ersten Steuernotverordnungen eingeschlossenen Bestimmungen über 
die wertbeständige Buchführung, die für die Berechnung und Zahlung der Umsatz-, 
Einkommen- und Körperschaftssteuer von Bedeutung sind. Der Hauptteil be- 
handelt den buchtechnischen Inhalt der Steuervorschriften mit Anwendung auf 
Beispiele. 

Schlör, K., und Wulff, K., Diplomkaufmann. Goldmarkbuchführung nach den 
steuerlichen Vorschriften. Mit praktischen Beispielen. Berlin, Otto Lieb- 
mann, 1924. | 

Die Schrift ist dreigeteilt: Text, Kommentar und buchtechnischer Inhalt. Die 
steuerrechtlichen Teile hinwiederum gliedern sich in die Bestimmungen über die 
Einkommen- und Körperschaftssteuer, die Umsatzsteuer und die Vorauszahlungen 
auf die Einkommen- und die Körperschaftssteuer. 

Der buchführungstechnische Teil ist kurz, sogar wortkarg gehalten und legt 
den Hauptwert auf im einzelnen durchgeführte Beispiele. Ein Stichwortverzeichnis 
steigert die Handlichkeit des Buches. Sch. 


Fischer-Geistbeck-Schnirpel. Wirtschaftsgeographie für Handelslehranstalten. 
München und Berlin 1923. 198 Seiten. 


Das bewährte Lehrbuch der Erdkunde für höhere Schulen von Fischer-Geist- 
beck hat durch das vorliegende Buch, verfaßt von Diplomhandelslehrer Schnirpel, 
einen Ausbau in wirtschaftsgeographischer Beziehung erfahren. 

In drei Hauptteilen werden die Eroberung und Verteilung der Erde durch den 
Menschen, die Welthandelswaren und ihre Ursprungsländer und der Weltverkehr 
behandelt. 

Im ersten Teile wird dargestellt, welchen Einfluß die Gestalt der Erdober- 
fläche, Bodenschätze, Bodenbewachsung, Klima und die Verteilung von Wasser 
und Land auf die Besiedlung der Erde durch den Menschen haben. Der gegen- 
wärtige Stand der Völkerverteilung ist geschildert. Wirtschaftskultur und Volks- 
dichte werden in ihren Wechselbeziehungen dargestellt und durch Zahlentafeln, 
die der „Politischen Geographie‘ von Dix entnommen sind, erläutert. Für Schul- 
zwecke ist diese Form der Darstellung wenig angebracht; eindrucksvoller wäre es 
gewesen, wenn der Verfasser die Tabellen über Bevölkerungszahl, Fläche und 
Außenhandel der einzelnen Länder zu einer klaren Gesamtübersicht zusammen- 
gegossen und mit eigenen Erläuterungen versehen hätte. Hier hätte ein Diagramm, 
womit sonst nicht gespart ist, gute Dienste leisten können. 

Hervorzuheben ist ferner aus dem ersten Teile die Übersicht über die Kolonial- 
reiche und die Darstellung der Landverteilung nach dem Kriege. Die Gebiets- und 
Bevölkerungsverluste Deutschlands durch den Vertrag von Versailles sind beson- 
ders berücksichtigt. Der Stolz auf deutsches Schaffen in Handel, Verkehr und 
Kolonisation und der Groll gegen die Schädigungen durch die Feinde, die den 
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Unterton des ganzen Werkes bilden, kommen in diesen Abschnitten besonders zu 
Ausdruck. Hier nimmt der Verfasser kein Blatt vor den Mund und nennt die 
Dinge beim rechten Namen. | 

Es ist gewiß richtig und verdienstlich, die kaufmännische Jugend zu natio- 
na'em Stolz und Lebensbewußtsein zu erziehen, doch sollte dabei ein gehässiger 
Ton, wie er schon vor dem Kriege in französischen Schulbüchern zu finden war‘ 
und wie er mit Recht von uns geprangert wurde, besser vermieden werden. Ein. 
Satz wie auf Seite 29, der auf die „erstaunliche geographische Unbildung“ der 
französischen Soldaten bei ihrer Gefangennahme hinweist, gehört nicht in ein 
geographisches Schulbuch und ist geeignet, dem Buch mehr den Anstrich einer 
Tendenzschrift als eines wissenschaftlichen Werkes zu geben. 

Der zweite Teil handelt von den Welthandelswaren und ihren Ursprungs 
ländern. Die Beschreibungen der Handelsgüter, ihres Vorkommens, ihrer Ge- 
winnung, ihres Transports und ihrer Verwendung sowie ihrer wirtschaftlichen Be- 
deutung sind recht lebhaft und anschaulich. Die organischen Handelsgüter sind 
nach Produktionszonen gegliedert. Unter dieser Form der Darstellung leidet die 
Systematik des Buches erheblich, sie wirkt wie eine Zwangsjacke, die überall zu 
eng ist. Es ist wirklich nicht einzusehen, warum z.B. der Mais, der nach An- 
gabe des Verfassers aus Mittelamerika stammt und dessen Hauptanbaugebiete in 
den Zentralstaaten Nordamerikas, in Argentinien, Mittelamerika und den euro- 
päischen Südländern liegen, als Produkt der nördlich gemäßigten Zone behandelt 
wird, was doch nur für ein typisches Produkt dieser Zone Berechtigung hätte. 
Diese Beispiele ließen sich noch in großer Zahl anführen. Da das Buch für Handels- 
schüler bestimmt ist, deren geographischen Begriffe vielleicht nicht immer in jeder 
Hinsicht gefestigt sein könnten, wäre eine klare und eindeutige Systematik be- 
sonders am Platze gewesen. 

Am besten gelungen ist der dritte Teil über den Weltverkehr, der einen guten 
Überblick über alle Arten von Verkehrsmitteln und ihre geographische Bedingtheit 
gibt. Besonders genannt seien die Abschnitte über Europas Eisenbahnnetz und 
die Verkehrsverbindungen, über die international bedeutenden Seekanäle und 
über die Großreedereien der Gegenwart. Die Verluste der deutschen Handelsflotte 
sind deutlich dargestellt, doch ist zu bedauern, daß als letzter Stand der von 1919 
gezeigt wird und die sehr beachtlichen und erfolgreichen Anstrengungen der deut- 
schen Reedereien in den fünf Jahren seit Kriegsende, den eigenen Schiffsbestand 
durch Neubau und durch Rückkauf abgegebener Schiffe zu ergänzen, vollständig 
mit Stillschweigen übergangen worden sind. 

Die lehrreichen Diagramme, die in der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“ 
dargeboten werden, hat der Verfasser geschickt für die Erläuterung seiner Dar- 
stellung zu verwenden gewußt. An einigen Stellen hat er allerdings zu stark auf die 
Lehrhaftigkeit der Schaubilder vertraut und den erläuternden Text vernachlässigt. 
So kann z.B. die Darstellung der deutschen Eisenerzvorkommen in keiner Weise 
befriedigen, und eine Aufzählung der Erzgebiete im Text ist nicht zu entbehren. 
Die Zahlen in der sehr rohen Kartenskizze aus „Wirtschaft und Statistik‘ fordern 
zu dieser Ergänzung geradezu heraus. 

Im ganzen ist über das Buch zu sagen, daß einige wissenschaftliche Vertiefung 
und größere Genauigkeit an einigen Stellen sehr erwünscht wäre, jedoch scheint 
es trotz der angedeuteten Mängel geeignet, ein brauchbares Hilfsmittel für den 
wirtschaftsgeographischen Unterricht an den Handelsschulen zu sein. Ein Stich- 
worlverzeichnis würde die praktische Brauchbarkeit erhöhen. Dr. Bork. 


Die Vorkalkulation in der Landwirtschaft. 
Eine kritische Würdigung ihrer Bedeutung für die Betriebsführung der Zukunft!). 
Von Arnold Weber D.H.H.C., Köln. 
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1. Ziel der Arbeit. 

2. Begriff und Bedeutung der Vorkalkulation in der Landwirtschatt. 

3. Einstellung zur allgemeinen Betriebslehre und Stellung der Vorkalkulation dort unter 
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a) Calmes. c) Geldmacher. 
b) Leitner. d) Zusammenfassung und Stellungnahme, 

#. Literatur der landwirtschaftlichen Betriebslehre über die Vorkalkulation (Pohl, Laur, 
v. d. Goltz usw.). 

5. Einstellung zur landwirtschaftlichen Betriebslehre und Stellung der Vorkalkulation dort 
(vgl.B3). Vorkalkulation eingeteilt nach dem Zweck: 
a) Betriebskontrolle. [sationsfragen. c) Preisbildung. 
b) Anleitung zu Rentabilitäts- u. Organi- 

. Entwicklung der landwirtschaftlichen Vorkalkulation. 

. Anwendung in der Praxis. 

. Einteilung der rechnungstechnischen Unterlagen und Möglichkeiten. Zweck: Direktion — 
Organisation. Technik: Gesamtkalkulation — Einzelrechnung. 


C. Voraussetzungen und Gestaltung der landwirtschaftlichen Vorkalkulation. 


I. Horizontal gesehen: Unterlagen. 
1. Eigenbetriebliche Rechnungen. 


ie E Kor) 


a) Allgemeines. d) Einfache Buchhaltungmiterweitert. Abschluß. 
b) Bewertungsfragen. e) Doppelte Buchhaltung. 
c) Einfache Buchhaltung. f) Zusammenfassung von c, d, e. 

2. Betriebsstatistische Rechnungen. Statistik: 
a) Allgemeines. c) Auswertung für andere Betriebe (Grenz- 
b) Auswertung für den Einzelbetrieb. feststellung). 

II. Vertikal-gesehen: Bewertung und Eingliederung der auf den Betrieb einwirkenden Einflüsse. 
1. Allgemeines. 3. Marktrisiko. 
2. Innerbetriebliches Risiko. 4. Klimarisiko. 


D. Kritische Betrachtung der Vorkalkulation. 
I. Generell gesehen: 


1. Allgemeines. a) Einzelrechnung: Direktion — Organisation. 

2. Nach Zweck und Bedeutung. b) Gesamtkalkulat.: Direktion — Organisation. 
II. In wirtschaftsunruhiger Zeit. 

1. Allgemeines. 3. Beziehungsrechnungen. 


2. Goldumrechnungen. 


A, Vorwort. 

Nachstehende Arbeit ist der Versuch einer systematischen Zusammenstellung aller Fragen, 
die sich mit Vorkalkulation in der Landwirtschaft, mit Vorausbestimmung der landwirtschaft- 
lichen Betriebsgestaltung befassen, sei es unter gegebenen, feststehenden Betriebsverhältnissen, 
sei es unter Änderung der vorhandenen Organisation. 

Schon in meiner längeren landwirtschaftlichen Praxis, bei allerdings mehr praktisch 
gefühlsmäßiger als wissenschaftlich kritischer Einstellung, haben mich die Probleme „des Aus- 


!) Die Arbeit ist aus dem Seminar des Herrn Privatdozenten Dr. Geldmacher hervorgegangen. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft VII. a, 
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denkens der Folgen von Handlungen im vorhinein“, wie Pohl!) die Vorkalkulation der Land- 
wirtschaft nennt, interessiert. Um so lieber habe ich Gelegenheit genommen, mich heute mit 
diesen Dingen auseinanderzusetzen, nachdem ich durch kaufmännische Praxis und das 
Studium der allgemeinen Betriebswirtschaftslehre einen größeren Abstand und eine bessere 
Vergleichsmöglichkeit gewonnen habe. — Die in der Arbeit von mir benutzte Literatur ist 
zum größten Teil im Literaturverzeichnis angegeben. Sonstiges verwandtes Material ist jeweils 
in Fußnote angezogen. Ich habe bei Anfertigung der Arbeit verschiedene anerkannte Prak- 
tiker, besonders für meine Beispiele aus der Praxis, zu Rate gezogen und verdanke diesen 
und im besonderen Herrn Professor Dr. F. Beckmann manche Anregung und Förderung. 
Weniger großes Verständnis und Entgegenkommen wurde mir von landwirtschaftlichen Fach- 
verbänden zuteil, schrieb doch die Buchstelle der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft auf 
meine Anfrage hin: ‚Auf Grund der Zeitverhältnisse ist eine solche Unklarheit in das land- 
wirtschaftliche Rechnungswesen hıneingekommen, daß eine theoretische Behandlung von 
Kalkulationsfragen nach unserer Ansicht nicht möglich ist. Irgendwelche landwirtschaftlichen 
Taxen, Kalkulationen usw. lassen sich zur Zeit nur anfertigen, wenn man laufend sich prak- 
tisch damit beschäftigt.‘ — Bei solcher Einstellung des berufensten Fachverbandes der Land- 
wirtschaft mußte sich Verfasser allerdings fragen, ob es nun nicht gerade die höchste Zeit 
sei, dem Vielerlei der Erscheinungen der Praxis die feste ruhige Grundlinie theoretischer Er- 
örterungen entgegenzustellen, bzw. die Fälle der sich scheinbar widersprechenden Einzel- 
erscheinungen einzuordnen in den breiten Strom eines grundlegenden theoretischen Gedanken- 
ganges und die Prinzipien klarzulegen, die die Praxis beherrschen. — Der Schwächen vor- 
liegender Arbeit bin ich mir wohl bewußt, doch würde dieselbe, sollten alle darin behandelten 
und angedeuteten Probleme bis in ihre letzten Einzelheiten verfolgt oder gar gelöst werden, 
Kenntnisse und Erfahrungen auf dem Gebiete des Taxationswesens wie der Technik der Land- 
wirtschalt verlangen, die erst recht den für sie bestimmten Leserkreis auf landwirtschaftliche 
Fachleute beschränken würden. — Die Arbeit soll vielmehr, wie ihr Untertitel andeutet. keine 
Technik des landwirtschaftlichen Rechnungswesens vermitteln, sondern gerade auch dem 
Nichtlandwirt eine Einführung sein in die Probleme der landwirtschaftlichen Betriebsführung. 
Bisher gibt es weder in der allgemeinen noch der speziellen landwirtschaftlichen Literatur 
eine ähnliche Zusammenstellung wie das im folgenden Gesagte. Hier lag auch die Schwierig- 
keit bei der Anfertigung. Jetzt, nachdem die ersten Bausteine in dieser Hinsicht zusammen- 
getragen sind, besteht eine bessere Möglichkeit, darauf weiter aufzubauen. 
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B. Allgemeines. 
1. Ziel der Arbeit. 

Es ist nicht Ziel dieser Arbeit, an den neuesten Erfahrungen der landwirt- 
schaftlichen Betriebslehre weiterzubauen und etwa der Rechnungstechnik der land- 
wirtschaftlichen Kalkulation neue Wege zu weisen, sondern ihr Wert soll vielmehr 
darin gesucht werden, daß sie sich gerade in technische Einzelfragen nicht verliert, 
und ehe an eine weitere Ausgestaltung gedacht wird, erst einmal auf Grund des 
bisher Gegebenen die Grenzen umreißt, innerhalb deren eine Kalkulation in der 
Landwirtschaft überhaupt möglich ist. — Schießen doch Spezialfortschritie sonst 
häufig über das Gesamtziel hinaus. 


2. Begriff und Bedeutung der Vorkalkulation in der Landwirtschaft. 


Dabei ist der Begriff der. Vorkalkulation in der Landwirtschaft nicht so eng 
gefaßt, daß man, nach der technischen Seite gesehen, lediglich die aus der indu- 
striellen Kalkulation bekannten Methoden darunter versteht, und nach der Zweck- 
seite gesehen, nur die Kostenerfassung, sondern es sei hier, wie das später noch 
belegt werden wird, die Kalkulation, da ihre Grenzen gefunden werden sollen, in 
einen absichtlich weiten Rahmen gespannt. Im zweiten Teil der Arbeit, bei Be- 
sprechung der praktischen Ausführung, wird es dann von selbst notwendig werden, 
diese Grenzen zurückzustecken. — Unter dem Begriff Vorkalkulation sind hier alle 
Rechnungen und Erwägungen verstanden, die sich mit dem Betriebsablauf in der 
Zukunft befassen. Die Vorkalkulation zeitigt in ihren Rechnungsergebnissen nie- 
mals einen Endzweck. Diese Resultate bedürfen vielmehr stets der Beurteilung, 
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Schlußfolgerung, Auswirkung durch den Wirtschaftsführer. Was dieser damit an- h 
fängt und damit anzufangen weiß, bestimmt ihren Zweck und ihre Bedeutung. Für 
ihn ist es entweder Wunsch, den gegebenen, hergebrachten Produktionsverlauf vor- 
auszusehen, oder daraus folgernd, wenn diese Betriebsgebarung nicht zur Zu 
friedenheit führt, zu wissen, welche Einrichtung sonst seinen Erwartungen ent- 
sprechen würde. Es läßt sich also unterscheiden in dieser Beziehung in: | 
1. Vorkalkulation der laufenden Betriebsführung, der Direktion, j 
2. Vorkalkulation als Anlaß zur Änderung dieser Führung, der Organisation t). 
Nach der rechnungstechnischen Seite geht ihre Ausgestaltung von einer Einzel- 
rechnung (Sonderrechnung), ja sogar von der Ausnutzung anderer Rechnungswerke 
(Statistik, Nachkalkulation) ohne eigene Rechnung bis zur systematischen Gesamt- 
vorkalkulation für den ganzen Betrieb. — Wie nach der Direktions- als auch nach 
der Organisationsseite hin die Möglichkeiten der Auswertung einerseits von kalku- 
latorischen Einzelrechnungen, anderseits von Gesamtkalkulationen gegeben und be- 
grenzt werden, soll im folgenden gezeigt werden. Als roter Faden läuft diese Ein- 
teilung durch die ganze Arbeit. | 


2 


3. Einstellung zur allgemeinen Betriebslehre und Stellung der Vorkalkulation 
dort unter Vergleichung mit der landwirtschaftlichen Vorkalkulation (Ziel- 
setzung und Technik). 


Zum besseren Verständnis einer Erklärung des Begriffs der Vorkalkulation, 
wie er in der Landwirtschaft üblich ist, ist es notwendig, auszugehen von einer 
grundsätzlichen Einstellung zu den Problemen betrieblichen Rechnungswesens 
überhaupt. Es wird sich zeigen, daß diese Einstellung und Systematik natürlich 
auch für die landwirtschaftliche Betriebslehre gilt, obgleich allerdings für die 
landwirtschaftlichen Unternehmungen wie für jeden Spezialbetrieb sich eine be- 
sondere Ausgestaltung des betrieblichen Rechnungswesens herausgebildet hat, 
welche sehr wohl einen Vergleich mit der kaufmännischen Betriebslehre vertragen 
kann, was Geschlossenheit des Aufbaues und innere Logik angeht. 

In der Literatur der allgemeinen Betriebslehre finden sich bei Calmes?) 
längere Ausführungen über den Zweck, die Ziele und den Anwendungsbereich der 
Kalkulation. Für Calmes ist die Kalkulation die Berechnung über den Aufwand 
(Kosten) und das Ergebnis (Ertrag) eines wirtschaftlichen Vorganges. Verfasser hat 
versucht, im Sinne der Terminologie von Calmes, ein Schema der Kalkulation zu 
geben (siehe dieses Seite 293), eingeteilt 1. nach der Natur des Vorganges, 2. nach 
der Zeit. Die Gliederung ergibt sich ohne weiteres aus dem Text des Schau- 
bildes. Als auffallend erscheint, daß Calmes weiterhin noch den Kostenüber- 
schlag bespricht, ohne ihn in das oben gezeigte Bild einzugliedern, und nur sein 
Vorkommen im Baugewerbe, Großmaschinen- und Schiffsbau bestätigt. — Dann 
wird auf die Unterscheidung hingewiesen, die zu machen ist im Hinblick auf die 
geschätzten Werte der Vorkalkulation und die wirklichen Werte der Nach- 
kalkulation. 

Was bei Calmes für die industrielle Kalkulation nur nebenher erwähnt und 
nicht in das System eingegliedert wird, der Kostenüberschlag, ist gerade in der 
Landwirtschaft in seiner Bedeutung die Hauptsache. Der landwirtschaftlichen 


.  ') Einschränkend muß allerdings noch gesagt werden, daß es sich sowohl bei Direktions- 
wie ÖOrganisationsfragen nur um solche innerhalb eines schon bestehenden und laufenden 
Betriebes handeln kann. Außerhalb dieses Rahmens stehende Fragen gehören in das Gebiet 
der landwirtschaftlichen Taxation und werden hier nicht behandelt. 

°) Galmes, Der Fabrikbetrieb, S. 175 ft. 
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Vorkalkulation kommf es nicht so sehr an auf die Kosten-, Verkaufspreis- und 
Gewinnkalkulation, denn diese Faktoren lassen sich so genau — das soll später 
noch besprochen werden — nicht erfassen; sondern Hauptziel bildet eben dieser 
Kostenüberschlag, der ein ungefähres Bild von dem Wirtschaftsablauf in der Zu- 


k Schema der Kalkulation (Calmes) 
1. Unterscheidung nach der Natur des Vorgangs 


Kalkulation 


b) Verkaufskalkulation c) Gewinn- u. Preiskalkulat. 


SEN 


Gewinn- Preis- 
kalkulation 


Einkaufs- Produktions- | 
kalkulation 


| Dies sind die Selbstkostenrechnungen, die in der Praxis 
des Fabrikbetriebes wegen ihrer überragenden Bedeutung den 
Sammelbegriff Kalkulation auf dieses Teilgebiet übertragen. 


2. Unterscheidung nach der Zeit 


Kalkulation 


Vorkalkulation i. w. S. (Voranschlag) Nachkalkulation 


a) Kostenvoranschlag b) Verkaufs- c) Gew.- u. Preis- 


Untergliederg. 


Voranschlag ae paar) 
Vorkalkulat. 
m. Ausnahme 
Einkaufs- Produktions- «) Gewinn- von c®. 
voranschlag $) Verkaufspreis- 
voranschlag 


| Dies wird in der Praxis als Kostenvorkalkulation oder 
einfach als die Vorkalkulation überhaupt bezeichnet. 


kunft bilden soll, und ihn einspannt in den Rahmen eines normalen, eines Muster- 
falles. Eine Kostenerfassung im Sinne industrieller Zweckarbeit ist wohl zwar 
auch in der Landwirtschaft, wenn auch teilweise auf Schätzungen beruhend, mög- 
lich, aber sie spielt doch eine untergeordnete Rolle, denn der Verlauf des Wirt- 
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schaftsprozesses ist von derart vielen Faktoren beeinflußt, daß durch. eine genaue 
rechnungsmäßige Erfassung und relative Wertschätzung aller dieser Momente das 
Bild des mutmaßlichen Kostenflusses so sehr getrübt wird, daß ein Kostenüber- 
schlag (eine ungenauere Schätzung) wenigstens den Zwecken der Betriebsführung 
weit dienlicher ist. — Gar eine Aufteilung der Kosten nach ihrem Charakter vor- 
zunehmen in fixe, proportionale, degressive und progressive Kosten!) ist theo- 
retisch vielleicht denkbar, praktisch undurchführbar. Ebenfalls begegnet die Me- 
thode, die Kosten nach irgendeinem Schlüssel auf die einzelnen Produkte zu 
verteilen, großen Schwierigkeiten, da ja diese Produkte nicht zwangsläufig entfallen 
nicht den strengen Charakter von Kuppelprodukten im industriellen Sinne haben, 
was für eine solche Aufteilung Voraussetzung wäre. 

Leitner?) definiert den Begriff der Kalkulation als Kostenberechnung für 
einen Einzelfall. Sie habe die Aufgabe, die Zusammensetzung bestimmter Kosten- 
werte, die durch Verbindung der Vermögensteile und Arbeit entstehen werden 
(Vorkalkulation) oder wirklich entstanden sind (Nachkalkulation), für bestimmte 
Einzelfälle zu errechnen. Ziel der Kalkulation ist bei Leitner die Festlegung der 
durch die fabrikatorische Zweckarbeit geschaffenen Wertverschiebungen getrennt 
nach der Art der Verschiebung in: 

1. Verkaufskalkulation, 
2. Produktionskalkulation, 
3. Rentabilitätsberechnung. 
Die Kalkulation dient dem Zwecke der: 
1. Preisgestaltung, 
2. Überwachung der Wirtschaftlichkeit, 
3. Nachberechnung des wirklich erzielten Ertrages. 

Für Leitner gilt das oben schon in der Stellungnahme zu Calmes Be- 
sprochene in stärkerem Maße. Leitner nimmt den Begriff der Kalkulation so 
eng, daß seine Ausdehnung auf die Landwirtschaft und eine Herausarbeitung des 
Gemeinsamen und des Gegensätzlichen unfruchtbar erscheint. 

Eine andere Einstellung und Einteilung des gesamten Rechnungswesens findet 
sich bei Geldmacher?°). Hier gliedert sich das betriebliche Rechnungswesen 
in zwei Systeme mit einheitlichem Ziel, das der laufenden Kostenerfassung (Kal- 
kulation im engeren Sinne) und das der periodischen Erfolgsfeststellung, und in 
die Summe der Sonderrechnungen mit unterschiedlichen Zielsetzungen (z.B. Sta- 
tistik, Kalkulation im weiteren Sinne). 

Gerade auf die grundsätzliche Einstellung kommt es an, und wenn man die 
Stellung der Vorkalkulation in der Landwirtschaft mit einer vergleichenden Be- 
trachtung vom Standpunkt allgemein gültiger Grundsätze der Betriebslehre aus 
behandeln will, erscheint letztgenannte Grundeinteilung als die allgemeinste und 
günstigste. Nach Geldmacher ‚„erwächst aus den beiden Voraussetzungen betrieb- 
licher Lebensführung, daß Aufwand gebracht werden muß, um Leistungen hervor- 
zubringen, und daß Erträge für die Leistungen erzielt werden müssen, um den 
Aufwand zu ersetzen und den Betrieb in Gang zu halten, die Notwendigkeit zur 
Errichtung zweier umfassender Rechnungswerke, der Selbstkostenrechnung und der 
periodischen Erfolgsrechnung. Zu diesen Rechnungssystemen treten je nach Be- 
darf des einzelnen Betriebes mehr oder minder umfassende Sonderrechnungen mit 
mannigfaltigen Zielen, die oft nur Gelegenheitsrechnungen sind, mitunter aber als 


4) Schmalenbach, Zeitschrift für Handelsw. Foschung, Bd. 13, S. 284ff, 
°) Leitner, Privatwirtschaftslehre der Unternehmung, S. 251. 
a) Geldmacher, Betriebswirtschaftslehre usw., S. 5. 
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betriebswirtschaftliche Statistik eine planmäßige Ausgestaltung erfordern.‘ — Die 
Frage nach dem Rechnungsziel wird noch häufig Gegenstand der Untersuchung 
sein und erscheint als die fruchtbarste Grundlage einer systematischen Einteilung. 
Von dort kann auch die Frage aufgeworfen werden, ob nicht noch mehr Momente 
‚ eine schärfere Trennung von Vor- und Nachkalkulation (Nachkalkulation im engeren 
"Sinne und soweit sie in das System der Selbstkostenberechnung eingespannt ist) 
bedingen, als nur der Unterschied in der Zeit. Letztere, die Nachkalkulation im 
engeren Sinne, ist die systematische Kostenerfassung, während Vorkalkulation im 
‚ allgemeinen dem Gebiet der Sonderrechnungen zugezählt werden könnte. Es ist. 
' auch hier versucht, diese einfachen Grundlinien in einem Schema wiederzu- 


N 
1 


‚ geben. Mag die Vorkalkulation sich auch noch so sehr an die Zwecke der 


Schema der Kalkulation (Geldmacher) 


Kalkulation im weiteren Sinne 
Aalkulatıon ım weiteren Sinne 


Yerkaufskalkulation Kostenkalkulation Kalkulator. Sonderrechnungen 


a) Einkauf b) Fabrikation 


mm nn Bern men 


Kalkulation im engeren Sinne 


Rentabilitäts- 
Organisations- 


Zweck: Gewinnermittlung Betriebs- 


Preistestsetzung kontrolle Anleite. zu 


fragen 


Rechnungssysteme anschließen, der genaue Verlauf läßt sich immer erst nach- 
her feststellen, und so erscheint sie meist nur als ein Hilfsmittel in der 
Hand des Rechnungsführers, einen Blick in die Zukunft zu tun, um den ganzen 
Betriebsverlauf zu erraten, oder vielleicht gar sich nur über irgendeine Spezial- 
frage zu orientieren, z.B. über den voraussichtlichen Kostenablauf eines Spezial- 
zweiges oder die spezielle Rentabilität einer einzelnen Betriebsmaßnahme usw. 
Gerade die Möglichkeit, der Vorkalkulation verschiedene Ziele zu setzen, und ihre 
leichte Beweglichkeit, die Freiheit von jeder Bindung an Vergangenheitspreise, 
wie sie z.B. in der Buchhaltung durch die zwingende Notwendigkeit der An- 
lehnung an die letzte Bilanz gegeben ist, und die Freiheit von überlieferten, ein- 
engenden Formen läßt es verständlich erscheinen, daß sie dem Gebiet der Sonder- 
rechnungen oft zugeteilt wird!). Gewiß ist bei dieser Zuteilung eine Einschränkung 
zu machen, insofern man das gesamte Gebiet der Vorkalkulation wieder unter- 
teilen kann in eine Vorkalkulation im engeren Sinne, d.h. 1. diejenige, die regel- 
mäßig und für den normalen Verlauf einer Fertigung in gewissen Unternehmen 
(z. B. Maschinenfabrik) nötig ist, eine laufende Vorkalkulation, und 2. die gelegent- 
liche Vorkalkulation, die für besondere und einmalige Zwecke ausgeführt wird, den 
Kostenüberschlag. — Wie schon erwähnt, scheint die letztgenannte Einteilung auch 
auf die landwirtschaftliche Vorkalkulation übertragbar, und da sie eine all- 
gemeinere ist, den Zwecken dieser Arbeit am besten zu passen. Schon ein Blick 


!) Dr. Lehmann hat in seiner „Theorie der industriellen Kalkulation‘ interessante Hin- 
weise auf diese Frage gegeben, in den Abschnitten über die Beziehungen zwischen Buchhaltung, 
Nachkalkulation und Statistik einerseits und zwischen Vorkalkulation, Statistik und Nach- 
kalkulation anderseits. Zeitschr. f. Handelsw. Forschg., 1920, S. 165. 
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auf das beigefügte Schema zeigt die weiten Grenzen, die hier der Vorkalkulation 
gezogen sind. Und viele der bei Calmes auffallenden Gegensätze fallen hier fort. 
Gewiß bleibt es richtig, daß in der Landwirtschaft exakte Kostenerfassung für Teil & 
gebiete des landwirtschaftlichen Unternehmens nicht den großen Wert haben wie in 
der industriellen Kalkulation, und wenn auch die Wege teilweise andere sind und 
der Bedeutung der einzelnen Kostenermittlungsverfahren verschiedene Wertigkeit 
zugesprochen werden muß — eine genauere Würdigung dieser Wertigkeit findet 
sich in einem späteren Abschnitt —, so sind doch hier wie da die Endzwecke dig 
gleichen, die Vorkalkulation soll Hilfsmittel des Wirtschaftsführers sein: 
1. zur Kontrolle der betrieblichen Lebensführung, | 
2. für Zwecke der Betriebsanleitung, i 
3. für Fragen der Preisbildung). i 
Bei der Frage des Kostenüberschlags findet sich dann übrigens auch der Über- 


“gang in das weite Gebiet der Taxation, von dem, wie eingangs erwähnt, hier nicht 
| weiter gesprochen werden soll. Es ist zu betonen, daß eben, weil die Vorkalkula- 


ne 


tion nicht mit Buchhaltung und Selbstkostenrechnung, _ kurz, .dem „geschlossenen 


Rechnungswesen in zwangsläufiger. Beziehung steht, ein grundlegender-Unterschied 


zwischen ihr und der, Nachkalkulation_ vorhanden, ist, Die wenig scharfe Trennung 
der Begriffe ist zum großen Teil auf den Sprachgebrauch zurückzuführen, der eben 
beide Rechnungen, die systematische Rechnung und alle Sonderrechnungen, Kal- 


 kulation nennt. Selbstverständlich ist die Grenze nicht überscharf zu ziehen; es. 


bestehen zwischen der laufenden Vorkalkulation z.B. einer Maschinenfabrik und 
der Selbstkostenrechnung innige, aber eben nicht zwangsläufige Beziehungen. — 
Doch von der Warte einer höheren Zweckbestimmung aus gesehen, besteht ein 
grundsätzlicher Unterschied, wenn man nun einmal das Rechnungswesen in das 
System der Ermittlung der Kosten und des Erfolges einerseits und die_Sonder- 
rechnungen ‚anderseits trennt. Es hleibt zu beachten, daß die Vorkalkulation keine 
exakte Rechnung ist, sondern inpaalehaun „an Erzielungen der Vergangenheit 
Wahrscheinlichkeitswerte für_die Zukunft einsetzen muß. — Die Vorkalkulalıon 
ist mehr oder weniger @ine Erwägungsrechnung, bei der mehr als bei allen anderen 
Zweigen des betrieblichen Rechnungswesens die Persönlichkeit des Führers, sein 
Weitblick, seine Kenntnis der Wirtschaftslage, seine Kombinationsgabe, Änderungen 
der Wirtschaft in ihren Wirkungen rechtzeitig zu erkennen, bei der Verwertung 
gefundener Größen eine ausschlaggebende Rolle spielen. Sobald eben eine Rech- 
nung aus dem Gefüge gegebener Zahlen heraustritt und sich auf das Gebiet der 


‚ Schätzungen und Erwägungen begibt, hängt alles ab von der Persönlichkeit des 
' Rechnungsführers; oder mit anderen Worten, es ist ein beachtlicher Unterschied 


zwischen den subjektiven Werten einer Erwägung und den objektiven Zahlen von 
Tatsachen. Die Vorkalkulation dient so der geistigen Führung einer Unternehmung 
als Maßstab der eigenen Fertigkeit und ist bei der steten Korrektur der Erwägungen 
durch die Gegebenheiten der nachträglichen Ereignisse eine gute Schule zur Er- 
kenntnis wirtschaftlicher Vorgänge. 

Wenn am Schlusse dieses Abschnittes kurz noch einmal das über die Vor- 
kalkulation und die erwähnte Problemstellung Gesagte zusammengefaßt wird, so 
ist folgendes zu sagen: 

1. Die Einteilung des gesamten betrieblichen Rechnungswesens in systema- 
tische und Sonderrechnungen, Kosten-, Erfolgsrechnung und Sonderrechnungen ist 
für die Zwecke dieser Arbeit eine glückliche, 


‘) Geldmacher a. a. O. S. 6ff., Schmalenbach a. a. O. S. 348 ff. 
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2. Die Vorkalkulation im weiteren Sinne bildet im Gegensatz zur Nach- 
‚ kalkulation, wenigstens zur Nachkalkulation im engeren Sinne, der Selbstkosten- 
rechnung den Übergang in das Gebiet der Sonderrechnungen. 

Aus den beiden Tatsachen, daß die Vorkalkulation 1. kein einheitliches Rech- 
nungsziel hat und 2. mit Wahrscheinlichkeitswerten arbeitet, also subjektiven Ein- 
flüssen unterliegt, erscheint ebenfalls die weitere Einteilung gegeben. Die erste 
Frage wird abgeteilt in zwei Fragenkomplexe, in Fragen der Vorkalkulation in 
laufender, gegebener Betriebsführung — der Direktion — und Vorkalkulation als 
Hilfsmittel bei Beurteilung der Betriebsumstellung — der Organisation. Dem 
zweiten Punkt kann näher getreten werden mit der Erforschung der Herkunft 
der Unterlagen und ihrer Qualität, einerseits, ob sie aus dem eigenen Betrieb 
stammen oder aus allgemeinen Statistiken abgeleitet sind, anderseits, ob sie einer 
Einzelrechnung entspringen oder ihrerseits kontrolliert sind durch Ineinander- 
greifen aller Einzelteile in einer Gesamtkalkulation. — Wenn es Wunder nehmen 
sollte, daß bei Besprechung der Literatur nur Schriften über die industrielle Unter- 
nehmung herangezogen worden sind, so ist entgegenzuhalten, daß eben eine nahe 
Verwandtschaft zwischen fabrikatorischer und landwirtschaftlicher Produktion be- 
steht und nirgendwo sonst mehr Berührungspunkte gefunden werden können. 

Mag teilweise der Vorkalkulation in den Unternehmungen der Industrie nicht 
die Stellung eingeräumt werden, welche ihr zukommt, mag sie dort vielfach nur 
als ein Mittel der Preisfestsetzung und seltener als Werkzeug zur Erkenntnis der 
gesamten Betriebsgebarung erscheinen, so liegt in der Landwirtschaft gerade ihre 
große Bedeutung auf dem Gebiete, den Betriebsleiter zu schulen, seinen Blick für 
wirtschaftliche Vorgänge zu schärfen und ihn zu zwingen, Erscheinungen bis in 
ihre letzten Zukunftsfolgen hinein im voraus auszudenken; zumal die Preisfest- 
stellung nicht in der Hand des einzelnen Betriebes liegt, sondern der Preis als von 
außen kommender Faktor als gegeben hinzunehmen ist. Doch bevor auf dieses Ge- 
biet der Anwendung und der Stellung in der Praxis der Landwirtschaft eingegangen 
wird, ist es zweckmäßig, einen Blick auf die landwirtschaftliche Literatur zu werfen, 
soweit sie sich mit Fragen der Vorkalkulation beschäftigt, und zu sehen, welche 
Stellung ihr dort eingeräumt wird. 


4. Literatur der landwirtschaftlichen Betriebslehre über die Vorkalkulation. 


Eine grundlegende theoretische Einstellung, auf welche sich alle anderen 
mehr oder weniger zurückführen lassen, findet sich bei Pohll). Pohl bezeichnet 
in seiner landwirtschaftlichen Betriebslehre die oben umschriebene Vorkalkulation 
der allgemeinen Betriebslehre in der Landwirtschaft als „Vorschau“, als „Aus- 
denken der Folgen von Handlungen im vorhinein“. — Im folgenden ist versucht 
worden, die Pohlsche Terminologie in ein Schema zu bringen, aus welchem dann 
leicht der Aufbau dieses gesamten Gebietes ersichtlich wird. (siehe Schema 
Seite 298). Aus der Tatsache, daß jede Handlung den Aufbau der bestehenden 
Organisation irgendwie verändert, leitet Pohl folgende Gesichtspunkte für die 
Beurteilung dieser Veränderungen und die Vorauserkenntnis ihrer Folgen ab. Eine 
Veränderung besteht entweder im Verbrauch oder in der Erzeugung oder in beiden 
gleichzeitig. Nun kann man diesen Verbrauch oder diese Erzeugung für einen oder 
mehrere Teile in seiner Richtung getrennt betrachten; man kann sich, um zu 
einem Beispiel zu kommen, von der Konsumtionsseite aus eine Aufstellung 
machen über den voraussichtlichen Verbrauch an Futter für ein Pferd insgesamt, 


1) Pohl a. a. 0.'S. 365“ 
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oder pro Tag, oder für einen Futterteil (nur Heu oder nur Hafer), von der Erzeu- 
gungsseite gesehen über die Zunahme an Lebendgewicht Schweinefleisch insgesamt, 
oder pro Tag, oder den Anteil eines Futterteiles allein (Kartoffeln oder Mehl). Alle 
diese einseitigen auf Produktion oder Kostenfluß eingestellten Aufstellungen nennt 
Pohl „Voranschläge“, gleichviel, ob ihr Nenner die naturale Quantität oder Qualität 
oder der Geldwert ist. Die Summe aller aus Einzelhandlungen hergeleiteter Spezial- _ 
voranschläge ist dann der „Generalvoranschlag“. Nun erscheint als weiteres 
Moment die Gegenüberstellung von Voranschlägen der gleichen, speziellen Hand- 
lung im Verbrauch und in der Erzeugung zur vorschauenden Bilanz; auch hier 
wieder eine parallele Unterteilung in Natural- und Geldwertbilanz. Die vor- 
schauende Geldwertbilanz hat, soweit die Gegenüberstellung von Verbrauch und 
Erzeugung, d.h. hier Ausgabe und Einnahme, von der Zeitlichkeit des Geld- 
flusses aus gesehen wird, nur den Zweck der Orientierung über diesen und ist 
Geldbilanz im engeren Sinne. Wird die vorschauende Geldbilanz aber unter dem 
Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit betrachtet, so ist dies die vollendetste und 
weitgehendste Art der Vorkalkulation: „Die vorschauende Reinertragsbilanz‘ ana- 


Vorschau für einen oder mehrere Vorgänge 
gesehen auf 


den Verbrauch (Voranschlag) die Erzeugung (Voranschlag) 


auf Naturalverbrauch auf mas auf Naturalerzeugung auf Geldwerterzeu 


a) ee Natural- Geld- a) quantitativ.| Natural- Geldvoranschlag 


Fa ee 


Vorschauende Naturalbilanz = Geldwertbilanz 


Warenbilanz Rohertragbilanz Geldbilanz ee Reinertragbilanz 


log der Waren- und der Rohertragsbilanz auf der Seite der Messung der naturalen 
Qualität und Quantität. Als Eigentümlichkeit der Pohlschen Definition mag noch 
anzuführen sein, daß sie auf der einen Seite eine kameralistische Stückrechnung 
ist, auf der anderen Seite eine kaufmännische Wertrechnung. Wie sich diese 
Zwiegestaltung in der Praxis auswirkt, soll näher im zweiten Hauptteil besprochen 
werden. 

Laurt) nennt die landwirtschaftliche Vorkalkulation die Vorausberechnung 
des Erfolges für Betriebsmaßnahmen. In der theoretischen Grundeinstellung 
stimmt er mit Pohl überein, lediglich im rechnungstechnischen Gang geht er andere 
Wege. Doch ist hier noch nicht der Platz, darauf einzugehen. 

v. d. Goltz?) legt in seiner Organisation zwei Gesichtspunkte zugrunde, 
die denjenigen von Pohl entsprechen. Er spricht von Folgen von Handlungen und 


!) Laur, Wirtschaftslehre des Landbaues, S. 252. 
®) v. d. Goltz, Handbuch der landwirtschafl. Betriebslehre, S. 543 ft. 
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ihrer Wirkung auf das statische und ökonomische Gleichgewicht, zwei Begriffe, die 
nur eine andere Formulierung der Begriffe vorschauende Naturalbilanz und vor- 
schauende Geldwertbilanz von Pohl sind. Es würde zu weit führen, sollte an dieser 
Stelle die Einteilung der Vorkalkulation nach Zweck und Ziel und rechnungstech- 
nischem Gang bei allen Autoren landwirtschaftlicher Betriebslehren angeführt wer- 
den. Grundsätzlich andere Einstellungen gibt es nicht. Nur stimmen Aereboe, 
Laur, Werner und andere natürlich in der technischen Ausgestaltung nicht 
miteinander überein. Doch wird im zweiten Teil der Arbeit der Ort sein, darauf 
zurückzukommen. An dieser Stelle muß eine Beschränkung auf das oben An- 
geführte genügen. Eine eingehende Würdigung müßte auch noch das Kapitel des 
technischen Aufbaues der Vorkalkulation erfahren. Es wäre zu zeigen, welchen 
Schwierigkeiten hier die Feststellung einer Zuschlagsgrundlage oder die Feststellung 
von Relationen zwischen Kosten und Ertrag überhaupt begegnen. Voraussetzung 
einer „Divisionskalkulation“ wäre die Einheitlichkeit der Leistungen, die aber 
durchaus nicht gegeben ist und auch nicht rechnungstechnisch konstruiert werden 
kann, da es sich, wie schon oben gesagt, nicht um Kuppelprodukte im fabrika- 
torischen Sinne handelt. — Gewiß gibt es einige einseitige landwirtschaftliche Be- 
triebe, in denen nur ein einziges Produkt als Hauptprodukt angesprochen werden 
kann (z. B. Schweinemästerei) und in denen alles andere als Nebenbetrieb zu den 
Kosien gerechnet werden kann, wodurch die Voraussetzungen für eine Divisions- 
kalkulation geschaffen sind. Im Normalfall entfallen aber im landwirtschaftlichen 
Betrieb mehrere Produkte, die in schlecht bestimmbaren Relationen zueinander 
stehen und in denen auf keinen Fall die Kosten relativ erfaßt werden können. Was 
könnte z.B. die Milchviehhaltung dafür, daß in diesem Jahre zufälligerweise die 
Witterung während der Heuernte schlecht war und daher die Selbstkosten des ihr 
gelieferten Heus über den normalen oder Marktpreisen liegen. Man sieht hier 
die Schwierigkeiten auf der Hand liegen. Es wird näher darauf eingegangen 
bei der Bewertungsfrage im folgenden Kapitel, hier sei nur das Grundsätz- 
liche angedeutet. Die gleiche Unmöglichkeit der Übertragung industrieller Me- 
thoden findet sich auch bei der „Zuschlagskalkulation“. Hier eine Grundlage zu 
finden, die in einigermaßen günstiger Korrelation zu irgendeinem Faktor steht, 
erscheint unmöglich. An späterer Stelle wird darauf zurückzukommen sein, es sei 
hier verwiesen auf das „Einheitsverfahren‘“, Kosten nach den Rohertragsanteilen 
zu verteilen !). 


5. Einstellung zur landwirtschaftlichen Betriebslehre und Stellung der 
Vorkalkulation dort. 


Ehe eine Beurteilung der Bedeutung der Vorkalkulation in der Landwirtschalt 
gegeben werden kann, erscheint es noch von Wichtigkeit, die oben angenommene 
Dreiteilung des allgemeinen betrieblichen Rechnungswesens in seiner Anwendung | 
und Bedeutung für die Landwirtschaft zu beleuchten. Da findet sich dann aus der 
Eigenart der landwirtschaftlichen Produktion heraus die Erscheinung, daß die in 
der industriellen Fertigung so stark betonten beiden Systemrechnungen, die Er- 
folgs- und die Kostenrechnung, an Bedeutung verlieren. Selbstverständlich wird 
ihr Wert und ihre Bedeutung nicht bestritten, aber gerade die Möglichkeit der 
Betriebskontrolle, des Erkennens von Krankheitserscheinungen, wird infolge der 
durch die Natur bedingten langen Dauer des Produktionsprozesses (ein Jahr), in 
die keine zwischenzeitlichen Erfolgsberechnungen (Monatsbilanzen) einbezogen 
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werden können, stark erschwert. Der Wirtschaftsführer wäre, stünden ihm nur i 
Jahreserfolgs- und Selbstkostenrechnung zur Verfügung, beinahe zur Blindheit ver- 
urieilt. Hier aber setzt gerade die Bedeutung der Vorkalkulation ein, als der Ver- 


— 


gleichsermöglichung zwischen einem _vor. Beginn des Produktions) 1sprozesses” angeleg- 
ten Plan und dem wirklichen Verlauf. Die Vorkalkulation, die den Wirtschalis- 
prozeß in einen “durchschnittlichen und voraussichtlichen Verlauf der Produktion 
eingespannt hat, zeigt hier die Abweichungen, die die jetzt speziell eingetretene 
Wirtschaftsperiode von einer normalen und durchschnittlichen hat. Dadurch gibt 
\sie der Führung Gelegenheit, rechtzeitig einzugreifen, umzustellen, kurz, sie macht 
\den Organisator sehend. Es könnte eingeworfen werden, daß ein Vergleich mit 
den Aufzeichnungen abgelaufener Jahre den gleichen Dienst versähe. Dem ist aber 
nicht so. Es ist immer im Auge zu behalten, daß die landwirtschaftliche Produktion 
keine so einheitliche ist wie die industrielle; der landwirtschaftliche Unternehmer 
findet die Wirtschaft jedes Jahr in einem anderen Anfangsstadium, in einer wenig- 
stens teilweise geänderten Organisation, in einer anderen Kräftezusammenstellung, 
und das ist hier um so bedeutungsvoller, als der landwirtschaftliche Betrieb ein 
lebendiges Ganze ist, bei dem nicht einzelne Teile verstärkt, vermindert, zugefügt 
oder herausgenommen werden können, ohne umwälzenden Einfluß auf das Ganze. 
Der Wert der Buchführungsunterlagen und der Kostenerfassung vergangener Jahre 
soll natürlich nicht verkannt werden. Stützt sich doch gerade die _Vorkalkulation 
'auf diese Unterlagen, aber es ist eben zu warnen vor der Auffassung, daß ein Ver- 
gleich des laufenden Wirtschaftsjähres mit abgelaufenen Perioden allein schon d die 
Möglichkeit zur vollen Erkenntnis der gegenwärtigen Lage gewährleistet. Neben 
dieser einen Seite der Jandwirtschaftlichen Vorkalkulation findet sie sich auch in 
der Bedeutung, in der ihre Stellung in der allgemeinen Betriebslehre gewürdigt 
wurde, als Werkzeug des Wirtschaftsführers zur Beantwortung einer großen Zahl 
von einzelnen Fragen, die mehr oder weniger wichtig, einen mehr oder weniger 
großen Einfluß auf den Gesamtbetrieb ausüben; so kommt für die Vorkalkulation 
die Stellung in Betracht, die sie einnimmt in der Beurteilung aller Rentabilitäts- 
fragen, bei Änderung der Produktion oder Aufnahme eines neuen Betriebs- 
zweiges usw. — Eine weniger große Rolle als in der industriellen Unternehmung 
spielt drittens die Frage der Preisbildung bei der landwirtschaftlichen Vorkalkula- 
tion. Die Preise treten von außen an den einzelnen Betrieb heran, wenn sie 
allerdings auch durch die Kosten einer Gesamtheit von Betrieben (soweit nicht 
Weltmarktpreise) bewirkt sind. Hier kommt dann nur eine Kontrolle der 
Preise in Frage, anderseits bildet diese Seite den Übergang zu den Problemen 
der Rentabilität. Wenn der Preis gegeben ist, fragt es sich nur noch, ist 
bei dieser Gegebenheit die Rentabilität gewährleistet oder nicht. Die Preis- 
kalkulation wird also hier ersetzt durch die Kalkulation der voraussichtlichen 
Kosten, und es erhebt sich dann die Frage für die Betriebsleitung, ob bei solchen 
Kosten — sofern sie sich nicht noch drücken lassen — und bei den gegebenen 
Preisen die Produktion rentabel bleibt. Zusammenfassend könnte man die Zwecke 
und Ziele der Vorkalkulation in der Landwirtschaft wie folgt feststellen. Der Be- 
griff der Vorkalkulation oder, wie ihn Pohl nennt, der Vorschau, ist ein weiterer 
als der der Kalkulation in der Industrie. In der Landwirtschaft gehören nicht nur 
die tatsächlichen Rechnungen zu diesem Gebiet, sondern auch alle Erwägungen, 
ja sogar die Ergebnisse der Nachkalkulation und Statistik, soweit sie geeignet sind, 
Schlüsse für die Zukunft zuzulassen. Allerdings ist dieser Unterschied nicht 
generell, sondern nur graduell, da auch in der Industrie eine Verwertung der Zahlen 
der Statistik usw. ohne eigentliche neuere Rechnungen in der Vorkalkulation statt- 
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findet; unterschiedlich ist nur das starke Überwiegen der imponderabilen Faktoren 
in der Landwirtschaft, für die sich überhaupt kein zahlenmäßiger Ausdruck finden 
läßt, und welche der gesamten Vorkalkulation die Tendenz des Erwägens statt des 
genaueren Veranschlagens aufdrücken. Die Vorkalkulation ist, wie die Statistik, 
keinem einheitlichen Rechnungsziel unterworfen und nicht in ein starres System 
eingezwängt. Gerade in ihrer großen Beweglichkeit und der Abstellung auf die 
Beantwortung vieler Fragen, erstreckt sich ihr Wirkungsbereich sowohl auf die 
einfache Feststellung eines Kostenbegriffes für einen Einzelteil oder der Produk- 
tion eines Betriebsmittels, als auch auf die vergleichende Gegenüberstellung aller 
voraussichtlichen Aufwendungen und Erträge. So ist der Bereich ihrer Anwen- 
dungsmöglichkeit und ihrer Ziele in einen weiten Rahmen gespannt, und man stößt 
von hier aus von selbst auf die Frage der Möglichkeit der Auswertung dieser Er- 
gebnisse sowohl von Gesamtkalkulationen als auch kalkulatorischer Einzelrech- 
nung; und hier ist der Kreis der Betrachtung wieder geschlossen, hier kann zu- 
rückgegriffen werden auf ihren Ausgangspunkt, auf die erste Unterscheidung der 
Kalkulation in Direktions- und Organisationskalkulation. Ihr Zweck ist demnach 
Betriebskontrolle, Anleitung zu Rentabilitäts- usw. fragen, Produktionskostenermitt- 
lung (Preisbildung). 


6. Entwicklung der landwirtschaftlichen Vorkalkulation. 


Von einer Entwicklung der Vorkalkulation kann nur insofern gesprochen wer- 
den, als sie, wie das im zweiten Teil auch noch gezeigt werden soll, sich sehr stark 
stützt auf die Technik der Landwirtschaft und mit deren Verbesserungen und Ände- 
rungen Schritt zu halten gezwungen ist. Man denke dabei z.B. an die noch von 
Thünen und K. v. Wulffen eingeführte und betonte Statik als besondere Diszi- 
plin der Landwirtschaftslehre. — Statik = Lehre von der” Herstellung des Gleich- 
gewichts in bezug auf Einnahme und Ausgabe an pflanzenerzeugenden Boden- 
kräften. — Durch die späteren Forschungen von J.v.Liebig und anderen und die 
tiefere Einsicht in das Wesen der Pflanzenernährung und durch die Gewinnung 
und Anwendung künstlicher Düngemittel ist die Bedeutung der Statik gesunken 
und spielt nur noch eine untergeordnete Rolle in der Frage der physikalischen Be- 
schaffenheit des Bodens. Damit ist aber auch die Bedeutung des von v.d. Goltz 
herrührenden Begriffs des statischen Gleichgewichts und der vorschauenden Na- 
turalbilanz relativ gesunken, und es bleibt neben den Sonderrechnungen für spe- 
zielle Zwecke nur noch die Frage nach dem ökonomischen Gleichgewicht für den 
Organisator von Bedeutung. In neuerer Zeit geht die Entwicklung dahin, daß nicht 
mehr die Zweckmäßigkeit der Ausdehnung usw. von ganzen Betriebszweigen kalku- 

latorisch ermittelt werden soll, sondern die letzte noch lohnende Aufwandseinheit, 
also die Rentabilität einzelner Betriebsmaßnahmen, gesucht wird. Doch darüber 
ausführlich erst später. 
7. Anwendung in der Praxis. 


Trifft man so in der wissenschaftlichen landwirtschaftlichen Betriebslehre eine 
sehr ausgebaute Systematik, so muß es um so mehr verwundern, daß die Praxis 
so wenig Schritt hält. Wiederum läßt sich dieser Umstand aus der Differenzierung 
der Verhältnisse in der Praxis und der Eigenart der landwirtschaftlichen Produk- 
tionsweise erklären. Von den Gründen seien einige aufgeführt: 

Es gibt keinen Buchführungszwang, obgleich viele Autoritäten auf dem Gebiete 
des landwirtschaftlichen Rechnungswesens ihn wünschen — z.B. Howard schon 
seit 1882 —, und wo der nicht ist, ist erst recht nicht Gelegenheit genommen, 
auf Grund dieses ersten Schrittes zu einem systematischen Rechnungswesen, an 
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den weiteren Aufbau zu denken. So sieht man sogar in der Praxis, daß vielfach 
dieser erste Schritt unterblieben ist, und doch zum Beispiel mit Hilfe von frem- 
den Aufzeichnungen (lokaler Statistik) Unterlagen für die Vorkalkulation gefunden 


werden. 
Die Verschiedenartigkeit der Anwendung liegt auch in der Größe des Besitzei 


begründet. f 
Ebenfalls in der Persönlichkeit des Unternehmers und seinem geistigen Niveau 
finlet man die größten Unterschiede. Vom kleinen Bauer, der es macht wie der 
Vater oder Großvater, oder wie der Nachbar, auf den er schimpft, bis- zu eben 
diesem, der seinen Handlungen die Erkenntnis aus einem ausgebauten System be- 
trieblichen Rechnens zugrunde legt. Die Lage des Gutes und die daraus bedingte 
Intensität der Bewirtschaftung spielen ebenfalls eine bedeutende Rolle. 

Dies sind einige der hauptsächlichsten Faktoren, Faktoren, die wiederum zum 
Teil unter sich in Wechselwirkung stehen. In jedem landwirtschaftlichen Betriebe 
treten zahlreiche Kalkulationsrechnungen an den Landwirt heran, und es ist im 
Rahmen dieses theoretischen Teiles nicht möglich, auf alle die rechnungsmäßigen 
Erwägungen, die in Frage kommen können, einzugehen. Es seien nur beispiels- 
weise einige Fragen herausgegriffen, welche die Landwirte sich vorzulegen haben: 

Läßt sich durch eine Änderung des Verhältnisses von Acker und Wiese der 
Gesamtertrag der Wirtschaft steigern ? 

Ist es zweckmäßig, eine Änderung im Anbauverhältnis der Ackerfrüchte vor- 
zunehmen, und wie weit soll der Anbau dieser oder jener Frucht ausgedehnt oder 
eingeschränkt werden ? 

In welchem Umfange soll die Milchviehhaltung betrieben werden? 

Wie weit darf man mit den Kraftfutterzulagen gehen ? 

Wie erhöhen sich die Einnahmen und vermehren sich die Ausgaben, wenn 
der Aufwand an Handelsdünger gesteigert wird? 

Es ist ferner eine wichtige Aufgabe der Kalkulation, dem Landwirt Klarheit 
darüber zu verschaffen, ob und bis zu welchem Umfange die Futterstoffe durch 
die Viehhaltung oder eine andere Art der Verwendung eine höhere Verwertung 
finden. Die Zahl der Rentabilitätsfragen ist groß. Alle laufen aber auf die Frage 
hinaus, wie Änderungen nach dieser oder jener Richtung hin auf den gesamten 
Rohertrag bzw. Reinertrag und die gesamten Wirtschaftskosten einwirken. Die 
Anwendung geht von der einfachen gelegentlichen Kalkulation eines Spezialzweiges 
bis zur ausgedehnten, durch Nachkalkulation und die Ergebnisse einer doppelten 
Buchführung nachkontrollierten und revidierten Durchführung eines umfassenden 
Systems der Vorkalkulation. 


8. Einteilung der rechnungstechnischen Unterlagen und Möglichkeiten. 

Im zweiten Hauptabschnitt ist der Versuch gemacht, die Voraussetzungen 
und die Gestaltung, wie sie hier an den theoretischen Erwägungen über die An- 
wendungsmöglichkeit erörtert wurden, auf die Praxis zu übertragen und eine 
Einteilung in einer horizontalen und vertikalen Richtung vorgenommen. 

Horizontal gesehen zeigt die Einteilung den mehr oder weniger ausgeprägten 
Grad von Systematik, wie er sich aus den Unterlagen ergibt, auf die sich die Vor- 
kalkulation aufbaut, von der gelegentlichen Sonderrechnung für einen speziellen 
Zweck auf Grund einer einfachen Buchführung oder einfacher Aufzeichnung des 
Kostenflusses im ganzen über die Vorkalkulation auf Grund mittlerer Werte, wie 
sie eine allgemeine Betriebsstatistik gibt, bis zum ausgebauten System, welches 
sich teils stützt, teils ergänzt wird durch die Unterlagen der doppelten Buchfüh- 
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rung und Kostenrechnung und zu der wissenschaftlichen Zusammenstellung der 
Buchführungsergebnisse einer Menge gleichartiger oder ähnlicher Betriebe in einer 
Betriebserhebung, einer betriebswirtschaftlichen Statistik. 

Vertikal gesehen wird eine Unterscheidung vorgenommen zwischen den einzel- 
nen Arten der Veränderungsrichtungen, denen eine Unternehmung ausgesetzt ist 
— im Gegensatz zur kaufmännischen Unternehmung die landwirtschaftliche im 
größeren Umfange. — Außer dem speziellen Risiko der Unternehmung und dem 
Risiko des Marktes, welchen beiden jeder Betrieb unterworfen ist, ist für land- 
wirtschaftliche Unternehmen noch von besonderer Bedeutung das Risiko des 
Klimas. Wiederum bestehen, wie später noch gezeigt werden soll, Wechselwir- 
kungen zwischen diesen drei Hauptarten von Risiko, und es ist Sache des Organi- 
sators, die relative Wertschätzung der einzelnen Ermittlung vorzunehmen. 

Wieweit in der Praxis die Rechnungstechnik der in diesem Abschnitt an- 
genommenen doppelten Gliederung gerecht wird und wo ihre Grenzen liegen, soll 
im folgenden behanielt werden. 


C. Voraussetzungen und Gestaltung der landwirtschaftlichen 
Vorkalkulation. 


I. Horizontal gesehen: Unterlagen. 
1, Eigenbetriebliche Rechnungen. 


a) Allgemeines. 


Die Vorkalkulation ist immer, obgleich sie Zukunitswerie zu ermitteln sucht, 
gebunden an Vergangenheitspreise, wobei natürlich zu betonen ist, daß die Be- 
triebsleitung sich grundsätzlich von der Erwägung leiten zu lassen hai über die 
Veränderungen, die der Betrieb in der Zukunft erleiden wird, wenn eben auch die 
Maßstäblichkeit der Vergangenheitswerte nicht entbehrt werden kann. Die Ein- 
teilung dieses Abschnittes ist in zweifacher Weise vorgenommen, erstens nach den 
Unterlagen der Rechnungsführung in solche, die eigenbetrieblicher Rechnung ent- 
springen, also auf den speziellen Betrieb zugeschnitten sind und seiner Eigenart 
demnach am hesten entsprechen, und solche, die aus einer Betriebsstatistik für 
mehrere gleichartige bzw. ähnliche Betriebe stammen und Einsichten, welche der 
einzelne Betrieb allein nicht zeigen bzw. als allgemeingültig beweisen kann, in 
ihrer Tendenz klarlegen; und zweitens, da der landwirtschaftliche Produktions- 
prozeß kein einheitlicher ist und die Faktoren zahlreich sind, die auf seinen Ver- 
lauf einwirken, nach der Würdigung und relativen Wertschätzung dieser haupt- 
sächlichsten Faktoren bzw. Faktorengruppen. Es können für diesen zweiten Teil 
allerdings nur einzelne Beispiele gezeigt werden; sollten alle Faktoren Berück- 
sichtigung finden, so würde sich die Arbeit zu einer Bearbeitung aller Fragen 
landwirtschaftlicher Betriebsführung und Technik ausweiten müssen. 

Bei der Einteilung der Unterlagen innerbetrieblicher Natur erhebt sich die 
Frage nach dem Begriff der einfachen Buchführung und der doppelten Buchhaltung, 
wie er in der Landwirtschaft üblich ist, und weiter nach den Angaben, die beide 
vermitteln und die für eine Kalkulation brauchbar sind. 

Laurli) sagt in Grundlagen und Methoden usw.: „Der Unterschied zwischen 
einfacher und doppelter landwirtschaftlicher Buchführung liegt in der Behandlung 
des Kontos Landwirtschaft. Die einfache Buchhaltung stellt das Betriebsergebnis 
als Ganzes, die doppelte Buchhaltung nach Zweigen dar. Die einfache Buchhaltung 


Y) Laur a. a. O. S. 119ff, dem Sinne nach zitiert. 


kontrolliert nur den Verkehr des Gutes mit dem Markt, den nicht landwirtschaft- 


lichen Geschäftszweigen des Unternehmers und den Verbrauch, die doppelte Buch- 


haltung kontrolliert auch den Verkehr innerhalb des Gutes. Bei der einfachen 


Buchhaltung mit erweitertem Abschluß wird der Rohertrag einerseits, der Auf- 
wand anderseits in systematischer Weise gegliedert, ohne daß aber für die ein- 


zelnen Betriebszweige die Differenz zwischen Rohertrag und Aufwand ausgerechnet. 
werden könnte, da einmal der interne Verkehr des Gutes nicht kontrolliert wird 
und sodann die Gliederung des Aufwandes einerseits, diejenige des Rohertrags 


anderseits nicht miteinander übereinstimmen. Das Wesen der drei landwirt- 


schaftlichen Buchhaltungssysteme (Laur spricht noch von einem dritten als 
demjenigen, welches den Übergang von der einfachen zur doppelten Buchhaltung 
bildet, d.i. die einfache mit erweitertem Abschluß), läßt sich in folgenden Glei- 
chungen, die sich aber nur auf das Konto Gut beziehen, darstellen: 


1. Einfache Buchhaltung: Reinertrag = R — A 
2. Einfache Buchhaltung mit erweitertem Abschluß: 


Reinerragg = (rn, rn +r:.:.)—l+a, +0...) 
3. Doppelte Buchhaltung: 


Reinertrg = (r — a) + (nn — a) + — a) + (3%)... 
R = Rohertrag; A == Aufwand; r, r,, ra, . .. — Teile des Rohertrages, a, a,, Q, 
— Teile des Aufwandes.* 
Oder mit anderen Worten: Die einfache landwirtschaftliche Buchführung sucht 
zu ermitteln, welchen Reinertrag der Betrieb im ganzen abgeworfen hat, die dop- 


pelte landwirtschaftliche Buchführung stellt sich die Aufgabe, festzustellen, wie 
hoch sich der Reinertrag für jeden einzelnen Betriebszweig, z. B. Getreidebau, Vieh- 


haltung u. a.. stellt. Sie zerlegt den landwirtschaftlichen Betrieb in eine Reihe von 
Betriebszweigen und betrachtet die einzelnen Zweige als selbständige Sonder- 


betriebe. Für jeden einzelnen Betrieb wird ein besonderes Konto geführt, auf dem 


natürlich nicht nur die sämtlichen baren Einnahmen und Ausgaben belastet und 


erkann{ werden, sondern auch alle Lieferungen zwischen den einzelnen Konten, 
sowohl Zu- und Abgang von Vieh und Naturalien (Heu, Stroh, Dünger u. a.) wie 


auch die von Menschen und Spannvieh geleisteten Arbeiten. Die Auflösung des 


landwirtschaftlichen Betriebes in verschiedene selbständige Konten geschieht haupt- 


sächlich zu dem Zweck, um am Ende des Wirtschaftsjahres feststellen zu können, 
welche Betriebszweige den verhältnismäßig größten Reinertrag abgeworfen haben. 
Diese Ergebnisse sollen dann für den Wirtschaftsführer ein Fingerzeig sein, die 
Zweige, welche nur einen geringen Reinertrag abwerfen, einzuschränken oder 
ganz fallen zu lassen, dagegen die rentableren auszudehnen. Es soll namentlich 
auch mit Hilfe dieser Buchführungsform die Höhe der Produktionskosten für eine 
Einheit Getreide, Fleisch, Milch usw. festgestellt und aus der Differenz zwischen 
den Verwertungskosten und Herstellungskosten der Erzeugnisse die Rentabilität 
der einzelnen Betriebszweige beurteilt werden. (Ob so unmittelbar aus der Konten- 
zergliederung der doppelten Buchhaltung Rückschlüsse auf die Rentabilität, kurz 
auf die gesamte Betriebsgebarung gezogen werden können, soll hier vorläufig noch 
dahingestellt bleiben.) Für die Zwecke der Vorkalkulation liegt der große Unter- 
schied zwischen den beiden Buchhaltungssystemen darin, daß bei der einfachen 
Buchhaltung alle Bewertungsfragen der marktlosen und der an andere Betriebs- 
zweige gelieferten Produkte, kurz, der gesamten Bewegungen im inneren Verkehr 
von Fall zu Fall von der Kalkulation selbständig gelöst werden müssen auf Grund 
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yon Schätzungen, die in der Luft hängen, während diese Bewertungen bei der 
doppelten Buchhaltung in dieses System schon eingespannt sind und darin eben 
schon eine Kontrolle wieder liegt. Mag hier ein einzelner Wertansatz zu hoch oder 
zu niedrig sein, so ändert das wenigstens nichts an der Beurteilung des Gesamt- 
reinertrages, da ja nur ein anderes Konto zuviel oder zu wenig belastet bzw. er- 
‘kannt worden ist, und die Rentabilität eines Einzelgliedes der Wirtschaft noch 
keinen direkten Schluß zuläßt auf seine Bedeutung für den Gesamtbetrieb, son- 
dern erst aus den Relationen zu den anderen Zweigen ein Schluß möglich wird. 
Ehe aber zu den eigentlichen Kalkulationsrechnungen Stellung genommen wird, 
erscheint eine nähere Betrachtung der Bewertungsfragen notwendig. 


b) Bewertungsfragen. 


Da die Bewertung des Selbstverbrauchs und der Vorräle nicht objektiv ge- 
geben, zum Teil von der persönlichen Meinung des Schätzers abhängig ist, kommt 
in das Rechnungswesen eine gewisse Unsicherheit, die mit der Größe dieses 
innerbetrieblichen Güteraustausches zunimmt. Die von der Wirtschaftslehre des 
Landbaues aufgestellten Bewertungsgrundsätze haben die Aufgabe, diesen persön- 
lichen Einfluß zu eliminieren und das Betriebsergebnis auf allgemein gültigen 
Grundsätzen aufzubauen. Auf diesem Gebiet möchte sich die Arbeit anschließen 
an die Grundsätze, die Laur aufgestellt hat, welche von der landwirtschaftlichen 
' Betriebslehre fast allgemein anerkannt und übernommen worden sind, und denen 
ı er in seinem Werk über die Grundlagen usw. ein umfangreiches Kapitel gewidmet 
‚ hatl). Verfasser hat versucht, diese Gedankengänge in einem Schaubild zu 
' fixieren, und sie sind mit je einem Beispiel versehen worden, um auch dem 
Nichtlandwirt ein schnelles Eindringen in diese Materie zu ermöglichen (siehe 
Schaubild Seite 306). Wert im allgemeinen soll angeben, welche Geldmenge dem 
zu schätzenden Vermögensbestandteil gleichzusetzen ist. Die Oberbegriffe An- 
schaffungswerte und Absatzwerte sind klar — also grundsätzlich scharfe Trennung 
zwischen Ankaufs- und Verkaufswerten. — Produktionskostenwert, Preis loko Hof 
sind Anschaffungswerte, in denen einerseits die aufgewandte Arbeit, anderseits .das 
aufgewandte Geldkapital Hauptfaktor ist und dem Wert den Namen gegeben hai. 
Besondere Art des Absatzwertes ist der Veredelungswert, wobei der Rohstoff nach 
dem Verkaufswert des Endproduktes geschätzt wird. Was die „relativen“ Werte 
' angeht, „so hat man es in sehr vielen Fällen in der Landwirtschaft mit nicht- 
 marktgängigen Produkten zu tun, deren Marktpreise, Produktionskosten und Ver- 
_ edelungswerte nicht bekannt sind. Zur Wertermittlung bedient man sich hier einer 
Hilfsmethode, bei der es sich um die Übertragung eines bekannten Wertes auf 
ein zu schätzendes Erzeugnis handelt. Maßstab für die Relation ist der wirtschaft- 
liche Nutzen‘ (siehe auch Beispiele im Schema). In der Feststellung und Gegen- 
überhaltung der verschiedenen Werte, bezogen auf alle wichtigen landwirtschaft- 
lichen Produkte und Produktionsmittel, liegt eine wichtige Handhabe der Kalku- 
lation, speziell auch der Vorkalkulation zur Erkenntnis wirtschaftlicher Vorgänge. 
Denn in der Buchhaltung wie in der Kalkulation kommt natürlich nicht nur eine 
einzige Art der Bewertung in Frage, sondern alle Bewertungsarten laufen neben- 
einander her und erhalten für die Zwecke der Betriebskontrolle und Anleitung 
Bedeutung erst in ihrer Gegenüberstellung. Beispiel: Ist bis jetzt ein Futtermittel 
(Heu) verkauft worden, so steht es mit dem Verkaufswert zu Buch. Soll nun er- 
wogen werden, ob das Heu nicht besser auch im Betriebe, z. B. durch vermehrten 


1) Laur a. a. O. S. 26ft. 
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Viehbestand oder intensivere Fütterung verbraucht werden soll, so ist der oben 


eingestellte Verkaufswert nicht einfach als gegeben zu übernehmen, sondern es 
muß der Veredelungswert bzw. der relative Veredelungswert genommen werden, 


Bewertungsarten 
1 Anschaffungswerte 


\ 
N 
| 

1.Gestehungskostenwerte 2. Relativer Ankaufswert 3. Relativer Produktions- | 

ostenwertf | 
| | 

a) Ankaufs- |b) Produkt.- | aln.d.Ge- |b)n.d.Ge-|c)nach d.| a) nach der | b) nach der 


wert (auf Kostenwert | brauchs- | brauchs-| Rente Gebrauchs- Gebrauchs- | 
Hof) (im eigenen | wirkg. z. | wirkg. z.| (Ertrags-| wirkung: z. wirkung z. | 
Betrieb) . Produkt. | Konsum wert) Produktion Konsum 


Beispiele zu: 
. a) Preis des Heus, auf den Hof geliefert; b) Produktionskosten der Kartoffeln. 
. a) Wert der Runkeln, gemessen am Ankaufspreis der Kartoffeln; b) Wert eines Kalbes 
(notgeschlachtet) gemessen an der Ausgabeersparnis im Haushalt durch Verwendung 
dort; c) Kapital = 2Ödfacher Zins (4 V. H.), also Ertragswert = 25fache Rente. | 
. a) Bewertung der Runkelblätter nach den Produktionskosten des Heus; b) Bewertung des 
von der Viehversicherung bezogenen Fleisches nach den Produktionskosten des Schweine- 
fleisches unter Berücksichtigung der Qualität. 


a 


DV 


os 


Il. Absatzwerte 


ee 


1. Verkaufswert 2. Relat. Verkaufswert 3. Veredlungswert 4. Relat. Veredlungs- 
(ab Hof) wert nach d.Gebrauchs- 


wirkung zur Produktion 


alnachd Ge- 
brauchswirkg. 
z. Produktion 


b) nach d. Ge: 
brauchswirkg. 
zum Konsum 


c) nach der 
Rente (Er- 
tragswert) 


Beisp ele zu: j a hl 
1. Verkaufspreis der Kartoffeln. 
2. a) Wert der Runkeln, gemessen am Verkaufspreis der Kartoffeln; b) Wert des Torfes, ge- 
messen an der Heizkraft und dem Verkaufspreis des Brennholzes; c) s. oben unter 2c. 
3. Wert des Obstes, gemessen am Preise des Obstweines. 
4. Wert der Runkeln, gemessen am Veredlungswert des Heus. 


und aus dem Vergleich beider Werte ergibt sich erst ein Hinweis auf die Rentabi- 
lität der bezweckten Umstellung. 


c) Einfache Buchhaltung. 


Mit der Berechnung der absoluten Höhe des Reinertrages, des Einkommens, 
der Kapitalverzinsung, des Arbeitsverdienstes, des Verbrauchs und der Vermögens- 
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\ veränderung ist das System der einfachen Buchhaltung abgeschlossen. Diese Ergeb- 
ı nisse lassen sich nun statistisch und damit vorkalkulatorisch auswerten, indem 
‚ irgendeine der ermittelten Größen als Vergleichsmaßstab anderer dient. Das 
Anbauverhältnis wird absolut und in prozentischer Verteilung festgestellt, oder 
die Arbeitsleistung reduziert auf eine Einheit „Männerarbeitstage‘“ oder in Be- 
, ziehung gesetzt zum Rohertrag, zum Gesamtkapital usw. Reinertrag wird ge- 
, messen am Kapital oder an der Kulturlandgröße oder an der Arbeitsleistung. Bei 
allen Feststellungen kann es sich bei der einfachen Buchhaltung aber immer nur 
um Gesamtgrößen handeln, eine Feststellung z.B. von Produktionskosten, über- 
‚ haupt von Beziehungen einzelner Aufwands- oder Ertragsteile zueinander, kann 
ohne besondere Hilfsrechnungen nicht ermittelt werden. Grundlagen, zu denen 
eine Maßstäblichkeit des Reinertrages oder einzelner Teile exakt nachzuweisen 
wäre, lassen sich hier nicht feststellen. Die Vorkalkulation kommt hier also fast 
ohne eigenes Rechnungswerk aus. Sie beschränkt sich fast ganz auf gefühls- 
mäßiges Erfassen von Veränderungen, welche aus dem Vergleich abgelaufener 
Wirtschaftsjahre herausgelesen werden können. Rechnungstechnisch bedeutet hier 
Vorkalkulation fast nur Statistik bzw. Lesen von Statistik. Man könnte immerhin 
die Folgen einer Betriebsänderung einschätzen nach der geldlichen Seite, in der 
sie sich auswirken würde. Man müßte sich begnügen mit einer mutmaßlichen 
Abschätzung des infolge der Verschiebung veränderten Geldflusses: Welche neuen 
Einnahmen bzw. Ausgaben bringt die Veränderung mit sich, welche früheren Ein- 
nahmen bzw. Ausgaben kommen in Fortfall? Natürlich nur die Geldseite einer Ver- 
änderung läßt sich feststellen, andere Einflüsse auf die Intensität, Arbeits- und 
Kapitalintensität, Verschiebung der Risiken lassen sich hier rechnungsmäßig nicht 
ableiten. Immerhin kann man solch eine Geldrechnung in Kontenform aufstellen, 
die auf jeden Fall besser ist als ein völliges Tappen im Dunkeln. Irgendwelche 
Ansprüche auf Genauigkeit wird die Rechnung wegen der Unmöglichkeit, viele 
darin enthaltenen Wertansätze genau festzulegen, nicht machen dürfen. Ihre 
Brauchbarkeit steht in enger Beziehung zu der Erfahrung, dem Schätzungsver- 
mögen und der Urteilskraft des Rechnungsführers. Es mag nochmals gesagt sein, 
daß bei diesem Stadium der Rechnungsführung die Vorkalkulation sich beschränken 
muß auf eine Nachforschung der Statistik und deren Verhältniszahlen auf eine in- 
zwischen eingetretene Veränderung hin, und nur eine allgemeine Lehre aus der 
Vergangenheit ziehen kann, einen aus dem Wirtschaftsablauf festgestellten Fehler 
nicht mehr zu machen. Losung und Lehre ist also nur ein allgemeines „Besser- 
machen‘, dieses um so wirksamer, je tüchtiger und erfahrener der Wirtschafts- 
leiter. Die Vorkalkulation bewegt sich hier noch auf einer Vorstufe. 


1 d) Einfache Buchhaltung mit erweitertem Abschluß. 


Anders wird die Lage, wenn neben den Grundrechnungen der einfachen Buch- 
führung Sonderrechnungen geführt werden, die auf dem Wege eines allmählichen 
Überganges von der einfachen zur doppelten Buchführung liegen. Es handelt sich 
hei der erweiterten einfachen Buchhaltung in der Hauptsache um eine detailliertere 
Verteilung des Kassenverkehrs und der laufenden Guthaben und Schulden. Während 
die einfache Buchhaltung nur den Reinertrag nachweist, werden hier auch Höhe 
des Aufwandes und Rohertrages und, was das wichtigste ist, deren ungefähre 
Quelle gezeigt. Es ist nun aber nicht so, daß auf jedem Unterkonto (es erfolgt die 
bekannte Einteilung in Bestands-, Aufwands-, Rohertrags- und Schlußrechnungs- 
konten) zueinander gehörige Aufwands- und Ertragsteile (korrespondierend) fest- 
gestellt werden, sondern jedes Konto zeigt nur dessen Anteil am Aufwande und, 
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da es auch nur die Anteile am Markt- bzw. Geldverkehr genau zeigt, kann es den 
inneren Verkehr des Gutes nicht exakt erfassen. Aus dieser Methode ergeben sich 
weitere Möglichkeiten in der statistischen Auswertung der Ergebnisse der Konten- 
zergliederung, prozentischer Auswertung von Aufwands- und Rohertragsanteilen. 
Die Berechnungen gehören wieder in das Gebiet der Statistik und haben hier nur 
insofern Interesse, als sich eben aus diesen Angaben der prozentischen Beziehun- 
gen einzelner Größen Fehler der Vergangenheit auf ihre Ursache hin zurückführen 
lassen, und aus dem Vergleich vieler Jahre allgemeine Tendenzen der Wirtschafts- 
führung herauszulesen sind. Eine genauere Rechnung ergibt sich für die Fest- 
stellung der Produktionskosten. Annahme für diese Rechnung ist, daß sich die 
Produktionskosten proportional zu den Rohertragswerten der Einzelkonten ver- 
halten. Es setzt dies eine provisorische Bewertung der Roherträge voraus. Sie 
kann nach Marktpreisen oder nach relativen Ankaufswerten erfolgen (siehe oben 
Bewertung). Der Gang der Rechnung ist folgenderi): Man setzt für das gesamte 
Aktivkapital einen Normalzins fest, den man haben müßte, zieht diesen Reinertrag 
vom wirklichen Reinertrag ab, die Differenz, die positiv und negativ sein kan, ist 
die „Reinertragsdifferenz“. Diese wird jetzt in prozentuale Beziehung gesetzt zum 
Rohertrag. Die Prozentzahl gibt an, um wieviel die erlösten Preise und die er- 
rechneten Werte der Teilroherträge durchschnittlich erhöht bzw. erniedrigt werden 
müssen, um gleich den Produktionskosten zu werden. 


Er 


Beispiel: 

1. Rohertrag — .# 20 000.— 

2. Reinertrag a h 
5 Zinsansprüche des Aktivkapitals von e# 130 000.— zu 4,5°/, =.# 5850.— 
4. Reinertragsdifferenz 5850 — 3850 —= .# 2000.— = 10°/, des Rohertrages. 


Es wurde für die wichtigsten landwirtschaftlichen Erzeugnisse folgende Ver- 
wertung erzielt: 


Weizen . . 2# 60.— je 100 kg Milch . . .2# 40.— je 100 kg 
Roggen . . „ 50.— ,„ 100 „ fette Schweine ,„ 400.— „100 „ 
Hafer. . ‚32. nur Bl, en On „ Ochsen . „ 300.— „100 „ 


Da die Preise erst durch eine Erhöhung um 10% neben Deckung aller 
Kosten auch das Anlagekapital verzinsen, können die Produktionskosten geschätzt 
werden für: 


Weizen . aufe# 66.— je 100kg Milch. . . auf«.Z 44.— je 100 kg 
Roggen . „ „ 55.— „100 ,„ fetteSchweine „ , 440.— „100 , { 
Hafer . real : DDr AU „ Ochsen . „ „ 330.— „ 100 ,, 


u 


Diese Methode ließe sich als eine proportionale (analog der Zuschlagskalku- 
lation in der Industrie kumulativ) bezeichnen. Man kann aber auch den Stand- 
punkt vertreten, daß nur die Haupteinnahmequellen die Kosten zu tragen hätten, 
während die anderen Konten als Vermittlungskonten aufgefaßt werden, die sich 
sowieso saldieren sollen. Die Produktionskosten der nicht berücksichtigten Zweige 
sind in diesem Falle gleich der erzielten Verwertung, die der Hauptzweige gleich 
den prozentig erhöhten Verwertungen. Angenommen der Rohertrag von 46 20 000.— 
setzt sich wie folgt zusammen: 


ee fe a ern Bene 


!) Beispiel und Be > dieser Proportionalrechnung dem Sinne nach zitiert aus 
Laur a. a. O. S. 179 
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Milch» uni: : seh ae 10.000, 
Sch weine" an Art 3000, 
Weizen Re 2:800.> 


Summa Hauptzweige 4 15 500.— 
verschiedene Nebenzweige „  4#500.— 


H 20 000.— 


Das Defizit von 6 2000.— wird den Hauptzweigen ganz zur Last geschrieben, 
Vom Rohertrag der Hauptzweige im Betrage von 46 15500.— macht 46 2000.— 
130% aus. So ergeben sich folgende Produktionskosten: 


Milch . . .# 45.20 je 100 kg 
Schweine . ,„ 452.— „ 100 „ 
Weizenz em .5 61.80: 1007, 


Diese Methode zeigt eine gewisse Verwandtschaft mit der elektivren Methode 
der industriellen Zuschlagskalkulation. Der Unterschied liegt natürlich in dem 
verschiedenen Charakter der einzelnen Rechnungsposten und überhaupt dem Aus- 
gangspunkt der ganzen Rechnung. Hier wird von den Preisen und einer ge- 
schätzten „angemessenen“ Verzinsung des Gesamtkapitals rückwärts geschlossen 
auf die Kosten, während bei der industriellen Kalkulation der Vorgang doch ge- 
rade umgekehrt verläuft. Das ist ja eben die Hauptschwierigkeit landwirtschaft- 
licher Kalkulation, Vor- wie Nachkalkulation, daß sich die Kosten nicht unmittelbar 
erfassen und verteilen lassen. Geht man von den Preisen aus und verteilt den 
erziellen oder gewünschten Gesamtgewinn gleichmäßig auf alle Produkte, so nimmt 
man damit doch ohne weiteres eine Harmonie des Betriebes an, aber es soll doch 
gerrde Aufgabe der Kostenerfassung sein, Disharmonien aufzudecken. Besser ge- 
klärt kann das Problem wohl werden durch Heranziehung der Ergebnisse mehrerer 
Jahre und vieler Betriebe unter Benutzung streng gleich gerichteter Bewertungs- 
grundsätze. Doch sind das dann betriebswissenschaftliche Fragen, die weder bis 
jetzt genügend geklärt, noch für die Praxis von Kalkulationen brauchbar gemacht 
worden sind. Mit diesen so festgestellten Produktionskosten lassen sich immer- 
hin schon Rentabilitätserwägungen anstellen. Wenn auch die oben veranschau- 
lichte Rechnung nach dem sogenannten „Einheitsverfahren“ eine Nachkalkulation 
ist, so ist doch der gefundene prozentige Anteil an den Gesamtkosten von 10 bzw. 
130) in eine Vorkalkulation zu übernehmen. — Größere Bedeutung für die Vor- 
kalkulation bekommen die Unterlagen der Buchhaltung, wenn neben den bis jetzt 
besprochenen Aufzeichnungen besondere sogenannte Register zur Kontrolle des 
Naturalverkehrs geführt werden. Es ist eine Eigentümlichkeit der landwirtschaft- 
lichen Rechnungsführung, daß sie aus früherer Zeit Teile der kameralistischen 
Rechnungsweise mit herüber genommen hat in ihr neues System kaufmännischer 
Erfolgsermittlung. Immerhin ist der Wert dieser Register nicht zu unterschätzen. 
Nicht nur unterstützen sie den Landwirt in der Aufsicht, Ordnung und Kontrolle 
— mögen sie nun mit oder ohne geldliche Bewertung geführt werden —, sondern 
sie bilden die Grundlage für viele technische Maßnahmen und Versuche und ge- 
statten mannigfache ökonomische Veranschlagungen und Kalkulationen. Aus diesen 
Registern, Arbeitsregister, Milchregister, Lohnregister usw., erhält die laufende 
Betriebsleitung eine zahlenmäßige Wegleitung für die Lösung vieler Fragen ebenso, 
wie diese Aufstellungen Unterlagen sind für eine Aufstellung des Naturalverkehrs 
der Zukunft. 

Die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft hat durch ihre Buchstelle ein For- 
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mularmusterheft mit Köpfen solcher Register sowie ein Sammelheft für Vor- 
anschläge herausgegeben, auf welche hier verwiesen wird. Es wird auch an dieser 
Stelle auf das im ersten Teil besprochene Schema eines Voranschlages von Pohl 
verwiesen, welches einen Überblick über die Systematik solcher Voranschläge er- 
möglicht. Mit der Benutzung der einfachen Buchhaltung mit erweitertem Abschluß 

und nebenherlaufenden kameralistischen Stückrechnungen ist als Unterlage für 
die Vorkalkulation schon viel gewonnen. Man kann immerhin mit Hilfe einiger 
Sonderrechnungen oder Schätzungen zur Erlangung gewisser Veredelungswerte 

schon eine Sonderrechnung für einen einzelnen Betriebszweig aufstellen und an j 
Hand dieser Produktionskostenrechnung und der darin enthaltenen Preise Rück- 
schlüsse für eine Betriebsgebarung in der Zukunft mit ziemlicher Genauigkeit 

ziehen. 

e) Doppelte Buchhaltung. 


Größere Systematik bietet jedoch die doppelte oder, wie sie auch genannt 
wird, die analytische Buchführung. Sie heißt doppelte nicht nur, weil jede Buchung ° 
doppelt geschieht wie in der kaufmännischen doppelten, sondern auch, weil sie 
das Betriebsergebnis doppelt berechnet, einmal für den Betrieb im ganzen und so 
dann für die einzelnen Betriebszweige. Über den Wert der doppelten Buchhaltung | 
in der Landwirtschaft sind die Meinungen geteilt. Während die eine Richtung 
(Howard, Laur, v. Köppen) in ihr die vollkommenste Form des Rechnungs- 
wesens erblickt, geht die andere davon aus, daß wegen des innigen Zusammen- 
hangs der einzelnen Betriebszweige eine rechnungsmäßige Verselbständigung dieser 
Zweige unzulässig sei, und daß auch ohne die kontenmäßige Zerlegung der Wirt- | 
schalt die verschiedensten Fragen beantwortet werden können. Die neuere Rich- 
tung der Betriebslehre, von Professor Aereboe begründet, vertritt die Anschauung, 
daß zur Vervollkommnung des landwirtschaftlichen Betriebes die Rentabilität ein- 
zelner Betriebsmaßnahmen und nicht einzelner Betriebszweige zu erörtern und 
rechnungsmäßig zu kalkulieren sei. Es sei hier noch die Stellungnahme des 
‚ Leiters!) der Buchstelle der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft angeführt: „Ich 
habe mich stets ganz unbefangen zu der doppelten Buchhaltung in dem Sinne ge- 
stellt, daß sie in der Landwirtschaft eben nur eine Kalkulationsbeilage sein kann, 
niemals aber ein exaktes Rechnungswerk, weil zuviel Schätzungswerte unver- 
meidlich darin liegen, daß aber für manche Fälle ihre Benutzung für den Landwirt. 
lohnend ist, wenn nämlich der betreffende Betriebsleiter etwas damit anzufangen 
weiß und das Bedürfnis für sie hat.“ — Daß eben aus den Reinertragsrechnungen 
einzelner Betriebszweige nicht ohne weiteres Produktionsumstellungen hergeleitet 
werden können, sondern daß noch eine Menge im Rechnungswerk nicht enthaltener 
Faktoren mitsprechen, dürfte einleuchten und wird später noch ausführlicher be- 
handelt werden müssen. Vorläufig interessiert hier nur die Frage, welche Unter- 
lagen die doppelte Buchhaltung für die Vorausberechnung des Erfolges für Betriebs- 
maßnahmen bieten kann. Über die Möglichkeit ihrer Ausnutzung ist eigentlich 
schon genug gesagt, wenn man ihrer Definition nachgeht. Da heißt es, daß sie nicht 
nur den Ertrag des gesamten Gutsbetriebes, sondern auch den Ertrag der einzelnen 
Betriebszweige nachweist. Sie nimmt die einzelnen Zweige, Ackerbau, Viehhaltung, 
industrielle Nebenbetriebe, und weiter auch wieder deren Nebenzweige als Be- 
triebe im Betrieb. 

Um das über die Buchhaltung und die Notwendigkeit der Zergliederung des 
innerbetrieblichen Verkehrs Gesagte anschaulich zu machen, sei hier ein Schau- 


‘) Dr. Stieger in Deutsche landw. Presse, 1919, Nr. 71, S. 535. 
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bild, eine Darstellung des Stoff- und Kräfteumlaufs eines Gutsbetriebes bei- 
gefügt. Die Darstellung stammt von Stieger, Leiter der Buchstelle der Deut- 
schen Landwirtschaftsgesellschaft!). Jeder Einzelzweig hat dadurch eine in 
sich geschlossene Wertrechnung. Daß Teile dieser Wertrechnung allerdings 


Schematische Darstellung des Stoff- und Kräfteumlaufs 
im landwirtschaftlichen Betriebe 


Veredlungsgewerbe tierischer Erzeugnisse 
Menschliche und tierische Arbeitskräfte 
ZZZIA Nutzviehstand 

Veredelungsgewerbe pflanzlicher Erzeugnisse 


gutsbetriebes 
e5 . 


ö IN, cn Tun 


MLTLLLNTNEETCHLLLTHN 


a 


mM Landwirtschaftlicher Kulturboden 


E Feldinventar 
NNUNNYy Pflanzungen 


Waterstradt, Wirtschaftslehre. 


auch wieder nur geschätzt werden können, ist nicht zu umgehen. Eine gute 
Kontrolle der Richtigkeit solcher Schätzungen liegt aber in dem Ineinander- 
greifen aller Einzelzweige. Schätzungswerte des einen Kontos werden im anderen 
Konto wieder gebraucht, und eine falsche Schätzung hat zum mindesten keinen 
Einfluß auf den Gesamterfolg. Wie weit die Unterteilung in Einzelkonten gehen 


!) Entnommen aus Waterstradt a. a. O., S. 513. 


\ 
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soll, ist wieder Streitfrage und dürfte zum größten Teil abhängen von der Größe 
des Betriebes, Schulung des Rechnungsführers und den Zwecken, die diese Teilung 
veranlassen. F.v.Köppen!) wendet für die Zwecke der Erfolgsrechnung eine 
Zusammenfassung der sonst sehr detaillierten Konten zu Gruppenkonien an 
(Gruppenkonten nach v. d. Daele), um den Einfluß künstlicher Trennung eines | 
organischen Ganzen auszuschalten. Howard?) kann in der Kontenaufteilung nicht 
weit genug gehen, Aereboe°) verwirft sie fast ganz. Laur®) lehnt sich in der 
Technik an Howard an. — Gerade für die Zwecke der Kalkulation findet sich in 

den ausgedehnten Konten der doppelten Buchhaltung das wertvollste Material, so- 

wohl für Produktionskostenvoranschläge wie für Ertragsveranschlagungen. Wie 
die Praxis sich zu der Benutzung der doppelten Buchhaltung stellt, ist eine zweite 

Frage. Ob es lohnt, zumal für einen Bauernbetrieb, Zeit und Mühe für dieses aus- 

gedehnte Rechnungswerk aufzuwenden, hängt sehr von der Größe des Betriebes 

und dem Betriebsleiter ab. Eine andere Frage ist wiederum, ob nicht Institute die” 
Buchführung der Einzelbetriebe übernehmen und dann die Ergebnisse der einzelnen 

Rechnungen für Betriebe gleicher und ähnlicher Produktionsbedingungen zu um-' 
fangreichen Statistiken zusammenstellen, welche für Erwägungen eine Fülle von 

Anregungen und Unterlagen bieten, auch wenn sie nicht im eigenen Betriebe ent- 

standen sind. 


f) Zusammenfassung. 


Eine Zusammenstellung des bisher Gesagten würde etwa folgendes ergeben: 
Wenn man die Ergebnisse und das Zahlenmaterial der verschiedenen Buchhaltungs- 
systeme miteinander vergleicht, so muß man zum Schluß kommen, daß, was die 
Zwecke der Kalkulation angeht, die doppelte Buchhaltung die vollkommenste ist, 
vorausgesetzt natürlich, daß man sich in ihr von jeder schematischen Bewertung 
fernhält und die Kontenergebnisse kalkulatorisch und statistisch richtig ergänzt. An 
sich bietet die doppelte Buchhaltung nicht mehr als die einfache mit ihren zahl- 
reichen Hilfsrechnungen; der Weg führt aber hier ebenfalls durch die Aufstellung 
von Einzelkonten. Der Unterschied beruht im wesentlichen darauf, daß in der 
bloßen Kalkulation die systematische Verbindung der Konten fehlt. Der Konten- 
aufbau der doppelten Buchhaltung in Verbindung mit Wirtschaftsstatistik und 
Kalkulation gibt in allen wichtigen Fragen der Betriebsorganisation und Betriebs- 
leitung Antwort oder doch Wegleitung, soweit das eben nach der rechnerischen 
Seite allein möglich ist. — Theoretisch wäre es sogar denkbar, eine ganze doppelte 
Buchhaltung für die Zukunft zu konstruieren, in einer Aufzeichnung der Vergangen- 
heit alle Posten zu ersetzen, die für einen zukünftigen Ablauf in ein anderes An- 
fangsstadium eingetreten sind, um nach der Abschlußmethode der Buchhaltung 
zu Vorkalkulationen von Kosten, Roh- und Reinertragsteilen zu kommen. In der 
Praxis ist dies natürlich ein Unding. Gewiß bietet jedes Konto, zumal verbunden 
mit Wirtschaftsstatistik, d.h. sowohl der vergleichenden Gegenüberstellung einer 
teihe von Jahren, als auch einer gleichzeitigen Gegenüberstellung von verschie- 
denen Größen, nach vergleichenden Gesichtspunkten geordnet, eine gute Handhabe. 
Aber eine Gesamtkalkulation hätte, keinen praktischen Wert, abgesehen natürlich 
von dem kameralistischen Naturalvoranschlag, über den bei Gelegenheit des ein- 
fachen Abschlusses mit Register gesprochen wurde. Allein die Verteilung der 
Kosten stößt auf unüberwindliche Schwierigkeiten, zeigt doch schon ein Blick auf 


!) F. v. Köppen a. a. O., S. 16ff. 
?) Howard a. a. O., S. 7ff. 
®) Aereboe und 4) Laur a. a. O. im Vorwort. 
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das parallele Gebiet der Nachkalkulation, der Produktionskostenrechnungen, wie 
‚heftig der Streit der Meinungen hier tobt und wie wenig die Wissenschaft noch zu 
‚einer Einigung gekommen ist. Über die viel umstrittene Frage, ob es möglich und 
zweckmäßig sei, in der Buchführung von den Produktionskosten auszugehen oder 
sie überhaupt zu benutzen, herrschen die verschiedenartigsten Anschauungen. 
„Birnbaum, Krämer und Howard fordern dieselben als einen notwendigen 
Zubehörteil für die landwirtschaftliche Kalkulation, Aereboe lehnt sie grund- 
sätzlich ab, Laur legt ihnen hohe Bedeutung beil).“ Es läßt sich allerdings z. B 
ein prozentiger Anteil der einzelnen Betriebszweige oder Produkte an den Gesamt- 
kosten feststellen bzw. schätzen. Die Frage der direkten und indirekten Kosten 
spielt eine weniger große Rolle als die Verteilung der Gesamtkosten auf die ein- 
zelnen Erzeugnisse, die ja nicht so zwangsläufig entfallen wie die Kuppelprodukte 
der Industrie. Bei dieser Verteilung scheint das Hauptproblem zu liegen, welches 
Hand in Hand geht mit der Bewertungsfrage. Damit ist auch noch nicht gesagt, 
daß sich für diese Kosten irgendwelche Relationen feststellen lassen, ob sie nun 
proportional, fix, degressiv oder progressiv zu Schwankungen der Gesamthöhe 
stehen. Hier eine geeignete Verteilungsgrundlage zu finden, d.h. eben möglichst 
proportionale Kosten zu nehmen, ist die Hauptschwierigkeit. Diese Schwierig- 
keiten der Verteilung gelten sowohl für die Einzelkonten wie für den Gesamt- 
betrieb. Hier fände dann auch wieder das oben schon besprochene Einheitsver- 
fahren als rohestes Anwendung. Der Fehler liegt hier darin, daß eben der Roh- 
ertrag nicht ohne weiteres proportional den Kosten, dem Kapitalaufwand, an- 
genommen werden kann. Eine andere Verteilung der Kosten ist möglich nach dem 
_ prozentigen Anspruch an Arbeitsaufwand, wie er sich aus einer Hilfsrechnung, der 
Arbeitsrechnung, ergibt, oder dem Anspruch an Kapital. Die beste Möglichkeit ist, 
Kosten so genau als möglich zu messen, zu schätzen und zu bewerten, und dann 
Beziehungen zu suchen, welche nicht in festen Zahlen, in Rezepten bestehen, son- 
dern die Grenzen angeben, zwischen welchen Intensität, Rohertrag, Preise, Aus- 
dehnung der Einzelzweige usw, schwanken können, ohne die Rentabilität zu ge- 
fährden. — Auf diese Grenzfestsetzung wird später eingegangen. — Mit den 
Methoden der industriellen Kalkulation kommt man eben hier nicht zum Ziel. 
Auch wird wohl kaum, wenigstens in der Praxis der bäuerlichen Betriebe, sich ein 
Betriebsleiter finden, der Zeit und Mühe für diese besonderen noch neben der an 
sich anstrengenden Tagesarbeit zu führenden Berechnungen aufwendet. Ob über- 
haupt je der einzelne Landwirt soviel Schulung erreichen wird, schnell und sicher 
auf diesem Gebiet arbeiten zu können, bleibt dahingestellt. 


2. Betriebsstatistische Rechnungen. 


Die Praxis hat nun einen Ausweg gefunden. Es haben sich Vereine, Buch- 
stellen, Beratungsstellen usw. gebildet, welche die Führung der Bücher für den 
einzelnen bis auf die täglichen Aufzeichnungen, die er natürlich selber machen 
muß, übernehmen. Über die Organisation dieser Zentralstellen kann hier, so inter- 
essant das Gebiet ist, nicht viel gesagt werden. Es gibt sowohl genossenschaftliche 
Buchführungsvereine als auch staatliche, welche den Landwirtschaftskammern an- 
geschlossen sind, dann die bereits erwähnte Buchstelle der Deutschen Landwirt- 
schaftsgesellschaft, einen Buchführungsinteressentenverein zu Leipzig, Buchstellen 
der Institute für Wirtschaftslehre des Landbaues an Universitäten und Hoch- 
schulen usw.; dazu eine Reihe von privaten Bücherrevisoren, die sich zusammen- 


1) Dem Sinne nach zitiert aus: Waterstradt a. a. O., S. 309. 
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geschlossen haben zu einem Zentralverband. Außerhalb Deutschlands seien noch 
besonders erwähnt das schweizerische Bauernsekretariat unter Leitung von Pro- 
fessor Laur und die dänischen Buchführungsvereine. Diese Buchführungsinstitute 
gewinnen über den Rahmen der Bedeutung hinaus, die sie für den angeschlossenen 
Teilnehmer und die Verwertung seiner Zahlen in einer gleichzeitigen Wirtschafts- 
beratung haben, an Wert für die Allgemeinheit durch die Zusammenstellung aller 
ihnen zugänglichen Buchführungsergebnisse zu Betriebsstatistiken. Aus diesen 
Betriebsstatistiken kann auch der nicht angeschlossene Landwirt, ohne selbst Buch 
zu führen, wertvolle Schlüsse für die Betriebsführung ziehen. Über die Stellung 
und Bedeutung solcher Statistik schreibt Langenbeck, Leiter der Buchstelle” 
der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaftt): „Wenn wir Statistik treiben, dann 
wollen wir die unübersichtliche Wirklichkeit zahlenmäßig erfassen, um durch 
methodische Verarbeitung dieses Zahlenstoffes erstens ursächliche Zusammenhänge 
zu erkennen, zweitens die allgemeinen Regeln aufzudecken, denen das wirtschaft- 
liche Geschehen im landwirtschaftlichen Betriebe folgt, drittens Normen und Ver- 
hältniszahlen für möglichst zahlreiche Betriebsformen zu gewinnen.“ In einer 
Arbeit: „Der Einfluß der wirtschaftlichen Faktoren auf die Produktionsrichtung 
des Landwirtschaftsbetriebes“ von W.H.Spillmann, Newyork?2), in der der 
Verfasser vorgeht an Hand von Erhebungen über Betriebs- und Ertragsverhältnisse, 
kommt er zu folgendem Vergleich zwischen dem Wert einer aus einzelbetrieblicher 
Rechnungsführung und Statistik gewonnener Erwägung und den Richtlinien, die 
eine allgemeine Erhebung für einen größeren Bezirk gleicher bzw. ähnlicher Pro- 
duktion in statistischer Auswertung gewann: „Es ist nicht immer vorteilhaft, in 
einem Landwirtschaftsbetrieb den einen oder anderen Betriebszweig, der nach den 
Ergebnissen der eigenen Buchhaltung des Betriebes den größten Gewinn einbringt, 
auf Kosten der übrigen zu erweitern. Denn unter den gewöhnlichen Verhältnissen 
jeder Gegend gibt es für jeden landwirtschaftlichen Betriebszweig eine Optimal- 
ausdehnung, die nicht überschritten werden darf. Diese Grenzen können aber 
nur auf Grund des Studiums einer ziemlich großen Zahl von Wirtschaftsbetrieben 
in ihren Schwankungen festgestellt und den Landwirten die zur Wiederherstellung 
des wirtschaftlichen Gleichgewichts geeigneten Abänderungen in der Produktions- 
richtung angegeben werden.‘ Besonderen Charakter und eigene Würdigung ver- 
dienen die sogenannten Rentabilitätserhebungen des schweizerischen Bauernsekre- 
tariats, einer Statistik auf Grund der vom Bauernsekretariat beaufsichtigten und 
geleiteten Buchführungen schweizerischer Betriebe. Aus der mehr volkswirtschaft- 
lichen statt betriebswirtschaftlichen Einstellung heraus, aus der diese Erhebungen 
entstanden sind, erhalten sie von betriebswirtschaftlicher Seite bei einem Ver- 
gleich mit dänischen Statistiken eine abfällige Kritik. Aus Professor Beckmanns 
Besprechung der schweizerischen Untersuchungen für das Erntejahr 1914/15 sei 
hier folgendes angeführt: „Die Bearbeitung der Zahlen ist einwandfrei; denn tat- 
sächlich sind die gesamten Buchhaltungen und Berechnungen nicht einseitig auf 
die Erkenntnis der Rentabilität eingestellt; die hängt doch mehr oder weniger von 
der rechnungsmäßigen Ansetzung der marktlosen Zwischenprodukte ab. Vielmehr 
laufen die Untersuchungen dahinaus, die Verschiebungen in dem ökonomischen 
Erfolg der agraren Produktion zu erfassen. Und diese rechnungsmäßig erfaßten 
Verschiebungen von Kapital, Vermögen, Einkommen usw. legen nicht nur wie 
die kaufmännische Buchhaltung den ökonomischen Endeffekt zahlenmäßig dar, 
sondern sie schildern den gesamten landwirtschaftlichen Betrieb mit allen Vor- 


‘) Arbeiten der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, Heft 275, S. 38. 
?) Internationale Agrartechnische Rundschau, VII. Jahrg., 1916, Heft 1. 


Die Vorkalkulation in der Landwirtschaft. 315 


gängen, nur daß sie in Zahlen aufgelöst sind. Die ‚‚Rentabilitätsberechnung‘ wird 
zur Darstellung des Gesamtbetriebes in Zahlen. Und das ist das Wertvolle an 
diesen Untersuchungen t).“ Es ist ja wohl richtig, daß im allgemeinen eine Er- 
hebung, je mehr sie in die Breite geht, um so weniger in die Tiefe zu dringen 
‚vermag. So muß denn z.B. eine landwirtschaftliche Betriebszählung im wesent- 
lichen sich mit der Oberfläche der Dinge und Erscheinungen begnügen. Dem kriti- 
schen Beobachter eines einzigen Betriebes gelingt es, kausale Zusammenhänge all- 
gemeiner Natur aufzudecken, die der Statistik immer verschlossen geblieben wären. 
Aber man wird immerhin nicht bestreiten können, daß anderseits die Sicherheit 
der Schlüsse wächst mit der Zahl der Betriebe, auf die sich solch eingehende 
Beobachtungen erstrecken. 


Es darf nicht Sache dieser Arbeit werden, sich in die Fragen der Stalistik; 
ihres Wertes und ihrer Berechtigung zu verlieren, es dürfte genügen, wenn in 
diesem Abschnitt noch ein praktisches Beispiel angeführt wird, um den Wert der 
Statistik zu demonstrieren. Um nicht den Eindruck zu erwecken, als ob diese 
ganzen Probleme nur eine Sache der deutschen Betriebslehre seien, sei hier ein 
dem Sinne nach aus einem amerikanischen Werk: „Die Einnahmequellen des land- 
wirtschaftlichen Betriebes und ihre Bedeutung“ von Otis und Gunn, Wiscon- 
sin2), zusammengestelltes Beispiel gewählt: Nachdem darauf hingewiesen worden 
ist, daß die meisten Landwirtschaftsbetriebe in Wisconsin vier oder fünf verschie- 
dene Kulturen vornehmen und drei verschiedene Arten von Nutzvieh halten, sollte 
untersucht werden, in welchem Maße jede einzelne Kultur und jede Viehgattung 
zu dem wirtschaftlichen Endergebnis der Betriebe beitrügen. Aus den ana- 
lytischen Buchhaltungen der verschiedenen beim Landwirtschaftsministerium 
der Vereinigten Staaten eingetragenen Betriebe, aus den Buchführungsergebnissen 
anderer Betriebe, aus Doktorarbeiten über dieses Gebiet usw. gesammelten Er- 
gebnissen haben Otis und Gunn die Faktoren gewonnen, die es ermöglichen, die 
von ihnen als normale Einheitskosten („standard cost“) bezeichneten Kosten einer 
Kultur pro Flächen- bzw. Vieheinheit zu berechnen. Diese nach dem Durchschnitt 
einer großen Anzahl von Betrieben, und zwar für eine Reihe von Jahren. berech- 
neten normalen Einheitskosten stehen nach Meinung jener Verfasser bereits nicht 
mehr unter dem Einfluß der Gunst der Jahre und ebensowenig unter demjenigen 
der jedem Betrieb eigentümlichen inneren und äußeren Eigenschaften. 


Tabelle I zeigt die Aufstellung dieser standard costs für die einzelnen Kul- 
turen und Viehgattungen. Nach der Verteilung der Kulturen eines Betriebes und 
der Menge des Viehbestandes sowie nach dem Rohertrag jeder einzelnen Kultur 
und jeder Viehgattung berechnen die Verfasser den Gewinn der verschiedenen 
Kulturen pro Flächeneinheit und den Gewinn der Vieheinheit, in dem sie sich 
der normalen Einheitskosten bedienen. Das Verfahren ist in Tabelle II veranschau- 
licht, worin die ersten Spalten A—B die für jede Kultur bestimmten Flächen in 
Hektar und die auf dem Gut gehaltenen Vieheinheiten angeben, die Spalte C enthält 
die Gesamtkosten auf Grund der normalen Einheitskosten; die Spalte D die pro- 
zentige Verteilung der normalen Kosten, die Spalte E die tatsächlichen Kosten, die 
man erhält, wenn man auf die Summe der Betriebsausgaben die prozentigen Ver- 
teilungszahlen D der normalen Kosten anwendet; die Spalte F den vom Gut ver- 
zeichneten Rohertrag jeder einzelnen Kultur und Viehgattung, die Spalte G den 
Gewinn pro Kultur und Gattung, den man erhält, wenn man den Unterschied 
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zwischen F und E bestimmt; die Spalte H den gleichen Gewinn pro Hektar Anbaue 
fläche und pro Nutzvieheinheit der verschiedenen Kategorien. Unter Anwendung 
dieser Methode zwecks Nachprüfung bei einer Gruppe von 25 Betrieben hat man 
die Angaben der Tabelle II gefunden. — Welche Bedeutung besonders die Tas 
belle Il für die Vorkalkulation hat, liegt ohne weiteres klar. Aus solchen Prozent- 
zahlen lassen sich schon die Reinertragsveränderungen einer Eminkim 
lung ziemlich genau errechnen. 


Hapele E 


Normale Einheitskosten. 


Kulturen 


' Gerste . 
Mais 
Hafer . 
ı Erbsen. 
Roggen 
Weizen 
: Kartoffeln . 
Luzerne 
Klee. ß 
Klee und Timoteegras 
ı Mais zum Einsäuern . 
Weide . 


‘ = U | 
Kulturen und |Z 758 
Nutzvieh- 3.50 
Kategori 2838 
ategorien es858 
Hz © 

ha 


Tabelle II. 


Berechnung des Einheitsgewinns. 


Viehklassen 


Verbessertes Milchvieh zum Verkauf 
von Sahne und Milch an die Butter- 
und Käsefabriken 

Milchvieh reiner Rasse (GosöhalEh 
bei Kontrollvereinen eingetragen) . 

Reinrassiges oder für die Erzeugung 
von besond. Vorzugsmilch (in Fla- 
schen) gezüchtetes Milchvieh 

Schafe (7 erwachsene od. 14 Lämmer) 

Schweine (6,3 dz Lebendgewicht). 

Geflügel (100 Hühner). ir 


Kosten 
pro Einheit 


E F G 
‚& = Tatsächl.Kost. rn S 5 KB 
= |(Vertlg.d.Ge-| SC Rebe 
or ‚samtausg.n.| 22 2.8 
5,2 [denZahlenD)| 2 | 5%3 
0, M M M 


Gew. pro ha 
Anbaufläche 
u. pro Nutz- 
vieheinheit 


Gerste 1,61 
Hafer 6,87 
Luzerne 6,87 
Klee 4,85 
ı Kleeu. Timoteegr. 8,09 
| Maisz. Einsäuern 6 82 
Weide . 21 9 
| Nutzvieh Einheit. 
| Rinder. 26,75 
Schweine. 2,7 


Summen | 


234.93] 1,3 218.15 549.59 331.42) 
927.15! 51 855.83 | 1371.85) 516.01 
927.15) 5,1 855.83 | 2202.20) 1346.37 
503.43| 2,7 453.10 | 1468.34) 1015.25 
755.15 41 688.02 | 1762.01| 1074.— 
1783.—| 97 | 1631.97 | 1980.18) 348.20 
114531] 62 | 1040.42 |10042) — 
11222.38| 61,2 | 10286.83 115346.34) 5059.51 
834.87| 4,6 771.93 | 1183.07| 411.13 
11833337100 | 16802.08 |26904.— |10101.89| 


188.79 
152.29 


Es kann nun nicht Sache einer Arbeit sein, die aus der Einstellung zur all- 
gemeinen Betriebslehre heraus angefertigt worden ist, hier die Rechnungstechnik 
bis in alle Einzelheiten zu verfolgen, sondern es soll, wie schon der Untertitel der 
Überschrift sagt, nur eine kritische Würdigung der Bedeutung der Vorkalkulation 
als Hilfsmittel der Beurteilung des zukünftigen Betriebsablaufes gegeben werden. 
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Tab. III. Vergleich der berechneten Normalkosten u.der tatsächlichen Kosten. 


@ Tatsächl. Kosten | 
Normalkosten | (Verteilg. derGe- 
Kulturen und Nutzviehkategorien nach TabelleI | samtausgaben 
n.den Zahlen D) 
! M M 
N Kulturen 

Gerste . (Durchschnitt v. 16 Betrieben) 457.29 461.49 
Hafer It x 20 Sn.) 855.83 885.20 
Erbsen ( EL en 1 510.30 1 757.82 
Roggen ( M Ta a, 184.60 192.99 

en lt Wenilil r eh Weis) 163.61 209.77 
EN En ( r N) an) 1 032.03 1 019.45 
el B rs r ) 96.50 88.10 

2 Pe + a re 461.49 541.20 | 
Klee und Timoteegras . ( + 17 ne) 709.— 713.20 

' Mais zum Einsäuern ( ), 20 209) 1 615.19 | 1 640.35 
TEL 1 EBEE N BER EER ( ® 2b she) 1 199.85 1 044.62 | 

Nutzvieh 

ı Rinder. . . . . . . (Durchschnitt v. 25 Betrieben) 6 511.08 6 825.72 
en a ae a, ul a 4 40) 1 917.24 1799.49 | 
Eehwene -...... cl # „22 BE) 956.52 910.38 | 
Summe d. berechnet.Kost. ( ’ 29 a 12 491.19 _ | 
Summe d. tatsächl.Kosten ( z EN N — 12 990.65 


Zurückgreifend auf die Ausführungen über Grenzen der Vorkalkulation in bezug 
auf Genauigkeit und Benutzbarkeit der in der Buchhaltung wie in der Statistik 
gefundenen einzelnen Werte, und über die Schwierigkeiten, Zuschlagsgrundlagen 
für indirekte Kosten zu finden, hat man in der landwirtschaftlichen Betriebslehre 
neben den zum Teil sehr schwierigen und unsicheren Berechnungen der Selbst- 
kosten in der Vorkalkulation und einer damit verbundenen Schätzung der Verede- 
lungswerte ein anderes Verfahren ausgebildet. Man verzichtet auf feste zahlen- 
mäßige Größen und berechnet Grenzen, innerhalb deren ein Betriebszweig oder 
eine Betriebsmaßnahme, der Kapital- oder Arbeitsaufwand noch lohnend ist oder 
nicht. Neben der Methode, in Form von Konten z.B., alle voraussichtlichen Auf- 
wands- und Rohertragsposten zusammenzustellen und so eine Rechnung in festen 
Zahlen zu haben, gibt es für Buchstellen ‚und Institute die Möglichkeit, aus den 
ihnen zur Verfügung stehenden zahlreichen Unterlagen vergangener Jahre und 
deren Auswertung in der Statistik, Grenzen festzustellen, innerhalb deren eine 
Rentabilität noch in Aussicht steht. Es soll zugegeben werden, daß diese Grenz- 
bestimmungen, da sie für und aus einer größeren Zahl von Betrieben gewonnen 
wurden, nicht so für den speziellen Betrieb zugeschnitten sein können, aber da 
eben die Rechnung im eigenen Betrieb geradezu eine Kunst ist und in der Praxis 
in den seltensten Fällen gut ausgeführt wird, meistens aber unterbleibt, so ist mit 
der Benutzung dieser Grenzwerte mehr gewonnen als mit den mangelhaften oder 
unterlassenen genauen Rechnungen. Es ist notwendig, an dieser Stelle auch die 
Grenznutzentheorie mit einem Wort zu erwähnen. Denn Grenzen feststellen heißt 
doch wohl nichts anderes als „für jeden Produktionsvorgang die letzte lohnend 
noch einsetzbare Aufwandseinheit zu bestimment).“ Besonders Aereboe be- 
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tont in vielen seiner Schriften die Bedeutung dieser Grenzberechnungen. Eine 
andere Frage ist allerdings, wie diese „letzte lohnend noch einsetzbare Anfware 
Pen in jedem Fall zu bestimmen ist, da doch jede Betriebsänderung und einig 


Kreise ziehend, auf alle anderen Betriebszweige und Maßnahmen und bis zur Ges 
samtrentabilität verfolgt und beobachtet werden muß. Die Grenzbestimmung ist 
immerhin eher feststellbar als exakte Zahlen, zumal wenn man ihre Anwendung. 
unter das einschränkende Wirtschaftsgesetz vom Minimum stellt. Das Gesetz be- 
sagt, „daß die Rentabilität eines Betriebes von dem im jeweiligen Wirkungsverhält- 
nisse der Faktoren in ‘relativ geringster Menge zur Verfügung stehenden ab 
hängt 1)“, Als ein Beispiel solcher Grenzbestimmungen soll hier ein von Aerebo 
in einem Vortrag: „Allgemeine Übersicht über den gegenwärtigen Stand der land- 
wirtschaftlichen Betriebslehre‘“ angeführtes besprochen werden?). Aereboe sagt 
„Ich habe es versucht, Übersichten über die Intensitätsformen der einzelnen Zweig 
des landwirtschaftlichen Betriebes aufzustellen. Besonders aufmerksam will ich 
auf eine dieser Übersichten machen, mit deren Hilfe sich besonders augenfällig 
zeigen läßt, daß man bei der Frage nach der zweckmäßigsten Organisation eine 
landwirtschaftlichen Betriebes, ausgehend von dem Bestehenden, die Wirkung 
veıschiedenartiger und verschieden umfangreicher Verschiebungen an ihm zu 
kalkulieren hat. Eine dieser Übersichten ist z.B. die über den zulässigen Kraft- 
futteraufwand einer Milchviehhaltung, ausgedrückt in Hundertteilen des loko Hof 
erzielten Milchpreises, und besagt, daß diese Kosten betragen dürfen, etwa: 


„ 
6 
» Kraftfutterkosten 
in °/, des loko Hof 
erzielt. Milchpreises 
l. Bei gutem Wiesenverhältnis (1:2—4) und Kleewüchsigkeit 
des Ackers je nach Stallmistbedürftigkeit des letzteren . . 15—20 


. Bei mittlerem Wiesenverhältnis (1 :4—6) u. mittlerer Futter- | 
wüchsigkeit des Ackers je nach See des 
letzteren . . . 25—35 


3. Bei ungünstigem Wiesenverhältnis a: 6 _1) el geringer 


Futterwüchsigkeit des Ackers ie nach eg 
des letzteren . . . 35—45 


IV 


Zusammenfassend läßt sich daraus folgender Schluß ziehen: Je weniger die 
Viehhaltung durch die natürlichen Verhältnisse begünstigt wird, desto mehr muß 
sie dort, wo man sie um der Stallmistproduktion willen nicht entbehren kann, 
künstlich durch Kraftfutterankauf gestützt werden, desto weniger kann sie sich aber 
auch durch Lieferung von tierischen Hauptprodukten allein im vollen Umfange be- 
zahlt machen, sondern muß dies vielmehr durch Steigerung der Fruchtbarkeit des 
Ackerlandes tun“ ; d.h. mit anderen Worten, wenn die Viehhaltung noch eine Ren- 
tabilität nachweisen will, muß sie dann eben die „Steigerung der Fruchtbarkeit des 
Ackerlandes“ höher bewerten, den Verrechnungspreis für den Stallmist herauf- 
setzen. Wer will aber zahlenmäßig genau den Wert des Düngers feststellen? Sein 
Prozentgehalt an Nährstoffen läßt sich ermitteln, aber nicht seine Kraft, auf die 
physikalischen Eigenschaften des speziellen Ackerbodens einzuwirken. Hier treten 
wieder die Schwierigkeiten der Bewertung zutage und damit auch die Unsicherheit, 
aus Einzelkonten Rückschlüsse auf die Rentabilität zu ziehen. 


!) Waterstradt a. a. O., S. 297. 
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II. Vertikal gesehen: Bewertung und Eingliederung der auf den Betrieb 
einwirkenden Einflüsse. 


1. Allgemeines. 


| Je weiter in die Technik solcher Rechnungen eingedrungen wird, um so mehr 
‚stößt man auf die fast unüberwindlichen Schwierigkeiten, die Wirkung und Stärke 
der einzelnen Faktoren zueinander abzuwägen und abzugrenzen. Es ist ja nicht 
damit getan, daß man Selbstkosten oder Ertrag allein nach der Geldseite, wie er 
sich in der Buchhaltung darstellt, zu errechnen sucht. Jede Maßnahme hat eine 
Fülle anderer im Gefolge, es ist die zeitliche Reihenfolge der Arbeiten, ihre gleich- 
mäßige Verteilung auf das ganze Jahr, die Witterungs- und Wegeverhältnisse, die 
Marktlage, das geistige Niveau der Arbeiter zu beachten, kurz eine Menge von Er- 
wägungen müssen notgedrungen mit unterlaufen, die eben, weil sie zum großen 
Teil Imponderabilien sind, nicht rechnungsmäßig zu erfassen sind, aber in ihrer 
Wertigkeit nicht unterschätzt werden dürfen. Gerade während der Niederschrift 
dieser Arbeit kam Verfasser eine Schrift von R.H. France aus dem Kosmos- 
Verlag in die Hand, „Die Entdeckung der Heimat“, die in interessanter Weise 
Lebensbedingungen und Ineinandergreifen von Einzelfaktoren in der Natur dartut, 
wie eine bestimmte Waldart, Wiese, Heide usw. nie zufällig entsteht, sondern aus 
Naturgesetzen heraus sich entwickelt und wie diese Gesetze zu „Lebensgemein- 
schaften“ führen. Eine Wiese sei nicht nur eine Anhäufung von bestimmten 
Pflanzen, sondern es gehören notwendig eine ganze Reihe von Tieren zu ihrem 
Leben. Klima und Boden wieder geben die Grundlage ab, auf der sich diese 
Lebensgemeinschaften aufbauen. In diesem Sinne ist ein landwirtschaftlicher Be- 
trieb auch eine „Lebensgemeinschaft“ zu nennen, bedingt durch eine Menge von 
Faktoren, die jeder an seinem Teil zum Leben beitragen und von denen keiner 
wegen geringerer Bedeutung zurückstehen darf. Bestimmten Gesetzen unterliegen 
wohl alle diese Faktoren, aber diese Gesetze in Zahlen ausdrücken wollen, hieße 
den Dingen Gewalt antun. Die rechnerische Erfassung ihrer Wertigkeit und Stel- 
lung zueinander ist nur eine Seite der Sache und wird sie zum Leitmotiv, wird 
sie nur Zwangsjacke, die das Leben unter ihr verkümmern läßt. Einen solchen 
organon, solche Lebensgemeinschaft zu überschauen und zu leiten, dazu gehört 
Erfahrung, Sachkenntnis und last not least Gemüt und Liebe einer Persönlichkeit. 
In der Kalkulation vermag man eben nur die Geldwerteigenschaft wahrzunehmen, 
aber diese ist nur eine Seite der Dinge und verschiedene Dinge haben daneben 
noch ästhetische und ethische Bedeutung. Und auch treten noch verschiedene an- 
dere Begleiterscheinungen auf, die in Geldwert gar nicht sich ausdrücken lassen, 
trotzdem sie mit dem Reinertrag in Beziehung stehen. Wie will z.B. jemand die 
Tatsache in Geldwert beziffern, daß ein Pferdegespann eine mehrseitige und weniger 
von der Witterung abhängige Verwendbarkeit besitzt als ein Ochsengespann, oder 
daß z.B. der Rübenbau das Ackerland vom Unkraut reinigt, oder die nicht be- 
zifferbaren Risiken, die noch nicht einmal die moderne Versicherungstechnik in 
ihre Rechnung einstellt. Alle diese Seiten müssen bei einer sachgerechten Er- 
wägung auch wahrgenommen werden. Aber sie sind in der Zahl nicht ausdrückbar, 
also imponderabil, und damit entziehen sie sich der exakten Rechnung. Infolge- 
dessen kann man sie von Fall zu Fall auch nur nach dem Gefühl würdigen. Es 
muß aber ausdrücklich betont werden, daß man sie niemals wird vergessen dürfen, 
daß demnach zur Beurteilung der Zukunft mehr gehört als bloße Kalkulation nach 
der geldlichen Seite. — Nachdem im vorigen Abschnitt das Problem der Erwägun- 
gen nach dem Tatsachenmaterial behandelt worden ist, das für diese Rechnungen 
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zur Verfügung steht, also fast nur die zahlenmäßige Seite zur Geltung gekommen 
ist, soll in diesem Abschnitt auf die Schwierigkeiten hingewiesen werden, die aus 
der unterschiedlichen Bedeutung der einzelnen Faktoren erwächst. Ist doch nun 
oft genug betont, daß eine einzige Maßnahme die verschiedenartigsten Wirkungen 
nicht nur auf den Spezialzweig, dem sie angehört, ausübt, sondern daß auch die 
Wirkung sich fortpflanzt auf den ganzen Betrieb. Nicht einmal die wissenschaft- 
liche Methode Thünens, den zu untersuchenden Faktor abzustufen und die son- 
stigen Bedingungen gleichbleibend anzunehmen, wie er sie im „Isolierten Staat“ 
angewandt hat, führt bei Feststellung der Bedeutung von Einzelfaktoren zu genauen 
Ergebnissen. „Hierbei müssen wir uns klar sein, daß die Voraussetzung der sonst 
gleichbleibenden Bedingungen nicht immer zutreffend ist; daß vielmehr bei Ände- 
rung eines Faktors gleichzeitig korrelativ andere Änderungen eintreten können, die 
auf diesem Wege der theoretischen Berechnung nicht erfaßbar sind).“ 

Da es nicht Sache dieser Arbeit sein kann, eine erschöpfende Darstellung” 
der Auswirkung aller Faktoren auf den landwirtschaftlichen Betrieb zu geben, 
ist der Versuch gemacht, die Faktoren unter Sammelbegriffen zu vereinigen und 
Kräfteverschiebungen im Betrieb nach ihrer Bedeutung auf diese Sammelbegriffe 
zu zeigen. Es ist eine Dreiteilung vorgenommen in Unternehmerrisiko (inner- 
betriebliches), Marktrisiko und Klimarisiko. Es fällt auf, daß neben den beiden 
erstgenannten noch das Klimarisiko steht, dem in der industriellen Produktion 
keine Bedeutung zukommt. Doch das ist eben die Schwierigkeit des landwirt- 
schaftlichen Betriebes, daß bei ihm neben der Wertung der allgemeinen Unter- 
nehmungs- und Marktverhältnisse noch die Witterungsverhältnisse, die geogra- 
phische Lage usw., kurz alles, was unter Klima verstanden wird, eine ausschlag- 
gebende Rolle spielt. — v.d. Goltz?) führt als wichtigste Faktoren, welche 
die Betriebsgestaltung beeinflussen, folgende auf: 1. Boden und Klima, 2. Arbeiter- 
verhältnisse, 3. Verkehrs-, Absatz- und Preisverhältnisse, 4. das materielle oder 
geistige Vermögen des Unternehmers oder Betriebsleiters, 5. der Umfang des Be- 
triebes. Seine Einteilung ist eine andere. Doch erscheint diejenige in Einflüsse, die 
im Betrieb selbst liegen (Unternehmungsrisiko), Einflüsse, die von außen an den 
Betrieb herantreten (Marktrisiko) und endlich in solche, welche die Grundlagen zu 
diesen beiden ersteren gegeben haben oder geben werden für die Zwecke dieser 
Arbeit übersichtlicher. Doch können nur einzelne Einflüsse besprochen werden, 
sollten z.B. alle Faktoren, die unter ‚innerer Betrieb“ zusammengefaßt sind, be- 
rücksichtigt werden, so müßte die Arbeit sich zu einer landwirtschaftlichen Be- 
triebslehre ausdehnen. Ebensowenig ist es möglich, bei Beurteilung der Wertigkeit 
alle die Kenntnisse der landwirtschaftlichen Technik anzuführen, die hierzu ge- 
hören. Aus der besonderen Einstellung der Arbeit heraus kann nur Aufgabe sein, 
jeweils einzelne Faktoren des Gesamtbegriffs „landwirtschaftliches Unternehmen“ 
herauszugreifen, ihre Bedeutung zu zeigen für die ganze Betriebsgebarung und 
ihre Relationen zu den übrigen. 


2. Innerbetriebliches Risiko. 


Wie sehr nicht nur die Technik und Ausgestaltung der Vorkalkulation, sondern 
auch die ganze Einrichtung und Führung der Wirtschaft von der Schulung und 
geistigen Höhe des Betriebsleiters, seinen Führerqualitäten, abhängt, ist oft schon 
erwähnt worden, gehört aber, in seiner Bedeutung zusammengefaßt, in dieses Ka- 


!) Waterstradt a. a. O., S. 208. 
2) v. d. Goltz, Betriebslehre DNBBE 
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‚pitel. Sowohl in der Organisation als auch in der Direktion ist das persönliche 
Moment stark herauszuspüren. Wenn auch Organisationsfehler sich meist erst im 
Verlauf vieler Jahre zeigen, sind Nachlässigkeiten in der Direktion schon im Ver- 
lauf eines Jahres festzustellen. Der deutlichste Beweis für die persönlichen Fähig- 
keiten in der Direktion tritt zutage z.B. bei dem Wechsel des Betriebsleiters, bei 
dem die Organisation nicht berührt wird. Wie sehr auch die Veranlagung des 
Leiters einer der Grenzpunkte ist, die bei der Frage der Intensität eine Rolle 
spielen, ist ohne weiteres einleuchtend. Einem wirtschaftlich nicht geschulten Land- 
wirt lassen sich komplizierte Maschinen und künstliche Düngungsverfahren nicht 
anvertrauen und ein Überblick über die Marktverhältnisse oder die Konjunktur- 
gestaltung nicht zutrauen. Der eine hat zudem mehr Lust und Liebe und Geschick 
zur Viehzucht, der andere mehr zum Maschinenwesen, intensivem Ackerbau. Der 
Wert des Menschen ist hier einer der imponderabilen Faktoren, die sich nicht 
durch Berechnungen erfassen lassen, die aber doch eine ausschlaggebende Rolle 
spielen bei den Erwägungen über die zukünftige Gestaltung der Betriebsführung). 
— Im Gegensatz zur Bedeutung der Persönlichkeit des Unternehmers, deren ‚Wert 
rechnerisch nicht einwandfrei erfaßbar ist, ist die Frage der Betriebsintensität 
Gegenstand zahlreicher wissenschaftlicher Untersuchungen gewesen. In das engere 
Gebiet der Vorkalkulation gehören die Untersuchungen allerdings nur soweit hinein, 
als ihre Ergebnisse einen Rückschluß auf die gebotene Intensitätshöhe der Zu- 
kunft zulassen und eventuell ein Optimum der Intensität vermuten lassen. Es 
seien an dieser Stelle die Ergebnisse und Rückschlüsse einer Arbeit angeführt: 
„statistische Untersuchungen über die wichtigsten Rentabilitätsfaktoren der Land- 
wirtschaftsbetriebe in Dänemark“ von Nanneson?). Nach Beurteilung anderer 
Faktoren kommt Nanneson auch zur Frage der Rentabilität und Intensität. Die 
Betriebsintensität wird nach der Höhe der Arbeitskosten und der Betriebskosten 
pro Hektar zuzüglich der Zinsen des Grundkapitals, d.h. nach den Produktions- 
kosten, bemessen. Nanneson teilt 72 beobachtete Güter nach diesem Maßstab der 
Betriebsintensität ein auf die Weise, daß die Gruppen ineinander übergreifen, um 
so weit wie möglich den Einfluß außergewöhnlicher Faktoren auszuschalten. 
Gruppe 1 der Tabelle umfaßt so die ersten 20 Betriebe, Gruppe II die Betriebe von 
Nr. 11—30, Gruppe III von Nr. 21—40 usw. Die beiden Gruppen, welche die Be- 
triebe mit der geringsten Betriebsintensität umfassen, brachten die geringsten 
Ergebnisse. Die Rentabilitätskurve steigt jedoch nicht bis zum Ende an, sondern 
erreicht einen Höchstpunkt mit % 528.75 und sinkt dann wieder mit weiter zu- 
nehmenden Produktionskosten pro Hektar, ein Beweis dafür, daß ein gewisses Risiko 
mit der Steigerung der Betriebsintensität verbunden ist, und daß ein Optimalpunkt 
gefunden werden kann, welchen zu erstreben Ziel der Wirtschaftsführung sein muß. 

Werden solche statistischen Untersuchungen für ein engeres Gebiet ausgeführt, 
bei dem die große Reihe anderer störender Faktoren, z.B. der Marktlage, des 
Klimas, der sozialen Verhältnisse, ausgeschaltet ist, so lassen sich immerhin nach 
dieser Seite hin genauere Gesichtspunkte für die Betriebsgebarung der Zukunft 
finden. Um zu zeigen, wie sehr an Hand der Statistiken, wie sie aus der Ver- 
wertung der Buchhaltungsergebnisse zum Beispiel der Deutschen Landwirtschaits- 
gesellschaft entstanden sind, Rückschlüsse für den einzelnen Betrieb gezogen 


N !) Dieses Moment wird auch viel zu wenig beachtet bei der Wirtschaftsberatung, also 
bei der Vorkalkulation durch andere als den Betriebsleiter, letzterer wird schon eher die 
Grenzen seiner Fähigkeiten kennen und sich nicht an Dinge machen, für die ihm das Ver- 
ständnis abgeht. 

®) Internationale Agrartechnische Rundschau, VII. Jahrg., Heft 11. 
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werden können, sei verwiesen auf die jährlichen Arbeiten der Deutschen Landwirt. 
schaftsgesellschaft: „Buchführungsergebnisse aus der Buchstelle der Deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft“ 1). Hier sei auch eine Statistik herausgegriffen, die 
die wöchentliche Verteilung des Arbeitsbedarfes für vier in ihrer Struktur grund- 
verschiedene Güter nebeneinander stellt (siehe Seite 323). Das Lesen einer solchen 
Statistik erleichtert ungemein die Beantwortung der Frage nach dem Arbeitsbedarf 
sowohl im normalen Verlauf als auch bei einer Organisationsänderung, und zwar 
dann durch Vergleich mit einem Betrieb, dem sich die neue Organisation nähert. 
Einen ähnlichen Wert haben die in den landwirtschaftlichen Kalendern, z. B. dem 
wissenschaftlich gehaltenen von Menzel und von Lengerke, festgelegten Tabellen 
über Normalleistungen, Fütterungsnormen usw. Zudem sei hier auch noch ver- 
wiesen auf die Beispiele, die bei Besprechung der Unterlagen für Vorkalkulation 
eingeflochten wurden, besonders das Beispiel über die zulässige Ausdehnung des 
Kraftfutteraufwandes. Zusammenfassend sei gesagt: Die Erforschung der Wirkung 
von Abänderungen in der Organisation und Direktion des Betriebes in verschieden- 
artigem Umfange ist also das A und O der Rentabilitätssteigerung, oder mit an- 
deren Worten, die Frage: Wie wirken die verschiedenen denkbaren Maßnahmen auf 
das Betriebsganze? ist die Kardinalfrage jedes Fortschrittes in der Landwirtschaft, 
Die Zahl der einzelnen Rentabilitätsfragen ist groß. Alle aber, welche im prak- 
tischen Betrieb auftauchen, haben denselben Charakter, alle gehen vom gesamten 
landwirtschaftlichen Betrieb aus und bei allen hat man die Änderungen bei den 
Einnahmen und Ausgaben des ganzen Betriebes zu erwägen. Bei allen in Erwägung 
gezogenen Änderungen ist dabei stets auch der Grad der Änderung an dem 
bisherigen fraglich, also wie weit man mit derselben gehen soll, um noch Nutzen 
und nicht schon Schaden zu stiften. Wie weit soll die Milchviehhaltung aus- 
gedehnt, wie weit können die Ansprüche an das Spannvieh durch Wahl einer an- 
deren Rasse gesteigert werden, sind praktische Fragen dieser Art. Der Fort 
schritt des einzelnen landwirtschaftlichen Betriebes hat dabei immer in der Ent. 
wicklung des Bestehenden, d.h. im Anschluß an das Bestehende bewirkt werder 
müssen. Änderungen an diesem Bestehenden allein sind daher auch Gegenstand 
richtiger, betriebswissenschaftlicher Erwägungen und richtiger, rechnungsmäßige) 
Kalkulationen. Hier ist wohl auch der Schlüssel zu der Erklärung, daß die meisten 
landwirtschaftlichen Betriebe, auch ohne genaue Kalkulation und bewußte Er- 
wägungen, unbewußt das Richtige finden, weil sie nur langsam und schrittweise 
gefühlsmäßig das Bestehende weiter entwickeln, ohne sprunghafte Organisations- 
änderungen. 


1) Arbeiten der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, Heft 180, 275 u. a. 
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Wöchentliche Verteilung der menschlichen Arbeitskräfte auf 100 ha 
landwirtschaftlicher Fläche 


Im Durchschnitt von drei Jahren 
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Betrieb mit ausgedehntem Kartoffelbau (Stärkefabrik). Prov. Posen. 
———. Intensiver Betrieb mit vorwiegendem Körnerbau. Prov. Schlesien. 
Bunesennen Intensiver Betrieb mit starkem Zuckerrübenbau. Prov. Sachsen. 


Ausgesprochene Weidewirtschait. Prov. Hannover. 
DLG, Arbeit 180, 1911. 


8. Marktrisiko. 


Ähnlich weitschweifig und breit liegen die Dinge bei Betrachtung des Ver- 
hältnisses vom Betrieb zum Markt. Auch hier erhebt sich eine Unmenge von Unter- 
fragen. Eine scharfe Trennung der Probleme innerbetrieblicher Natur von den- 
jenigen des Marktes ist natürlich nicht möglich. Auch hier fließen die Grenzen 
ineinander über, und es gibt eine Menge Erscheinungen, die von beiden Seiten 
aus betrachtet werden müssen. Es soll an dieser Stelle eine Frage herausgegriffen 
werden: Die Beziehungen zwischen Ausdehnung der Nutzviehhaltung und Preis 
der Produkte des Nutzviehes. Die Bedeutung des Nutzviehes für die Wirtschaft 
schwankt von seinem bloßen Wert als „Düngerretorte“ bis zur wichtigsten Geld- 
quelle. Von der Geldseite aus ist das Problem so zu behandeln, daß man Ver- 
hältniszahlen für Ertragsparität ausrechnet, welche gestatten, je nach den Preis- 
schwankungen zu entscheiden, welche Produktionsrichtung den größten Erfolg ver- 
spricht. Die Einflüsse können dabei ausgehen einerseits vom Preisverhältnis der 
Erzeugnisse, anderseits vom Verhältnis der Produktionskosten der beiden Produk- 
tionszweige und endlich vom Veredelungswert. Wenn z.B. das Verhältnis der 
Produktionskosten überall dasselbe wäre, so brauchte man nur dieses Verhältnis 
einmal festzustellen, um sagen zu können, bei welchem Preisverhältnis die Parität 
zwischen Viehhaltung und Ackerbau erreicht sei. Nun ist es aber so, „Über- 
einstimmung in den Leistungen ‚(hier erzielten Preisen) zweier Unternehmungen 
bedeutet nicht Übereinstimmung in den Kosten“t). Wenn also auch z.B. im 
Mittel schweizerischer doppelter Buchhaltungen festgestellt wurde?), daß die Er- 


I) Geldmacher a. a. O., S. 5. 
2) Laur, Wirtschaftslehre usw., S. 255. 
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zeugung von 100 kg Milch durchschnittlich 46 21.—, die Erzeugung von 100kg 
Weizen 46 29.— kostete, und mithin das Gleichgewicht erreicht war, wenn der 
Weizenpreis 1,4mal so hoch war wie der Milchpreis, und in der Wirklichkeit, 
höher war, so sagt das noch nichts für die marktmäßige, generelle Über- 
legenheit des einen Zweiges, denn das durchschnittliche Verhältnis der Produk- 
tionskosten schwankt stark. Je futterwüchsiger und niederschlagsreicher das Ge- 
biet ist, um so mehr sinken die Produktionskosten der Milch, steigen aber die- 
jenigen des Getreides, da in Gebieten mit hohen Niederschlagsmengen die Getreide- 
erträge unsicherer werden (vgl. folgenden Abschnitt). Noch eine Reihe anderer 
Faktoren tritt in die Erscheinung. Hohe Düngerbedürftigkeit des Ackerbodens 
fordert auch bei für die Viehhaltung ungünstigem Preisverhältnis Beibehaltung 
bzw. Ausdehnung der Viehhaltung. Und das ist erst die unmittelbar geldliche Seite 
des Problems. Dazu kommt noch die Frage der günstigsten Arbeitsverteilung, 
überhaupt der Arbeitskräfte, Fragen des Kulturartenverhältnisses, von Boden und 
Klima usw., kurz der ganze Fragenkomplex, welcher im ersten Unterabschnitt 
dieses Teiles unter „innerer Betrieb‘ gestreift worden ist. Für alle diese durch 
eine Veränderung der Nutzviehhaltung infolge Preisverschiebung bedingten Wert- 
verschiebungen einen geldlichen Ausdruck zu finden, und dann noch zu beurteilen, 
wie alle Imponderabilien dadurch beeinflußt werden, ist ein Ding der Unmöglich- 
keit. Hier stößt man dann bald auf die Grenzen der Vorkalkulation, über welche 
später zu sprechen sein wird. — Welchen Einfluß speziell auch die Entfernung 
vom Markt auf die Wirtschaftsführung ausübt, ist wohl durch das berühmte Werk 
Thünens, der Isolierte Staat, und die Thünenschen Ringe genügend bekannt. 


4. Klimarisiko. 


Drittes Hauptgebiet, welches hier noch behandelt werden muß, ist der Einfluß 
des Klimas auf den Betrieb. Was bei der industriellen Unternehmung der Standort 
bedeutet, übernimmt für den landwirtschaftlichen Betrieb neben diesem, welcher 
mehr zu den Fragen des Marktes, speziell der Marktlage gehört, das Klima. Das 
Klima, zu welchem I.B. Lambll) außer den gewöhnlich hierzu gerechneten 
Faktoren der naturwissenschaftlichen Seite noch Ort, Zeit und gesellschaftliche 
Verhältnisse zählt und das ganze dann „volkswirtschaftliches Klima‘ nennt, hat 
bei der laufenden Betriebsführung einen weniger großen Einfluß als bei einer Or- 
ganisationsänderung. Der laufende Betrieb hat sich wohl schon allmählich richtig 
eingestellt, aber auch hier kommt es darauf an, Verschiebungen zu erkennen, damit 
der Betrieb richtig eingestellt bleibt. Anders bei der Organisation. Hier finden 
zahlreiche Erwägungsrechnungen statt. Kann doch das nicht berücksichtigte 
Element des frühen Frosteintritts oder einer mit Wahrscheinlichkeit zu erwartenden 
Regenperiode für eine gewisse Zeit den schönsten Wirtschaftsplan über den Haufen 
werfen. Wie lang ist die Vegetationsperiode, wann ist durchschnittlich der erste 
Frosttag zu erwarten, wieviel Regentage sind im Durchschnitt des Jahres zu ver- 
zeichnen und wie verteilen sie sich auf die einzelnen Wochen, das sind solche 
Fragen, deren Wichtigkeit und Bedeutung für die Betriebsführung nicht unterschätzt. 
werden darf. An Unterlagen für solche Fragen seien erwähnt die Arbeiten der 
Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, Betriebserhebungen für einzelne Gebiete, 
z.B. Heft 214 für Schlesien usw., mit Karten über jährliche Niederschläge, dann 
die gesamten Veröffentlichungen der meteorologischen Institute. So veranstaltet 
auch z.B. die Biologische Reichsanstalt für Land- und Forstwirtschaft in Berlin- 


t) Pohl, Betriebslehre, Bd. II, S. 64. 
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Dahlem bereits seit einer Reihe von Jahren über das Auftreten der Maikäfer und 
Engerlinge in ganz Deutschland besondere Umfragen, die außer zur wissenschaft- 
lichen Erforschung der Schädlinge auch dazu führen sollen, mit möglichster Sicher- 
"heit die Maikäferflugjahre für die verschiedensten Gegenden Deutschlands voraus- 
zusagen, damit eine erfolgreiche Bekämpfung rechtzeitig einsetzen kannt). Ähn- 
liche Einrichtungen gibt es für die gesamten Forst- und Pflanzenschädlinge. Wer 
jemals gesehen hat, welche Verheerungen Maikäfer, Eichenwicklerraupen, Reb- 
laus usw. anrichten können, wird die Bedeutung solcher Vorausberechnungen, die 
allerdings nur in der Hand von besonderen Instituten liegen können, nicht genug 
zu schätzen wissen. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß z.B. die Häufigkeit von 
Regentagen (für Getreide z. B. eine Niederschlagsmenge von 120 und mehr Zenti- 
metern) im ganzen oder in einer bestimmten Erntewoche, soweit mit Waährschein- 
lichkeit damit zu rechnen ist, den ganzen Anbau leicht empfindlicher Früchte, wie 
Raps oder Erbsen, in Frage stellen kann. Der Wahrscheinlichkeitsfaktor hat hier 
eine ähnliche Funktion wie die bei der Bewertung einer industriellen Unter- 
nehmung zahlenmäßig belegte Konkurrenzgefahr. Es hat sich nun ein System 
solcher Wahrscheinlichkeitsrechnungen herausgebildet, welches natürlich hier nicht 
näher erläutert werden kann. Doch sollen kurz zwei Methoden besprochen werden, 
nach denen der Eintritt periodischer Ereignisse berechnet werden kann. Zahlen 
lassen sich finden entweder als Mittel oder nach dem Gesetz der großen Zahlen. 
Das Mittel stellt die Durchschnittslage aller einzelnen Tatsachen dar. Das Gesetz 
der großen Zahlen besagt, „daß das Maß der Wahrscheinlichkeit eines ungewissen 
Ereignisses das Verhältnis der diesem Ereignis günstigen Fälle zu der Anzahl 
aller ist‘‘2), oder, daß sich in der großen Zahl alle Fälle der Verschiedenartigkeit 
sicherer finden und sich dementsprechend in ihr die wirklichen Maßverhältnisse 
richtiger ausdrücken, sich daher auch die Wahrscheinlichkeit aus ihr zuverlässiger 
beurteilen läßt. Beispiel: Angenommen, daß in einer zehnjährigen Periode (an 
sich wird praktisch ein solcher Zeitraum zu kurz sein) am 5. Mai dreimal ein Frost- 
tag eingetreten ist und siebenmal ein Nichtfrosttag, so lautet der Wahrscheinlich- 
keitsausdruck für den 
Eintritt eines Frosttages a5 Malle 0,8 
“ yuNichtfrosttages# „m. 7, 170,7 

Eine eingehende Behandlung solcher Fragen findet sich angewandt auf den 
landwirtschaftlichen Reinertrag bei A. Mitscherlich: „Die Schwankungen der 
landwirtschaftlichen Reinerträge, berechnet mit Hilfe der Fehlerwahrscheinlichkeits- 
rechnung“ 3). — Daß solchen Fragen in der Praxis der Organisation wie der 
Direktion Beachtung gebührt, läßt sich nicht leugnen, wie aber diese Momente 
einen zahlenmäßigen Ausdruck finden, und wie dieser Ausdruck verwertet werden 
soll, ist eine Frage für-sich. Die leichteste Rechnung läßt sich vielleicht noch für 
die Hagelgefahr aufmachen. Ist festgestellt, daß im Durchschnitt von sechs Jahren 
mit einem Hageljahr zu rechnen ist, so steht dem wahrscheinlichen Verlust durch 
Hagel im sechsten Jahr die Versicherungsprämie für sechs Jahre gegenüber, und 
es ist eine einfache Rechnung, zu welcher Maßnahme sich der Betriebsleiter ent- 
schließt, zur jährlichen Rückstellung für die Hagelgefahr oder zur Versicherung 
bei der Hagelversicherungsgesellschaft. Hier ist es nur eine Kostenfrage. Andere 
Erwägungen treten auf bei Stellungnahme zum Eintritt des ersten Frosttages. Ihm 


t) Hauptfaktor beim Auftreten dieser Schädlinge ist das Klima, dem sie ausgesetzt sind, 
und daher ist dieser Punkt auch unter diesem Abschnitt erwähnt worden. 

?) Pohl, Betriebslehre II, S. 70. 

®) Zeitschrift f. d. ges. Staatswissensch., 1903, Ergänzungsheft VII. 
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ist mit Versicherung und Rückstellung nicht beizukommen. Die Häufigkeit des 
frühen Eintritts hat meist eine Organisationsänderung im Gefolge, daß statt Spät- 
mehr Frühkartoffeln gepflanzt werden, die Fruchtfolge geändert wird, Hafer statt 
Weizen nach Klee usw. Und hier ist die Kette dann wieder geschlossen. Eine Or- 
ganisationsänderung greift in das innerbetriebliche Wesen ein und hat wohl auch 
eine Umstellung der Beziehungen zum Markt zur Folge. Wie aber für alle diese 
Vorgänge rechnerische Größen und wenn auch nur Grenzen zu finden? Es kann 
auch an dieser Stelle nicht genug betont werden, wie sehr der Erfolg und die 
Leitung des Betriebes von der Persönlichkeit des Leiters abhängig ist; und wie 
sehr da die Verhältnisse noch im argen liegen, zeigt ein Blick auf die Literatur 
und in die Praxis des Schul- und Bildungswesens der landwirtschaftlichen Lehr- 
anstalten. Zusammenfassend kann gesagt werden, daß sehr wohl eine zahlenmäßige 
Fixierung vieler Momente möglich ist und eine gute Stütze des Betriebsleiters 
bildet, daß aber diese Zahlen nur Wert haben unter gleichzeitiger Berücksichti- 
gung aller Imponderabilien, die der Betriebsablauf im Gefolge hat, und daß zur 
Ergänzung der Zahlenunterlagen und zur vollen Würdigung aller Faktoren die Per- 
sönlichkeit eines erfahrenen und geschulten, kritisch eingestellten Wirtschafts- 
führes gehört. 
Wissen und Können müssen Hand in Hand gehen. 


D. Kritische Betrachtung der Vorkalkulation. 
I. Generell gesehen. 


1. Allgemeines. 

Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten alle Möglichkeiten der Vor- 
kalkulation, wenn auch nicht ausgeschöpft, so doch nach allen Richtungen hin er- 
hellt und aufgezeigt worden sind, nachdem sowohl bei den Unterlagen der absolute 
Wert aller Größen einer Kritik unterzogen wurde und festgestellt wurde, daß die 
Bewertung zum größten Teil subjektiv sei und relationsmäßig gesehen werden 
müsse, nachdem die Erfassung und der Ausdruck aller die Produktion beeinflussen- 
der Größen in festen Zahlen, überhaupt in Zahlen, als ein sehr einseitiges An- 
schauen der Dinge angesehen wurde, und nachdem endlich die Folgerung gezogen 
war, soll nicht dieses Ineinschemabringen zur Zwangsjacke werden, daß zur Vorkal- 
kulation die kritische Einstellung einer Persönlichkeit gehört, die verstandes- und 
gefühlsmäßig, durch Wissen und Können, die Dinge zu meistern versteht, läßt 
sich auch die Bedeutung der Vorkalkulation im Rahmen der Mittel zur Erkenntnis 
des Betriebsablaufes in der Zukunft klarlegen. 

Die Grenzen der Vorkalkulation sowohl nach der rechnungstechnischen Seite 
wie auch nach der ökonomischen, betrieblichen Seite hin sind im Verlauf der 
vorigen Abschnitte jeweils aufgezeigt worden. Es sei hier nur erinnert an die 
Besprechungen von Kalkulationen in Einzelbetriebszweigen und den Fragenkomplex' 
der Bewertung innerbetrieblicher Umsätze, an die Unmöglichkeit, einen Maßstab 
zu finden für eine Menge Faktoren wie die Bedeutung der Unternehmerpersönlich- 
keit, der Marktlage, der sozialen Verhältnisse usw. (abgesehen von den ästhetischen 
und ethischen Werten, die in der Berufsarbeit des Landwirts stecken). Zu- 
sammenfassend kann gesagt werden, daß die Vorkalkulation für eine geordnete 
Betriebsführung unumgänglich notwendig ist. Sie geschieht auch in der Praxis 
immer, denn was ist es schließlich anderes als eine Vorkalkulation, wenn der 
Landwirt irgendeine Überlegung anstellt, wenn sie auch nur im Kopfe gemacht 
wird, nur danach geschlagen wird. Auf den Ausbau in rechnungstechnischer Hin- 
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‚sicht, auf die Zuverlässigkeit der Zahlen und Zahlenunterlagen ist natürlich noch, 
soll die Vorkalkulation sich ordentlich entwickeln, großer Wert zu legen. Wenn 
auch generell, wenigstens in bäuerlichen Betrieben, die Bedeutung des Rechnungs- 
‚wesens noch nicht so erkannt und für notwendig erachtet wird wie in den Ge- 
werben, so muß allmählich doch hier Wandel eintreten, und je mehr die Ver- 
‚schiebung der Produktion zur Marktseite hin in der Landwirtschaft sich auswirkt, 
‚je mehr die Landwirtschaft zum Veredelungsgewerbe wird — und die Tendenz 
dazu liegt nicht nur in Deutschland zweifellos vor —, um so mehr geht sie eben 
‚aus der Bedarfsdeckungswirtschaft, aus der Selbstversorgung, zur Erwerbswirt- 
schaft über, um so weniger kann sie das Hilfsmittel gewerblicher Unternehmungen, 
ein exaktes Rechnungswerk, entbehren. Dazu wird dann auch allgemein die Vor- 
kalkulation treten, aus den Gründen schon, welche früher beleuchtet wurden, als 
gesagt wurde, daß nicht allein aus dem Betriebsablauf (nicht einmal aus Monats- 
bilanzen) ein Bild der Zukunft gewonnen werden könne. 

Um zu einer Kritik der Vorkalkulation zu kommen, ist ein Wiederholen der 
Einteilung notwendig, wie sie im ersten Teil besprochen und später beobachtet 
worden ist. Die Einteilung der Vorkalkulation war rechnungstechnisch 


1. als Hilfsmittel der Direktion, 

2. als Hilfsmittel der Organisation. 

Eine Kritik der RKechnungstechnik sowohl von Einzel- wie von Gesamtkalku- 
lationen ist in den vorhergehenden Abschnitten bei jeder Gelegenheit eingefügt 
worden, und eine Aufzählung an dieser Stelle würde nur eine Wiederholung be- 
deuten. Es ist hingewiesen worden auf die Schwierigkeiten einer Divisionskalku- 
lation, auf die Schwierigkeiten der Gewinnanteilsverteilung auf die einzelnen Pro- 
dukte und die Schwierigkeiten der richtigen Bewertung der innerbetrieblichen Aus- 
tauschvorgänge. Die Erwähnung dieser drei Hauptfragen dürfte an dieser Stelle 
genügen. Im folgenden soll nur noch Zweck und Sinn der einzelnen Kalkulations- 
arten und ihre Bedeutung für die Betriebsgestaltung der Zukunft einer kritischen 
Betrachtung unterzogen werden. 


2. Kritische Betrachtung nach Zweck und Bedeutung der Vor- 
kalkulation. 


Hervorstechendster Zug der Einzelrechnungen ist die Beweglichkeit Ihrer 
Zielsetzung. Die Einzelrechnung kann vielen Zwecken dienen. Für alle Fragen 
spezieller Natur, die aus dem großen Rahmen herausfallen, gibt sie dem Wirt- 
schaftsführer allein oder mit Hilfe der Statistik usw. Antwort. Sie gibt Aufschluß 
über voraussichtliche Gewichtszunahme von Tieren, über Geldfluß bestimmter 
Sonderrichtung, über Wahrscheinlichkeit des Eintritts von unbestimmten Ereig- 
nissen und viele andere Dinge. Für die Kleinarbeit der Direktion ist sie von un- 
schätzbarem Wert. Der Erkenntnis der großen Linie, in welcher der Betrieb ver- 
läuft, ist sie nicht gewachsen. Und hier liegen ihre Grenzen. Die Einzelkalku- 
lationen der Direktion können nur Tagesrechnung sein; schmückendes und nütz- 
liches, nicht zu verachtendes Beiwerk, aber eben Beiwerk. Klar hervorzuheben 
ist die Unmöglichkeit, aus Einzelrechnungen die Kräfte erkennen zu wollen, die 
den Betriebsablauf grundlegend bestimmen. Hier gehört die Kalkulation in das 
Gebiet der Sonderrechnungen (vgl. Seite 294). — Ähnlich ist es mit Einzelrechnun- 
gen vorkalkulatorischer Art bei der Betriebsorganisation, mag es sich nun um 
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Neuorganisation oder Reorganisation handeln. Hier kann sie allerdings in speziellen 
Fällen Unterlage sein und Anlaß der Betriebsleitung werden, den Rahmen des 
Gegebenen zu verlassen. Bei kleinen Produktionsänderungen, bei denen die Um- 
gestaltung nicht so groß ist, daß sie andere Faktoren maßgebend beeinflußt, hat 
die Einzelrechnung genügend Beweiskraft für die Zweckmäßigkeit der Änderung. 
Doch ist hier bei jedem Einzelfalle eine strenge Kritik und Prüfung nötig. Was’ 
als kleine Maßnahme angenommen wird, hat oft überraschende Änderungen im 
Gefolge. Ein Pferd mehr oder weniger in einem Pferdezuchtbetrieb hat keinen 
eroßen Einfluß auf die Gesamtbetriebsführung. Übersteigt aber der Futterbedarf 
dieses letzten hinzugenommenen Pferdes das zur Verfügung stehende Futter, so 
muß notgedrungen eine Änderung im Anbauverhältnis der Früchte oder der Markt- 
beziehungen usw. eintreten, und nur deshalb, weil ein einziges Pferd mehr das 
„Maß vollgemacht hat‘ (siehe „letzte noch lohnend einsetzbare Einheit“, Seite 317). 
Eine gewisse Einschränkung der Bedeutung und des Wertes von Einzelrechnungen 
mag übrigens auch noch darin liegen, daß in vielen Fällen die Fragen, welche auf 
diesem Wege gelöst werden könnten, so überraschend an den Betriebsleiter heran- 
treten und so schnell beantwortet werden müssen, daß zu genauer Rechnung keine 
Zeit bleibt, daß überschlagen, gefühlsmäßig bestimmt werden muß. 


Anders ist es mit der Gesamtkalkulation. Hier ist eine schärfere Trennung 
vorzunehmen zwischen Gesamtkalkulation in der Direktion und in der Organisation. 
Gesamtkalkulation in der Direktion ist der „Normalvoranschlag“. Die Unmöglich- 
keit, einen auf ein bestimmtes Jahr, bestimmte Differenzierungen der Produktion 
abgestellten Gesamtvoranschlag aufzustellen, wurde öfters gezeigt. Es bleibt also 
nur die Normalvorkalkulation oder der Normalvoranschlag. Leitner sagt für die 
industrielle Vorkalkulation über. die Normalkalkulation folgendes): „Unternehmun- 
gen mit "gleichmäßig verlaufenden Betriebsverhältnissen berechnen aus den Zahlen 
des Vorjahres die Gesamtausgaben und -einnahmen, um die Leistungsfähigkeit 
und die normalen Aufwendungen des Betriebes zu kennen. Daraus berechnen sie 
den durchschnittlichen Herstellungspreis des Produktes, wie groß der Umsatz war 
und sein muß (Paritäten), um eine berechnete Rente des Kapitals zu erzielen 
u.a.m. Diese Normalzahlen dienen als Vergleichsmaßstab für das zukünftige Jahr. 
Normalkalkulation in diesem Sinn ist somit eine Vorkalkulation und ein Wirt- 
schaftsplan für die folgende Betriebsperiode. Sie gibt an, wieviel Kosten inner- 
halb eines bestimmten Zeitraumes normalmäßig verausgabt werden dürfen und ob 
die Kosten in einem richtigen Verhältnis zur Produktion stehen. Diese Ver- 
wendung der Normalkalkulation bietet die Möglichkeit fortlaufender Kontrolle des 
Betriebsaufwandes, der Ursache eines größeren oder geringeren Verbrauches.“ 


Das bei Leitner Gesagte ist nicht ganz auf den landwirtschaftlichen Betrieb 
zu übertragen, wenn auch die Grundzüge für eine Normalkalkulation hier wie dort 
die gleichen sind. Unterschiedlich ist z.B., daß nicht aus den Zahlen des Vor- 
jahres die Normalzahlen entstehen, sondern für den landwirtschaftlichen Betrieb 
arbeitet der Normalvoranschlag mit Durchschnittsziffern, und diese sind-entweder 
auf Grund-ven_Statistik oder auf Grund der- praktischen Erfahrung _ ‚gesammelt. _ 
Verwiesen sei hier nochmals auf den Betriebsvoranschlag der Deutschen Landwirt- 
schaftsgesellschaft, welcher in seiner Art mustergültig ist, und doch darf nicht un- 
erwähnt bleiben, daß es nicht mit Ausfüllen dieses Formulares getan ist, sondern 
daß der Betriebsleiter mit seinen Gedanken dabei sein muß und nach eigenem 


!) Leitner, Kontrolle in kaufmännischen Unternehmungen. Sauerländers Verlag, Frank- 
furt a.M. 1923, S.113. 
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‘ Gutdünken Spalten umändern und ergänzen muß, soll nicht der Voranschlag zur 
' Schablone werden. Dazu bleibt es notwendig, daß alle Einnahme- und Ausgabe- 
posten klar und begründet sind, damit sie nicht nur demjenigen ein Bild geben, der 
sie zusammengestellt hat, sondern auch allen, die damit zu tun haben. Grundlage 
bilden im allgemeinen der Organisationsplan des ganzen Betriebes und im be- 
sonderen die Einzelvoranschläge der Betriebsobjekte, wie Feldbestellungsplan, 
Kunstdüngervoranschlag usw. Ist die Zusammenstellung der Unterlagen so be- 
schaffen, daß jede im Voranschlag erscheinende Zahl genügend klar und erläutert. 
erscheint, so ist auch der Voranschlag von doppeltem Wert. Auch ist das er- 
zieherische Moment bei seiner Aufstellung nicht zu unterschätzen. Der Betriebs- 
leiter wird gezwungen, sich selbst über alle Einzelvorgänge klar zu werden und 


sie zu durchdenken. Münzigert) schreibt über solchen Voranschlag: „So ist _ 


ae 


Natural- und Geldwertrechnung im Voranschlag. Eine zweite Eigentümlichkeit, 
zum Teil aus der ersten heraus erklärlich, ist diejenige, daß nur von Ausgabe und: 
Einnahme, nicht von Aufwand und Ertrag die Rede ist (sofern man z. B. Verfütlern 
im Betrieb nicht als Aufwand rechnen will). Aber bei einem Normalvoranschlag 
ist ja auch sowieso keine genaue Rechnung möglich. Und da meist der Bestand 
der Landgüter als ‚„eisern‘‘ angesehen wird, so hat hier der Unterschied zwischen 
‚ Aufwand und Ertrag einerseits und Ausgabe und Einnahme anderseits keine große 
ı Bedeutung; denn abgesehen davon, daß es technisch nicht möglich wäre, Wert- 
 verbesserungen usw., Ertrag, der nicht Einnahme, und Aufwand, der nicht Aus- 
ı gabe ist, vorkalkulatorisch zu erfassen, ist auch hier das große Reservoir, aus. . 
welchem geschöpft wird, wenn die Einnahmen einmal nicht so fließen, wie es 
' vorausberechnet war. — Die Grenzen des Normalvoranschlages liegen darin, daß. 
er sich nicht auf die letzten Feinheiten in der Betriebsführung einlassen kann, son-. 
‘ dern daß er gerade die großen Bahnen feststellt, innerhalb deren der Weg vor-. 
' wärts geht. Gute Nebengelegenheiten, kleine Vorteile zu zeigen und auszunützen, 
‚ist dann wieder Sache der Tagesrechnungen, der kalkulatorischen Sonderrech-- 
| nungen. 
Was nun die Gesamtvorkalkulation in der Organisation angeht, so sind hier 
‘ die Grenzen sehr eng gezogen. Aus dem über die Relation der einzelnen Produk- 
' tionsfaktoren zueinander Gesagten geht ohne weiteres hervor, daß ein Betriebsver- 
lauf, der noch keinen Anhalt in der Vergangenheit hat, unmöglich im voraus er- 
rechnet werden kann. Hier kommt es dann lediglich, wie Beckmann bei 
' Gelegenheit der Besprechung der Laurschen Zahlen so treffend gesagt hat, nur 
darauf an, die ökonomischen Verschiebungen rechtzeitig zu erkennen und mit- 
zumachen (vgl. Seite 314). Denn mit dem Wissen vom Ablauf einer einzigen Hand-. 
lung ist hier weniger anzufangen als mit der Erkenntnis der Tendenz der Ent-. 
wicklung, mag sie auch zahlenmäßig nicht ganz richtig oder überhaupt nur teilweise 
erkannt sein. Auch Aereboe verweist auf diese ökonomischen Verschiebungen 
in dem über Grenzbestimmungen Gesagten, z.B. Grenzen des Kraftfutteraufwandes- 
(vgl. Seite 318). 


Daß nun aber der Einzelbetrieb nicht ohne weiteres die Grenzen selbst errechnen 
kann, liegt klar. Denn dazu gehört das Sammeln von Erfahrungen vieler Betriebe und. 


t) Münziger a. a. O., S. 5äft. 
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vieler Jahre. Denn es ist wiederum eine Eigentümlichkeit des landwirtschaftlichen Be- 
triebes, daß ihm durch Experimentieren wenig beizukommen ist. Auf alle an ihn 
gestellten Fragen gibt er in der Regel nur einmal im Jahre Antwort und dies nur 

bei sehr geschickter Fragestellung. Bei den Grenzfestsetzungen ist so der einzelne 
Betriebsleiter im großen und ganzen auf die Forschungsergebnisse der wissen- 
schaftlichen Institute angewiesen, welche ihm das Rüstzeug in die Hand geben, 
das er in seinem Betrieb nach seiner und des Betriebes spezieller Eigenart ge- 

brauchen wird. h 


Soweit die generelle Betrachtung der Dinge. Mag man die Richtigkeit re 
einzelnen Rechnung, mag man die Tragweite eines Überschlages auch noch so 
gering einschätzen, eine tiefe Empfindung wird man bei allen Kalkulationsfragen 
nicht ableugnen können, nämlich diejenige, daß allein die Tatsache, daß man sich 
mit dieser Arbeit befaßt, den Wirtschaftsführer in das Gebiet realer Erwägung 
und Abwägung aller dafür und dagegen sprechenden Faktoren zwingt. Nicht sub- 
jektive Momente, nicht Laune, Einfälle, sprunghafte Entschließung, die Lust am 
Neuen, die Mode dürfen die Veranlassung zu Änderungen im Betrieb geben, sondern 
wohlerwogenes Abwägen aller Wirkungen, soweit als möglich durch die mit be- 
stimmten Zahlengrößen arbeitende Kalkulation. 


rn ey we 


Vorausberechnen, erwägen heißt, Geschehnisse im voraus 
bilden und durchleben. 


I. In wirtschaftsunruhiger Zeit. 


1. Allgemeines. 


Wenn bis jetzt von Wertgrößen gesprochen wurde, so war damit stets der 
Geldwert gemeint (vgl. Seite 305. „Wert im allgemeinen soll feststellen, welche 
Geldmenge dem zu schätzenden Vermögensbestandteil gleichzusetzen ist“). In 
Zeiten harmonischer Entwicklung, dazu in einer kapitalistischen Verkehrswirtschaft, 
ist der Geldwert auch der gegebene Nenner, auf den sich die Schar der ver- 
schiedenartigen Wertgegenstände bringen lassen kann. 


Anders aber, wenn dieser Wertmesser selbst nicht mehr die Voraussetzung 
eines Meßinstrumentes erfüllt, d.h. unveränderlich ist, sondern etwa wie ein 
Metermaß aus Gummi willkürliche Veränderungen erfährt, verlängert und verkürzt 
werden kann. Die Erscheinung der Unzuverlässigkeit der Geldwertmaßstäblichkeit 
ist keine Neuerscheinung des letzten Jahrzehnts. Geldwertschwankungen hat es, 
‚wenn auch nicht in diesem Ausmaß, schon immer gegeben, und die landwirtschaft- 
liche Betriebslehre hat auch Mittel versucht, diesen Schwankungen zu begegnen. 
‘Vorauszuschicken ist allerdings noch, daß in früheren Zeiten, in welchen der land- 
‚wirtschaftliche Betrieb, wenn nicht ausschließlich, so doch in hervorragendem 
Maße Bedarfsdeckungswirtschaft war, der Befriedigung der eigenen Bedürfnisse 
‚diente, und daher der Geldverkehr im Vergleich zum gesamten Güterumsatz eine 
unerhebliche Rolle spielte. Nicht so sehr, um nichts zu verschenken, nicht sich 
‚auszuverkaufen, dachte man damals an andere Maßstäbe, sondern um innerbetrieb- 
liche Wertrelationen in Zahlen darzustellen, welche nicht von dem schwankenden 
und von außen kommenden Geldwert beeinflußt wurden. Man hat versucht, inner- 
betriebliche Werte, marktlose, marktfähige und marktgängige, in Roggen- oder 
Heuwert auszudrücken. v. d. Goltz!) führt in seiner Taxationslehre die Roggen- 


) v. d. Goltz, Landw. Taxationslehre ... ., S. 22t. 
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wert- und Heuwerttheorie auf und bespricht die von anderen Schriftstellern ge- 
machten Versuche, diese Theorien zu begründen und in der Praxis einzuführen). 

Wie auch immer der Erfolg gewesen sein mag, Tatsache bleibt, daß bis zu 
Anfang des Krieges von diesen Dingen nichts mehr übrig geblieben ist und das 
Geld den einzigen Wertmesser bildete. Einerseits mag das daran gelegen haben, 
daß die Notwendigkeit, den Geldwertmaßstab durch einen anderen zu ersetzen, 
wegen der Festigkeit des letzteren kaum vorlag; anderseits aber auch an der 
Schwierigkeit, Werte, die nicht unmittelbar, sondern nur über das Geld, also über 
die Willkür zufälliger Marktverhältnisse — von außen kommender Faktoren — 
in Beziehung zu Roggen oder Heu stehen, in eben denselben auszudrücken. Ein- 
fluß kann auch dem Umstand zugeschrieben werden, daß bei der fortgesetzten 
Spezialisierung der Betriebe, der Roggen bzw. das Heu nicht einmal mehr als 
Hauptprodukt angesehen werden konnte (vel. Schweinemästereien, Zuckerrüben- 
wirtschaften, Viehzuchtbetriebe). 

Wie nun in den letzten zehn Jahren die Beständigkeit des Geldwertes ver- 
loren ging und was dieser Verlust im Gefolge gehabt hat, braucht in dieser Arbeit 
nicht wiederholt zu werden. Aus der Fülle der Ereignisse und Beobachtungen. 
sollen vielmehr zwei Hauptpunkte herausgenommen werden, welche den Kern 
der Dinge zu erfassen scheinen. 1. Die Kaufkraft des Geldes — denn das ist doch 
der Sinn der Wertbeständigkeit — ändert sich dauernd. Folge daraus ist, daß nur 
Geldwerte des gleichen Zeitpunktes miteinander verglichen werden können, daß 
nur Aufwand und Ertrag des gleichen Tages in Beziehung zueinander gesetzt wer- 
den können. — Prinzip der Zeiteinheitlichkeit?). — 2. Hinter dem ständig wechseln- 
den Wert des Geldes, dargestellt in den Preisen, verbirgt sich eine zweite Be- 
wegung, eine wirkliche, nicht nur scheinbare Preisverschiebung. Diese wirkliche 
Preisverschiebung zu erkennen, heißt dann aber weiter, sie zu nichtschwankenden, 
feststehenden Größen in Beziehung zu setzen oder ihre gesamten Beziehungen zu- 
einander (aller Aufwands- und Ertragsteile) jeweils prozentig feststellen. So kommt 
man also zu den Methoden, Roggen, Durchschnittsindex bzw. Gold als Wertmaß- 
stab zu nehmen oder prozentige Relationen von inner- und außerbetrieblichen 
Werten unter dem Prinzip der Zeiteinheitlichkeit jeweils aufzustellen und für die 
verschiedenen Zeitpunkte einander gegenüberzustellen. 


Über die Gold- bzw. Indexumrechnung, über die Wahl der Indices, ob Ge- 
_ samt- oder Spezialindex, ob Durchschnitts- oder Stichtagindex, ist in neuester Zeit. 
soviel geschrieben worden, daß es unnötig erscheint, das von Schmalenbach 
und anderen Gesagte an dieser Stelle zu wiederholen, zumal hier der landwirt- 
schaftliche Betrieb in seinen Voraussetzungen keinerlei Abweichung vom indu- 
striellen Betrieb zeigt. Gesagt muß noch werden, daß in der Tat die Praxis neuer- 
dings auch Versuche in dieser Richtung gemacht hat. Der Ausschuß der Betriebs- 
abteilung der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft?) berichtet über einen in 
Goldmark umgerechneten Wirtschaftsabschluß: „Herr von Köppen-Staven be- 
richtete über Geldentwertung, Buchführung und Betriebskontrolle an Hand seines 
in Goldmark umgerechneten Wirtschaftsabschlusses. Nur mit Hilfe einer solchen 
Umrechnung sei es heute möglich, Einblick in die Wirtschaftsverhältnisse zu er- 


t) Block, Mitteilungen landwirtschaftlicher Erfahrungen, Ansichten und Grundsätze, Bd. III. 
Parey, Berlin 1839. v. Seelhorst, Der Roggen als Wertmaß für landwirtschaftliche Berech- 
nungen, Jena, G. Fischer, 1888, Bd. I, Heft 6 der Staatswissenschaftlichen Studien von Elster. 

®) Geldmacher a. a. O., S. 5ff. Dazu in betriebswirtschaftlichen Vorlesungen, Übungen 
usw,, gehalten in der Wisofak, Universität Köln. 

®) Mitteilungen der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, 1923, Heft 10, S. 138. 
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halten. Das Hauptgewicht bei der Umrechnung sei auf die Anwendung der rich- 
tigen Indexzahlen zu legen. Ein Jahresdurchschnittsindex werde in den wenigsten 
Fällen genügen. Im allgemeinen werde es sich empfehlen, die monatlichen Ergeb- 
nisse der Buchführung durch den monatlichen Durchschnittsindex umzurechnen. 
Es wäre auch nicht möglich, nur einen einzigen Index, etwa den Großhandelsindex, 
zu verwenden. Die Geldentwertung sei bei den verschiedenen Waren und Lei- 
stungen verschieden stark in die Erscheinung getreten, so daß verschiedene In- 
dices angewandt werden müßten. Das Finden der richtigen Indices soll durch 
praktische Versuche herbeigeführt werden.“ Aus dem vorletzten Satz dieser Be- 
richterstattung scheint aber hervorzugehen, daß man sich über das Wesen der 
Umrechnung noch nicht ganz klar ist. Verschiedene Indices für einen Betrieb zu 
suchen, heißt doch nichts anderes, als den Wirtschaftserfolg nach vorgefaßtem 
Plan beweisen wollen, und dazu werden Indices genommen, welche diesem Plan 
entgegenkommen. Man klammert sich anscheinend zuviel an bekannte Vorkriegs- 
verhältnisse. Der Wert der Umrechnung soll aber doch gerade darin liegen, die 
Veränderungen der alten Verhältnisse aufzudecken, die wirklichen, nicht nur 
scheinbaren Preisverschiebungen zu zeigen. 


2. Goldumrechnung. 

Welche Bedeutung solche Umrechnung auf Gold- oder Festmark hat, wenn 
sie sachgemäß und konsequent gemacht wird, erscheint klar, wenn man sich die 
Gedankengänge des zweiten Teiles dieser Arbeit zurückruft, wo über den Wert der 
Unterlagen für Vorkalkulation gesprochen wurde, sowohl über die eigenbetrieb- 
lichen Unterlagen, wie auch die allgemeinen Statistiken. Leider ist es eine traurige 
Erscheinung, daß nach so langer Zeit die Buchführungsinstitute usw. noch nicht 
wieder dazu gekommen sind, Buchführungsergebnisse in so umgerechneten Zahlen 
zu bieten, die Praxis also, wenn nicht der einzelne für sich selbst eine Goldmark- 
rechnung eingeführt hat — und das hat natürlich kaum jemand getan —, keinerlei 
Unterlagen besitzt. In der Direktion wie in der Organisation ist also vorderhand 
Einzel- wie Gesamtkalkulation, soweit sie auf Geldwert abgestellt ist, kaum zu 
machen. Der Wert des schon wiederholt besprochenen Naturalvoranschlages bleibt 
bis auf die letzten Bezifferungen in Geld natürlich bestehen, ja sogar vermehrt 
durch den Ausfall der anderen. Warum in dieser Zeit nun nicht andere Kalkula- 
tionen, z.B. in Roggen, gemacht wurden, bleibt beinahe unverständlich. Auf 
anderen Gebieten, z.B. dem der Pachtfestsetzung und der Düngerpreisfestsetzung 
von seiten der Kunstdüngerfabriken, wird der Roggen als Wertmesser gebraucht, 
allerdings wieder mit dem schweren Fehler, daß eben die Vorkriegsverhältnisse 
als Norm genommen werden, als ob nicht gerade in der Landwirtschaft wirkliche, 
bedeutende Preisverschiebungen stattgefunden hätten. Diese Preisverschiebungen 
hatten wiederum ÖOrganisationsänderungen im Gefolge, Nachlassen der Inten- 
sität usw., welche ein Stehenbleiben auf den Vorkriegsverhältnissen durchaus nicht 
rechtfertigen. Es kann nicht Aufgabe sein, hier des langen und breiten über diese 
Dinge zu schreiben, es bleibt hier nur übrig, die Tatsache festzustellen, daß die 
Praxis, vielleicht geblendet von Scheingewinnen, vielleicht, weil sie wirklich 
rentabler arbeitet als früher, an exakte Kostenerfassung usw. weder Vor- wie 
Nachkalkulation kaum denkt. Eine parallele Erscheinung liegt ja auch in der 
Industrie vor bei dem Nachlassen aller exakten Rechnungen und dem Übergang 
von Eigenbetriebs- zu Verbandskalkulation. Eine Umstellung muß natürlich bald 
erfolgen. Aber so lange nicht wenigstens Kostenerfassung und Erfolgsfeststellung 
einmal wieder geordnet sind, kann an eine Vorkalkulation in diesem Sinne kaum 
gedacht werden. 
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3. Beziehungsrechnungen. 


Eine andere Sache ist es mit den Fragen der Kalkulation in der Organisation. 
Die ökonomischen Verschiebungen, welche sich in den letzten Jahren allmählich 
vollzogen haben, lassen sich in ihrer Tendenz meist recht gut erkennen, wenn man 
die zweite oben besprochene Methode für diesen Zweck benutzt. Gerade diese 
 Organisationsänderungen zu erkennen, welche die jüngste Zeit mit sich gebracht 
hat und immer noch bringt, ist augenblicklich das Wichtigste. Nun sind die 
Grenzen der eigentlichen, vorkalkulatorischen Rechnung hier sehr eng gezogen, 
sie beschränken sich in der Hauptsache auf sachgemäßes Lesen von Statistik. Aber 
Auswahl der Statistik und richtige Erkenntnis des in ihren Zahlen gebotenen 
Stoffes erfordert hier die Persönlichkeit eines tüchtigen Wirtschaftsleiters. Zur 
Erkenntnis der Lage ist Voraussetzung: Kenntnis der Zusammensetzung des Be- 
triebsaufwandes aus seinen Kostenteilen, Kenntnis des Verhaltens dieser Kosten- 
anteile zu den Produktenpreisen bei schwankendem Geldwert und Kenntnis des 
Verhältnisses von Betriebsaufwand und Rohertrag insgesamt in solcher Zeit. Der 
letzte Punkt sei durch ein Beispiel belegt!): 


Betriebsaufwand und Rohertrag in drei Zuckerrübenwirtschaften: 


- A 13/14 | 14/15 | 15/16 | 16/17 177 17/18 | 18 19] 19 120) 20/2 1 218 

Getreide . Bi | ı1 |) ı2| ı2 | ı3 | 20 | 29 | 69| 148 

Rı| 18 | ir | 20 | 22 ı a8 | 67 | 114 | 354 

Häckfrucht . en or nagal a2 RL E16,7 

| rı | ıı | 15 | is | 32 | 32 | #7 |190 | 356 

han... Br ale on 71 TI aolmıjıs 15,5 

| Ri| 12 | 16 | 20 | 24 | 33 | 65 | 132 | 308 
Milchvich® Bıl ı2 | As | ıs| 19 | 21 | 34 | 45 | 129 | 

| Rilıej 1a | te | 15 | 141 18 | 28 | 51 


B = Betriebsaufwand; R = Rohertrag. 


Aus der Tabelle läßt sich die Folgerung ziehen, daß auch heute noch der 
Ackerbau die Stütze der Kapitalbedarfsdeckung ist. Wenn auch vielleicht aus dem 
Verhältnis der einzelnen Kostenteile des Betriebsaufwandes zu den Produkten- 
preisen Schlüsse spekulativer Natur gezogen werden könnten, so ist doch gerade 
in wirtschaftsunruhiger Zeit davor zu warnen, den Boden des sicheren Ertrages 
(Ackerbau) zu verlassen und auf Kosten ackerbautechnischer Vorteile spekulativen 
Ertragsmöglichkeiten nachzugehen. Gerade in solchen Zeiten weiß man nicht, was 
der morgige Tag bringt, und ist es besser, mit sicheren Erträgen auf lange Sicht 
sich zufrieden zu geben, als spekulativen Gewinnchancen nachzugehen. Welche 
Bedeutung in dieser Zeit auch den Fähigkeiten des Betriebsleiters zukommt, die 
Schwankungen der Preisrelationen zu seinem Vorteil auszunutzen — wie überhaupt 
das spekulative Moment in den Vordergrund geschoben wird —, braucht nicht 
besonders erwähnt zu werden. 

Es kann nicht Aufgabe sein, hier alle Folgerungen, welche sich aus der Tat- 
sache der Wirtschaftsunruhe ergeben, zu verfolgen — das wäre eine Untersuchung 


!) Aus: Die Steuerzeitung des Landwirts — Monatsschrift für das landw. Steuer- und 
Buchführungswesen. Organ des Reichsverbandes landw. Privat-Buchstellen. 
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für sich —, es sollte hier nur gezeigt werden, welchen Einfluß sie auf die Vor- 
kalkulation hat. Und da muß zusammengefaßt gesagt werden, daß sie die schön- 
sten Entwicklungen, die diese vor dem Krieg genommen hatte, jäh zerstört hat, 
und daß sie allgemein der Vorkalkulation noch mehr die Tendenz des Erwägens 
statt exakten Rechnens aufgedrückt hat, was gleichbedeutend ist mit einer Ver- 
mehrung der Bedeutung der Persönlichkeit des Wirtschaftsträgers; dieses weniger, 
weil die Währung ein Rechnen in Geld schwierig, vielleicht unmöglich gemacht 
hat, sondern vielmehr — und das ist das Hauptübel — weil die Grundeinstellung 
der Wirtschaftsträger eine andere geworden ist. Man will nicht rechnen! Besse- 
rungen in dieser Hinsicht können nur durch zwei Dinge kommen, durch die Not 
und dadurch, daß Persönlichkeiten, Charaktere, erstehen und dem Gesicht der 
Zeit andere Züge einmeißeln. Nicht das Können, die Beherrschung der Technik, 
sondern 
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der Geist ist das Entscheidende. 
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Dietze, Prof. Dr. Hugo. Geschichte des deutschen Handels. Gloeckners Handels- 
Bücherei, herausg. von A. Ziegler, Bd. 97.) Leipzig, G. A. Gloeckner, 1923. 
144 Seiten. Preis geheftet 4 1.20. 


Inhalt: Der Handel im vorgeschichtlichen und frühgeschichtlichen Deutschland. 
— Der deutsche Handel von der Völkerwanderung bis zu den Städtegründungen. — 
Der Handel während der mittelalterlichen Stadtwirtschaft und großhändlerische An- 


fänge dieser Periode. — Der Handel beim Niedergang der Stadtwirtschaft, ‘erste 
Blüte. — Der Handel im Zeitalter der absoluten Fürsten. — Der Handel im Zoll- 
verein und im Reiche. — Der Weltkrieg und seine Folgen für den deutschen 
Handel. 5 


Stillich, Dr. Oskar. Das Geldwesen. (Handbuch des Geld-, Bank- und Börsenwesens, 
Band 1.) Leipzig, @. A. Gloeckner, 1924. 184 Seiten. 


Das ganze Handbuch”soll vier Bände enthalten: 

1. Das Geldwesen. 

2. Die Banken und ihre Geschäfte. 

3. Die Börse und ihre Geschäfte. 

4. Wertpapiere. 

Der vorliegende erste Band über das Geldwesen hat folgenden Inhalt: 

Einleitung. — Was ist Geld? — Vorläufer des Geldes. — Metallgeld. — Papier- 
geld. — Arbeitsgeld. — Notgeld. — Banknoten. — Buchgeld. — Wechsel. — 
Schecks. — Devisen. — Alte und neue deutsche Geldverfassung. — Metallismus 
und Nominalismus. — Quantitätstheorie. — Inflation. — Messung der Geldentwer- 
tung. — Folgen der Geldentwertung. — Problem der Wertstabilität des Geldes. 


Schiff, Emil. Abschreibung, Vermögenserhaltung, Preisbildung im Zusammenhang 
mit der Geldentwertung. Berlin 1923. 


Zu der Besprechung Seite 187 dieses Jahrganges äußert sich Herr Schiff: 

„Zu der in Heft 4/1924 enthaltenen Beurteilung meiner Schrift ‚Abschreibung, 
Vermögenserhaltung, Preisbildung‘ stelle ich richtig, daß ich die dynamische Bilanz- 
lehre des Herrn Professor Dr. Schmalenbach selbstverständlich kenne und würdige; 
Art, Umfang und Entstehung meiner Schrift erklären, daß ich auf diese Lehre nicht 
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besonders eingegangen bin. Wenn ich mich auf diese tatsächliche Berichtigung 
‚beschränke, die ich abzudrucken bitte, möge man nicht folgern, daß ich auf die 
Einwendungen des Herrn Urteilers nichts Ernstliches zu erwidern wüßte. 

Hiervon abgesehen, darf ich vielleicht die Frage aufwerfen, ob es gerecht ist, 
einem Verfasser vorzuwerfen, er sei rechthaberisch, ohne festzustellen, daß dieser 
Verfasser im Vorworte selbst schreibt: ‚Der Verfasser nimmt im übrigen nicht in 
Anspruch, die bedingungslos gültige Wahrheit — falls es eine solche im Bereiche 
menschlichen Denkens geben sollte — zu vertreten...‘ Fordert im übrigen der 
Herr Urteiler auch den, der ihm nicht zu nahe treten will, nicht vielleicht gerade 
damit heraus, daß man ihn auf Ev. Joh. 8,7 verweise ?“ 

Ich habe darauf zu erwidern: 

„Wenn ein Verfasser im Vorwort ankündigt, daß er nicht den Anspruch erhebe, 
die bedingungslos gültige Wahrheit zu vertreten, so braucht ihn das nicht zu hin- 
dera, rechthaberisch zu sein, und er macht den Beurteiler nicht ungerecht, wenn er 
seinem Eindruck Raum gibt. Ev. Joh. 8,7 enthält das Wort: ‚Wer unter euch ohne 
Sünde ist, der werfe den ersten Stein auf sie.‘ Der Beurteiler erkennt an, daß er 
nicht ohne Sünde ist; die Nichtexistenz sündenfreier Beurteiler einerseits und die 
Notwendigkeit der Buchbesprechungen .anderseits erlauben nicht, überall nach den 
Regeln zu verfahren, die der Evangelist Johannes Jesus Christus zuschreibt. 

Sch.“ 


Schmidt, Prof. Dr. F. Bilanzwert, Bilanzgewinn und Bilanzumwertung. Berlin, 
Spaeth u. Linde, 1924. 212 Seiten. 


Der Verfasser entwickelt in der Einleitung seinen Ausgangspunkt. Er schließt 
sich im wesentlichen derjenigen Richtung der Betriebswirtschaftler an, welche die 
Unternehmung als Organ der Gesamtwirtschaft sehen. Eine besondere Eigenart 
seiner Anschauung ist, daß die Vermögensänderungen des Betriebes und der eigent- 
liche Betriebsgewinn in jeder Bilanz grundsätzlich zu trennen seien, während die 
übrigen Dynamiker der Meinung sind, daß eine solche Trennung die Frage des Ein- 
zelfalles ist; außerdem würde, wenn man die Quellen der gesamten Vermögens- 
änderung gesondert erfassen will, nicht ein Zweifaches, sondern ein Dreifaches in 
Betracht kommen: Neben der Frage der rationellen Kapitalanlage und der rationel- 
len Betriebsführung auch die Frage der von außen her kommenden Konjunktur- 
einflüsse. Schon im Jahrgang 1917/18 dieser Zeitschrift hat Backofen in einem 
Aufsatz ‚Gewinn und Verlustrechnung mit besonderer Darstellung des Konjunktur- 
gewinns und des Betriebsgewinns“!) das Problem der Quellentrennung eingehend 
bearbeitet. Die Auffassung über den Inhalt des allgemeinen Bilanzrechts, die 
Schmidt Seite 27f. wiedergibt, läßt eine auffällige Unkenntnis des Werdegangs der 
Literatur erkennen. Das eben ist doch die große Leistung von Scheffler und 
Simon gewesen, nachzuweisen, daß der Wert des $40 HGB. nicht für alle Ver- 
_ mögensgegenstände der Tageswert des Bilanztages ist. Und ebenso auffällig ist es, 
daß Schmidt nicht erkennt, wie die Bilanzpraxis schon lange dabei ist, die bilanz- 
mäßige Erfolgsrechnung so auszubauen, daß Wertveränderungen der Anlagewerte 
und Vorräte nur in sehr begrenztem Umfange auf die Erfolgsrechnung einwirken. 
Das, was Schmidt will, unterscheidet sich von schon vorhandenen Strömungen nur 
soweit, daß er in recht verantwortungsloser Weise drauflos zu reformieren sucht, 
ohne sich um den hohen Wert der bewährten Überlieferung zu kümmern. Dabei ist 
ihın offenbar nicht bewußt geworden, daß eine Tageswertbilanz, ganz abgesehen von 
der Schwierigkeit ihrer Gewinnung, ein ziemlich wertloses, lediglich falsche Vor- 


?) 12. Jahrgang, S. 321 ff. 
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stellungen erweckendes Ding ist. Die Frage, ob die Abschreibungen der Anlage- 

werte von dem Tageswerte des einzelnen Objekts oder vom Gesamtwerte der An- 

lage oder von einem Anteile des Wertes der ganzen Unternehmung zu rechnen sind, 
und wie in den beiden letzten Fällen die Anteile zu berechnen sind, ist ihm offen- 
bar überhaupt nicht gekommen; wie denn überhaupt des Verfassers Mangel als 

Theoretiker darin besteht, daß er einem zufälligen Einfall durch dick und dünn 

nachsaust und dabei Überlegung und Selbstkritik verliert. } 

Der Hauptteil der Arbeit befaßt sich mit Methode und Technik der Bilanz- 
umwertung unter dem Einflusse der Geldwertänderungen. Da Schmidt Anhänger 
der Zahlungsbilanztheorie ist, während ich an die Quantitätstheorie glaube, gehen 
wir bereits in der Auffassung vom Geldwert sehr weit auseinander, und es liegt 
auf der Hand, daß seine Darstellung meiner Gedankengänge teilweise schief ist, und 
daß ich, wenn ich versuchen würde, seine Meinung wiederzugeben, ebenfalls einen 
ungeeigneten Standpunkt hätte. Ich will daher diese an sich verdienstvolle Arbeit 
hier auf sich beruhen lassen und darf es um so mehr, als über die Methoden der 
Geldwertkorrekturen noch mancherlei geschrieben werden wird. 

Im dritten Teile seiner Arbeit spricht Schmidt über die gesetzlichen Goldmark- 
bilanzen und die Goldmarkbuchführung. Man muß dem Verfasser recht geben, wenn 
er es tadelt, daß die Reichsregierung erst Jahre hat verstreichen lassen, ehe sie auf 
dem Gebiete des Bilanzrechtes überhaupt etwas tat, um dann das lange Zaudern 
durch Überstürzung zu heilen. Jedoch hat der Verfasser den geringsten Anlaß dazu; 
denn er ist es gewesen, der den schönen Ansatz von betriebswirtschaftlicher Seite, 
der die Reform des Bilanzrechtes zum Ziele hatte, dadurch hemmte, daß er sein 
Nichteinverständnis in Nebendingen nicht zu unterdrücken vermochte. Wenn der 
Verfasser eine gewisse Anerkennung des Tageswertes in der Goldbilanzverordnung 
als einen Erfolg seiner Ansichten preist, so muß ich ihm, nachdem ich den Beratungen 
über das Gesetz und die Verordnung beigewohnt habe, sagen, daß die tatsächlichen 
Gründe nicht für, sondern in der denkbar schroffsten Weise gegen ihn sprechen. 
Der Hauptgrund, der die Zulassung von Tageswerten zur Folge hatte, war, daß man 
die Anschaffungspreise in Goldmark für die Inflationszeit teilweise schwer, teil- 
weise überhaupt nicht berechnen kann; die Gesetzgeber wollten also unter allen 
Umständen von mehreren möglichen Werten denjenigen bevorzugen, der am sicher- 
sten zu berechnen war. Das ist nun aber gerade der Grund, der in normaler Zeit 
gegen die Benutzung von Tageswerten spricht. Man kann überhaupt nicht umhin 
festzustellen, daß Schmidt sich selbstgefällig der leisesten Spuren bemächtigt, die 
ihm für die Verbreitung seiner Gedankengänge zu sprechen scheinen. Daraus ent- 
nehnie ich, daß die Bilanzpraxis seinen Gedankengängen gegenüber sich durchaus 
gleichgültig verhält, denn sonst würde er sicherlich nicht unterlassen, den kleinsten 
Erfolg zu registrieren. Sch. 
Le Coutre, Dr. Walter. Bilanzen. Leipzig, G. A. Gloeckner, 1921. 127 Seiten. (An- 

schauungsstoffe aus dem Gebiete der kaufmännischen Wirtschaft. Herausgegeben 
von Hans Hanisch und W. Prion. VI. Heft.) Kart. M 24.—. 

Bergmann, G.A. Der Großhandelsbetrieb im Lichte moderner Organisationstechnik. 
ÖOrganisationsgraphisch dargestellt. Saarbrücken, Saar EZ 
gesellschaft m. b.H. 

Der Verfasser beschränkt sich auf die Wiedergabe eines Schaubildes ohne text- 
liche Ausführungen. Das Schaubild ist nicht uninteressant, zeigt aber ebenso wie 
sonstige Versuche ähnlicher Art, daß derartige Darstellungen sehr dringlich der Kon- 
vention bedürfen, damit sie lesbarer werden. Sch. 


Die Bilanzierung der Pfandbriefe. 
Von E. Schmalenbach und H. Weinreis. 


Inhalt: 

‘ Einleitung. 6. Die Emissionskosten. 
1. Fertig gestellte, noch nicht verkaufte Pfand- 7. Vorübergehend aufgenommene eigene Pfand- 
briefe. briefe. 
2. Das Disagio. 8. Die Einziehung von Pfandbriefen. 
3. Das Agio. 9. Die Pfandbriefemission bei Nichtbardarlehen. 
4. Die Disagioreserve. 10. Die Emission von Sachwertpfandbriefen. 
‚5. Die Aufrechnung des Disagios. 

Einleitung. 


Wir wollen hier nicht die Frage in den Vordergrund stellen, welche betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätze für die Bilanzierung von Pfandbriefen maßgeblich sind, 
sondern wir wollen die Frage unter bilanzrechtlichem Gesichtspunkte behandeln. 
Wir müssen in Hinsicht auf die Verschiedenheit der Rechtsverhältnisse die öffent- 
lich-rechtlichen und die privaten Pfandbriefschuldner unterscheiden. Die ersteren, 
‚Landschaften, Stadtschaften, Landeskreditanstalten u. dgl., unterstehen besonderen 
Landesgesetzen und Verordnungen, teilweise finden sich ihre Bilanzierungspflichten 
in eigens für sie erlassenen Statuten. Mit Rücksicht auf diese spezifische Rechts- 
‚lage der öffentlich-rechtlichen Pfandbriefschuldner lassen wir die Bilanzpflichten 
‚dieser Institute unberücksichtigt. 

Für die gesetzlichen Pflichten betr. die Bilanzierung der Pfandbriefe privater 
Pfandbriefschuldner, insonderheit der Hypothekenbanken, sind in erster Linie die 
Vorschriften des Reichshypothekenbankgesetzes (HypBank@.) als eines Spezialge- 
'setzes, in zweiter, soweit sie Aktiengesellschaften sind, die Bilanzvorschriften des 
‚Aktienrechts in $ 261 HGB,., in dritter die Bilanzvorschriften des Handelsgesetzbuches 
88 39ff. und in vierter Linie, auf Grund 838 HGB. die Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung für die Ersichtlichmachung des Vermögens maßgeblich. 

Die Hypothekenbank ist nach den Bestimmungen des HypBankG. in der Aus- 
gabe von Pfandbriefen beschränkt durch zwei Umgrenzungen: 

1. durch die Abhängigkeit des Umlaufs von einem bestimmten Vielfachen des 
ı Aktienkapitals, 

2. durch die Abhängigkeit des Umlaufs von dem Gesamtwerte der pfandbrief- 
fähigen aktiven Hypotheken. 

Die Begrenzung des Pfandbriefumlaufs ist eine Frage der Emissionstechnik; sie 
berührt die Frage der Bilanzierung nicht und wird hier übergangen. 


1. Fertig gestellte, noch nicht verkaufte Pfandbriefe. 


Die Ausgabe von Pfandbriefen erfordert Vorbereitungen. 

Pfandbriefe können im allgemeinen nicht ausgegeben werden, wenn sie nicht 
einen Kurs haben; daher bedürfen die Pfandbriefe der Zulassung ‚auf Vor- 
rat“; der Zulassungsantrag ist gewöhnlich der erste Schritt zur Vorbereitung der 
Pfandbriefausgabe. Die Pfandbriefurkunden mit Mänteln und Kuponbogen müssen 
alsdann gedruckt werden, und zwar so rechtzeitig, daß nicht die Ausgabe stockt; 
"günstige Begebungsgelegenheiten dürfen nicht aus Mangel an Material verpaßt wer- 
den. Für die auszugebenden Pfandbriefe muß die Kapitalverkehrssteuer entrichtet 
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4 
sein. Sodann müssen sie nach Maßgabe der Deckung vom Treuhänder visiert sein. 
Wandern sie aus dem Bureau, das alle diese Dinge besorgt, hinaus an die Verkaufs. 
schalter, seien es eigene oder die Schalter fremder Banken, so sind sie damit noch 
nicht verkauft; sie sind in den Verkaufsladen nur gebracht, wo sie sich zuweilen 
noch recht lange aufhalten. Der letzte Akt des Emissionsverlaufs ist dann der Ab- 
satz an die Kundschaft. | 

Hier entsteht die Frage, in welchem Augenblicke die Pfandbriefe bilanzfähig 
werden. 

Kein Zweifel besteht, daß der tatsächlich verkaufte Pfandbrief ein Passivuil 
wird, wie gleichzeitig der Gegenwert, sei es Geld oder Banküberweisung oder Kauf 
preisforderung, ein Aktivum wird. Kein Zweifel ist auch, daß lediglich zum Börsen- 
handel zugelassene oder lediglich gedruckte Pfandbriefe noch nicht bilanzfähig sind. 

Der Zweifel erstreckt sich auf Pfandbriefe, die gedruckt und gestempelt, vom 
Treuhänder zur Ausgabe freigegeben, aber noch nicht verkauft sind. Können diese 
Pfandbriefe auf der Passivseite dem Pfandbriefumlauf und auf der Aktivseite für 
die Zeit bis zum Verkauf den ‚eigenen Pfandbriefen‘“ zugezählt werden? 3 

Hierbei ist zweierlei zu unterscheiden. Die Pfandbriefbank wird bilanzrechtlici 
nicht gehindert, derartige Pfandbriefe buchführungstechnisch zu buchen: 

„Konto eigener Pfandbriefe‘“, 

„an Konto Pfandbriefumlauf“. 

Wenn sie dann für den Bilanzstichtag die noch nicht verkauften Pfandbriefe 
zurückrechnet, so ist bilanzrechtlich die Sache so, als hätte die obige Buchung nicht 
stattgefunden. Wir müssen, um richtig zu fragen, annehmen, die obige Pr 
solle als Dauerbuchung gelten. 

Daß die Frage überhaupt aufgeworfen wurde, hängt mit dem Verwit 
apparat der Pfandbriefbanken und ihrer Vertriebsstellen, insbesondere mit der Ver- 
rechnung zwischen Zentrale und Vertriebsstelle zusammen. Die Pfandbriefbank 
möchte die Pfandbriefe in dem Augenblicke als in Umlauf gesetzt behandeln, wenn 
die zentrale Ausgabestelle die Pfandbriefe an die Vertriebsstellen weitergibt. Dieses 
Bedürfnis wird in Zukunft, wo viele Pfandbriefbanken zu Gemeinschaften zusam- 
mengeschlossen sind und wo jede Bank für die andere oder für die Gremeinschaft 
Vertriebsstelle und Beleihungsstelle ist, noch größer werden. Die Stornierung von 
bereits mit den Vertriebsstellen verrechneten Pfandbriefen eigens für den Bilanztag 
führt zu Umständlichkeiten. 

Das HypBankG. sieht die Aktivierung von Beständen an eigenen Pfand- 
briefen vor; $24 verlangt unter den Aktiven die gesonderte Angabe der „Be 
stände an eigenen Pfandbriefen“. Diese eigenen Pfandbriefe haben nicht nur bilanz- 
rechtliche Bedeutung; den eigenen Pfandbriefen steht beim Konkurse das Vorrecht 
an der Pfandbriefsicherung zu ($ 35,3 HypBank@.). Nun besitzt die Pfandbrief- 
bank eigene Pfandbriefe, aber nicht nur durch Bereitstellung emissionsfähiger Pfand- 
briefe, sondern auch durch Rückerwerb eigener Pfandbriefe, die bereits in Umlauf‘ 
gewesen sind, und es ist daher nicht sicher, daß sich $ 24 auf noch nicht begeben 
gewesene Pfandbriefe beziehen soll. 

Die Mehrheit der Fachleute hat die Frage, ob die noch nicht begebenen Hypo- 
thekenpfandbriefe als im Umlauf befindlich angesehen werden können, verneint). 


N 
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1) So Beigel in „Soll und Haben‘, Monatsschrift für Buchführung, Handelsrecht und 
kaufmännisches Rechnen 1902. Tobias, Disagiogewinn und Bilanz der Hypothekenbanken, 
Holdheims Monatsschrift für Handelsrecht und Bankwesen 1901. Simon, Die Bilanzen 
der Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berlin 1898, S. 201, An-- 
merkung 157: ‚unzulässig ist es, eigene noch nicht begebene Obligationen im "Aktivum und 
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Auf dem gleichen Standpunkte steht der Preußische Landwirtschafts- 


ministert) in einer Verfügung vom 13. September 19002) mit der Begründung: 
„denn diese Pfandbriefe befinden sich noch nicht im Verkehr und sind noch nicht 
Gegenstand eines Veräußerungs- oder Anschaffungsgeschäfts gewesen.“ 


Diese Verfügung ist als ein Beitrag zum Meinungsstreit zu werten; wie weit sie 
‚eine bilanzrechtliche Pflicht für die der preußischen Aufsichtsbehörde unterstehen- 
‚den Pfandbriefbanken bedeutet, soll hier unerörtert bleiben. 
| Dannenbaum?) hält auf Grund ‚des Gesetzes nur die gemäß 85/2 zur Anlage 
‚flüssiger Mittel erworbenen eigenen Pfandbriefe für aktivierbar. Da es aber solche 
‚Pfandbriefe fast gar nicht gäbe, könne man aus der Gesetzesbestimmung, die seines 
‚Erachtens auf einem Irrtum der Gesetzesverfasser beruht, dieses und jenes folgern. 
Dannenbaum kommt zu dem Ergebnis, daß die Bank die Bilanzierung vornehmen 
kann, wie sie will. Vom allgemeinen bilanztechnischen Gesichtspunkte aus sei die 
Frage nicht zu entscheiden. Für das bilanztechnisch allein richtige hält er es, 
alle eigenen Pfandbriefe als Nullwerte zu behandeln und aus der Bilanz zu ent- 
fernen. 

Die Auffassung Dannenbaums darf man dahin auslegen, daß er der Frage 
vom Standpunkte des Bilanzrechts neutral, vom Standpunkte des Bilanztechnikers 
aus ablehnend gegenübersteht. 

Einen neutralen Standpunkt nimmt auch Rehm %)ein. Er sieht die Möglichkeit 
der Aktivierung nicht in dem Charakter der Schuldverschreibung als Forderungs- 
recht, sondern in ihrer Eigenschaft als einem rein wirtschaftlichen Gute, das weder 
eine Forderung noch eine Schuld darstellt. Die Bilanzierung sei aber bedeutungs- 
los, weii dem Aktivposten auf der Passivseite ein Gegenposten gegenüberstehe. 

Wir teilen diese Ansicht nicht. Es macht zwar für den Bilanzsaldo nichts aus, 
‚wenn man das Aktivum ‚Eigene Pfandbriefe“ und das Passivum „Pfandbriefumlauf“ 
um die gleichen Summen erhöht; aber es hat doch eine gewisse Bedeutung für die 
Einschätzung der Bank. Aber auch wenn es überhaupt nichts ausmachte, so würde 
das kein Grund sein, einer Gesetzesbestimmung, sofern sie tatsächlich vorhanden 
wäre, nicht zu folgen. Die Frage, ob die Bestimmung tatsächlich vorhanden ist, muß 
den Ausschlag geben. 

Bei der Mehrzahl der Autoren, die gegen die Bilanzierung fertiggestellter, aber 
noch nicht begebener Pfandbriefe Bedenken haben, ist, wenn auch nicht deutlich 
ausgesprochen, der Gedanke entscheidend, daß man nicht eine Forderung gegen sich 
selbst aktivieren und zugleich passivieren könne. Auch diese Ansicht teilen wir 
nicht. Das Bilanzrecht verbietet ein solches Verfahren nicht; man kann wohl aus 
839 HGB. ableiten, daß man in der Bilanz nicht Schulden gegen Forderungen sal- 
dieren kann, wenn sie nicht privatrechtlich saldierungsfähig sind; aber man kann 
nicht aus $39 ableiten, daß man nicht begebene Pfandbriefe wie oben angegeben 
bilanzieren kann. Wohl würde es gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch- 
führung verstoßen, eine derartige Erhöhung von Aktiven und Passiven willkürlich 


im Passivum zu führen, da dieselben weder eine Forderung noch eine Schuld darstellen‘ zit. 
Weinberger, Agio und Disagio der Pfandbriefe ın der Bilanz der Hypothekenbanken, Stutt- 
gart 1913, S.75. Nach Immerwahr, Über die vermögensrechtliche Bewertung von Inhaber- 
schuldverschreibungen im Besitz des "Ausstellers. Holdheims Zeitschrift 1900. ‚... stellen 
[sie] ebensowenig ein gegenwärtiges Vermögensrecht dar, wie etwa eine bereits eingetragene 
Hypothek, deren Valuta noch nicht bezahlt ist“ zit. Weinberger 2.3.0. S. 75. 

1) Nach einem Erlaß vom 13. August 1876 ist in Preußen das Landwirtschaftsministe- 
rium als Aufsichtsbehörde für die Hypothekenbanken bestimmt. 

2) Abgedruckt bei Göppert-Seidel, Hypothekenbankgesetz 1911. 

®2) Dannenbaum, Deutsche Hypothekenbanken, Berlin 1911, .S. 193 ff. 

4) Rehm, Die Bilanzen der Aktiengesellschaften usw. München 1903, S. 333, 49. 
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vorzunehmen; aber das steht ja nicht in Frage. Es handelt sich lediglich darum, 
ob die Hypothekenbank einem tatsächlichen und anerkennenswerten Verrechungs- 
bedürfnis eine bilanzmäßige Konsequenz geben darf. 

Angesichts der Bedeutung, die der praktischen Übung mit Rücksicht auf die Be: 
stimmung des $ 38 HGB. für die Bestimmung der rechtlichen Bilanzpflichten inn 
wohnt, werden wir vor der Wiedergabe der eigenen positiven Auffassung oe 
wie die Praxis verfährt. 

In den Geschäftsberichten der Hypothekenbanken fehlen genau aufklärende An- 
gaben über den Posten „Eigene Pfandbriefe‘ fast gänzlich. Ausdrücklich betonen 
die Preußische Pfandbriefbank!), die Bayerische Vereinsbank?) und die Nord- 
deutsche Grundkreditkank 3), daß sie eigene, noch nicht begebene Pfandbriefe nicht 
zu dem Bestande rechnen. Schulte) bemerkt, daß das Verfahren, zu den im Um- 
lauf befindlichen Pfandbriefen nur die wirklich verkauften, in den Händen des 
Publikums befindlichen Stücke zu zählen, das üblichere wäre. In einigen Bilanz 
werden aber die Kosten der Anfertigung der unbegebenen Pfandbriefe aktiviert; 3 
Pfandbriefvorrat erscheint dann mit dem Anschaffungswert unter den Aktiven. So. 
führt z.B. die Bayerische Bodenkreditanstalt 1896 bis 1907 ein Konto „Vorrätige 
(z. T.) gestempelte Pfandbriefformulare‘“ auf; seit 1907 wurden diese Kosten über. 
Unkosten verbucht; das Konto erscheint nur mit einem Erinnerungsposten (41.—), 
Häufig findet man die Kosten für den Reichsstempel auf noch nicht begebene ie | 
briefe aktiviert, z.B. in den Bilanzen der Pfälzischen Hypothekenbank, der Schwarz- 
burgischen Hypothekenbank, der Mitteldeutschen Bodenkreditbank und der Bayeri 
schen Handelsbank. 

Anders als bei den reinen Hypothekenbanken hat sich die Bilanzierung noch 
nicht begebener Pfandbriefe bei den gemischten Hypothekenbanken entwickelt. H 

Die eigenen, noch nicht begebenen Pfandbriefe von der Zurechnung zum Be- 
stande an eigenen Pfandbriefen auszuschließen, ist bei den gemischten Hypotheken- 
banken, deren beide Abteilungen selbständige Buchhaltungen besitzen, mit Schwie- 
rigkeiten verbunden). Schulte®) berichtet, daß bei diesen Instituten mit Aus- 
nahme der Bayerischen Vereinsbank die Pfandbriefausgabe in dem Verkauf d 
Pfandbriefe an die Bankabteilung, welche diese natürlich als Effektenbesitz aufführ j 
bestünde. 

Bei den gemischten Hypothekenbanken zählt man auch die bei fremden Banken 
und Filialen in Kommission übergebenen Pfandbriefe, wie Schulte ausführt”), de m 
Bestande an eigenen Wertpapieren zu. Die reinen Hypothekenbanken verfahren in 


nicht dem Bestande an eigenen Wertpapieren zurechnet. 
Zusammenfassend kann man sagen, daß die überwiegende Übung, besonders 


1) Geschäftsbericht 1913. 

2) (Geschäftsbericht 1918. 

3) Geschäftsbericht der Gemeinschaftsgruppe deutscher Hypothekenbanken 1921. 

4) Schulte, Die Hypothekenbanken, München 1918, S. 212 

5) Die meisten gemischten Banken pflegen das reine Hypothekenbankgeschäft von & 
deren Geschäftszweigen verwaltungsmäßig abzutrennen. Dannenbaum a.a.0. S. 25. 

6, 2.2.0. S. 169. 

”) 2.2.0. S. 211ff. 

8) Geschäftsbericht 1913. 
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bei den reinen Hypothekenbanken und bei den der preußischen Aufsicht unter- 
liegenden Instituten, ist, daß die fertiggestellten und noch nicht verkauften Pfand- 
briefe nicht bilanziert werden, daß aber dort, wo buchführungstechnische Gründe 
‚stark ins Gewicht fallen, insbesondere bei den gemischten Hypothekenbanken, die 
Bilanzierung vorgekommen ist. Unter diesen Umständen kann man nicht an- 
‚nehmen, daß ein der Bilanzierung widerstrebender Grundsatz ordnungsmäßiger 
‚Buchführung sich gebildet habe. Da nun $ 24 HypBankG. die Aktivierung eigener 
Pfandbriefe erlaubt und sie nicht auf schon begeben gewesene und rückgekaufte 
Pfandbriefe beschränkt, halten wir die Bilanzierung fertiggestellter 
undnochnicht verkaufter Pfandbriefe für bilanzrechtlich erlaubt. 
| Auch hinsichtlich des zu bilanzierenden Kurses können wir uns den Ansichten 
Rehms und Dannenbaums nicht anschließen. Sie sind offenbar der Ansicht, 
‘daß fertiggestellte, aber noch nicht verkaufte Pfandbriefe links und rechts zum Pari- 
'wert einzusetzen seien. Diese Ansicht ist irrig. 

Will man derartige Pfandbriefe bilanzieren, so sind sie auf der Passivseite mit 
ihrem Nominalbetrage und auf der Aktivseite, da die Bank sie ja als „Effekten“ 
betrachtel, höchstens zum Kurse — einen Anschaffungspreis gibt es nicht — einzu- 
‚setzen. Ist der Kurs höher als der Nominalbetrag, so ist das Agio und bei Unter- 
parikurs das Disagio genau so zu behandeln, wie es zu behandeln wäre, wenn die 
Pfandbriefe tatsächlich verkauft werden. Der Bilanzierung fertiggestellter und noch 
nicht verkaufter Pfandbriefe liegt die Vorstellung zugrunde, daß diese Pfandbriefe 
‚auf der einen Seite in Umlauf gesetzt, auf der anderen Seite als Effekten gelten. 
‚Wenn man dieser Vorstellung Raum läßt, muß man es mit voller Konsequenz tun. 


| 2. Das Disagio. 
| Der Verkauf von Pfandbriefen durch die Hypothekenbank und ihre Verkaufs- 
‚stellen geschieht zum Kurse der Pfandbriefe. Ist der Kurs niedriger als der Nenn- 
‚wert, so entsteht ein Disagio. Die Bilanzierung des Disagios hat im Bilanzwesen der 
‚Hypothekenbanken seit geraumer Zeit eine große Rolle gespielt. Es hat ziemlich 
‚lange gedauert, bis man die Zinsnatur des Disagios erkannte. Die Verdunkelung ist 
vorzugsweise dadurch entstanden, daß man die Bilanz nur statisch und nicht 
‚dynamisch sah. 
| Als der Kapitalmarkt noch von Staats- und Eisenbahnanleihen beherrscht war, 
‚sah man das Disagio als einen Verlust des Emissionsjahres an!), Eine Wandlung trat 
‘ein, als die Hypothekenbanken das Bardarlehnssystem aufgenommen hatten. Die 
‚Banken erhoben jetzt das Disagio ihrer Pfandbriefe von den Hypothekenschuldnern 
in Form von Zuschlägen zu den Zinszahlungen. Die Belastung des Ausgabejahres 
mit dem Mindererlös der Emission erschien ihnen daher ungerechtfertigt; war das 
'Disägio doch nur eine Vorlage an die Hypothekenschuldner, welche diese im Laufe 
einiger Jahre zurückzahlen. Bezeichnend für die Auffassung des Disagios als Vor- 
lage, d.h. als ein in die Bilanz einstellbares, amortisables Aktivum, sind folgende 
Ausführungen der Süddeutschen Bodenkreditbank?): 

„Da wir die ausgeliehenen Beträge aus dem: Verkauf der Pfandbriefe refundieren, re- 
präsentiert das Disagio eine aus den Betriebsmitteln der Bank effektiv gemachte Vorlage, 


welche durch die den Hypothekenschuldnern zu diesem Zweck aufgerechneten Zinszuschläge 
heimzuzahlen ist.“ 


Die wahre wirtschaftliche Natur des Disagios und des Agios ist, wie Schulte 


1) S. Schulte a.a.0. S. 254. 
2) Jahresbericht 1875. 
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mit Recht bemerkt, durch Hechtt), den führenden Schriftsteller auf dem Gebiet 
des Hypothekenbankwesens, erkannt worden, der seine Auffassung gelegentlich der 
Beratungen zum Vorentwurf des Reichshypothekenbankgesetzes niederlegte. Hecht 
sieht im Disagio bzw. Agio eine Korrektur des nominellen Zinsfußes. Die Korrek- 
tur bezweckt, den in groben Ziffern ausgedrückten Nominalzins den augenblick- 
lichen Verhältnissen des Marktes anzupassen. Der Nominalzinsfuß wird stets in gro- 
ben Zahlen festgesetzt (meist 1% oder 2% unter dem Reichsbankdiskontsatz), um den 
Kupondienst zu erleichtern und auf dem Markt, der komplizierte Rechnungen nicht 
liebt, vergleichbare Typen zu schaffen. Die Spannungen, die zwischen dem Nomi- 
nal- und dem Marktzins für Pfandbriefe bestehen, werden durch Abweichung des 
Begebungskurses unter bzw. über dem Nennwert ausgeglichen. Wenn z.B. bei 
einem Marktzins von 4,06 % der Nominalzinsfuß auf 4% festgesetzt wird, so kann 
die Bank dem Pfandbriefgläubiger durch den Ausgabekurs von 98,52% diese Mehr 
verzinsung bieten, ohne vom Nominalzinsfuß abzuweichen [4,06:100—=4:x]. Diese 
absolute Mehrverzinsung erhöht sich noch durch die Verpflichtung, die Pfandbriefe 
am Auslosungstermin zum Nennwerrt zurückzuzahlen. Auf Grund dieser Deduk- 
tion erkennt Hecht in dem Disagiokonto der Bilanz ein Vorschußkonto für noch 
nicht fällige Zinsen. | & 

Eine ähnliche Auffassung vertritt um die gleiche Zeit und unabhängig von 
Hecht Veit Simon?); er spricht das Disagio an als einen geschuldeten Zins, den 
der Schuldner bei der Rückzahlung zum Nennwert in Form des Kapitalzuschlags 
vergütet; er vergleicht das Disagio mit dem Diskont auf einen später fällig werden- 
den Wechsel. Wenn die Gesellschaften die Schuld nicht zum jeweiligen Wert, son- 
dern üblicherweise zum Nennwert einsetzten, so müsse jener Unterschied durch 
ein „Bew ertungskonto“ zum Ausdruck gebracht werden. Man erkennt hier die Si- 
mon und seine Nachfolger kennzeichnende Bilanzauffassung, die man dynamische 
Überzeugung und statische Konfession bezeichnen kann. 

Zi dieser Richtung gehört auch Rehm?). Er sieht im Disagiokonto die Be: 
wertung eines Kapitalanspruchs, der seine Ursache in der Differenz des nominelle 
und des Marktzinsfußes hat. Dem Nachteil des Emittenten, mehr Kapital zurück- 
zuzahlen als er erhielt, stehe der Vorteil gegenüber, weniger Zinsen zahlen zu müs- 
sen. Charakteristisch für Simon und Rehm ist es, daß sie bei der Verteidigung 
ihrer Ansicht ganz richtig von dem Gesichtspunkt der Erfolgsrechnung beherrscht 
sind, daß sie aber gleichwohl diesem ihren richtigen Gefühl nicht konsequent zu 
folgen vermögen, und ihr statisches Gewissen mit dem Nachweis zu genügen suchen 
daß eine solche dynamische Bilanz statischen Anforderungen entspreche. 

Die Anhänger der dynamischen Bilanzauffassung stehen diesen 
Anschauungen gegenüber auf dem Standpunkt, daß, wenn schon die Erfolgsregulie- 
rung die Bilanz beherrscht, die sogenannten Wertberichtigungskonten und sonstige 
Erfolgskorrekturen in der Bilanz ein berechtigtes Dasein haben, ohne daß sie ge 
zwungen wären, sich als Vermögensbestandteile zu legitimieren. Unter diesem G 
sichtspunkt betrachtet die dynamische Bilanzauffassung das Disagio in der Bilan 
als einen Posten, der zwecks richtiger Aufwandserfassung der Aktivierung und de 
nachfolgenden Abschreibung bedarf, d.h. als eine Zahlung, welche erst späte 
Aufwand wird. Die Methoden der Verteilung des Aufwandes auf die Aufwands- 
jahre werden wir unten betrachten. 


ı) Hecht, Das Hypothekenbankgesetz II, Disagio und Agio. In Holdheims Monat 
schrift 1898, S. 251 ff. 


?) a.a.0.S. 430. 
») a.a. 0. S. 272ff. 
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- In der Bilanzpraxis war die Aktivierung des Disagios bis in die 90er 
Jahre hinein allgemeine Regel. Als Ausnahme nennt Weinberger!) nur die 
Preußische. Bodenkreditaktienbank und die Schlesische Bodenkreditaktienbank in 
Breslau, die das entstandene Disagio seit ihrer Gründung (1870 bzw. 1872) ab- 
buchten. Die Kritik stand diesen Posten ablehnend gegenüber, weil die Öffentlich- 
keit in der Anschauung des inneren Wesens der Bilanz von statischen Gesichts- 
punkten beherrscht war. Dieser Ansicht wurde teilweise von den Gesellschaften 
selbst Vorschub geleistet, indem sie den Disagioposten durch Benennungen wie 
„Konto für hypothekarisch sichergestellte Vorschüsse auf Kursdifferenz‘“, „Konto 
‚für vorausbezahlte Pfandbriefzinsen“ als Vermögensbestandteil zu rechtfertigen 
suchten ?). | I 
Die Gesetzgebung kam der öffentlichen Meinung entgegen; in Preußen 
wurde 1893 die Einstellung eines Disagioaktivums in die Bilanz durch Normativ- 
bestimmungen untersagt. Diesem allgemeinen Druck nachgehend, verschwand das 
Disagiokonto in den folgenden Jahren aus den Bilanzen aller Hypothekenbanken,, 
als letzte Institute ließen die Rheinische Hypothekenbank in Mannheim und die 
‚Pfälzische Hypothekenbank das Disagio im Jahre 1899 aus ihren Bilanzen ver- 
schwinden. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, die dasHypBankG. von 1899 brachte, legte diese 
"Übung der Praxis gesetzlich nicht fest, sondern ließ die Aktivierung des Disagios 
mit folgenden Einschränkungen zu: 
| Das Disagio muß sofort mit 20% und mit je weiteren 20 % in den folgenden 
"vıer Jahren abgeschrieben werden. Außerdem muß der beim Rückkauf von Pfandbrie- 
"fen erzielte Gewinn zur Deckung des Disagios benutzt werden. Das in einem Jahre 

neu aktivierte Disagio darf nicht höher sein hls das Doppelte des Nettozinsüber- 

schusses, den die Bank aus dem Hypotheken- und Pfandbriefgeschäft erzielt. Als 
Nettozinsüberschuß betrachtet das HypBank@G. die Differenz zwischen vereinnahmten 
Hypothekenzinsen und verausgabten Pfandbriefzinsen abzüglich der Verwaltungs- 
unkosten der Bank, die mit 1/4 Y% der Hypothekensumme angesetzt sind. 

Folgendes Beispiel möge die vorgeschriebene Handhabung erläutern: 

Bei der Annahme, daß die Hypothekenzinsen 500, die Pfandbriefzinsen 400, 

die Hypothekensumme 14000 betragen, ergibt sich ein Nettozinsüberschuß von 


500 - (400-4, le 65. Das Disagioaktivum darf in diesem Jahr nur mit 


2x65—130 in die Bilanz eingesetzt werden, nachdem bereits 20% des Gesamt- 
disagios und etwaige Rückkaufsdisagiogewinne zum Abzug gebracht sind. 

Der Gesetzgeber will mit dieser Vorschrift eine Gewähr dafür bieten, daß die 
zur jährlichen Tilgung des Disagios erforderlichen Beträge den Jahresüberschüssen 
entnommen werden); denn wenn der Einnahmeüberschuß ım Bilanzjahr die Hälfte 
des Disagioaktivums ausmacht, so darf man erwarten, daß auch in den nächsten 
vier Jahren die zur Abschreibung erforderlichen Überschüsse vorhanden sein wer- 
den; ist in jedem dieser vier Jahre auch nur die Hälfte des Nettozinsüberschusses 
des Bilanzjahres zur Abschreibung frei, so genügt diese Summe für die gesetzlich 
vorgeschriebene Tilgung. Der Disagioposten beträgt in unserm Beispiel 130; in 
jedem der nächsten vier Jahre muß also 32,5 abgeschrieben werden, d. i. die Hälfte 
des in dem Bilanzjahr erzielten Überschusses. Daß eine Hypothekenbank eine solche 


1) a.a.0. S.12, Anm.1. 
2) S. Weinberger a.a.0. 5.12, 13. 
3) S, Begründung zu dem Entwurf eines Hypothekenbankgesetzes, abgedruckt bei Dan- 


nenbaum, a.a.0. S. 313 ff. 
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Verminderung ihrer Einnahmen in den nächsten vier Jahren erfährt, daß nicht ein- 
mal dieses Viertel als Überschuß übrig bleibt, darf als sehr unwahrscheinlich gelten. | 
Den gleichen Zweck wie die dargestellte Bestimmung verfolgt noch eine weitere | 
Begrenzung des Disagioaktivums. Das Gesetz bestimmt: | 
„Auch dürfen die bezeichneten Aktivposten zusammen nicht den Betrag des ausschließ- 

lich zur Deckung einer Unterbilanz bestimmten Reservefonds übersteigen.‘ 

Wären in unserem Beispiel der Reservefonds 400 und die bereits aktivierte 
Disagioposten 300, und machten im neuen Jahre die dazu kommenden Disagiobe- 
träge 130, so müßten 30 auf Unkosten genommen werden. | 

Diese Bestimmungen des Hypothekenbankgesetzes zeigen, daß der Gesetzgeber 
das Disagio für an sich aktivierbar hält, daß er also die Auffassungen, die durch 
Hecht und Simon vertreten wurden, im Grundsatz anerkennt; gleichwohl fürchtet 
er den Mißbrauch und sucht ihm zu steuern. Anstatt nun aber, was das Richtigste 
gewesen wäre, die Tilgung des Disagios der Laufdauer der entsprechenden Pfand- 
briefe anzupassen, ordnet er eine Tilgung ohne Rücksicht auf die Laufdauer an und 
sorgt für den Fall vor, daß auch bei wesentlich verkürzter Laufdauer durch die 
Einlösung von Pfandbriefen zum Parikurse eine Unterbilanz entstehen würde. 

Obwohl das Gesetz den betriebswirtschaftlichen Grundsatz der Aktivierbarkeit 
vorausgezahlter Zinsen, wie sie im Disagio auftreten, nur mit großer Zurückhaltung 
anerkennt, hat der Gesetzgeber mit seiner Disagiovorschrift in der Öffentlichkeit, 
was hier so viel sagen will wie Finanzpresse, kein Glück gehabt. Die Angehörigen 
der Finanzpresse sind auf dem Gebiete des Bilanzwesens gewöhnlich einseitig sta- 
tisch orientiert. Wo sie auf ein Aktivum stoßen. dessen Vermögensqualifikation 
ihnen nicht einleuchtet, glauben sie für ihre kritischen Bedürfnisse einen Anhalt ge: 
funden zu haben. | 

Die Folge dieser fehlgehenden öffentlichen Kritik ist, daß die Bilanzen der 
Aktiengesellschaften ganz allgemein immer weniger zeigen, als was sie zeigen 
sollten. Es wäre zu hart, unter diesen Umständen die Bilanzkritik der Finanzpresse 
als gemeinschädlich zu bezeichnen; aber gemeinfördernd ist sie ebenso wenig. 

Im vorliegenden Falle war die Folge der öffentlichen Kritik, daß die Hypo- 
thekenbanken die Disagioaktivierung im allgemeinen nicht wieder aufnahmen. Nur 
die Pfälzische Hypothekenbank führte in den Bilanzen der Jahre 1902, 1904, 1905 
und 1906, die Rheinische Hypothekenbank i.J. 1903 ein Disagioaktivum auf, wel- 
ches aber aus dem Gewinn sofort abgeschrieben wurde!). Die Abbuchung des Dis- 
agios im Entstehungsjahr ist eine so allgemeine Übung geworden, daß mandieNicht- 
aktivierung als Grundsatz ordnungsmäßiger Buchführung ansprechen müßte, wenn 
das HypBankG. keine besonderen Bestimmungen erlassen hätte. 

Die Entwicklung, die die Verbuchung des Disagios genommen hat, ist nicht be- 
friedigend; sie hindert die Hypothekenbanken an einem richtigen Erfolgsausweis 
und stumpft dadurch den Sinn für die Richtigkeit der Erfolgsausweise ab. 

Wer den bisherigen unliebsamen Vorkommnissen im Hypothekenbankwesen ge- 
nauer nachgeht, wird finden, daß sie mehr einer Nichterkenntnis ihrer Erfolgsent- 
wicklung als der Vorspiegelung eines falschen Vermögensstatus zum Opfer gefallen 
sind. Der falsch gerechnete Erfolg war das Primäre, der Status das Sekundäre. 

Wie man wenigstens einigermaßen die als Disagio erscheinenden vorausgezahl- 
ten Zinsen periodisch richtig verteilen kann, ohne den statischen Anschauungen 
von Publikum und Presse als auch den Bestimmungen des Rechts entgegen zu sein, 
werden wir in den Ausführungen über die Disagioreserve untersuchen. 


1) S. Weinberger a.a.O. S.86. 
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Wir sprachen bisher von dem Disagio, welches seinen Grund hat in dem Ab- 
weichen des Nominalzinsfußes vom Marktzinsfuß. Es gibt aber, worauf Rehm!) 
mit Recht hinweist, neben diesem Disagio noch ein anderes, das man als Boni- 
tätsdisagio bezeichnen kann?). 

Wenn eine Pfandbriefbank keinen guten Ruf hat, muß sie höhere Zinsen für 
" ihre Pfandbriefe zahlen. Das kann sie tun, indem sie hochverzinsliche Pfandbriefe 
‚ ausgibt. Sie kann aber statt dessen auch Pfandbriefe mit üblichem Nominalzins aus- 
geben, die dann aber einen niedrigeren Kurs haben und für die bei der Emission ein 
höheres Disagio entsteht. Wenn die Bank dieses Disagio zwecks allmählicher Amor- 
tisation aktivieren will, werden ihr die gesetzlichen Bestimmungen, die die Höhe des 
aktivierbaren Disagios begrenzen, beschränkend im Wege sein, aber es ist trotz- 
dem leicht möglich, daß eine solche Pfandbriefbank zu einem höhern Disagioaktı- 
' vum kommt, als wenn ihre Pfandbriefe als vollwertig gälten. 

Für diesen Fall liegt der Einwand nahe, daß die Bank den Teil des Disagios, 
der auf Bonitätsmangel beruht, nicht aktivieren dürfe, da das ungefähr das Gleiche 
sei, wie wenn ein Kaufmann seine Schulden, die auf der Seite des Gläubigers als 
zweifelhafte Forderung behandelt werden, mit dem „gemeinen Wert‘ ansetze. Auf 
diese Weise kann ein fauler Schuldner durch allmähliches Heruntersetzen seiner 
Verpflichtungen niemals eine Überschuldungsbilanz haben, obwohl er tatsächlich 
überschuldet sei. 

Rehm?) und Düringer-Hachenburg) sehen in dem Bonitätsdisagio im 
Gegensatz zu dem gewöhnlichen Disagio mit Rücksicht auf die Verzinslichkeit einen 
effektiven außerordentlichen Vermögensverlust. Dennoch verlangt Rehm nicht wie 
Düringer-Hächenburg die sofortige Abbuchung, sondern erstrebt durch die 
Aktivierung eine gleichmäßige Belastung der Jahre, in denen das aufgenommene 
' Kapital werbend tätig ist. Dem Bonitätsdisagiokonto legt also Rehm den Charakter 
eines Erfolgsregulierungskontos zu, während er im Gegensatz zu unserer Auffas- 
sung, die überhaupt ausschließlich den Erfolgsregulierungscharakter des Disagio- 
kontos betont, dem üblichen Disagiokonto diesen Charakter abspricht. 

Rehm sieht im ‚‚Erfolgsregulierungskonto“, seiner Gesamtauffassung entspre- 
chend, ein Akzessorium der von ıhm im Prinzip statisch aufgefaßten Bilanz, dem 
er die Aufgabe zuweist, sich wenigstens einigermaßen als Vermögenswert zu recht- 
fertigen. 

Wir sind der Meinung, daß das Bonitätsdisagio in dem gleichen Umfange aktı- 
vierbar ist wie das gewöhnliche Zinsdisagio; wir sehen im Bonitätsdisagio nichts an- 
deres als ein Disagio mit subjektiv beeinflußter Zinshöhe. Genau so, wie eine 
schlecht berufene Hypothekenbank, falls sie einen höheren Nominalzins anliegen 
müßte, nicht gezwungen wäre, für die höhere Zinsbelastung bei Aufnahme der 
Schuld ein Passivum zu bilden, ebensowenig braucht sie das Bonitätsdisagio von der 
periodischen Amortisation auszuschließen. 

Der Einwand, daß sie in diesem Falle ihren eigenen Mangel an Bonität aktiviere 
oder, besser gesagt, depassiviere, ist nicht stichhaltig. Es kommt, dynamisch gesehen, 
darauf an, ob sich durch die Art der Schulddepassivierung eine falsche Erfolgser- 
mittlung ergibt. Das wäre der Fall, wenn eine Hypothekenbank bei einem Kursfall 
bereits begebener Pfandbriefe die Pfandbriefsumme heruntersetzte und den Unter- 
schied als Gewinn buchen würde; und ein solches Verfahren verstieße, auch wenn 


I) a.a.0. S. 288. 

2) Diesen Unterschied erkennt auch Düringer-Hachenburg, Das Handelsgesetz- 
buch v. 10. Mai 1897. Mannheim 1908, $ 40 IV. 

®) a.a. 0. 3.288. *) a.a.0. 840 IV. 
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das Gesetz dazu die Handhabe böte, gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch- 
haltung. Bei der Aktivierung eines Bonitätsdisagios ist die Handhabung eine andere, 

In gleicher Weise wie beim Bonitätsdisagio ist die Sachlage bei einem Disagio, 
das infolge einer besonderen Ungunst der Marktlage für bestimmte 
Pfandbriefe entsteht. Wenn z.B. ein kleines Grundkreditinstitut Pfandbriefe in klei- 
nen Posten ausgibt, die sich einen großen Markt nicht bilden können, oder deren 
natürliches Absatzgebiet sich nicht aufnahmefähig erweist, ist dieses Disagio eine 
Sonderart des Zinsfußdisagios, für das andere als die oben besprochenen Bilanz- 
regeln nicht gelten. 


3. Das Agio. 


Das Agio ist die Differenz des über Pari liegenden Ausgabekurses gegen 
dem Nennwert. 

Das Wesen des Agios ist dem des Disagios gleich. Während aber das Disagio 
zinserhöhend wirkt, hat das Agio die gegenteilige Wirkung; es korrigiert den im 
Verhältnis zum Marktzinsfuß zu hohen Nominalzins. Wird eine Pfandbriefserie zu 
1020/% mit einer Verzinsung von 4% ausgegeben, so ist die effektive Verzinsung 
3,92% [102:100=4:x; x=3,92]1). Daher wird auch die Natur des Agiokontos in 
der Bilanz von den oben angeführten Autoren Hecht, Simon und Rehm in ana- 
loger Weise wie die Natur des Disagiokontos erklärt. Hecht sieht im Agio eine 
Zinsschuld, ein Vorschußdarlehn seitens der Gläubiger. Für Simon ist das Agio- 
konto gleich dem Disagiokonto ein „Bewertungsposten“, welcher den Wert der mit 
dem Nennwert zu niedrig eingesetzten Schuld berichtigt. Rehm betrachtet das nor- 
male Agio ebenfalls als die Bewertung einer Zinsverbindlichkeit. ‚Gleicht das nor- 
male Disagio den Vorteil einer Zinsschuld aus, welche niedriger ist, als es dem 
allgemeinen Geldpreise entspricht, so erweist sich das normale Agio als wirtschaft- 
lichen Ausgleich des Nachteils einer nach ihrem Höhenmaß den allgemeinen Geld- 
preis übersteigenden Zinspflicht.‘“?2) Von diesem normalen Agio ist nach Rehm 
das außerordentliche Agio wie beim Disagio zu trennen; der Vorteil, ihre Pfand- 
briefe mit einem außerordentlichen Aufgeld abzusetzen, ist Unternehmungen mit 
besonderer Bonität gegeben. Rehm legt diesem Agio Gewinneigenschaft zu; aus 
Gründen der Erfolgsregulierung soll es aber durch das Mittel der Passivierung auf 
die Ertragsjahre verteilt werden. | 

Die Stellungnahme der Praxis vor Erlaß des Hypothekenbank- 
gesetzes zum Agio war verschieden; eine einheitliche Behandlung wie beim Dis- 
agio setzte sich nicht durch®). Einige Banken gaben ihre Agioerlöse nicht einmal‘ 
zu erkennen, sondern führten sie über das Effektenkonto (Deutsche Grundkredii- 
bank) oder über ein Provisionskonto (Deutsche Hypothekenbank, Norddeutsche 
Grundkreditbank) dem Gewinn des Jahres zu, Andere verrechneten das Agio nach 
Abzug von Spesen, Stempelkosten u.a.m. mit dem Disagio; den noch verbleibenden 
Nettoagioerlös führten sie einer Rücklage zu. Als Gewinn verbuchten es anfänglich 
z.B. die Preußische Hypothekenaktienbank, die Westdeutsche Bodenkreditanstalt, die 
Anhalt-Dessauische Handelsbank und die Hannoverische Bodenkreditbank. Erst 
gegen Ende des Jahrhunderts wurde es zur allgemeinen geschäftlichen Gepflogen- 
heit, wenigstens den Nettoagiobetrag als Reserve, besonders zur Deckung etwaiger 
Disagioausfälle, zurückzustellen. Weinberger 4) nennt u.a. die Hamburger Hypo- 
thekenbank, die das Agio als „vorzutragende Zinsen (Vorträge auf Zinsenkonto)“ 
buchte; die Preußische Hypothekenaktienbank führte seit 1884 ein ‚‚Pfandbrief- 


1) Diese Formel gilt ah nur für ale Rente. 
2) Rehm a.a.O. S. 317 
3) Vgl. zu den folgenden Ausführungen Weinberger 2.2.0. S.18ff.. 4) a.a.0. 18ff 
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Agiofonds“ in ihrer Bilanz auf. Benennungen des Kontos wie „Zinsenreserve‘, 
„Pfandbriefagioreserve‘‘ waren ebenfalls üblich. 
Das HypBankG. von 1899 ordnete die Frage der Agiobilanzierung in $ 26: 


Sind Hypothekenpfandbriefe zu einem höheren Betrage als dem Nennwert ausgegeben 


‘worden und hat die Bank auf das Recht verzichtet, die Hypothekenpfandbriefe jederzeit zu- 


rückzuzahlen, so ist der Mehrerlös, soweit er den Betrag von eins vom Hundert des Nenn- 
wertes übersteigt, in die Passiven der Bilanz einzustellen. Die Bank darf über ihn während 


‚der Jahre, für welche die Rückzahlung der Hypothekenpfandbriefe ausgeschlossen ist, all- 
jährlich nur zu einem der Zahl dieser Jahre entsprechenden Bruchteil verfügen. Die Verfü- 


gung ist ausgeschlossen, solange ein Mindererlös der im 825 Abs.1 bezeichneten Art als 
Aktivposten in der Bilanz steht; zur Tilgung eines solchen Mındererlöses sowie zur Deckung 
des Verlustes, der für die Bank durch den Rückkauf von Hypothekenpfandbriefen zu einem den 


' Nennwert übersteigenden Betrag entstanden ist, darf der Mehrerlös jederzeit verwendet werden. 


Nach Erlaß des HypBankG. stellt man in der Praxis entsprechend den Vor- 
schriften einen Passivposten in die Bilanz unter verschiedenen Bezeichnungen wie 
„Agiovortrag, Agioreserve, Agio- und Disagioreserve, Rücklage gemäß $ 26 Hyp- 
BankG.‘‘!). Diese Posten enthalten jedoch nicht nur immer die 101 % übersteigen- 
den Mehrerlöse. Oft sind auf diesem Konto auch andere Einnahmen aus dem Pfand- 
briefgeschäft (z.B. Rückkaufsdisagiogewinne?) und Zuweisungen aus dem Jahres- 
gewinn verrechnet?), 

Von der Berechtigung, 1% des Agios zum Ausgleich der Emissionskosten von 
der Rückstellung auszuschließen, machen die Banken durchweg Gebrauch und 
schreiben es, soweit sie es nicht zur Disagiotilgung verwenden, dem Gewinn- und 
Verlustkonto zu®), Von den Instituten, die auch diesen ungebundenen Teil des Agios 
zurückstellen, nennt Weinberger die Frankfurter Hypothekenbank, die Hamburger 


| Hypothekenbank, die Süddeutsche Bodenkreditbank und die Westdeutsche Boden- 
 kreditanstalt in Köln. 


Das Verfahren, Agio mit Ertragsposten des Bilanzjahres vermischt in der Bilanz 
zu verbuchen, verstößt, worauf Weinberger?) mit Recht hinweist, gegen einen 


ı obersten Grundsatz des Bilanzrechts, den der Bilanzklarheit, Stellt man Jahres- 
 ertrag zurück, so bildet man eine echte Reserve. Das Agiopassivum können wir aber, 
' wie wir unten sehen werden, nicht als echte Reserve ansprechen; es stellt nur eine 


Einnahme dar, die zwecks Ertragsverteilung passiviert wird. Es wäre demnach zu 
fordern, daß die Hypothekenbanken das Agio in einem gesonderten Posten in der 
Bilanz aufführen. 

Unsere Stellungnahme zu dem Agio erklärt sich aus der dynamischen Bilanz- 


 auflassung; das Agio, sowohl das normale wie das Bonitätsagio, ist eine Einnahme, 
‘ die später in der Form einer übermäßigen Zinszahlung zurückzuerstatten ist und 
' daher der Passivierung zwecks periodischer Verteilung bedarf. Ständen die Bestim- 


mungen des HypBank@G. nicht entgegen, so wäre das Agio in ein Verhältnis zu dem 
während der Pfandbriefumlaufszeit zu zahlenden Zins zu setzen und könnte in ent- 
sprechendem Verhältnis zur Entlastung des Gewinn- und Verlustkontos herange- 
zogen werden. Das HypBankG. stimmt zwar diesem Grundsatz im Prinzip zu, führt 
aber durch die Einzelausführungen zu einem abweichenden Ergebnis. 

Wenn das Gesetz erlaubt, 1% des Nennbetrags vom Agio abzuziehen, und die- 
sen Betrag zur Deckung der Begebungskosten zu verwenden, so läßt sich diese Be- 
stimmung an sich verteidigen, da ja die Begebungskosten sozusagen das Eintrittsgeld 


1) Weinberger a.a.0. S.19ff. 

2) Vgl. unten S. 94. 

3) Nach Weinberger a.a.0. S.97 Anm. 1 buchen so u. a. die Hannoversche 
Bodenkreditbank Hildesheim, die Preußische Pfandbriefbank Berlin, die Berliner Hypotheken- 
bank A.-G., die Frankfurter Hypothekenbank, die Norddeutsche Grundkreditbank. 

4) Weinberger a.a.0. S.90. 5) a.a.0. S.Y6ff. 
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in den Kapitalmarkt sind und eine entsprechende Ermäßigung des Zinssatzes 
für das Fremdkapital einer Hypothekenbank darstellen. Immerhin stellt sich $ 26 
dadurch in einen Gegensatz zu $25 Abs. 3, wo der Grundsatz aufgestellt wird, daß 
die sämtlichen Begebungskosten sofort abzubuchen sind. 

Das 10% des Nennbetrags überschreitende Agio darf ferner zur Deckung eines 
etwa noch vorhandenen Disagios verwendet werden. Das ist ein Entgegenkommen, 
das über die allgemeinen Bilanzregeln hinausgeht. Es kann sein, daß das Disagio 
in kürzerer Zeit abgeschrieben werden müßte, als die bilanzmäßige Tilgung des 
Agiokontos dauern würde. Die Gestaltung der Aufrechnung enthält also eine dem 
Gesetz sonst fremde Liberalität. 

Auch die Vorschrift über die bilanzmäßige Tilgung des Agios in anderen Fällen. 
ist zu weit gefaßt. Es kommt nicht auf die Dauer an, innerhalb derer die Rück-. 
zahlung der Pfandbriefe ausgeschlossen ist, sondern auf die tatsächliche Umlaufs- 
zeit der Pfandbriefe, die mangels genauer Kenntnis zu schätzen wäre. 


Da das Gesetz nicht verbietet, die Agioreserve länger als notwendig unverteiß 
zu lassen, kann eine Bank, die auf korrekte Erfolgsrechnung Wert legt, diese ohne 
gesetzliche Hinderung exakt verrechnen. Am einfachsten kann das geschehen, in- | 
dem zunächst eine durchschnittliche tatsächliche Umlaufsdauer bestimmt wird, Fi | 
dann berechnet wird, wie hoch das gesamte Zinsenerfordernis sich beläuft und daß 
man dann das passivierte Agio in einen Prozentsatz dazu bringt und nun entspre 
chend abschreibt. 


Beispiel: Eine Bank begibt eine 4%ige Pfandbriefserie von % 5 000 000.— zu 
104%. Die Umlaufsdauer beträgt voraussichtlich zehn Jahre; für die ersten sechs” 
Jahre hat die Bank auf ein Rückzahlungsrecht verzichtet. In den nächsten Jahren 
vermindert sich der Umlauf voraussichtlich durchschnittlich in gleichen Raten. Der 
Agioverteilungsplan hat in diesem Falle folgendes Aussehen: ! 


Kapital 


eg 


am Anfang des Jahres Rückzahlung ragen 
1. Jahr 5000000 _ 200 000 
5 000 000 _ 200 000 

5 000 000 — 200 000 

5 000 000 — 200 000 

5 000 000 — 200 000 

5 000 000 1 000 000 200 000 

4 000 000 1 000 000 160 000 

3 000 000 1 000 000 120 000 

2 000 000 1 000 000 80 000 

1.000 000 1 000 000 40 000 


Summe der Zinsen 1 600 000 


An Agio sind „6 200 000.— zu verteilen, das sind 12,5% der gezahlten Zinsen. 
Auf jedes Jahr entfallen demnach 


Zinsen Agio 
200 000 25 000 
200 000 25 000 
200 000 25 000 
200 000 25 000 
200 000 25 000 
200 000 25 000 
160 000 20 000 
120 000 15 000 

80 000 10 000 
40 000 5 000 
1600000 200 000 
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4. Die Disagioreserve. 
Die Hypothekenbanken können zwar nach dem HypBankG. das Disagio inner- 
halb gewisser Grenzen aktivieren, müssen es aber beschleunigt abschreiben, so 
daß eine der Umlaufsdauer der Pfandbriefe entsprechende Abschreibung des Dis- 


“ agios nicht möglich wäre. Das Gesetz führt infolgedessen im Regelfalle zu einer zu 


‚ hohen Belastung des Ausgabejahres und der folgenden vier Jahre. 


Um der herrscherden Auffassung des Publikums und der Presse enigegen- 
zukommen, verzichten die Hypothekenbanken auf diese gesetzliche Möglichkeit und 
führen ein Diagiokonto auf der Aktivseite nicht mehr. 

Aber das Bedürfnis nach richtigem Ausweis des Jahreserfolgs besteht nun ein- 
mal, und so haben sich Bilanzgewohnheiten herausgebildet, die eine zwar nicht voll- 
kommene, aber doch einigermaßen richtige Erfolgsrechnung gewährleisten. 

Einen gewissen Ausgleich brachte vor dem Kriege das fortgesetzte Anwachsen 


des Pfandbriefumlaufs. War z.B. das Jahr 1905 durch die sofortige Abschreibung 


des Disagios zu stark belastet, so wurden dadurch die folgenden Jahre entlastet. Da 
aber im Jahre 1906 eine neue Pfandbriefvermehrung erfolgte, so war ein neues Dis- 
agio abzubuchen, und so ging es in jedem Jahre fort. Allerdings war das keines- 
wegs ein richtiger Ausgleich, denn nicht nur schritt die Pfandbriefvermehrung nicht 
völlig gleichmäßig voran, sondern der Wechsel des Zinsfußes brachte auch ein un- 
gleiches Disagio hervor; und wenn in einem Jahre mit billigem Zinsfuß die Pfand- 
briefe stiegen und womöglich statt eines Disagios ein Agio entstand, sah das Ergeb- 
nis eines solchen Jahres besser aus als es war. 

Pfandbriefbanken, die diese Störung ihrer Erfolgsrechnung vermeiden wollten, 
halfen sich in anderer Weise. Sie bildeten zunächst eine Disagioreserve zu 
Lasten des Gewinn- und Verlustkontos etwa in der Form einer Dotierung aus dem 
Reingewinn. Das belastete zwar den Gewinn des Dotierungsjahres, erlaubte nun 
aber für die Folge eine völlig einwandfreie Behandlung des Disagios. 

Eine richtige Aufwandsbelastung der folgenden Jahre wird dadurch erreicht, 
daß die Auffüllung des Reservefonds durch Zuschreibung des Aufwandanteils, den 
jedes Jahr tragen muß, geschieht. 

Wird beispielsweise eine Pfandbriefserie von .# 10000000.— nominal zu 
durchschnittlich 95% begeben und entsteht so ein Disagio von 6 500 000.—, so 
wird damit die vorher gebildete Disagioreserve belastet. Rechnet man mit einer 
zwanzigjährigen Laufdauer der Pfandbriefe, so hat jedes Jahr außer ‘dem laufenden 
Zins einen anteiligen Disagiobetrag von 6 500 000.— : 20 = M% 25000.— zu tragen. 
Diese Summe schreibt man in jedem Jahre den Zinsunkosten zu und der Disagio- 
reserve gut. Auf diese Weise ist die Erfolgsrechnung in Ordnung gebracht. 

Das Verfahren, auch für andere Pränumerandozahlungen üblich und von den 
Kameralisten z.B. auch für vorausgezahlte Versicherungsbeträge vielfach benutzt, 
beseitigt ungerechtfertigte, aber unbequeme Einwände ebenso wie die Hemmungen 
des Gesetzes. 

Die Bilanzpraxis der Hypothekenbanken, in der ebenso wie in der Praxis der 
Aktiengesellschaften sich der Sinn für exakte Rechnung leider abgestumpft hat, hat 
nun allerdings eine ganz genaue Abrechnung des Disagios selten durchgeführt. Man 
zog eine willkürliche Gestaltung der Abrechnung vor. Unterstützt wird diese Will- 
kür durch den Umstand, daß die Dauer des Pfandbriefumlaufs sich nicht genau be- 
stimmen läßt. 

5. Die Aufrechnung des Disagios. 

Wir kommen hier zu einem Verfahren, das im Gegensatz zu der sonstigen 

Bilanzpraxis der Hypothekenbanken eine gewisse Abwegigkeit erkennen läßt 
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Der Ausgleich des Disagios auf Pfandbriefe geschieht in der Bilanzpraxis der 
Hypothekenbanken häufig durch Aufrechnung von entsprechenden Einnahmen und 
ähnlichem mit dem Disagiokonto. Hierfür kommen besonders in Betracht: # 

1. ein in dem gleichen Jahre erzieltes Pfandbriefagio (vgl. oben S. 346), 4 

e) anteilige Beträge aus in früheren Jahren gebildeter Agioreserve, = 

3. Abschlußprovisionen bei gewährten Hypothekendarlehen, i | 

3 Disagio beim Rückkauf von Pfandbriefen. # 

Wir müssen uns, bevor wir auf die einzelnen Aufrechnungsposten eingehen, 
zunächst über die Grundsätze der Aufrechenbarkeit von Einnahmen und Ausgaben 
zum Zwecke richtiger Erfolgsrechnung klar werden. 

Eine Einnahme, die dem Jahre, in dem sie entstand, logischerweise als Ertrag 
nicht zukommt, bedarf nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung der 
Passivierung. Beispielsweise muß ein Pfandbriefagio passiviert werden; es müßte 
auch passiviert werden, wenn es kein Hypothekenbankgesetz gäbe. Ebenso ist es 
bei der Abschlußprovision bei gewährten Hypothekendarlehen; es handelt sich hier 
um pränumerando eingenommenen Zins. Diese Passiva sind, soweit Gesetz und 
Statut nicht strengere Regelung treffen, so zu behandeln, wie vorausgezahlte Zinsen 
allgemein behandelt werden; d.h. sie sind zu passivieren und den Anteilsjahren in 
angemessenen (Quoten als Ertrag zuzuführen. 

Eine passivierungspflichtige Einnahme kann nicht gegen eine Ausgabe ai 
gerechnet werden, die infolge Gesetz oder Statut oder auf Grund ordnungsmäßiger 
Buchführung im Entstehungsjahre als Aufwand zu verrechnen ist. Beispielsweise 
müssen nach $25 Abs.3 HypBankG. die Emissionskosten für Pfandbriefe sofort 
abgebucht werden; die Abschlußprovision bei Hypothekendarlehen dagegen ist 
passivierungspflichtig. Die Folge davon ist, daß eine Aufrechnung unstatthaft ist. 
Zwar sprechen wirtschaftliche Erwägungen dagegen, aber das HypBankG. hat eben 
hinsichtlich der Emissionskosten wirtschaftlichen Erwägungen zugunsten einer viel- 
leicht übertriebenen Vorsicht nicht Raum gegeben, und solche Erwägungen gehören 
deshalb nicht hierher. 

Allgemein ausgedrückt: Passivierungspflichtige Einnahmen lassen 
sichnur gegen aktivierungsberechtigte Ausgaben aufrechnen. Eine 
andere Aufrechnung ist unstatthaft. ı 

Dabei müssen diese aufrechenbaren Einnahmen und Ausgaben so beschaffen 
sein, daß die Amortisationsdauer auf beiden Seiten die gleiche ist. Man kann nicht 
ein Passivum, das in zwanzig Jahren auflösbar ist, aufrechnen gegen ein Aktivum, 
das in fünf Jahren abzuschreiben ist. Hierbei soll die Frage, wie weit die Auf 
rechenbarkeit von Aktiven und Passiven aus Gründen der Bilanzklarheit überhaupt 
möglich ist, unerörtert bleiben, weil sie die hier vorliegenden Fälle nicht berührt. 

So betrachtet, dürfte nach den Grundsätzen ordentlicher Bilanzierung ein Agio- 
konto mit zehnjähriger Verteilung nicht mit einem Disagiokonto mit fünfjähriger 
Verteilung aufgerechnet werden. Aber hier tritt die entgegenkommende Bestimmung 
des $26 HypBankG. auf den Plan und erlaubt die Aufrechnung unbeschränkt. 

Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen lassen sich für die Aufrech- 
nung des Disagios folgende Regeln aufstellen: 

1. Die unbeschränkte Aufrechnung von Pfandbriefagio gegen Pfandbriefdisagio 
ist nicht ohne bilanztechnische Bedenken, muß aber auf Grund des 826 HypBankG. 
als unbeschränkt zulässig gelten. Die Banken, die ohne Rücksicht auf das Gesetz 
nur die anteiligen Bruchteile der Agioreserve zur Verrechnung bringen, handeln 
jedoch bilanztechnisch korrrekter. 

2. Die Berechnung der anteiligen Bruchteile früher gebildeter Agioreserven mit 
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lem Disagio ist ohne Bedenken. Man kann diese Anteile sowohl mit dem Gewinn- 
ınd Verlustkonto, als auch mit der anteiligen Disagioabschreibung, als auch mit dem 
rerbleibenden Disagio verrechnen. 

3. Die empfangenen Abschlußprovisionen bei gewährten Hypothekendarlehen 

ind zu passivieren. Ist die Hypothek auf nur fünf Jahre gegeben und die Abschluß- 
jrovision innerhalb fünf Jahren bilanzmäßig verteilbar, so ist gegen die Aufrechnung 
‚ler Abschlußprovision gegen ein aktivierbares Disagiokonto nichts einzuwenden. 
st aber die Hypothekenlaufzeit eine längere, so sind gegen die Aufrechnung Beden- 
zen zu erheben. 
4. Die Aufrechnung vom verdienten Disagio beim Rückkauf von Pfandbriefen 
gegen verlorenes Disagio bei der Begebung von Pfandbriefen führt bilanztechnisch 
zu stillen Reserven und insoweit zu falscher Erfolgsrechnung.  Handelsrechtlich 
‚st sie erlaubt und Bel 2 EU ESnELSCHLUER durch- 825 Abs. 1 HypBankG. aus- 
drücklich vorgeschrieben. 

Die formale Verbuchung in der Gewinn- und Verlustrechnung geschieht in der 
‚Weise, daß entweder auf der Gewinnseite Agio- und Disagiogewinn, auf der Verlust- 
ci Disagiomindererlös verbucht wird oder nur der Saldo in der Gewinn- und 


Verlustrechnung unter Benennungen wie Pfandbriefumsatzkonto, Pfandbriefmehr- 
erlös, Gewinn aus dem Pfandbriefgeschäft erscheint. Manche Banken verrechnen 
‚auch den Saldo mit einem anderen Konto, etwa dem Effekten- oder Provisionskonto, 
‚welches dann auch zur Disagiotilgung herangezogen wird. Die Berichte der Hypo- 
»thekenbanken lassen in den meisten Fällen einen klaren Nachweis über diese Ver- 
‚hältnisse vermissen!); nur wenige Banken geben die Einzelheiten der Entstehung 
‚des Gewinnes und Verlustes im Pfandbriefumsatz bekannt. 


6. Die Emissionskosten. 


An Ausgabekosten entstehen zunächst die Anfertigungsgebühren für die Pfand- 
‚briefformulare. Auch die Neuausgabe von Zinsscheinbogen pflegen die Hypotheken- 
banken kostenlos zu besorgen. 

Steuerlich wird die Ausgabe von Pfandbriefen durch die Kapitalverkehrssteuer 
‘(Wertpapiersteuer) belastet. In der Regel tragen die Banken die Wertpapier- 
‚steuer selbst. 

Der Absatz der Pfandbriefe erfolgt in Einzelfällen durch Überlassung des gan- 
zen Betrages an ein Bankkonsortium, zuweilen durch Subskription und am häufigsten 

durch freihändigen Verkauf im Tafelgeschäft. Der freihändige Verkauf der Pfand- 
briefe geschieht teils an den Schaltern der emittierenden Bank, größtenteils aber 
durch Vermittlung von Banken, welche die Pfandbriefe in Posten nach Bedarf ent- 
weder fest beziehen oder in Kommission nehmen. Das Entgelt, das die vermitteln- 
den Banken erhalten, besteht in einer Absatzbonifikation, welche vor dem Kriege 
in einen um etwa 1/20 bis 11s %/ unter dem Tagespreise liegenden Übernahmekurs 
zum Ausdruck kam. Dabei ist üblich, daß die Bonifikation zurückgefordert werden 
kann, wenn die Pfandbriefe innerhalb des ersten Jahres seit ihrer Ausgabe an das 
emittierende Institut zurückfließen. 

Zu diesen Kosten treten noch die Börseneinführungskosten. 

Die sofortige Abbuchung der bei der Emission entstandenen Kosten wider- 
spricht in demselben Maße wie die sofortige Tilgung des Disagios dem Grundsatze 
einer richtigen Erfolgsrechnung. Das Ausgabejahr trägt in diesem Falle die gesam- 
ten Kosten, während die folgenden Jahre nur den Nutzen aus dem Kapital ziehen. 


1) Vgl. auch Schulte a.a.0. S. 264.. 
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Zum Zwecke der richtigen Erfolgsregulierung wäre deshalb zu fordern, daß die 
Kosten wie das Disagio auf die Jahre, in denen das aufgenommene Kapital tätig ist, 
verteilt werden. $25 Abs. 3 HypBankG. schreibt jedoch vor, daß die Ausgabe: 
kosten der Pfandbriefe zu Lasten des Jahres, in welchen sie entstanden, zu ver- h 
rechnen sind. h. | 

Trotz dieser Bestimmung ist eine ziemlich genaue Belastung der anteiligen 
Jahre möglich, wenn man ebenso wie im Falle der Disagiotilgung!) eine Spezial 
reserve bildet?). Man kann in diesem Falle das Disagio mit den Emissionsk ogfäl 
ohne weiteres zusammenwerfen. 

Mehr noch als beim Disagio wird bei Pfandbriefbanken, deren Pfandbrief. i 
umlauf in jedem Jahre ziemlich gleichmäßig ansteigt, ein gewisser Ausgleich der 
Belastung erzielt. 

Ebenso wie beim Disagio kommt es auch bei den Emissionskosten vor?), daß! 
Hypothekenbanken diese Kosten verrechnen mit Kostenbeiträgen der Darlehns-. 
nehmer. Dieses Verfahren erscheint als unzulässig. Alle Leistungen der Darlehns- 
nehmer, gleichviel welchen Namen sie tragen, sind als Zins aufzufassen und bedür- 
fen, wenn sie pränumerando geleistet werden, der Passivierung, es sei denn, 
daß sie zur Deckung von Kosten Verwendung finden, die aktivierbar sind. Das 
HypBankG. verbietet aber die Aktivierung der Emissionskosten der Pfandbriefe. 
Infolgedessen sind Pränumerandoleistungen der Hypothekenschuldner der Pass 
vierung bedürftig. | 

Wenn Dannenbaumt) behauptet: | 

„Unrichtig aber ist die weitverbreitete Meinung, daß die Abschlußprovision nur eın ver 
schleierter Zinszuschlag sei (so z.B. Umfrage der Ständigen Deputation des Deutschen il 
ristentages über das Wohnungswesen vom 15. Juni 1910). Die Abschlußprovision dient nicht: 
zur Verschleierung, sondern zum Ersatz tatsächlicher Auslagen.“ | 
so liegt hier ein Mißverständnis vor. Zweifellos ist für die Hypothekenbank die Ab 
schlußprovision von Haus aus ein Ersatz der Kosten, namentlich der Kosten der 
Pfandbriefbegebung; von der Absicht einer Bilanzverschleierung kann man nicht 
reden. Für die Hypothekenschuldner dagegen ist eine Abschlußprovision ein als 
Zins zu kalkulierender Kapitalkostenbestandteil. Gegen die Aufrechnung von Ab- 
schlußprovision und Begebungskosten war bis zum Erlaß des HypBankG. nichts 
einzuwenden, denn die ersteren waren passivierungspflichtig, die letzteren aktivier- 
bar. Aber da 825 Abs.3 die Aktivierbarkeit der Begebungskosten, nicht aber die 
Passivierungspflicht der Abschlußprovision aufhebt, ist damit die Voraussetzung der 
Aufrechnung weggefallen. 


7. Vorübergehend aufgenommene eigene Pfandbriefe. &| 


Zur vorübergehenden Aufnahme eigener Pfandbriefe schreitet die Hypotheken- 
bank, wenn sie flüssige Mittel anlegen will und zur Stützung des Kurses sa 
Pfandbriefe. 

Die Anlage flüssiger Mittel in eigenen Pfandbriefen ist den Banken durch 85, 
Abs. 2 HypBankG. ausdrücklich erlaubt. | 

DannenbaumÖ) behauptet, daß es zur Geldanlage angekaufte Pfandbriefe 
fast gar nicht gebe, „da keine Bank so unklug sein wird, die mit Mühe und Kosten 


1) Vgl. S. 349 ff. 

2) Regelmäßig wurde die Talonsteuer von mehreren Jahren als Aufwand belastet, in- 
dem sie einer Rücklage, die jährlich aus dem Gewinn dotiert wurde, entnommen wurde. 

3) Beispiel: Hypothekenbank Saarbrücken. 

4) u.2.0. S.58. 

°).a.2,0.'8.195. 
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/n den Verkehr gebrachten Pfandbriefe aus dem Verkehr zurückzuziehen, bloß um 
lüssige Gelder vorübergehend anzulegen.‘ 


Der Ankauf eigener Pfandbriefe zur Regulierung des Kurses ist dagegen sehr 
äufig. Eine Kursstützung ist sehr oft nötig, da an der Börse die Zahl der Pfand- 
akuter (die kauflustigen Bankiers beziehen ihre Pfandbriefe zwecks Ersparung 
nancher Ausgaben von dem emittierenden Institut selbst) zum Gesamtabsatz ver- 
hältnismäßig gering ist!). Ein zu starkes Weichen des Kurses muß die Bank ver- 
ındern, um nicht das Vertrauen in die Stetigkeit des Kurses zu erschüttern und 
yei späteren Emissionen Disagioverluste zu erleiden. Ihr Emissionskredit verlangt 
zudem auch, dafür zu sorgen, daß das Publikum sich seiner Pfandbriefe jederzeit 
antledigen kann. Die Frage nach der buchtechnischen Behandlung der zurückge- 
sauften eigenen Pfandbriefe ist ebenso wie die Bilanzierung der fertig gestellten, 
'ıber noch nicht begebenen Pfandbriefe umstritten ?). 


‚ Die Aktivierung der aufgenommenen Pfandbriefe als Effekten vertritt besonders 
[mmerwahr?°). In dem Papier wird nach ihm ein Forderungsrecht, das durch 
die erstmalige Begebung entstanden ist, verkörpert; als Pfandrecht für eine bereits 
‚bestehende Forderung stellt es für jeden Besitzer einen Vermögenswert dar, der akti- 
viert wird. Zum Beweise des Bestehens eines Pfandrechts weist Immerwahr auf 
'$35, Abs. 3 HypBank@. hin, nach dem die eigenen Pfandbriefe, die dem Bestand an 
‚Wertpapieren zugeschrieben sind, an dem Konkursvorrecht teilnehmen. 


| Inı Gegensatz zu dieser Ansicht vertritt Tobias *) die Forderung, die eigenen 
‚Pfandbriefe müßten sofort vom Umlauf abgeschrieben werden; das Schuldverhältnis 
Wi in dem Augenblick erloschen, in dem der Aussteller die Schuldverschreibung er- 
wirbt?). Auch die Tatsache, daß der eigene Pfandbrief an der Hypothekendeckung 
teilnehme, berechtige nicht zu seiner Aktivierung. 

„Das Recht, welches die Bank mit dem Erwerb eigener Pfandbriefe an der ihr gehö- 
rigen Hypothekenunterlage erlangt, ist ein rein negatives, indem der Zugriff der Pfandbrief- 
gläubiger um einen Bruchteil beschränkt wird. Das Aktivvermögen der Bank erfährt nicht 
‚die geringste Vermehrung ®).“ 
| Wenn $ 35, Abs.3 von Zuschreibung eigener Pfandbriefe zu dem Bestande an 
"Wertpapieren spreche, so sei damit noch nicht gesagt, daß diese Zuschreibung eine 
bilanzmäßige, die Aktivseite verstärkende Buchung auf Effektenkonto sei; man 
habe darunter lediglich eine Eintragung der Pfandbriefe in die Effektenbücher zu 
verstehen, welche die Bank vornehmen müsse, um sich das Konkursvorrecht des 
$ 35, Abs.3 zu sichern. 

Die überwiegende Ansicht”) steht, wie Weinberger betont, auf dem Stand- 
punkt, daß sowohl Verbuchung der eigenen Pfandbriefe auf Effektenkonto als auch 
Abbuchung vom Umlaufskonto erlaubt sei. Rehm glaubt, daß das HypBank@. die 
Aktivierung vorübergehend aufgenommener eigener Pfandbriefe als Regel angenom- 
men, die Absetzung von Pfandbriefumlauf als Ausnahme zugelassen hat, worauf die 
Fassung des 835, Abs.3 „Gehören zur Konkursmasse eigene Hypothekenpfandbriefe der 
Bank, die von dieser dem Bestand an Wertpapieren zugeschrieben 


!) Dannenbaum, a.a.0. S.80. 

2) Eine zusammenfassende Darstellung gibt Weinberger a.a. O. S. 66ft. 

®) Holdheims Zeitschrift 1900, S. 269. 

4) Holdheims Zeitschrift 1901, S. 73. 

5) In gleicher Weise Bendixen, Disagiogewinne und eigene Obligationen in den 
Bilanzen der Hypothekenbanken. Frankfurter Zeitung vom 18. Januar 1901, zit. Weinberger. 

°) Weinberger, a.a. O. S. 69. 

”) U. a. Simon, Rehm. 
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sind,“ hindeute!). Dieser Ansicht hat sich auch der Landwirtschaftsminister h 
Preußen in seiner oben?) angeführten Verfügung angeschlossen und die beiden Mög 
lichkeiten für gesetzlich zulässig erklärt, wenn er auch die Verbuchung auf Effel 
tenkonte für empfehlenswerter hält. | 


„Die Verbuchung der zurückgekauften eigenen Pfandbriefe auf Effektenkonto verdi ey 
im Interesse einer soliden und vorsichtigen Geschäftsführung unbedingt den Vorzug vor deı 
Abschreibung vom Pfandbriefkonto, weil bei diesem letzteren Verfahren in Zeiten nied ige 
Kursstandes infolge der Differenz zwischen diesem und dem Nennwerte, zu welchem % 
Pfanäbriefe auf dem Pfandbriefkonto stehen, zwar buchmäßig ein erheblicher Dıisagiogew Sn 
erzielt wird, an dessen Stelle dann aber im ‚Falle des Wiederverkaufs bei gleichen Zeitv en 
hältnissen ein ebenso erheblicher Disagioverlust tritt.“ 
Für die Bewertung der vorübergehend aufgenommenen Pfandbriefe kom 
men, wie auch die Ausführungen des Landwirtschaftsministers bestätigen, die ein 
schlägigen Bestimmungen des HGB. (88 40, 261) in Betracht, nach denen Wer 
papiere, die einen Börsenpreis haben, höchstens zu dem Börsenpreis des ai 
punktes, für welchen die Bilanz aufgestellt wird, sofern dieser Preis jedoch de 
Anschaffungspreis übersteigt, höchstens zu dem letzteren eingesetzt werden könner 
Dannenbaum?) verteidigt dagegen die Bilanzierung zum Nennwert aus der E 
wägung heraus, daß eigene Pfandbriefe in der Bilanz — da sie eigentlich Nullwerte 
seien — nur einen rechnungsmäßigen Posten darstellen. 
Die Praxis hat von den beiden gesetzlichen Möglichkeiten, Verbuchung & 
Effektenkonto und Abschreibung vom Umlaufskonto Gebrauch gemacht. Die eige 
nen Pfandbriefe erscheinen in der Bilanz entweder in einem besonderen Poste 
unter Bezeichnungen wie „Konto eigener Pfandbriefe“, „Effektenkonto II.“ (Schle 
sische Bodenkreditaktienbank) oder in einer Vorspalte zum Effektenkonto. Die Be 
wertung erfolgt durchweg nach $40 bzw. 8261 HGB.; in der Regel wird de 
Nominalbetrag in der Vorspalte aufgeführt. Die Preußische Hypothekenaktienb: ank 
und der Frankfurter Hypothekenkreditverein rechnet die Stückzinsen den eigenen 
Pfandbriefen zu. 
Werden die zurückgekauften Pfandbriefe vom Umlauf abgeschrieben, so € 
scheint das Pfandbriefumlaufskonto um die Summe der eingezogenen Pfandbrief 
verringert auf der Passivseite der Bilanz; die Mecklenburgische Hypotheken- ne 
Wechselbank, die Deutsche Grundkreditbank und die Deutsche Schiffsbeleihung: 
bank setzen in der Vorspalte die eigenen Pfandbriefe vom Umlauf ab. 
Die Verrechnung des Disagiogewinnes, der bei der letzten Art der Verbuchun 
entsteht, wenn der Kurs- bzw. Anschaffungswert unter dem Nennwert liegt, ge 
schieht in mannigfaltiger Art*). Die meisten Banken führen diesen Gewinn eine ä 
Pfandbriefkonto (Pfandbriefumsatzkonto, Agio- und Disagiokonto) zu, auf dem e 
dann gegen Disagioverluste und Kosten bei der Emission aufgerechnet wird 82 % 
HypBank@G.); einen eventuellen Überschuß stellt man in der Regel in eine Spezial 
reserve. Den unverkürzten Disagiogewinn stellt z.B. die Deutsche Grundkredi 
bank in Reserve, um hiermit ebenfalls einen eventuellen Disagioverlust de ci 
zu können. Die Würzburger Bodenkreditanstalt legte die Disagiogewinne nicht 
einer Spezialreserve, sondern im gesetzlichen Reservefonds fest, um darauf weite re 
Obligationen ausgeben zu können °). Eimen Teil des nach Abrechnung des Disagie 


1) So auch Schulte a.a.0. S. 170. 

2) 9.339. 

*) 2.2.0. S.194. 

#) Vgl. hierzu oben S. 347 und 350ff. 
u 5) S. Frankfurter Zeitung vom 12, Juni 1903, Agio- und Disagiogewinn der Hypothekeı n 
anken. 
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rerlustes und der Kosten der Begebung sich ergebenden Disagiogewinnes führte 1921 
‚uch die Norddeutsche Grundkreditbank der gesetzlichen Reserve zu, während sie 
len Rest als Gewinn auswies. Die Hannoverische Bodenkreditbank benutzt den Dis- 
ıgiogewinn zu Abschreibungen auf Effektenkonto. 

Unter Würdigung der gesetzlichen Vorschriften, der Auslassungen der Sach- 
rerständigen und der in der Bilanzpraxis ausgebildeten Gewohnheiten schließen wir 
ıns der Auffassung an, daß es der Hypothekenbank gestattet ist, die vorübergehend 
aufgenommenen Pfandbriefe vom Pfandhriefumlauf abzusetzen; daß in diesem Falle 
las Disagio zu behandeln ist, wie wenn die Pfandbriefe eingezogen wären. Es ist 
‚weitens gestattet, die eingezogenen Pfandbriefe mit dem Nominalbetrage zu akti- 
rieren; dieses Verfahren ist in seinem Wesen das Gleiche wie das vorige; es besteht 
aur der Unterschied, daß das aktive Konto dem passiven Pfandbriefkonto als Korrek- 
"ivkonto gegenübersteht; das Disagio ist auch hier zu behandeln wie es 825, Abs. 1 
AypBankG. für bei der Einziehung verdientes Disagio vorschreibt. Es ist drit- 
tens gestattet, die Pfandbriefe mit dem Rückkaufskurse zu aktivieren, wobei sie 
dann wie fremde Effekten zu behandeln sind. Ist der Kurs am Bilanzstichtag nied- 
riger als der Anschaffungspreis, so ist der niedrigere Kurs anzusetzen und die 
Differenz zu Lasten des Gewinn- und Verlustkontos abzubuchen. Es ist aber hier 
noch die Einschränkung zu machen, daß der Börsenkurs infolge der eigenen Auf- 
nahme der Pfandbriefe höher ist als den Machtverhältnissen oder den besonderen 
Verhältnissen der Pfandbriefbank entspricht. In diesem Falle müssen die eigenen, 
vorübergehend aufgenommenen Pfiandbriefe noch um einen weiteren Betrag herab- 
‚gesetzt werden, der die Wirkung der eigenen Nutzungsmaßnahmen ausgleicht. Ins- 
besondere ist es erforderlich, bei Aufnahme von um die mac erhöhten 
‚Pfandbriefen neuer Emission den Bonifikationsbetrag vom Kurse abzusetzen. 
8261 HGB. schreibt den Börsenpreis vor in der Erwartung, daß dieser ein 
rein objektiver Maßstab sei; diese Voraussetzung wird nicht erfüllt, wenn der 
‚Kurs subjektiven Kurseinflissen unterliegt. 

Ein gesetzliches Bedenken, daß bei der Bilanzierung vorübergehend aufgenom- 
‚mener Pfandbriefe nach unserer Meinung auitritt, besteht in der Vorschrift des $ 25, 
Abs.1 HypBankG.: ‚Von dem Mindererlös ist der Gewinn abzuziehen, den ir 
Bank durch den Rückkauf von Hypothekenpfandhbriefen zu einem geringeren Wert 
‚als dem Nennwert erzielt.“ Es entstehen die Fragen: 1. Ist vorübergehender Er- 
werb „Rückkauf“ usw. 2. Wenn er Rückkauf ist, wird dann ein Gewinn erzielt? 
"Wir möchten glauben, daß der vorübergehende Erwerb tatsächlich Rückkauf ist; daß 
aber die Voraussetzung der Gewinnerzielung erst gegeben ist, wenn die Pfand- 
‚briefe nicht mehr zur Wiederveräußerung bestimmt sind. 


Wenn Pfandbriefe vorübergehend rückgekauft sind, können sie, auch entgegen 
‚der ursprünglichen Absicht, nachträglich definitiv beseitigt werden. In diesem Falle 
‘sind sie natürlich vom Pfandbriefumlauf abzusetzen und das verdiente Disagio ist 
zu verrechnen. Umgekehrt kann man zur Einziehung bestimmte Pfandbriefe, so 
‚lange sie nicht ihre Pfandbriefnatur verloren haben, zu vorübergehend aufgenomme- 
‚nen Pfandbriefen machen, wobei es freisteht, etwa entstehendes Disagio sofort oder 
bei Rückkauf zu verrechnen. 


8. Die Einziehung von Pfandbriefen. 


Wir müssen den Ankauf von der Verlosung und Kündigung unterscheiden. 
Die zur Einziehung angekauften eigenen Pfandhriefe müssen nach Immer- 
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wahr!) in gleicher Weise wie die aus oben angeführten Gründen angekaufter 
Pfandbriefe so lange auf Effektenkonto gebucht werden, bis sie durch den Treuhän- 
der entwertet sind2). Tobias?) steht auch hier wieder im scharfem Gegensatz zu 
Immerwahr. Nach Tobias erlischt das Gläubigerrecht in dem Augenblick, in dem 
die Bank ihre eigene Gläubigerin wird. Die Pfandbriefe sind schon von dem Mo 
mente des Ankaufs an als nicht mehr umlaufend und für immer wertlos zu betrach- 
ten. Rehmt) unterscheidet sich von Tobias dadurch, daß er die Pfandbriefe mit 
dem Augenblick des Ankaufs nicht als für immer wertlos ansieht, da die Absicht, 
die ein internes Moment ist, nach dem Kauf geändert werden kann. Will man die 
anfangs in der Absicht auf Einziehung angekauften Pfandbriefe zur Ersparung 2) 
Kosten der Neuemission wieder in den Verkehr bringen, so können sie nach Rehm 
wieder auf Effekten- und Pfandbriefumlaufkonto gebucht werden. Die überwiegende 
Mehrheit der Fachleute hat sich der Ansicht von Tobias angeschlossen). ® 

Wir sind der Auffassung, daß die Hypothekenbanken freihändig zurückgekaufte 
Pfandbriefe nach den Methoden behandeln können, die ihnen für vorübergehend auf- 
genommene Pfandbriefe offenstehen. Dieses schon aus dem Grunde, weil im Augen- 
blick des Ankaufs die Bestimmung oft unbekannt ist. Eine Hypothekenbank, die mit 
Rücksicht auf die Pfandbriefbedingungen einen Teil derselben einziehen muß 
sich den Weg des freihändigen Rückkaufs vorbehalten hat, wird sich zunächst der 
zufällig im eigenen Depot befindlichen Pfandbriefe bedienen. 

Wir sind demgemäß der Meinung, daß die Hypothekenbank freihändig zurü k- 
genommene Pfandbriefe, auch wenn der Zweck der Zurücknahme die Einzieh ng 
war, diese Pfandbriefe 

1. vom Pfandbriefumlauf absetzen, oder 

2. mit dem Nominalbetrag aktivieren, oder 

3. mit dem zulässigen Kurse aktivieren kann. 

Ist der Weg sub 3 gewählt, dann erfordert die Einziehung Absetzung auf Effek 
tenkonto einerseits und Absetzung auf Pfandbriefkonto andererseits unter Verwen- 
dung des Disagios nach Vorschrift des HvpBankG. Aktiviert die Bank die einge 
zogenen Pfandbriefe zum Nominalbetrag, so muß aus der Benennung des Kontos 
deutlich hervorgehen, daß es sich um getilgte Obligationen handelt, die mittels 
eines Korrektivkontos vom Pfandbriefumlauf abgesetzt sind. 

Die Verlosung von Pfandbriefen ist der normale Fall, wenn der Kurs der 
Pfandbriefe so weit über pari steht, daß die Verlosung sich billiger stellt als der 
Rückkauf. Verloste Pfandbriefe sind keine Umlaufspfandbriefe mehr und sind vom 
Umlauf abzusetzen. Soweit sie am Bilanzstichtage noch nicht eingelöst sind, & 
scheinen sie als besonderer Passivposten®) oder in der Vorspalte der Pfandbriek 
bank”), u 

Stellt sich bei der Einlösung heraus, daß nach der Auslosung noch Zinsschei ne 
eingelöst sind, so werden diese Zahlungen vom Einlösungsbetrage abgezogen, nd 
die Hypothekenbank vergütet nach Verrechnung oder freiem Willen einen niedrige 
ren Depositalzins. Die Hypothekenbank ist berechtigt, die gezahlten Zinsen für aus- 
geloste Pfandbriefe bis zur tatsächlichen Auszahlung unter Abzug des Deposital- 


# 


1) 2.2.0. S.270. 

2) Vgl. zu den folgenden Ausführungen Weinberger a.a.0. S.73£f. 
9) ara. 3.78: 

3) 2.2.0. S. 334. 

6) Weinberger a.a.0. S.74. 

6) So Preußische Pfandbriefbank, Schlesische Bodenkreditaktienbank. 
”) So Pfälzische Hypothekenbank. 
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inses zu aktivieren oder den Betrag auf dem Konto „Ausgeloste aber nicht rückge- 


'\ahlte Pfandbriefe“ in Abzug zu bringen. 

Die Kündigung von Pfandbriefen, die sich auf ganze Serien zu erstrecken 
‚flegt, kommt besonders dann vor, wenn die Pfandbriefbank hochverzinsliche Pfand- 
riefe in niedriger verzinsliche konvertieren will. Der Kurs der Pfandbriefe steht 
ann über pari; die Rückzahlung erfolgt zum Parikurse. 

Der Pfandbrief hört auf, Pfandbrief zu sein, wenn die Kündigungsfrist abge- 
aufen ist. Dieser Augenblick ist der richtige Termin der Umbuchung vom Pfand- 
wiefkonto auf Konto ausgeloste Pfandbriefe. 
| Zu besonderen Bemerkungen gibt die Konversion von Pfandbriefen einen An- 
‚aß nicht. 


9, Die Pfandbriefemission bei Nichtbardarlehen. 


Das ältere Pfandbriefgeschäft vollzog sich nicht in der Form des Bardarlehens, 
‚ondern dergestalt, daß der Hypothekenschuldner anstatt des Geldes Pfandbriefe 
»rhielt, die er verkaufen mochte, wenn es ihm paßte. 

Das Grundkreditinstitut arbeitete ähnlich wie eine Bank, die ihr Akzept gibt 
ınd dem Kunden die Unterbringung des Akzepts überläßt; oder wie eine Kredit- 
senossenschaft, die die Wechsel ihrer Mitglieder mit ihrem Indossament versehen 
‚urückgibt. 

Die ältere Form der Pfandbriefemission, die dem Hypothekenschuldner die 
‚Interbringung der Pfandbriefe überläßt, ist bei den Landschaften bis auf die Gegen- 
wart in Übung geblieben und nach dem Kriege auch bei anderen Grundkreditinsti- 
uten wieder aufgetaucht, obwohl sie für die Gegenwart nicht mehr recht passen 
will. Bei Pfandbriefbanken kam sie vor dem Kriege nur bei einigen süddeutschen 
nstituten vor!). Ä 
$14 HypBank@. stellt zwar im Abs.1 den Grundsatz auf: ‚Die hypotheka- 
rischen Darlehen sind in Geld zu gewähren.“ Aber Abs.2 hebt Abs.1 im wesent- 
ichen wieder auf und knüpft nur die Ausgabe von Nichtdaseinshypotheken an be- 
sondere Voraussetzungen. Diese sind: 

1. Die Satzung der Bank muß es gestatten; 

2. die ausdrückliche Zustimmung des Schuldners ist notwendig; 

3. der Schuldner kann die Rückzahlung der Hypothek in Pfandbrieien gleicher 
Gattung bewirken. 

Der Ausdruck des Abs.2 „Die Gewährung von Darlehen in Hypothekenpfand- 
briefen der Bank zum Nennwert ist nur zulässig, wenn ...“ ist nicht so zu lesen: 
‚Die Gewährung von Darlehen in Hvpothekenpfandbriefen der Bank ist nur zum 
Nennwert zulässig.“ Das Gesetz setzt nur die Verrechnung zum Nennwert als die 
Regel voraus und will offenbar die Verrechnung zum Kurswert nicht hindern. 

Wenn man dem Hypothekenschuldner anstatt des Kapitals Pfandbriefe gibt, so 
können verschiedene Formen vorkommen: Der Hypothekenschuldner zahlt außer 
den entstehenden Barkosten eine Abschlußprovision, oder die Hypothekenbank ver- 
zichtet auf eine solche und verdient lediglich an dem Unterschied zwischen Hypo- 
thekenzins und Pfandbriefzins. Außerdem: entweder verrechnet die Hypothekenbank 
die Pfandbriefe und die Hypothek zu pari, oder sie rechnet die Pfandbriefe zum 
Kurse an, 

Ist mit dem Hypothekenschuldner eine Abschlußprovision vereinbart, so kann 
diese nicht dem Rohgewinn des Jahres zugerechnet werden; denn sie würde sonst 
zum Ausgleich von Kosten benutzt werden, die nach dem HypBankG. abzuschrei- 


1) Dannenbaum, a.a.0. S. 167. 


E. Schmalenbach und H. Weinreis: 
ben sind, während die Abschlußprovision vorausgezahlter Kapitalbetrag ist, der, 
für sich allein betrachtet, der Passivierung und Verteilung auf die Beleihungs. 
jahre bedarft). Das ist besonders deshalb hervorzuheben, weil die Abschlußproyi- 
sion eine Vergütung für die Kosten des Abschlusses einschl. der Kosten für I 
E 
e 


Pfandbriefherstellung ist und daher als aufrechenbar erscheint. 


Auch die Kosten des Stempels für die Pfandbriefe gehören zu diesen Kosten. 
Ersetzt oder trägt der Hypothekenschuldner den Stempel bzw. die Kapitalverkehrs- 
steuer, so ist das für ihn eine Zinsbelastung, die auf den Hypothekenzins zu kal- 
kulieren ist. Der Betrag bedarf bei der Hypothekenbank für sich betrachtet der Pas- 
sivierung. Andererseits ist die Aktivierung des durch die Hypothekenbank gezahlten | 
Stempels durch das HypBank@G. verboten?). Und da es bilanztechnisch unzulässig 
ist, gegen nicht aktivierbare Ausgaben passivierungspflichtige Einnahmen aa | 
rechnen, darf der Stempel gegen die Hypothekenabschlußprovision ebensowenig 
aufgerechnet werden wie die übrigen Kosten. J 

Ähnlich liegt die Sache bei Hingabe von Pfandbriefen mit Unterpariwert zum 
Nenrwert. Wenn man in diesem Falle von einer Disagioverrechnung absieht, 
läuft das darauf hinaus, daß man das Disagio in einem wesentlich gemächlicheren 
Tempo tilgt als das HypBankG. es vorschreibt). E 

Angenommen, es würden 100000 6 Pfandbriefe gegen eine Hypothek von 
100000 Mb Zug um Zug gegeben. Die Pfandbriefe haben einen Kurs von 95 %. Das 
Disagio von 5000 % lasse sich ohne Verletzung der Begrenzungsbestimmungen des 
HypBankt. aktivieren. In diesem Falle ist im Begebungsjahre nur für jedes de 
vier folgenden Jahre 1/, =. 1000 abzuschreiben. Diese 1000. #% muß das Gewi 
und Verlustkonto tragen. 


Die Buchungen lauten: 


Hypothekenkonto 

An Pfandbriefkonto . . . 2. 2.2.2.2. 0e4 100000.— 
Disagiokonto 

An Konto vorausgezahlter Hypothekenzinsen . „ 5 000.— 
Unkostenkonto 


An Disagiokonto E 1 000.— 
Will man das Disagiokonto JH Aktiv um Werte ausweisen, so lautet die letzte 
Buchung 
Unkostenkonto 
An vorausgezahlten Hypothekenzinsen . . . e# 5000.— 
Wer das Disagiokonto nicht in der Bilanz ausweisen will, weil es ihm nicht } 
vornehm genug ist, muß auch die mit dieser vornehmen Auffassung rt 
Opfer auf sich nehmen. 
Selbstverständlich läßt sich auch dieses Disagiokonto mit einer der sich 
vorhandenen Disagioreserven ausgleichen. | 


Wenn Pfandbriefe einen Kurs nicht besitzen, so sind bei der Nennwertanrec 
nung die Kurse gleichgearteter Pfandbriefe mit einem Abschlag zugrunde zu legen, da 
der "Wert nicht notierter Pfandbriefe niedriger ist als der Wert notierter Pfand- 
briefe. Der Abschlag muß bei kleinen Grundkreditinstituten auch den Minderwer! 
für die geringere Umlaufsfähigkeit derartiger Pfandbriefe einschließen. In der Regel 


1) Vgl. die Ausführungen S. 350. 
2) Vgl. die Ausführungen S. 352. 
>) Vgl. die Ausführungen S. 353. 


sen vorhanden. 
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sind für die Schätzung des Marktwertes solcher Pfandbriefe genügende Beurteilungs- 
10. Die Emission von Sachwertpfandbriefen. 

Durch die fortschreitende Geldentwertung war das Pfandbriefgeschäft der Hypo- 
thekenbanken fast völlig ins Stocken gekommen. Die Hypothekenschuldner suchten 
durch Rückzahlung sich ihrer Schuld zu entledigen; die Pfandbriefe fanden 
schlechte Aufnahme, da sie keine sichere Kapitalanlage mehr waren. Das anlage- 
suchende Kapital verlangte ein Papier, welches trotz des Geldwertschwundes seine 
Wertbeständigkeit behielt. 
| Die Ausgabe von wertbeständigen Pfandbriefen, deren Deckung in Papiermark- 
hypotheken bestand, war durch $ 6 HypBankG. ausgeschlossen. Die landschaft- 
lichen Kreditinstitute halfen sich mit Pfandbriefen, die durch Reallasten auf wert- 
'beständiger Grundlage gesichert waren!). Den Hypothekenbanken war dieser 
‚Weg verschlossen, da gemäß $$ 10 und 40 HypBank@G. lediglich Hypotheken- und 
Grundschulden (die aber nur in Reichswährung eingetragen werden konnten 
[$ 1113 BGB., 8 28 Grundbuchordnung]) als Deckung für die Pfandbriefe dienen 
durften. Die Möglichkeit der Eintragung von Hypotheken in ausländischer Währung 
auf Grund der Verordnung vom 13.Febr. 1920 brachte den Hypothekenbanken 
auch keine Erleichterung; denn die Eintragung einer Valutahypothek ist von der 
Einwilligung der Landeszentralbehörde auf Grund Einvernehmens mit der Reichs- 
bank abhängig gemacht worden und wird nur ausnahmsweise zur Erlangung von 
Auslandskredit erteilt). 
| Eine Wandlung brachte das Reichsgesetz über wertbeständige Hypotheken vom 
‚23. Juni 1923, welches vor allem auf Drängen der Hypothekenbanken erlassen wurde. 
Durch dieses Gesetz wurde $ 1113 BGB. dahin geändert, daß nunmehr auch Sach- 
 wertlıypotheken eingetragen werden können. Als Maßstab für die Hypothekensumme 
setzte das Gesetz Feingold, Roggen und Weizen fest; die Durchführungsverord- 
nung ließ noch bestimmte Kohlensorten und 40 0% Kalidüngesalz zu. $9 des Reichs- 
geseizes über wertbeständige Hypotheken ergänzte den $6 HypBankG. dahin, daß 
der Gesamtbetrag der in Umlauf befindlichen Hypothekenpfandbriefe jeder Gattung 
jederzeit in Höhe des Nennwertes durch Hypotheken gleicher Höhe und mindestens 
gleichen Zinsertrages gedeckt sein muß. 

Auf Grund des neuen Gesetzes ließ sich erstmals im August 1923 die Baye- 
 rische Hypotheken- und Wechselbank die Ausgabe von 5 % Roggenpfandbriefen im 
Betrage von 500000 Ztr. bewilligen; sodann gab die Preußische Zentralbodenkredit- 
A.-G. 5% Zentralroggenpfandbriefe aus. 5% Goldhypothekenpfandbriefe auf Grund 
des Londoner Goldpreises legten die Bayerische Vereinsbank, die Bayerische Han- 
delsbank und die Berliner Hypothekenbank und die Gemeinschaftspruppe deutscher 
Hypothekenbanken zur Zeichnung auf. 

Das Gesetz über die Bilanzierung wertbeständiger Schulden vom 17. Dez. 1923 
ist für die Hypothekenbank ohne Bedeutung, da bei ihnen wegen der erforderlichen 
Paralleldeckung in gleichartigen Hypotheken keine Scheinverluste, die bei den übrigen 
Gesellschaften durch die Bewertungsregeln der $$ 261 HGB. und 42 G.m.b.H.- 
Gesetz verursacht werden, vorkommen können. 


j 


1) Im April 1923 begab die Landschaft der Provinz Sachsen Roggenpfandbriefe; ebenso 
im Juni 1923 der Verband preuß. Landschaften durch die Zentrallandschaftsdirektion für die 
preuß. Staaten, 

2) Düringer- Schulze, Das Reichsgesetz über wertbeständige Hypotheken vom 23. Juni 
1923, Berlin 1924, S.39 ff. 


Geldentwertung und Aktienkurse’). 
Von Dr. Willi Heizmann. 


Der rechnerisch ermittelbare Wert einer Aktie, den man Kapitalwert nennen 
kann, beruht auf dem Ertrag, den sie dem Aktionär abwirft und auf der Kapital. 
substanz, die sie verkörpert. Ein Aktionär, der eine Aktie zu 100% erwirbt, ve 
langt als Mindestdividende einen Ertrag, der sich aus dem landesüblichen Zinsfuß 
plus Risikoprämie zusammensetzt. Bei einem landesüblichen Zinsfuß von 419% 
und einer Risikoprämie von 11/9 %o ist diese Mindestdividende 6%. Solange die 
betreffende Aktie 6% oder darüber rentiert, ist das Hauptmoment, nach dem ihr 
Wert errechnet wird, der Ertrag. Bei 6% Dividende ist der rechnerische Wer 
100%, bei 12% ist er 200 % usw. Sinkt die jährliche Dividende unter 6% herab, 
so kann der Ertrag nicht mehr für die Errechnung des Kapitalwertes ausschlag- 
gebend sein. An seine Stelle tritt das reale Kapital einer Aktie, das sich aus der 
Anteil am Nominalkapital, den offenen und stillen Reserven zusammensetzt. Di 
sen Anteil einer Aktie am Gesellschaftskapital bezeichnet man oft als Substanz um 


lung des Substanzwertes ist vom Realkapital einer Aktie der jährliche Zinsverlus 
des Besitzers zu subtrahieren. Als Ertragswert läßt sich der Kapitalwert gut ren. 
tierender Aktien bezeichnen, die eine Mindestdividende in Höhe von Normalzins 
plus Risikoprämie abwerfen, den Kapitalwert für alle übrigen Aktien, die schlech 
rentieren, kann man Substanzwert nennen. Ertragswert und Substanzwert si 
somit nn des Begriffs rposree 


überraschend wirken. Im Durchschnitt zahlten 328 an der Berliner Börse notierk 
Industrieaktien folgende Dividenden in Papiermark: ‚ 


Durdhschnifisdivideilde 36 Si dab aaNhdAaH] 1149 ı ıs | + | 1189 


Das Bild ändert sich mit einem Schlage, wenn man diese Papiermarkdividen 
den, die wegen des veränderten Wertes der Papiermark in den einzelnen Jahren 
überhaupt nicht vergleichbar sind, nach den durchschnittlichen Teuerungszahlen 
des Stat. Reichsamts in Goldmark umrechnet, d.h. wenn man die Kaufkraft er- 
mittelt, die der Aktionär mit seinen Dividenden in den einzelnen Jahren ausüber 
konnte. Obige Dividenden betrugen in Goldmark umgerechnet: 


1912 | 1918 | 1919 | 1920 | 1921 | 1922 


Dividende in Goldmark in %, „113 | 52 | 8.1.18. | 14 | 0,3 


') Die Arbeit stellt einen Auszug aus einer im Seminar von Prof. Dr. Walb angelertig or 
en betitelt: „Der Einfluß der Geldentwertung auf die Kurse der deutschen Industrie 
aktien“, dar. 
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Der landesübliche Zinsfuß betrug in runden Zahlen: 


| sahr eye cu. A 4 ‚| 1912 | 1018 | 1919 | 1920 | 1921 | 1902 | 


big. Spin neck (BR Lamas te Mat 


Es ergibt sich also, daß vom Jahre 1920 an die deutschen Industrieaktien, 

lie Goldkapitalien verkörperten, schlecht rentierende Papiere wurden. Die Kritik 
ler Kursbildung hat deshalb den Substanzwert der Aktien als rechnerischen Wert 
;ugrunde zu legen. | 
Vor dem Jahre 1914 kamen nach Moral!) auf 100 Mark nominelles Iindustrie- 
ıktienkapital in Deutschland durchschnittlich 125 Mark reales Aktienkapital. In 
len Jahren 1916 bis 1923 sank dieses durchschnittliche Realkapital bei nahezu 
len Aktien. Die Gründe dieser Verminderung des Realkapitals, das eine Aktie 
rerkörpert, waren teils indirekte, teils direkte. 
, a) Zu den Ursachen, die ein Sinken des realen Aktienkapitals bewirkten, ge- 
sören die Kapitalverluste der Gesellschaften während des Krieges und die Geld- 
»ntwertungsverluste in der Inflationszeit. Der Kapitalschwund traf wirtschaftlich 
las gesamte Eigenkapital der Industriegesellschaften und damit indirekt die Einzel- 
ıktien. Gustav Cassel (lt. Deutsche Bergwerkszeitung vom 1.8. 1923) schätzt die 
BE hschnittlichen Verluste, welche die Betriebe durch die ann von Re- 
yaraturen während der Kriegszeit erlitten haben, auf jährlich 1—2%, das macht 
'n den Jahren 1914 bis 1919 durchschnittlich 5—10 % des Unternehmungskapitals. 
Jie Kapitalverluste in der Inflationszeit von 1918 bis 1923 sind auf drei verschie- 
lene Ursachen zurückzuführen: 

1. Geldentwertungsverluste. Sie entstanden dadurch, daß die Kaufkraft der Pa- 
»iermark in der Hand des Besitzers und seiner Papiermarkguthaben in der Infla- 
‚ionszeit bei fallendem Markkurse abnahm. Der Unternehmer konnte sich nur in- 
sofern dagegen wehren, als er denjenigen Teil seines Eigenkapitals, das in Papier- 
nark und Papiermarkforderungen angelegt war, auf ein Mindestmaß herabschraubte 
ınd alles übrige Kapital in die Form von Sachwerten drängte. 

2. Kalkulationsverluste. Sie sind darauf zurückzuführen, daß die Unternehmer 

n der ersten Zeit der Geldentwertung nach dem System der Vorkriegszeit den Ein- 
xaufspreis oder Herstellungspreis in Papiermark zur Grundlage ihrer Preiskalkula- 
ion machten. Zur Umgehung dieser Verluste griff man zuerst zur Kalkulation mit 
Zinsetzung des Wiederbeschaffungspreises, die eine Anpassung der Verkaufskalku- 
ation an den Warenhandelsindex darstellt, später zur Kalkulation auf Goldmark- 
Jasis, die auf der Preisdifferenz der ausländischen Wechselkurse zwischen dem Ein- 
xaufs- und Verkaufstag aufgebaut ist. 
3. Bilanzierungsverluste. Sie entstanden durch die Ausschüttung von Schein- 
zewinnen, die durch die gesetzlich vorgeschriebene Gleichsetzung von Gold- und 
rerschiedenwertigen Papiermarkposten herausgerechnet waren. Man versuchte in 
ler Geldentwertungsperiode, die Richtigkeit der Bilanzen durch die Einsetzung von 
seldentwertungskoeffizienten und vom Ende des Jahres 1922 an durch die Umstel- 
ung der Bilanzposten auf Goldmark wiederherzustellen. 

b) Eine direkte Minderung des realen Aktienkapitals geschah durch die Kapital- 
verwässerungen der Inflationszeit; eine Verminderung des gesamten Eigenkapitals 


| 


| 1) Felix Moral, Aktienkapital und Emissionskurs (in staats- und sozialwissenschaftliche 
"orschungen). München und Leipzig 1914. S. 13ff. 
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der Unternehmungen fand dabei nicht statt. Als Verwässerungen sind diejenigen 
Emissionen junger Aktien zu bezeichnen, die zu einem Kurse erfolgten, der weit 
unter dem Goldsubstanzwert der alten Aktien lag. Eine Aktiengesellschaft hatte z.B. | 
1913 (Teuerungszahl 100) 1000 Aktien mit je 1250 Mark realem Goldkapital. Im 
Dezember 1920 (Teuerungszahl 1000) gab sie 1000 junge Aktien im Verhältnis 1:1 
zu 500 % heraus. Der Bezug einer jungen Aktie kostete 5000 Papiermark oder nach. 
der Teuerungszahl umgerechnet 500 Goldmark. Nach Ablauf des Bezugsrechts 
war das durchschnittliche reale Goldkapital von 1250 Mark auf 1250 + 500 


Goldmark gesunken. 2 87 

Als Anschauungsmaterial für die Veränderung des auf eine Aktie durchschäi 
lich entfallenden Goldkapitals in den Jahren 1916—1922 dient ein Index, der sich 
aus 254 an der Berliner Börse amtlich notierter Industrieaktien zusammensetzt. (Die 
Zahlen wurden dem Buche von Hans Wolf: ‚Das Goldkapital der Industrie‘, ii 
lin 1922, entnommen.)t) 

Tabelle I bringt einen Überblick über die Zahl der Gesellschaften, die von 1917 
bis 1922 Kapitalerhöhungen vornahmen. Die Gliederung der einzelnen Gesellschaf 
ten erfolgte nach der Stärke der Kapitalerhöhungen bis Ende 1922 im Versi 
zum Anfangskapital 1916 und nach Industriezweigen. 


Tabelle I. Von 254 Gesellschaften haben 1917—1922 i 
Kapitalerhöhungen vorgenommen: ) 
a) Absolut 4 
Erhöhungen seit 1916 Montan| Metall | Textil | Chem. | Elektro Summe d | 
Zahl | Zahl | Zahl | Zahl | Zahl | | 
A. Nicht e erhöht . . 3 | 2 
B. Bis zum 3lachen 1916 | 24 | 29 10 5 8 76 | 
C. 8-Bfach \.ı . 9. 11h m 6 2 63 F 
| D, 6-10fach .. 4.000 aD a ee 4 | 65 
ı E. über 10fach . . . . 2 12 | 2 Du ee 
| Summe. - nid nz 25 18 | 254 
b) Relativ (in °/, der Gesamtsumme) 
1, rRöbugen wol an TB Teen Metall | Textil | Chem. | Elektro | Umme 
| Zahl | Zahl | Zahl | Zahl | Zahl | | 
A. Nicht erhöht . . 5,3 49 | 12 222 | 105 j 
‚B. Bis zum 3fachen 1916 259 | 244 | 20 Mi | 29,9 . 
ı C. 3—5lac ar 321 | 195 | 4 11,1 | 248 : 
D. 5—10lach 25,9 | 341 | 32 22,2 | 25,6 | 
| E. über 10fach . 10,7: 17. 17,177 92 — 94 | 
‚Summe. ...2... 100 | 100 | 100 | 100 : 100 | 


In der Montan- und Elektroindustrie haben ungefähr 25, in den übrigen a 
striezweigen etwa 1/3 der erfaßten Gesellschaften ihr Kapital nur schwach, d.h 
höchstens bis auf das Dreifache des Standes von 1916, erhöht. | 


!) Es wurden die Aktien derjenigen Gesellschaften herausgegriffen, die eıner der fünf 
folgenden Industriegruppen (Montan-, Metallindustrie usw.) angehörten. Nur solche Aktien 
wurden berücksichtigt, die schon im Jahre 1913 amtlich notıert waren. | 
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Tabelle I. Veränderungen der nominellen Aktienkapitalien durch die 


Kapitalerhöhungen in den Jahren 1917 —1922. 


Industriezweige RE 
| 1916 | 1919 | 1920 | 1921 
I ———— 
| 
| A. Gesellschaften mit Goldkapital 
-WMontanindustrie. - . . - | 11 | 1245 124,5 124,5 124,5 
Metall und SESBEMEN SE 6 54,5 54,5 54,5 54,5 
ext . - . nk, 2 91 91 91 u 
Bueemische. -. . . . . . 3 12,5 12,5 12,5 12,5 
Be. an.» 4 64,1 64,1 64,1 64,1 


Summe | 26 | 2647 | 2647 | 2647 | 264,7 


| B. Gesellschaften mit höchstens 3fach erhöhtem Kapital 


Montanindustrie. . . . . | 2% 954,9 | 10078 | 1268,6 | 1602,8 
ı Metall und Maschinen . . 29 210,5 226,2 357,0 475,7 
Textil . . . DENE TG 49,8 50,7 73.5 123,7 
2 EL a nr: | 38.2 38.2 | 028 | 658 
Sn 8 361,0 | 381,0 6095 | 70%5 

Summe | 76 | 16144 | 1703,9 | 23714 | 29725 

in 9, 100 105 147 184 


C. Gesellschaften mit 3—5fach erhöhtem Kapital 


" Montanindustrie. . . . . 11 278,9 236,4 516,9 628,9 
| Metall und Maschinen. . . 36 167,5 181,8 326,0 501,2 
 .... N 8 15,1 19,2 33,9 51% 
en Ai] tg | 583 | 1432 | 1594 | 178% 
Se RE 2 82,0 82,0 140,0 170,0 
| Summe | 63 | 601,8 762,6 | 11762 | 1529,9 
in %o 100 127 196 254 


D. Gesellschaften mit 5—10fach erhöhtem Kapltal 


 Montanindustrie. . . . .][ 10 72,3 111,8 229,6 398,2 
U Metall und Maschinen . . 29 121,0 152,9 218,0 601,7 
iu, 1.0 anni 37,0 45,3 830 | 1645 
emische. .. . . . . 18 | 192,7 | 9543 | 960,0 | 1296.0 
| Elektro . EB ı | 20286 | 2430 | 611,0 | 12075 
f Summe | 65 | 625,6 | 15073 | 2101,6 | 3667,9 

in 9%, 100 241 3356 | 587 


E. Gesellschaften mit über 10fach erhöhtem Kapital 


‘| Montanindustrie . . Be 2 21,0 325. 1.491,85 181,5 
| Metall und Maschinen . . 12 46,1 | 97,8 278,6 522,3 
| Textil . . ro 7 21,2 45,& 92,2 190,5 
Mhemische. . ......... . 3 23,0 41,5 64,5 98,0 
2 0 — — — — 
| Summe | 2% | 1113 | 2172 | 526,8 | 992,3 
| 100 195 47% | 893 


Ardlenkanitel in Mill. Mark am Ende der Ars 


1922 


3208,0 
199 


972.0 
627,3 

58,6 
257,4 
275,0 


2190,3 
36% 


461,2 
722,8 
256,9 
1515,2 
1256,5 


4212,6 
674 


254,5 
685,9 
315,5 
232,0 

1487,9 

1340 
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Tabelle II erläutert die Zunahme des nominellen Aktienkapitals durch die I Ra- 
pitalerhöhungen der Inflationszeit. 
Der Übersichtlichkeit halber sind die Endergebnisse von Tabelle II, Gru e 
B bis E (Gruppe A, Gesellschaften mit Goldkapital, ist weggelassen) in Tabelle iu 
zusammengestellt. 2 


Tabelle III. Die Anteile der einzelnen Industriezweige 
an den nominellen Kapitalerhöhungen. 


a) Absolut 
Aktienkapital m ln U Zu 
Montan | Metall | Textil |Chemische | Elektro 
"Endet91dir mi hast | 5451 | 123,1 sı23 | 615,6 
„ 119... ..J[ 14885°| 65870) 160,6 | d4722 706,0 
"1920 2... .| 21066 | 11796 | 282,6 | 12467 | 13605 ‘ 
” am... :1 28814 | 21009 | 5301 | 16382 | 2082.0 # 
"1922 2... .1 34605 | 25496 | 7558 | 20754 | 29575 3 
b) Relativ (in °, des Anfangskapitals) h 
Ende AR ».I.220. 100 100 100 100 100 : 
3 49104... aaa FREE 120 130 380 110 
„2192 „Zus 160 210 230 400 210 
KaBnı 1:7} GeruaPunfi ed er > 370 430 520 320 
A 2 3 MR 470 610 660 350 
Die Gesellschaften unterließen es — vielfach absichtlich, um den Aktionäre 
den Bezug der jungen Aktien zu erleichtern —, die Emissionskurse der verminde ) 


ten Kaufkraft der Papiermark anzupassen. In den Jahren 1917—1919 war de 
(regenwert, der den Unternehmungen als Gegenleistung des Aktionärs für den + 
zug der jungen Aktien zufloß, relativ hoch, von 1920 an sank er mit der fortschre 
tenden Geldentwertung; in den Jahren 1922 und 1923 war er so gering, daß die 
Aktionäre ihre jungen Aktien beinahe umsonst erhielten. Nach Tabelle III hat allein 
die chemische Industrie 50% ihrer Kapitalerhöhungen in den Jahren 1917—1918 
vorgenommen; in allen anderen Industriezweigen entfällt der Hauptanteil der Kapi 
talerhöhungen auf die Jahre 1920—1922. Die Montanindustrie hat von 1917—1922 
ihr Kapital um den 11a fachen Betrag des Kapitals vom Jahre 1916 erhöht, die 
Elektroindustrie um den 21/; fachen, die Metallindustrie um den 3,7fachen, die 
Textilindustrie um den 5fachen, die chemische Industrie um den 5,7 fachen Be. 
trag des Anfangskapitals. ’ 

In Tabelle IV ist die durchschnittliche Verminderung des realen Goldkapitals 
einer Aktie durch die Verwässerungsemissionen in den Jahren 1917—1922 darge 
stellt. Die Ermittlung des auf eine Aktie entfallenden Goldkapitals geschah auf einem 
Umwege. Das nominelle Goldkapital sämtlicher Gesellschaften im Jahre 1916 wurde 
unter Annahme eines durchschnittlichen realen Aktiengoldkapitals von 125% um 
25% vermehrt. Die Endzahlen ergaben das gesamte reale Goldkapital aller Gesell- 
schaften für das Ausgangsjahr 1916 in Tabelle IVa. Die durch Kapitalerhöhungen 
in den folgenden Jahren neu investierten Papiermarkkapitalien wurden zu ihrem 
durchschnittlichen Ausgabekurs nach dem Großhandelsindex für Industriestoffe 
und Einfuhrwaren des Statistischen Jahrbuches für das Deutsche Reich in Gold 
mark umgerechnet. Durch Dividieren der Gesamtgoldkapitalien in Tabelle IVa durch 
die Summe der Aktien jeder Gruppe wurden die Zahlen in Tabelle IV b gefunden. 
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Tabelle IVa. Gesamtes reales Goldmarkkapital von 228 Gesellschaften 
(in Millionen Mark). 


Nominell.| Reales | Reales Aktienkapital (das erhöhte Kapital 

kan. 1916| kanıiay | _ et zum Ausgahekurs umgerechnet). _ 

in Mil. | 1916 | 1919 | 1920 | 1921 | 192 
Bis 3fach erhöht . . . | 16144 | 2018,- | 2052,8 | 2086,1 | 21211 | 21222 
3-5fach erhöht. . . . | 601,8 752,2 814,8 835,5 856,1 859,3 
5-10fach er:öht . . .| 625,6 782,— | 11255 | 11552 | 12464 | 1249,— 
über 10fach erhöht . .| 111,3 139,1 180,3 195,8 222,9 225,3 


abelle IVb. Durchschnittl. reales Goldmarkkapital pro Einzelaktie (in %/,). 


Nominell. IR Aktienkapital | 

Aktien- ee a ET HE onen | 

kapit.1916| 1916 je|er 1919 1920 | 11 | 192 | 

Nicht erhöht . . . . .| 100 125 125 125 125 op. 
Bis 3fach erhöht . . . | 100 125 120,7 ale 66,3 

3-5fach erhöht. . » .| 100 125 107,2 ı 713 56,8 | 392 

5—10fach erhöht . . . | 100 125 u ER TR 296 | 

BE iötach erhöht . . |: 100 125 831 | 372 228 | 152 | 

Durchschnitt . . . . .| 100 | 15 | a6 | 353 | 619 | 551 | 

Als Gesamteindruck läßt sich festhalten, daß das reale Goldkapital der Aktien 

iner Unternehmung durch die Kapitalerhöhungen nach dem Jahre 1916 ungefähr 


roportional mit der Anzahl der neu emittierten Aktien sank. Im Jahre 1916 war 
as durchschnittliche reale Goldkapital einer Industrieaktie 125% des Nominal- 
‚apitals, im Jahre 1923 war es durch die Verwässerungen der Geldentwertungs- 
'eriode auf durchschnittlich 55% gefallen. 

Die Wirkungen der endlosen Kapitalerhöhungen in den Jahren 1917—1923 auf 
ie Veränderungen des Gesellschaftskapitals und der Ertragsfähigkeit einer Einzel- 
ktie lassen sich nicht beurteilen, wenn man einfach wie in Tabelle IV den durch- 
chnittlichen Kapitalzufluß, der durch die Erhöhungen den Unternehmungen zu- 
'trömte, zum Goldkapital von 1916 hinzuaddiert. Erst die Berücksichtigung der 
‚Totive der Kapitalerhöhungen und die der Art der Verwendung des neuen Kapitals 
'n den einzelnen Betrieben kann ein richtiges Bild von den Verschiebungen der 
kapitalverhältnisse der Aktiengesellschaften geben. In Tabelle V sind die von 1917 
is 1922 erhöhten Kapitalien nach den Zwecken, denen sie It. Angaben der Ver- 
raltungen zu dienen hatten, zusammengestellt. Es dienten 


Million. Mark | in ®/, des Ge- | 
(sieheTab.V) | samtkapitals | 


Verwendungszweck 


' ] | 
I. Fusionen . . ie 317 9,7 
| IL. Interessengemeinschaften ER 66 19,6 
‚ III. Erweiterung des Betriebes . . 510 | 15,8 

ı IV. Gegen Überfremdung. . . . 188 | 5,8 | 

V. Verstärkung der Betriebsmittel 1565 48,2 | 

. Gratisaktien . EN ERALT 31 | 0,9 | 


. Kapitalerhöhungen zur Herbeiführung von Fusionen. Der Gegenwert der 
1euen A der dem Unternehmen zufloß, waren Sachwerte; er war in der Geld- 
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Tabelle V. Zwecke der Kapitalerhöhungen von 1917—1922 nach den Angaber 
der Verwaltungen (Nominelles Aktienkapital in Millionen Mark), 4 


7 


E 7 


a 


Summe d.| 


Erhöhungsgruppen Montan | Metall Textil | Chem. | Elektro |" rh. Kap. 
 — ea 

I. Fusionen | 

Bis 3fach erhöht . . . | 31,0 10,0 — | 2 
3—5fach erhöht . . . | 132,0 32,0 — _ =. " 
5—10fach erhöht . . . 6,25 7,2 8,0 9,0 | — . 
über 1Ofach erhöht . - 4,0 7,6 rs Fer Er B 
Summe | 17325 | 5658 | so | 90 | 700 | 81708 

k 

II. Interessengemeinschaften 

bis 3fach erhöht . . . 295,4 | 18,0 6,2 = | 146,7 ‚ 
3—5fach erhöht . . - 27,5 11,2 — 70,0 3 x 
5—10fach erhöht . . . 6,0 | 6,0 4,0 _ | Be 2 
über 10fach erhöht —_ - Can 45,0 77 i 
Summe | 3289 | 352 | 102 |150 | 1467 636,0 

’ ’ 3 

3 

III. Eweiterung des Betriebes 
ı bis 3fach erhöht . . . 112,5 —_ —_ | E— 2,0 E | 
3—bfach erhöht . . . 86,0 39,6 4,0 7,6 — h 
5—10fach erhöht . . . 28,0 11,9 2,0 | 69,0 _ 4 
über 10fach erhöht . . 82,5 | 30,0 _ 35,0 | _ Et 
Summe | 3090 | 8315 | 60 | 1 | 20 | 510,10 

4 
Be 
2 Gegen Überfremdung v 
bis 3fach erhöht e 8,9 0,7 | 1,7 5,0 | i 
3—5fach erhöht . su 35,0 1,8 5,0 5.0 u 
5—10fach erhöht . 9,5 93 6,2 — 4 
über 10fach erhöht ee 119 3.0 | Fl beige | j 
Summe | 50,1 | 658 | 148 | 179 | 100 | 18si@e 
2 
V. Verstärkung der Betriebsmittel a 
bis 3fach erhöht . . . | 1610 41,2 33,7 15,0 126,0 . 
ea ITS: 96,0 90,0 8,7 15,6 90,0 >| 
—10fach erhöht . . . | 568 | 1186 45.0 26.0 283,0 4 
über 10fach erhöht - - | 150 | 2028 | 558 25,8 | 2 4 
Summe | 3288 | 5126 | 127 | 24 | 4990 | 1565,50. 

N 

VI. Gratisaktien F 

bis 3fach erhöht ! = 15,5 6,5 er u I 
3—5fach erhöht . . . = —_ _ a. —_— £ 
5—10fach erhöht . — 3,0 — _ _ E 
über 10fach erhöht — | 5,6 — — —_ y 
Summe -— -— = ]-84,1- 1 6.5. Telnet 1 

Gesamtsumme | 1220,0 | 775,5 | 1882 | 335,9 | 727,7 | 3247,30 


IF 
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ntwerlungsperiode meistens gegenüber den Einzahlungen der Aktionäre bei den 
brigen Arten der Kapitalerhöhungen relativ hoch. In der Geldentwertungszeit hat 
ei etwa 10% der Erhöhungen, die zu Fusionszwecken dienten, der Kapitalwert 
er alten Aktien nicht gelitten, weil das reale Kapital, das die neuen Aktien ein- 
rachten, ungefähr so hoch war wie das reale Kapital, das bisher auf eine alte 
ıktie entfiel. | 

2. Kapitalerhöhungen zum Abschluß von Interessengemeinschaften. Die neuen 
ıktien waren eigentliche Aktien oder rückzahlbare Aktien mit Obligationencharak- 
er. Sie wurden meistens nur mit einem Teile des Nominalbetrages oder überhaupt 
icht einbezahlt. Das Eigenkapital der Gesellschaften wurde durch diese Art von 
\ktien kaum merklich vermehrt. Das gleiche gilt für die Aktien aus 


3. Kapitalerhöhungen gegen Überfremdung. Mit der vorigen Gruppe zusammen 
ıatten sie an den Gesamterhöhungen einen Anteil von 25%. 


4. Kapitalerhöhungen zur Erweiterung des Betriebes. Der von den Aktionären 
ingezahlte Gegenwert der neuen Aktien war in den Jahren 1917—1919 noch 
elativ hoch; er lag jedoch schon in diesen Jahren weit unter dem realen Gold- 
capital der alten Aktien. Es war mit der Ausgabe dieser Aktien in den Jahren 
1917—1923 immer eine Verwässerung der alten Aktien verbunden. Während in nor- 
malen Zeiten der Hauptanteil aller Kapitalerhöhungen zur Erweiterung der Betriebs- 
ınlagen bestimmt war, waren in den Jahren 1917—1925 für diesen Zweck nur 
»twa 150%0 aller Erhöhungen vorgesehen. 


5. Kapitalerhöhungen zur Verstärkung der Betriebsmittel sind eine spezielle 
örescheinung der Geldentwertungszeit und dienten nicht zur Errichtung von Neu- 
anlagen, sondern zur Auffüllung desjenigen Teiles des Kapitals, das durch Geld- 
entwertungs-, Kalkulations- und Bilanzierungsverluste verloren gegangen war. Die 
‘Aktiengesellschaften, die in der Inflationszeit gezwungen waren, Aktien zur Verstär- 
tung der Betriebsmittel auszugeben, befanden sich in der gleichen Lage wie schlecht 
rentierende Unternehmungen vor dem Kriege, die, um ihre Geschäfte fortführen 
zu können, die Aktionäre um Kapitalzuzahlungen ersuchen mußten. Man muß 
sich darüber im klaren sein, daß das reale Kapital derjenigen Gesellschaften, die 
zur Verstärkung der Betriebsmittel Kapitalien benötigten, durch die Erhöhungen 
gegenüber dem Jahre 1914 nicht um einen Pfennig vermehrt wurde. Tabelle V 
zeigt, daß 480%, d.h. die Hälfte aller von 1917—1922 emittierten Aktien zur Deckung 
von Kapitalverlusten bestimmt waren. Dem Daueraktionär haben diese Emissionen 
zeinerlei Vorteile gebracht. 

| 6. Kapitalerhöhungen durch Ausgabe von Gratisaktien machen nur etwa 10%o 
ler Gesamterhöhungen aus. Soweit diese Aktien den Aktionären kostenlos ausge- 
händigt wurden, stellt ihre Ausgabe eine Spaltung der Rechte einer alten Aktie 
‚dar und bedeutete für den alten Aktionär keinen Vorteil, sondern eine Verteilung 
seiner Ansprüche auf eine größere Zahl von Aktien als bisher. 

In Tabelle VI sind die Gesamtsummen der Kapitalerhöhungen der einzelnen 
Industriezweige in Tabelle V (siehe Tabelle V unterste Spalte) gleich 100 gesetzt. 
Die Summen der Aktienkapitalien, die bestimmten Verwendungszwecken dienten, 
sind in Prozentzahlen zu dieser Gesamtsumme umgerechnet. 


Zur Deckung von Kapitalverlusten wurden verbraucht in der 


Montan- und Chemischen Industrie . ca. !/, 


Metall- und Elektroindustrie TIERES ei 22 
Brunner en line er eg erhöhten Kapitals. 
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Tabelle VI. Prozentualer Anteil der Aktien mit gleichem Verwendungszweck 
an den Gesamterhöhungen der einzelnen Industriezweige. | 


Montan | Metall | Textil |Chemische Elektro | 
| in 9,9 in 9, in _°, in 9], in ho 
1. Fusionen . | 14,2 | 7,% 4,3 2,7 9,7 

II. Interessengemeinschaften 26,9 | 4,6 5,4 34,8 203° 
II. Überfremdungsgefahr . 6,8 ER > 5,4 1,3: 

ı IV. Erweiterung des Betriebes . . 253 | 1086 ER ET) )v: 082 
V. Stärkung der Betriebsmittel. . 126,9 | 66,5 75,9 | 24,6 | 69,2. 
IV. Gratisaktien i Z— 8,1 3,4 _- —_ 
Gesamterhöhung - . | 100 | 100 100 | 100 100 


Für Tabelle VII wurden die gleichen Unterlagen wie für Tabelle IV verwen 
det; es wurde jedoch nur derjenige Teil des erhöhten Kapitals, der nicht zur Ver- 
stärkung der Betriebsmittel diente, nach der Kaufkraft der Emissionskurse gewertet 
und zum realen Goldkapital von 1916 hinzuaddiert. Die Erhöhungen zur Verstä 
kung der Betriebsmittel stellten für die Unternehmungen gegen früher keinen Kap) | 
talzuwachs dar. Ihre Kaufkraft wurde daher gleich Null gesetzt. E 


Tabelle VII. Reales Goldmarkkapital pro Aktie 1922 unter Berück- 
sichtigung derKapitalverluste der Geldentwertungsperiode (in Jo}; 


OhneBerück-) Mit Berücksichtigung der 
sichtigung d. BepNalrge 


Kapitalverl. 
(s. Tab. IVb) Montanu.; Metall 


Chem Elektro 


Erhöhungsgruppen 


' Geselllschaiten mit Goldkapital 125 
Bis 3lfach erhöhtes Kapital 
ı 3—5lfach erhöhtes Kapital. 

| 5—10fach erhöhtes Kapital 

| Kr 10fach erhöhtes yo 


Aus den könlär: Goldmarkkäpkkllien der einzelnen Aktiengruppen lassen sie h 
die rechnungsmäßigen Werte, die Goldkapitalwerte, der verschiedenen Gruppe 
berechnen. a 

Es wurde in der Geldentwertungszeit oft die Frage aufgeworfen: „Steigen die 
Aktienkurse parallel mit der Markentwertung oder nicht?“ Für uns lautet die Frage: 
„Konnten in der Geldentwertungszeit die Aktienkurse parallel mit der Markentwe 
tung steigen, so daß z.B. eine unverwässerte Aktie, die im Jahre 1913 bei einem 
Dollarstande von .% 4.20 200 0% notierte, bei einem Dollarstande von 6 420.— einen 
Kurs von 20000 % haben konnte?“ Darauf ist zu antworten: „Im allgemeinen, neit 
zeitweise und in besonderen Fällen, ja.“ Vom Jahre 1919 an sank die durchschui 
liche Goldmarkdividende der ersten deutschen Industrieaktien unter den land 
üblichen Zinsfuß, sie wurden schlecht rentierende Papiere. Das hatte zur Folge, di 
der Kapitalwert aller Aktien automatisch auf ihren Substanzwert herabsank ; dieH 
lag in der Nähe des Nominalwertes der Aktien. Nimmt man für die Industrieaktien 
der Berliner Börse einen Vorkriegsdurchschnittskapitalwert von 250 % an, so stürzte 
im Jahre 1919 und 1920 auf einen Schlag der Kapitalwert aller Industrieaktien au 
die Hälfte bis ein Drittel des Vorkriegskapitalwertes herab. Bis zum Ende de 
Jahres 1923 sank der Kapitalwert einer Aktie ungefähr im gleichen Verhältnis w 1 
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lie Verminderung des Goldkapitals durch Geldentwertungsverluste und Ausgabe von 
\ktien unter dem Goldkapitalwert der alten Aktien Fortschritte machten. Die Gold- 
narkdividenden in den Jahren 1922 und 1923 waren faktisch gleich Null. Ein Hin- 
‚wusgehen des Kapitalwertes und des Kurses der deutschen Industrieaktien über den 
soldnominalwert und ein Erreichen des Friedensgoldkurses war daher bei fast allen 
Papieren mit Ausnahme der nicht verwässerten Aktien in der Geldentwertungs- 
jeriode von 1920 bis Ende 1923 ausgeschlossen. Das Sinken der Dividende unter 
len landesüblichen Zinsfuß bewirkte automatisch eine Verminderung des rechnungs- 
näßigen Wertes der deutschen Aktien auf die Hälfte bis ein Drittel des Vorkriegs- 
vertes, ohne daß gleichzeitig ein Vermögensverlust vor sich ging. Die Gesamtsumme 
ler Kurswerte aller Aktien waren in der Geldentwertungsperiode und auch noch 
sach Einführung der Rentenmark nicht deshalb nur ein Bruchteil der Friedenskurse, 
weil, wie oft geglaubt wird, das Gesamtvermögen aller Gesellschaften sich vermin- 
lert hatte, sondern weil die Dividenden auf Null herabgegangen waren. Nachdem 
ler Kurs einer Aktie in Goldmark umgerechnet unter den Nominalwert in Goldmark 
resunken war, also der Substanzwert erreicht war, war die Möglichkeit vorhanden, 
laß bei unverändertem Realgoldkapital der Kurs der Aktie proportional mit einem 
jeuen Sturz der Mark stieg, da in diesem Falle der Goldkapitalwert mit der Er- 
1öhung der Devisenkurse stieg. Eine Parallelität der Kursbewegung der auslän- 
lischen Wechselkurse und der Aktienkurse mußte deshalb, nachdem die Aktien auf 
hren Substanzwert herabgesunken waren, theoretisch betrachtet, überall da ein- 
jetzen, wo die Geldentwertung auf die Kapitalverhältnisse einer Aktiengesellschaft 
ınd damit auf das reale Kapital der Einzelaktien keinen nachteiligen Einfluß aus- 
übte. Die Kapitalerhaltungspolitik, die in der Geldentwertungszeit allgemein Sub- 
stanzerhaltungspolitik der Unternehmungen genannt wurde, mußte sich von den 
fahren 1921 und 1922 ab in einer in gleich starkem Umfange zunehmenden Anpas- 
sung der Aktienkurse an die Steigerung der Devisenkurse bemerkbar machen. Eine 
'eilweisc Parallelität zwischen Devisenkursen und Aktienkursen ist daher möglich. 

Bei der Feststellung des rechnungsmäßigen Wertes der Aktien durfte vom 
fahre 1919 an nicht mehr ihr Ertragswert wie in normalen Zeiten bei der Mehrzahl 
ler Aktien, sondern ihr Substanzwert maßgebend sein. Bis 1921 waren sich jedoch 
lie deutschen Kapitalisten und Wirtschaftspolitiker nicht einig, ob die Papiermark- 
träge oder das reale Goldaktienkapital der Vorkriegsaktien die Grundlage der 
Xursbildung sein müßten. Es war in dieser Zeit immer der Streit zwischen zwei 
Parteien vorhanden, von denen die eine als rechnerischen Aktienwert den Ertrags- 
wert in Papiermark, die andere den Substanzwert in Goldmark als Kriterium der 
Xursbildung verwandte. Die Anhänger der Ertragstheorie, zu denen viele Wirt- 
schaftstheoretiker gehörten, welche die Substanzbewertung im Anfange sehr scharf 
»ekämpften, übersahen es sehr lange, daß die Geldentwertung Verhältnisse geschaf- 
‘en hatte, die man mit einem anderen Maßstab messen mußte, als die Kursbildung 
n Zeiten stabiler Währung. Man muß sagen, daß das Börsenpublikum, das die 
?apiere nicht nach den Papiermarkdividenden, sondern nach dem dahinter stehen- 
len Goldkapital — nur nach dem Goldkapital, eine Bewertung nach den Vorkriegs- 
zursen war falsch — beurteilte, unbewußt vom richtigen Grundgedanken geleitet 
wurde. Die Vorkriegsaktien repräsentierten Goldkapitalien. Goldkapitalien und 
?apiermarkdividenden lassen sich überhaupt nicht vergleichen; daher konnte eine 
ertung der Aktien auf Grund ihrer Papiermarkdividenden unmöglich richtig sein. 
%s läßt sich nun einwenden, daß das einzige Bewertungsmoment der Aktien ihr Er- 
rag ist; wenn der Gegenwartsertrag gleich Null ist, so sei doch der auf die Gegen- 
wart zurückdiskontierte zukünftige Ertrag zugrunde zu legen. Ferner sei zu beden- 
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ken, daß die Gesamtsumme der Substanzkapitalien einer Unternehmung niemals mit 
dem Wert einer Unternehmung, als Ganzes betrachtet, identisch sein kann. Die 
Geldentwertungszeit war eine Periode mit ganz anormalen Zuständen, Die Erträge 
der Aktien waren gleich Null, die Abschätzung der Erträge in einer späteren Zeit 
war vollständig unmöglich; man konnte bei den meisten Unternehmungen nicht ein- 
mal sagen, ob sie überhaupt wieder einmal eine Dividende einbringen würden oder 
nicht. Es verblieb so als einzige Möglichkeit die Bewertung der Aktien nach dem 
Kapital, das man im Augenblicke der Bewertung bei der Veräußerung der einzelnen 
Vermögensgegenstände erhalten konnte, d.h. die Bewertung der Aktien nach einem 
fiktiven Liquidationswert. Von dem Augenblicke an, in dem die Aktien wieder Er- 
träge einbringen, die man ziffernmäßig schätzen kayın. ist die Wertermittlung at 
Grund der Kapitalsubstanz falsch. 

In der graphischen Tabelle VIII sind die amtlichen Höchst- und Niedrigstkaie 
des nordamerikanischen Dollars in Berlin und die entsprechenden monatlichen 
Höchst- und Niedrigstkurse der Harpener Bergbau-A.-G. und der Kronprinz-Metall. 
industrie-A.-G. Aktien einander gegenübergestellt. Die Einteilung der Tabelle ist so 
getroffen, daß ein Zusammengehen der Effektenkurse in Papiermark mit den Devisen- 
kursen parallele Kurven hervorbringen mußte. Ferner wurde die Dollarkurve einer 
Effektenkurve von 100 Goldmarkprozent, also dem Goldnominalwert gleichgesetzt. 
Jedes Sinken der Kurse unter den Nominalwert in Gold mußte in einem Unter- 
schreiten der Dollarkurve, jedes Steigen der Aktienkurse über ihren Goldnominal- 
wert in einem Überschreiten der Dollarkurve durch die Aktienkurve zum Ausdruck 
kommen. Die Harpener Bergbau-A.-G. erhöhte im Jahre 1920 ihr Vorkriegsstamm- 
aktienkapital von Ab 85 000 000.— um 4% 10 000 000.— 6% mit 25 %% eingezahlte Vor- 
zugsaktien, die mit dreifachem Stimmrecht ausgestattet und ab 1926 zu 115% rück- 
zahlbar sind, also Obligationencharakter haben. Die Gesellschaft arbeitete 1923 also 
noch mit Friedensgoldkapital. Die Kronprinz-Metallindustrie-Aktien brachten im 
Jahre 1912 eine Dividende von 220% und hatte in diesem Jahre einen Durchschnitts- 
kurs von 350 %. Laut Generalversammlung vom 19. Mai 1917 wurde die Verdopp- 
lung des Aktienkapitals durch Gratisaktien beschlossen. Im Jahre 1922 wurde das 
Kapital weiterhin durch ein Bezugsrecht 1:4 zum Kurse von 130% sehr stark ver- 
wässert. Dadurch sanken die Aktien von ihrem Stande und ihrer führenden Stellung 
zu einem Papier zweiter Klasse herab. Die Kursbewegung dieses Papieres ist ein 
Beispiel, wie Kapitalverwässerungen auf die Kapitalwerte und damit auf die Kurse 
der Aktien deprimierend wirken. Die Kurssteigerung vor und nach dem Bezugs- 
rechtstermin zeigt, welche Spekulationsgewinne für diejenigen, die von der Erhöhung 
rechtzeitig Kenntnis hatten, zu erzielen waren. Aus der graphischen Tabelle sind die 
großen Devisenhaussen Ende 1919, Ende 1920, Ende 1921, vom Oktober 1922 bis 
Februar 1923 und die größte vom Mai bis November 1923 zu ersehen. Die Folgen 
dieser Devisenhaussen waren die Aktienhaussen Anfang 1920, Ende 1920, vom Juli 
bis November 1921, Oktober 1922 bis Februar 1923 und die gewaltige u 
hausse vom Mai bis November 1923. Ergebnisse der graphischen Tabelle: 

Dem Sinken des Kapitalwertes aller Aktien in die Nähe des Goldnominalviii 
im Jahre 1919 ging das Herabgleiten der Kurse schon Ende 1918 und Anfang 1919 
voraus. Der Niedergang aller Kurse unter den Goldnominalwert erfolgte aber nicht 
durch eine bewußte Politik der Börsenparteien, sondern automatisch durch die Ent 
wertung der Papiermark. Während im Jahre 1913 und am Anfang 1919 die Aktien- 
kurskurven der beiden Aktien weit über der Dollarkurve lagen, sanken die Aktien- 
kurven an der Wende des Jahres 1918/19 schnell unter den Goldnominalwert. Von 
1920—1922 blieben die Kurse der Harpener Bergbau-A.-G. dem Dollarkurse gegen. 
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über zurück, besonders stark im Sommer 1922; sie holten diese Verluste erst bei 
der Oktoberhausse im Jahre 1922 und im Jahre 1923 wieder ein. Vom Spätjahr 1922 
an begann eine sehr starke Differenzierung zwischen Aktien mit stark und solchen 
mit schwach verwässertem Kapital einzutreten. Goldkapitalaktien, zu denen auch 
die Harpener Bergbauaktien gehörten, schnellten in die Nähe des Goldnominalwertes 
hinauf. Am 29. Juni 1923 hatte die Harpener Bergbauaktie den Goldnominalwert von 
100 % überschritten. Nach Einführung der Rentenmark schwankten Harpener Berg. 
bauaktien z.B. im November und Dezember 1923 zwischen 60 und 120% in Gold 
Veranschlagt man ihren Kapitalwert bei einem landesüblichen Zinsfuß von ungefäh 
7—-8% Ende 1923 auf 90—100 %, so entspricht der Kurs ungefähr dem Kapitalwert: 
In Goldmark umgerechnet waren in Aktienhaussezeiten die Kurse am niedrigsten, i 
Baissezeiten am höchsten. In der Regel waren die höchsten Papiermarkkurse die 
niedrigsten Goldkurse und umgekehrt. 

In Tabelle IX sind die Höchst- und Niedrigstpapiermarkkurse in den Table) 
1919—1923 von sechs Aktien dargestellt. Für das Jahr 1923 sind zwei Stichtage 
gewählt, nämlich der 5. März, ein ausgesprochener Baissetag, und der 29. Juni, ein 
Tag, an dem die Kurse, in Goldmark umgerechnet, relativ hoch waren. } ; 


Tabelle IX. Höchst- und Niedrigstkurse in Papiermark (in °/,): | 


1919 1920 1921 1922 
H|N| H|N|H|N| mM |N. 


Donnersmarckhütte. . . 1285!178| 5371| 265 | 1800 | 503 | 26060] 1200 | 1 150 000 65.000. 
Oberschl. Eisenind. Caro . [|180!115| 337168 | 1380 | 239!11000| 510 | 1 150 006 | 23000 
Kali Aschersleben . . . 1230|134| 528|1230| 980 1300 |113675| 7601 800 000 | 29000 
| Ver. Glanzst. Elberfeld . 1875 | 361 | 1550 | 722 | #700 ! 720 | 30000 | 2000 | 1 160 000 | 74 000 
Höchster Farbwerke . . 1390!220| 480 | 280 | 1000 |323 |15000| 545! 405 000 | 17 000 
Akkumulatoren Berlin . 359 186 1400 | 375 | 31000| 798 i 


Name 


Diese Tabelle hat reinen Kuriositätswert, da Papiermarkkurse überhaupt nich! 
vergleichbar sind. 

Tabelle X enthält die höchsten und niedrigsten jährlichen Goldmarkkurse füı 
die gleichen Papiere. Zum Vergleich ist für jede der sechs Aktien die Bewegung des 
nominellen Aktienkapitals von Ende 1913 bis Ende 1922 dargestellt. 


Tabelle X. Höchst- und Niedrigstkurse in Goldmark. 


(Die Papiermarkkurse sind nach dem Berliner Dollarkurs umgerechnet.) % 


Aktienkap a.Ende d.Jahre 


Höchst- und Niedrigstkurse 


1919 | 1920 | 1921 | 1922 | 19237 
H.| N.| H | N. |2:./6.[7./8. | 


H. | N. 
79 7212| 2612| 24115|21| 3 | 32 
12 |22,5 38,5) 77/110 1178153| 85] 15| 5418| 34|11|22| 4 | 22 


1913 


1919|1920 1921/1922 


hütte”, 7... 


15,1 15,1) 15,1) 18 
28 |28 |75 


18 
150 


150 


Kali Aschers- 
leben. =,.; 
Ver. Glanzst. 
Elberfeld . 
Höchster Farb- 
werke . 
Akkumulatoren 
Berlinnun X 


7,540 |70 | 110) 110 | 57415251230] 64 1140) 36 |109| 37 | 59 32 


50 1430 |430 | 430 | 470 || 66515271132] 17 | 49 19 | 36| 10) 15 11 


12 | 12 | 20 | 20| 20 1156713121122] 24 | 6217| 38 
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Tabelle XI. Durchschnittskurse der Industrieaktien in °/,: 


Gattung 


= 


‘Montanindustrie 
‘Metall u. Masch. 
Textilindustrie . 
‚Chemische Ind. 
Elektroindustrie 


' 
in °o 


| 


Montanindustrie 
Metall u. Masch. 
Ieehlindustrie 4 
Chemische Ind 
Elektroindustrie 


in % 


\ Montanindustrie 
f Metall u. Masch. 
Textilindustrie . 
"Chemische Ind. 
' Elektroindustrie 


| in °%o 
| 


‘Montanindustrie 
‘Metall u. Masch. 
‘ Textilındustrie . 
Chemische Ind. 
' Elektroindustrie 


h 
| in 9%, 


‘ Montanindustrie 
' Metall u. Masch. 
' Textilindustrie . 
| Chemische Ind. 

Elektroindustrie 


in %, 


R 


en 


A. Gesellschaften mit Goldkapital 


33800| 1265 
375001 1419 
607001 1131 
156 | 1865 | 401 | 27300| 1531 
161 | 1524 | 209 | 18200| 566 


463 |193 | 1795| 361 | 35500| 1182 
217 |151| 847 | 282 |16840| 923 


1786 
1770 
2025 


502 
378 
316 


236 
205 


i; 153 
6 

2 201 

3 

+ 


125 
143 
193 | 114 
166 | 107 


212 [128 
100 | 100 


275 
189 
182 


ä 


B. Gesellschaften mit schwach erhöhtem Kapital 
(bis zum 3fachen Betrag von 1916) 


24 | 277 |147| 563 |246 |1651|440 |25011| 99 
293 | 227 \132| 540 |204 | 1585 | 402 | 15089| 1027 
10 | 257 |152| 502 |235 | 1730 | 365 |12130| 976 
5 | 375 \202 | 671 \2s2 | 1723 | 423 | 20480) 1076 
8 | 192 !115 | 320 170 | 1051 |224 12005) 523 
77 | 266 |149| 519 [227] 1548 |371 | 16955| 919 

100 \100| 195 |152| 582 |249 | 6374 | 617 
C. Gesellschaften mit 3—5fach erhöhtem Kapital 
11 1250 |148 | 701 |239 | 1878 |471 |15450| 989 
36 | 214 1132| 446 |188 | 1372 |327 | 9749 | 714 
8 | 265 |150| 517 |223 11375 [303 | 9563 | 697 
6 I 235 |153| 451 |201 | 1326 337| 9517| 656 
2 | 171 I105| 296 | 145 | 1015 |243 | 7900 | 397 
63 | 227 |137| 482 | 199 | 1393 | 336 |10436 | 691 

100 12 |144| 613 |245 | 4597 | 50% 


100 


D. Gesellschaften mit 5—10fach erhöhtem Kapital 


10 349 |171|.882 |291 | 1728 | 454 |15445 | 853 
29 268 |171| 524 |229 | 1632 | 375 [110839 | 789 
14 247 139! 522 |208 | 2047 1328| 8185 | 776 
8 332 1195 | 505 | 276 | 1209 | 353 112594 | 617 
+ 234 |146 | 451 |194 | 955 |260 | 6094 | 422 

286 164 | 577 | 240 | 1514 | 354 110631 | 671 

100 |100| 202 |146 | 528 |215| 3717 | 409 


mit über 10fach erhöhtem Kapital 


510 | 249 | 2153 | 363 115000 | 990 
582 | 2311697361 | 7412 | 677 
618 | 257 1895 c 331 | 7100| 651 


E. Gesellschaften 


336 | 201 
284 |163 
302 | 152 
327 | 207 


316 | 181 
100 | 100 


671 267 1850 463 et 890 


1923 | 
_|5.9)8. 2328. 6. (2.7.)23 
67 700 | 1 867 000 
61 700 | 1 250 000 
128 800 | 2 000 000 
75500 | 1025 000 
35 100 | 1500 000 
73 800 | 1 528 000 
57656 | 720 755 | 
55 500 | 1 642 000 | 
41700) 747 000 
29700! 337 800 | 
56 200! 615 700 
23400) 635.000 
41.300 | 795 500 
27710 | 299.060 | 
39 900| 1123 100 
23 600| 363200 I} 
25600! 271400 || 
24200! 359 200 
23500! 502 500 
27 400| 523 900 
20000 | 230 793 
34 950| 689000 
25000 | 430.000 
19900 | 220 800 
24100 | 430 600 
13 600 | 311 200 
23500| 416300 If 
14330 | 180520 
52 900| 900.000 I} 
18000 | 291 600 
16300 | 213 200 
18 700 | 470.000 
26500 | 468700 
14640 | 148 320 


595 |251 | 189% FH 
189 |138| 600 |211| 3442 


802 
443 
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Der Zweck der großen Tabelle XI ist es, für 254 Aktien, getrennt nach Er- 
höhungsgruppen, ein Bild von der durchschnittlichen Entwieklung der Papiermark- 
kurse seit dem Jahre 1919 zu geben. Deshalb sind die durchschnittlichen Höchst- 
und Niedrigstkurse des Jahres 1919 gleich 100 gesetzt und für die übrigen Jahre De 
entsprechenden Relativzahlen ausgerechnet. 

Tabelle XII ist eine übersichtliche Zusammenstellung der Ergebnisse der Ta. 
belle XI. Besonders zu beachten ist in diesen Tabellen, wie sich das gegenwärtige 
Kursverhältnis der verschiedenen Erhöhungsgruppen in den einzelnen Jahren zu- 
gunsten der wenig verwässerten Papiere verschob. 


Tabelle XI. Höchstkurse der Industrieaktien (für 254 Gesellschaften), 


LOTTO 

| 1919 1920 | 1921 1922 29.6.2383 7 
| A. Gesellschaft. m. Goldkapital 100 217 847 16 840 720 755 | 
B. Höchstens 3fach erhöhtes | 
Kapital. . . 100 195 582 6 374 299060 | 

C. 3— 5fach erhöhtes Kapital 100 212 613 4 597 230793 | 
D. 5—10fach erhöhtes Kapital 100 202 528 3 717 120520 | 
E. über 10fach erhöht. Kapital 100 189 600 3442 148320 | 


Niedrigstkurse der Industrieaktien. 1919 = 100. 


1921 1922 


. Goldkapital . 
. Höchstens 3fach erhöht . 
. 3—bfach erhöht. hr 
.5—10fach erhöht . 

E. über 10fach erhöht 


| 
| 
Ez 
| 


Tabelle XIII ist als Gegenstück zu Tabelle XII eine Zusammenfassung der 
durchschnittlichen Höchst- und Niedrigstkurse in Goldmark für die vom Index 
erfaßten 254 Industrieaktien in den Jahren 1919—1923. Der Gesamteindruck aus 
diesen Tabellen läßt sich folgendermaßen kurz zusammenfassen: 


5 


Tabelle XII. Durchschnittl. Höchst- u. Niedrigstkurse in Goldmark (in a: 


(Die Papiermarkkurse sind nach den amtlichen Berliner Dollarkursen umgerechnet.) 


1919 1920 1921 ee 
H|N|H|N. 


A. Gesellsch. mit Goldkapital | 67 | 17 

B. Gesellschaften mit höchst. 

| 3fachem Kapital . . . | 78 | 22 
 C. mit 3—5fachem Kapital. | 72 | 19 
D. mit5—10fachem Kapital. | 86 | 24 
E. m. über 10fachem Kapital | 95 | 26 


—————_—_ 24 


Erhöhungsgruppen 


Die Aktienkurse sanken, in Goldmark umgerechnet, von Ende 1918 ab unter 
den Nominalwert in Goldmark. Sie hielten sich jedoch nicht in der Nähe ihres 


] 


h 
h 
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zoldkapitalwertes, sondern gingen auf einen Bruchteil’ ihres Kapitalwertes herab. 
Jie Kurse blieben von 1920—1922 weit hinter dem Goldkapitalwert der Aktien zu- 
-ück; bei Papieren mit Goldkapital ist ein kaum merkliches Ansteigen bis zum 
Jahre 1922 wahrzunehmen. Von Ende 1922 ab wurde die Anpassungsbewegung der 
Kurse an den Kapitalwert allgemein. Die Goldkapitalaktien wurden die Lieblings- 
papiere der Börse. Die Ausgleichung kommt bei den Goldkapitalaktien durch ein 
‚Aufrücken der Kurse in die Nähe des Kapitalwertes, bei den verwässerten Papieren 
in einem mit der Verminderung des Goldkapitals parallel verlaufenden Sinken der 
Kurse zum Ausdruck. Mit dem Übergang zur Rentenmark vom Oktober 1923 an 
vollzog sich die Annäherung an den Goldkapitalwert so intensiv, daß die Kurs- 
bewegung wieder normale Bahnen einzuschlagen begann. Die vollständige Einstel- 
lung der Kurse auf die Kapitalwerte der einzelnen Papiere ist Ende 1923 immer 
noch nicht erreicht. Aus den Tabellen XI und XIII geht hervor, daß die Gesell- 
schaften, die in der Geldentwertungszeit ihr Kapital relativ wenig erhöhten, meistens 
‘solche Gesellschaften sind, deren Aktien im Jahre 1918 und 1919 niedrig standen 
und daß sich unter den Gesellschaften mit stark erhöhtem Kapital vorwiegend solche 
befinden, deren Kurse infolge glänzender Gewinne in der Kriegszeit in den Jahren 
1918 und 1919 sehr hoch waren. Die Erinnerung an frühere Rekordkurse im Zusam- 
menhang mit der Tatsache, daß gerade in der Erhöhungsgruppe E mit über zehnfach 
‘erhöhtem Kapital sehr viel echter Kapitalbedarf vorhanden war, erklärt es, daß die 


*Durchschnittskurse der Gruppe E über diejenigen der Gruppe D mit fünf- bis zehn- 


‚fach erhöhtem Kapital hinausgingen. 


In den Ziffern, die die Auffüllung von Verlustkapital durch Ausgabe von Aktien 
„zur Verstärkung der Betriebsmittel‘ angaben, kommt nur ein Teil der Kapital- 


. verluste der Industrie in der Kriegs- und Geldentwertungszeit zum Ausdruck, näm- 


‚lich derjenige Teil, ohne den die Fortführung der Produktion in normalem Umfange 
unmöglich geworden wäre. Die Kapitalverminderung pro Aktie, die durch die Ver- 


ı wässerung der alten Goldkapitalaktien in den Jahren 1917 bis 1923 stattfand, ist 
zahlenmäßig feststellbar. Die Beurteilung des endgültigen Kapitalverhältnisses 


zwischen Goldkapitalaktien, schwach und stark verwässerten Aktien ist möglich. Auf 
Grund der Tabellen IVb und VII läßt sich ziemlich genau sagen, wie sich die Kurse 


" der Aktien der verschiedenen Erhöhungsgruppen gegenseitig verhalten müssen. Die 


Ungewißheit über das wirkliche reale Kapital der Aktien am Ende der einzelnen 
Jahre der Geldentwertungszeit macht es weit schwieriger, die absolute Höhe der 


' Kurse zu beurteilen als die relative Kurshöhe verschiedener Aktien untereinander. 
' Als Ausgangsgruppe der Kritik der absoluten Kurshöhe sollen die Goldkapitalaktien 


‘ dienen. Ihre faktische Dividendenlosigkeit seit dem Jahre 1920 war die Folge der 


‚ Geldentwertung. Da in der Geldentwertungszeit niemand einen Zweifel darüber 


haben konnte, daß die ganzen durch die Geldentwertungszeit geschaffenen Zustände 
ungesunde, vorübergehende Erscheinungen darstellten, so war anzunehmen, daß 


mit der sicher zu erwartenden Stabilisierung der Mark der Grund der Dividenden- 


losigkeit in der Hauptsache beseitigt sein werde. In normalen Zeiten pflegten die 
Aktienkurse, wenn eine Wiederaufnahme der Dividendenzahlungen zu erwarten war, 
nicht allzu tief unter den Substanzwert herabzusinken. Wie hoch war der Substanz- 
wert der Goldkapitalaktien in der Geldentwertungsperiode? Jede Industriegoldaktie 
hatte in der Vorkriegszeit ein durchschnittliches Mindestrealkapital von 125% des 
Nominalbetrages; bei vielen war dieses Kapital wesentlich höher. Rechnet man 
mit einem Maximalkriegs-- und Geldentwertungsverlust von einem Viertel dieses 
Kapitals und verteilt diesen Verlust auf die Perioden von 1914—1919, 1920, 1921, 


T 
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1922 und 1923, also pro Periode durchschnittlich 7%, so erhält man für das Bi 
der folgenden Jahre ein ungefähres ae von 


Setzt man den Verlust an Mindestdividende in den Jahren 1919 und 1920 auf | 
50%, 1921 auf 7%, 1922 auf 9% und 1923 auf 10% fest, so erhält man folgende 
Kapitalwerte (Substanzwerte = Realkapıtal minus Zinsverlust): 


j 


Ir RT | 1919 | 1920 | 1921 | 1922 3 I 
| Kapitalwert in 'o . . . | 13 | 106 | 97 | 88 | 0 | | 


Um ein Bild von der Kursbewegung von Aktien zu geben, die in normalen Zei- 
ten dividendenlos waren, wurde ein Index aus den Aktien von 14 Gesellschaften 
gebildet, die in der Konjunkturperiode von 1909 bis 1913 vorübergehend keine 
Dividenden ausschütten konnten. Die durchschnittlichen Höchst- und Niedrigst 
kurse dividendenloser Aktien betrugen (in 0%): | 


Dividendenlose Jahre. . . . erstes zweites drittes viertes 


EIER 


Dagegen waren die tatsächlichen Höchst- und Niedrigstgoldkurse von 1919 bis 
1923 (in %) nach Tabelle XII: $ 


" 


1919 1920 1921 1922 1923 


m. | ®. H. | m. H BAE: u | 2.n2.| 5.8. 


Eoz und Niedrigstgoldkurse . IE ‚o1 | 17 AOoOnann 


Damit ist bewiesen, daß die Kursbewegung der Goldkapitalaktien von Mitte 1919 
bis Mitte 1923 sowohl im Widerspruch mit ihrem Kapitalwert als auch mit der Kurs- 
entwicklung schlecht rentierender Aktien in normalen Zeiten erfolgte, daß die Gold- 
kapitalaktien von Mitte 1919 bis 1923 wesentlich unterbewertet waren. 

Aus dem oben ermittelten Realgoldkapital für die Goldaktien der Periode 1919 N 
bis 1923 wurden die Kapitalwerte der übrigen verwässerten Aktien berechnet, indem 
unter Benutzung der Tabellen IVb und VII die entsprechenden Relativzahlen für die” 
Goldkapitalien dieser Aktien festgestellt und davon ein im Verhältnis zum Gold- 
kapital angemessener Mindestdividendenverlust in Abzug gebracht wurde. Die” 
Kapitalwerte für 1923 ließen sich nicht errechnen, da die Bewegungen der Kapital- 
verwässerungen nur bis Ende 1922 statistisch erfaßt wurden. Die eingesetzten Zah- 
len sind geschätzte Ziffern. t 

Für das Jahr 1923 sind die Durchschnittskurse eines Stichtages, vom 7. Dezem- 
ber, eingesetzt. War an diesem Tage der Kurs gestrichen, so wurde der Kurs vom 
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etzten bzw. nächsten Börsentag genommen. Der Termin wurde deshalb gewählt, 
reil er schon in einer neuen Periode liegt, in der der Verfall der deutschen Mark 
bgeschlossen ist. Mit der Einführung der Rentenmark bekam Deutschland seit 
fitte November 1923 stabile Währungsverhältnisse. Die Kurse, besonders der wenig 
erwässerten Aktien, sind an diesem Stichtage sehr niedrig. Das liegt an der ganzen 
narkttechnischen Lage der Effektenbörse im Dezember 1923. In diesem Monate 
‚amen hauptsächlich aus dem Auslande große Posten von Aktien erster deutscher 
u ehmungen an die Börse zum Verkauf, die während der Geldentwertungszeit 
us Kapitalerhaltungszwecken, d.h. gegen Markbestände, gekauft worden waren. 


'abelle XIV. Durchschnittskapitalwerte der Aktien in °/, am Ende der Jahre; 


| 
Jahr | 1919 | 1920 | 1921 | 1922 | 1923 
A. Gesellschaften mit Goldkapital . . El 0 a In! 96 88 80 
B. Gesellschaften mit höchst. 3fach erhöht. Kapital 106 72 54 47 42 
‚GC. Gesellschaften mit 3—5fach erhöhtem Kapital . 95 57 42 27 20 
D. Gesellschaften mit 5—10fach erhöhtem Kapital 67 46 25 21 15 
E Gesellschaften mit über 10fach erhöhtem Kapital 12 30 17 11 8 


Die Höchstkurse betrugen nach Tabelle XII: 
Tabelle XV. Höchstgoldkurse der Aktien in °/,: 


Jahr 1919 | 1020 | 1921 | 1922 712.2 
A Gesellschaften mit Goldkapital . . 67 24 28 30 51 
‚B. Gesellschaften mit höchst. 3fach erhöht. Kapital 78 28 30 23 31 
C. Gesellschaften mit 3—5fach erhöhtem Kapital . 72 24 26 I 19 | 


D. Gesellschaften mit 5—10fach erhöhtem Kapital 86 30 27 17 13 
E. Gesellschaften mit über 10fach erhöhtem Kapital 95 31 29 20 12 


Ergebnisse: 

Die Unterbewertung der Aktien gegenüber ihrem Kapitalwert ist für die Kurs- 
ewegung der Industrieaktien in der Geldentwertungsperiode typisch. Die Kurse der 
ehr stark verwässerten Aktien der Gruppen D und E hielten sich relativ immer 
ırem Kapitalwert am nächsten. Je geringer das Goldkapital einer Industrieaktie in 
en Jahren 1920 bis 1923 war, um so richtiger war ihr Kurs im Verhältnis zu ihrem 
apitalwert. Diejenigen Aktien, die das größte Goldkapital hatten, blieben in ihren 
ursen hinter ihrem Kapitalwert am meisten zurück. Bei ihnen war das Mißverhält- 
is zwischen Kurs und Kapitalwert geradezu grotesk. Das kam daher, weil die 
/irkungen der Verwässerungen der alten Goldmarkaktien unter dem Scheine der 
‚apiergeldwirtschaft erst viel zu spät erkannt wurden und daher erst viel zu spät 
ı der Bewertung der Aktien zum Ausdruck kamen. Die richtige Bewertung der 
‚ktien in bezug auf ihre absolute Kursgestaltung setzte eigentlich erst im Spät- 
ıhr 1923 beim Übergang von der zerstörten Papierwährung zur Rentenmarkwährung 
‚nd zur Goldmarkrechnung des öffentlichen Verkehrs ein. Im Dezember 1923 war, 
‚on der Unterbewertung der Goldkapitalien abgesehen, sowohl die absolute Kurs- 
staltung der einzelnen Aktien als auch ihr gegenseitiges Kursverhältnis im großen. 
ınd ganzen richtig. 


“ 
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Die Ursachen der Unterbewertung der Industrieaktien in den Jahren 1920 bi: 
1922 gegenüber ihrem durchschnittlichen Kapitalwert in Goldmark, anders aus 
gedrückt die Ursachen, die die Anpassung der Papiermarkkurse der Aktien an ihre: 
Goldkapitalwert verhinderten, waren folgende: 

a) Die Hoffnung auf eine Stabilisierung der deutschen Mark auf einer höhere: 
Basis als dem Tageskurs. Die Berufsspekulation und das Publikum waren daher au: 
steter Furcht vor einem Kursrückgang nicht geneigt, für Aktien den Devisen 
steigerungen entsprechende Preise zu bezahlen. Vom Ende des Jahres 1922 aı 
schwand die Hoffnung auf eine durchgreifende Markbesserung fast vollständig, em« 
Folge davon waren die großen Aufwertungshaussen im Oktober 1922 und in deı 
zweiten Hälfte des Jahres 1923. Das Neuartige an diesen Aufwertungshaussen wa 
nicht das Mitgehen der Aktienkurse mit der Geldentwertung, sondern ein relatii 
viel stärkeres Steigen der Aktienkurse gegenüber den Devisenkursen. 

b) Ein Haupthinderungsgrund der Anpassung der Aktienkursbewegung an dis 
Bewegung der Devisenkurse war die Knappheit der Mittel am Kapitalmarkt; eine 
sekundäre Erscheinung dazu war die Knappheit der Mittel des Geldmarktes, die vor 
Börsenfachleuten in der Inflationszeit immer erwähnt wurde. 

c) Die Ungewißheit über die finanzielle Lage der Industrieunternehmungen in 
allgemeinen und in der Öffentlichkeit bekannt gewordene schlechte Verhältnisse 
bei manchen Gesellschaften war ein Hauptgrund für das Zurückbleiben der Aktien 
kurse hinter den Devisenkursen. Infolge der Unbrauchbarkeit der Papiermark 
bilanzen war in der Inflationszeit eine Beurteilung der wirtschaftlichen Verhältniss« 
einer Aktiengesellschaft und ihrer Zukunftsaussichten für den Außenstehenden ein: 
direkte Unmöglichkeit. 

d) Die von Börseninteressenten oft erwähnte Steuerpolitik des Reiches und die 
Erhöhung der Spesen für Aktienumsätze durch die Banken spielten als Hinderungs 
momente für die Anpassungsbewegung nur eine geringe Rolle. 

Alle großen Aktienhaussen in der Geldentwertungsperiode erhielten ihren 4 
stoß durch Auslandskäufe. Die Beurteilung der Kursbildung war dem Ausländer, de: 
als Maßstab seine eigene stabile Valuta hatte und nicht wie der Inländer den Täu 
schungen der Papiermark unterworfen war, viel leichter als dem deutschen Publikum 
Der Erfolg dieser Auslandskäufe war eine teilweise Finanzierung des deutsche: 
Kapitalmarktes durch Auslandskapital. Ohne Mithilfe des Auslandes wären die 
großen Emissionen in der Geldentwertungsperiode überhaupt nicht möglich gewesen 
So wurde das Problem der Beteiligung des ausländischen Kapitals an der Wieder 
instandsetzung der deutschen Volkswirtschaft, das eine der brennendsten Fragen de 
Nachinflationszeit wurde, in der Geldentwertungsperiode auf eine sehr einfach 
Weise, wenigstens zum Teil, gelöst. 


Mitteilungen. 4 
= 
# 
Kurse der Roggenwertanleihen. 4 

In den Zeiten der schlimmsten Geldentwertung waren die Sachwertanleihen be 
liebte Anlagepapiere, weil sie den Ruf der Wertbeständigkeit genossen. Wie es mi 
der Wertbeständigkeit in Wahrheit aussieht, ist in der folgenden Kurstafel rechne 
risch ermittelt und dargestellt worden. 


| 


| 
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Als Stichtag wurde der 1. Juli-1924 gewählt, zum Vergleich wurden die Kurse 
auch für den 2. Januar und 1. April 1924 dargestellt. Die Tafel enthält die wichtig- 
sten an der Berliner Börse amtlich notierten Roggenwertanleihen, soweit sie am 


_ Stichtage bzw. einige Tage davor oder danach eine Preisnotiz hatten (25 von 30 no- 


tierten Roggenwertanleihen). 

Zunächst wurde der Preis für 1 Ztr. Roggen (amtliche Notiz für märkischen 
Roggen an der Berliner Börse) mit dem Preise für nom. 1 Ztr. Roggenwertanleihe 
verglichen und das Wertverhältnis der Anleihe zum Roggen in Prozent errechnet. 
Diese Zahl könnte man, im Gegensatz zu dem an der Börse notierten Preise der 
1 Ztr. Roggenanleihe, den Kurs der Anleihe nennen. 

Weiterhin wurde für den Stichtag (und die Vergleichstage) der Realzinssatz er- 
mittelt. Diese Rechnung ist insofern nicht ganz einfach, als die Anleihen für die 
Zinsberechnung verschiedene Grundlagen haben (siehe Spalte 5 der Kurstafel). Wo 
nichts anderes bemerkt ist, ist unter dem Roggenpreise der Preis für 1 Ztr. mär- 
kischen Roggen an der Berliner Börse zu verstehen. Die Zinsbeträge werden auf 
Grund von Durchschnittspreisen bestimmter Perioden (z.B. Durchschnittspreis wäh- 
rend der ersten 10 Tage des Monats vor dem Zinstermin; weitere siehe Spalte 5) 
festgestellt. Soweit unsere Stichtage nicht gleichzeitig Zinstermine sind, wurden für 
die Berechnung der Zinsbeträge die Durchschnittspreise entsprechender Perioden 
zugrunde gelegt. Für den Januartermin wurden der Einfachheit halber nicht die je- 
weiligen, wegen der Geldwertschwankungen umständlich zu ermittelnden Durch- 
schnittspreise der Inflationsmonate Oktober und November 1923, sondern Dezem- 


‚ ber-Durchschnittspreise genommen. Da es mehr auf Vergleichszahlen als auf absolut 


, richtige Zahlen ankommt, mag die daraus entstandene geringe Ungenauigkeit der 
. Realzinssätze am 2.Januar 1924 entschuldbar erscheinen. 


—— 


[ 


N 


| 


Ein Blick auf die Tafel läßt nun erkennen, wie es mit der „Wertbeständigkeit“ 


ı der Roggenwertanleihen bestellt ist. Ist der Roggenpreis an sich schon niedriger als 
\ vor dem Kriege (Juli 1914 % 8 bis 8,50; 1. Juli 1924 .M 6,50), so beträgt der Kurs 
\ für Roggenwertanleihen nur 32 bis 80 Prozent. Von den 25 untersuchten Anleihen 
\ haben einen Kurs (1. VII. 1924) 


zwischen 30 und 40 Prozent 9 
n 40 „50 a ) 
” 50: „60 a a 
” 60 „ 70 ” 1 
über 70 h 1 
Ohne Notiz 1 


25 


‚d.h. von 24 Anleihen haben 18, gleich 75 %, einen Kurs unter 50 %. Die niedrigsten 


"Kurse haben die Roggenwertanleihen der landschaftlichen Institute, während die 


staatlichen und städtischen Anleihen die höchsten haben. Bei letzteren muß, soweit 


nicht größere Sicherheit oder höhere Verzinsung einen höheren Kurs rechtfertigen, 
“Kursstützung vermutet werden. Das gilt besonders von der Roggenwertanleihe der 
' Stadt Berlin, die am 1. VII. mit 80,7% noch den Kurs vom 2.1. hat, während die 
' Mehrzahl der Anleihen in dem gleichen Abschnitt 40—50 % vom Kurse verloren 


ıhaben. 


380 


Mitteilungen. 


| — i 


Börsenname 
des Wertpapiers 


Anhalter Roggen 


Bank f. Goldkr.- 
Roggen 

Berl. Hyp.-Rog- 
gen-Pfandbr. 
Berliner Roggen- 
wert. 1923 


Braunschweig- 
Hann. Roggen- 
Kommission 

Dt. Komm. Rog- 
genw.-Anl.1923 

Dt. Landeskultur 
Roggen 


7°, Ev. Kirche 
Anhalt 

6°. Ev. Kirche 
Anhalt 
Getreiderenten- 
bank ‘ 
Kur- und Neum- 
roggen 
Landsch. Central- 
Roggen 
Roggenwert- 
Pfandbr. 
Meckl.-Schwerin 
Roggenwertanl. 


Oldenburger 
Roggenwertan|. 
Oldenburger 
Roggenwertanl. 
Pr. CGentr.-Bod. 
Roggenw.-Pfdbr. 
Pr. Citr.-Boden- 
Roggen-Komm. 
Preuß. Roggen- 
wert-Anleihe 


Pr. Sächs. Land. 
Roggen-Pidbr. 

Roggenrenten- 
bank 

Schles. Landsch. 
Roggen-Pfdbr. 


Schl.-Holst. Rog- 
gen-Kredit. 

Thür. ev. Kirche 
Roggenwertan!l. 
Westf. Provinz. 
Roggenwertanl. 


Herausgeber 


Anhalt. Staat 


Bank für Gold- 
kredit, Weimar 
Berliner Hypot.- 
Bank 

Stadt Berlin 


Braunschweig- 
Hann.Hyp.-Bank 


Dt. Girozentrale - 
Dt. Kommunalb. 
Dt. A.G.f. Landes- 
kulturu. Dt.Fest- 
markbank 
Ev. Landeskirche 
Anhalt 
desgl. 


Getreiderentenb. 
f d.Landw.,Berl. 
Kur- und Neum- 
Rittsch. -Darl.-K. 
Central-Landsch. 
Dir.f.d. Preuß.St. 
Meckl. Riıttersch. 
Kreditv. Rostock 
Freistaat Meckl.- 
Schwerin 


Staatl. Kreditan- 
stalt Oldenburg 
desgl. 


Preuß. Central- 
Bodenkreditanst. 
desgl. 


Preuß. Staat 


Landschaft der 
Prov. Sachsen 
Roggenrenten- 
bank 
Landschaft der 
Prov. Schlesien 


Schleswig-Holst. 
Ldsch. Kreditv. 
Thür. ev. Landes- 
kirche 
Landesbank 
Prov. Westfalen 


3 


Ausgegebene 
Menge in 
Ztr. 


100 000 


120 000 
1 200 000 


200 000 
(130 000 *) 


200 00) 


900 000 


355 645 
(196 370*) 


20 000 

20 000 

600 000 
unbestimmt 

2 350 000 

200 000 

352 048 


ca. 225 000 

15 000 

2 000 000 

30 000 

I. 200 000 

II. 200 000 

III. unbest. 
unbestimmt 


+ 500 000 


unbestimmt 


Satz 
%o 


6 


5 
5 


ou 


5 


oa 


Dur a oT Qu u, RT OL 


a oo 


4 


Zins- 


Termine 


1. IV. X. 


1. IV.X. 
1.1. Vo. 
| 1.1. VIIL 


30. VI. XI. 


1. IV.X. 
30. VL XI. 


30. VI. XI. 


1.1. VII. 


1.1: VII, 
1.1. VL. 
2. LWll, 


3.2. VIL 
I.1V02: 


Berechnungsrundlage für i 
Zinszahlung 


Roggenpreis (Berliner Notiz) Di 
schnitt 1. VIL.—31. VII bzw. 
bis Ende Februar. w 

Durchschnitt Januar Fobug t 
Juli-August. 

Durchschnittspr. der ersten 10 
des Mts vor dem Zahlungterı 

Durchschnittspreis der letzten 
den Kalender-Vierteljahrs-Er 
vor dem Zinstermin. ® 
Durchschnittspreis in den er 
14 Tagen des Monat vor 
Zinszahlung. 

Durchschnittspreis Funi-Jal 


Notierung am 7. Tage B. 
Fälligkeit. 


Notiz vom 14. Ill. bzw. 14. 
oder nächstfolgende Notiz. 
desgl. ' 


Durchschnittspreis yom 1. IX. 
31.X. bzw. 1. III. bıs 30. W. 
Amtl. Berliner Roggennol k 


Durchschnittspreis vom 16. X 
15.11. bzw 16 VI. bis 15.V 
Berliner Notiz am 1. IX, bzw. | 


Durchschnittspreis des Viertelj 
vor Zınstermin mit Ausna 
der letzten 14 Tage. r 

Berliner Roggenpreis + r 
nach Oldenburg. 

Durchschnittspreis vom 15. 4 
15.11. bzw. 15.V. bis 15. W 

Durchschnittspreis der ersteı 
Tage des Monats vor Zinszähl 

desgl. I | 

Durchschnittspreis der beiden 
letzten Monate vor u 


Durchschnittspreis Sept./ Nov. 
März/Mai. | 
Durchschuittspreis vom 15.X 
14. Xl. bzw. 15. III. bis 14T 
Durchschnittspreis an der Bresl 
Börse * vom 1. III. bis 30. IV 4 
1.1X. bis 31.X. 7 
Amtliche Notiz Berlin. b 


Durchschnittspreis vom 15. vu 
14 VIU. bzw. 15.1. bis 1&1 
Berliner Durchschnittspreis 
tober[November 1929. 


nn 
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'genwertanleihen. 2.1, 1. IV. und 1. VI. 1924. 


6 | 7 | 8 | 9 | 10 | 11 
Is für 1 Ztr. | Preis für 1 Ztr. | Wertverhältn.| „. : - 
gen (Berli-]| Roggen-An- |der Anleihe z. Pr ER Rnayıne Bemerkungen 


| Notiz) am: leihe am: Rogg in°/,am 
&. Ja.v.ia. M.l2. 1. 1. wv. li. vor]2. 1. J1.v,l1.H 


2.1. J1.1v./t.1n.l2. 1. l1.1v.J1.Hll.| Fi 


63015401 3,60*] 74,3] 77,1! 55,41 0,42] 0,41] 0,40| 7,6 | 7,6 11,1 |* Preis v. 3. v1. 
— !3,50*1 2,50 | — |50 [38,51 — |0,34| 0,33] — | 9,7 113,2 [® Preis v. 17. IV. 
— |4,25 |2,75 | — |60,7142,3| — |0,33| 0,33| — | 7,7 12 
5,90| 5,10 | 5,25 |81 | 72,9! 80,7] 0,33! 0,36| 0,34] 55| 7 | 6,#|* Bis Juni im Ver- 
kehr. 

— 13.20 — 45,21 — | — [0383| — I — |103| — 

— 13,50 12,80 | — |50 |43 | — [0.340,33] — | 9,7 11,8 

— 1 123751 — | — |23]| — | — [1030| — | — I10,9|* An der Börse ein- 
geführt. 

en — 155,7 61,5| — |0,47\0,45] — |12 112 

— 3.25 |3,80 | — |46,4158,4| — [0,41] 0,39] — 112,6 [10,3 

— |2,85 |2,10 | — |40,7132,3| — | 0,341 0,34] — 11,9 16,1 

5,— | 4,— | 2,70 | 67,5| 57,1) 41,6| 0,36! 0,34 0,33| 7,2| 8,5 12,6 
5,75| 2,90 | 2,55 | 77,7| 41,4| 39,2] 0,36! 0,34! 0,33] 6,2 111,7 [12,9 
zoo las aı 0 1093 | 7 1490 


Rückzahlbar am 1.IV. 
1927 mit 150 kg 


6,30) 4,66 | 3,87 
(Ausg. 125 kg). 


85,11 6651595 — I — | - I —- | — | — 
— | — 1290| —- | — 14,#1 — | — [034] — | — I11,7 
5,—! 3,20 | 2,40 
— \3,10 |2,45 


6,75| 3,80 |3,— 


67,6] 45,7| 36,9] 0,41| 0,33) 0,33] 8,2 [10,3 113,7 


— |44,4| 37,7] — | 0,33) 0,33] — 110,6 113,4 
* Für 1.1.24 wurde 
7,75 für 1 Ztr. Rog- 
gen zugrunde ge- 
legt. 


91,2] 54,3! 46.1] 0,39| 0,34) 0,33] 5,8 | 9 |11 


4.90 3,30 | 2,20 
5,80 3,60 | 2,50 


66,2| 47,6] 33,9] 0,32] 0,33) 0,33] 6,5 110 [15 
78,4) 51,41 38,41 0,30| 0,35| 0,33] 5,2 | 9,7 113,2 
— [47,4| 34,6] — | 0,36) 0,35] — |11 |15,5 | wurde der Berliner 


Preis zugrunde ge- 
gelegt. 


— 13,25 |2,3 


— 1810 12,75 


5,50| 4,10 |3,— | 74,3| 58,5| 46,1 0,36) 0,351 0,34] 6,6 | 8,5 111,3 
— 144,31 42,3] — | 0,35) 0,33] — |11,3 [12 


5,80 3,80 | 3,10 | 78,4! 54,3) 47,7| 0,42] 0,41| 0,40] 7,3 110,7 112,9 


— | — 13401 — | — 1523] — I —-I|—-1-—- 1 - | — P Rückzahlbar 1929 
| mit Zinsen. 


Dr. rer. pol. Bork. 
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Findeisen, Prof. Dr. Franz. Die Markenartikel im Rahmen der Absatzökonomik der 
Betriebe. (Betriebs- und finanzwirtschaftliche Forschungen. Herausgegeben von 
Prof. Dr. F. Schmidt. II. Serie, Heft 10.) Berlin, Spaeth u. Linde, 1924. 102 Seiten. | 


Mit der vorliegenden Arbeit hat sich der Verfasser vor einigen Jahren als Pri- 
vatdozent in Frankfurt habilitiert. Es liegt in der Natur derartiger Arbeiten begrün- | 
det, daß die Verfasser es besonders genau mit den Begriffsbestimmungen nehme, 
um zu zeigen, daß sie den Komment kennen. Bei meiner eigenen Habilitations- 
schrift war es auch nicht anders. Allerdings entstehen durch die Ziselierung weniger 
Gebrauchs- als Nippsachen. 

Findeisen versucht, nach dem einleitenden Definitionskapitel den Charakter: 
des Markenartikels zu kennzeichnen; der Abschnitt ist im wesentlichen ansprechend, 
jedoch vermisse ich bei allen diesen Arbeiten über Markenartikel und Reklame die 
Hervorhebung des Wesentlichen, nämlich des Umstandes, daß der Markenartikel 
ebenso wie die Reklame Repräsentanten einer unvollkommenen Volkswirtschaft 
sind; sie zeigen beide, daß der weitgewordene Weg zwischen Erzeuger und Ver-' 
braucher immer noch nicht richtig ausgebaut ist. Reklame und Markenartikel sind, 
ökonomisch betrachtet, in Wirklichkeit Krankheitserscheinungen, und die Betriebs- 
wirtschaftslehre muß sie als solche betrachten. 

Der Verfasser untersucht den Markenartikel zunächst unter dem Gesichtswinkel 
der Erzeugungsstätte, sodann unter dem Gesichtspunkte des Betriebes; er behandelt 
ferner den Markenartikel im Zusammenhange mit der Reklame und in einem An- 
hange die Wirkung der Markenartikel auf den Zusammenschluß der Betriebe. In 
seinen Ausführungen ist der betriebswirtschaftliche Gedanke, insbesondere das 
kalkulatorische Interesse, stark und im guten Sinne vorherrschend. Sch. 


Swoboda, Otto. Die Arbitrage in Wertpapieren, Wechseln, Münzen und Edelmetal- 
len. 16. Auflage, vollständig umgearbeitet und vermehrt von Max Fürst. Erster! 
Teil. Berlin und Leipzig, Verlag der Baude u. Spenerschen Buchhandlung, Max 
Paschke, 1924. 264 Seiten. | 


Seit der letzten Auflage dieses alten und verdienstvollen Werkes hat sich das ı 
Geld- und Effektenwesen der Welt recht gründlich verändert, und man muß dem 
Verfasser Max Fürst Dank wissen, daß er sich der mühevollen Arbeit einer Neu- : 
bearbeitung unterzogen hat. Der vorliegende erste Teil befaßt sich nur mit Deutsch- 
land und der freien Stadt Danzig. In Hinsicht auf die bestehenden Schwierig- 
keiten möchte ich an dieser Stelle den Wunsch des Verfassers wiederholen, daß 
man ihn auf die Unstimmigkeiten und Veränderungen aufmerksam machen möge. 

Sch. 
Philipp, Dr. Richard. Die Zulassung von Wertpapieren und der Zulassungsprospekt. | 
(Betriebs- und finanzwirtschaftliche Forschungen. Herausgegeben von Prof. | 
Dr. F. Schmidt. II. Serie, Heft 9.) Berlin C 2, Spaeth u. Linde, 1924. 110 Seiten. 

Die klar gegliederte Disposition gibt von dem Inhalt ein deutliches und über- 
sichtliches Bild. 

I. Die Organisation der Zulassungsstelle. 
II. Der Prospekt und seine Prüfung. | 

III. Das Zulassungsverfahren bei Werten privater inländischer Unternehmungen. 

IV. Die Kompetenzbeschränkung und Erweiterung der Börsenzulassungsstelle. 


i 
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V. Kritik des Zahlungswesens. 

VI, Die Zulassungsstelle an der Kriegsbörse. 
VII. Die deutsche Zulassungsstatistik. 
Besonders eingehend sind, der Bedeutung der Sache entsprechend, die Dar- 
‚egungen über den Prospekt und seine Prüfung und das Zulassungsverfahren behan- 
lelt. Bei der Darstellung der Prospektprüfung geht der Verfasser besonders ein- 
ehend auf die Haltung der Zulassungsstellen gegenüber den Stimmrechtsaktien ein. 
Seine Ausführungen über die Mängel des Prospektes sind beachtenswert. In dem 
Abschnitt „Kritik des Zahlungswesens‘ werden mit Recht die Mißbräuche des Frei- 
rerkehrs getadelt. Willkommen ist die Berichtigung des Verfassers gegenüber meiner 
Mitteilung in den „Finanzierungen“, daß an den deutschen Börsen das Prinzip der 
| Imsatzgarantie nicht angewendet wird. | Sch. 


‚Becher, Dr. Carl. Das Steuerrecht der Aktiengesellschaften und der Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung. Berlin, Spaeth u. Linde, 1924. 280 Seiten. 


Ich habe schon an früherer Stelle ausgeführt, daß es zweckmäßig sei, unsere 
Steuergesetze nicht mehr allein nach Steuerarten, sondern teilweise unter dem Ge- 
siehtspunkte der verschiedenen Arten der Besteuerten zu gliedern. Diesem Gedan- 
xen kommt der Verfasser entgegen, indem er das gesamte Steuergesetz der Aktien- 
sesellschaften und G.m.b.H. zusammenfaßt, und zwar werden nacheinander be- 
aandelt: 

. Kapitalverkehrssteuer. 

. Körperschaftssteuer. 

. Umsatzsteuer. 

. Vermögenssteuer. 

. Reichsabgabenordnung. 

. Nebengesetze. 

| Auf diese Weise wird es möglich, manche Zusammenhänge aufzuklären und 
A chanlich darzustellen. Sch. 


Müller-Erzbach, Prof. Dr. Rudolf. Deutsches Handelsrecht. Vierte (Schluß-) Liefe- 
rung. Tübingen, J.C.B.Mohr (Paul Liebeck), 1924. 880 Seiten. 


Die vorgelegte vierte Schlußlieferung enthält den Schluß des Bankrechtes, das 
\Versicherungsrecht und das Schiffahrtsrecht, ferner einen Nachtrag der wesent- 
lichen Rechtsänderungen seit dem Erscheinen der ersten Lieferung im Januar 1919, 
'ein Quellenverzeichnis, das Sachregister und das Titelblatt. 


‚Großmann, Prof. Dr. H., Simonson, ‚Reichsgerichtsrat a. D., Zeiler, Reichsgerichtsrat. 
‚ Im Kampf für eine gerechte Aufwertung. Stuttgart, Muthsche Verlagsbuchhand- 
lung, 1924. 100 Seiten. 


Man kann der Meinung sein, daß, die Schädigung der Geldbesitzer und der Gläu- 
‚biger infolge der Geldentwertung nicht nur ein bitteres Unrecht, sondern auch eine 
‚wirtschaftspolitische Dummheit war, ohne daß man deshalb eine Änderung der drit- 
‚ten Steuernotverordnung fordern muß. Ich bin mit sehr vielen Ausführungen, die 
‚Großmann in seiner ruhigen und bedachtsamen Art macht, durchaus einverstan- 
‚den, ohne ihm in Hinsicht auf sein Ziel folgen zu können. Ich möchte auch alle 
diejenigen, die an der Frage ein größeres Interesse nehmen, als die Tagesliteratur 
befriedigen kann, auf die Schrift nachdrücklich hinweisen. Großmann stellt die 
‚ganze Frage unter eine so vielfache Beleuchtung, daß kaum eine Teilfrage unbeachtet 
‘bleibt. Auch seine Vorschläge zeichnen sich aus durch Heranziehung vieler Gesichts- 
"punkte. Die Reichsgerichtsräte Simonson und Zeiler befassen sich ausschließ- 
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lich mit der Rechtsfrage bis zur dritten Steuernotverordnung und einer Kritik uk 
Verordnung selbst. Zeiler untersucht die Frage der Rechtsgültigkeit der Verordnun 
und kommt zu folgenden Bedenken: Der Sinn des Ermächtigungsgesetzes war, da 
die Regierung dringende wirtschaftspolitische Maßnahmen auf dem Wege der Ve) 
ordnung treffen konnte; zwar war die Regelung der Aufwertung dringend, aber di 
Frage beschwert uns schon seit Jahren. Die Reichsregierung ließ sich bei der Ve 
ordnung nicht durch Dringlichkeit, sondern nur durch die Überzeugung leiten, da 
eine Aufwertung, so wie sie sie wollte, auf dem ordentlichen Gesetzgebungsweg 
nicht zu erreichen war. Das sei ein Mißbrauch der Ermächtigung. Ich kann diese 
Auffassung nicht zustimmen. Sinn der Ermächtigung war, daß die regelmä 
Gesetzgebung gegenüber der Aufwertungsfrage, deren Dringlichkeit allerdings scho 
seit Jahren bestand, sich als unzulänglich erwies. Weiter macht Zeiler geltend, da 
nach Art.153 der Verfassung das Eigentum gewährleistet werde. Es handelt sic 
hier um eine Frage, bei der die Auffassungen der Juristen und der Gerichte aus 
einandergehen. Das Landgericht I hatte die Rechtsgültigkeit verneint, der V. Zivi 
senat des Reichsgerichtes hat in einem Urteil vom 1. März 1924 die Rechtsgültij 
keit bejaht. Zeiler ist der Meinung, daß das Urteil des V. Senats nicht das letzt 
Wort in der Rechtsprechung sei. Sch. 


‚Wauer, Gerhard. Der Handelsanwalt. Ein neuer Beruf für Kaufleute. Berlin, Ve 
lag für Sprach- und Handelswissenschaft, S. Simon, 1920. 50 Seiten. ! 


Krantz, Hermann. Binnenversorgung durch Bodenkraftmehrung. Augsburg, Dr. Benn 
Filser, 1924. 288 Seiten. & 
Der Verfasser tritt in einer umfangreichen Streitschrift nachdrücklich ein? 
bessere Nährbegasung der Pflanzen und Verbesserung der Düngerhaltung. Esi 
hier nicht der Ort, zu den angeschnittenen Fragen Stellung zu nehmen. Wenn de 
Verfassers Meinung ist, daß die Fachwissenschaft seinen Anregungen gegenüber sic 
indolent verhält, so ist das sicherlich zu bedauern. Ich glaube aber, daß das Buc 
seinen Zwecken mehr dienen würde, wenn der Verfasser sich einer geordnetere 


und weniger polemischen Darstellungsweise befleißigte. Sch. 


Rumpf, Prof. Dr. Max. Die deutsche Saatzucht in wirtschaftsrechtlicher Beleuchtun 


Berlin SW 11, Deutsche Landwirtschafts-Gesellschaft, 1923. 59 Seiten. 
Die Schrift stellt einen sehr interessanten Versuch dar, das Recht der Wirtscha 
aus den Lebensbedingungen der Wirtschaft heraus zu begreifen und sich entfal 
zu lassen. Und zwar macht der Verfasser mit sichtlichem Erfolge den he 
einem verhältnismäßig entlegenen Gegenstande. Die Ergebnisse dieses Versuche 
die namentlich in den Abschnitten 11 und 12 niedergelegt sind, erscheinen mir al 
außerordentlich beachtlich und seien der Lektüre auch des Betriebswirtschaftler 
dringend empfohlen, | Sch. 
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_ Antimon, Wismut und Cadmium in der Weltwirtschaft. 
Von Carl Wirtz, Bonn. 


| Inhalt: 
ünleitung: Zweck der Arbeit. 
Jauptteil: Antimon, Wismut und Cadmium in der Weltwirtschaft. 
NL. Warenkundliches: 
1. Antimon. 
2. Wismut. 
3. Cadmium. 


fI. Betriebswirtschaftliches: 


1. Die für die Rentabilität der bergbaulichen Betriebe maßgebenden Faktoren. 
2. Kostenverlauf und Technik des Erzhandels. 
3. Die Selbstkostenrechnung der Metallgewinnung. 
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Einleitung. 


, Die wichtigsten Metalle wie Eisen, Kupfer, Blei, Zink, Zinn, Nickel, Gold und 
ilber, die wir auch als „Hauptmetalle‘“ bezeichnen können, sind wegen ihrer indu- 
riellen und monetären Bedeutung stets Gegenstand zahlreicher und regelmäßiger 
‚eröffentlichungen in Tageszeitungen und Fachblättern wirtschaftlicher und techni- 
’her Art. Zahlreich sind auch die technisch-wissenschaftlichen Werke, die sich mit 
‚esen Metallen beschäftigen. Dagegen erfreuen sich die weniger bekannten aber 
'»mnoch wichtigen Metalle wie Wolfram, Vanadium, Molybdän, Kobalt, Antimon, Wis- 
‚ut, Arsen, Cadmium und andere, die das „Engeneering and Mining Journal“ unter 
'»r treffenden Bezeichnung „minor metals‘“ zusammenfaßt, keiner besonderen Be- 
| Zeitschr. f. Handelsw. Forschg. 18. Jahrg. Heft IX. 25 
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achtung. lekentlich finden sich in Fachzeitschriften (für Berg- und Hüttenwesen 
Mineralogie und Geologie, Chemie und Metallurgie) über sie Notizen und Aufsätz: 
technischer und wirtschaftlicher, vor allem wirtschaftsgeographischer Natur. Auc] 
die Autoren umfassender Werke über die Hauptmetalle geben gelegentlich als An 
hang kurze Besprechungen der ‚minor metals“. Damit sind wi Quellen zur b:; 
renkunde dieser Stoffe so gut wie erschöpft. 
Die Dürftigkeit der zur Verfügung stehenden Literatur erklärt sich leicht dar 
aus, daß die fraglichen Metalle teils erst im Laufe des verflossenen Jahrhundert. 
entdeckt oder in größerem Umfange nutzbar gemacht, teils ihre Erze nur in relati 
geringen Mengen gefunden oder ergiebigere Vorkommen erst kürzlich aufgeschlos 
sen worden sind. Der Grund für die literarische Vernachlässigung liegt auch darir 
daß die meisten ‚‚minor metals‘“ nicht als solche, sondern. hauptsächlich in Verbir 
dung mit anderen Stoffen zur Verwendung gelangen und deshalb nicht so augenfä 
lig in die Erscheinung treten. Da die Verwendungsmöglichkeiten überdies beschränk 
sind oder ihre Erforschung noch in den Anfängen steht, ist die genauere Kenntni 
darüber auf einen kleinen Kreis von Fachleuten beschränkt. hi 
Diese Arbeit will die nach der warenkundlichen Seite bestehende Lücke fü 
einige dieser ‚minor metals‘ auszufüllen versuchen. Wir greifen aus ihrer Zahl dre 
heraus: Antimon, Wismut und Cadmium. Die Bedeutung des Antimons für das Wir 
schaftsleben beruht vor allem auf seiner Verwendung in Legierungen; die des Wi 
muts darauf, daß es als Grundstoff zahlreicher medizinisch wichtiger chemische 
Verbindungen dient; die des Cadmiums hauptsächlich auf der Anwendung seine 
Sulfids als Farbstoff. Aus einer Darlegung der Eigenschaften, Verwendungsmögliel 
keiten und der gesamten Produktionsverhältnisse soll die weltwirtschaftliche B 
deutung der von uns zu behandelnden Metalle ersichtlich werden. Ganz besondeı 
ist dabei der Anteil der einzelnen Länder hervorzuheben. Es sollen die 'Zentra 
stellen des Handels und der Erzeugung sowie einzelne Großfirmen oder Ringe a 
Monopolisten auf dem betreffenden Weltmarktteilgebiet aufgewiesen werden. h 
Darüber hinaus sollen die Technik des Antimon-, Wismut- und Cadmium- Has 
dels mit ihren besonderen Usancen und die preisbestimmenden Faktoren der Prı 
duktion untersucht werden. Ei 


| 
I. Warenkundliches. | 
Antimon. A 


Das Antimonmetall ist ein glänzendes, silberweißes, hartes und sprödes ] Metz 
von schuppiger kristallinischer Struktur. Die außer der gewöhnlichen rhomboedi 
schen Form des Elementes noch vorkommenden Modifikationen haben keine wi 
schaftliche Bedeutung. Es zeigt vielfach an der Oberfläche farnkrautähnliche Zeic 
nungen, die sog. Sterne, die im Handel als Beweis der Reinheit des Metalles gelte 
Daher auch die Bezeichnung „regulus antimonii stellatus‘ (regulus, König, nanntı 
die Alchimisten das Metall, das sie in einem Erz fanden). Antimon schmilzt bei zirl 
440° und kann wegen seiner Sprödigkeit leicht pulverisiert werden. 

Das natürlich vorkommende Schwefelantimon (auch Antimonglanz, Antimon 
Grauspießglanz. genannt), das wichtigste der Antimonerze, war bereits im Altertu 
bekannt. . Stibium, Antimon, Spießglanz sind die gebräuchlichsten Namen, unt' 
denen jedoch bis zum Ende des 18. Jahrhunderts nur das Erz, dagegen noch nic, 
das Metall verstanden wurde. Bereits gegen Ende des 15. Jahrhunderts wurde au! 
das Metall bekannt. Das geht daraus hervor, daß der Alchimist Basilius: Valentin! 


in seinem Werk „Currus Triumphalis Antimonii‘ 'eine wüsthlt ltoh Beschreibu} 
desselben sit, u 
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Reines nichtlegiertes Antimonmetall hat sehr geringe Bedeutung; wir könn- 
ın höchstens seine Verwendung bei der Gold- und Silberscheidung sowie die als 
iron black“ in feinpulverisierter Form nennen, in der es zum Überziehen von Pa- 
iermache- und Töpferwaren gebraucht wird, um diesen das Aussehen polierten 
‚tahls zu geben. Als Bestandteil anderer Legierungen und als Bleihärtemittel 
“urde das Antimonmetall schon im 15. Jahrhundert benutzt. Seine Verwendung zu 
‚egierungen, denen es große Härte und Widerstandsfähigkeit gibt, ist auch bis heute 
‚ie wirtschaftlich wichtigste Anwendungsmöglichkeit geblieben. Die Zusammenset- 
‚ung der Metallmischungen ist natürlich je nach dem besonderen Gebrauch verschie- 
er Wir beschränken uns darauf, ein durchschnittliches Mischungsverhältnis anzu- 


eben. An erster Stelle ist das Hartblei zu nennen, eine Legierung von Blei und 
‚ntimon mit etwa 14—230/ Antimon, die überall da zur Anwendung gelangt, wo 
ıan ein billiges aber auch hartes Metall braucht, z.B. zur Fabrikation säurebestän- 
iger Hähne und Ventile und für Granatmäntel und Schrapnellkugeln. Dem Hartblei 
r der Zusammensetzung sehr ähnlich ist das sog. ‚„Letternmetall“, das in ausge- 
ehntem Maße zur Herstellung von Drucktypen Verwendung findet. Es besteht mei- 
tens aus dem bereits genannten Hartblei, dem noch ca. 3% Zinn zugesetzt sind. 
‘on anderen wirtschaftlich bedeutsamen Legierungen seien noch genannt das sog. 
‚ritanniametall und die zahlreichen Lager- oder Antifriktionsmetalle, die auch als 
Weißmetall oder Weißguß bezeichnet werden. Die erstgenannte Metallmischung be- 
teht aus 65—97 0% Zinn, 1—24 0% Antimon und 1—5% Kupfer sowie zuweilen 
'eringeren Mengen Zink. Sie wird hauptsächlich zur Herstellung von Löffeln, Ga- 
eln, Kannen und sonstigem Geschirr gebraucht. Die Ansehnlichkeit der Waren aus 
\ritanniametall wird teils durch bloße Glanzpolitur, teils durch galvanische Ver- 
\lberung erhöht. Die Lagermetalle mit ihrer je nach dem besonderen Gebrauch sehr 
‚erschiedenen Zusammensetzung enthalten neben Blei und Zink kleinere Mengen 
on Zinn und Kupfer sowie einen Zusatz von Antimon, der bis zu 25 % gehen kann. 
Nie Legierungen finden Verwendung zu Lägern, deren Reibungswiderstand gegen- 
‚ber den darin laufenden Wellen sie verringern sollen. 
Von den Antimonverbindungen seien erwähnt: Das weiße Oxyd, das 
‚lsFarbstoff und zusammen mit Zinnoxyd zum Emallieren verwandt wird, das rohe 
‚chwarze Schwefelantimon (Antimon crudum, Trisulfid), in der Pyrotechnik (Feuer- 
ätze, Zündholzmassen) und als Schiffsanstrichfarbe gebraucht, das rote Schwefel- 
‚nlimon (Mineralkermes, Trisulfid + Trioxyd), zum Vulkanisieren des Kautschuks 
‚enutzt, dem es eine rotbraune Farbe gibt, das orangefarbene Schwefelantimon 
‚Pentasulfid, Goldschwefel) für Veterinärzwecke, schließlich das Antimonfluorid und 
xaliumoxalat, die als Beizmittel in der färherei und Druckerei dienen. Die Mehr- 
ahl der Antimonverbindungen findet endlich Anwendung für medizinische Zwecke 
‚=. B. der bekannte Brechweinstein = Antimonylkaliumtartrat). 
, Als Ausgangsmaterial für die Gewinnung kommt vor allem der Grauspießglanz 
ıı Frage (Schwefelantimon, Sb, S; mit 71,77% Sb und 28,23 % S, auch Antimonit, 
\ntimonglanz genannt). Daneben der Weißspießglanz (Antimonblüte, einOxyd Sb, O, 
ut 790% Sb., wenn rhombisch kristallisiert Valentinit, wenn regulär auch Senar- 
‚aontit genannt), sodann antimonhaltige Hüttenprodukte (vor allem der Bleihütten) 
‚nd schließlich die nicht unbeträchtlichen Mengen von Altmetallen, die Antimon 
‚nthalten. Gediegen Antimon und sonstige Antimonmineralien haben als Erze keine 
jedeutung. 

"Das unter oder wie stellenweise in China über Tage gewonnene Erz wird zu- 
'rst einer Aufbereitung unterworfen, und zwar meist durch Handarbeit, da das nasse 
"erfahren wegen der Schuppenbildung zu große Verluste ergeben würde. Für die 
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— 
weitere Verarbeitung ist von Wichtigkeit, daß Antimon einen niedrigen Siede- ni 
Schmelzpunkt hat. Dies ist ein Vorteil, weil ein leichtes Ausseigern ermöglicht wire 
ein Nachteil, weil eine erhöhte Verlustgefahr durch Verflüchtigung bei zu hohe 
Schmelztemperatur besteht. Das sulfidische Erz wird zuerst bei mäßiger Tempera 
tur ausgeseigert. Dazu bedient man sich meistens geschlossener Tonröhren, da dies’ 
einen kontinuierlichen und billigen Betrieb ermöglichen. Das Seigern im Tiegel- ode 
Flammofen hat man wegen der Verluste durch Verflüchtigung vielerorts aufgegehil] 
obwohl an sich geringere Brennstoff-, Lohn- und Reparaturkosten aufzuwenden ” 
ren. Das ausgeseigerte Erz (etwa 92— 98% Sb; I enthaltend) gelangt | 
schon als ‚‚Antimon crudum‘ oder kurz „Crudum“ in den Handel. 


Für die weitere Verhüttung kommen hauptsächlich zwei Verfahren in Anwer 
dung. Erstens das Niederschlagsverfahren, meist bei reicheren Erzen oder Antimo; 
crudum angewandt, das sich etwa nach der Formel Sb, S,+3Fe=Sb,-+3Fei 
abwickelt. Die Nachteile dieses Verfahrens bestehen darin, daß ein eisenhaltiges Pre 
dukt gewonnen wird, das eine schwierige Raffination durch Verschmelzung mit Sod 
oder Schwefelnatrium erfordert, und daß Verluste durch Verflüchtigung und Schlacken 
bildung entstehen. Deshalb kommt auch häufiger zweitens das von Chatillon un 
Herrenschmidt (Mayenne-Frankreich) erfundene Verfahren — kurz Herrenschiiii 
Verfahren genannt — zur Anwendung, das auch die Verarbeitung geringhaltige 
Erze wirtschaftlich macht. Die Erze, die vorher vielfach auf ca. 20% gattier 
worden sind, werden mit Koks in einen niedrigen Schachtofen gebracht unı 
einer oxydierenden Röstung unterworfen. Das entweichende Antimonoxyd wir 
in Kondensationseinrichtungen aufgefangen und im Flammofen unter Zusatz vo 
Kohle zu Rohmetall (Regulus) reduziert. Dieses häufig durch geringe Mengeı 
Schwefel, Eisen, Arsen oder Kupfer verunreinigte Rohantimon wird durch Ver 
schmelzen unter einer Schlackenmischung von Sulfat, Soda und Kohle (Raffinier 
schlacke) raffiniert. Nach Abzug der Schlacke, die die Verunreinigungen aufge 
nommen hat, schöpft man das flüssige 99,4—99,6 Sb enthaltende Metall in Formeı 
und läßt es unter der sog. ‚„Sternschlacke“, einer Mischung von Schwefelantimon 
Soda und Kohle, langsam erstarren, damit sich die oben erwähnte Kristallzeich 
nung, der sogenannte „Stern‘ bildet (regulus antimonii stellatus). 


Über die Anwendung elektrolytischer oder nasser chemischer Verfahren is 
nicht viel bekannt geworden, ebenso wie über zweifellos gelungene Vervollkomm 
nungen des Herrenschmidtschen Verhüttungsprozesses nichts an die Öffentlichkei 
gelangt ist. Erwähnt sei noch, daß die antimonhaltigen Bleierze und Hüttenprodukt 
meist ohne Ausschmelzung des Antimons direkt auf Hartblei verarbeitet werden. 


Über das Vorkommen der Antimonerze in den einzelnen Ländern der Erd 
entnehmen wir einer Veröffentlichung des ‚United States Geological Survey‘ von 
Juni 1921 folgende Angaben: Bedeutende Antimonlager besitzen China, Frankreich 
Algier und Mexiko. Ebenfalls für den Weltmarkt noch in Betracht kommend 
Lagerstätten finden sich in Bolivien, Indochina, Birma, Viktoria und Neusüdwale: 
(Australien), Kleinasien und Ungarn. Weltwirtschaftlich wenig bedeutend sind di 
Vorkommen in Deutschland (Erzgebirge, Harz), Österreich (Böhmen, Kärnten) 
England, Serbien (Mazedonien), Italien (Toskana), Spanien, Portugal, Marokke 
Transvaal, Vorderindien (Madras), Japan (auf Shikoku), Borneo, Westaustralien 
Neuseeland und Queensland, Nordamerika (Kalifornien, Britisch Kolumbien, Alaska) 
Südamerika (Peru, Chile und Argentinien). Die Mehrzahl aller vorkommenden Erz 
ist Antimonit; in Algier, Mexiko, Serbien und Borneo jedoch sind auch abbauwüt 
dige Senarmontitlager. 
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Im einzelnen stellen sich die Produktions- und Absatzverhältnisse in den wich- 
igsten Ländern so: 

Die Antimonlagerstätten Chinas sind die bedeutendsten der Welt. Eine Pro- 
luktion, und zwar zuerst nur Erzförderung fand bereits seit Anfang der 90er Jahre 
les vorigen Jahrhunderts statt. Etwa 90 % der Produktion entfallen auf die Pro- 
"inz Hunan (Südchina). Daneben finden sich noch Antimonbergwerke in den Pro- 
Yinzen Kwangsi, Kwangtung, Yunnan, Kweichow. Seit etwa 1897 wurde auch, zu- 
\rst durch die Tai Shing Mines Co., eine Anreicherung der ca. 20—64 % Metall ent- 
haltenden Erze zu Antimon Crudum vorgenommen. 

Der Betrieb, sowohl der teilweise im Tagbau betriebenen Bergwerke als auch 
‚er Crudum-Schmelzen, war anfangs sehr primitiv, so daß bei dem späteren Auf- 
‚lühen der Antimonindustrie vielfach alte Hüttenrückstände nochmals verarbeitet 
erden konnten. In das Jahr 1908 fällt die Gründung der Wah Chang Mining & Smel- 
ing Co., die, von der chinesischen Regierung durch die Gewährung eines zehn- 
ährigen Schmelzmonopols unterstützt, einen maßgebenden Einfluß auf die Produk- 
‘on erlangte. Die Hauptschmelzwerke dieser Gesellschaft, die nach dem Herren- 
‚chmidt-Verfahren arbeitet, liegen in Changsha, Yijang, Yuling und Sinwha. Seit 
twa 1908 liefert China mehr als die Hälfte der Weltproduktion. 1912 befanden sich 

Schmelzen und 100 Bergwerke im Betrieb. Das Jahr 1914 brachte infolge der 
„tiegsnachfrage eine Verdoppelung der Produktion und im Jahre 1916 erreichte 
ie Hochkonjunktur den Gipfel mit einer in Metall berechneten Ausfuhr von 
2800 Tonnen. Während des Krieges hatte sich die Regierung gezwungen gesehen, 
‚as Monopol der Wah Chang Mining & Smelting Co. aufzuheben, damit die Pro- 
‚uktion sich der durch den Krieg gewaltig gesteigerten Nachfrage anpassen konnte. 
Jafür erhielt die Gesellschaft als Entschädigung das Recht, eine Ausfuhrabgabe 
‚uf Antimonmetall zu erheben. Im übrigen ist die weitere staatliche Ausfuhrabgabe 
ine ergiebige Einnahmequelle der chinesischen Finanzverwaltung. 

: Die Gesamtbelastung des Antimons vom Erzeugungsort bis zum Seehafen ist 
emlich hoch und. umfaßt: 1. mex. $ 8.— p. t für einen Transportschein der Pro- 
iinzregierung einschließlich der Abgabe für die Wah Chang Co.; 2. Seezoll (5 % des 

Tertes); 3. Werftabgabe 2 % des Seezolles. 
| Der wichtigste Ausfuhrhafen und Handelsplatz für Antimon ist Hankow am 
‚aus-Tse Kiang bzw. Shanghai an der Mündung dieses Flusses. Neben eingeses- 
jenen chinesischen und japanischen Händlern waren zahlreiche englische, franzö- 
‚sche und auch deutsche Firmen am chinesischen Antimonhandel beteiligt. Die 
Yah Chang Co. hatte vor dem Kriege einen Vertrag mit der von der englischen Fir- 
a Cookson & Co. kontrollierten Chinese Eastern Antimony Co. über ihre gesamte 
'roduktion. Dieser Vertrag wurde kurz nach Ausbruch des Weltkrieges gebrochen, 
wohl die Wah Chang Co. Nachlässe auf alle Verkäufe an die Chinese Eastern 
'ntimony Co. gewährte. Nach dem Abfall des englischen Kunden gründete die chi- 
"ssische Gesellschaft die Wah Chang Trading Co., die eine eigene Verkaufsnieder- 
'ssung in New York errichtete und von dort ein weites Absatzgebiet gewann. Als 
'a Jahre 1917, nicht zuletzt durch die bolivianische Konkurrenz, die ersten An- 
»ichen einer Baisse auf dem Antimonweltmarkt bemerkbar wurden, trat in China 
"ld ein Abflauen der Produktion ein. Die Beendigung des Weltkrieges brachte 
nen weiteren Rückgang, wozu noch die durch den hohen Silberpreis bedingten 
günstigen Wechselkurse sowie die gestiegenen Löhne kamen, so daß eine ganze 
'eihe Bergwerke und Schmelzen stillgelegt werden mußten. 1922 wurde die täg- 
she Reguluserzeugung der Provinz Hunan auf ca. 20t geschätzt. 

Bezüglich der chinesischen Exportziffer ergibt sich bei genauer Beobachtung 
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oraen ist. Die Zahlen für Erze ni Schlacken und auch für Crudum treten scher 
seit 1915 langsam hinter die für Regulus zurück. Wir bringen zur Erläuterung d d 
chinesischen Export nach der Veröffentlichung in der Sammelmappe des Auswi 
tigen Amtes vom Dezember 1922, Nr. 241/IV, und zwar in 1000 Pikuls (1: Pikul = 
etwa 60 kg): E 


Chinas Ausfuhr an: Rugulus Crudum Erz Schlacke 


Jahr: | 

1911 74 121 20 = 
1912 39 154 31 41 
1913 35 150 78 198 
1914 45 247 156 42 
1915 97 247 15 83 
1916 106 213 4 209 
1917 222 319 1 5 
1918 248 15 5 — 
1919 114 33 5 _ 
1920 131 87 22 _ 
1921 196 26 12 .- 
1922 1. Halbj. 108 11 10 — 


Nach neueren Mitteilungen hat die Ausfuhr von Antimonrohstoffen aus China ü 
haupt aufgehört. j; 

Japans Erzproduktion ist sehr gering, doch sind ansehnliche Mengen ch 
sischer Erze in Japan zu Metall verhüttet worden, ebenso wie japanische Firme 
am Antimonhandel vor allem nach den Vereinigten Staaten stark beteiligt wareı 
Ob Japan jedoch seine Stellung wird behaupten können, nachdem China sich i 
der Metallgewinnung und im Handel selbständiger zu machen strebt, zu 
fraglich. 

Bedeutende Antimonvorkommen finden sich in Birma und Mysore (Hinte 
indien), kleinere Mengen im südlichen Vorderindien. Jedoch stößt die Förd 
rung auf solche Schwierigkeiten, daß eine Produktion nur bei hohen 
nend ist. Sie hat deshalb auch nur in den Jahren der Hochkonjunktur stattgefunde 

Für Indochina gilt im großen und ganzen dasselbe. Die Schmelze der Fim 
Schon & Rhay verarbeitet neben einheimischen auch südchinesische Erze. Metal 
und Erze werden fast ausschließlich nach Frankreich exportiert. 

Zwischen den Jahren 1859 und 1894 wurden in Britisch-Borneo nic 
unbedeutende Mengen Erz gefördert und nach England verschifft. Dann ruhte d 
Erzeugung, bis 1914/15 wieder kleine Mengen verladen wurden. Eine Produkti 
scheint bei den in Friedenszeiten niedrigen Preisen unrentabel zu sein. 

In Kleinasien finden sich reiche noch wenig erschlossene Lagerstätten F 
Brusa und Smyrna, sodann auf den Inseln Chios und Mytilene und besonde 
der Gegend zwischen Kutaya und Aidin im östlichen Kleinasien. Silberhaltige A 
timonvorkommen sind im Bezirk Karahissar in Armenien und im Alchar Dis | 
in der früheren europäischen et (nach dem BIBENRNEE an Serbien ‚abgetreteı 


dem Sultan. Schlechte Va fehlende Transportmöglichkeiten und übern 
Bige Ausfuhrabgaben haben das Gedeihen der kleinasiatischen Antimonindusti 
verhindert. Da die Erze hochgradig (ca. 50%) und die Vorkommen ausgedeh: 
sind, dürften die Aussichten der türkischen Antimonindustrie unter einer be | 
tigen Regierung gut sein. Als Abnehmer der bisherigen Erzeugung kamen nebl 
England noch Österreich und Frankreich in Betracht. 
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Reiche Lagerstätten liegen in der Südostecke Australiens. Im Hillgrove- 
Jistrikt von Neusüdwales und im Costerfield Distrikt von Viktoria werden beträcht- 
'iche Mengen erzeugt. Die Konzentrate, die durchschnittlich 48 %%0 Antimon und etwa 
2Ys Unzen Gold p. t. enthalten, wurden nach England ausgeführt. Nach und nach 
ing. man dazu über, Crudum zu exportieren. Neuerdings hat schließlich das An- 
‚ox Syndicate (Ltd.) of Sidney ein großes Werk gebaut, in dem es neben Regulus 
»in weißes Oxyd (‚‚antox“) als Pigment produzierte. Im letzten Jahrzehnt tritt Neu- 
Südwales gegenüber Viktoria, dessen monatliche Erzeugung 1921 auf etwa 300 tons 
yeschätzt wurde, mehr und mehr zurück. Die anderen Produktionsstätten Austra- 
‚iens (Neu-Seeland, Queensland und aan) sind weltwirtschaftlich unbe- 
leutend. 

Die nordamerikanischen Vorkommen, in den Vereinigten Staalen (Kali- 
“ornien), Canada, Britisch-Columbien, Alaska sind nicht unbedeutend, aber die Er- 
zeugung ist sehr unregelmäßig, weil ein Abbau nur bei hohen Preisen lohnend ist. 
Nicht geringe Mengen werden allerdings von den Bleihütten, die antimonhaltige Blei- 
arze verarbeiten, als Hartblei gewonnen. Auch aus Altmetallen und Hüttenrückstän- 
len findet eine Erzeugung statt. Für die Vereinigten Staaten sind die betreffenden 
Zahlen mitgeteilt. Im übrigen sind die Vereinigten Staaten für ihren sehr ausgedehnten 
Bedarf auf die Einfuhr vor allem aus China und Japan, ferner aus Mexiko, Boli- 
vien, Canada, England und Frankreich angewiesen. Es werden nicht nur große 
Mengen Antimonmetall, sondern auch Legierungen, Salze und Erze eingeführt. Die 
letzteren sind seit 1915 mit einem Einfuhrzoll von 25.00 ad valorem belegt. Ein 
‚Teil des aus fremden Erzen gewonnenen Metalls wird auch wieder ausgeführt. 

- In Mexiko finden sich ausgedehnte Erzlager, die einen lohnenden Abbau ge- 
‚statten. Die Hauptbergwerke liegen in der Sierra Catorce in den Staaten von San 
‚Luis Potosi und Queretaro. Die Ausfuhr. beschränkt sich: nicht nur auf die zwi- 
schen 5—50 % Metall enthaltenden Erze, sondern umfaßt auch ansehnliche Mengen 
Metall, die vor allem in einer großen 1900 erbauten Schmelze bei Wadley (6000 tons 
Jährliche Leistungsfähigkeit) gewonnen werden. Diese Schmelze und die hauptsäch- 
lichsten Bergwerke gehören der Republican Mining and Metal Co., die ihrerseits 
von der englischen Firma Cookson & Co. kontrolliert wird. Bis 1914 ging deshalb 
auch die Ausfuhr hauptsächlich nach England. Seit 1914 beginnen auch amerika- 
MEche Firmen in Mexiko vorzudringen. Eine große Lagerstätte von ‚„Jamesonit“ 
(Blei-Antimonerz) bei Zimapan, Hidalgo, ist von einer amerikanischen Firma, der An- 
timony Co., in Angriff genommen worden. Zahlreiche Antimonvorkommen in West- 
'Sonora am Golf von Kalifornien sind in amerikanischem Besitz. Schließlich hat 
‚die International Mining & Metal Co. in San Luis Potosi eine Schmelze von etwa 
3000 t jährlicher Lristungsfähigkeit errichtet. Seitdem kommt mexikanisches Ma- 
terial auch auf den nordamerikanischen Markt. Wenn auch die politischen Wirren 
‚die restlose Entfaltung der mexikanischen Antimonindustrie verhindern, so wird 
‚sie doch stets auch bei niedrigem Preisstand ein wichtiger Faktor auf dem Welt- 
‚markte bleiben. 

| Unwesentlich ist die Antimonproduktion in Chile und Argentinien. Auch 
die Antimonvorkommen in Peru, hauptsächlich im Departement Puno (Süd-Peru), 
lassen nur einen rentablen Betrieb zu, wenn die Preise genügend hoch sind. Hier- 
‚bei spielen vor allem ungünstige Transportverhältnisse eine Rolle. Die exportier- 
‚ten Erze gingen meistens nach Japan. 

‚Nicht viel bedeutender war vor dem Kriege die Antimonerzeugung Boliviens. 
‚England hat es verstanden, sich während des Krieges die reichen, mehr als 50 % 
"Metall enthaltenden Erze vor allem im Departement Potosi zu sichern. Die Erzeu- 


gung wuchs in kurzer Zeit außerordentlich an, und die Ausfuhr erreichte Anfang 
1918 eine ungeahnte Höhe. Die Hauptmengen gingen nach England, daneben auch 
kleinere Ladungen nach Frankreich, Spanien und den Vereinigten Staaten. Im 
Jahre 1918 jedoch wurde die Einfuhr bolivianischer Antimonerze von England ge- 
sperrt, worauf naturgemäß ein starker Rückschlag erfolgte. Da durch den er 
nigten Abbau während der Jahre der Hochkonjunktur die besten Vorkommen er- 
schöpft sind, dürfte die zukünftige Bedeutung Boliviens für den Antimonweltmarkt | 
wesentlich geringer geworden sein, weil es fraglich ist, ob sich ein weiterer Abbau. 
bei den niedrigen Preisen noch lohnt. Dazu kommt, daß die Transportkosten oe 
die Ausfuhrabgaben nicht gering sind. > 
Die Antimonvorkommen in Britisch-Südafrika sind wenig bein 
In Nord-Transvaal kommen 7—10%ige Antimonerze vor, die 334—8 pennyweights! 
p.t. Gold enthalten. Die Hauptmine, die „United Jack“, wurde 1917 von der französi- | 
schen Lucette Co. erworben. Weitere Minen sind im Steynsdorp und im Forbes Reef 
Distrikt in Swaziland und in Nord-Rhodesia. Die Mehrzahl der Minen arbeitet 
hauptsächlich auf Gold und gewinnt Antimon nur als Nebenprodukt. \ 
Sehr gut sind die Bedingungen für die Entwicklung der Antimonindustrie in 
Algier. Es sind reiche Lager etwa 44%iger Erze vorhanden. Neue Vorkommen | 
wurden während des Krieges, der auch hier eine bedeutende Steigerung der Pro- 
duktion brachte, bei Ain Kerma entdeckt. Die Ausfuhr ging hauptsächlich nad! 
Frankreich. ‘ N 
\ 
| 
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Die meisten Vorkommen von Antimon in Europa sind unwesentlich. Be 
deutung haben nur Lagerstätten in Frankreich und in etwa noch in Ungarn und 
Italien. 

Die Hauptproduktionsstätten in Frankreich liegen in der Vendee, Mayenne 
und Haut Loire. Die Hauptfirmen sind die Lucette Co., die mit der Antimony & 
Compounds Co. of America verbunden und auch in Algier und Transvaal interes- 
siert ist, dann E. Beau in Alais, Chatillon, Herrenschmidt, Giraud, im Departll 
ment Mayenne und in Brionde. Auch in Indochina und China sind französische 
Firmen im Geschäft. Neben Marseille und Le Havre sind Antwerpen und Paris 
wichtige Plätze für den Antimonhandel. Ein großer Teil des aus heimischen und 
fremden Erzen gewonnenen Antimonmetalls wird von Frankreich exportiert. Als 
Abnehmer kommen hauptsächlich die Vereinigten Staaten, Deutschland, Italien, 
die Niederlande und Rußland in Frage. | 

Obwohl während des Krieges durch die überseeischen Produzenten weit über: | 
holt, hat Österreich-Ungarn noch immer eine gewisse Bedeutung wenigstens 
für den europäischen Markt behalten. Wichtige Vorkommen hat Nord-Ungarn, klein 
sind die Lagerstätten in Böhmen und Kärnten (hauptsächlich die Gewerkschaft 
Trojana im Bezirk Galleney Islak). Während des Krieges waren die österreichisch- 
ungarischen Antimonlager von besonderer Bedeutung für die Mittelmächte, weshalb 
auch der Antimonbergbau unter staatlicher Leitung betrieben wurde. Die Angaben 
über die Förderung sind äußerst lückenhaft. Wenn sich für die Zukunft die Aus-' 
sichten auf dem Antimonweltmarkt bessern sollten, wird es für Ungarn vielleicht‘ 
wieder möglich werden, eine lohnende Ausfuhr, vor allem nach Deutschland und 
England, zu betreiben. 

Der Antimonbergbau in Italien reicht weit zurück. Lagerstätten finden sich 
auf Sardinien, Sizilien und in Toskana. Der schwierige und darum unrentable 
Abbau hatte bis zum Ausbruch des Krieges einen stetigen Rückgang der Erzeu- 
gung iıa Gefolge. Der Krieg brachte zwar noch einmal ein beträchtliches. An- 
steigen der Produktionskurve, aber die nachfolgende Baisse führte wieder zur Still- 
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Tabelle Ia. Die Produktion von Antimonerzen in metr. Tonnen. 


Algier 
Italien 
Japan 
Mexiko 
Neusüd- 
wales 
Viktoria 
Portugal 


! 
| 


1881] 187 6001 394 — 

‚1882| 509 1359 145012 504 — 

"1883| 495 1059 202712407 — 

‚1884| 306 658 171411492) — 

‚1885| 180 536 288712 6861| — 

‚1886| 393 247 17382416) — 

“1887| 391 341 84811565 — 

‚1888| 333 . 789 50711484 — 

‚1889| 343 2229 5651914 — 

‚1890| 770 4 962 8913 224 — 

"1891| 333| 1535 5 316 7822286 — 

1892| 9 5151 6211343 — 

1898| 441 7350 1 19811 527 

1894| 686! 1293 6269 1 5041 170 a 

1895| 695| 1233 5 703 2241110451 600| 4861 — | 752] 44) 982) — 

1896| 905| 1361 6333 5086| 827! 3231| 135) — | 5951 54 1386| — | 21 

1897| 864| 18 5466 2150| 3481 5873| 172] — | 417) 354| 454 — | 10 

"1898| 679| 2201|: 4571 19311 006| 5932| 83| — | 245] 1301 907) — | — 

1899| 410| 1965 7592 3791| 712110382] 3832| — | 591 501 541 — | — 

‚1900| 201] 2373 7936 7609| s8ıl 2313] 252] — | 38] 30) 3001 — 3 

‚1901| 126 9 867] = Is1gl 5103| 90 HJ 10) 7 80 

1902 18 9715| 3916116) 6211 1280| 581 — | ll HI — | —- | — 

1908| 41 12308] 49016927) — ! 7302| 3 —| 8 a —| — | — 

1904| 103 9065| 16057121 — Brite? ara ZN ID 

‚1905 | 1 673 12543] — 15083] — 57l 3941| — | 84 77 er — | — 

‚1906 | 1071 505704 — | 1782488] — | 481] 180| 190114251 — 

1907| 910 — |7892| — | 68111780) — | 383] 205| 32612048 — 

1908| 193 A SE 192 ee a 

1909| 450 16311 077| 170° 31] 9] — BE SENT | 

‚1910| 225 — 13012193] 130 a RR AEG E11 1 ARE DNS PR 

‚1911| 270 740024411 98| 121 169]1 115) Eu OD au 

1912| 4520 46611878 128334181 6312468! 1001 500 — | — | — 

'1913 | 1270 582 555 — aa 1825 19 — | 10 — | — 

1914] — 100 110043341 — 1568| 36241783 — | — | 51 — | — 

1915 [11 548111 427 9 022165091 — |* 471l 642132511 — | 3001453511 216| — 

‚1916 115660 — — |*1215! 62313311 — | 5164081] 8083| — 

1917 | 1 826116 214 a ET ENRL 306, 71 —— 17 502K 061,327, —— 

1918 BE er Star 564.7 2207 11 7601 179,7 —ı 1 = 

‚1919 Be ang Sggiigagp Ze Ui IB 

‚1920 gl a ea rl ee 12897, — 

‚1921 a Eee he) 

1922 ee Be ee al nn 

1923 -/-| -|1 2|-|-|-|-|-|-|- 
* Export. 

‚gung der meisten Betriebe. Die Bedeutung Italiens für den Antimonweltmarkt wird 


r die Zukunft nicht groß sein. 

Kleinere Vorkommen, deren Ausbeutung sich nur in den Jahren der Hochkon- 
‚nktur als einigermaßen lohnend erwies, finden sich in Spanien und Portugal. 

Nennenswerte, aber noch wenig erschlossene und erforschte Lagerstätten lie- 
»n schließlich in Serbien und im Ural. 

Deutschland kommt als Produzent für den Erzmarkt überhaupt nicht in 
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Tabelle Ib. DR Produktion von ee in metr. Formen 


men m nenn mm mn — 


| Queensland “ Borneo Bolivi ien Peru - 
1881 361 1881 1 886 1911 312 1915 ° 522 
1882 255 1882 1 870 1912 90 1916 1876 
1883 535 1883 1 383 1913 62 1917 902 
1881 760 1894 599 1914 186 1918 323 
1885 71 1895 657 1915 173 1919 60 
1886 112 1914 870 1916 25845 
1889 59 1915 350 1917 21287 
Rn y Alaska Indien Argentinien 
1892 26 1915 755 1916 1040 1911 30 
1893 30 1916 1 322 1917 130 1917 2 708 
1894 28 1917 150 
| 1899 41 1918 33 
Indochina Transval Serbien Kleinasien 
1907 310 1913 48 1911 169 1902 152 
1914 883 1914 — 1912 297 1903 105 
1915 630 1915 91 1917 2 176 1904 238 
| 1916 1437 1916 722 1905 493 
| 1917 223 1917 617 1906 849 
1918 99 1907 .397 
| 1908 146 
| Dr. B. Neumann, Die Metalle. — A. Haenig, Der Erz- 1909 62 
une Metallmarkt. — Zischr. f. d. Berg-, Hütten- und Salinen- 1910 362 
wesen im preußischen Staate. — Österr. Ztschr. f. d. Berg- 1911 1500 
| und Hüttenwesen. — Mineral Resources. — Engeneering & 1912 1091 
Mining Journal. — Ullmann, Enzyklopädie der technischen 1913 607 
| Chemie. — Sammelmappe des Auswärtigen Amtes Bl. 241/IV. 1914 199 


Frage. Vielmehr genügen die geringen als Hartblei oder als Nebenprodukt ander 
Erze gewonnenen Antimonmengen nicht einmal für den eigenen Bedarf, so dal 
Deutschland auf die Einfuhr von Erzen, aber auch von Metallen angewiesen ü 
Die Hüttenproduktion an Antimon aus heimischen und fremden Erzen ist bis N: 
mitgeteilt. Da jedoch von da an die statistische Erfassung auf das Kaiserlich St 
tistische Amt übertragen wurde, sind weitere Angaben nicht erhältlich, weil Hi 
Produktion der weniger bedeutenden Metalle im Statistischen Jahrbuch für da 
Deutsche Reich nur summarisch mitgeteilt wird. Die wenigen Antimonbergwerk 
Deutschlands lagen auch meistens wegen Unrentabilität still; jedoch hat währen: 
des en eine kleine Erzeugung in. der Eifel und im Harz a In 


een: Deutschlands für den ee eireger liegt neben seinem ee ıel 
in der Betätigung seiner Schmelzen und Metallhandelsfirmen. Die Ausfuhr ging 
allem nach den Vereinigten Staaten und Rußland, dann auch nach England. Ein 
Notiz für Antimon findet etwa seit Ende des Krieges an der Berliner Metallbörse 
statt. Im Mai 1924 wurde Antimon dort mit ‚#6 0,73 bis 6 0,75 p. kg notiert. 

Die Bedeutung Englands als Produzent von Antimon ist trotz seiner Lageı 
stälten ın Cornwall ebenso gering wie die Deutschlands. Jedoch besitzen einig: 
englische Firmen als Schmelzer und Händler eine unbestrittene Vormachtstellung 
Die Firma Cookson & Co. hat eigene Schmelzen in Newcastle on Tyne, wo sie Ri 
Regulus herstellt, der als Standardmarke des Antimonhandels Weltruf genießt. Da 
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Tabelle I. Chinas Export an Antimon in metr. Tonnen. 
‘Nach der Sammelmappe des Auswärtigen Amtes Bl. 241/IV umgerechnet in metr. Tonnen. 


Oxyd u. Rohmaterial 
Jahr Metall BR | Erz Schlacke insgesamt | 
I 191 4.440 7.260 1 200 4 840 
| 1912 2 340 9 240 1 860 2 460 13 560 | 
I 1913 2 100 9.000 4 680 11 880 25 560 | 
1914 2 700 14 820 9 360 2520 26 700 
| 1915 5 820 14 820 900 4 980 20 700 | 
1916 6 480 12 780 240 12 540 25560 
1917 13 320 19 140 60 300 19 500 | 
1918 14 880 900 300 um 1200 | 
1919 6 840 1 980 300 = 2 280 | 
1920 7 860 5 220 1 320 —_ 6 540 
1921 11 760 1 560 720 ur 2 280 | 
1922 6 480 660 600 _ 1 260 | 


| (1. Halbj.) | 


Nach den Mineral Resources umgerechnet in metr. Tonnen | 


Regulus Crudum Erz | 
1913 13 025 4 349 | 
1914 19 636 4 969 | 
1915 21 685 1671 | 
1916 | 22 439 11.762 1) | 
IE 1917 14818 20 137 3 858 23 995 | 
| 1918 14 378 1 705 480 2185 | 
1919 6 206 2135 580 2 715 | 
| 1920 9 724 4 556 1 351 5 907 | 
I 1921 12 663 2 534 1117 3651 
| 1922 1 663 rar OtE | = 1015 


1) Im Heft von 1919 mit 74341 notiert, wahrscheinlich Druckfehler! 
| Metall:?) Erz: ?) 
1905 3 353 1908 544 
I) 1906 3 829 1909 776 
ii 1907 2 316 1910 6 643 
N 1908 9356 1911 6986 
N 1909 7937 
1910 5 762 
1911 6 812 


1) Nach: Ullmanns Enzyklopädie der techn. Chemie. 
®) Nach: Haenig, Erz- und Metallmarkt. 


neben sind noch die Firmen Hallet & Fry, Johnson Mathey & Co., Pontifer & Wood 
zu nennen. Über die Menge ihrer Produktion liegen Angaben nicht vor. 

'_ . Der unstreitige Vorort des Antimonweltmarktes ist London. Von dort wird die 
‚Kontrolle über fast alle bedeutenden Produktionsstätten von Antimon in der Welt 
ausgeübt. Vor allem die Firma Cookson & Co. hat einen maßgeblichen Einfluß auf 
‚die Preisgestaltung. Unter ihrer Führung kam am 9. Februar 1911 in Paris eine 
internationale Antimonkonvention mit dem Sitz in London zustande. Sie umfaßte 
‚hauptsächlich englische, chinesische, japanische und französische Produzenten und 
‚Händler und war auf einer Kontingentierung der Produktion sowie auf einer Ver- 
teilung des Absatzgebiets unter die Mitglieder aufgebaut. Auch zwei deutsche Fir- 


T 


Tabelle IIa. Weltproduktion von Antimon in metr. Tonnen geschätzt 
nach dem Metallinhalt der geförderten Erze ausschließlich der direkt 
zu Hartblei verarbeiteten in metrischen Tonnen. 1912—1922. | 
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| | |1912 | 1913| 1914 | 1915 | 1916 | 1917 | 1916 1918 | 1919| 1920 | 1921 | 1922 | 


ERROR NELUN — —- bp En pe 5 
Candö&, . . — — 7 14 — „Az 
Mexiko . . . | 3500| 2340 3269| 628| 1572/1502) b | 
Bolivien . . . 401 30 4770| 1051 b 205 b ° 
Perum® Bar 5. Kenn 1601| 33 6 UbıH 
Ungarn . . .| 872) 1038 b 77: 8314| b b I 
' Österreich . . | 1160| 840 b b b b b | 
| Deutschland. .| — | — b b b b b mw 
' Frankreich . . | 1910| 5170| 540) 893] 2430| 2354| 1634| 990/c1320| 1056| 790 | 
; Italien’, . 3101| 3601| 138] 720| 4334| 9601| 404| 101 187) 40 b | 
Spanen.” „| 10 An 100] 170 160c 201 — | b b b 
| Portugal . . - 500 10 b b |c 10007 b b b b b b 
Serbien . . . 300c 2501| b b b 7255 b b b b b | 
Algerien . . . | 1417| 1861| 320) 2740|. 8940| 4550| 2218| 723) 1000| 103) b | 
Brit. Südafrika . — 3001| °— 50| 3801| 300 99721 731 b b | 
‚China. . . . 13530113032) 19647| 23357| 42800| 28759] 15635] 7767113109|14752|c1726 | 
lapan.. us 5 75| 20 32| 180) 280 8 41 li b b b | 
| Indien... +. — | il — 5i| 400 182 2 Mu b bı 
Indochina . .| — | —- | — 1601| 642| 6001 b b b b b 
|ıBomneo ...I —| — 300 1201| b b b b b b ba: 
' Kleinasien . . | 270) 240) b b b 4001| 400] 400) 400) 400) b | 
| Viktoria - . „| 5901 9601 890] 13001 13201 1004| 5761 5801 375) b | b | 
' Neu-Südwales . fi 10 20 3201| 310 150c 120) 2438| 64 b b# 
' Queensland . . I 80 801 b b 3 b b b# 
' Westaustralien . — 2 20 10 b 16 b b b I 
Argentinien . _ zit = _ 2 812! 3601 271 50) b b | 
| England 2 4 b 4 b b | 
Dean 42700. [d46000 PERORRFUNNEETE 434000 | | 
ron (43180) (81634)|(57166)|(30759) | | 
— Erstes Halbjahr. b = Keine Angaben c = Unvollständige Angaben. — Ein- | 


schließlich der schätzungsweise ermittelten Produktion in den Ländern, für die Angaben | 
fehlen. 


Mineral Resources. 


men, Beer, Sondheimer & Co. und Altheimer, Speier & Co. in Frankfurt waren 
Mitglieder der Konvention. In einer Periode starker Überproduktion und damit gro- 


Ber Absatzschwierigkeiten und sinkender Preise gegründet, suchte der Ring sich 
gleich mit einer etwa 40% igen Erhöhung der sehr niedrigen Preise durchzusetzen. 
Daß dieser Versuch fehlschlagen mußte, war nicht verwunderlich, denn, obwohl die’ 
Konvention etwa #/, der Weltproduktion kontrollierte, waren doch noch zahlreiche 
Außenseiter (z. B. Hallet & Fry) vorhanden, die ihrerseits die Preissteigerung aus- 
nützten, aber wesentlich unter den Konventionspreisen verkaufen konnten. Im 
August 1911 kam es bereits zur Auflösung der Organisation, vor allem wegen der 
Schwierigkeiten, die die Chinesen als größte Produzenten machten. Noch im August 
hatte die Konvention die Preise bei Abnahme von 10 t auf £ 34,10 p. t cif. London 
bzw. auf 70,50 p. 100 kg cif. Festlandshafen (mit Zuschlägen von etwa £1 für 

Spezialmarken und Abzügen von etwa £ 3 für chinesisches Rohmetall) festgelegt. 
Bis zum Beginn des Jahres 1912 war der Preis schon auf etwa £ 27 gefallen. Das 
veranlaßte eine Gruppe amerikanischer, englischer und kontinentaler Händler zu 


$ 
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Fe. Ilb. Produktionsanteil der einzelnen Länder in Hundertteilen 


1914—1918. 
| 19133) 1916 | 1917 | 1918 
2 53 73 51 51 46,4 46 
reich. .°. .., 21 2 2 3 3,8 1) 
|| Algier Se 1 1,2 6 16 7,3 6,5 
| Mexiko . 10 6 0,4 1 4,2 10 
|| Italien 1 0,5 1,6 1% 1,5 1,2 
| Bolivien . —_ 0,4 22 10,6 20,7 14 
| Serbien . 1 _ — — 1,2 — 
| Argentinien Er — — — 1,3 at 
| Kleinasien . 1 — —_ — 0,6 1,2 
Japan . _ 0,1 0,4 0,3 — 01 
HU.S.A.. — _ 3,8 1,7 0,5 0,1 
| Borneo . — 11 0,3 — _ _ 
Australien . S 3 3,7 2 2 2 
Canada . — — 0,8 0,3 0,1 — 
IkPeru. . . . — — 0,6 1: 0,7 0,5 
Deutschland . i — — 1,5 — — — 
| Österreich-Ungarn . 8 = .- -— 0,7 = 
| Spanien : _ —_ 0,2 0,2 0,3 _ 
Portugal . . _ _ — 1,2 — — 
Brit. Südafrika — —_ 0,1 0,5 0,5 0,3 | 
Indien . . — _ — 0,5 0,3 —_ 
‚| Indochina . — — 0,4 0,7 1 — 
| * Rest : — 12,7 5,2 4,9 6,9 12 
| [%7100327°177:1002771271003 1 be 100 = 71.5100f@ Fr 100 


* Die Reste verteilen sich auf die nur schätzungsweise berücksichtigten Länder. 
1) Mineral Resources. 


‚iner Haussespekulation im Wege des Aufkaufes der chinesischen Zufuhren. Bis zum 
3eginn des Jahres 1913 gelang es ihnen tatsächlich, den Preis auf ca. £ 37 bis £ 38 
IE: steigern, wobei auch der Kriegsbedarf auf dem Balkan eine Rolle gespielt haben 
Jlürfte. Aber dieses Manöver hatte keinen Bestand, denn infolge des übergroßen An- 
'\zebotes sank der Preis bis Ende 1913/Anfang 1914 wieder auf ca. £ 28. 

Überhaupt ist das Antimon stets ein besonders beliebter Gegenstand der Metall- 
 spekulation gewesen, und wer die Preis- und Produktionskurve aufmerksam verfolgt, 
wird feststellen können, daß die Jahre großer Kriege deutlich hervorspringen., Diese 
Xonjunkturen führten stets zu Spekulationen, die auch in den darauffolgenden Jah- 
"en noch der Preisgestaltung ihren Stempel aufdrückten. Wir weisen hin auf die 
Xriegsjahre von 1864/66, 1870/71 und auf das Jahr des russisch-japanischen Krieges 
‚on 1905, das bei einem vorübergehenden Preisstand von £ 110 p. t im Juli 1906 
uf dem europäischen Markt noch bis 1907 seine Auswirkungen zeigte. 

| Eine noch nie dagewesene Hochkonjunktur mit einem unerhörten Steigen so- 
‚vohl der Preise als auch der Produktion brachte der Weltkrieg. Interessant ist die 
"eststellung, daß sich der Rückschlag infolge der beispiellosen Zunahme der Erzeu- 
jung bereits vor Einstellung der Feindseligkeiten bemerkbar machte. Der Höhe- 
»unkt lag im Jahre 1916, wo die Weltproduktion in Metall etwa 82000 t betrug 
‚gegen 7000 t jährlich von 1897—1902, etwa 15000 t bis 1912 und etwa 24 000 t vor 
‚lem Kriege). Die Preise erreichten eine Höhe von Cts. 40,06 p. Ib. für die Spezial- 
'narken (Cookson) und ca. 31,00 für gewöhnlichen Regulus. Im März 1916 wurde 
‚ogar die Marke Cookson in New York mit 57—60 cts. p. lb. notiert. Die weit über 
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Tabelle IVa. Die Produktion von Antimonmetall in metr. Tonnen, 


Jahr Deutschland | Frankreich | Österreich 


301 
349 


469 
680 
1740 
4293 
6300 
1901 1786 
1902 1725 
1903 2748 
1904 2116 
1905 » 2396 
1906 3433 
1907 3950 
1908 3850 
1909 5444 
1910 4640 
1911 Regulus Oxyd 
5406 


1912 
1913 3394 | 2996 
1914 1545 | 821 
1915 2834 | 912 
1916 4395 | 1509 
1917 4534 | 1485 
1918 2056 | 1391 
1565 | 483 


Piel 


1919 ° 


IEFET 


| 


das Maß auch des Kriegsbedarfs gesteigerte Erzeugung der überall (vor allem in 
China und Bolivien) aufstrebenden Antimonindustrie brachte bald den unvermeid- 
lichen Rückschlag. Gegen Ende 1916 notierte das „Engeneering and Mining Journal‘ 

bereits Antimon mit cts. 15 p. lb., nachdem der Preis im Oktober sogar auf 11 Ri 
gestanden hatte. Die Beendigung des Krieges brachte diesen an sich schon stark 
reduzierten Preis zu weiterem Weichen. Das Jahr 1921 bedeutet mit einer durch- 
schnittlichen Notierung von cts. 4,96 p. lb. den Höhepunkt der Krise. Nachdem die 
großen Kriegsvorräte verbraucht und zahlreiche unrentable Produktionsstätten zum 
Erliegen gekommen sind, beginnt eine leichte Belebung des Antimonweltmarktes 
sich bemerkbar zu machen. Allmählich gelang es den Produzenten durch Beschrän- 
kung der Produktion und des Angebots, den Preis von seinem Tiefstand, der auf die 
Dauer jede Rentabilität auch ihrer unter den günstigsten Bedingungen arbeitenden 
Unternehmungen unmöglich gemacht hätte, wieder in die Höhe zu bringen und ihn 
bis Anfang 1924 etwa zu verdoppeln. Im April 1924 notierte Antimon in New York 
9—10 cts. p. Ib. Der Preis hat sich also unter Berücksichtigung der Goldentwertung 
der durchschnittlichen Vorkriegshöhe zwar noch nicht wieder ganz angepaßt, aber 
aus der steigenden Tendenz der Preise kann man auf eine baldige Überwindung ‚der 
auch heute auf dem Antimonweltmarkt noch herrschenden Krise der Nachkriegszeit 
schließen. An dieser Schlußfolgerung ändert die Tatsache nichts, daß die Preise im 


März dieses Jahres vorübergehend sogar bis auf £53 p. t anzogen, gegen nur £ 40 
im Mai. | 


———— nn us, 
Vereinigte Staaten in short tons 
Jahr Mexiko einen ie mac in Hartblei aus Altmaterial od. 
enthalten Schlacke gewonnen 
1876/80 En _ 
1881/85 _ _ 
1886/90 nn -— 
1891/95 _ — | 
1896/00 _ u 
1901 2235 = 
1902 2904 E— 
1903 2304 570 — 2558 -— 
1904 1694. 486 _- 2571 - 
| 1905 1978 493 u 2747 = 
' 1906 2418 404 — 1362 _ 
| 1907 4615 351 — 1561 _ 
| =..1908 4064 _ 836 2246 — 
1909 4115 732 2360 1556 
1910 3710 = = 2229 2779 
1911 4131 _ — 2254 2369 
1192 3500 - e 1949 2506 
1913 2340 — — 2508 2705 
1914 1570 — — 2705 2646 
1915 200 — — 5364 3102 | 
= 1916 829 — _ 3496 4480 | 
u 1917 2647 258 2182 2759 
11918 3269 127 2490 2566 
1919 628 _ = 1943 | 
II 1920 1572 _ 2033 
= 1921 = — == 1589 
ne 1922 — _ = 1441 


Tabelle IVb. Die Produktion von Antimonmetall in metr. Tonnen. 
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| Serbien: 1909: 153; 1910: 326. 
r Queensland: 1912: 10. 
Neu-Südwales: 1891/95: 110; 1896/1900: 140. 


| Die zahlenmäßige Erfassung der Antimonerzeugung stößt auf zahlreiche Hinder- 
nisse. Regelmäßige und erschöpfende Produktionsberichte für die einzelnen Länder 
‚sind selten, für die gesamte Weltwirtschaft so gut wie gar nicht vorhanden. Das 
zur Verfügung stehende Zahlenmaterial ist also ziemlich lückenhaft. Ferner ent- 
behren auch die vorhandenen Zahlen aus mehreren Gründen der erforderlichen Zu- 
werläßigkeit. Vielfach sind die Erzeugnisse der einzelnen Produktionsstufen nicht 
gesondert aufgeführt, also Erze, Schlacken, Crudum, Legierungen und Regulus zu- 
sammengeworfen; sodann fehlt den Angaben über die Erzförderung die nötwendige 
‚Vergleichbarkeit, weil das Gewicht der Erze, nicht aber der allein maßgebende 
'Metallinhalt berücksichtigt ist. Schließlich führen die oft auf privaten Schätzungen 
‚beruhenden Mitteilungen: infolge der starken Konjunktur- und damit Produktions- 
‚schwankungen zu unvermeidlichen Fehlern und Widersprüchen, ganz abgesehen von 
‚der vielfach tendenziösen Färbung der von den Metallfirmen in den Fachzeitschriften 
‚veröffentlichten Marktberichte. Unter Berücksichtigung all dieser Momente kommt 
‚daher den von uns auf Grund von sehr zahlreichen, aber wenig einheitlichen 
‚Quellen zusammengestellten Statistiken nur eine relative Bedeutung zu; für die Be- 
‚urteilung der Lage und der Entwicklung des Antimonweltmarktes dürften diese An- 
‚gaben immerhin genügende Anhaltspunkte bieten. 

0 Wir bringen eine getrennte: Aufstellung über die Erzförderung (Tabelle I) und 
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Tabelle V. Preise für Antimonmetall. 


M. p. ton. Dollarcents p. Ib. £ p. ton. | 
nn nn eu mama Um TE EEE Ts 
1862/65 1039 Antimony ordinary brand | 1901 33.17.4 | 
1866/70 838 1895 7,56 1902 29.11.7 ! 
1871 Kr 1029 1896 6,65 1903 26.18.7 | 
1876/80 1132 Re 1904 28. 7.11 ect | 
1881 876 189 { ‚HB. se 
188690 966 1899 9.43 1905 46.15.1 (9 gg ——. 
1891186 828 1900 9,50 1906 90.—. — 1.H. 75.—.— 
1896/1900 677 1901 8,25 put 2. H.110.— .— 
1901 666 1902 6,12 1907 54.— — V-H. 80.—.— 
1902 573 1903 6,00 NTE 2.H. 35.—.— 
Mai 1924 730/750 1904 6,37 1908 33. 4.5 
Antimony Special brand 1905 10,25 1909 30.1.5 
„Cookson“ 1906 21,73 1910 28.10. — 
Dollarcents p. 1b. 1907 14,84 1911:, 2957437 
1908 8,7 1908 8,00 1912 30. 6. 7 
1909 8,3 1909 7,47 1913 32.2.3 
1910 8,2 1910 7,39 1914 28.16. 7 1.H. 
1911 8,6 1911 7,54 
1912 8,9 1912 7,76 | 
1913 8,73 1913 7,52 | 
1914 10,73 1914 8,76 | 
1915 40,06 1915 30,28 | 
März 1916 57 1916 25,37 
1917 20,69 | 
1918 12,58 | 
1919 8,19 
1920 8,49 
1921 4,96 
1922 5,4 
1923 E= 


April1924 9 bis 10 


die Metallgewinnung (Tabelle IV), dann eine den ‚„Mineral-Resources“ entnommene 
Schätzung der Gesamtweltproduktion, berechnet nach dem mutmaßlichen Metall. 
inhalt der geförderten Erze (Tabelle Illa). Für China ist eine besondere Tabelle 
beigefügt. Hier liegen die Verhältnisse besonders unübersichtlich. Die Erzeugung 
läßt sich überhaupt nicht erfassen. Daß die Mitteilungen über den Export auch nicht 
besonders zuverlässig sind, möge die in der Tabelle II vorgenommene Gegenüber- 
stellung der verschiedenen Mitteilungen zeigen. Schließlich ist noch eine Zusammen- 
stellung der Preise gegeben, wobei es leider nicht möglich war, die Londoner Notie- 
rungen "nach 1914 zu erhalten (Tabelle V). Die bis 1900 nach Neumann angeführten 
Markpreise sind lediglich Umrechnungen der Londoner Börsennotiz in Mark. Wir 
haben von einer weiteren Mitteilung der in Mark gezahlten Preise abgesehen, da in 
Deutschland eine amtliche Notierung erst seit Beendigung des Krieges erfolgte. 
Bei einem großen Überblick über die Statistik läßt sich folgendes feststellen: 
Aus den nach der Metalltabelle der ‚„Mineral-Resources‘“ berechneten prozentualen 
Anteilen der einzelnen Länder (Tabelle IIIb) geht als wichtigste Tatsache hervor, 
daß China als Produzent den ersten Platz auf dem Antimonweltmarkt behauptet. 
Ihm folgt Bolivien, dessen Antimonindustrie jedoch erst in den Jahren 1915—1916, 
bedingt durch das Interesse der englischen Rüstungsindustrie und unter tätiger Mit- 
wirkung englischen Kapitals, zur Bedeutung gelangte. An dritter (vor dem Kriege 
an zweiter) Stelle folgt Frankreich, dessen Anteil zwar zeitweise relativ sehr stark 
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bnimmt, das aber doch, wenn man Algier hinzurechnet, den dritten Platz behaupten 
onnte. Den nächsthöchsten Anteil hat Mexiko, dessen Bedeutung trotz des geringen 
rozentsatzes in den Jahren der Hochkonjunktur relativ gleich geblieben ist. Über 
‚ie anderen weniger wichtigen Länder ist nichts Besonderes zu sagen. 

Eine Berechnung des Anteiles der einzelnen Länder am Weltverbrauch ist nicht 
öglich, da hierzu die Anhaltspunkte fehlen. Die „Mineral-Resources“ für 1918 ent- 
‚alten jedoch eine Schätzung der prozentualen Verteilung des Weltkonsums in 
‚ntimou für das Vorkriegsjahr 1913, die wir wiedergeben: Vereinigte Staaten 32%, 
'rankreich 20 %, Deutschland 20%, England 12%, China und Japan zusammen 
0%, Österreich-Ungarn 4%, Italien 2%. Für die Kriegsjahre dürfte ein stark 
esteigerter Anteil der kriegführenden europäischen Staaten an dem mehr als ver- 
reifachten Weltverbrauch von Antimonmetall ohne weiteres anzunehmen sein. 
fach Rückkehr zu normalen Produktions- und Konsumtionsverhältnissen dürfte 
rieder eine annähernd gleiche Verteilung des Weltkonsums auf die für 1913 genann- 
»n Länder eingetreten sein, höchstens wäre ein Vorrücken der Vereinigten Staaten 
uungunsten der durch den Weltkrieg geschwächten europäischen Staaten zu ver- 
uten. 


Wismut. 


Das Wismut ist ein rötlich weißes, glänzendes, sehr sprödes, großblättrig 
ristallinisches Metall, das bereits bei etwa 264 Grad schmelzbar ist. 

Den Alten war es nicht bekannt. Auch im Mittelalter war man sich über das 
Wesen des Metalls nicht im klaren, denn Basilius Valentinus, der die Bezeichnung 
Wismut schon im XIII. Jahrhundert gebraucht, und auch spätere Alchimisten hielten 
'sfür ein Halbmetall oder verwechselten es mit anderen Metallen wie z.B. Antimon 
nd Zink. Erst 1739 gab Pott und später Bergmann näheren Aufschluß über das 
Vesen des Metalles. Außer den Bezeichnungen Wismat, Wismut (Herkunft strittig, 
\ielleicht deutschen Ursprunges = Wiesmatte — blühende Wiese, weil das Metall an 
er Oberfläche vielfach bunt anläuft) findet sich bei den Alchimisten noch die Be- 
‚eichnung ‚plumbum cinereum‘“ (Aschblei), weil es bei der Verarbeitung anderer 
tze ausseigert und nachher in der Asche gefunden wurde. 

Ebenso wie bei Antimon verhindert auch bei Wismut die Sprödigkeit, daß das 

Aetall dort Verwendung finden kann, wo ein hämmerbares, zähes und widerstands- 
ähiges Material benötigt wird. 
‘An sich käme das Wismut für dieselben Legierungen in Frage, für die ın 
\usgedehntem Maße Antimon verwandt wird. Der relativ hohe Preis des Metalls ver- 
‚Indert aber, daß seine Verwendung in Lager- oder Letternmetallen große Bedeutung 
Mängen kann. Jedoch kommt Wismut für eine große Anzahl leichtflüssiger 
feßierungen für die Zahntechnik usw. in Betracht, auf die wir erst im Abschnitt 
‚ber Cadmium näher eingehen wollen. 


Die Verwendung des Metalls zu Legierungen tritt ganz zurück vor der Bedeu- 
ung, die seine Salze erlangt haben. Die Grundlagen für die Entwicklung einer 
Vismutindustrie wurden überhaupt erst geschaffen, als man in den sechziger Jahren 
es vorigen Jahrhunderts die Salze für medizinische Zwecke anwenden lernte. Es 
„andelt sich vor allem um Karbonat, Nitrat bzw. Subnitrat, Gallat (basisch, unter dem 
amen „Dermatol‘ geschützt) und Salizylat, die sämtlich vor allem gegen Magen- und 
Jarmleiden verwandt werden. Nach einer Notiz in der „Bergwerkszeitung‘ (vom 
"8. Oktober 1921) hat der am Pasteurinstitut wirkende Dr. Roux die Eignung von 
‚Vismutsalzen auch für Einspritzungen bei venerischen Krankheiten entdeckt. Neben 
liesen pharmazeutischen Zwecken dient Wismut auch als Karbonat und Nitrat zur 
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Herstellung von Schminken (Schminkweiß oder Wismutweiß); schließlich sei noch 
seine Anwendung in der Porzellanmalerei als Lüsterfarbe und der Gebrauch zur 
Erzeugung stark lichtbrechender Glasflüsse genannt. $ 
Als Rohstoffe kommen für die Wismutgewinnung in Betracht das in der Natur 
gediegen vorkommende Wismut, sodann die Wismuterze: Wismutglanz und Wismut- 
ocker, ersteres ein sulfidisches (Bi, S;), letzteres ein oxydisches (Bi, O;) Erz. Da sich 
Wismut meist in den Gängen anderer Erze (Zinn, Wolfram, Kobalt, Nickel, Blei, 
Silber) eingesprengt vorfindet, bilden die bei der Verhüttung und Raffination dieser 
Metalle abfallenden Schlacken und Rückstände wertvolle Rohstoffe der Wismut- 
industrie. MN 
Die Verarbeitung der sehr reinen sächsischen Erze erfolgte früher durch ein- 
fache Seigerarbeit im Anschluß an die Smalteherstellung (Smalte = Kobaltkalium- 
silikat =Kobaltblau). Später ging man zum direkten Schmelzprozesse über. Man 
unterwirft die Erze einer oxydierenden Röstung in Tiegeln oder Flammöfen und 
bewirkt eine Reduktion des erhaltenen Oxvds durch Vorschmelzen mit Eisen- 
spänen, Kohle, Kalk und Soda, wobei Rohmetall, wismuthaltige Speise und 
eisenreiche Schlacken fallen. Neben dem trockenen Hüttenprozeß kommen noch 
nasse und elektrolytische Verfahren vor. Das nasse Verfahren, vor allem bei 
geringhaltigen Erzen und Hüttenrückständen angewandt, besteht darin, daß das 
Material in ca. 15 %wiger Salzsäure gelöst wird. Die sich bildende Wismut- 
chloridlösung wird mit Soda abgestumpft und mit Wasser verdünnt, so daß 
unlösliches Oxychlorid ausfällt. Der getrocknete Niederschlag wird mit Bei- 
schlägen reduzierend verschmolzen. Bei der Gewinnung durch Elektrolyse benutz! 
man als Anoden edelmetallhaltiges Wismut, als Kathoden reines Wismut und als 
Elektrolyt eine Wismutnitrat- oder chloridlösung. Inwieweit die genannten Verfahren 
in Anwendung sind und welche Verbesserungen sie erfahren haben, läßt sich schwer 
sagen, da die meisten Werke ihre Methoden geheim halten. Das aus überseeischen 
und australischen Erzen gewonnene Rohmetall enthält meist noch wesenliche Ver: 
unreinigungen (neben 93—940% Wismut: Arsen, Antimon, Kupfer, Zinn, Blei, Eisen) 
so daß eine Raffination nötig wird. Diese geschieht durch einfaches Ausseigern au 
geneigten Eisenplatten oder durch Verschmelzen in Tiegeln unter Zusatz von Rafüi 
nierschlacken, die die Verunreinigungen aufnehmen; schließlich durch Elektrolyse 
in wässeriger Lösung. (Trohm, Gießen; Nordd. Affinerie in Hamburg.) 4 
Unter den Ländern, die für die Wismutgewinnung in Betracht kommen, dürft 
Bolivien mit seinen reichen Vorkommen an erster Stelle stehen. Hinter ihm folger 
Australien (Neu-Südwales, Queensland, Tasmanien, Westaustralien), dem siel 
Deutschland und Österreich (sächs. Erzgebirge, Harz, Kärnten, Steiermark, Krain 
Siebenbürgen) anschließen. Von Bedeutung sind dann noch die Lagerstätten u 
Nordamerika, Peru, Mexiko, China, Spanien, Norwegen, Schweden. Von geringere 
Bedeutung dürften die Vorkommen in Japan, Indien (Tenasserim, Nieder-Birma) 
Kanada, in der südafrikanischen Union und Rhodesia, in England, Rußland und au 
dem Balkan sein. Die Wismuterze in den Randgebieten des Stillen Ozeans, vo 
allem in Bolivien und Australien, finden sich meist in Begleitung von Zinn- 
Wolfram- und Molybdänvorkommen. Neben diesen gemischten Erzen haben 4 
Mexiko eigentliche Erzgänge von gediegen Wismut besondere Bedeutung. 
Sachsen und Kanada sind es vor allem die Kobaltgänge, die Wismut führen. Hie 
finden sich ebenso wismuthaltige Silbererze, in Südafrika auch Golderze. | 
Die ältesten Produktionszahlen liegen für den Bereich des sächsischen wm 
des österreichisch-ungarischen Wismutbezirkes vor. Die Produktion beginn 
in Sachsen mit nicht unbeträchtlichen Mengen bereits im ersten Viertel des ver 
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angenen Jahrhunderts. In den seit 1825 mitgeteilten Angaben zeigt die Erzeugung 
inen sehr ungleichmäßigen Verlauf, was auf ein unregelmäßiges Vorkommen des 
ur als Nebenprodukt gewonnenen Metalls schließen läßt. Gleichwohl läßt sich die 
‚ntwicklung in großen Zügen verfolgen. Bis zum Ende der fünfziger Jahre erreicht 
ie Metallgewinnung in langsamem Ansteigen die zehnfache Höhe der Anfangsziffer. 
‚ine weitere Steigerung erfährt die Produktionskurve durch die um 1860 erfolgte 
‚ntdeckung der medizinischen Verwendbarkeit der Wismutsalze. Die Erzeugung 
veigt jedoch seit 1882 eine rückläufige Bewegung, was auf eine relative Erschöpfung 
‚es Wismutvorkommens der im Schneeberger, Johann-Georgenstädter und Alten- 
erger Bezirk gelegenen Erzbergwerke schließen läßt. Nicht ohne Einfluß dürfte 
‚uch die mit dem Ende des vorigen Jahrhunderts einsetzende Konkurrenz der über- 
‚eeischen Produzenten auf den Rückgang der sächsischen Produktion gewesen sein. 
‘om Jahre 1920 an konnte die Wismutproduktion der Blaufarbenwerke nicht mehr 
‚rmittelt werden, da neuerdings die Verkaufsstatistik nur noch die Gesamtsumme 
‚es Wertes enthält, während die genauere Bezeichnung der einzelnen Produkte 
reggefallen ist. 

' Im übrigen Deutschland findet eine Wismutproduktion noch in Hamburg und 
‚n Rheinland aus ausländischen Erzen bzw. als Raffination des Rohmetalls statt. 
Die preußische Hüttenstatistik führt einige Zahlen für die Jahre 1904—1910 auf, die 
ich auf die rheinische Produktion beziehen dürften. Nach Aussagen von Fach- 
wuten ist die Leistungsfähigkeit der Norddeutschen Affinerie in Hamburg mit monat- 
ich etwa 150 kg, jährlich also mit annähernd 2 t zu veranschlagen, während sich 
ie Erzeugung der Firma Dr. L. C. Marquart A.-G. (Chemische Fabrik) in Beuel 
‚chätzungsweise auf monatlich 24a t, jährlich also etwa 30 t belaufen wird. In der 
‚Hiziellen Statistik finden sich seit 1911 keine Angaben, da die bis dahin im 
‚Preußischen Jahrbuch‘ geführte Hüttenstatistik seit 1912 auf das Kaiserlich 
itatistische Amt überging, wo die weniger wichtigen Metalle nicht mehr einzeln auf- 
eführt werden. 

In Deutschland besteht eine Wismutkonvention, die nach Liefmann eines der 

‚ltesten deutschen Kartelle ist. Sie ist zur Hauptsache ein Konditionen- und Preis- 
artell, hat während des Krieges geruht, da Wismut, wie die meisten Metalle, der 
ıtaatlichen Bewirtschaftung unterlag, und wurde im November 1921 wieder auf- 
erichtet. Die deutsche Wismutkonvention umfaßte sechs pharmazeutische bzw. 
‚hemische Fabriken, nämlich: Gehe in Dresden, v. Heyden in Radebeul, Merck in 
„Jarmstadt, Riedel in Berlin, Schering in Berlin und Marquart in Beuel. Die fünf 
ırstgenannten Werke produzieren nur Salze, das letztgenannte hauptsächlich Wis- 
/autmetall. Die Firma Marquart stellte Anfang 1924 die Forderung, daß sich die 
ınderen Mitglieder der Konvention verpflichten sollten, ihren Metallbedarf aus- 
chließlich bei ihr zu decken. Da das abgelehnt wurde, kündigte die Firma im 
ıpril 1924 die Konvention. 
‘ Zu den für Österreich und Ungarn mitgeteilten Zahlen ist zu bemerken, 
‚aß die österreichische Statistik Wismut als Erz notierte, wogegen Ungarn die Er- 
‚eugung in Metall brachte. Die von Neumann bis 1900 aufgeführten und von uns 
rgänziten Zahlen sind deshalb als Metallerzeugung Ungarns zu werten. Im ersten 
‚ahrzehnt des neuen Jahrhunderts finden sich noch einige Ziffern, später wird die 
Nismuterzeugung nicht mehr erwähnt, hat also geruht oder ist gering gewesen. 
Die im zweiten Jahrzehnt mitgeteilten Ziffern sind einer gelegentlichen Notiz der 
"Montanistischen Rundschau‘ entnommen; jedoch stellen die an sich nicht un- 
»eträchtlichen Erzmengen keine allzu große Erzeugung in Metall dar, da die Erze 
‚inen sehr geringen Metallgehalt aufweisen. 
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‘Als Erzproduzent ist noch Norwegen genannt. Über den Gehalt der Erze is 
nichts bekannt. Vermutlich ist der Produzent das dem sächsischen Blaufarbwerks 
konsortium gehörige Blaufarbenwerk „Modum“ in Südnorwegen. 

Fine recht beträchtliche Konkurrenz der sächsischen Wismutproduzenten dürft 
nach den vorliegenden Zahlen Spanien sein. Die für den Kupfermarkt bedeu 
samen Minen von Rio Tinto in Südspanien gewinnen das in den Kupfererzen voı 
kommende Wismut nicht nur als Rückstand, sondern übernehmen auch in ihre 
eigenen Hütten die Weiterverarbeitung, wie der ansehnliche Ausweis der Metal 
gewinnung zeigt. N 

Die Wismutgewinnung in Südafrika ist für den Weltmarkt ganz unbedeuten« 
Kleine Erzmengen sind für Madagaskar, Nord-Rhodesia und Transvaal gemeldet. I 
den beiden letzten Gebieten handelt es sich um Nebenprodukte bei der Gold- un 
Zinnerzverarbeitung. 

Wichtiger für den Wismutweltmarkt sind die asiatischen Vorkommen. I 
Südchina werden in den Provinzen Kwangtung und Kiangsi zusammen mit de 
dort vorkommenden Wolframerzen auch Wismuterze gewonnen, die nach der Au 
bereitung zwischen 50 und 65% Metall enthalten. Sammelplätze sind Changsh: 
Swatow und Kanton, von wo die Erze nach Hongkong auf den Markt gebrach 
werden. Etwa 60% der Verschiffungen gehen nach Liverpool, der Rest nach Han 
burg, Yokohama und San Francisco. Nach neueren Mitteilungen kommt eine Ve 
schiffung von Erzen aus China so gut wie nicht mehr in Frage, vielmehr umfaß 
sein Export nur noch Rohmetall. 

Verhältnismäßig jung ist die Gewinnung von Wismuterzen und Wismu 
metallen in Japan. In den an sich schon nicht beträchtlichen Metallmenge 
dürfte auch die Gewinnung aus chinesischen Erzen enthalten sein, so daß ’apzı 
Bedeutung für den Wismutweltmarkt vorerst nicht groß ist. 

Von geringerer Wichtigkeit sind auch die in Nieder-Birma gewonnei 
Mengen von Wismutmetall. Über die Förderung eines 1922 im russischen Transba 
kalien entdeckten Wismuterzes (‚„bazowismutit“), das etwa 60% Metall enthale 
soll, ist bisher nichts bekannt. 

Nächst Amerika ist Australien das wichtigste Gebiet für die Wismu 
produktion. Queensland, Neu-Südwales und Tasmanien weisen eine recht ansehr 
liche Produktion auf, wogegen die Zahlen für Westaustralien und das Nort 
territorium zurücktreten. Wismut wird in Australien als Nebenprodukt der Wolfram 
und Molybdänbergwerke gewonnen, die Erzeugung wird also durch die Konjunktu 
des Wolfram- und Molybdänweltmarktes mit bestimmt. Auf diese Tatsache ist de 
Rückgang der Erzeugung in den Jahren 1920/21 zurückzuführen. Der größte Te 
der Erze geht als Konzentrat oder Rohmetall nach England. Die englische Wismu 
firma Johnson, Mathey & Co. hat auch auf dem australischen Markt für Wismu‘ 
erze und Rohmetall maßgebenden Einfluß zu erlangen gewußt; jedoch haben einig 
australische Firmen Anteil an der Wismutindustrie, so die Firma Elliot Brothers‘ i 
Sidney, die nicht nur Metall, sondern auch Salze herstellt. 

Aus den mitgeteilten Zahlen geht deutlich hervor, daß Amerika derjenig 
Erdteil ist, der für die Wismuterzeugung die Vormachtstellung behauptet. Di 
Produktion der Vereinigten Staaten, Boliviens und Perus zusammengefaßt, düge 
die Ergebnisse aller anderen Länder um ein Beträchtliches übersteigen. 

Leider beruhen die wenigen vorhandenen Zahlen für Nordamerika a 
bloßen Schätzungen, da die betreffenden Werke mit Ausnahme der American Smel 
ing and Refinig Co. die Bekanntgabe ihrer Produktionsmengen nicht gestatten. De 
Hauptanteil an der Wismutproduktion der Vereinigten Staaten haben die Blei- un 
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innraffinerien, die nicht nur heimische, sondern auch mexikanische Materialien 
erarbeiten. Eine Notiz in der ‚„Chemiker-Zeitung“ vom Oktober 1915 schätzte die 
ki den Anodenschlämmen der elektrolytischen Bleiraffination in Nordamerika 
'ewonnenen Wismutmengen auf ca. 150—200000 pounds jährlich. Die Mineral Re- 
\ources für 1922 geben die Wismuterzeugung der Blei- und Zinnraffinerien für 
‚921/22 mit etwa jährlich 300000 pounds an. Im westlichen Nordamerika sollen 
‘uch wismuthaltige Bleierze in den Handel kommen; jedoch erfolgt eine Bezahlung 
‘es Wismutinhaltes erst bei mindestens 3% Metallgehalt. Es sollen sogar manchmal 
ir Beimengungen von Wismut in anderen Erzen Abzüge an den Erzpreisen gemacht 
vorden sein. Wie die seit 1913 stark zurückgehenden Importe zeigen, hat es Ame- 
ika verstanden, sich für seinen recht ansehnlichen Bedarf, der durch drei pharma- 
'eutische Syndikate in Philadelphia, St. Louis und New York kontrolliert wird, von 
uswärtigen Einflüssen freier und unabhängiger zu machen. Immerhin sind die 
nporte und damit der Einfluß europäischer Produzenten auf den nordamerikani- 
chen Wismutmarkt auch heute noch recht bedeutend. Die Behauptung der Mineral 
‚esources von 1922, daß die Wismuterzeugung Nordamerikas berechnet in Metall 
ie jedes anderen Landes übertreffe, läßt sich mangels vollständiger Angaben nicht 
\achprüfen, jedoch möchten wir annehmen, daß vorläufig noch Bolivien die Füh- 
'ıng unter den Wismutproduzenten der Welt hat. 

England hat nicht wegen seiner Wismut-Vorkommen, sondern deshalb, weil 
‘ie Unternehmungen der Firma Johnson, Matthey & Co. in London die Verarbeitung 
ädamerikanischer und australischer Erze bzw. die Raffination des überseeischen 
\ohmaterials in großem Umfange betreiben, entscheidenden Einfluß auf den Wismut- 
"eltmarkt. 
' Die internationale Wismutkonvention unter Führung der genannten Firma kon- 
'olliert heute schätzungsweise /; der gesamten Weltproduktion. Außenseiter finden 
“ch in Nordamerika, England und Deutschland. Eine vollständige Aufzählung der 
'er Konvention angehörenden Mitglieder ist in Ermangelung der Unterlagen nicht 
höglich. Die Konvention ist nicht nur Konditionen- und Preiskartell, sondern hat 
‚uch eine Verteilung des Absatzgebietes zum Zweck. Für die beherrschende Stel- 
ıng des Wismutringes können wir zwei charakteristische Tatsachen anführen. Erstens 
ie Ausführungen der Mineral Resources, die die New Yorker Wismutnotierungenn 
»diglich als eine Umrechnung der von der Konvention diktierten Londoner Preise in 
jollarwährung bezeichnen und zweitens eine Notiz aus dem Jahre 1913, die besagt, 
aß der Einfluß der englischen Firma, zu deren Betätigungsfeld die Vereinigten Staa- 
hm gehörten, derart groß war, daß die Fabrikanten von Wismutsalzen es nicht wag- 
n, Wismutmetall von amerikanischen Außenseiter-Produzenten zu kaufen, um sich 
icht für etwaigen weiteren Bedarf einer Lieferungssperre des Kartells auszusetzen. 
‘in weiterer Beweis für die Macht der Konvention ist die Tatsache, daß sie im 
hhre 1922 plötzlich den Preis von sh 7,6 p. Ib. auf sh. 9/- kurz darauf auf sh10/- 
"höhte und bis heute unverändert halten konnte. 
Der Einfluß des internationalen Wismutsyndikats ist auch auf die für den Welt- 
‚arkt wichtigste bolivianisch-peruanische Erzeugung sehr stark. So steht 
ie San Gregorio Mine im Distrikt Cerre de Pasco (Peru) unter seiner Kontrolle. 
'ndere Bergwerke, die gleichfalls von der Internationalen Konvention beherrscht 
‚erden, finden sich in Tasna und Chorolque bei La Paz sowie im Postosi Distrikt 
3olivien). Die bolivianischen Wismutbergwerke stehen hauptsächlich unter Leitung 
'2s Anglo-Bolivian Mining Syndikate und der Aramayo Francke Mines Ltd. Sämt- 
che Erze werden auf mindestens 20—30%0 Metallgehalt angereichert, teilweise auch 
" einheimischen Werken (so in Hauracaca, Peru) zu Rohmetall reduziert. Die 
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Exporte gehen in der Hauptsache nach Europa (Liverpool) und Nordamerika. Bi 
übrigen ist die bolivianische-peruanische Wismutindustrie durch ungünstige Verkehrs 
lage, vor allem durch die schwierigen und wegen der weiten Entfernung von de 
Küste kostspieligen Transportverhältnisse, sehr stark in ihrer Entwicklung gehe nt 

Über die Produktion in Mexiko, dessen Wismutvorkommen eine weite Aus 
dehnung haben sollen, liegen leider keine Angaben vor. ” 

Liverpool ist der Haupthandelshafen für Wismuterz. Interessant ist dabei, da 
die bolivianischen Erze dorthin nicht nur von Mollendo und Antofagasta (Per 
bzw. Chile) aus verschifft, sondern auch auf dem Paraguayflusse nach Bueno 
Aires geschafft und von hier nach Europa verladen werden. Der durch den schne] 
len Transport auf dem letzten Wege erreichte Vorteil wiegt die höheren Kosten de 
Flußweges auf, wie überhaupt die Transportkosten in Anbetracht der hohen Wismu 
preise nicht bedeutend ins Gewicht fallen. 3 

Die Preise für Wismutmetall halten sich in den ersten Jahrzehnten der Produk 
tion durchweg auf dem Anfangsniveau. Die sechziger Jahre, in denen die Nutzbaı 
machung der Wismutsalze für medizinische Zwecke sich durchzusetzen begann, brin 
gen eine gründliche Umwälzung in der Wertschätzung des Metalls. Der Preis eı 
reicht vorübergehend das Zehnfache der um 1857 mitgeteilten Notierungen, um sie 
nach einem unvermeidlichen Rückschlag bis gegen Ende des Jahrhunderts etwa au 
den fünffachen Betrag der Anfangspreise zu stabilisieren. D 

Die Konkurrenz der überseeischen Wismutproduzenten tritt dann in den se 
1895 notierten Preisen deutlich in die Erscheinung. Daß der Preisrückgang nur vo 
kurzer Dauer war, dürfte seinen Grund darin finden, daß die staatl.-sächs. Blau 
farbenwerke in Oberschlema bzw. Freiberg, die fast ausschließlich die Verarbe 
tung der geförderten Kobalterze zu Smalte und die Gewinnung des darin enthaltene 
Wismutmetalls betrieben, sich mit der Deutschen Gold- und Silberscheide tt 
Frankfurt a.M. und vor allem mit der englischen Metallfirma Johnson, Mathey & Ck 
zu der erwähnten Wismut-Konvention zusammenschlossen, die bis heute den ganze 
Weltmarkt beherrscht und die Preise auf einer ziemlichen Höhe halten konnte. Iı 
übrigen sei bemerkt, daß die in Mark notierten Preise nach den Veröffentlichunge 
des Freiberger Jahrbuchs berechnet, also Hüttenverkaufspreise sind, denen gegei 
über die im Handel gezahlten Preise etwas höher sein dürften. Natürlich stehen di 
Markpreise, die im übrigen schon seit etwa 1921 mehr und mehr durch die auc 
im sonstigen Metallhandel eingeführte Pfundnotierung ersetzt wurden, unter deı 
deutlich sichtbaren Einfluß der Geldentwertung. 4 

Daß während des Krieges trotz gesteigerter Verwendung der für die Medizi 
unentbehrlichen Salze keine übermäßige Hausse für Wismutmetall einsetzte, dürft 
sich daraus erklären, daß die überall einsetzende staatliche Bewirtschaftung die Vo 
räte restlos erfaßte. Vor allem aber stand die Kontrolle der englischen Regierun 
über den Londoner Wismutmarkt einer übertriebenen Steigerung der Preise ü 
Wege. Die Baisse der Nachkriegszeit ist also weniger eine Folge des Wegfalls d 
erhöhten Kriegsnachfrage als vielmehr der Überproduktion. Die Kontrolle der inte 
nationalen Wismutkonvention hat den Wismutweltmarkt vor allzu großen Erschütt 
rungen bewahrt, wenn ihr allerdings auch bisher nicht die Anpassung der Preise a 
die beträchtliche Vorkriegshöhe gelungen ist. E 

Für die folgende Statistik der Wismutproduktion gilt, wenn auch in etwas g 
ringerem Maße, dasselbe, was wir für die Antimonstatistik ausführten. Liegen b 
Wismut die Verhältnisse immerhin etwas übersichtlicher als bei Antimon, so komn 
den im übrigen wegen der Geheimnistuerei vieler Produzenten (z.B. Nordamerik: 


nur spärlich vorhandenen Zahlen auch hier nur eine relative Bedeutung zu. 3 | 


4 
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Tabelle I Die Wismutproduktion bis 1900, 


Deutschland (Sachsen): In Österreich-Ungarn: 
Preis „#4 | Metall Preis 4 | Metall Metall 
| Jahr Bökg Ke Jahr ur Er Jahr ® 
1825 3.30 2 300 1880 | 1430 | 45 700 1855 600 
1826 3.30 2910 1881 | 1438 | 55600 1856 er 
1827 3.30 2160 1882 | 14.09 6 600 1857 310 
1828 3.30 3 550 1883 | 14.10 2.200 1858 ne 
' 1829 3.75 1 580 1884 | 1413 600 1859 180 
1830 3.85 3590 1885 | 15.55 2 300 1860 60 
1831 Br 2 900 1886 | 15.97 3 400 1861 60 
1832 3.96 2 960 1887 | 15.85 2.000 1862 1170 
1833 BU 4 260 1883 | 15.38 2 200 1863 1190 
1834 2.60 4 730 1889 | 15.81 | 2100 1864 | 2600 
1835 2.60 4 520 1890 | 16.06 1 900 1865 | 3460 
1836 2.60 3 930 1891 | 16.09 2 500 1866 | 2810 
1837 2.20 4440 1892 | 16.19 2.000 1867 2.650 
1838 2.— 1 930 1893 | 1608 2.100 1868 2040 
1839 1.80 5 300 1894 | 16.20 2400 1869 970 
' 1840 1.90 6 920 1895 7.49 2 530 1870 920 
1841 2.30 1 930 1896 6.35 1110 1871 900 
1842 2.40 8130 1897 9.36 1620 1872 1080 
1843 2.70 7260 1898 9,98 1380 1873 960 
| 1844 | 3.70 5 250 1899 | 10.59 1 300 1874 | 1400 
1845 5 9 100 1900 | 10.56 1 680 1875 je 
er Ber a Erzförderung in Österreich-Ungarn: a 
1848| 4— | 5200 a Tehnen 1878 | 14300 
1849 3.60 9 190 1895 185 1879 400 
I 1850| 6-— | 8360 1897 1 1880 500 
| 1851 4.40 11 210 1900 4 1881 600 
| 1852 3.80 9 870 1882 400 
| 1853 4.15 , 21700 England: Metall kg 1883 800 
| 1854 4.24 | 13700 ER ge | 00 1834 1000 
| 1855 | 369 | 23700 Anne ai 1885 | 2000 
|| 1856 3.20 | 21000 1379 I 1886 280 
1857 320 | 23 600 1887 160 
1858 3.20 8 600 Neu-Südwales: Metall u. Erz in kg 1888 - 
| 1859 | 20.— 8 500 —— 1889 100 
\ 1860 | 7ı0o | 3800 1895 | 3.000 1890 | 100 
1861 | 12.— 7.200 1895 | 42.000 1891 680 
1862 | 1950 | 17700 1897 3 000 1892 550 
1863 | 1913 | 16200 1898 | 29000 1893 580 
1864 | 18.90 | 13400 1899 | 16000 1894 200 
1865 | 17.— | 30000 1900 | 11.000 1895 er 


1866 | 21.58 | 25800 lend= Metall und Erz in ke 1896 |, 3648 
ao... ueensland?-Metallsund Erz in. kg, 2 097 || dene 


1868 | 31.81 | 16500 1889 | 52000 1898 | 3050 
1869 | 2308 | 17500 1890 | 31000 18:9 | 2960 

| 1870 | 23.18 | 36 700 1891 | 117000 1900 | 3050 

| 1871 | 22.97 | 28 700 1892 | 130 000 

| 1872 | 20.01 | 38500 1893 | 74000 
1873 | 18.25 | 13800 1894 | 65000 
1874 10.31 29 600 1895 60 000 Dr.B. Neumann, Die Metalle. 
1875 10.40 26 100 1896 u — A Haenig, Der Erz- und 
1876 11.71 21 500 1897 1 000 Metallmarkt. — Österr. Ztschr. 

| 1877 | 13.19 | 31600 1898 | 8000  f. d. Berg- und Hüttenwesen. 


| 1878 | 14.39 | 32400 1899 2.000 
| 1879 | 1446 | 42100 1900 8.000 


Fr 

2} 
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Tabelle I. Die Wismutproduktion in kg seit 1900. 


Öster-| Un- | Neu- | Queens- | Tas- Australien, I 


Sachsen reich | garn | Süd- land ma- | Nordterritorium || 
u j s$| S wales . „jzen ; Erz: 
Has soelco 3 |=s|# 358=s 1918 57 
E Erz | E52 55| Eız E <a 2 ESSISe 1920 127 
oa N; E BbE29 : | 
ZB udn mie >F2 a Westaustralien | 
1901 |1655 521813 16000| 1600| 210001 20000 E Erz: 
1902 11973 534215 8000| 900] 10000 1000 Ma 1914 9144 
1903 [3400 466810 10000| 1539| 23000| 1100 | — 1915 1016 
1904 13022 441080 1700| 892] 41000| 20450 | — 1916 254 
1905 2604 375501 = 1389| 560000 15300 | — 1917 508 
1906 [4331 330472 — 20201 — Es . 1919 51 
1907 |3984 283867 pn 420 |86000 = * 
| 1908 13700 297564 — _ A, 5500 Preußen 
. 1909 4900 287961 er ur &” nn er Metall: 
1910 12250 257709 = — 65031 — | 2133710872 1904 60 
1911 [4016 221674 a “ BT a ae 7 G 
‚ 1912 [3241 220426 — | — | 5893|6045 194564| 7712 1SDR (0 
ı 1918 3852| 514771165500) — | — = 9144|1626|184920| 5131 1907 1000 
' 1914 13867\ 575521161250 — | — — | 15241| 864 196096] 5690 1908 500 
1918 3717| 459341150500) — 16024001 — | 18299|2540 250962] 5588 1909 500 
1916 [22781374011,117750, — |325000| (Erz) | 30481[3556|139198| 3556 1910 500 
| 1917| 726| 493371133250| — | — |715801| 20321[4064|133101| 4267 
lateral = | Z |Toslnsnaen ze | "ern 
le Sorsssızso| 1088| — | — | 77210] 965| 49786] 102 a 
1921| — | asgralıssses 26H — | — I sıesl 35 — | 51 | 1915 10000 
1917 10000 
1918 1000 
Bolivien Peru Spanien Südafrik. Union 
ER 14 e e Erz: Metall: en. 
| Jahr 29 28 82 Au Hr N 1913 56000 “7 1919 336 
4, |:,|3, E38 Eiche 1914 40000 _ Rhodesia 
Bo|lMo © x = 1915 16050 —_ Era 
1916 10860 — 
en na; 1917 1330 — 1916 ame 
BE 1918 33500 12000 1918 DO 
1902 Von der Österreichischen | — 19 1920 12168 
= net ı9 75000 20000 
1903 Zeitschrift für Berg- und Br 1920 53300 25000 
1904| { Hüttenwesen auf jährlich | — 1921 54000 92000 Madagaskar 
1905 etwa 200 t geschätzt. — Erz: 
ee Japan 1913 126 
19081 — | ———— 8586 1913 ie: eh Britisch-Indien 
1909| — 1218238 30300 1914 3,566 Metall: | 
N j® 311060 Ben 1915 10132 1917 2547] 
Te oe 478003] 51038 nn pr China 
193] — 422484 25300 1918 934 733 Erzexport: 
1914| — [487751 111917|) — | 11187 1919 540 349 1919 52614 | 
1915] — [4748261181502 6237| — 10807 722 294 1920 90 478 | 
1916| — 4465401168100] 53876 | — ar 746 1921 120 537 | 
1917 [255238] 58245|121060|100187 | 1357 ) 
1918 |248983| 755691111523| 53998 | — Vereinigte Staaten 
1919 |169451| 38289| 93830) 72506 | — Metall: 
1920 |194537| 270141153005| 36175 | 7820 1913 71351 1920 145152 
1921| — | 4708| 23922) — u 1919 113400 1921 105 235 


Österr. Zeitschr. f. Berg- und Hüttenwesen. Zeitschr. f. d. Berg-, Hütten- und Salinen: 
wesen im preuß. Staate. Jahrbuch f. d. Berg- u. Hüttenwesen in Sachsen. Mineral Resource 
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Die Tabelle I zeigt die Wismutproduktion und -preise bis 1900. Da die Art der 
otierung in den einzelnen Ländern sehr verschieden und insbesondere keine klare 
cheidung zwischen Erz und Metall vorgenommen ist, haben wir hier ebenso wie 
'ı der Tabelle II, die die Wismutproduktion seit 1900 zeigt, keine Trennung zwi- 
hen Erz und Metall vorgenommen, sondern nur bei den einzelnen Ländern die 
zt der Notierung vermerkt. In der Tabelle III sind die Preise für Wismutmetall 
sit 1900 mitgeteilt. 


| Tabelle II. Die Wismutpreise seit 1900. 


M. p. kg $ p. Ib. | 
1901 14.89 er m | 
1902 9.95 _ ERu 
1903 12.47 =e Fr 
1904 15.58 _ = 
1905 18.06 — za 
1906 12.08 as at 
1907 10.12 1.25 = 
1908 13.28 — _ 
1909 13.42 1.75 _— 
1910 14.04 1.70 — 1.80 
1911 16.26 1.70 — 2.10 
1912 16.54 2.10 — 2.15 | 
1913 16.62 2.— — 2.25 
1914 16.56 2.75 — 3.— 
1915 22.09 2.75 — 3.— 
1916 22.40 315 —4.— 
1917 25.34 3.50 
1918 40.85 3.35 — 3.50 
1919 98.48 3.50 — 2.75 
1920 p. Ib. sh. 12/6 2.65 — 2.40 
1921 TED 2.40 — 1.50 
1922 ER TE Ei Finn 1.50 — 2.45 
1923 RE ılh)ı,n _ 
April 1924 ne 2.40 — 2,45 
Freiberger Jahrbuch. — Mineral Resources. 
Engeneering and Mining Journal. 


Cadmium. 


‚ Cadmium ist ein silberweißes, weiches und dehnbares Metall, das in dünnen 
sangen oder in Barren in den Handel kommt. Es hat ein spezifisches Gewicht von 
6—8,7 (Zink 7—7,1), schmilzt bei ca. 325 Grad C. (Zink 420 Grad) und ver- 
ächtigt sich bereits bei ca. 750 Grad C. (Zink 900 Grad C.). 

Cadmium ist das erste Metall, das nicht in seinem Erz, sondern in einem 
‚ättenprodukt entdeckt wurde. Im Jahre 1818 wurde es gleichzeitig von dem Fabri- 
ınten Hermann in Schönebeck und dem Chemiker Strohmeyer, später auch von 
‚eisner und Karsten in schlesischem Zinkoxyd und Zinkerz gefunden. Auf Stroh- 
‚eyers Vorschlag kam der Name Cadmium allgemein in Anwenduung, weil das 
‚etall sich hauptsächlich im Ofenbruch der Zinkhütten (Cadmia fornacum) vorfand. 
' Die wirtschaftliche Bedeutung des Metalls ist durch sein nicht allzu ausge- 
>hntes Vorkommen begrenzt. Die metallische Verwendung beruht auf seiner guten 
‚:hmelzbarkeit und Dehnbarkeit. In leichtflüssigen Legierungen findet neben dem 
‚hon genannten Wismut das Cadmium Verwendung, da es die Eigenschaft hat, den 
hmelzpunkt von Metallmischungen wesentlich herabzudrücken. So soll nach 


% 
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Schnabel der Schmelzpunkt des sogen. Newtonschen Metalls (50% Wismut, 31,250, 
Blei, 18,75% Zinn) durch Zusatz von 8—100% Cadmium von 94,5 Grad C. auf nu 
75 Grad C. herabgesetzt werden. Ähnliches gilt für die leichtflüssigen Legierungen 
nach Rose, Lichtenberg, Eder, Wood, Lipowitz usw., die in der Technik zu Sicher 
heitsplomben an Dampfentilen, zu Abgüssen, Klischemetall usw. Verwendung find n 
Anstelle des fehlenden Zinns hat man während des Krieges Cadmium zum ‚Ver 
zinnen“ und in Lötmetall benutzt. In Amerika hat man 1918 mit Blei-Cadmium = 
Blei-Cadmiumzinn- und Blei-Cadmiumzink-Loten (92 Teile Blei, 8T. Cadmium bzw 
80 T. Blei, 10 T. Zinn, 10 T. Cd. und 90,6 T. Bl., 7,9 T. Cd., 1,5 T. Zink) Versuch 
gemacht und angeblich ermunternde Ergebnisse erzielt, zumal die genannten Löt 
metalle wesentlich billiger werden sollen als die gewöhnlichen je zur Hälfte Ble 
und Zinn enthaltenden Lote. Die Erfahrungen, die man in Deutschland mit den (ad 
miumloten gemacht hat, scheinen demgegenüber nicht sehr günstig gewesen zu sein 
Denn es wurde eine große Menge dieses Cadmiumlötzinns in den ersten Nachkriegs 
jahren als Rohmaterial für die Cadmiumgewinnung von deutschen Werken verar 
beitet. Eine Legierung aus 13 T. Cadmium, 1 T. Zinn und 6T. Zink ist 1916 ı 
Österreich als Aluminiumlot patentiert worden. Außerdem soll Cadmium währen 
des Krieges für militärische Zwecke Anwendung gefunden haben, so in Rauchsignal 
bomben und als Munition für Kleinfeuerwaffen. Auch sollen Gewehrpatronen mi 
Cadmiumringen versehen worden sein, wodurch die Abnutzung der Gewehrläuf 
vermindert werden sollte. Dem für Telefon- und Telegraphendrähte benutzten Kup 
fer wird heute bei den meisten Kabelwerken etwa 1% Cadmiummetall zugesetzi 
Man kann diese Verwendung neben der des Sulfids als die wichtigste ansehen. Di: 
Benutzung des Cadmiums für die Galvanoplastik hat nach einer Meldung der Mi 
neral Resources für 1922 eine Zukunft. Der in den Vereinigten Staaten patentiert 
„udylite process“ kam 1921 in 18 Werken, 1922 schon in mehr als 50 Werken zu 
Anwendung. Die dort benötigten Mengen Cadmiumoxyd wurden für Ende 1922 au 
ca. 1500 pounds monatlich geschätzt. Als Elektrolyt wird eine cadmium-gesättigt 
Cyannatriumlösung als Anode Cadmiummetall, Graphit oder Stahl benutzt. Das Ve 
fahren wird zum Überziehen von Kleineisenwaren, Eisschrank- und Automobilteilen 
Drähten für Siebe, Drahtseile und sonstige Drahtgeflechte verwandt. Die galvanı 
sierten Teile werden einige Stunden im Ofen bei ca. 150—200 Grad C. erhitzt 
wobei der Cadmiumüberzug sich mit dem Metall des überzogenen Gegenstande 
mischt. Als Vorteile der galvanischen Cadmiumüberzüge werden genannt: Ein fes 
haftender, sich nicht abschälender, dabei sehr feiner und dünner Überzug; bessere 
Rostschutz durch die im Ofen gebildete Legierungsschicht; Erzielung einer ansehn 
lichen matten oder glänzenden Atlasfarbe durch Nachbehandlung und Politur; ut 
Grundlage für weitere galvanische Bearbeitung mit Kupfer, Nickel oder Messit 
Das Bureau of Standards in Nordamerika hat weiter 1922 eine Quarz-Cadmium 
dampflampe herausgebracht, die nach Art der Quarz-Quecksilberdampflampe ei 
intensives monochromatisches rotes Licht liefert. In dieser Lampe kommt Cadmium 
gemischt mit 1% Gallium zur Verwendung. 4 
Von den Cadmiumverbindungen ist die wichtigste das Sulfid, das als „Cad 
miumgelb‘“ in ausgedehntem Maße gebraucht wird. Auch ein Zink-Cadmium-Barium 
Pigment, also eine Zink-Cadmium-Lithopone wird in amerikanischen Werken hei 
gestellt. Die Farben sind äußerst lichtbeständig und widerstandsfähig gegen äu 
Einflüsse, weshalb man sie als Deckfarbe über den Chromgelbanstrich von S 
bahnwagen verwendet. Auch andere Cadmiumsalze finden in der Technik Verwe 
dung, so das Azetat in der Zahntechnik und (ebenso wie das Nitrat) in der Glas 
und Porzellanmalerei zur Herstellung von Cadmiumlüster, Chlorid in der Färbage) 
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3jromid und Jodid in der Photographie; Jodid, Salicylat und Sulfat in der Medizin; 
chließlich noch das Sulfat in der Elektrotechnik bei der Herstellung von Weston- 
Tormalelementen für die Messung elektromotorischer Kräfte. 

Für die Gewinnung des Cadmiums kommt das von Lord Greenock entdeckte 
ınd nach ihm benannte Greenockit in Bishoptown (Schottland) wegen der Gering- 
ügigkeit seines Vorkommens nicht in Frage. Das einzige Rohmaterial sind die fast 
ımmer Cadmium führenden Zinkerze (in Oberschlesien maximal 0,3% Cd., durch- 
chnittlich 0,1030% Cd., in Nordamerika ähnliche Mengen, jedoch bis zu 0,75% Cd. 
»nthaltend) oder besser der Flugstaub, der sich in den Kanälen und Vorlagen der 
Zinköfen sammelt und das Cadmium angereichert enthält. Auch die Rückstände 
‘on Bleiraffinerien, die zinkhaltiges Bleimaterial verarbeiten, und von Lithopone- 
'abriken sind für die Cadmiumindustrie verwertbar. 

\ Für die weitere Verarbeitung des auf ca. 2—50%, teilweise auch noch höher 
ungereicherten Zinkstaubes kommen drei Verfahren in Frage: Die alten thermischen, 
ıasse chemische und schließlich elektrometallurgische. Das thermische Verfahren 
ınterwirft die Zinkerze einer mehrfachen fraktionierten Destillation in Retorten aus 
zußeisen oder in Tonmuffeln. Die verbleibenden Zinkrückstände gehen dabei wieder 
ın die Zinkhütten zurück. Das in den Blechvorlagen der Eisenretorten oder an den 
en Enden der schräg gelagerten Tonröhren angesammelte Metall wird abge- 
stochen und nach Umschmelzung unter einer Talgdecke direkt in die Formen ge- 
sossen. Handelsübliches Cadmiummetall hat eine Reinheit von 99,5—99,9%. Ent- 
weichen infolge der leichten Flüchtigkeit des Metalles schon in den Zinköfen be- 
rächtliche Mengen, so erhöht sich der Verlust bei der weiteren Destillation noch 
wesentlich, zumal ein Teil als Oxyd in die Wände der Apparatur und in die Rück- 
stände übergeht. Schnabel schätzte den Gesamtverlust während des Hüttenpro- 
nesses auf ca. 65— 70%. Das ist zwar absolut betrachtet außerordentlich hoch, fällt 
ber doch nicht schwer ins Gewicht, weil der Cadmiumgewinnungsprozeß als Neben- 
betrieb der Zinkverhüttung keine allzu großen Kosten verursacht, teilweise auch 
lie Abhitze der Zinköfen benutzt und weil auf der anderen Seite der Cadmium- 
sehalt der Zinkerze ja sehr minimal ist. Im übrigen ist man in neuerer Zeit neben 
lem mehr extensiven Hüttenverfahren zur Anwendung chemischer und elektro- 
netallurgischer Prozesse übergegangen, wodurch eine weitgehende Ausschaltung der 
hohen Verluste erreicht worden sein soll. Näheres über diese Methoden, vor allem 
‚über das Verhältnis der Mehrkosten zur Mehrausbringung von Metall, ist aus begreif- 
ichen Gründen nicht zu erfahren. Die Lithoponefabriken verarbeiten ihre Cadmium- 
"ückstände meist direkt zu Sulfid,'wenn sie es nicht wie auch viele andere Werke 
rorziehen, dieselben unverarbeitet zu verkaufen. 

Der älteste und lange Zeit der einzige Sitz der Cadmiumindustrie war Ober- 
schlesien, wo heute im Kreise Kattowitz fünf Zinkhütten und im Kreise Beuthen die 
> Zinkhätte in Lipine die Cadmiumgewinnung im Nebenbetrieb eingeführt 
naben. 

Über die Bewegung der Produktion gibt die Statistik des Oberschlesischen Berg- 
ıınd Hüttenmännischen Vereins in Kattowitz seit 1852 Aufschluß. Nach Ullmann 
sollen die Anfänge der Gewinnung sogar bis in das Jahr 1827 zurückreichen. Bis 
„um Jahre 1870 ist von einer nennenswerten Entwicklung der Cadmiumindustrie 
eine Rede, vielmehr kommt die Produktion Ende der 60er Jahre vermutlich unter 
ler Einwirkung der Kriege ganz zum Erliegen. Seit 1870 zeigt die Produktions- 
xurve der oberschlesischen Cadmiumindustrie eine im Durchschnitt stark anstei- 
sende Tendenz. Den Höhepunkt stellt das Jahr 1918 dar, in dem unter dem Einfluß 
ler Kriegskonjunktur in Oberschlesien ca. 106 Tonnen (gegen 1—2 um 1870 und 
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10—15 um 1900) Cadmiummetall produziert wurden. Die Nachkriegsjahre bringen 
einen auffälligen Rückgang, dessen Gründe in dem Wegfall der a zu 
suchen sind. 


In Deutschland produziert außer der oberschlesischen Cadmiumindustrie 
die Firma Dr. L. C. Marquart A.G. (Chemische Fabrik) in Beuel b. Bonn Cadmium, 
Sie betreibt mit Unterbrechungen seit dem Ende des vorigen Jahrhunderts die Cad- 
miumgewinnung. Die vollständigen Ergebnisse für die Vergangenheit waren nicht 
feststellbar, jedoch ist die augenblickliche Leistungsfähigkeit des rheinischen Wer- 
kas nach Schätzungen von berufener Seite mit 15—20 t jährlich anzunehmen. Als 
Rohmaterial kommen oberschlesische, englische und amerikanische Cadl mn 
stände zur Verarbeitung. 


Trotz der gewaltigen Ausdehnung der Zinkindustrie über die ganze Welt fan- 
den sich kleine Anfänge einer Cadmiumindustrie erst später in Belgien, in Öster- 
reich-Ungarn und zuletzt auch in England. 


Bereits in den sechziger Jahren sollen einmal in Engis (Belgien) ca. 110 ke 
Cadmium erster Qualität und ca. 50 kg II. Qualität (40—75% Cd. enthaltend) ge- 
wonnen worden sein. Ob dort heute noch eine nennenswerte Menge Cadmiummetall 
produziert wird, kann mit Recht bezweifelt werden, da irgendwelche Angaben 
nicht gefunden werden konnten. 


In Österreich, oder besser in dem heute zur Tschecho-Slowakei gehörigen 
früheren Österreichisch-Schlesien, betreibt auch heute noch die Firma Bosel auf 
einer der ihr gehörigen Zinkhütten die Cadmiumgewinnung. Über die Menge der 
Produktion war nichts zu erfahren. 


Bei englischen Werken, vor allem Lithoponefabriken, handelt es sich we- 
niger um Metallproduktion als um die Gewinnung angereicherter Cadmiumrück- 
stände, die zur weiteren Verarbeitung größtenteils nach Deutschland gehen. Auch 
hier waren Zahlen nicht erhältlich. 


Eine besonders wirksame Konkurrenz erstand den oberschlesischen Cadmium- 
produzenten im Jahre 1907. Nachdem die Vereinigten Staaten auf dem Ge 
biete der Zinkindustrie alle anderen Länder rasch überflügelt hatten, begann zuerst 
ım Jahre 1906 die Grasselli Chemical Co. in Cleveland Ohio auch die Erzeugung 
des Nebenprodukts Cadmium einzuführen. Im Jahre 1923 wurden außerdem zwei Blei- 
raffinerien, zwei elektrolytische Zinkhütten und vier Lithoponefabriken als Cadmium- 
produzenten genannt (vor allem die American *Smelting and Refining Co.). Die 
Statistik, die seit 1911 auch die Sulfiderzeugung enthält, gibt über die Entwicklung 
der nordamerikanischen Cadmiumindustrie Aufschluß. Bereits im Jahre 1914 wer- 
den die oberschlesischen Ergebnisse übertroffen und nur das Jahr 1918 zeigt noch 
einmal eine höhere Produktion in Deutschland. Im Zusammenhang mit der Er- 
höhung der eigenen Leistungsfähigkeit gehen die Importe, die früher infolge der 
niedrigeren deutschen Preise bedeutend gewesen waren, dauernd zurück, um 
schließlich ganz aufzuhören. Die Vereinigten Staaten sind umgekehrt von der Ein- 
fuhr zur Ausfuhr übergegangen. Über den Export von Cadmiumrückständen, die 
in beträchtlichen Mengen zur Ausbeutung nach Europa gingen, liegen keine Zahlen 
vor. Die Angaben über den Export von Cadmiummetall sind ebenfalls sehr spärlich, 
jedoch lassen diese Zahlen die Bedeutung Amerikas für den Cadmiumweltmarkt 
deutlich erkennen. Die amerikanische Zollpolitik hat sich, wie aus nachstehender 
Tabelle leicht zu ersehen ist, den Schutz der aufstrebenden Cadmiumindustrie sel 
angelegen sein lassen. 
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Zolltarif von: Einfuhrfuhrzoll auf: 

Jahr Cadmiummetall Cadmiumsulfid 
1909 frei 30 °/, ad valorem 
| 1913 159), % Fr 
1922 15 ER p- Ib. 40V], { 


Die amerikanische Statistik zeigt ebenso wie die deutsche eine plötzliche Hochkon- 
\unktur in den Kriegsjahren, der auch hier ein ebenso plötzlicher und scharfer Rück- 
yang in den Preisen und in der Produktion folgt wie in Deutschland. Der Wegfall 
ler Kriegsnachfrage macht diesen Vorgang leicht begreiflich. Zeigen auch die 
amerikanischen Ziffern für 1922 eine geringe Besserung, so besagt doch schon 
ler beigefügte Bericht, daß Angebote der Elektrolytischen Zinkhütte in Risdon auf 
Tasmanien gegen Ende des Jahres „threatened to demoralize the cadmium market of 


‚he United States“. 


| Zahlen über die noch sehr junge australische Erzeugung stehen nur spär- 
ich zur Verfügung (die Erzeugung der Electrolytic Zinc Co. of Australasia in Risdon 
'Tasmanien] wurde für 1923 auf 107000 Ibs. beziffert) Aber man kann doch sagen, 
laß Australien wahrscheinlich bald ein bestimmender Faktor auf dem Cadmium- 
markt werden wird, nachdem es eine gewisse Bedeutung für den Zinkmarkt dank 
seiner reichen Zinkschätze vor allem bei Broken Hill bereits erlangt hat. 

Die bis 1870 notierten Preise für Cadmiummetall haben keine große Bedeutung. 
Jie Bewertung dürfte in der relativen Seltenheit des erst seit kurzem entdeckten 
VIetalles begründet gewesen sein. Nach dem deutsch-französischen Kriege zeigt sich 
»in viel verheißendes Aufstreben der Produktion, dem anfangs auch eine wohl auf 
übertriebener Wertung der neu gefundenen Verwendungsmöglichkeiten beruhende 
&rhöhung der Preise gegenübersteht. Die übertriebenen Hoffnungen erfüllten sich 
Jedoch nicht. Der stetig steigenden Produktion hält keine genügende Nachfrage das 
‚ıleichgewicht, so daß in den Jahren 1891/92 die Cadmiumpreise einen Tiefstand 
ron Mb 3,54 p. kg erreichen. Die folgenden Jahre bringen eine langsame Besserung 
»ei steigenden Preisen mit zunehmender Produktion, die nach Neumann auf die 
euen Verwendungsmöglichkeiten in der Galvanoplastik und zu Legierungen zurück- 
"uführen war. Das Jahr 1897 bringt sogar noch einmal eine Hochkonjunktur. Nach 
ereizka („Metall und Erz“ 1915) fanden damals große Bezüge des Staatlichen 
Sächsischen Feuerwerkslaboratoriums und der Sächsischen Artilleriedirektion in 
Oresden stati, die Versuche mit einer Cadmium-Aluminium-Legierung für militä- 
tische Zwecke angestellt haben sollen. Der Preis stieg im Juli auf 4621,50 p. kg, 
konnte sich jedoch nicht halten, da die große Nachfrage nicht andauerte. Bis zum 
Ausbruch des Weltkrieges konnten sich die Preise auf den Stand von rund 66 
2. kg behaupten. Da gleichzeitig die Erzeugung nicht unwesentlich erhöht wurde, ist 
anzunehmen, daß der Verbrauch eine entsprechende Ausdehnung erfahren hat. Daß 
‚lie seit etwa 1918 notierten Markpreise nur sehr relative Geltung beanspruchen 
xönnen, braucht nicht näher dargelegt zu werden. 


‚Wie alle Metalle, deren Verwendung durch den Krieg ungewöhnlich gesteigert 
wurde, hat auch das Cadmium in der Nachkriegszeit eine scharfe Baisse zu ver- 
»eichnen. Daß diese Krise, trotz günstiger Ansätze im Jahre 1922, noch nicht als 
iberwunden gelten kann, dürfte auf die Überproduktion zurückzuführen sein, die 
nach Aufnahme der Cadmiumgewinnung durch australische Zinkhütten auf dem 
admiumweltmarkt lastet. Die stark abfallende Preiskurve der zwei letzten Jahre 
“eigt deutlich, daß diese Vermutung zu Recht besteht. Z.B. wurde nach der Notie- 
ung des „Daily Commercial Report“ und des „Engeneering and Mining Journal‘ 
>admium im April 1923 noch mit sh 5/3 gehandelt, während der Preis am Ende des 
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Jahres bereits auf sh. 3/10Y2 p. lb. gesunken war. Bis Mai 1924 war ein weite 
Rückgang auf sh. 2/2 bzw. 60 cts. p. lb. eingetreten und bei diesem Preise war das 
Metall noch schwer verkäuflich. 7 

Die nächste Zukunft des Cadmiumweltmarktes braucht u. E. trotz allem nicht 
zu pessimistisch beurteilt zu werden; denn es stehen der hauptsächlich durch die 
australische Erzeugung bedingten Überproduktion die Möglichkeiten der Entdeckung 
und Ausnutzung neuer und der weiteren Ausdehnung alter Verwendungsarten gegen- 
über. Mit steigender Nachfrage aber dürfte der auf dem Cadmiumweltmarkt lastende 
Druck der australischen Angebote in etwa behoben werden können. Sodann bieten 
noch technische Verbesserungen der Cadmiumgewinnungsverfahren die Gewähr für 
ein höheres Ausbringen des Cadmiums aus den Zinkhüttenrückständen. Dadurch 
werden die Kosten des Produktionsprozesses ganz bedeutend herabgesetzt, so daß 
die Cadmiumindustrie in der Lage sein wird, eine etwaige Stabilisierung der Cad- 


rain ıbells.1,., Kam U mE EZBU BERN A BEER EIER in Oberschlesien. 


Preis 


h r 
dns M.p.kg 


Menge kg 


1853 4157 
1854 2797 
1855 3.200 
1856 5 284 
1857 6 052 
1858 7047 
1859 10 667 
1860 15 531 
1861 14 943 
1862. 13 608 
1863 13 533 
1864 13 144 
1865 12 825 
1866 16 765 
1867 24 745 
1868 24 568 
1869 27 651 
1870 32 949 
1871 32 795 
1872 37 187 
1873 41 057 
1874 42 575 
1875 42 757 


1852 ’0 | 5.067 


| 

1876 | 38 575 
1877 39 173 
1878 37 275 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 | 6.64 


1888 4.76 2. Halbj. 11 839 


Bis % Dr. B. Neumann, Die Metalle. Dann Statistik des Oberschlesischen 
und Hüttenmännischen Vereins, Kattowitz. 


9.23 57 761 
9.09 78 147 
9.20 106 840 
8.68 38 735 
8.60 20 852 
8.40 21 540 
7.88 

7.40 { j. 11 495 


BEE RE a ZELTE 


Antimon, Wismut und Cadmium in der Weltwirtschaft. 415 


iumpreise auf einem wesentlich niedrigeren Stande als vor dem Kriege zu 
tragen. 

Die Voraussetzungen für die statistische Erfassung der Cadmiumerzeugung lie- 
n ziemlich günstig dadurch, daß in der Statistik des Oberschlesischen Berg- und 
ittenmännischen Vereins in Kattowitz und in den Mineral-Resources des United 
‚ates Geological Survey in New York zuverlässige Angaben über die Hauptprodu- 
ınten gegeben sind. Die Tabelle I bringt die Erzeugung und die Preise in Ober- 


Tabelle I. Gadmium-Erzeugung in den Vereinigten Staaten. 


) Ausschließlich der exportierten Cadmiumrückstände. 
Mineral Resources, Cadmium in 1922, 
1918. 


Cadmium-Metall | Deutsche Metall- Cadmium-Sultid | 

Jahr Menoe preise umge- 
Donkas | | Wert ‚Sp. Ib. | rechnet in f Pounds | gb 

1906 300 1.— 0.76 — an ne 
1907 14 000 1.025 0.84 — _ = 
1908 8000 0.75 0.67 — == ac 
1909 5 300 0.525 0.57 — 
1910 4 700 0.55 0.43 — — —E 
1911 26 152 0.67 0.57 — _ _ 
1912 52 508 0.76 0.67 1911 2 392 0.70 
1913 54 198 0.77 0.78 1912 8 998 0.71 
1914 91 409%) 0.89 — 1913 17302 0.70 
1915 91415 1.19 — 1914022723 0.89 
1916 135 212 1.56 _ 1915 10624 1.13 
1917 207 408 1.47 _ 1916 22176 1.26 
1918 127164 1.48 _ 1917 50169 1.41 
1919 99 939 132 — 1918 51702 1.36 
1920 129 283 1.17 — 1919 31197 1.20 
1921 68 501 08 | = 1920 32133 1.16 
1922 131 590%) 1.09) — 1921 65446 1.09 
1923 —_ E— | — 1922 134 295 113 
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Tabelle I. Cadmium-Import der Vereinigten Staaten. 


Jahre | Menge | Wert in $ | Jahre | Menge | Wert in $ 


1903 8 679 4 565 Agıs: 90] 1656 1232 
1904 7655 4524 1914 441 368 
1905 8138 5.298 1915 269 284 
1906 13 808 10 522 1916 2 za 
1907 1953 1 633 1917 en en 
1908 3 567 2 390 1918 -£. 2 
1909 8 862 4 559 1919 er ee 
1910 4.060 2295 1920 u BR 
1911 5 367 3 870 1921 101 216 
192 | 5 250 3 764 1922 am = 


Cadmium-Export der ÜU.S. A. 
| nach Frankreich 23210 55 209 1.2.1918 nach Canada 3025 4094 


‚Ökt. 1916 „ Italien 9984 — bis 31. 1.19 „ Frankreich 30440 47 960 
| „  Holl. Guiana 50° — „ England 2005 2612 
‚Nov. 1916 (ohne Angabe des | 4900 5100 „ Italien 110 260 
‚Dez. 1916 |Bestimmungsland.| 1044 1530 „ Norwegen 6740 8094 
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schlesien. Für 1922 und 1923 ist nur je eine Halbjahreserzeugung notiert, da die 
Unterlagen von da ab nicht vollständig zur Verfügung standen. Den Verlauf deı 
Produktion und der Preise in den Vereinigten Staaten zeigt die zwefte Tabelle; sie 
enthält seit 1911 auch Angaben über Cadmiumsulfid. Über den nordamerikanischer 
Außenhandel in Cadmium sind in der Tabelle III einige Angaben mitgeteilt. 

II. Betriebswirtschaftliches. i 

Wenn wir im folgenden einige grundsätzliche betriebswirtschaftliche Erwägun 
gen über die Industrie der von uns behandelten Metalle anstellen, so müssen wiı 
zweckmäßig mit den Betrieben beginnen, die den Rohstoff, das Erz, liefern. Es is! 
zwar sehr wohl möglich, und die Tendenz dazu herrscht vielfach vor, das Erz in 
demselben Betriebe bis zum Endprodukt (Metall, Salz, chemische Verbindung) weite 
zu verarbeiten, aber für unsere Betrachtung erweist es sich als angebracht, den 
Produktionsprozeß und damit den Kostenverlauf, der hier am meisten interessiert 
stufenweise zu zerlegen. 

1. Die für die Rentabilität der bergbaulichen Betriebe maßgebenden Faktoren 
Wie in allen bergbaulichen Unternehmungen, so ist auch in den Antimon-Wismut 
und Cadmium- bzw. Zinkbergwerken das entscheidende Moment für die Rentabilitä 
des Betriebes die Art der Lagerstätten. Am wenigsten Schwierigkeiten und dami 
Kosten verursachen die seltenen, regelmäßigen Erzgänge oder Platten. Zeigen je 
doch die Vorkommen Verwerfungen, kommen sie mit anderen vergesellschaftet ode 
ins Gestein eingesprengt vor, so wachsen naturgemäß die Kosten des Abbaues. Die 
Verwerfungen machen es nötig, durchwachsene Massen, also auch taubes Gestein 
mitzufördern, wodurch die unproduktiven Kosten erhöht werden. Gemischte un« 
unregelmäßig eingesprengte Erze enthalten natürlich ebensoviel unbrauchbare: 
Material. Der Metallgehalt ist geringer und der Wert der Erze sinkt mit Rücksich 
auf die bedeutend erschwerte Weiterverarbeitung. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Tiefe der Lagerstätte und die Art der übe 
den abzubauenden Feldern liegenden Gebirgsmassen. Sie sind auf die Förderkosteı 
von wesentlichem Einfluß. Tagbau, wie er z.B. bei der Antimongewinnung ü 
China möglich ist, erspart beträchtliche Kosten für Schachtanlagen, Fördermaschi 
nen und sonstige Betriebsmittel. 

Für eine möglichst billige Beschaffung des stehenden Kapitals und der Betriebs 
stoffe ist eine günstige Verkehrslage des Bergwerks notwendig, damit die Schacht 
und Maschinenanlagen, die Kohle oder elektrische Energie nicht schon durch die 
Beförderung zum Produktionsort allzu sehr verteuert werden. Das Erfordernis eine: 
günstigen Standortes der Produktion tritt jedoch in etwa zurück, da eine Lager 
stätte auch in ungünstiger Verkehrslage diese Kosten tragen kann, wenn sie mu 
sonst ergiebig ist. Schlechte Verkehrslage erschwert aber auch die Beschaffun; 
und die zweckmäßige Unterbringung der geeigneten Arbeitskräfte. So haben z.B 
die Bergwerke auf den Hochplateaus der südamerikanischen Kordilleren, vor allen 
durch den Wassermangel, mit besonderen Kosten für die Lebenshaltung ihrer Arbei 
ter zu rechnen. Über die Bedeutung der Löhne ganz allgemein für die Rentabilitä 
der Urproduktion in den Bergwerken braucht nicht viel gesagt zu werden. Hin 
gewiesen sei nur darauf, daß der Aufschwung des chinesischen Antimonbergbaue: 
während des Krieges nicht zuletzt darauf zurückzuführen war, daß die Löhne de 
chinesischen Arbeiter sehr niedrig waren und daß ein großer Teil der Erzeugungs 
stätten aus bergbaulichen Zwergbetrieben bestand, die vielfach mit wenigen Hilfs 
kräften von den Eigentümern selbst in extensiv-primitiver Weise betrieben wurden 
Immerhin hat auch in China die Hochkonjunktur des Krieges steigende Löhne un 


Antimon, Wismut und Cadmium in der Weltwirtschaft. 417 


‚ne Kosten verursachende Intensivierung im Gefolge gehabt, so daß auch hier die 
rise nach dem Kriege viele Antimonbergwerke wegen Unrentabilität zum Erliegen 
‚achte. 

ı Weiter interessiert vom Kostenstandpunkte die Aufbereitung des geförderten 
aterials. Genügt bei derben Erzen meist schon eine Aufbereitung durch Ausklau- 
»n der leicht abtrennbaren Gangarten und Gesteine oder eine Sortierung auf 
»wöhnlichen Scheiderosten oder mittels Handarbeit, so sind bei unregelmäßig 
orkommendem Material Steinbrecher, Mühlen sowie komplizierte nasse oder 
agnetische Bearbeitungen erforderlich, um aus den geförderten Massen brauch- 
are Erze zu machen. Von nicht geringer Bedeutung im Hinblick auf die Ver- 
ngerung der Kosten ist auch die „Grubenscheidung‘, d.h. die Absonderung der 
‚abrauchbaren Gangarten und des Gesteins schon in der Grube. Ein Fortschritt in 
ar Technik der Aufbereitung, der allerdings geschultes und intelligentes und darum 
"ureres Personal bedingen würde, könnte für die Rentabilität der Erzbergwerke sehr 
instig wirken. 

‚ 2. Kostenverlauf und Technik des Erzhandels. Die Kalkulation im Erzhandel 
t zwar an sich die gleiche wie in anderen Handelsbetrieben. Auch hier wird die 
rteisspanne zwischen dem an den Bergwerksunternehmer gezahlten und dem von 
»m Hüttenwerk zu zahlenden Preis ausgefüllt durch eine Reihe von Kosten, die 
ıs aus dem gesamten Handelsverkehr geläufig sind: Land- und Seefrachten, Hafen- 
nschlagskosten, Provisionen, Lagerung, Versicherung, Verpackung, Gewichtsmin- 
rung, Steuern und Zölle, Zinskosten, Risikoprämien, allgemeine Handlungs- 
'akosten und Gewinnzuschläge. Aber Erz ist eine andere Ware als etwa Kaffee. 
s soll deshalb die Technik des Erzhandels mit Rücksicht auf die von uns be- 
andelten Metalle auf ihre Besonderheiten dargestellt werden. Wir nehmen dabei 
ıı, daß die Preisspanne zwischen dem Bergwerkspreis und dem Hüttenpreis hin- 
"ichend groß sei, um ein lohnendes Geschäft zu ermöglichen. Über das Verhältnis 
3»s Metallpreises zum Erzpreis werden wir an anderer Stelle noch zu handeln 
aben. 

Zur Veranschaulichung der Technik des Erzhandels bedienen wir uns eines 
»nkreten Beispiels: Ein chilenischer Exporteur in Antofagasta habe bolivianisches 
ismuterz an einen englischen Verbraucher cif. Liverpool zu liefern. Neben den 
£.-Abschlüssen kommen seltener auch Lieferungsverträge f.o.b. oder f.a.s, Aus- 
ıhrhafen vor. Der Engländer stellt im Ankunftshafen bei seiner Bank ein Akkredi- 
v. Dem Chilenen wird das auf etwa 60% Wismut angereicherte Erz von dem 
»livianischen Bergwerk in kleinen Jutesäcken (eventuell mit Übersäcken aus 
dechtwerk) verpackt, in Antofagasta, dem Ausfuhrhafen Boliviens, angeliefert. Die 
'eisten hochwertigen Erze, darunter auch Cadmiumrückstände und Wismuterze, 
'erden in Fässern, Kisten oder Säcken versandt, wogegen die weniger wertvollen, 
ırunter Antimonerze, auch lose verladen werden. Beim Versand des Dokumenten- 
zes an die englische Bank zeigt sich die erste Besonderheit des Erzhandels; denn 
@ben Konnossement und Versicherungspolice ist eine sog. Proformafaktura üblich. 
ine endgültige Faktura kann er nämlich, vor allem bei hochwertigen Erzen, wie 
% Wismuterze sind, nicht aufmachen, weil nicht eine bestimmte Menge Erz — etwa 
l quel —, sondern nur die tatsächlich darin vorhandene Menge Wismutmetall 
zahlt wird, wobei u. U. noch weitere Korrekturen der Rechnung für störende Bei- 
‚engungen, Nässegehalt oder Gewichtsminderung während des Transportes vorzu- 
®hmen sind. Da nun in der Regel die vertragsgemäß für die endgültige Abrechnung 
‚aßgebende Bemusterung, Verwiegung und Analyse im europäischen Ankunitshafen 
\elten auf dem Werk des Verbrauchers im Inland oder im Verschiffungshafen) statt- 
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findet, so fehlen dem Exporteur endgültige und für den Vertragsgegner verbindi 
Unterlagen der Berechnung. Um nun nicht einen übermäßigen Zinsverlust auf das 
in der Ware festgelegte Kapital zu erleiden, der durch den langen Transport und 
durch die erfahrungsgemäß sich lange hinausziehende Endabrechnung entstehen 
würde, behält der Exporteur sich im Vertrage vor, auf Grund seiner eigenen, für d ie 
Abrechnung an sich unmaßgeblichen Gewichts- und Analysenbefunde eine Proforı 
faktura aufzumachen, deren Betrag er mit etwa 80—90% bei der Bank gegen din 
Dokumentensatz erheben kann. Eine Vollzahlung erfolgt nicht, da der Verkäufer 
erfahrungsgemäß die der Proformafaktura zugrunde liegenden Schätzungen — von 
Gewichtsminderungen während des Transportes ganz abgesehen — zu seinen 
Gunsten vorzunehmen pflegt. Sollte übrigens, was sehr selten vorkommt, die 
Schätzung derart übersetzt gewesen sein, daß der Verkäufer auch bei nur 
80—90% iger Zahlung zuviel erhalten hat, so ist er natürlich zur Rückzahlung 
des Differenzbetrages gegenüber der endgültigen Faktura verpflichtet. Der englische 
Käufer erhält die von der Bank in Liverpool eingelösten Dokumente, gegen die ihm 
die Ware ausgehändigt wird. 

Zur endgültigen Abrechnung ist die Feststellung der im Erze enthaltenen Meng 
Reinmetalls erforderlich. Die dazu notwendige, unter Aufsicht und Mitwirkung je 
eines Vertreters von Verkäufer und Käufer stattfindende Verwiegung und Be 
musterung nehmen die Parteien häufig nicht selbst vor, sondern beauftragen no 
einen Vertrauensmann, meist einen öffentlich vereidigten Probenehmer, weil 
Probenahme von Erzen ein großes Maß von Erfahrung voraussetzt, wenn eine de 
durchschnittlichen Zusammensetzung der ganzen Sendung entsprechende Probe 
erzielt werden soll. Es genügt nicht, an einer beliebigen Stelle ein Muster zu ziehen 
Das beste Verfahren, eine Rohprobe zu gewinnen, ist die Entnahme einer kleiner 
Menge Erz aus jedem aus dem Schiff heraufkommenden Kübel oder Greifer nacl 
vorher erfolgter Umschaufelung. Dies Verfahren ist jedoch ziemlich kostspielig 
so daß man es vorzieht, nur wenige, aber größere Probemengen zu entnehmen. En 
all diesen Manipulationen ist darauf zu achten, daß das Gewichtsverhältnis vor 
Grobem und Feinem bei ungleichartigem Erz möglichst gewahrt wird, damit kein 
der Parteien bei der Ermittlung des Metallgehaltes benachteiligt wird. Schließlicl 
muß noch eine Probe gezogen werden, aus der der Feuchtigkeitsgehalt der Erzi 
ermittelt wird, da der Käufer nicht Wasser, sondern Rohstoffe für ‚die Metall 
gewinnung bezahlen will. Die so gewonnene Rohprobe ist natürlich viel 2 
umfangreich, als daß sie den Parteien als Untersuchungsprobe übergeben werd 
könnte. Der Probenehmer verjüngt daher dieselbe, indem er den zu einem K 
aufgeschichteten Erzhaufen abplattet und zwei gegenüberliegende Kreisviertel her 
ausschaufelt (Kegel- oder Vierteilungsverfahren). Dieses Verfahren wird he ; 
wiederholt, ist jedoch wegen des vielfachen Umschaufelns ziemlich teuer, so. 
man eine einfache, meist von zwei entgegengesetzten Seiten erfolgende Umschau 
felung der Rohprobe vorzieht, bei der man nur etwa jede zehnte Schaufel 2 


hält. Die schließlich auf nur wenige Kilo verjüngte Probe wird, soweit dies niel 
schon vorher geschehen ist, fein vermahlen und dann in drei Teile geteilt. Je eine 
Teil erhalten die beiden Parteien in einer mit dem Siegel des Probenehmer 
verschlossenen Packung. Die dritte Untersuchungsprobe bleibt für eine etwaig 
Schiedsanalyse zurück. a 

Die Verwiegung vollzieht sich verhältnismäßig einfach und wird bei lose vei 
ladenem Erz schon beim Ausladen vorgenommen. Die Feststellung der Tara beii 
Fässern, Kisten oder Säcken verpacktem Material geschieht meist durch Entleeruß 
eines Teiles, etwa 1/,, der Behälter, deren Durchschnittsgewicht dann für die 7 
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sndung maßgebend ist. Vielfach wird mit der Verwiegung die Nässebestimmung, 
e ja im Grunde eine Gewichtskorrektur ist, verbunden. 

Dabei gilt als Normaltemperatur für die Trocknung des Materials 100° C., weil 
Anwendung höherer Temperaturen die Gefahr besteht, daß außer dem zu ent- 
rnenden Wasser auch andere nicht gewichtsmindernde und abzugsfähige Bestand- 
ile sich verflüchtigen. 

Während die Sendung nunmehr nach dem Werke des Käufers im Inlande rollt, 

ıterwerfen die Parteien die Muster einer genauen Analyse, deren Fertigstellung 
ch oft geraume Zeit hinauszieht, so daß die Ware zur Verarbeitung schon in 
ngriff genommen sein kann, ehe die endgültige Abrechnung erfolgt ist. 
Für die Aufstellung einer Bilanz während eines schwebenden Abrechnungsver- 
/hrens ergibt sich dadurch die Aufgabe, den in der Inventur oder in der Kal- 
lation erfaßten Erzbeständen eine auf Grund der vorhandenen Gewichte und der 
utmaßlichen Gehalte aufgemachte ‚‚Interimsfaktura‘“ unter den Kreditoren, wenn 
e geleistete Zahlung als Debetposten verbucht ist, gegenüberzustellen. 

Haben die Parteien ihre Analysen fertiggestellt, so wird ein Termin für den 
‚ustausch der Ergebnisse vereinbart. Dabei wird Tag und Stunde der Absendung 
»nau festgelegt, damit die beiden Briefe sich kreuzen und mißbräuchliche Be- 
ııtzung des gegnerischen Ergebnisses ausgeschlossen ist. Weichen die Partei- 
sultate nur unwesentlich voneinander ab, so wird ein Mittelwert als maßgeblich 
'r die Endabrechnung angenommen. Bei den hochwertigen Wismuterzen ist die 
eilungsgrenze meist mit Ya%, seltener mit 1% festgesetzt. Hat also der Verkäufer 
1,384, Metallinhalt festgestellt, der Käufer 60,98, so wird die Endfaktura auf Basis 
m 61,18% aufgemacht. Ist die Bestimmung der Nässe nicht bereits bei der Ver- 
jegung erfolgt, so tauschen die Parteien auch die Ergebnisse dieser Unter- 
chung aus. 

' Häufig weichen die Parteiergebnisse soweit voneinander ab, daß eine Teilung 
'cht stattfinden kann. Dann wird das dritte Muster, die sog. Schiedsprobe, an ein 
hiedslaboratorium, über das sich die Parteien schon vorher geeinigt haben, zur 
ntersuchung eingesandt. Diese Schiedsanalytiker sind von der Handelskammer 
sreidigte Öffentliche Sachverständige mit eigenem, selbständigem Laboratorium. 
'n allen bedeutenden Erzhandelsplätzen des In- und Auslandes finden sich derartige 
istitute. In Deutschland gibt es z.B. solche in Frankfurt (Warmbrunn), Wiesbaden 
resenius), Köln-Ehrenfeld (Zömig) und Hamburg (Staatshüttenlaboratorium und 
jamburgische Münze). Liegt das Ergebnis der Schiedsanalyse zwischen den Partei- 
"sultaten, so wird dieses entweder selbst als maßgeblich angenommen, oder es 
adet Teilung zwischen den Ziffern der Schieds- und der nächstliegenden Partei- 
aalyse statt. Liegt dagegen die Feststellung des Schiedslaboratoriums außerhalb 
35 durch die Parteianalysen begrenzten Spielraums, so findet fast nur Teilung 
wischen dieser und dem Ergebnis der nächstliegenden Parteianalyse statt. Die 
‘osten der Schiedsanalyse trägt die unterliegende Partei. 

Als Grundlage für die Preisstellung der Erze dient selbstverständlich der für 
as Endprodukt erzielbare Marktpreis. Davon sind zuerst in Abzug zu bringen Ver- 
üttungskosten und Schmelzverluste, sodann die Kosten von der Abnahmestelle bis 
ır Hütte, also die Kosten der Veredelung und des Handels. Bleibt der so gewon- 
ane Preis genügend über den Selbstkosten der bergbaulichen Betriebe einschließlich 
‚er Transportkosten zur Abnahmestelle, so ist die Förderung des Erzes lohnend. 
‚ie Baisse der Nachkriegszeit auf dem Metallmarkt, die auch die von uns behandel- 
'n Metalle betroffen hat, hat vielfach die Marktpreise derartig gedrückt, daß nach 
‚bzug der Verhüttungs- und Handelskosten der so festgestellte Erzpreis die Kosten 


! 


der Förderung und Anlieferung nicht mehr deckte. Viele Erzbergwerke, die bei de 
Hochkonjunktur auch unter relativ ungünstigen Bedingungen den Betrieb hatten ; au 
nehmen können, mußten daher die Förderung stillegen. 

Es könnte scheinen, daß manche Bergwerke die Produktion ‘wieder rentak: 
gestalten können, wenn es ihnen gelingt, A Frachten, Zölle und Handlungskoste 
dadurch zu beseitigen, daß sie die Weiterverarbeitung auf Metall selbst vornehme: 
Es zeigt sich auch in der Tat eine deutliche Tendenz, die Bergwerks- und Hütte: 
betriebe möglichst eng aneinanderzubringen, wie das Beispiel der chinesische 
Antimonindustrie beweist. Aber das ist nicht immer möglich. Zunächst sind a 
den Orten der Erzförderung nicht immer die Bedingungen für eine Hüttenindustri 
vorhanden. So fehlen den peruanischen und bolivianischen Bergwerken Bren 
materialien und Wasser fast völlig. Wollte man aber das Baumaterial der Öfeı 
Maschinen, Kohle und sonstige Betriebsstoffe in die womöglich verkehrstechnise 
ungünstig gelegenen Erzbezirke schaffen, so hieße dies vom Kostenstandpunkt de 
Teufel durch Beelzebub austreiben. Sodann setzt die Weiterverarbeitung der Erz 
zu Metallen besonders erfahrene Arbeitskräfte und gut eingespielte Maschinerie 
voraus, so daß leicht die mit der Schaffung des geeigneten Produktionsapparate 
verbundenen Kosten die durch Ausschaltung des Erzhandels erzielte Ersparn 
wieder aufzehren können. Man begnügt sich daher, wie z.B. bei bolivianischen un 
peruanischen Wismuterzen, mit einer möglichst weitgehenden Aufbereitung, füh 
also statt der Erze Konzentrate oder Rohmetall aus und überläßt die endgültig 
Verarbeitung den besser ausgerüsteten europäischen Werken. Im Bezirk Oruro i 
Bolivien, der etwa 900 km von der Küste liegt, machten die Frachtkosten bis zu 
Hafen Antofagasta vor dem Kriege einen so beträchtlichen Teil des für die Erz 
erzielten Preises aus, daß Material unter 30—40% Metallinhalt überhaupt nic] 
exportfähig war. 
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Was sodann die Belastung der Erzausfuhr durch Zölle anbelangt, so ist zwi 
zuzugeben, daß diese z.B. bei den südamerikanischen Erzproduzenten, dere 
Finanzverwaltungen sehr stark auf diese Abgaben angewiesen sind, nicht unbede 
tend sind. Aber ob der Wegfall der Erzzölle für die Rentabilität der Bergwerk 
große Bedeutung erlangen würde, ist fraglich. 


Schließlich ist den allgemeinen Handlungskosten, die übrigens zum Teil durc 
die V erwaltungskosten der eigenen Hütten aufgewogen würden, keine übermäßig 
Bedeutung im Hinblick auf die Kostenersparnis beizumessen. 


Bezüglich der Frachten ist noch darauf hinzuweisen, daß diese z.B. fi 
Antimonerze, die in immerhin beträchtlichen Mengen verschifft werden, noch d 
durch besonders niedrig gestellt werden können, daß den Schiffen eine Erzladuı 
als Ballast vielfach willkommen und notwendig ist, entweder als Rückfracht odı 
als notwendige Beiladung zu leichten Gütern, wie z.B. Südfrüchte- oder Baumwo 
ladungen. 


Man ersieht aus dem Gesagten, daß eine Ermäßigung der Erzpreise um d 
Handelskosten nicht ohne weiteres die Rentabilität der Förderung gewährleiste 
kann, sondern daß entscheidend die Höhe der Marktpreise für die Metalle is 
Diese ist aber abhängig von der Ausdehnung der Verwendungsmöglichkeiten. E 
öffnen technische Neuerungen den Metallen neue Anwendungsgebiete, so wird d 


Metallmarkt sofort mit gesteigerter Nachfrage, also mit steigenden Preise 
reagieren. 


Noch eine zweite Gruppe von Kosten, die für die Erzpreise von Einfluß sin 
haben wir zu betrachten, die Verhüttungskosten und Schmelzverluste. Der Ro 
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‚zpreis ohne Berücksichtigung der Transport- und Handelskosten errechnet sich 
‚hematisch etwa nach folgender Formel!): 


t 
Ze (1) mn 
/ y= Erzpreis für 1000 kg, 


ie = prozentualer Metallinhalt in der Trockne, 
3. 1- schätzungsweiser Schmelzverlust, 

| 

‚4. m = Marktpreis für das Metall für 1000 kg, 

5. £f= Kosten der Verhüttung. 


Zu 1. ist nichts zu bemerken. Der Wert des zweiten Faktors wird durch das 
‚schilderte Bemusterungs- und Analysenverfahren ermittelt. Der Marktpreis ist auf 
rund der Börsen- oder Fachzeitschriftennotiz leicht festzustellen. Die Angaben 
ı 3. und 5. sind den Fachleuten aus langjähriger Erfahrung bekannt. So wurde 
‚B. (nach Haenig) in Frankreich vor dem Kriege der Schmelzverlust bei Antimon- 
‘zen auf etwa 100%, die Verhüttungskosten auf fres. 330 p. t geschätzt. Das würde 
"i einem Marktpreis von fres. 1000 für die Tonne Regulus folgenden Preis für 
)%iges Erz ergeben: 


| OU nr 
| we 0,9 - (1000 — 330) = fres. 301,50. 


‚ Dabei ist zur Vereinfachung angenommen, das Erz enthalte keine Nässe, oder 
er statt des Brutto-Naßgewichts wäre der Berechnung das Trockengewicht zu- 
'unde gelegt. Zu diesem Preis hätte also das Erz frei Hütte in Frankreich gekauft 
erden können. 

'  Häufiger als die formelmäßige Festsetzung der Preise ist im Handel eine Be- 
‚ertung per unit (Einheit = !/,.0 engl. Tonne = 10,16 kg Metallinhalt). Der Preis 
‚ unter Berücksichtigung der Schmelzverluste und Hüttenkosten für ein Standard- 
z von bestimmtem Normalgehalt festgelegt. Erze mit höherem bzw. niedrigerem 
stallgehalt werden aber nicht proportional dem Gehalt, also sozusagen in arithme- 
‚ch ansteigender oder abfallender Weise bewertet, sondern die Preise zeigen eine 
'inahe geometrische Pro- bzw. Degression. Das erklärt sich leicht daraus, daß hoch- 
artige Erze relativ geringere Verhüttungskosten verursachen, geringhaltige dagegen 
(nen weit schwierigeren und darum teureren Produktionsprozeß bedingen, ganz ab- 
sehen von den unproduktiven Mehrkosten, die durch den Transport der unver- 
»ndbaren Bestandteile des Erzes entstehen. Der Verlauf der Preiskurve ist aller- 
(ags nicht regelmäßig, richtet sich vielmehr nach den besonderen für die einzelnen 
stalle geltenden Verarbeitungsbedingungen. Schematisch würde diese Preistafel 
(wa folgendermaßen aussehen (Tabelle siehe nächste Seite). 


In Erzlieferungskontrakten pflegt ein Minimalgehalt an Metall vereinbart zu 
‘in, damit der Abnehmer nicht bei Lieferung geringhaltigerer Ware durch den auf 
(r höheren Basis kalkulierten und eingeräumten Preis Schaden leidet. Will der 
lufer jedoch trotzdem auch ein weniger reiches Erz abnehmen, so wird er dafür 
Ir einen Preis zahlen, der auf einer gegenüber dem ursprünglichen Kontrakt we- 
‘atlich niedrigeren Bezahlung des Metallinhaltes beruht. 

Neben der Menge der unverwertbaren Bestandteile pflegen Beimengungen von 


, *) Haenig, Erz- und Metallmarkt. 
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Metallgehalt Preis per Preis umger. auf 4 
des Erzes in °)o unit d. Tonne Material & 
3 22 66 hr 

4 24 96 4 

5 28 110 $ 

10 31 310 . 
15 35 525 - 
20 40 800 a 
30 45 1350 . 

40 49 1960 m 

50 55 2750 & 
60 60 3600 =: 
70 66 4620 2 
80 70 5600 4 
8 


Frem:dmetallen, die die Weiterverarbeitung der Erze wesentlich stören und dadun 
verteuern, noch der Anlaß zu Abzügen von den Erzpreisen zu sein. 4 
Die Bezahlung von Erzen, die mehrere Metalle enthalten, ist sehr verschiede 
Grundsätzlich wird nur das darin enthaltene Hauptmetall bezahlt, die anderen n 
über einen gewissen Mindestgehalt hinaus. Als Beispiel können wir die Bezahlu 
von Wismut in Bleierzen nennen, das in Nordamerika erst von einem Mindestgeh: 
von 30%, ab mitbezahlt zu werden pflegt. Edelmetall, z.B. Silber in Wismuterze 
wird auch bei geringem Gehalt meistens besonders bezahlt. Für Beimengungen Ye 
anderem Metall, z.B. Zinn in Wismuterzen, besteht kein einheitlicher Brauch. Ab 
wenn auch eine gesonderte Bezahlung nicht immer stattfindet, so ist doch eine B 
rücksichtigung der Beimengungen bei Normierung des Erzpreises fast ausnahmsl 
vorhanden. Diese Berücksichtigung bedeutet bei gewinnungsfähigen Beimengunge 
z.B. Zinn in Wismuterzen, eine Erhöhung des Erzpreises; bei schädlichen, nu 
erhöhten Kosten auszubringenden Bestandteilen, z.B. Arsen in Wismuterzen, ei 
Ermäßigung. 


4 
3. Die Selbstkostenrechnung der Metallgewinnung. # 


Außer mit den eigentlichen Verhüttungskosten werden wir uns hier auch m 
den Schmelzverlusten zu beschäftigen haben. Die Selbstkostenrechnung erfolgt au 
schließlich auf dem Wege der Divisionskalkulation. Auch bei Erzen, die mehre 
Metalle enthalten, ist sie verhältnismäßig leicht durchzuführen, indem die Gesän 
kosten der Verhüttung auf die einzelnen ausgebrachten Metalle verteilt, oder ab 
die in die Rückstände übergegangenen Beimengungen in ihrem Wert festgestellt u 
dem Fabrikationskonto gutgeschrieben werden. Im ersteren Falle wird bei der ve 
teilung der Selbstkosten auf die einzelnen ausgebrachten Metalle das Verhältni 
dem deren Marktpreise zueinander stehen, als Grundlage für die Zurechnu g 
wählt, denn es geht nicht an, ein geringwertiges Metall mit dem gleichen Kostena 
teil zu belasten, den ein gleichzeitig gewonnenes wesentlich wertvolleres zu t 
hätte. In die Kalkulation sind einzusetzen: Das Erz, Reduktions- und Heizmateri 
bzw. bei elektrolytischen Verfahren Elektrolyt- und Stromverbrauch, Arbeitslöhnef 
die Vorbereitung, Durchführung und Überwachung der Verhüttung, Abschreibung: 
auf die Fabrikationsanlagen, Schmelzöfen, Gießformen und Werkzeuge, u. U. Aı 
wendungen, die in regelmäßigen kurzen Perioden erfolgen wie z.B. für Muffe 
oder feuerfeste Ofenwandungen, die des öfteren ersetzt werden müssen, schli 
allgemeine Kosten und die während des Verhüttungsprozesses entstehenden Schm 
verluste. Vom Gesamtaufwand abzusetzen sind die entfallenden Rückstände, sowe 
eine Nutzbarmachung noch möglich ist. j 

Die Bemessung der einzelnen Kostenelemente ist je nach dem angewan 
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'abrikationsverfahren sehr verschieden. Es liegt auf der Hand, daß eine brauch: 
are technische Neuerung sehr wohl imstande sein kann, bedeutende Ersparnisse an 
inem der Hauptkostenpunkte zu machen. Eine brauchbare Erfindung muß nicht 
ur eine Verschiebung der Kosten für die Anlagen, Löhne, Reduktionsmaterialien 
‚nd Schmelzverluste bringen, sondern eine Verminderung der Gesamtkosten, wenn 
‚uch dafür einzelne Positionen erhöht werden. Beispiele für solche Verbesserungen 
‚nd Verbilligungen zu bringen, ist sehr schwer, da die Werke ihre bewährten Ver- 
'ahren geheim halten. Ein interessantes Beispiel bietet jedoch die Cadmiumindu- 
itrie. Wir entnehmen unser Beispiel aus Ullmanns Enzyklopädie der technischen 
hemie, wo eine Berechnung der Verarbeitungskosten von 1000 kg cadmiumhaltigem 
‚inkstaub auf Cadmiummetall in rohen Umrissen ohne Berücksichtigung des Aus- 
‚angsmaterials, der Rückstände und der Abschreibungen wie folgt gegeben wird: 


 Arbeitslöhne . NT N. A A AA 
Heiz- und Reduktionsmaterial . RN I 1 
Muffelverbrauch bei einer Haltbarkeit von 60 Tagen a u De el) 
Reparaturen und Materialverbrauch . . . . 2 2 2 22. 1.— 
77 28.70 


Es ist angenommen, daß der Zinkstaub 40% Cadmium enthalte. Theoretisch 
aüßten also 40 kg Metall ausgebracht werden. Nun ist aber, wie bereits an anderer 
telle dargelegt, bei dem gewöhnlichen Hüttenverfahren mit einem außerordentlich 
‚ohen Verlust durch Verflüchtigung zu rechnen. In unserem Beispiel ist dieser 
'benso wie in einem 1915 in der Zeitschrift ‚Metall und Erz‘ erschienenen Aufsatz 
‚es oberschlesischen Hüttendirektors F. Juretzka mit ca. 650% angenommen, so daß 
‚ich die aufgewandten Kosten auf nur 14 kg Metall verteilen müssen. Dies ergäbe 
ür das kg .%b 2,05. Nehmen wir an, statt des auf 40% angereicherten Materials 
rürde durch Verbesserung und intensivere Ausnutzung der zum Auffangen dienen- 
en Blechvorlagen ein Zinkstaub mit etwa 60% Cd. gewonnen. Es würde dann einer 
‚thöhung der Löhne für die intensivere und längere Arbeit und einer Mehraufwen- 
‚ung für einige Verbesserungen an den Zinköfen und Vorlagen ein Mehrertrag an 
‚admiummetall von 7 kg gegenüberstehen. Die Kosten würden also auf .b 1,35 
.kg sinken. Wenn uns auch Unterlagen über den durch die Neuerungen bedingten 
lehraufwand nicht zur Verfügung stehen, so können wir doch mit größter Wahr- 
‚cheinlichkeit annehmen, daß der Mehrertrag den Mehraufwand weit übersteigt. 

" War die Herabminderung der Kosten in diesem Beispiel nur auf einige Ver- 
‚esserungen vor allem bei der Gewinnung des Ausgangsmaterials zurückzuführen, 
'o wird eine völlige Umgestaltung und Erweiterung des Verhüttungsverfahrens noch 
\iel nachhaltiger die Rentabilität der Produktion beeinflussen können. Dies gilt 
‚or allem von solchen chemisch-technischen Neuerungen, die den außerordentlichen 
‚chmelzverlust herabzusetzen imstande sind. Tatsächlich sind im Laufe des letzten 
‚ahrzehnts Verfahren gefunden worden, die, wenn auch nicht ein restloses Aus- 
‚ringen des in dem Zinkstaub enthaltenen Cadmiums, so doch eine ganz wesentlich 
‚esteigerte Ausbeute bringen. Wenn auch feste Anhaltspunkte für die Darstellung 
‚er technischen und vor allem der chemischen Prozesse fehlen, durch die eine 
„thöhung der Metallausbeute erreicht wird, so mag eine schematische Darstellung 
‚es Einflusses solcher Neuerungen auf den Kostenverlauf doch deren Bedeutung 
‚artun. Bei 4%, Cd.-Inhalt und 650%%igem Verlust waren die Verhüttungskosten mit 
#2,05 angesetzt; gelingt es, den Verlust auf 60 % herabzusetzen, so betragen die- 
‚elben # 1,80, bei 55% 461,60, bei 5000 .46 1,43, bei einem Verlust von 20% 
‚ur noch 4 0,90. Tatsächlich sollen Verfahren in Anwendung sein, die eine Aus- 
‚haltung der Verluste bis auf geringe Bruchteile erreichen. Ein Herabdrücken der 
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Kosten durch Verringerung des Schmelzverlustes wird nur bis zu einem gewissen 
Grade möglich sein, weil gleichzeitig andere Kosten steigen; denn dadurch erst Ri 


die höhere Ausbeute ermöglicht. 


A. Lüpke: 


f ; 


Die folgende Aufstellung soll die von der Erzlagerstätte bis zum Ferligprodäe 
dem Metall, auftretenden Kostenelemente veranschaulichen: 


Aufwand: 


Hütte: Schmelzverluste, Löhne, Heiz- 
und Reduktionsmaterial, Abschrei- 
bungen auf Anlagen, allgemeine 
Unkosten, Preisabzüge für störende 


Ertrag 
Der Metallinhalt berechnet nach dem 
Börsenpreis des Metalls. 
Verwertbare Hüttenrückstände, Preis- 
zuschläge für Beimischungen von 


Beimengungen en Fremdmeta- 
len . r De 7a 10 
Gewinn des Hüttenbetriebs 300 . 
An Saldo: Erzpreis frei Hütte 700 a 
1000 100 
Handel: Land- bzw. Seefracht, Um- Per Saldovortrag: 
schlagskosten,Lagerung, Verpackung, Erzpreis frei Hütte 7 
Gewichtsminderung, Nässegehalt, 
Versicherung, Risikoprämien, Zin- 
sen, Steuern, Zölle, Bemusterungs- 
und Analysenkosten, allgemeine 
Handlungsunkosten 
Gewinn des Handels 200 
An Saldo: Erzpreis ab de ra des 
Bergwerks , 500 
7U0 70 
Bergwerk: Kosten für Mutung, För- Per Saldovortrag: T 
derungs- und Aufbereitungs- und Erzpreise ab Verladestelle des Bergwerks 5 
Kraftanlagen, Löhne, Transport- und Verwertbare Halden, geförderte Fremd- 
Verladekosten bis zur Abnahme- erze nebst deren Anteil an den 
stelle, allgemeine Unkosten Gesamtkosten . 5( 
Bergwerksrente 550 
550 55 


Mathematische Untersuchung der seometrisch-degressiven 
Abschreibung. 
Von Dr. Adolf Lüpke, D.H.H. C., Saarbrücken. 


In Schmalenbachs ‚Grundlagen dynamischer Bilanzlehre‘ wird als hesondä 
Vorzug der geometrisch-abfallenden Abschreibung die Eigenschaft dargestellt), daß 


! 


y 


1 


dort, wo Erneuerungskosten als Zugänge behandelt werden, falsch gewählte Ab- 
schreibungen automatisch auf den richtigen Stand gerückt werden. Ein Zahlen- 
diagramm ?) gibt der Behauptung recht, liefert jedoch keinen strengen Beweis. Die- 
sen Beweis zu erbringen und zugleich die zu gewinnenden Formeln gewissen 
Fragestellungen der Praxis dienstbar zu machen, soll das Ziel dieser Untersuchung 
sein 3 
| | = 
1) 2. Auflage, S. 57 unten. 4 
?) S. 63 ff. * 
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Zugrundezulegen ist die gleiche Voraussetzung, wie sie die Schmalenbachschen 
‚usführungen beherrscht: daß nämlich ‚die Erneuerungsarbeiten die Betriebsan- 
ıgen ständig auf voller Produktionshöhe halten“ 1). Abweichend wird jedoch hier 
\er Weg eingeschlagen, daß nicht verschieden hohe Zugänge — (Erneuerungskosten) 
- wie sie in der Praxis tatsächlich vorkommen — angenommen, sondern zur Ver- 
infachung des Rechenwerks die Zugänge in ihrem Durchschnittsbetrage 
‚errechnet werden. Gelingt hier der Beweis, so ist die automatische Regulierung 
‚uch bei unregelmäßigen Zugängen als erwiesen anzusehen. Das mehr ins Einzelne 
'ehende und daher bei weitem schwierigere Studium des letzteren allgemeinen 
alles soll einer besonderen Untersuchung vorbehalten bleiben. 

Geht man zunächst von dem praktischen Fall aus, daß eine Anlage mit dem 
‚bertragswert K jährliche Erneuerungskosten Z,, Zy, Z3...... Z.„ als Zugänge 
erbucht und mit dem Abschreibungsfuß a behandelt wird, so ist die Abschreibung 
'ach dem 


1. Jahr (KFZ) 05 


| 
2». [K+Z)p+Z 0 


p ist der Degressionsfaktor p=1— Be 


100 

BIS IK FZIPFZUR ZU TG 
1, (KHZ)mALZ- mA. ....... +22] :0G 
is sei nun der durchschnittliche Zugang 
| zZ HA en. Zn 

n 

ie Sn: am Schluß des n. Jahres ist nun 
| | HR -[K-p At Z.p-1 Z-p2t...222.0.. EZ 

B- ZIERT) 

=(-p[K- Ra un er] 


ie Höhe der Abschreibung ist also von dem Zeitablauf abhängig. Wird letzterer 
inzahl der Jahre) als unabhängige Veränderliche (x) angenommen, so stellt sich 
e Abschreibung (y) als Exponentialfunktion dar und ergibt im rechtwinkligen Koor- 
natensystem folgendes Kurvenbild (Tabelle ]). 

Die Funktion lautet also 


NL etc (A 
yv-( ») |& pr!+27 


‚3 wird für 
| re 
| Ya 2 
‚ie analytische Geometrie lehrt, daß im vorliegenden Fall die Gerade y=Z (Ta- 
"le I, HH) Asymptote ist, d.h. Tangente im Punkte x—= ® Die Gerade y=Z 
ellt aber andererseits den Abschreibungsverlauf dar für den Fall, daß die jähr- 


1) S. 61 oben. 
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Tabelle I Abschreibung 


Be, 


Tr Prkalpe eo 
“Fer 


a 
BIS RE 
HEEZANDERENN. 


liche Abschreibung gleich dem jährlichen (Durchschnitts-) Zugang ist, denn es mu 
Ja doch jährlich Z abgeschrieben werden, damit immer wieder der Restwert K veı 
bleibt. Der Abschreibungsfuß des Idealfalles — für vorliegende Berechnung belang 
los — ergibt sich aus der Gleichung 


a 
Z=(K+D 0, 

100 2 

K+Z 

Der Abschreibungsverlauf nähert sich also bei falsch gewählter Abschreibung asymp 
totisch dem idealen Abschreibungsverlauf, d.h. die falsch gewählten Abschreibun 
gen korrigieren sich im Laufe der Zeit automatisch. Damit ist die Behaup 
bewiesen. 

Da der Ausgleich erst fürx = & erfolgt und wir an ein ewiges Leben mensch 
licher Unternehmungen nicht glauben, hat es für uns ungleich mehr Interesse, fest 
zustellen, nach welcher Zeit die falsche Abschreibung sich der idealen auf eit 
bestimmtes Maß nähert. Soll ermittelt werden, nach wieviel Jahren die Abschrei 
bung sich dem Durchschnittszugang bis auf einen Bruchteil des letzteren (Divisor t 
nähert, so gibt folgende Formel Auskunft: 

(1—p) Ik . +2] u en 
Die Vorzeichen + gelten für y 54 Z, also je nachdem, ob die falsch gewählte Ab 
schreibung größer oder kleiner als die ideale ist. Es ergibt sich 


en 


z 

+Z 

K px 22 237 
p I nr 


1 
Kt p)- pr +2p—Zp p—=Zp(1+1) 
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Pe KU—pn— zei 
a oe Bee 

eg) 

| _log(Zp) — lg IE K1—p)+ Zpl —logt 

logp 

1. Beispiel. 

| Der mutmaßliche Durchschnittszugang auf einem Gebäudekonto (Übertragswert 

100000) sei 5000. Die jährliche Abschreibung beträgt 8% vom Restwert. Nach wie- 
viel Jahren macht der Unterschied der Abschreibung gegenüber dem Durchschnitts- 

Izugang höchstens 1000 aus? 


Es ist 
K = 100 000 
Z= 5000 
| p= 0,92 
>> 5 
1084600 — log 3400 — log 5 
den log 0,92 
— 15,6 
( — rund 16. 


Der erforderliche Zeitraum ist also 16 Jahre. 

2. Beispiel. 

| Der Abschreibungsfuß übersteige nicht (annähernd) um 30% die ideale Ab- 
schreibung, sondern bleibe um (annähernd) 300 darunter. 


p = 0,98 
| __ log 4900 — log 2900 — log 5 
| 2 log 0,98 
| —= 53,7 
| =rund 54. 


| 
Der erforderliche Zeitraum ist nun 54 Jahre. 

| Aus den beiden Beispielen geht hervor, daß bei gleichmäßigem Über- und 
Unterschreiten des idealen Abschreibungsfußes die Neigung zur Annäherung der 
Abschreibung an den Betrag des Zuganges durchaus nicht in gleichem Maße vor- 
‚handen ist, vielmehr geschieht der Ausgleich beim Überschreiten in viel schnelle- 
rem Tempo. Die Feststellung des analytischen Kriteriums der Annäherung bleibt 
‚ebenfalls einer späteren Untersuchung vorbehalten. 

Damit ist den Bedürfnissen des Dynamikers Genüge getan. Sind der Bilanzie- 
tung andere Gesichtspunkte als die der Wirtschaftlichkeit zugrunde gelegt, so lohnt 
sich auch eine Untersuchung des bilanzmäßig festgehaltenen Restwertes. Werden 
die oben gemachten Voraussetzungen beibehalten, so errechnet sich der Restwert R 
wie folgt: 


Nach’dems 14 Jah an (K+Z)-p 
N EN ER AER EN (K+Z):p®+Zp 
(so) ri in, Sn: (KFZ) + p° + Zp® + Zp 
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Es ist also allgemein 

(Bl) 
pl 

oder als Funktion vom Zeitablauf ausgedrückt 


| 
— Knpx + zZ, 
Ye Ben, 


Tabelle I Restwert 


R=Kp"--Zp- 


Folgende markante Punkte heben sich ab: 


x—0 y=K 

en y=K+2:p 

xı=o AR 
are; 


Im Unendlichen erreicht also der Restwert einen endlichen Grenzwert. 

Die Gleichung beantwortet lediglich die Frage nach der Höhe des Restwertes 
nach einer bestimmten Anzahl Jahre. Die Auflösung nach anderen Elementen als 
unabhängig Veränderlichen erlaubt weitere Fragestellungen. Die einzige Ausnahme 
bildet p. Hier ist die Auflösung der Gleichung als einer gemischten Gleichung n. 


ii 
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ırades algebraisch nicht möglich, sondern nur mit Hilfe transzendenter Funktionen 
u finden. 

Soll ein bestimmter Endwert erreicht werden, etwa das Produkt aus K und 
inem bestimmten Faktor m, so Bu: man 


Kpx +29 em 


K-i—p)- en ek —p) 
px-[K1—p)—Zpl=Km(1+p) — 
_tKm(i—p)+Zp 
a 

—_!0g ft Km 1 —p+Zp] —log[t Kl —p)FZp] 

 logp 

'eispiel. 
' Nach wieviel Jahren steht ein Gebäude (Anfangswert 100000) 1Ys eh so hoch 
u Buch, wenn der jährliche Zugang auf 5000 geschätzt wird und die Abschreibung 
% beträgt? 


s ist K —= 100 000 
— 5000 
N 0,98 
ar 3 
\ 1157 2 


log [5000 - 0,98 — 100 000 - z . 0,02] — log [5000 - 0,98 — 100 000 - 0,02] 


En 


log 0,98 
„ _ 10g 1900 — log 2900 
| log 98 — 2 


R) 
=rund 21. 
ach 21 Jahren ist also das 1; fache des Anfangswertes erreicht. 

Auch die Bemessung des jährlichen Durchschnittszuganges läßt sich formel- 
Näßig bestimmen, wenn sämtliche übrigen Größen gegeben sind. Ist die Anzahl der 
Ihre n, so erhält man 
RS (1-p") n) 

R=Kpr xp T_— 5 

| „— R-Kp)( —p) 

Mo. p(1— p?) 

‚eispiel. 

‘ Mit welchem jährlichen Durchschnittsbetrag müssen die Erneuerungskosten 
pn dem Anlagekonto übernommen werden, damit bei 10% Abschreibung der Buch- 
ert des Gebäudes in 5 Jahren von 100000 auf 125000 wächst? 

3 ist K = 100 000 


| „ _ (125.000 — 100 000 : 0,9%) - 0,1 
N 0,9(1— 0,9) 

| (125.000 — 59 049) - 0,1 

; 0,9 - 0,40 951 
| 

N 


== 11 178 
—-rund 11000. 


er jährliche Zugang muß also auf durchschnittlich 11000 gestellt werden. 
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Will man den Anfangsbuchwert abhängig von den übrigen Größen bemessen 


so ergibt sich u 
(1 — (1: 9%) 4 


BR apa 4 20.2 

(1 — pn) 

1— e” ‘ 

_RÜ-pP-Zpil—p) 4 

p%- (LP) | 

Beispiel. %“ 

Wie hoch ist in der Eröffnungsbilanz der Buchwert eines Gebäudes festzulegen, 

wenn bei einem durchschnittlichen Zugang von 10000 und bei 10% Abschreiiääit 
in 4 Jahren der Restwert mit 125000 zu Buch stehen soll? 


p 8 


% 


R—Zp 


Ne 


Es ist 

R = 125 000 
Z = 10000 
p== 0,9 
nizx 4 

125 000 - 0,1 — 10 000 - 0,9 - 0,3439 

Ei 0,6561 - 0,1 

= 128103,9 

— rund 128000. 


Das Gebäude mußte also mit 128000 in die Eröffnungsbilanz gebracht werden. 


Literatur. i | 


Koppe, Dr. Rechtsanwalt, Berlin. Die dritte Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924 mit umfassender Einführung und Goldumrechn ungstabelle. 
Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2, 1924. & 


Der Verfasser beginnt in der Einführung (S. 9—24) mit einem allgemeinen Über 
blick über die ersten drei Steuernotverordnungen, teilt dann seinen Stoff gruppen: 
mäßig der Verordnung entsprechend ein und gibt hierzu kurze Erläuterungen. Dei 
zweite Teil (S. 25—68) umfaßt den gesamten Text der dritten Steuernotverordnung 
Der dritte Teil bringt eine Dollarkurstabelle, die Zeit vom 1. Januar 1918 bis No: 
vember 1923 umspannend. Hp. 


Beuck, Dr. W., Diplom-Steuersachverständiger, Berlin, und Erfurth, W., Steuer 
syndikus, Berlin. Tabellarische Übersicht über die Vorauszah: 
lungen auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer 1924. Au 
Grund des Artikels I 88 3—15 der Verordnung vom 19. Dezember 1923 und der 
ersten bis fünften Durchführungsbestimmung vom 20. und 28. Dezember 1923, 
5. Februar, 15. und 28. März, 5. April und 1. Mai 1924. Industrieverlag Spaell 
& Linde, Berlin C2, 1924. 21 Seiten. Preis 46 1.80. 


Die Arbeit bringt die in der Verordnung vom 19. Dezember 1923 und in den 
verschiedenen Durchführungsbestimmungen vom 20. Dezember bis zum 1. Mai 1924 
geregelten Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer in einel 
tabellarischen Übersicht zur Darstellung. Hierdurch soll Kaufleuten und Gewerbe 
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eibenden, die das verstreute Material in den einzelnen Gesetzen zusammensuchen 
ußten, Arbeit erspart werden. 

Die Tabellen sind folgendermaßen unter Aufzählung der zu jeder Betriebs- 
ler Entstehungsart gehörenden Betriebe oder Steuern gegliedert: 

Tabelle A enthält die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft, 


BR (Bit , „ Gewerbebetriebe, 

Be 0 7% „ Sonstigen Einnahmen, 
manD wis, „ Kapitalerträge, 

Be E ” Besteuerung nach Verbrauch. 


Die Tabellen sind in Rubriken eingeteilt: 
ı 1. Betriebsart bzw. Art der Pflichtigen oder des Einkommens, 
' 2. Steuermaßstab, 

3. Steuersatz, 

4. Mindestsatz, 

5. Tag der Fälligkeit der Vorauszahlungen, 

6. Freigrenze. 

Durch nebenstehende Anmerkungen werden die Tabellen näher ergänzt. Was 
er Arbeit fehlt, sind Literaturangaben und Bezugsquellen, auf die sich die An- 
aben stützen. Diese hätten in Fällen, wo Unklarheiten bestehen, verhindert, daß 
‚er Suchende trotzdem die ganzen Gesetze bearbeiten muß. Hp. 


[arcus, Josef, Geheimer Justizrat, Amtsgerichtsrat a.D. Erbschaftssteuer- 
‚ gesetz in der Fassung der Steuernotverordnung (Art. III) vom 19. Dezember 
‚1923 mit einer Einführung und mit Erläuterungen zu den neuen Vorschriften, 
5. Auflage. Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2, 1924. 152 Seiten. rein in 
 „Halbleinen geb. 4% 3.80. 


Im Hinblick auf die wahrscheinlich bevorstehende Änderung des Erbschafts- 
‚euergesetzes hat der Verfasser darauf verzichtet, die durch den Artikel III der 
weiten Steuernotverordnung hervorgerufenen Neuerungen in einem selbständigen 
Terke zu verarbeiten, sondern er hat sie in einem Ergänzungsheft zu seiner 
»tzten Arbeit, dem „Erbschaftssteuergesetz in den Fassungen des Abänderungs- 
esetzes vom 20. Juli 1923 und des Gesetzes über die Berücksichtigung der Geld- 
atwertung vom 20. März 1923 nebst den Ausführungsbestimmungen und der 
"berleitungsverordnung‘“, erscheinen lassen. In der Einleitung hebt der Verfasser 
ie Unterschiede zwischen der früheren und jetzigen Rechtslage hervor. In dem 
‚ort angegebenen jetzt gültigen Tarif fehlen leider die Steuersätze von 500 bis 
‘000 4. Der Einführung folgt der jetzt gültige Text des Erbschaftssteuergesetzes, 
"obei die Neuerungen durch Fettdruck gekennzeichnet sind. Hieran schließen sich 
nter ständigem Anschluß an Seiten- und Zeilenzahl des Hauptwerkes gemeinver- 
“ändliche Erläuterungen. Der Schluß enthält den Text der Durchführungsbestim- 
nungen über die Bewertung des Vermögens und über die beschleunigte Steuer- 
'ntrichtung bei Erbschaftssteuern sowie einen Auszug aus der Anleitung zur Aus- 
illung der Vermögenssteuererklärung. Ein Schlagwortverzeichnis erleichtert die 
‚bersicht über die Arbeit. 

Als selbständiger Kommentar, wie man aus dem Umschlagtitel schließen 
‚önnte, ist das Werk nicht zu gebrauchen, da es in zu großem Umfange auf das 
auptwerk Bezug nimmt. Hp. 
leinrich, Dr. Hans, Regierungsrat im Reichsfinanzministerium. Die Neurege- 
‘ lung des Steuerstrafrechts und des Steuerstrafverfahrens. In- 
| dustrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2, 1924. 90 Seiten. 
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Die Arbeit ist als Ergänzungsheft zum „Handbuch des Steuerstrafrechts“ g, 
dacht und schließt sich diesem Zweck entsprechend in seinem ganzen Aufba 
eng an dieses Werk an. Die seit dem Erscheinen des Handbuches eingetretene 
Änderungen der einzelnen Paragraphen der Reichsabgabenordnung und der ü 
erwähnten Handbuche abgedruckten Gesetze und Verordnungen sind unter Aı 
gabe der bezüglichen Seitenzahl des Handbuches abgedruckt und durch Anmerku 
gen näher erläutert. Im ersten Abschnitt bringt der Verfasser die Neuerunge 
auf dem Gebiete des Strafrechts, im zweiten diejenigen des Strafverfahrens. De 
Anhang umfaßt den Abdruck der wichtigsten ergangenen Gesetze und Verordnunge 
und die Runderlasse des Reichsfinanzministers. Verbunden mit dem ‚Handbac 
des Steuerrechts‘‘ gibt die Arbeit eine Übersicht über den Rechtszustand auf deı 
Gebiete des Steuerstrafrechts und des Steuerstrafverfahrens bis zum April 192: 

Hp. 
Weinbach, H., Oberregierungsrat, Vorsteher des Finanzamtes Frankfurt-Niedenaı 
Die Neuregelung der Kapitalverkehrsteuer nach der zweiten Steue 
notverordnung vom 19. Dezember 1923 und zahlreichen früheren Verordnunge 
und Gesetzen einschließlich der Obligationensteuer nach der dritten Steue 
notverordnung vom 14. Februar 1924 und der Börsensteuer nach der Veror 
nung vom 14. Februar 1924. Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin C 2, 13: 
171 Seiten. Preis geh. M 4.—, geb. M 4.50. 


Zu Anfang bringt die Arbeit den Text des Artikels V der zweiten Steuerno 
verordnung vom 19. Dezember 1923, der die Kapitalverkehrsteuer behandel 
Hieran schließt sich der Wortlaut des Kapitalverkehrsteuergesetzes in der dure 
die zweite Steuernotverordnung sowie durch frühere Verordnungen geänderte 
Fassung, wobei die durch die zweite Steuernotverordnung veranlaßten Änderunge 
durch fetten Druck gekennzeichnet sind. Es folgen die besonderen Bestin 
mungen und Änderungen der Börsenumsatzsteuer. In besonderen Abschnitten sin 
dann das Abrechnungsverfahren bei der Börsenumsatzsteuer und die Aufwertung 
soweit sie die Kapitalverkehrssteuern betreffen, behandelt. Im Abschnitt 7— 
werden Erläuterungen und Nachtragserläuterungen zum Kapitalverkehrssteuergeset 
gegeben. Der Anhang bringt den Text der Börsensteuerverordnung vom 14. Februa 
1924 sowie einen Textauszug aus der dritten Steuernotverordnung, soweit sie di 
Obligationensteuer betrifft. Ein Schlagwortverzeichnis erleichtert das Auffinde 
des Gesuchten. Der Kommentar berücksichtigt nicht nur die erschienenen Durel 
führungsbestimmungen, Verordnungen usw., sondern zieht auch zahlreiche En! 
scheidungen des Reichsfinanzhofes als Literatur heran. Er nimmt häufig Bezug au 
den im März 1923 erschienenen Ergänzungsband zur Handausgabe sowie auf letz 
tere selbst und ist am besten mit diesen zusammen zu handhaben, jedoch aue 
für sich allein benutzbar. } 
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Die Brauereibuchhaltung. 
Von Paul Loenertz, D.H.H.C., Hersel bei Bonn. 


| 
I Inhalt: 

‚, Einleitung. 

N auptteil: 

‚ I. Die Aufgaben der Brauereibuchhaltung. 
‘I. Die Buchhaltung der Brauerei. 


1. Die Bücher. 
a) Die systematischen Bücher. 
b) Die Nebenbücher. 


2. Das Kontensystem. 
a) Die kaufmännischen Konten. 
b) Die Konten der Fabrikation. 
 «) Die Konten der Anlagen und Abschreibungen. . 
ß) Die Konten der Roh- und Hilfsstoffe. 
|  Y) Die Konten der Löhne und Gehälter und die damit zusammenhängenden Konten. 
| d) Die Konten der Fabrikationsunkosten. 
| €) Die Konten der Hilfsbetriebe. 
&) Das Biererzeugungskonto. 
i .n) Das Bierlagerkonto. 
} %) Das Bierverkaufskonto und die Absatzkostenkonten. 
| x) Die Konten der Nebenprodukte. 
4) Die Konten der Nebenbetriebe. 


c) Die Zusammenfassung der kaufmännischen und der Fabrikationskonten durch die 
Bilanz und das Gewinn- und Verlustkonto, 


Literaturverzeichnis. 

‘ Neben dem umfangreichen allgemeinen Schrifttum über Buchaltung, Fabrikbuchführung, 

„lbstkostenberechnung und verwandte Gebiete ist folgende spezielle Literatur herangezogen 

rden: | 

meely, Ludwig, Buchführung und Rechnungswesen einer Brauerei mit 90000 hl Pro- 
duktion. Zeitschr. f. Hw. Forschg., 8. Jahrg., 1913/14, S. 473 ff., 521 ff. 

ıonym, Praktische Anleitung zur sofortigen Erlernung der doppelten Bierbrauereibuchhaltung. 

| Leipzig 1887. 

wer, Julius, Buchhaltung für Brauereien. Wien 1885. 

irck, Paul, Praktische Buchführung für Brauereien. München o.J. 

ilmes, Dr. A., Die Buchhaltung einer Brauerei. Zeitschr. f. Hw. u. Hpr., 3. Jahrg., 1910, S. 5ff. 

tempfle, F., Praktische Anleitung zur einfachen und doppelten Buchführung für Brau- 

‚ geschäfte. Augsburg 1881. 

'llmeth, Heinr. Die doppelte Buchhaltung nach amerikanischem und italienischem System 

' für Bierbrauereien. München 1898. 

»ismann, H., Löhnungswesen und Selbstkostenberechnung in der Brauerei. Zeitschr. f. 
Hw. F., 6. Jahrg., 1911/12, S. 627 ff. 

»alzerland, Oberbach, Ein Monat in einer Großbrauerei. Berlin o.J. 

lırg, J. B., Leitfaden zur gründlichen Selbsterlernung der einfachen sowie doppelten Bier- 

 brauereibuchhaltung für kleinere und größere Etablissements. München 1877. 

:hnert, Ernst, Anleitung für den Bierbrauer, seine Geschäftsbücher einzurichten und zu 
benutzen. Freising 1886. 

linemann, Erich, Leitfaden der doppelten Brauereibuchführung. Wien und Leipzig 1909. 

|.chel, C., Manual für den praktischen Brauereibetrieb. 4. Aufl. Augsburg 1901. 

"Pawel-Rammingen, Alex, Die Praxis der Brauerei-Bücher-Revision. Stuttgart 1913. 

hl und Thausing, Buchführung für Bierbrauereien. Leipzig, 1. Aufl. 1881, 2. Aufl. 1901. 

mann. Dr. G., Mängel der Brauerei-Bilanzen. Zeitschr. f. Hw. Forschg., 1. Jahrg. 1906/07, 

' 8. 237/38. 

‚Sander’s Praktische Faßkontrolle für Brauereien. 3. Aufl. Leipzig o.J. 

„haer, J. Fr., Der Kaufmann in der Bierbrauerei. Zürich 1905. 

Zeitschr f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft X. 28 
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Schellhardt, Anleitung zur Erlernung der doppelten Bierbrauereibuchhalltung. Leipzill 0. 

Trautmann, "Brauereibuchführung. Worms 1876. 

Trempenau, W., Praktische Anleitung zur doppelten Buchführung lür Bierbrauereien größer 
Umfangs. Stuttgart 18%. 

Trinius, (., Bewertung der Vorräte in Brauerei-Bilanzen. Zeitschr. f. Hw. F., 8. Jahrg, 1913] 


S. 460ff. 
Vonhausen, A., Abhandlung über den kaufmännischen Brauereibetrieb. Dortmund 19 
Wolff, E, Lohnsystem und Lohn in der Brauindustrie, 1912. 


Einleitung. 4 

In der vorliegenden Arbeit wird der Versuch gemacht, das Grundsätzliel 
und Allgemeingültige der Brauereibuchhaltung aufzuzeigen. Damit steht diese A 
handlung in einem gewissen (Gregensatz zu den meisten bisher erschienenen un« 
wie aus den vorstehenden Literaturangaben hervorgeht, größtenteils veraltete 
Schriften, die fast alle die buchhalterische Einrichtung einer ganz bestimn 
ten Brauerei bis in die Einzelheiten hinein rezeptartig beschreiben und & 
Muster empfehlen. 

Zum besseren Verständnis des Folgenden ist es angebracht, den Herstellung 
gang des Bieres kurz zu erläutern. Das Bier ist ein durch Gärung erzeugtes alkı 
holhaltiges Getränk, dessen Hauptbestandteile Wasser, Malz (meist Gerstenmal: 
und Hopfen sind. Nachdem das Malz auf einer Steuerwage gewogen und in eine 
Schrotmühle zerkleinert worden ist, erfolgt das eigentliche Brauen, Maischen, ı 
Sudhause. In dem Maischbottich wird das Malzschrot mit den erforderliche 
Wassermengen verrührt. Diese Maische kommt in den Läuterbottich, in dem di 
Flüssigkeit, die Würze, von den festen Bestandteilen, den Trebern, getrennt wir 
Die Treber setzen sich auf dem Seihboden ab, der als zweiter Boden über dem Bo 
tichboden liegt und mit Öffnungen zum Abfließen der Würze versehen ist. Dies 
gelangt von da auf den Grund und wird mit Hilfe von Pumpen in die sog. Pfann 
befördert, die zum Kochen der Würze dient. Der Würze wird darauf Hopfen z 
gesetzt und dann das Gemisch möglichst rasch zum Kochen gebracht, das ungefät 
zwei Stunden dauert. Die mit Hopfen gekochte Würze wird, um den ausgelaugte 
Hopfen zurückzuhalten, filtriert und dann auf die Temperatur abgekühlt, bei de 
die Anstellung mit Hefe erfolgen soll. Die entsprechende Temperatur beträgt bı 
Untergärung etwa 6—7 Grad Celsius, bei Obergärung ungefähr 20—22 Grad Celsiu 
Die Gärung verläuft in offenen Gärbottichen und dauert 8—14 Tage, worauf da 
Jungbier in die Lagerfässer zur Nachgärung gelangt, deren Dauer ziemlich beträch 
Er schwankt. Das leichtere Bier lagert hier etwa 11%—2 Monate, das schwere 

—3 Monate. Danach ist es zum Ausstoß bereit. Soll es zum Verkauf und Verbraue 
ee so zieht man das Bier in der Regel mit Kohlensäure- oder Luftdrud 
apparaten auf Versandfässer und Flaschen ab. “ 

Im Prinzip ist der brautechnische Vorgang bei allen Brauereien und bei alle 
Biersorten derselbe. Durch Änderungen im Herstellungsgang, etwa durch kürzere 
oder längeres Lagern, infolge besonderer Malz- und Hopfensorten und -qualitä 
entstehen die verschiedenen Biere, die Spezialitäten der einzelnen Brauereien 
Münchener, Pilsener, Kölsch, Weißbier u. del. # 


Hauptteil: } 
I. Die Aufgaben der Brauereibuchhaltung. 


Wenn man mit Recht sagen kann, es müsse die Buchhaltung in jedem Unte 
nehmen dessen Eigentümlichkeit angepaßt sein, so gilt das in einem ganz besond 
ren Maße von der Buchhaltung einer Brauerei. Die Buchhaltung muß sich in erste 
Linie der Organisation des Betriebes anpassen. Daher ist es nicht nur nicht mö 
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:h, die Buchhaltung eines Betriebes einer andern Branche auf eine Brauerei zu 
ertragen, sondern es paßt nicht einmal die Buchhaltung der einen Brauerei für 
ne andere. 

, Die Buchführung eines Fabrikbetriebes soll nicht nur die kaufmännischen An- 
Jlegenheiten erfassen, wie es in der Praxis leider allzu oft geschieht, sondern auch 
'e gesamten Produktionsvorgänge und die dadurch verursachten Veränderungen 
nerhalb des Betriebes verfolgen. Die Erfassung der innerbetrieblichen Vorgänge 
uß auf besonderen Konten geschehen, die wir unter dem Begriff der Fabrikations- 
»nten zusammenfassen können. Dabei wird aber von der Buchhaltung verlangt 
erden müssen, daß sie durch Einrichtung von Kollektivkonten, die durch ver- 
;hiedene Hilfs- und Nebenbücher ergänzt werden, dem Bedürfnis nach Arbeits- 
Mn und Übersichtlichkeit Rechnung trägt. 

Nur durch eine geeignete Gliederung der Fabrikationskonten läßt sich das un- 
ngänglich notwendige enge Verhältnis zwischen Buchhaltung und Selbstkosten- 
chnung herstellen. 

Die Buchhaltung soll die Basis und die Kontrolle der Selbstkostenrechnung 
in und diese die Fortführung der Buchhaltung in die Einzelheiten. An Hand des 
ırch die Buchhaltung gegebenen Materials sollen beispielsweise folgende Fragen 
‚antwortet werden: Wie hoch stellen sich die Herstellungskosten eines Hektoliter 
eres bis zu dem Augenblick, wo sich das Bier transportbereit in den Versand- 
ssern befindet? Aus welchen einzelnen Posten setzen sich die Produktionskosten 
sammen? Wie hoch ist der Aufwand an Malz, Hopfen, Material, Kraft, Lohn, Un- 
‚sten, Zinsen, Abschreibungen an den Produktionseinrichtungen usw.? Welcher 
»trag an Absatzkosten entfällt auf 1hl Bier? Wie setzen sich diese Absatzkosten 
‚sammen? (Fuhrlohn, Frachten, Reisespesen, Provisionen, Reklamekosten, Zinsen 
ıd Abschreibungen an Verlade- und Versandeinrichtungen u. dgl.). Welchen Ein- 
ıßB übt das Fallen der Ausbeute oder des Preises der einzelnen Rohstoffe auf die 
»rstellungskosten aus? Ist eine Vergrößerung des Betriebes wirtschaftlich oder 
‚rschlingen die dadurch wachsenden Kosten den Nutzen aus der Mehrproduktion ? 
‚ese Aufgaben kann die Buchhaltung nur in enger Anlehnung an die Selbstkosten- 
chnung erfüllen. 
| Die Selbstkostenberechnung der Brauerei ist eine Divisionskalkulation. Stellt 
b Brauerei nur eine einzige gleichbleibende Biersorte her, so ist eine vollständige 
3stenberechnung ohne weiteres innerhalb der Buchhaltung möglich. Produziert sie 
“gegen mehrere Biere, etwa Lager- und Exportbier, Münchener und Pilsener, so 
‚ eine Kalkulation jeder einzelnen Sorte im Rahmen der Buchhaltung sehr er- 
ıhwert oder sogar überhaupt nicht möglich. Dagegen werden die Ergebnisse der 
u enresmnoneen für die verschiedenen Sorten in ihrer Gesamtheit mit dem 
's der Buchhaltung zu gewinnenden Resultat übereinstimmen. In diesem Falle 
‘rd die Kalkulation von der Buchhaltung überwacht werden müssen. Auf diese 
ıfgabe der Brauereibuchhaltung, die Basis und die Kontrolle für eine richtige 
"Ibstkostenermittlung zu bilden, ist in den nachstehenden Ausführungen besonders 
‚ert gelegt worden. 


II. Die Buchhaltung der Brauerei. 
1. Die Bücher. 
Die Eigenart einer Brauereibuchhaltung (wie übrigens jeder Buchhaltung) wird 
rch zwei Dinge bestimmt: 
' 1. durch das Büchersystem oder die Buchhaltungsform, d. h. durch die Anlage 
td Gliederung der Bücher der Buchhaltung, und 
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2. durch das Kontensystem, das ist die Einteilung und Einrichtung der einze 
nen Konten. u 


Sr ten mögen, noch um eine hinreichend ausführliche Darstellung dert R 
richtung jedes einzelnen Buches. Wir müssen uns auf die Hervorhebung der Grunc 
züge und der wichtigsten Bücher beschränken, auf die Darstellung solcher, die 
jeder Brauereibuchhaltung vorkommen. 


a) Die systematischen Bücher. 


Für eine Brauerei kleineren Umfangs ist in erster Linie die deutsche Bi 
haltungsform mit den bekannten zwei Grundbüchern zu empfehlen. Für eine mit 
lere und zumal für eine Großbrauerei wird sich die sog. französische Form als ı 
brauchbarste erweisen, deren Merkmal die unbeschränkte Zahl der Grundbücher i 

Die deutsche Buchhaltungsform besitzt zwei Grundbücher, die meist Kas 
journal und Memorial genannt werden. Die Posten dieser beiden Bücher wert 
periodisch in ein Sammeljournal und aus diesem als Sammelposten in der For 
von Monats-, Wochen- oder auch Tagessummen auf die einzelnen napcia 
übertragen. 


Das Wesen der französischent) Form liegt in der unbeschränkten Gliederu ng: 
möglichkeit der Grundbücher. In der Regel findet man in der Brauindustrie { 
gende Einteilung: Kassajournal, Einkaufsjournal, Verkaufsjournal, Betriebsjo 4 
und Memorial. Das Einkaufsjournal wird in manchen Brauereien nicht gefühı 
wegen der verhältnismäßig geringen Zahl der Einkäufe. Diese Posten werden dan 
auch im Memorial verbucht. n 

Mit der deutschen und in noch höherem Maße mit der französischen Form x 
eine Reihe von Vorzügen verbunden, die die anderen Buchhaltungsformen nicht z 
bieten vermögen. Durch beliebige Spaltung des Journals in mehrere Sonderjournal 
kann der Notwendigkeit der Arbeitsteilung nach Bedarf Rechnung getragen werde 
Da weiterhin jedes Spezialjournal mit Ausnahme des Memorials eine ganz | 
stimmte Art von Geschäftsvorfällen aufnimmt, ist die Einrichtung jedes Journal 
derart möglich, daß die erforderlichen Angaben über diese Geschäfte übersichtlie 
eingetragen werden. Ferner wird durch die Zusammenfassung der Posten im San 
meljournal die Klarheit der Hauptbuchkonten bedeutend erhöht, die dann nur not 
einige wenige Angaben enthalten. Bei der französischen Buchhaltungsform ist nu 
zu beachten, daß infolge der Zergliederung des Journals in mehr als zwei Büche 
einzelne Posten in zwei statt nur in einem einzigen Spezialjournal zu verbuche 
sind. Dadurch entsteht die Gefahr einer doppelten Verbuchung, die man aber dur 
entsprechende Anlage der Sonderjournale fast ganz beseitigen kann. | 

Ein Kassajournal wird auf Seite 437 gezeigt. Es ist in der Form eines a 
rikanischen Journals derart angelegt, daß für die am häufigsten vorkomment 
Gegenkonten des Kassakontos eigene und für alle übrigen, seltener vorkommält 
nur eine gemeinsame Spalte eingerichtet wird. 

Das Einkaufsjonnnal (S. 437) gibt eine genaue Übersicht über die @ 
zelnen Einkäufe, über die Verteilung derselben auf "lie verschiedenen Konten bzw 
Betriebe sowie über alle Kosten, die mit dem Einkauf verbunden sind, z. B. Fracl 
ten, Zölle, gewisse Gebühren. Einkäufe gegen bar, welche die Ausnahme ie 


‘) Schaer, Der Kaufmänn in der Bierbrauerei, bezeichnet gerade diese Form der Bu | 
haltung im Gegensatz zu vielen anderen Schriftstellern als die deutsche. 2 
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»rden zugleich in das Kassajournal als Ausgabe und in das Einkaufsjournal als 
Inkauf eingetragen. Diese Posten dürfen selbstverständlich nur aus einem Buche 
ı das Sammeljournal gelangen, und zwar nimmt man dafür regelmäßig das Kassa-. 
/ırnal. Die Spalten des Einkaufsjournals sind für die Übertragungen in das Sam- 
aljournal entsprechend zu korrigieren. 


' Das Verkaufsjournal (S. 438) zeigt eine ähnliche Einrichtung wie das 
nkaufsjournal. In dieses Verkaufsjournal werden nur die im Braugewerbe üb- 
hen Monatsrechnungen eingetragen. Die Grundlage für diese Rechnungen bildet 
st in allen Betrieben eine sog. Strazze, in der die einzelnen Kunden für ihre 
züge an Bier und Nebenprodukten nach Mengen belastet werden. Barverkäufe 
ıd im Verkaufsjournal entsprechend den Bareinkäufen im Einkaufsjournal zu be- 
‚ndeln. 

Während die bieten besprochenen Bücher und das noch zu erwähnende Me- 
arial die Beziehungen der Brauerei zu Dritten festhalten sollen, verzeichnet das 
etriebsjournal (S. 438) alle innerbetrieblichen Vorgänge. Die Angaben zu 
n nur wöchentlich oder monatlich erfolgenden Buchungen erhält das Betriebs- 
arnal aus den verschiedenen Hilfsbüchern, in denen die Fabrikationsvorgänge 
ı weitesten Sinne fortlaufend dargestellt werden. Solche Hilfsbücher sind z.B. 
s Lohnbuch, die gesamten Lagerbücher für die Vorräte an Bier, an Malz, Hop- 

ı und sonstigen Materialien, das Treber- und Eisbuch. Ist das Kontensystem der 
auerei stark spezialisiert, so kann wegen der relativ kleinen Anzahl der zur Ver- 
gung stehenden Doppelspalten eine Zusammenfassung von Konten gleichen In- 
lts und ähnlicher Art durch ein Sammelkonto erforderlich sein, welches dann in 
»benbüchern wieder zerlegt werden muß. | 
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Verkaufsjournal. 
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Das Memorial nimmt alle übrigen Buchungen auf, die nicht in eines der vier 
anderen Spezialjournale gehören, insbesondere die Buchungen über die rein kauf 
männischen Geschäfte der Brauerei. Das Memorial wird in chronistischer Form 
geführt, 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, daß das Sammeljournal und das 
Hauptbuch meistens die übliche einfache Gestalt aufweisen. 


b) Die Nebenbücher. 


Außer den systematischen Büchern findet man in der Brauerei eine ganze 
Reihe Neben- und Hilfsbücher. Als solche sind zu nennen das Kontokorrentbuch, 
das man trennen kann in ein solches für Kreditoren und in eines für Debitoren, 
das Inventarienbuch, in welchem die einzelnen Immobilien, Mobilien sowie die 
Hypotheken eingetragen sind, das Lohnbuch, die Gehälterliste, die Tagerbücher 
für die Vorräte an Bier, Malz, Hopfen usf., die Kontrollbücher für Fässer, Bier- 
flaschen, Kasten und sonstiges Versandmaterial. Die Gestalt dieser Bücher, deren 
Zahl je nach Bedarf erhöht oder verringert werden kann, ist entsprechend der 
Organisation der einzelnen Brauereien sehr verschieden. - 

Unter den Nebenbüchern nehmen die angeführten Kontrollbücher eine über- 
ragende Stellung ein. Es gibt Brauereien, und dazu gehören gerade die größten, 
die nur die Menge des ausgehenden Transportmaterials notieren, getrennt nach 
Versandfässern, Flaschen, Kasten usw. Andere vermerken dagegen in der Fab- 
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ontrolle auch Nummer und Literzahl jedes ein- und ausgehenden Fasses. Sehr 
weckmäßig ist die Führung eines Kontokorrents, in dem die Kunden für die be- 
genen Fässer belastet und für die zurückgelieferten erkannt werden, und zwar 
ur der Zahl nach. Daneben wird ein Gesamtskontro geführt, in welchem die Ver- 
uchung der gesamten Aus- und Eingänge von Transportmaterial stattfindet. Er- 
reckt sich die Kontrolle nicht nur auf die Anzahl der Gebinde, sondern auch auf 
ummer und Literzahl jedes Fasses, so kann man zwei Verfahren unterscheiden: 
ntweder wird jedem Kunden ein Konto eingerichtet oder jedem Faß. Manche 
rauereien vereinigen diese beiden Systeme und führen demnach zwei Bücher, 
ines mit den Faßkonten und eines mit den Kundenkonten. Dadurch wird die Kon- 
‚‘olle zwar sehr erhöht, gleichzeitig entsteht aber auch eine sehr beträchtliche 
‘ehrarbeit. | 

2. Das Kontensystem. 

In jeder Brauerei haben wir eine technische Abteilung, welche die produktions- 
chnischen Einrichtungen und Vorgänge umschließt, und eine kaufmännische Ab- 
lung, die Einkauf, Verkauf sowie die Finanzgeschäfte und alle übrigen kauf- 
ıännischen Angelegenheiten des Unternehmens zu erledigen hat. Diese Zweiteilung 
es Unternehmens führt zu einer entsprechenden Zweiteilung der Buchhaltung und 
er Konten innerhalb derselben. Man unterscheidet deshalb die kaufmännischen 
onten von den Konten der Fabrikation im weiteren Sinne. 


a) Diekaufmännischen Konten. 


Die kaufmännischen Konten einer Brauerei sind dieselben, wie wir sie in jeder 
uchhaltung vorfinden: Kapitalkonto bzw. mehrere Kapitalkonten, etwa Aktien- 
'apitalkonto, Obligationsanleihekonto, Reservefondskonto, ferner das Muobilien-, 
‚assa-, Bank- und Postscheckkonto, das Wechselkonto, evtl. getrennt in ein Be- 
itzwechsel- und ein Schuldwechselkonto, das Effekten- und Beteiligungskonto, das 
ebitoren- und Kreditorenkonto usf. usf. Da diese kaufmännischen Konten weiter 
eine Besonderheiten aufweisen, sollen sie nicht näher behandelt werden. 


b) Die Konten der Fabrikation. 


| Zu diesen sind zu rechnen: 
. die Konten der Anlagen und Abschreibungen, 
. der Roh- und Hilfsstoffe, 
. der Löhne und Gehälter, die Konten der Lohnabzüge, 
. der Fabrikationsunkosten, 
. der Hilfsbetriebe, 
. das Biererzeugungskonto, 
. das Bierlagerkonto, 
. das Bierverkaufskonto und die Konten der Absatzunkosten, 
Diese Konten des Verkaufs und der Absatzunkosten bilden den Übergang von der 
aufmännischen Buchhaltung zur Betriebsbuchhaltung. Beide Kontengruppen be- 
ihren sich in diesen Konten.) 
9. die Konten der Nebenprodukte. 
Als letzte Kategorie können sich in einzelnen Brauereien 
10. die Konten der Nebenbetriebe anschließen. 


a) Die Konten der Anlagen und Abschreibungen. 

aa) Die Anlagen. 

‘ Unter Anlagen versteht man diejenigen Güter eines Unternehmens, deren Merk- 
ıal die Dauerhaftigkeit ist. Zu ihnen gehören die Grundstücke und Gebäude, die 
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Maschinen und Betriebseinrichtungen und überhaupt alles, was gebraucht wird 
im Gegensatz zu den Gütern, die verbraucht werden. m 
Die Anlagen einer Brauerei sind etwa folgende: 
1. Fabrikimmobilien (Betriebsgebäude und Grundstücke, die eventuell Be 
den einzelnen Betrieben zu trennen sind), = 
2. Maschinen, Kesselanlagen, Apparate und Transmissionen, Be 
3. Dampfanlagen, . 4 
4. Elektrische Anlagen zur Erzeugung von Licht und Kraft, u 
5. Brunnen- und Pumpenanlagen, Leitungen, R 
6. Kanal- und Abwässeranlagen, E 
7. Sudhausanlage (Malzmühle, Braupfanne, Bottiche u. dgl.), %: 
8. Kelleranlagen (Gär-, Lager- und Abfüllkeller), % 
9. Kühlanlage einschließlich Eisfabrikationsanlage, | 

10. Lagerfässer und Gärbottiche, | | 

11. Transportfässer, ® 

12. Betriebsgeräte, > A 

13. Fabrikmobilien, iR 

14. Laboratoriumseinrichtung, B 

15. Werstättenanlagen, Küferei, Schmiede usw., 

16. Fuhrpark: 

a) Pferde und Ochsen, Wagen und Geschirre, 4 
b) Automobile, . 
c) Eisenbahnwagen, | 
d) Dampfer. 

Werden neben der eigentlichen Brauerei noch Nebenbetriebe unterhalten, so 
können außer den oben angeführten Brauereianlagen folgende Anlagen der Neben- 
betriebe vorkommen: = 

1. Mälzereianlagen, ah 


2. Anlagen für den Flaschenbierbetrieb, “ 
3. Anlagen für den Getränkebetrieb, e 
4. Anlagen zum Vertrieb von Kohlensäure, # 
5. Anlagen zum Vertrieb von fremdem Bier, 4 
6. Anlagen der eigenen Wirtschaften, der Pachtwirtschaften sowie der Nieder- 
lagen, | Ü 


7. Landwirtschaftliche Anlagen. 

Ein kollektives Konto für alle Anlagen zusammen ist für eine ordentliche Buch- 
haltung gänzlich unbrauchbar. Vielmehr ist es notwendig, für die einzelnen An- 
lagegruppen besondere Konten zu eröffnen, die je nach Bedarf noch in Unter- 
konten zu zerlegen sind. Die Gliederung der Anlagen kann nach “drei ‘Ze 
punkten erfolgen. 

1. Kommt in Betracht die Verschiedenheit in der Lebensdauer der a 
Anlagen, ausgedrückt in der Höhe der Abschreibungen. So stehen sich Br 
weise die Brauereigebäude mit langer und die Transportfässer mit kurzer Lebens- 
dauer gegenüber. 

2. Ein weiteres Zerlegungsprinzip der Anlagegruppen kann in der örtlichen 
und organisatorischen Trennung der Anlagegegenstände liegen. So mag man viel- 
leicht den Eismaschinen ein von den eigentlichen Brauereimaschinen gesondertes 
Konto errichten. ra 

3. Die Gliederung der Anlagekonten wird auch durch die Gliederung der Be 
triebskonten beeinflußt. Jeder einzelnen Anlage bzw. jedem einzelnen Anlagekonio 


N 


i 
$ 


Die Brauereibuchhaltung. 441 


‚st deshalb ein entsprechendes .Betriebskonto gegenüberzustellen. (Näheres siehe 
ınten.) 

Von besonderer Bedeutung ist die richtige Behandlung der Anlagekonten bei 
ler Verbuchung der durch die Anlagen verursachten Ausgaben als Anlage- oder 
3etriebskosten. Die Anlagen selbst gehören ohne Ausnahme in die Bilanz, die 
Anlagekosten, das sind die Kosten, die durch die Anlagen hervorgerufen werden, 
hören je nach ihrer Art teilweise in die Bilanz, teilweise über die Betriebs- 
echnung in die Gewinn- und Verlustrechnung. 

Um eine richtige Verbuchung vornehmen zu können, müssen wir uns fragen, 
)b die Erhaltungs- und Erneuerungskosten regelmäßig wiederkehren oder ob sie 
ıur einmal oder doch ganz unregelmäßig vorkommen, Die regelmäßig wieder- 
‚ehrenden bedürfen einer besonderen Verteilung nicht, da sie die einzelnen Rech- 
ıwungsperioden gleichmäßig belasten. Es handelt sich hier um regelmäßige, ver- 
iälinismäßig kleine Reparaturen, Ersatzanschaffungen und Instandhaltungen und 
lie dadurch verursachten Auslagen, die durch ihre Häufigkeit und große Zahl 
ine gewisse Gleichheit aufweisen. Diese Aufwendungen sind Kosten des laufen- 
‚en Betriebs und müssen als solche behandelt werden. Die unregelmäßigen, nur 
on Zeit zu Zeit vorkommenden, relativ größeren Ausgaben für Reparaturen, Zu- 
änge, Änderungen und Erneuerungen belasten die einzelnen Rechnungsabschnitte 
erschieden hoch. Der durch sie erzielte Nutzen kommt aber nicht nur der Pe- 
iode der Ausgabe, sondern auch anderen Zeiten zugute, der Aufwand verteilt sich 
uf mehrere Perioden. Wenn etwa irgendwelche Brauereianlagen repariert wer- 
en, so muß die dadurch entstandene Ausgabe auf mehrere Jahre verteilt werden, 
oll nicht die Ausgabeperiode zu stark belastet werden zugunsten der vorher- 
ehenden Abschnitte, welche doch auch oder nur allein zum Verschleiß der An- 
agen beigetragen haben. Wenn auf der anderen Seite neue Anlageteile hinzu- 
ommen, so nutzen sie nicht nur dem laufenden Abschnitte, sondern auch den fol- 
enden Perioden. Es wäre deshalb falsch, wollte man diese außerordentlichen 
“ufwendungen als Betriebskosten betrachten und sie einfach abbuchen. Diese Auf- 
’endungen müssen vielmehr auf die Perioden, in denen sie Nutzen stiften, ver- 
lt werden. Das erreicht man dadurch, daß man sie den Anlagewerten hinzu- 
schnet und von dem Gesamtbetrage die Abschreibungen macht. 

‚Die strenge Scheidung zwischen Anlage und Betrieb, bzw. zwischen Anlage- 
onten und Betriebskonten ist eines der Haupterfordernisse der Brauereibuch- 
altung. Es sollte kein Konto geben, auf welchem zugleich die Anlagen und ihr 
etrieb, d. h. ihre Betriebskosten in dem oben angedeuteten Sinne zur Darstellung 
langen. Vielmehr sind dafür zwei getrennte, sich gegenüberstehende Konten ein- 
richten: Anlagekonten als Bestandskonten und Betriebskonten als Konten für 
ufwand auf der einen und Ertrag auf der anderen Seite. So können in der 
rauereibuchhaltung beispielsweise folgende Anlagekonten folgenden Betriebskonten 
htsprechen : 
In 


c 


| Anlagekonten: Betriebskonten: 

| Grundstückskonto, 

Gebäudekonto, 

| Kelleranlagekonto, er : Biererzeugungskonto. 

| Maschinenkonto 

1% usw. 

| Kühlanlagekonto, Hilf Kühlanlagebetriebskonto, 

| Fuhrparkkonto, h e ich Fuhrparkbetriebskonto, 
Dampfanlagekonto. ] "Fe TIebe ' Dampfanlagebetriebskonto. 


Betriebsgerätekonto usw. Betriebsunkostenkonto usw. 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
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Anlagen, die Fremden gegen Entgelt zur Benutzung überlassen werden, wie 

das bei den Brauereien sehr oft der Fall ist (verpachtete Grundstücke, Wirtschaf. 
ten, Bierverlagseinrichtungen, auch vermietete Arbeiterwohnungen), werfen einen 
Ertrag ab. Zur Darstellung dieses Ertrages ist ein besonderes Ertragskonto, etwa 
ein Mietekonto oder dergleichen einzurichten, welches für den Gewinn, d.h. für 
den Ertrag, erkannt und für die Verluste, d.h. alle Lasten, Abgaben und Kosten, 
die den Ertrag vermindern, belastet wird. Der Saldo dieses Kontos bzw. mehrerer 
gleichartiger Konten wird beim Abschluß auf das Gewinn- und Verlustkonto über- 
tragen. a 
Zum besseren Verständnis der oben angeführten Anlagekonten seien noch 
einige spezielle Bemerkungen gemacht. x 
1. Die Konten für Fabrikimmobilien, d.h. für Gebäude, Grundstücke, 
Kellereien, stehende Einrichtungen zum Betriebe der Brauerei selbst. Eine weitere 
Zerlegung dieses Kontos ist nicht nötig, da in einem besonderen Hilfsbuch für 
jedes Objekt ein Spezialkonto eingerichtet wird. Für den Fall der Errichtung 
von Neubauten bildet man am besten ein Neubautenkonto, dem sämtliche Kosten 
zu belasten sind. Nach Schluß der Abrechnungen mit allen am Neubau beteiligten 
Firmen wird der Gesamtbetrag des Neubautenkontos auf das entsprechende Immo- 
bilienkonto übertragen und das Neubautenkonto dadurch ausgeglichen. # 
2. Lager- und Transportfässerkonto. Die Zerlegung in zwei Konten 

ist wegen der ungleichen Abnutzung und deshalb auch ungleichen Abschreibung, 
die auf den beiden Faßgruppen lastet, dringend erforderlich. Außerdem betrifft 
die Abnutzung und damit auch die Abschreibung der Lagerfässer die Produktion, 
während die Abnutzung und die Abschreibung der Fässer, die dem Biertransport 
dienen, den Absatz angeht. % 
3. Das Konto für die Brauereibetriebsgeräte dient zur Kontrolle 

der hunderterlei Geräte, Werkzeuge und Utensilien aller Art. Es empfiehlt sich 
neben der Führung dieses besonderen Hauptbuchkontos die Anlage eines Neben- 
buches zur Aufnahme dieser Geräte. Me 
bb) Die Abschreibungen. & 

Unter Abschreibung versteht man die Berücksichtigung des Aufwandes eines 
Betriebes zugunsten seiner Produktion oder auch den Ausdruck seiner verminder- 
ten Leistungsfähigkeit. Die Verminderung der Leistungsfähigkeit kommt zun 
Ausdruck in einer entsprechenden Herabsetzung des Buchwertes der Anlage. in 
Rahmen dieses Abschnittes sprechen wir nur von Abschreibungen, die sich au! 
solche Anlagen beziehen, die längere Zeit im Betrieb verbleiben, wie Maschinen 
Betriebsgebäude und ähnliche Anlagen. Als Abschreibung wird aber weiter auch 
die Herabsetzung des Buchwertes von Vorräten bezeichnet, von Vorräten an Ver- 
brauchsgütern, wie Rohstoffen, Fertigfabrikaten, wegen Preisrückganges oder Ver- 
schlechterung der Qualität infolge zu langen Lagerns und aus vielen anderen Grün- 
den, schließlich auch die Verminderung des Buchwertes oder sogar die gänzliche 
Tilgung einer Forderung wegen Uneinbringlichkeit, ferner die Herabsetzung irgend- 
eines Aktivpostens, ohne daß eine solche Verminderung tatsächlich begründet 
wäre, zwecks Bildung einer stillen Reserve. a 
Daß es verschiedene Methoden der Abschreibung gibt, sei hier nur angedeu- 

tet. Man unterscheidet vor allem eine gleichmäßige, eine abfallende und eine an- 
steigende, ferner eine direkte und eine indirekte Abschreibung. Diese Abschre 
bungsarten im einzelnen zu behandeln, würde über die Grenzen dieser Arbeit 
hinausgehen. 
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Obwohl es richtiger wäre, für die periodisch zu verteilenden Unterhaltungs- 
costen von vornherein ein passives Erneuerungskonto oder ein ebensolches Er- 
reuerungsfondskonto zu bilden und diesen Konten einen ausreichenden Betrag zur 
Verfügung zu stellen, geht man in der Praxis meist so vor, daß man die Erhal- 
BE eosten. die auf mehrere Perioden verteilt werden müssen, den betreffenden 
Anlagewerten zuschreibt und den Abschreibungssatz erhöht. Auf diese Weise 
macht man sich die Sache leichter, denn es ist in Wirklichkeit mitunter sehr 
;chwer zu unterscheiden, was Ersatz des Alten und was Erweiterung oder Zu- 
‚ang ist. 

Die Abschreibungssätze sind individuell verschieden. Deshalb lassen sich ge- 
ıauere Angaben kaum machen. Als fast allgemein üblich werden folgende Sätze 
ıngesehen, wenn man vom Anfangswerte abschreibt: 


Fabrikimmobilien (Gebäude und Grundstücke) 1%; auf Grundstücke wird 
uch sehr oft nichts abgeschrieben, dafür dann auf Gebäude 11% bis 20%, 


Maschinen (Sudhaus-, Dampf- und elektrische Anlagen) 10—15%, 
Brunnen- und Kanalanlagen 3—4%, 

Keller- und Kühlanlagen 15%, 

Lagerfässer 5%, 

Fuhrpark 12—15%, 

Transportfässer 15—20%, 

Utensilien 20%, 

Mobilien 6—8%o, 

Verpachtete Immobilien (Wirtschaften usw.) 3—4%, 
Ausgeliehenes Wirtschaftsinventar 20 und mehr Prozent. 


' Diese in der Praxis oft angewandten Sätze dürften über das Maß des Er- 
orderlichen zum Teil sehr weit hinausgehen. Bei Benutzung dieser Abschrei- 
sungssätze werden in der Regel größere stille Reserven entstehen. 


Die Verbuchung der Abschreibungen erfolgt auf zwei verschiedene Arten: 
. In der Regel werden sie dem Gewinn- und Verlustkonto belastet. So machen es 
ie meisten Brauereien. Dieser Methode liegt die Anschauung zugrunde, daß die 
ıbschreibungen ‚Verluste‘ sind, die deshalb in der ‚Gewinn- und Verlustrech- 
ung“ erscheinen müssen. 2. Die Abschreibungen können aber ebenso wie Mate- 
al-, Lohn- und andere Kosten als Fabrikationskosten betrachtet werden, die 
urch die Anlagen verursacht werden. Als solche gehören sie ebenso wie die 
'nderen Betriebskosten zu den Selbstkosten der erzeugten Fabrikate. Stellt man 
ich auf diesen Standpunkt, so müssen’ die Abschreibungen entweder dem Fabri- 
ationsunkostenkonto, falls ein solches besteht, oder dem entsprechenden Fa- 
rikationskonto, etwa dem Biererzeugungskonto, belastet werden. Handelt es 
ich um Anlagen, die dem Absatz irgendeines Produktes dienen, so muß eine 
Velastung des maßgeblichen Verkaufs- bzw. des Verkaufsunkostenkontos erfolgen. 
'alls die abzuschreibenden Betriebsanlagen von mehreren Abteilungen gleichzeitig 
'enutzt werden, ist eine entsprechende Verteilung vorzunehmen. Die einzelnen Be- 
"iebskonten sind für die Teilbeträge zu belasten. Diese Belastung darf selbst- 
‚erständlich nur in einer solchen Höhe erfolgen, die die wirkliche Verminderung 
'er Leistungsfähigkeit zum Ausdruck bringt. Übermäßige Abschreibungen sind 
ein Aufwand, sie berühren den eigentlichen Betrieb nicht. Sie sind vielmehr 
ine mehr oder weniger willkürliche Verminderung des Jahresertrages und des- 
alb unmittelbar dem Gewinn- und Verlustkonto zu belasten, das den Gesamt- 


rtrag des ganzen Unternehmens darstellt. 
| 
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ß) Die Konten der Roh- und Hilfsstoffe. | 


Die im Brauereibetriebe verbrauchten Stoffe lassen sich einteilen in Roh- 
stoffe, das sind solche Stoffe, die einen Bestandteil der Substanz des fertigen 
Fabrikates bilden, und in Hilfsstoffe, zu denen die Beleuchtungs-, Putz- und Brenn- 
materialien, das Betriebsmaterial für die Erhaltung der Anlagen, insbesondere der 
Maschinen, und für kleinere Ausbesserungen und die Ersatzteile gehören. Die 
Roh- und Hilfsstoffe werden in ihrer Gesamtheit als Material bezeichnet. ’ 

Zuweilen werden in der Brauerei keine besonderen Konten für Material ge- 
führt, indem das Fabrikationskonto direkt für die gesamten Materialien, so wie sie 
angeschafft werden, belastet wird. Dieses abgekürzte Verfahren ist aber nur unter 
der Voraussetzung richtig, daß keine erheblichen Vorräte vorhanden sind, ein Zu- 
stand, der aber gerade bei den Brauereien wohl kaum vorkommen wird. Im Gegen- 
teil wird in der Brauindustrie sehr darauf geachtet, daß man große Vorräte beson- 
ders an Malz und Hopfen auf Lager hat. Erfolgt die Belastung des Fabrikations- 
kontos trotzdem mit allen angeschafften, statt nur mit den verbrauchten Materialien, 
so ist eine Kalkulation auf einem derartig geführten Konto selbstverständlich aus- 
geschlossen. 

Obwohl die Roh- und Hilfsstoffe in der Buchhaltung nach Rn, Grund- 
sätzen behandelt werden, so ist doch eine getrennte Kontierung am Platze, ‚wobei 
meist jeder Rohstoff ein eigenes Konto erhält, für alle Hilfsstoffe dagegen ‚trotz 
ihrer großen Zahl und Mannigfaltigkeit nur ein Sammelkonto eingerichtet wird. 
Dieser Unterschied in der buchhalterischen Behandlung beider Materialgruppen wird 
in der Hauptsache dadurch begründet, daß die Rohstoffe fortlaufend und in großen 
Mengen angeschafft und verbraucht werden und wegen ihres großen Wertes eine 
besondere Kontierung rechtfertigen. Dagegen erscheint die besondere buchhalte- 
rische Behandlung jedes einzelnen Hilfsstoffes in der Regel nicht wirtschaftlich. 
Für die wichtigsten mag man immerhin ein eigenes Konto einrichten. Während so 
in der Kalkulation der Verbrauch jedes einzelnen Rohstoffes als besonderer Posten 
erscheint, wird der Verbrauch an sonstigem Material sehr oft als Unkosten in- 
direkt in die Selbstkostenberechnung einbezogen. 

Die Rohstoffe einer Brauerei sind, abgesehen von Wasser, nur zwei: Malz Ri 
und Hopfen. Diese Rohstoffe sind entsprechend den verschiedenen Qualitäten und 
Spezialitäten des Erzeugnisses auch in verschiedener Güte und Art vorhanden. So 
unterscheidet man z.B. beim Malz, ob es sich um Gersten-, Weizen- oder Mais- 
malz handelt, oder um helles oder dunkles. # 

Das Malzkonto ist dasjenige, welches unter allen Konten der Brauereibetriebs- 
rechnung die höchsten Beträge aufweist. Auf seine Ausgestaltung ist deshalb be- 
sonderer Wert zu legen. Der Malzbedarf einer Brauerei, in Zentnern ausgedrückt, 
entspricht etwa einem Drittel der Produktion, nach Hektolitern berechnet. Hieraus 
ergibt sich ohne weiteres der gewaltige Malzverbrauch der einzelnen Brauereien 
Diese unterscheiden sich in solche, die ihren Bedarf durch den Betrieb einer eige- 
nen Mälzerei ganz oder zum Teil decken, und in solche, die den ganzen Bedarf Mr 
Braumalz von einer Malzfabrik oder durch den Zwischenhandel hereinholen. 

Die Brauereien pflegen, wie bereits angedeutet, verschiedene Sorten Malz hr 
die verschiedenen Sorten Bier zu verwenden. Schon der Grundton des Malzes ist 
bei den einander ungleichen Bieren verschieden. Pilsener und Münchener, Dort- 
munder und Kulmbacher stellen ganz verschiedene Ansprüche an das Rohstoff- 
material Malz. Und nun erst die Spezialbiere wie Köstritzer, Zerbster, Mumme und 
die Weizen- und Weißbiere verschiedener Herkunft und Qualität! Diese Umstände 
sind so bedeutsam, daß sie nicht unberücksichtigt bleiben dürfen bei der Berech- 
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nung der Ausbeute aus dem Malz und der kontenmäßigen Darstellung der Bier- 
erzeugung. Auf dieser Ausbeute beruhen letzten Endes die Betriebsergebnisse. 
Ihre Erhöhung ist der Endzweck aller betriebstechnischen Maßnahmen. Es ist an- 
gebracht, Eingang und Verbrauch an Malz nach Mengen und Sorten getrennt zu 
kontieren. 

Ganz ähnlich verhält es sich mit dem Hopfen. Auch hier hat man verschie- 
dene Sorten, z.B. Saazer, Bayerischen und Hallertauer. Selbstverständlich rich- 
ten wir auch für diesen Rohstoff ein eigenes Konto ein. Auf diesem sind die Be- 
träge ebenfalls sehr bedeutend. Die Lieferung eines jeden Ballens und gar jeder 
Büchse Hopfens bedingt die Verbuchung eines kleinen Kapitals. Ebenso stellt der 
Verbrauch, die „Hopfengabe“, einen erheblichen Wert dar. Eingang und Aus- 
yang bzw. Verbrauch des Hopfens wird kontrolliert, und zwar geschieht das am 
besten 1. durch das Hopfenkonto des Hauptbuches und 2. durch ein Hilfsbuch, das 
sog. Hopfenverbrauchsbuch, in welchem außer der Hopfengabe auch der Eingang 
aeuer Sendungen verbucht wird. 

Wenn auch in der Brauindustrie in der Regel wenigstens der Aufwand an Malz 
and Hopfen streng überwacht und genau verbucht wird, so wird dem anderen Roh- 
stoff, dem Wasser, das einen nicht zu unterschätzenden Bestandteil des Bieres aus- 
macht, fast gar keine Aufmerksamkeit geschenkt. Und doch sollte auch der Ver- 
yrauch an Wasser richtig erfaßt und in der Buchhaltung dargestellt werden. Das 
Wasser wird entweder aus einer kommunalen Leitung oder sonstwie von auswärts 
hezogen oder auch von eigenen Brunnen der Brauerei geliefert. In jedem Falle ent- 
tehen Kosten, die die Produktion belasten, die daher verbucht werden müssen. 
| Zu den Hilfsstoffen, die in der Brauerei verwandt werden, gehören vor allem 
Xohlen und sonstiges Heizmaterial, ferner Hefe, Kohlensäure, Farbebier, ferner 
Faßholz zum Ausbessern der Gebinde, Harz, Pech, Glasuren, Farben, Korken, 
Kagnde, Spundläppchen, Talg, Kerzen, Wachsstöcke, Schmieröl u. dgl. mehr, für 
lie Erzeugung von Kälte und Eis hauptsächlich Salz und Ammoniak, außerdem 
ür den Fuhrpark die verschiedenen Futter- und Streumittel bzw. Brennstoffe und 
Motorenöle. Manche Brauereien rechnen zu den Hilfsstoffen auch die Schläuche, 
(reibriemen und ähnliche kleinere Gegenstände. 

In der Praxis findet man meist außer dem Malz- und Hopfenkonto ein gemein- 
james Konto für alle übrigen Materialien. Dagegen ist einzuwenden, daß sich die 
"ührung von besonderen Konten wenigstens für die wichtigsten Hilfsstoffe lohnen 
wird, da in der Brauerei einige dieser Hilfsmaterialien einen großen Wert dar- 
‚tellen bzw. in großen Mengen verbraucht werden. Es sei nur an Heizmaterial und 
"uttermittel erinnert. Eine Überwachung gerade dieser Posten ist dringend erforder- 
ich ‚und ihre genaue Ermittlung und Verteilung ratsam. In jedem Falle ist neben 
ler Führung eigener Hauptbuchkonten für die wesentlichsten Hilfsstoffe die An- 
‚age eines Nebenbuches, etwa einer Hilfsmaterialienkontrolle, sehr zu empfehlen. 

' Die Roh- und Hilfsstoffe werden in der Regel in einem besonderen Raume 
intergebracht. So finden wir in fast allen Brauereien ein abgeschlossenes Malz. 
‚nd Hopfenlager. Die äußere Form der Lagerrechnung ist verschieden, man hat 
‚agerlisten ebenso oft wie Lagerbücher. Die Lagerrechnung sollte nur eine Mengen- 
jechnung sein, die die Verrechnung auf den Materialkonten vorbereiten und er- 
jänzen muß. Sehr oft findet man aber in der Praxis neben den Mengenangahen, 
uch 'Wertangaben. 

Die Materialkonten werden belastet in der Hauptsache für die Anschaffungs- 
‚osten der Roh- und Hilfsstoffe. Diese Belastung geschieht auf Grund der Rech- 
ungen der Lieferanten sowie der Unterlagen über die Bezugskosten, wie Provi- 
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sionen, Frachten, Zölle, Lagerspesen und ähnliches. In manchen, besonders in 
den größeren Brauereien, werden die Materialkonten auch für die Kosten der Ma- 
terialverwaltung belastet. Zu diesen gehören die direkten Betriebskosten der Ma- 
terialverwaltung, z.B. Löhne und Gehälter der ausschließlich hier beschäftigten 
Leute, ferner die Kosten der Instandhaltung und Reparaturen am Gebäude und an 
den Einrichtungen des Lagers, die Kosten der Beleuchtung, Heizung, Versicherung 


des Lagers usw. Die Materialkonten können weiterhin für einen Anteil an den all- 
gemeinen Unkosten des gesamten Unternehmens debitiert werden. Kreditiert wer- 
den die Materialkonten periodisch für den Verbrauch an Roh- und Hilfsstoffen so- 
wie für Materialverluste durch Schwund, Verunreinigung der Vorräte und son- 
stige Ursachen. Dabei muß der Verbrauch an Material auf die einzelnen Ver 
brauchsstellen verteilt werden. So belastet man etwa das Biererzeugungskonto, das 
Unkostenkonto, die Konten der Hilfsbetriebe und des Absatzes für ihre Anteile. Der 
Aufwand an Malz und Hopfen gehört natürlich ganz auf das Biererzeugungskonto. 

Entgegen dieser Buchungsweise ist es in den Brauereien vielfach üblich, den 
Materialkonsum unverteilt dem Gewinn- und Verlustkonto oder einem diesem 
vorgelagerten Konto zu belasten. Diese Art zu buchen ist nicht besonders vor- 
teilhaft. Sie ist vor allem dann nicht angebracht, wenn man mit Hilfe der Buch- 
haltung die Kalkulation kontrollieren will, was als ein Hauptzweck der Buchfüh- 
rung angesehen wird. Eine Kontrolle und Unterlage kann aber eine solche Bu- 
chungsmethode wegen ihrer Unübersichtlichkeit kaum bieten; für eine Selbstkosten- 
berechnung innerhalb der Buchhaltung ist sie gänzlich unbrauchbar. 2 

Wenn eben möglich, sollten die Materialkonten als reine Konten geführt wer- 
den. Es dürfen dann weder Gewinne noch Verluste auf diesem Konto erscheinen. 
Der Saldo des Materialkontos bzw. der Materialkonten soll theoretisch mit dem 
durch die Jahresinventur ermittelten Werte der Vorräte übereinstimmen. Die in 
der Praxis dagegen nie zu vermeidenden Differenzen werden entweder unmittelbar 
auf das Gewinn- und Verlustkonto oder auf dem Umwege über ein Inventurdiffe- 
renzenkonto abgebucht, dessen Saldo dann auch wieder in der Gewinn- und 
Verlustrechnung erscheint. a 

Werden die Konten nur für die Anschaffungskosten (Rechnungsbetrag zuzüg- 
lich Bezugskosten) belastet, so muß ihnen der Verbrauch ebenso gutgeschrieben 
werden. Bei mehreren Materialeingängen in einer Periode kann die Bewertung 
des verbrauchten Materials entweder zu diesen einzelnen Preisen geschehen, falls 
vor allem durch getrennte Lagerung der Anschaffungspreis einer jeden ver 
brauchten Menge festgestellt werden kann, oder zu einem genau berechneten durch- 
schnittlichen Anschaffungspreis. Das erstere trifft zu bei den Hopfenvorräten. 
Der Preis der verbrauchten Mengen kann mit Hilfe der Nummern der Original 
büchsen und -ballen, in welchen der Hopfen bis zum Verbrauch bleibt, leicht fest 
gestellt werden. Ein Durchschnittspreis findet vor allem beim Malz Anwendung, 
das in einem oder in mehreren nach Sorten und Qualitäten getrennten Silos ge- 
lagert wird, so daß sich der Zeitpunkt des Eingangs und der Selbstkostenpret 
einer bestimmten Teilmenge nur durchschnittlich feststellen läßt. 

Es wurde schon gesagt, daß in manchen Brauereien die Materialkonten auch 
für die Betriebskosten der Lagerverwaltung und ev. noch für einen Anteil an den 
allgemeinen Kosten des Unternehmens belastet werden. In der Praxis ist es jedoch 
kaum möglich, den Anteil zu bestimmen, der auf die einzelnen Gattungen der 
Roh- und Hilfsstoffe an den Lagerbetriebs- und allgemeinen Kosten entfällt. Des- 
halb wählt man in der Regel einen durch die Erfahrung bestimmten Prozentsatz, 
der als Zuschlag auf die Anschaffungskosten jene Kosten decken soll, oder man 
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undet die Anschaffungskosten der Einfachheit halber nach oben auf. Von diesen 
heiden Verfahren ist das erstere als das genauere. zu empfehlen. 

Die Materialkonten können auch als gemischte Konten geführt werden. Das 
‚eschieht in allen denjenigen Fällen, wo sie wie vorhin für die Kosten der An- 
schaffung, ev. auch für die Kosten der Lagerverwaltung und des Betriebs der Auf- 
jewahrungseinrichtungen, kurz für die gesamten Selbstkosten belastet, dagegen für 
lie verbrauchten Mengen nicht zu diesen Selbstkostenpreisen, sondern zu Markt- 
‚der Normalpreisen erkannt werden. Bei diesem Buchungsverfahren entstehen 
sewinne oder Verluste auf den Materialkonten, die auf das Gewinn- und Verlust- 
‘onto übertragen werden. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß die so entstandenen 
tewinne oder Verluste nur buchmäßige, fiktive Größen sind. Denn durch den 
‚Gewinn auf einem der Rohstoffkonten wird die Fabrikation verteuert und der 
‚rtrag auf dem Erzeugungs- bzw. Verkaufskonto vermindert und umgekehrt. 

Die Bewertung innerhalb dieser zweiten Form kann nun zu Markt- oder zu 
lormalpreisen erfolgen. Wird ein Marktpreis angewandt, so kommt derjenige in 
jetracht, welcher in dem Augenblick zu zahlen wäre, in dem das Material gekauft 
werden müßte, falls keine Vorräte vorhanden wären. Diese Methode sieht in dem 
faterialeinkauf eine selbständige kaufmännische Tätigkeit und trennt daher Mate- 
ialgewinne von Fabrikationserträgen. Einfacher als diese Art ist die Bewertung 
‚u Normalpreisen, weil bei ihrer Anwendung besondere Preisberechnungen weg- 
allen. Die Anhänger dieses Verfahrens stehen auf dem Standpunkte, daß Einkauf 
nd Verwaltung der Materialien als rein kaufmännische Angelegenheiten von der 
'abrikation zu trennen seien, daß, aber außerdem die Ergebnisse der Fabrikation 
icht durch mehr oder weniger willkürliche Veränderungen der Materialpreise be- 
‚inträchtigt werden dürfen. 

‚ Die Erfahrung lehrt, daß die Brauereien ihre Materialkonten fast alle rein 
‚ihren, nur selten kommen gemischte Konten vor. 
N 


) Die,Konten der Löhne und Gehälter und die damit zusammenhängenden Konten. 
aa) Das Lohnkonto. 

| Die Brauereiarbeiter erhalten fast überall Zeitlohn. Der Akkordlohn ist in der 
‚rauindustrie kaum anwendbar. Zu dem baren Zeitlohn kommt hinzu die Ge- 
‘ährung von Freibier (Haustrunk) für die im Betriebe selbst beschäftigten Leute 
d die Erstattung von Zehrgeldern insbesondere für die Bierfahrer, Kraftwagen- 
ihrer und alle anderen Arbeiter, die mit der Kundschaft in Berührung kommen. 
reibier und Zehrgelder faßt man am besten als Unkosten, nicht als Teil des 
‚‘ohnes auf und verbucht sie dementsprechend (vgl. das Kapitel über Unkosten). 
In bezug auf die Arbeitslöhne hat die Buchhaltung zu unterscheiden zwischen 
en Brutto- und den Nettolöhnen. Die Bruttolöhne, das sind Wochenlöhne -+ Über- 
'tundenentgelt ——- Biergeld —- Prämien usw., lassen sich einteilen in produktive 
nd unproduktive Löhne. Die produktiven Löhne sind solche, die direkt auf die 
'roduktion eines Erzeugnisses, z. B. des Bieres, einwirken oder auf die Erstellung 
iner Leistung, z. B. auf die Erzeugung der Dampfkraft. Löhne dieser Art sind 
‚or allem diejenigen für die Bierbrauer, Biersieder, für die Heizer und Maschi- 
isten, die Bierfahrer usf. Unter unproduktiven Löhnen versteht man solche Löhne, 
ie nur indirekt mit den Erzeugnissen und Leistungen in Zusammenhang stehen. 
\an ist daher auch nicht in der Lage, diese mittelbaren Lohnkosten einem bestimm- 
n Fabrikations- oder Hilfsbetriebskonto zu belasten, sondern sie müssen auf ver- 
“hiedene Konten verteilt werden, da sie Aufwendungen für den Gesamtbetrieb 
arstellen. Lohnkosten dieser Art sind die Löhne für den Torwächter, den Nacht- 
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wächter, die Löhne der Lager- und Hofarbeiter u. dgl. In manchen Brauereien is 
es Sitte, auch bei den produktiven Arbeitern die Zuschläge für die Überstunder 
zu den unproduktiven Lohnkosten zu rechnen im Gegensatz zu den festen Lohn 
sätzen, die auch bei den Überstunden als produktiv angesehen werden. zZ 

Die Trennung der Löhne in produktive und unproduktive ist keine unbedingte 
für alle Fälle gültige Scheidung; es kommt vielmehr auf die Organisation des Be 
triebes an, z. B. auch auf die mehr oder weniger weitgehende Bildung von Hilfs 
betrieben. Ob ein Lohn produktiv, werbend, oder unproduktiv, nichtwerbend, “ 
muß von Fall zu Fall entschieden werden. 

Vermindert man die Bruttolöhne um die Abzüge für Steuern, Versicheruii 
Strafen, Miete für Arbeiterwohnungen usw., so erhält man die Nettolöhne, di 
den Arbeitern ausgezahlt werden. Sogenannte Lohnreserven oder Lohnschulde: 
kennt man in der Brauindustrie wohl kaum. 

Die Verbuchung der Lohnkosten erfolgt ähnlich wie die der Materialkosten 

1. Man belastet das Gewinn- und Verlustkonto entweder unmittelbar ode 
mittelbar durch Belastung eines eigenen Lohnkontos für die ganze Lohnsumme an 
Schluß des Zeitabschnittes. Dieses Verfahren wird in der Regel von den Braue 
reien geübt. Soll aber die Buchhaltung die Grundlage und die Kontrolle eine 
richtigen Selbstkostenberechnung bilden, so ist diese Methode höchst unvollkom 

men und als unzulänglich zu verwerfen. 

2. Eine weitere Verbuchungsmöglichkeit ist die direkte Belastung der eine 
nen Betriebskonten, insbesondere des Biererzeugungskontos, der Hilfsbetriebskon 
ten, der Fabrikationsunkosten- und Verkaufsunkostenkonten für ihre Anteile aı 
den Lohnkosten. In beiden Verfahren werden nur die ausgezahlten Nettolöhn 
verbucht. 

3. Die dritte und beste Methode ist die zusammenhängende Darstellung E 
Lohnrechnung und der Aufteilung der Lohnkosten unter die einzelnen Konten de 
Betriebsrechnung auf einem besonderen Lohnkonto als Zwischenkonto. Auf de 
Sollseite eines solchen Lohnkontos finden wir die Gesamtsumme der Brutto 
löhne und auf der Habenseite die Aufteilung dieser Löhne unter die einzelnen Ab 
teilungen der Brauerei. Es muß besonders hervorgehoben werden, daß die volle 
Bruttolöhne verbucht werden müssen und nicht, wie es fälschlicherweise oft ge 
schieht, nur die Nettolöhne. Die Verteilung der im Soll gesammelten Bruttolöhn 
unter die einzelnen Betriebe erfolgt an Hand des Lohnbuches oder der Lohnliste 
Der größte Posten kommt dem Hauptbetriebe, nämlich der Biererzeugung, der Res 
den Hilfsbetrieben zu. Hierfür wird das Biererzeugungskonto bzw. jedes einzeln 
Hilfsbetriebskonto belastet. Diejenigen Lohnkosten, die die Materialverwaltun; 
durch Empfangnahme, Lagerung, Behandlung und Ausgabe hat, werden ihr belaste 
und ev. unter die verschiedenen Materialkonten weiter verteilt. Jene Löhne, welch: 
mit dem Vertrieb der Erzeugnisse zusammenhängen, in der Hauptsache also di 
Löhne, die durch Lagerung, durch den Versand und den Verkauf entstehen, müsset 
auf das Verkaufs- oder ein diesem Konto vorgelagertes Verkaufsunkostenkonto ge 
langen. Alle anderen Löhne, die im wesentlichen unproduktive Löhne sind, kom 
men auf die einzelnen Unkostenkonten. h 

Beim Jahres- oder Monatsabschluß ist auf eine richtige Verteilung der Lohn 
summen derjenigen Lohnperiode zu achten, die teils in die alte, teils in die neu 
Rechnungsperiode fällt. = 


bb)DiemitdemLohnkonto inZusammenhangstehendenKonten derLohnabzüge 
Als solche kommen für eine Brauerei etwa folgende in Betracht, die wege 
ihrer enger Beziehung zum Lohnkonto anschließend dargestellt werden sollen. 


en 


i 
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i 
a) Lohnsteuer. Diese ist vom Bruttolohnbetrag zu berechnen und vom 
rbeitgeber an das zuständige Finanzamt abzuführen. Ihre Verbuchung ist sehr 
‚nfach. Wir errichten ein Lohnsteuerkonto, das für die einbehaltenen und abzu- 
ihrenden Beträge erkannt und für die an das Finanzamt gezahlten Summen be- 
‚stet wird. Wir buchen also zunächst ‚„Lohnkonto an Lohnsteuerkonto‘“ und bei 
se Entrichtung der Steuer „Lohnsteuerkonto an Kassakonto“ (bzw. an Bank- oder 
jostscheckkonto). Dadurch wird das Lohnsteuerkonto ausgeglichen. 

‚  b) Krankenkasse, Orts- oder Betriebskrankenkasse. Das hierfür eingerich- 
te Konto wird erkannt 1. zu Lasten des Lohnkontos für die von den Arbeitern 
ı tragenden Anteile, nämlich %3 des ganzen Beitrages, 2. für die vom Unter- 
ahmer zu zahlenden Beiträge, nämlich 15, und zwar zu Lasten eines Unkosten- 
ontos oder auch zu Lasten des Lohnkontos, wie weiter unten noch gezeigt wer- 
»n soll. Die letzte Verbuchungsart ist zweifellos die richtigere; denn auch die 
nteile des Unternehmers an den Versicherungen seiner Arbeiter und Angestellten 
»hören zu den Lohn- und Arbeitskosten des Betriebes, sind Kosten, die durch die 
sschäftigung seiner Leute entstanden sind. Beide Teilbeträge werden zusammen 
m Betriebe an die Krankenkasse abgeführt. Das Konto der Krankenkasse zeigt 
ınn etwa nachstehendes Schema: 


Soll Konto der Krankenkasse. Haben 


ı Kassa-, Bank- oder Postscheckkonto für | Per Lohnkonto, Anteile der Arbeitnehmer (?/,); 


die abgelieferten Beiträge (?/3). „ Unkostenkonto oder auch wieder Lohn- 
h konto für die Anteile des Arbeitgebers 
ı (Is). 


€) Invaliden- und Hinterbliebenenversicherung. Dieses Konto 
ird wie das Konto der Krankenkasse geführt. Zu beachten ist nur, daß die Bei- 
ige zu gleichen Teilen vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu tragen sind. 

‚ d) Unfallversicherung. Die Beiträge werden ganz vom Unternehmer 
"ernommen und an die Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenossenschaft geleistet. Sie 
arden entweder einem Unkostenkonto belastet, dann berühren sie das Lohnkonto 
cht, oder sie werden auf das Lohnkonto gebracht in der Erkenntnis, daß auch 
ese Beiträge zu den Arbeitskosten gehören. 

e) Arbeiterunterstützung. Die Gewerbeordnung schreibt vor, daß die 
abehaltenen Strafgelder nur zugunsten der Arbeiter, etwa als Unterstützung, 
rwandt werden dürfen. Eine Übertragung z.B. auf Gewinn- und Verlustkonto 
äre unzulässig. Man bildet deshalb ein Arbeiterunterstützungskonto, das für die 
rrafgelder zu erkennen und für Auszahlungen zu belasten ist. 

' 8) Lohnvorschußkonto. Dieses Konto nimmt die gewährten Darlehen, 
‚B. zum Bezuge von Brennmaterial oder Kartoffeln, auf. Seine Stellung ist ın 
\r Brauereibuchhaltung sehr bedeutend, da viele Unternehmen der Brauindustrie 
‚ren Arbeitern und Angestellten oft und ziemlich große Darlehen gewähren. Das 
»nto wird debitiert für die Darlehenssummen, kreditiert für die Rückzahlungen, 
d zwar zu Lasten des Lohnkontos (bzw. des Gehälterkontos). 

Betrachtet man die drei Beiträge der Brauerei zu den Versicherungen als 
»bnkosten, so erhält man etwa folgendes Schema des Lohnkontos (s. nächste S.). 
' Bei dieser Form des Lohnkontos muß für jeden Arbeiter nicht nur der Brutto- 
Ian, sondern auch der auf ihn kommende Anteil des Unternehmers an den Ver- 
‚herungsbeiträgen ermittelt werden. Diese Berechnung ist aber sehr leicht und ein- 
:h, so daß nur darauf hingewiesen zu werden braucht. Die Buchung der Beiträge 
(r Brauerei zu den drei Arbeiterversicherungen auf das Lohnkonto statt auf das 
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Soll Lohnkonto. Hall, 
—————————T nn 
An Krankenkassenkonto Tess, Per Bier 

„ Invaliden- u. Hinterbliebenenversicherungs- f Arbeiter gungskon 

konto Lohn- div. Kont 

An Lohnsteuerkonto abzüge KERN trieben 
Lohnvorschußkonto 

' Arbeiterunterstützungskonto für die a 

„„ Arbeiterunterstützungs vofß ie 

An Kassakonto für ausgezahlte Löhne samtarbei 


An Krankenkassenkonto kosten. | 


‚„ Invaliden- und Hinterbliebenenversicherungskonto | anti der Brauerei 
„ Unfallversicherungskonto 


Unkostenkonto ermöglicht eine genaue Aufteilung der gesamten Arbeitskosten & 
Betriebes und ist somit einer exakten Kalkulation im höchsten Grade dienlich. 


cc) Das Gehälterkonto. 


Die Gehälter werden im Prinzip ebenso verbucht wie die Löhne. Es sind auc 
hier die oben angedeuteten drei Methoden möglich. Die Einrichtung eines & 
hälterkontos, welches ähnlich dem Lohnkonto geführt wird, ist dringend zu em; 
fehlen. Im Soll finden wir etwa folgende Posten: Steuern, Krankenkassenbeiträg: 
Unfallversicherungsbeiträge (nur für die Betriebsbeamten, wie Braumeister, Bra 
führer, Maschinenmeister, Expedienten usw.), ferner Angestelltenversicherungsbe 
träge, Gehältervorschüsse und Kassaposten für die ausgezahlten Gehälter. Di 
Verteilung der Gehälterkosten auf die einzelnen Betriebskonten ist dagegen schwi 
riger als die der Löhne. Gerade die Gehälter der höheren Beamten, etwa der tecl 
nischen und kaufmännischen Direktoren und der sonstigen Persönlichkeiten i 
leitender Stellung, gehen zu Lasten des Gesamtunternehmens. Diese Gehälter aı 
das Unkostenkonto oder auch direkt auf das Gewinn- und Verlustkonto zu bringe 
ist zwar sehr einfach, dafür aber auch recht ungenau. In manchen Brauereien i 
es deshalb Brauch, diese Kosten mit Hilfe eines Schlüssels zu verteilen. Man wit 
dabei ja niemals die Wirklichkeit genau treffen, doch ist diese Methode immer noc 
besser als das erstgenannte Verfahren und deshalb vorzuziehen. 7 

Eine genaue Rechnungsführung über die Unkosten oder allgemeinen Kosten i: 
erforderlich, weil diese Unkosten einen ganz beträchtlichen Teil der Kosten der E 
zeugnisse ausmachen, weil sie ferner im Gegensatz zu den einheitlichen direkte 
Material- und Lohnkosten eine Zusammenfassung der verschiedensten Kosteı 
bestandteile darstellen. Diese Verschiedenheit verlangt eine besondere Kontrolle, 

Unter Unkosten oder allgemeinen Kosten sind diejenigen zu verstehen, di 
durch das Unternehmen in seiner Gesamtheit verursacht werden und deshalb at 
die hergestellten Erzeugnisse oder auf die einzelnen Betriebsabteilungen niel 
direkt verteilt werden können. Zu diesen Kosten gehören nicht diejenigen, die ZU 
Erstellung einer erkennbaren und erfaßbaren Leistung aufgewendet werden, iM: 
besondere die Kosten für die Erzeugung der Betriebskraft. Solche Kosten sin 
Kosten der Hilfsbetriebe. Deren Zuteilung ist nach Maßgabe der Verwendung un 
Inanspruchnahme ihrer Leistung möglich. Die Kosten der Hilfsbetriebe und ihr 
kontenmäßige Darstellung werden im nächsten Abschnitte behandelt. 

Je nachdem die Kosten durch die produktionstechnische oder durch die kau 
männische Abteilung der Brauerei verursacht werden, unterscheidet man Fabrik: 


d) Die Konten der Fabrikationsunkosten. 
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ons- und Handlungsunkosten. Von diesen beiden Gruppen werden an dieser Stelle 
ır die Fabrikationsunkosten behandelt. Zu diesen gehören Miete und Bureau- 
‚sten, Gehälter und sonstige Bezüge der Angestellten der technischen Abteilungen, 
e auf diese entfallenden Versicherungssummen, ferner allgemeine Kosten der tech- 
schen Verwaltung, die Kosten der Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, die unproduk- 
ren Löhne, die Kosten der Arbeiter- und Angestelltenversicherung, soweit diese 
cht im Anschluß an die produktiven Löhne ausfallen, die Kosten der Reparaturen, 
s Unterhaltes, der Reinigung und Beleuchtung der Brauereianlagen, soweit sie 
cht für jede Abteilung einzeln festgestellt werden können. Auch die Abschreibun- 
n kann man hinzurechnen. 
Die Trennung der Fabrikationsunkosten von den Handlungsunkosten muß zur 
zielung einer genauen Rechnung streng durchgeführt werden, Erzeugen und 
»rkaufen sind zwei ganz verschiedene Tätigkeiten. Von den Fabrikationsunkosten 
»rden die hergestellten Erzeugnisse belastet, die Verkaufsunkosten sind dagegen 
ır von den wirklich verkauften Produkten zu tragen. Beides ist nicht dasselbe. 
ährend der Erzeugung bis zur Fertigstellung des Bieres und weiter bis zum Aus- 
ab in Fässern oder Flaschen geht eine erhebliche Menge verloren (Schwund). Ver- 
hiedene Brauereien treiben noch Handel mit anderen Produkten, die sie nicht 
Iber herstellen, beispielsweise Kohlensäure und fremde Biere, besonders Spezial- 
are. Diese Waren, Kommissions- oder Durchgangswaren genannt, verursachen 
'sschließlich Verkaufsunkosten, keine Fabrikationsunkosten. 

Auf Grund der Trennung der Fabrikationsunkosten von den Verkaufsunkosten 
w eine klarere Selbstkostenrechnung, eine Produktions- und Verkaufskalkulation 


glich. Wenn auch in der Regel eine Scheidung beider Kostengruppen in der Pra- 
s üblich ist, so ist doch eine genaue Verteilung der einzelnen Unkostenelemente 
ıschließlich der Abschreibungen, die zu Lasten der Fabrikation gehen, auf die 
schiedenen Betriebskonten nur sehr selten zu finden, wie denn gerade die 
'auereien die einzelnen Unkostenarten in einem oder mehreren großen Posten in 
k Gewinn- und Verlustrechnung zu veröffentlichen pflegen. Der Grund dafür ist 
r allem die Schwierigkeit einer richtigen Verteilung dieser Kosten, die durch den 
trieb als Ganzes entstehen. Wegen der begriffsmäßigen Unmöglichkeit einer un- 
ttelbaren Aufteilung muß eine mittelbare Verteilung durch einen prozentualen 
schlag auf einen bekannten Kostenbestandteil erfolgen. Die Löhne bilden zwar 
» einfachste und am meisten verbreitete Grundlage, jedoch ist dieses Verfahren 
'mlich grob. Für die Brauindustrie kommt vor allen Dingen eine Verteilung nach 
n verbrauchten Rohstoffen in Frage, und zwar besonders deshalb, weil in dieser 
dustrie die Unkosten mit dem Werte der verbrauchten Rohstoffe zu wachsen pfle- 
n. Ob man nun den Verbrauch an Malz allein oder an Hopfen allein oder den Auf- 
ınd an beiden Rohstoffen zusammen als Verteilungsbasis nimmt, bleibt sich gleich. 
‚der Regel nimmt man nur den Konsum an Malz und sieht von dem verbrauchten 
‚pfen ab. Schließlich käme für die Brauerei auch noch eine andere Zuschlags- 
Das in Frage: Man könnte die Lohn- und Materialkosten in ihrer (resamtheit 


® Basis machen. Es erübrigt sich, dieses Verfahren näher zu beschreiben, da die 
‚auindustrie mit der oben dargestellten sehr einfachen Methode, die sich in der 
ıxis als ausreichend bewährt hat, vollkommen auskommt. 

| Das Betriebsunkostenkonto ist ein Zwischenkonto, das im Soll alle Unkosten 
nmelt und diese im Haben periodisch zu Lasten des Biererzeugungskontos und 
* übrigen Betriebskonten verteilt oder auf das Gewinn- und Verlustkonto abwälzt. 
\ bereits hervorgehoben, werden in den meisten Brauereien die Kosten auf das 


winn- und Verlustkonto unmittelbar übertragen, wo sie dann als besondere Posten 


u 


erscheinen. Der Übertragung der Unkosten auf die entsprechenden Konten der‘ B 
triebsrechnung liegt die Auffassung zugrunde, daß die Unkosten ebenso wie d 
direkten Material- und Lohnkosten Aufwendungen sind, und daß sie sich von diese 
direkten Kosten nur durch die Unmöglichkeit der unmittelbaren Zuteilung unte 
scheiden. Werden die Unkosten über die Betriebskonten verbucht, so können s 
naturgemäß nicht mehr in der Gewinn- und Verlustrechnung auftreten. Schließlic 
führen beide Verfahren zu dem gleichen Ziele. Verbindet man aber mit der Buc] 
haltung den Zweck, eine brauchbare Grundlage und Kontrolle für die Selbstkoste 
berechnung zu haben, so kommt nur die Verbuchung auf die einzelnen Betuibh 
konten in Frage. 

Wenn die Fabrikationsunkosten grundsätzlich als Fabrikationskosten belle 
und die Fabrikationskonten, z.B. das Biererzeugungskonto, als kalkulatorisel 
Konten geführt werden, so muß die Aufteilung und Übertragung der Kosten für jec 
einzelne Kalkulationsperiode, etwa für einen Monat, stattfinden. Dabei ist zu b 
achten, daß die Höhe vieler Fabrikationsunkosten der Buchhaltung nicht in der 
jenigen Zeitabschnitt bekannt wird, in dem diese Kosten verursacht worden sin 
da Aufwand und Ausgabe nicht zusammen- bzw. in dieselbe Periode fallen. Infolg 
dessen schwankt die Höhe der Posten, welche dem Fabrikationsunkostenkonto b 
lastet werden, oft von Periode zu Periode beträchtlich, während tatsächlich dı 
Aufwand eines Betriebes sich viel stabiler verhält. Übertrüge man die Unkosten s 
wie sie sich ihrer Ausgabe nach ergeben, auf die Fabrikationskonten, so würde d 
periodische Belastung dieser Konten und im Anschluß daran auch der ausgewi 
sene Gewinn und der errechnete Selbstkostenpreis einmal zu hoch, ein andermal z 
niedrig erscheinen. Um dieses zu vermeiden, wird die Höhe der Fabrikation 
unkosten auf Grund langjähriger Erfahrungen für das ganze Jahr im voraus a 
geschätzt und so auf die einzelnen Rechnungsperioden und Fabrikationskonten ve 
teilt. Man kann diese Aufteilung auf dem Fabrikationsunkostenkonto selbst vo 
nehmen, oder man richtet neben diesem Unkostenkonto noch ein Unkostenve 
teilungskonto ein. In diesem Falle wird das Unkostenkonto für die tatsächliche 
Unkostenausgaben belastet; das Unkostenverteilungskonto wird für die einzelnen a 
geschätzten Teilbeträge der Fabrikationsunkosten erkannt, so daß die Summe d« 
Habenposten dieses Kontos am Ende des Jahres den Betrag der für das Jahrg 
schätzten Kosten erreicht. Das Unkostenkonto weist größtenteils Sollposten a 
nämlich die wirklich entstandenen Unkosten, das Verteilungskonto dagegen au 
schließlich Habenposten. Werden durch die Buchung ‚Unkostenverteilungskonto & 
Unkostenkonto“ beim Abschluß die beiden Konten nicht ganz ausgeglichen, SO i 
dieser Unterschied als Plusaufwand oder als Minusaufwand auf das Gewinn- ur 
Verlustkonto oder auch auf die Fabrikationskonten abzubuchen. Findet in d& 
Brauereien die Verteilung der Fabrikationsunkosten durch einen prozentualen Z 
schlag auf die Rohstoff- und dergleichen direkte Kosten statt, so erfolgt eine Ve 
ausschätzung des Gesamtaufwandes zu Beginn des Jahres nicht. Mit Hilfe des fe: 
stehenden prozentualen Zuschlages wird der Betrag der zu verteilenden Kosten a 
Ende jeder Rechnungsperiode z.B. eines Monats dem Fabrikationsunkosten- 04 
dem Unkostenverteilungskonto gutgeschrieben. Da die Höhe der Kosten, die a 
Verteilungsbasis dienen, von Zeit zu Zeit schwankt — im Sommer ist der Ve 
brauch an Rohstoffen in der Brauindustrie zweifellos bedeutend größer als ı 
Winter —, ist auch die Höhe der darauf verteilten Unkosten verschieden, word 
geachtet werden muß. Im übrigen wird das Unkosten- bzw. das Unkostenverteilung 
konto genau so behandelt wie vorhin. Ri 

Die Verbuchung der Abschreibung auf die Fabrikationsanlagen kann nach de 
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ben Grundsätzen erfolgen. Da aber das Abschreibungskonto im Gegensatz zu dem 
akostenkonto nur Habenposten, nämlich die Summe der verteilten, beim Jahres- 
‚ginn festgesetzten Abschreibungen, enthält und deshalb seine Übersichtlichkeit 
‚cht gefährdet ist, erübrigt es sich, ein besonderes Abschreibungsverteilungskonto 
ı eröffnen. 

, Wenn auch eine Brauerei mit einem einzigen Fabrikationsunkostenkonto aus- 
‚mmen könnte, so findet doch in der Regel eine Spaltung dieses Kontos in meh- 
‚re Unterkonten statt. Für eine größere Brauerei kommen etwa folgende Unkosten- 
‚nten in Betracht. 

1. Die Unterhaltungskonten für die einzelnen Anlagewerte, die aus- 
'hließlich der Fabrikation im weiteren Sinne dienen. Es würde sich etwa die Ein- 
shtung folgender Spezialkonten empfehlen: Fabrikimmobilien-, Maschinen-, Kel- 
N 


Sudhausanlage- und Brunnenanlage-Unterhaltungskonten. Gegebenenfalls auch 

ıterhaltungskonten für die Kühlanlage, für die Fässer und ähnliche Anlagewerte, 
e aber auch bei der Bildung von Hilfsbetrieben, wie hier vorgesehen, ausscheiden 
nnen. Das Unterhaltungskonto kann man entsprechend den verschiedenen An- 
zekonten im Hauptbuch aufteilen. Man kann aber auch nur ein einziges Fabrika- 
„nsanlage-Unterhaltungskonto führen, dessen Gliederung dagegen in einem Neben- 
‚ch vorgenommen wird. Jedenfalls ist eine genaue Verteilung aller Posten auf die 
ızelnen Betriebe entweder auf die eine oder auf die andere Art dringend er- 
rderlich. 
' 2. Brausteuerkonto, soweit eine solche Steuer, auch Malzsteuer ge- 
»ißen, besteht. Früher galten für die deutsche Reichsbrausteuer folgende Vor- 
ariften: Auf Grund des Malzbuches wurde am Monatsschluß der Betrag dieser 
isuer errechnet. Dabei ist zu beachten, daß die Sätze pro Doppelzentner mit der 
he des Malzverbrauches innerhalb eines Jahres steigen. Die Sätze waren: 


| Für die ersten 250 dz verbrauten Malzes .X 14.— pro dz 


»  » folgenden 1250 „, N a AM I5— 5 5 
” ” „ 1500 „ „ ” HM 16, REN 3 
” ” 2000 2) ” ” MN 19. 255.109 
% den Be te ER 2 ROTE LEs 


m Zwecke einer ordnungsgemäßen Verbuchung ist folgende Erwägung anzustel- 
ı. Angenommen, daß der Jahresverbrauch in einer Brauerei auf etwa 4000 dz ge- 
yätzt wird, so sind zu zahlen: 


Für die ersten 250 dz je «#4 14.— A 3500.— 
»  » nächsten 1250 „ „4 15.— A 18750.— 
RE Re ag OL W340 
Ba 3000 gg ng: 1800028 

Für die gesamten 4000 dz also . . . .4# 64 250.— 


{hin entfallen auf jeden Doppelzentner verbrauten Malzes 46 16,06(25) Brausteuer. 
‚ entsprechender Höhe wird dann das Brausteuerkonto erkannt und das Bier- 
‚eugungskonto belastet. 

‚ Ebenso wie von dieser Brausteuer die Produktion belastet wird, so wird sie 
‘ch von der Grund- und Gebäudesteuer belastet, wenigstens insoweit es sich um 
“lagen handelt, die nur der Produktion dienen. 

‚83. Haustrunkkonto. Der Haustrunk des Brauereipersonals und der Be- 
cıten, der als Anteil des Lohnes und der Gehälter wohl angesehen werden kann 
ld seitens der Steuerbehörde auch in diesem Sinne tatsächlich aufgefaßt wird, gilt 


i 
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in den meisten Brauereien als Aufwand, der auf die einzelnen Betriebsabteilanger 
verrechnet werden muß. Dies geschieht in der Regel und am besten auf Grund de 
Lohnsummen, die den Teilbetrieben zur Last gelegt werden. Es sei jedoch scho 
hier erwähnt, daß die Versandabteilung an den Haustrunkkosten einen geringerer 
Anteil trägt als die übrigen Betriebe, da den Bierfahrern, Mitfahrern, Chauffeurer 
usw. bedeutend weniger Haustrunk zusteht. Zum Ausgleich erhalten diese Leu 
Zehrgelder. ‘ 
4. Feuerversicherungsprämien usw, Zinsen für Passivhypo 
theken u. dgl. Die Kosten dienen in der Hauptsache der Sicherung bzw. derE 
möglichung des technischen Betriebes und seiner Betriebsstätten. Sie gehören alsc 
zum allergrößten Teil den Produktionsunkosten des Hauptbetriebes bzw. den Hilfs 
betrieben an. Ein geringer Prozentsatz trifft den Verkauf, also die Verkaufsabteilun 
der Brauerei. Auch hier ist eine genaue Aufteilung der Kosten erforderlich. 


5. Allgemeine Betriebsunkosten. Hierher gehören alle übrigen Auf 
wendungen, die durch die technische Abteilung hervorgerufen werden, etwa di 
Kosten der Betriebsrevision und Kontrolle, der Eichung der Brauereigeräte (nich 
der Versandfässer!) und, wenn z.B. kein Hilfsbetrieb „Dampferzeugung‘ gebilde 
ist, auch die Kosten der Kesselreinigung und -revision, des Schornsteinfegers us 

Ä 


e) Die Konten der Hilfsbetriebe. 2 


In der Brauerei treffen wir verschiedene Betriebe an, die kein zum Verkauf] 
stimmtes Erzeugnis produzieren, Ihre Mitwirkung am Produktionsprozeß ist nur u 
mittelbarer Art, da sie der Hauptabteilung, der Bierfabrikation, und sich unterein 
ander Hilfsdienste zu leisten haben. Derartige Abteilungen werden im Gegensat: 
zu dem das verkaufsfähige Produkt, das Bier, erzeugenden Hauptbetrieb Hilfsbe 
triebe genannt. Als solche kommen in der Brauindustrie etwa folgende in Frage 
Die Abteilung zur Erzeugung von Dampfkraft und Elektrizität, Kühlanlage unc 
Eiserzeugungsanlage, Küferei und Picherei, Faßreinigungsanlage (Schwankiugge 
Fuhrpark, eventuell auch Sattlerei und Schmiede. 


Von einem jeden Hilfsbetrieb werden Kosten verursacht, vor allem Arbeit 
und Materialkosten. Diese gehören, da sie im Interesse des ganzen Unternehmen 
entstanden sind, die Hauptproduktion ermöglichen und vorbereiten sollen, ihrem Be 
griffe nach zu den allgemeinen Unkosten. In der Buchhaltung und in der Selbst 
kostenberechnung werden sie auch in der Regel so behandelt. Gegenüber den a 
gemeinen Unkosten weisen die Hilfsbetriebskosten jedoch eine Eigentümlichkeit auf 
Im Gegensatz zu jenen Kosten werden diese aufgewandt für Leistungen, die ihren 
Ursprunge und ihrer Nutzung nach genau festgestellt und dementsprechend aucl 
genau und unmittelbar verteilt werden können. Bei der Besprechung der allge ei 
nen Fabrikationsunkosten haben wir gesehen, daß die Verteilung dieser A 
dungen nur mittelbar und deshalb ungenau geschehen kann. 


Um einen Hilfsbetrieb bilden zu können, müssen wir sowohl Aufwand wie Er 
trag der Hilfsabteilungen nicht nur theoretisch, sondern auch praktisch festzu 
stellen in der Lage sein. Sie müssen ferner so bedeutend sein, daß eine besonde I 
Überwachung, Aufzeichnung und Verbuchung wirtschaftlich gerechtfertigt ist. 
besondere sollte immer dann ein Hilfsbetrieb gebildet werden, wenn dieser 
betrieb nicht nur im Dienste einer einzigen anderen Abteilung, sondern im Dien 
mehrerer steht, die sich vielleicht gegenseitig bedingen. Beispiel: Der Dat 
betrieb der Brauerei gibt sowohl seine Kraft her an den Hauptbetrieb, die Bierfabri 
kation, etwa zum Sieden des Bieres oder zum Antrieb der Maschinen, als auch a 
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ie Abteilung Kühlanlage und Eiserzeugung, Schwankhalle, vielleicht auch an den 
‚lektrischen Betrieb, der wiederum einen Teil seiner Leistung dem "Dampfbetriebe 
‚ur Verfügung stellt. Ein Hilfsbetrieb kann aber auch aus verschiedenen anderen 
ründen gebildet werden, z. B. zum Zwecke der Überwachung der Betriebsgebarung, 
renn man etwa ermitteln will, ob es wirtschaftlicher ist, die Schmiede- und Sattler- 
‚rbeiten von eigenen Leuten in eigenen Werkstätten ausführen zu lassen oder sie 
'remden Handwerkern zu übertragen. | 


Für jeden der angegebenen Hilfsbetriebe, die in der Brauerei vorzukommen 
flegen, ist ein besonderes Hilfsbetriebskonto zu errichten. Es würden jenen An- 
ıgen etwa nachstehende Betriebskonten entsprechen: Dampfkraft- sowie Elektrizi- 
its-Erzeugungskonto, Kühlanlagebetriebs- oder Kälteerzeugungskonto, Küferei- und 
ichereibetriebskonto, Faßreinigungsanlagen-, Fuhrpark-, Sattlerei- und Schmiede- 
etriebskonto. 


Die Hilfsbetriebskonten werden ähnlich behandelt wle das Biererzeugungs- 
onto, das einzige Hauptbetriebskonto der Brauerei (vgl. S. 457 £f.). Im Soll finden 
rır alle Aufwendungen, die zugunsten der Hilfsbetriebe gemacht werden, ins- 
‚esondere deren Anteil an den direkten Material- und Lohnkosten. Würde man 
‚ieses Prinzip folgerichtig durchführen, so müßten die Hilfsbetriebskonten auch für 
inen Anteil an den allgemeinen Kosten des Betriebes belastet werden, da dies ja 
uch von ihnen hervorgerufen werden. Dann bestände überhaupt kein prinzipieller 
interschied zwischen den Hilfsbetriebskonten und dem Biererzeugungskonto. So- 
reit es möglich ist, dieses Verfahren durchzuführen, ist es zu empfehlen. In der 
raxis findet man diese Methode jedoch sehr selten, da man die Schwierigkeit die- 
‚er Verteilung im Vergleich zu dem erzielten Erfolge für zu groß hält. Praktisch 
nöglich ist dieses Verfahren, wenn die Aufteilung der allgemeinen Unkosten nach 
| 
! 


‚inem gemeinsamen Maßstab, z. B. nach den Löhnen oder nach dem Materialver- 
rauch, einheitlich unter alle Betriebe geschieht, wenn nicht etwa für den einen 
jetrieb die Löhne und für den anderen das verbrauchte Material als Zuschlags- 
rundlage dient. Im Haben eines Hilfsbetriebskontos finden wir die Verteilung der 
n Soll angesammelten Kosten auf die Konten derjenigen Betriebe, die von dem 
{ilfsbetriebe. Leistungen empfangen haben, sei es nun der Hauptbetrieb der Bier- 
rzeugung oder ein anderer Hilfsbetrieb. 


‘ Die Hilfsbetriebskonten sind Zwischenkonten der Brauereibuchhaltung. Sie 
‚ürfen deshalb theoretisch weder einen Gewinn noch einen Verlust ausweisen. Ent- 
teht dennoch ein Unterschied zwischen dem Soll und dem Haben eines solchen 
iontos, so beweist dieser die Ungenauigkeit der Kalkulation. Die Konten der Hilfs- 
‚etriebe sollen prinzipiell zu den Selbstkosten erkannt werden, da es sich lediglich 
m eine Kostenverteilung handelt. Es kann im besonderen Falle die Gutschrift auch 
a Normalpreisen erfolgen, dann nämlich, wenn die Hilfsbetriebe sich gegenseitig 
eistungen machen. Als Beispiel hierfür kann man wieder den Dampfbetrieb und 
en elektrischen Betrieb anführen (s. S. 454). 

Da man mit der Bildung von Hilfsbetrieben eine möglichst genaue Verteilung 
'er Kosten erreichen und damit eine möglichst exakte Rechnung erhalten will, 
allen die Kosten dieser Betriebe auch wirklich richtig aufgeteilt und die Betriebs- 
"onten nur mit dem Anteil belastet werden, der ihnen entsprechend ihrer Nutzung 
'ukommt, und nicht, wie es vielfach üblich ist, nach einem unveränderlichen und 
abei ziemlich willkürlichen Satze. 

' Nachdem die grundsätzlichen Gesichtspunkte erörtert worden sind, bleiben 
‚och einige Besonderheiten zu erwähnen. 


) 
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1. Dampfkrafterzeugungskonto. Auf der Sollseite dieses Kontos kn. 
den wir die Kosten des Brennstoffes, des Speisewassers, die Löhne, die verschie. 
denen Hilfsmaterialien, wie Dichtungen, Packungen u. dgl., schließlich die Ab 
schreibungen auf diese Anlagen. Diese Kosten vermindern sich bei etwaiger Ver 

wendung des Dampfes zu Heizzwecken (Benutzung des Abdampfes zum Bierkoche ) 
und zum Trocknen (beispielsweise der Biertreber) um den Wert dieser Leistung, r. 
dem Dampfbetriebskonto gutgeschrieben wird. Durch Division der verbleibende 
Kosten des Dampfbetriebes, als Saldo auf dem Dampfkrafterzeugungskonto ersicht- 
lich, durch die in Tonnen ausgedrückte produzierte Dampfmenge erhält man den 
Selbstkostenpreis pro Tonne. Der Dampfverbrauch wird an geeigneten Stellen durc 
besondere Meßapparate ermittelt. P 


Schon bei der Besprechung der Materialien wurde auf die Errichtung eines 
eigenen Kontos für das Heizmaterial hingewiesen, welches je nach Bedarf die ein- 
zelnen Heizstoffarten in besonderen Vorspalten aufführen kann. Der Brennmaterial- 
verkehr der Brauerei ist besonders scharf zu überwachen, wenn ziemlich bedeu- 
tende Mengen an die Angestellten und Arbeiter wie auch an die Kunden abgegeben 
werden, wie es in der Praxis sehr häufig vorkommt. 4 | 


2. Elektrizitätserzeugungskonto. Sehr viele Brauereien erzeugen ie 
elektrische Energie zur Beleuchtung ihrer Anlagen und zum Antrieb verschiedene 
Maschinen selbst. In der Praxis werden die durch den elektrischen Betrieb ent- 
standenen Kosten vielfach auf ein allgemeines Unkostenkonto abgebucht und Kate 
her in Bausch und Bogen nach irgendeinem Maßstab aufgeteilt. Dieses Verfahren ist 
selbstverständlich nicht einwandfrei und deshalb nicht anzuraten. Viel richtiger ist 
es, dem elektrischen Betrieb als Hilfsbetrieb ein eigenes Konto zu eröffnen. Die Be- 
handlung dieses Elektrizitätserzeugungskontos ist gleich derjenigen des Dampfkraft- 
erzeugungskontos mit dem Unterschied jedoch, daß die entsprechende Produktions- 
einheit hier die Kilowattstunde ist. Auf die Gegenseitigkeit der Leistungen gerade 
des Dampf- und des elektrischen Betriebes ist schon hingewiesen worden. | ni { 


3. Das Kühlanlagebetriebskonto. Es wird belastet für die Aufwen- 
dungen, die zu seinen Gunsten gemacht werden, insbesondere für die Material 
(Wasser, Salz, Ammoniak u. dgl.) und Arbeitskosten, daneben aber auch für ver: 
schiedene andere Aufw endungen allgemeiner Art. Ertl. kommen besondere Eis- 
frachten und Eisfuhrkosten in Frage. Im Haben dieses Kontos stehen verschieden ie 
Posten, durch die das Biererzeugungskonto für direkte und indirekte Bierkühluı 
das Bierverkaufs- oder Verkaufsunkostenkonto für an die Kundschaft gratis abge: 
gebenes oder den Fuhrwerken und Eisenbahnwagen mitgegebenes Eis und schlieb- 
lich das Eisverkaufskonto für das verkaufte Eis belastet werden. Nimmt die 
zeugung von Kristalleis in einer Brauerei einen solchen Umfang an, daß Bierproduk 
tion und Eiserzeugung sich etwa gleichwertig gegenüberstehen, so kann man die 
Kälte- und Eisproduktion als Nebentrieb ansehen, statt, wie es hier geschehen ist, 
als Hilfsbetrieb. Die Behandlung bleibt im übrigen dieselbe. 


4. Die Betriebskonten der Werkstätten (Küferei und Picherei, Faß- 
reinigung, Schmiede und Sattlerei). Die Sollseite dieser Konten nimmt die Löhne, 
den Verbrauch an Material und sonstige Aufwendungen auf. In der Hauptsache ni 
len hierbei die Löhne und Rohstoffe, für die Küferei z. B. Holz, Bandeisen, Niete 
und Nägel, für die Picherei Harz und Pech, eine Rolle, während der Verbrauchi 
Hilfsstoffen, wie Farben, Öl usw., ziemlich unerheblich zu sein pflegt. Für je 


dieser Werkstattbetriebe ist ah ein besonderes Betriebskonto zu errichten. 
5. Fuhrparkbetriebskonto. Der Fuhrpark spielt in jeder Brauerei ei 
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roße Rolle, wie schon aus dem Umfang und aus der Ausdehnung der Fuhrpark- 
‚nlagen hervorgeht. Viele Brauereien besitzen neben gewöhnlichen Fuhrwerken 
Jisenbahnwagen und Kraftwagen, sogar eigene Transportschiffe zum Heranschaffen 
ler Roh- und Hilfsstoffe ebenso wie zum Versand der Fertigfabrikate, vor allem 
ıatürlich des Bieres. Die Fuhrparkkosten setzen sich zusammen aus dem Ver- 
rauch an Betriebskraft, Futter- und Streumitteln für die Pferde und Ochsen, Brenn- 
toffen für die Schiffe und Automobile, aus Arbeitskosten, aus Kosten der Unter- 
\altung, aus Abschreibungen der Transportmittel selbst und der übrigen Anlagen, 
‚je nur mittelbar diesem Betrieb dienen (Schuppen, Ställe, Garagen), ferner aus 
iner Reihe von kleineren allgemeinen Kosten, Versicherungen der Pferde und 
‚raftwagen, verschiedenen Putz- und Schmiermitteln u. dgl. Die im Soll angesam- 
nelten Kostenelemente werden nach Maßgabe der Inanspruchnahme verteilt, vor- 
züglich zu Lasten der Materialkonten für die Anfuhrkosten der Rohstoffe Malz und 
lopfen und zu Lasten der Konten des Verkaufs bzw. der Verkaufsunkosten für den 
ıbtransport der Erzeugnisse Bier, Eis usw. 


t) Das Biererzeugungskonto. 


Nach Betrachtung der ersten Gruppe der Brauereibetriebskonten, nämlich der 
‚onten des Aufwandes, gehen wir jetzt über zur Darstellung des Betriebsertrags- 
ontos, das seinerseits wieder aufgeteilt werden kann in ein Fabrikations-, ein 
abrikat- und in ein Verkaufskonto für jedes Produkt (Haupt- und Nebenprodukte). 
/ir führen im Rahmen dieser Darstellung jedoch nur die Trennung für das Haupt- 
tzeugnis durch und erhalten somit ein Biererzeugungs-, ein Bierlager- und ein 
‚ierverkaufskonto. Die Konten der Nebenprodukte werden in einem besonderen 
‚bschnitt behandelt (S. 466 ff.). 
‚ In diesem Abschnitt gelangt nur das Biererzeugungskonto zur Darstellung, und 
ur soweit es zum besseren Verständnis erforderlich ist, werden die anderen Konten 
‚erangezogen. 

Das Biererzeugungskonto steht im Mittelpunkt der Brauereibetriebsrechnung. 
s nimmt hier dieselbe Stelle ein, die das Warenkonto in einem Handelsgeschäft inne 
x. In manchen Brauereien kann neben dem Biererzeugungskonto auch das eine 
ler andere Warenkonto selbständig erscheinen, z.B. für Kohlensäure als so- 
»nannte Durchgangsware. (Durchgangswaren sind solche, die von der Brauerei im 
andel gekauft und ohne Verarbeitung zusammen mit den eigenen Erzeugnissen 
\eiterverkauft werden.) 
Die hier dargestellte Form des Biererzeugungskontos geht zurück auf die pri- 
ätivste Methode, die Bierfabrikation buchhalterisch aufzuzeigen. In der ursprüng- 
:hen einfachsten Gestalt gleicht das Biererzeugungskonto dem Warenkonto, aus 
»m es hervorgegangen ist. Alle Einkaufs-, Fabrikations- und Verkaufsbuchungen 
jagen sich dabei auf dem ‚Bierkonto‘“, wie es dann meist genannt wird. Darauf 
ird das Konto durch ein oder mehrere Konten für die Löhne, Materialien und 
sten ergänzt, so daß schon eine etwas bessere Übersicht über die Produktions- 
rgänge ermöglicht wird. Sodann kommt das Bierverkaufskonto hinzu. Würde 
jan nur dieses Verkaufskonto einrichten, so würde auch nur die Darstellung des 
»rtriebes vom Fabrikationskonto ausscheiden, das Verkaufskonto wäre so ein ge- 
ischtes Konto. Wir spalten es deshalb weiter in ein Bierfabrikatkonto, Bierlager- 
10 genannt, für die Vorräte an fertigem Bier und in ein Bierverkaufskonto zur 
ustellung des durch den Verkauf erzielten Gewinnes bzw. Verlustes. Nach dieser 
‚thode ergibt sich unter Zugrundelegung von Selbstkostenpreisen für die internen 
rbuchungen etwa folgendes Schema: 


| 
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- Soll Biererzeugungskonto. Haben 


Außer dem Anfangsbestand alle Aufwendungen | Das hergestellte Bier zum Selbstkostenprei 


zugunsten derBierfabrikation. Buchung etwa: (Buchung: Bierlagerkonto an Biererzeugung; 
Biererzeugungskonto an folgende: konto). Er. 
an Lohnkonto, Der Endbestand an in Arbeit befindliche: 
Rohstoffkonten, Bier. 
Hilfsstoffkonten, 


Fabrikationsunkostenkonto, 
Konten der Hilfsbetriebe usw. 


Soll Bierlagerkonto. Haben 


Der Anfangsbestand an verkauisfähigem Bier. | Das verkaufte Bier zum Selbstkostenpre 
Das hergestellte Bier zum Selbstkostenpreis. ne: Bierverkaufskonto an Bierlage 
konto). 
Der Endbestand an verkaufsfähigem Bier. 


Soll Bierverkaufskonto. Haben 


Die Verkaufsunkosten. chung: Debitorenkonto an Bierverkauf 


Das verkaufte Bier zum Selbstkostenpreise. E verkaufte Bier zum Verkaufspreise. (Bı 
Der erzielte Gewinn auf Bier. konto). 


Ausgeführt mit bestimmten Zahlen, würde ein Beispiel des Biererzeugung; 
kontos etwa folgendermaßen aussehen: 


Soll Biererzeugungskonto (Selbstkostenpreis). Haben 
1.7. An Bilanzkonto?) 31.7. Per Bierlagerkonto für 
Vorrat an Bier auf Gä- fertiges Bier, 6000 hl 
rung u. Lager, abzügl. zum Selbstkostenpreis 
eines Prozentsatzes für von A 1840. . . .# 110400. 
Schwund, 10650 hl 
aM 1840 . . .» . A 195 960.— | 31.7. Per Bilanzkonto®), 

31.7. An Lohnkonto . . . „.#00.— Vorrat an Bier auf 
Rohstoffkonten. . . ,„ 72 000.— Gärung u. Lager, ab- 
Hilfsstoffkonten . . ,„  5000.— züglich eines Prozent- 
Fabrikat.-Unk.-Konto ,„ 5000.— satzes für Schwund, | 
Hilfsbetriebskonten . „  6000.— 9660 hi '., ..  Purns nee Ze 

M 237 960.— NM 287 960.- 


Jedes erzeugte und verkaufte Quantum Bier muß nacheinander das Bie 
erzeugungs-, das Bierlager- und das Bierverkaufskonto durchlaufen, dergestalt, da 
das Biererzeugungskonto die hergestellte Menge dem Bierlagerkonto und dieses di 


!) Der Anfangsbestand setzt sich zusammen wie folgt: 

Bier 'im Gärkeller' ; 21 „Nr u RR, SO Ren A DSH 
abzüglich 15°/, für Schwund vom Gärkeller bis zum Transportfaß 185 „ 105 
Bier im Lagerkeller . . . . | 


abzüglich 4°/, für Schwund von hier bis zum Transportiaß . ag 400 „ 9600 
10 650° 

zum Herstellungspreise von .# 18.40 pro hl ergibt „#4 195 960.—. | 

®2) Der Endbestand ist im Gärkeller -. . -. - 2 2 2 2.2.2.2. 1000 hl E 

—- 15°, Schwund !. , 20 2 00 ee ne 1 a EEE 
im Lagerkeller.. ur: .4:4'7.) wen Kran a, a EEE EEE 3 
— 4%], Schwund... .. 0 0 al a BEN 222 Mose BEE eure 


3650 hl & .# 18.40 = 4 177 560.—. 
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verkaufte Menge dem Bierverkaufskonto weitergibt. Infolgedessen ist eine Bewer- 
tung für die Übergabe von einem Konto zum anderen erforderlich. In dem ange- 
führten Beispiel findet diese Bewertung zum Selbstkostenpreise statt. 

| Das Biererzeugungskonto bildet die Zentrale aller Betriebskonten der Brauerei. 
Vor diesem Konto stehen diejenigen, die die verschiedenen Fabrikationskosten sam- 
meln und, soweit sie das Biererzeugungskonto angehen, diesem zuteilen; an das 
Biererzeugungskonto schließen sich an die noch des näheren zu erläuternden 
Konten des Fertigfabrikates und des Absatzes. 

Auf dem Biererzeugungskonto in der dargestellten Form werden die Fabrika- 
tionskosten gesammelt. Es ist deshalb ein kalkulatorisches Konto, in dessen Soll 
wir außer dem Anfangsbestand alle Kostenelemente der Bierproduktion finden. 
Erkannt wird das Konto für das fertige Bier zum Selbstkostenpreise. Darauf wird 
auf dem Konto in jedem Falle noch ein Sollsaldo verbleiben, der gleich dem Wert 
der in Arbeit, also auf Gärung, sei es im Gärkeller, sei es im Lagerkeller, befind- 
lichen Erzeugnisse ist. Nach Einstellung auch dieses Postens in das Haben des Bier- 
arzeugungskontos gleicht sich das Konto aus. Dieser Fall tritt aber nur dann ein, 
wenn die Selbstkosten des fertigen Bieres und der Wert des noch gärenden richtig 
nerechnet wurden. In der Praxis wird fast immer ein Saldo verbleiben, ein Soll- 
saldo, wenn die Selbstkosten des Bieres zu niedrig, ein Habensaldo, wenn diese zu 
roch berechnet wurden. Eine derartige Differenz wird über Gewinn- und Verlust- 
xonto oder auch über ein Kalkulationsdifferenzenkonto, das man in verschiedenen 
3rauereien antrifft, ausgeglichen. 

Das Biererzeugungskonto ist ein kalkulatorisches Konto. Die Divisionskalkula- 
ion kann aber dadurch in Frage gestellt werden, daß die regelmäßig großen Vor- 
täte an in Arbeit befindlichem Bier nicht gebührend beachtet werden. Diese Vor- 
äte stören eine ordentliche Divisionskalkulation insofern, als man nicht weiß, wie 
viele allgemeine Kosten auf sie im Gegensatz zu dem fertigen Bier entfallen und 
aach welchem Schlüssel sie zu verteilen sind. Man hilft sich entweder dadurch, 
laß man das Biererzeugungskonto gliedert in entsprechende hintereinander ge- 
schaltete Erzeugungskonten, etwa für das Bier im Sudhause, im Gär-, Lager- und 
Abfüllkeller. Auf dieses Verfahren wird unten Seite 460 näher eingegangen. Oder 
nan berücksichtigt die Vorräte an halbfertigem Bier dadurch, daß man sie um ge- 
wisse durch die Erfahrung bewährte und den einzelnen Produktionsstufen ent- 
„prechende Prozentsätze für Schwund herabmindert auf die Menge fertigen Bieres, 
lie regelmäßig zum Ausstoß gelangt. Es ist das eine Art Diskontrechnung. Sie wird 
n der Praxis kleine Fehler mit sich bringen, aber diese sind so gering, daß sie 
'zanz außer acht gelassen werden können. Wie aus den Anmerkungen auf Seite 458 
lervorgeht, wurde dem durchgeführten Beispiel diese letztere Rechnungsart zu- 
runde gelegt. 

Bei Benutzung eines Normal- bzw. Marktpreises für die internen Verhuchungen 
ndert sich das Bild etwas. Nachstehend das Schema eines mit Normalpreisen ge- 


‘ührten Kontos: 


' Soll Biererzeugungskonto (Normalpreis # 18.—). Haben 


infangsbestand . . = 72779.1230 000. Bierlagerkonto, 6000 hl 

Iaten ger Produktion. . . „92 000.— aM 18.— ER ‚A 108 000.— 
ı@ Keuter | Sakdohaii. si Rh 179960. 
 eeitvanı wie oben .# 287 960.— M 237 960.— 


'rgibt bei 15650hl einen Selbst- 
‚ostenpreis von, # 18.40 pro hl 
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Dieses Biererzeugungskonto ist ein gemischtes Konto. Der Saldo von .# 179 960.- —— 


enthält ) Fi 
1. den Vorrat an Bier im Sudhaus, Gär- und Lagerkeller, 9650 hl a .# 18.40 4% 
Selbstkosten . . A 177 560.— 


. den Unterschied zwischen Normal- u. Selbstkostenpreis von „# 0.40 bei 6000 hi „2400. 


A 179 960.— 
Obwohl der Marktpreis in der Brauerei selten Anwendung findet, so möge er 


hier doch der Vollständigkeit halber in seiner Einwirkung auf die Gestalt des, 


Biererzeugungskontos angeführt werden. 


: 


Soll Biererzeugungskonto (Marktpreis #4 20.—). Haben 

——————6666ä66—666eä mL ä— mL ä mL m mm mm m m m m m m m ä m m m — 
Bierlagerkonto, 6000 hl 

aM 20.— (Marktpreis) 21.120 000.— 

Saldo...  teadrlhE 0 


Sollseite wie vorhin. . . . „# 287 960.— AM 287 960.— 


Das hier gezeigte Konto ist ebenso ein gemischtes Konto. 


Der Saldo von 4 167960.— setzt sich zusammen aus dem Vorrat, wie oben, 


im Werte v .. „A 177 560.— 
und der ae von M 1.60 @ Bo M 18. 40) bei 6000 hl „9600. 
cH 167 960.— 


In der Brauereibuchhaltung ist nur ein einziges Fabrikationskonto erforderlich, 


da, abgesehen von den weniger wichtigen Nebenprodukten, nur ein einziges Haupt 


produkt erzeugt wird, das Bier. Stellt eine Brauerei mehrere Biersorten her, so 


kann man für diese verschiedene Spalten auf einem gemeinschaftlichen Biererzeu- 


gungskonto einrichten oder gar verschiedene Konten, etwa ein solches für Lager- 


bier, Exportbier, Pilsener und Münchener. Analog müßte dann auch je ein Bier 
lagerkonto als Bestandskonto und je ein Bierverkaufskonto für jede Bierart er 
öffnet werden. Durch diese weitgehende Ausgestaltung der Konten der Buchhaltung 
werden diese allzu leicht unübersichtlich; deshalb errichtet man in einem solchen 


Falle lieber ein Nebenbuch zur Ergänzung der Hauptbuchkonten, in welchem die 
einzelnen Biere getrennt verbucht werden. 9 
Es läßt sich schließlich, wie schon erwähnt, das Biererzeugungskonto ent- 
sprechend den einzelnen Produktionsstufen, die das Bier zu durchlaufen hat, 
unterteilen und so zur Darstellung der Erzeugung ein Sudhaus-, Gärkeller-, Lager- 
keller- und Abfüllkellerkonto errichten. Das Sudhauskonto würde dann die Kosten 
aufnehmen, die durch den Mahl- und Sudprozeß bis zum Gärkeller entstehen. Sein 
Erzeugnis würde das Sudhauskonto zum Selbstkostenpreise an das Gärkellerkonto 
weitergeben, dieses die im Gärkeller verursachten Kosten hinzurechnen und sein 
Produkt dem Lagerkellerkonto übertragen usf. An das Abfüllkellerkonto würde sich 
das Bierkonto als Bestandskonto für das versandfertige Getränk anschließen. vd 


n) Das Bierlagerkonto. 2 


Die Brauindustrie kennt nur ein Hauptfabrikat, das Bier, wenn auch in ve 
schiedenen Qualitäten und Sorten. Die Nebenprodukte der Bierfabrikation sind 
Hefe, Treber und Eis. Nach der oben gegebenen Darstellung ist das Bierlagerkont 
zwischen dem Biererzeugungs- und dem Bierverkaufskonto eingefügt. Es hat di 
Aufgabe, den Vorrat an fertigem, in Transportfässern befindlichem Bier nachzu- 
weisen. Für alle Arten fertiger Erzeugnisse kann man Fabrikatkonten errichten, also 
sowohl für das Haupterzeugnis Bier als auch für die Nebenprodukte „Hefe, Treber 
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‚und Eis. Da diese Nebenprodukte jedoch gleich verkauft werden, da also in der 
Regel ein Bestand nicht vorhanden ist, werden ihnen im allgemeinen keine beson- 
‚deren Fabrikatkonten eröffnet, sondern nur Verkaufskonten. 

Je nach der Art der Buchung des Zuganges auf diesem Konto unterscheidet 
‚man zwei Verfahren, das Bierlagerkonto zu führen. Man kann es entweder als 
'Lagerkonto für die erzeugte Menge Bieres debitieren und für die verkaufte kredi- 
tieren. Dementsprechend weist die Sollseite den Anfangsbestand und den Zu- 
‚gang, die Habenseite den Abgang und den Endbestand aus. Diese Methode der 
Kontierung setzt eine Kalkulation von Zugang und Abgang voraus, welche sich auf 
eine Lagerbuchführung zur Feststellung des eingehenden und ausgehenden Bieres 
aufbaut. Ein nach dieser Art geführtes Konto ist das auf Seite 458 vorgeführte. 

Oder man kann.das Bierlagerkonto derart einrichten, daß es zu Beginn der 
Rechnungsperiode für den Anfangsbestand an verkaufsfähigem Bier belastet und 
am Schluß für den Endbestand erkannt wird. Die Grundlage für beide Buchungen 
bildet die Inventur. In den meisten Fällen entsteht bei dieser Buchungsmethode 
ein Saldo, der als Bestandszugang oder -abnahme auf das Biererzeugungskonte zu 
übertragen ist. Bei dieser zweiten Art der Kontierung ist eine Kostenberechnung 
des hergestellten und des verkauften Bieres überflüssig, infolgedessen auch eine 
besondere Lagerbuchführung zur Feststellung der Zu- und Abgänge. 

Das Bierlagerkonto gibt sein Erzeugnis zum größten Teil an das Bierverkaufs- 

"konto ab. Der Rest gehört als Eigenverbrauch auf das Haustrunkkonto. Das Bier- 
‚lagerkonto soll der Kontrolle des Bestandes dienen, aus ihm muß der buch- 
mäßige Bestand an verkaufsfähigem Bier ersichtlich sein, ohne daß man erst eine 
‚Inventur zu machen. genötigt ist. Aus diesem Grunde muß das Bierlagerkonto als 
reines Konto geführt werden. Die Voraussetzungen dafür sind folgende: 
1. Das Bier darf erst im verkaufsfähigen Zustande nach Berücksichtigung aller 
'Fabrikationskosten auf dem Bierlagerkonto erscheinen. Auf diesem dürfen Kosten 
‚der Lagerung des Bieres, z. B. Löhne der im Versandkeller beschäftigten Arbeiler, 
taren und Abschreibungen an den Lagereinrichtungen, nicht verbucht 
ve Soweit diese noch zur Fertigstellung des Bieres gehören, sind sie als 
Fabrikationskosten zu behandeln, soweit sie jedoch den Verkauf betreffen, müssen 
sie als Verkaufskosten betrachtet werden. Rabatte und ähnliche Vergütungen, 
Preisnachlässe usw. gehören zu den Verkaufsunkosten, die das Bierlagerkonto selbst 
we berühren. 

Auf die Verbuchung der Rücksendungen ist besonders zu achten. Ist das zu- 
wückgegebene Bier noch vollkommen fehlerfrei und brauchbar, so kann es ohne 
weiteres wieder zum Verkauf gelangen. Die Verbuchung dieses Falles ist dann 
sehr einfach. Würde z.B. ein Posten von 1001 zurückgegeben zum Verkaufs- 
va von A 28.—, zum Selbstkostenpreise von .#% 18.40, so würde die zung 
ler Rückgabe lauten: 


| Bierverkaufskonto an Debitorenkonto .# 28.— 
and außerdem 

| Bierlagerkonto an Bierverkaufskonto ,„ 18.40; 
öder statt beider Buchungen: 


| einge 4 Be an Debitorenkonto «Z 28.—. 


| Manchmal sind die Biere, wenn sie zurückkommen, verdorben. Diese so- 
genannten Retourbiere werden, falls sie nicht ganz unbrauchbar geworden sind, 
durch Zusatz von Hefe wieder aufgefrischt (aufgekräust) und gelangen dann nach 


| 
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abermaliger Gärung wieder zum Ausstoß. Dem Kunden wird das zurückgesandte 
Bier entweder gutgeschrieben oder Ersatz dafür gegeben. Im ersten Falle erfolgen 
nachstehende Buchungen: | j 

Bierverkaufskonto an Debitorenkonto AM 28.— für zurückgesandtes Bier, 

Biererzeugungskonto an Bierverkaufskonto % 18.40 für wieder in die Fabri- 
kation eingegangenes Bier. Das Bierlagerkonto wird also durch dieses Ereignis gar 
nicht berührt. Im zweiten Falle (Ersatz) würden diese Buchungen notwendig sche 

1. Bierverkaufskonto an Debitorenkonto M 28.—, L an | 

2. Biererzeugungskonto an Bierverkaufskonto % 18.40 i 4 

3. Bierverkaufskonto an Bierlagerkonto 4% 18.40 für neues Bier, 

4. Debitorenkonto an Bierverkaufskonto M 28.— für neu gesandtes Bier. Die 
Buchungen 1 und 4 heben sich auf. Eine Vereinigung der beiden anderen (Nr. 2 
und 3) würde die Buchung & 

Biererzeugungskonto an Bierlagerkonto M% 18.40 ergeben, wodurch angedeutet 
würde, daß für #6 18.40 Bier aus den Beständen des Bierlagerkontos in die Bier- 
fabrikation zurückgegangen sei. B 4. 

Ist das Bier vollkommen unbrauchbar zurückgekommen, muß es der Kund- 
schaft aus irgendeinem Grunde gutgeschrieben werden, so erfolgt nur die eine 
Buchung: 

Verkaufsunkostenkonto an Debitorenkonto 6 28.—. Auch hier wird das 
Bierlagerkonto nicht berührt. ' 

Besonders wenn solche Rücksendungen von Bier häufiger vorkommen sollten, 
wird sich die Einrichtung eines eigenen Rückbierkontos lohnen. Dieses Rückbier- 
konto würde seine Posten natürlich summarisch, etwa alle Monate, aus Neben- 
büchern über das Memorial erhalten. 

2. Soll das Bierlagerkonto ein reines Bestandskonto bleiben, so muß es zum 
gleichen Preise belastet und erkannt werden. Auch hier sind wieder drei Mög- 
lichkeiten gegeben: Der Selbstkosten-, Normal- und Marktpreis. Unter Weiter 
führung der oben (Seite 458—460) dargestellten Beispiele ergibt sich bei Anwen- 
dung dieser drei Verrechnungspreise folgendes Bild des Bierlagerkontos: 


Soll Bierlagerkonto (Selbstkostenpreis). Haben 
An Bilanzkonto, Vorrat an ab- Per Bierverkaufskonto, 6050 hl s 
gefülltem Bier auf Versand- aM 1840 . . . A 111320 
fässern, 200 hl &.%# 1840 .# 3680.— = Bilanzkonto, Vorrat an ver- E 
„ Biererzeugungskonto fertig. sandiertigem Bier, 150 hl f 
Bier, 6000 hl a .# 18.40 „ 110400.— aM 1840 .. 04.2 760m 
AM 114 080.— AM 114 050.— 
Soll Bierlagerkonto (Normalpreis). Haben & 
Anfangsbestand, Bierverkaufskonto, 1 
200 hla .#183.— . . . A 3600.— 6050 hl & .# 20.— . 
Biererzeugungskonto, Endbestand, 
6000 hl a .#18.— . . . „108 000.— 150 ha # 18:— . 
‚# 111 600. — 
__Soll Bierlagerkonto (Marktpreis). ä 
Anfangsbestand, Bierverkaufskonto, 3 
.200hla.# 20.— . .. A *0%00.— 6050 hl a .# 20.—. 
Biererzeugungskonto Endbestand, 
600 hl a .# 20.— . . . „120 .000.— 150 hl a .#4 20.— . 


A 124 000.— 
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Da die Belastungen und Gutschriften auf diesem Konto immer zum selben 
reise, dem Selbstkosten-, Normal- oder Marktpreis, erfolgen, ist das Bierlager- 
onto ein reines Bestandskonto, das den Vorrat an versandfertigem Bier je nach 
‚rt des angewandten Verrechnungspreises zu einem dieser drei Preise ausweist. 

Zuletzt sei noch erwähnt, daß man eventuell Bierlagerkonten für jede Bier- 
orte einrichten kann, also etwa für Lager- und Exportbier, für Münchener und 
ilsener. 
| 3) Das Bierverkaufskonto und die Absatzkostenkonten. 

aa) Das Bierverkaufskonto. 

Zur Kontrolle des Bierabsatzes ist ein besonderes Bierverkaufskonto einzu- 
chten. Dieses Konto ist ein Erfolgskonto, das den Gewinn bzw. den Verlust des 
‚nternehmens durch den Vertrieb des Bieres darzustellen hat. Dieser auf dem 
erkaufskonto entstehende Gewinn oder Verlust ist je nach der Art der Füh- 
‚ıng dieses Kontos entweder das vollständige Produktionsergebnis oder ein Teil- 
rgebnis. Während wir in jedem Falle im Haben die Gutschriften für den Ver- 
zufserlös zu Lasten des Debitorenkontos finden, ist die Zusammensetzung der 
ollposten des Verkaufskontos nicht einheitlich. Die Unterschiede ergeben sich 
us der Bewertung des Bieres zum Selbstkosten-, Normal- oder Marktpreis und aus 
sr Art der Verbuchung der Kosten des Vertriebes. 


Wie sich die Anwendung der drei Verrechnungspreise auf die Gestalt des 
ierverkaufskontos auswirkt, möge an Hand einiger Beispiele dargetan werden, 
elche die Fortsetzung jener auf Seite 462 gegebenen bilden. 


| 


| 


Soll Bierverkaufskonto (Selbstkostenpreis). Haben 
srkaufsunkosten einschließl. Per Debitorenkonto, 
\ Steuern, Rabatte. . . . # 54450.— | 6050 hi a # 30.-— . . . „#181 500.— 
'ı Bierlagerkonto, 
' 6050 hi a .# 18.40. . . „ 111 320.— 
ı Gewinn- und Verlustkonto 
‘ (Gewinn) .# 2.60 pro hl. „ 15730.— 
A 181 500.— A 181 500.— 


| Der Gewinn von %% 15730.— stellt den wirklich erzielten Gesamtertrag der 
erproduktion dar, da die anderen Konten wegen der Benutzung des Selbst- 
stenpreises als Verrechnungsmaßstab keinen Gewinn aufweisen. 

Nachstehend das Schema eines Bierverkaufskontos mit Normalpreisen: 


‚Soll Bierverkaufskonto (Normalpreis). Haben 
‚tlagerkonto, Debitorenkonto, 
6050 hl & .# 18.—. . . .# 108 900.— 6050 hl a .# 30.—. . . „A 181500.— 
urkaufsunkosten. . . . .  „. 54450.— 
N. 0.02, 18150. 

A 181 500.— A 181 500.— 


Auch dieses Bierverkaufskonto ist ein Erfolgskonto. Der Gewinn läßt sich je- 


' 
h 
* 

reh nur durch eine Umrechnung ermitteln. 


ar Saldo von. . . rate 18 150 
| ein Teil des enter) He: en IE a re AZ) 
inselben Gewinn von . .  2.e4# 15 730.— aufweist 


‚e bei Anwendung des Selbstkostenpreises. Der Abzugsposten setzt sich zu- 
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sammen aus der Differenz zwischen Normalpreis und Selbstkostenpreis auf deı 
Biererzeugungskonto in Höhe von .% 2400.— und dem Unterschied der hergestellte 
Menge von 6000 hl gegenüber der verkauften Menge von 6050 hl, multipliziert m 


der Differenz zwischen Normal- und Selbstkostenpreis im Betrage von % 0.40 - 


= 


6 20.—, welche in den Summen des Verkaufskontos enthalten sind. u, 
Soll Bierverkaufskonto (Marktpreis). Haben 
Bierlagerkonto, Debitorenkonto, # 
6050 hl a .# 20.—. . . „#121 000.— 6050 hi a .# 30.—. . . .#181500.- 
Unkosten des Verkauis. . . „ 94450.— 2 
Saldor Zan...% nahen. ut ee ee % 
A 181500. „4 181 500.- 

Der Saldo von . . 2.0.0 4...6.050.— 
vermehrt um die Scheinverluste in "Höhe. VON = 2 01..5.9.600. — Tu 

und „0 2 hie 80.— 
ergibt, wie as rt elnas: im ar von eH# 15730.—. h 


Zu den beiden letzten Formen ist zu bemerken, daß die infolge Ken d: 
Normal- bzw. Marktpreise auftretenden inneren Gewinne oder Verluste für den N 
schluß und die Aufstellung von Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung beseitig 
werden müssen. @ 


In der Regel wird nur ein Bierverkaufskonto als Kollektivkonto eingerichte 
Es kommt aber auch vor, daß mehrere Bierverkaufskonten gebildet werden nac 
folgenden Gesichtspunkten: Für die Spaltung des Verkaufskontos kann etwa mal 
gebend sein die Art des Bieres, ob es sich beispielsweise um Exportbier, ur 
Läserbier oder Pilsener handelt; ebenso ist eine Spaltung des Kontos entsprechen 
den Exportgebieten möglich zu dem Zwecke, die einzelnen Absatzgebiete in. ihre 
Entwicklung zu verfolgen. Es kann weiterhin ein Interesse vorliegen, die Art de 
Absatzes zu überwachen, indem man je ein Konto für den Verkauf an Fremde un 
an eigene Schankstellen und Bierniederlagen einrichtet. In jedem Falle empfieh 
sich zur Ergänzung des Verkaufskontos die Führung eines besonderen Verkauf: 
buches, das bei zweckmäßiger Einrichtung zugleich als Verkaufsjournal, also al 
Grundbuch, zu dienen vermag. 2 
y 
bb) Die Konten der Verkaufsunkosten. z 
Zu den Verkaufs- oder Absatzunkosten gehören etwa folgende: Bureaukosten 
Gehälter und sonstige Bezüge der Beamten der Verkaufsabteilung, der eigene: 
Niederlagen und Wirtschaften, falls solche durch eigene Beamte betrieben werden 
die Fuhrkosten, insbesondere die Kosten der Reparaturen an Verladeeinrichtunge 
und Transportanlagen, die Abschreibungen auf diese und ihre Betriebskosten, vol 
züglich die Löhne für das Fahrpersonal, die Futter- bzw. Brennstoffkosten der Zug 
kräfte, die verschiedenen Versicherungen, die Kosten der Unterhaltung, der Rei 
nigung und Beleuchtung der Lager- und Versandräume, die Kosten der Reparat 
an Transportfässern, die Abschreibungen auf diese, die Abschreibungen auf 
schen und Kasten, der Anteil des Haustrunks, der auf die Versandabteilung m 
die Reklamekosten, Frachten, Provisionen und Spesen der Reisenden und Vertreter 
die den Kunden gewährten Abzüge und Vergütungen jeder Art, die verschiedene: 
auf dem Verkauf lastenden Steuern (Reichsbiersteuer), schließlich ein Anteil an d 
allgemeinen Verwaltungskosten. 
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Man kann weiter unterscheiden spezielle und allgemeine Unkosten. Spezielle 
akosten sind solche, die durch eine besondere Verkaufsabteilung oder durch den 
artrieb einer bestimmten Sorte oder Gattung (Bier im Gegensatz zum Eis) ent- 
ehen. Unter allgemeinen Unkosten versteht man diejenigen, die alle Verkäufe 
ehr oder weniger gleichmäßig belasten. Verschiedene Kostenbestandteile können 
ı£ den Hilfsbetriebskonten gesammelt (Fuhrpark!) und dann entsprechend der 
utzung dem Absatz zugeteilt werden. 

Die Absatzkosten müssen in einer geordneten Buchhaltung streng von den 

‘osten der Fabrikation geschieden werden. Geschieht es nicht, so führt das zu 
Ischen Ergebnissen in der Buchhaltung, in der Kalkulation und schließlich in 
r Erfolgsrechnung. In der Praxis der Brauereien ist es häufig üblich, den Saldo 
s Verkaufsunkostenkontos einfach auf das Gewinn- und Verlustkonto zu über- 
ıgen. Infolgedessen wird der Betrag dieser Unkosten in der Gewinn- und Ver- 
sirechnung besonders ausgewiesen. Da jedoch auch die Kosten des Absatzes 
ssen Ertrag vermindern, ist es richtiger, mit diesen Vertriebskosten das Ver- 
ufskonto zu belasten, bzw. je nach Bedarf ein oder mehrere Verkaufsunkosten- 
ınten zu errichten, deren Salden periodisch auf das Verkaufskonto zu übertragen 
ad. Sind mehrere Verkaufskonten gebildet, z. B. für Bier, Treber, Hefe und Eis, 
müssen die Vertriebskosten bei diesem Übertrag verteilt werden. Geschieht die 
rbuchung auf diese Art, so erscheinen die Verkaufsunkosten ebenso: wie die 
ıbrikationsunkosten nicht als besondere Posten in der Gewinn- und Verlust- 
chnung, worauf gelegentlich der Behandlung dieses Kontos noch zurückzukom- 
an sein wird. 
' Als Zuschlagsgrundlage für die Verteilung der Verkaufsunkosten unter die ein- 
IInen Absatzkonten dient in vielen Fällen die Größe des Umsatzes, d. h. der Ver- 
ufserlös der einzelnen Produkte. Mit demselben Erfolge könnte auch der Selbst- 
|stenwert des Umsatzes genommen werden, jedoch ist diese Methode schwieriger 
s.die erstgenannte. Nicht richtig ist es, obwohl es in der Praxis häufig ge- 
aieht, für die Verteilung der Absatzunkosten dieselbe Basis zu nehmen wie für 
» Repartierung der Fabrikationsunkosten, etwa die Löhne; denn diese stehen in 
ce keinem Verhältnis zu den Kosten des Verkaufs. Im übrigen gelten dieselben 
undsätze für die Aufteilung dieser Kostengruppe wie für die der Fabrikations- 
kosten. 


Es sollen nunmehr noch einige besondere Absatzkosten betrachtet werden, 
* die man zweckmäßigerweise eigene Konten einrichtet. 


1. Von den Kosten des Fuhrparks, die zum größten Teil im Interesse des 
erverkaufs entstehen, ist auf Seite 456 bereits gesprochen worden. Wie dort an- 
deutet wurde, sieht man den Fuhrpark am besten als Hilfsbetrieb an und er- 
htet ihm ein entsprechendes Konto, das Fuhrparkbetriebskonto. 


2. Verpackungsunkosten im eigentlichen Sinne kennt die Brauerei nicht. 
Transportfässer, Flaschen, Kasten und das übrige Verpackungsmaterial sind 


lagen, deren Anschaffungskosten daher einem Anlagekonto, z. B. dem Transport- 
serkonto, zu belasten sind. Absatzkosten sind lediglich die Abschreibungen so- 
2 die Kosten der Reparaturen, des Pichens der Fässer und ähnliche Aufwendun- 
h Auch hier kann man zweckmäßig einen Hilfsbetrieb einrichten (vgl. Seite 456 
ferei- und Pichereibetriebskonto). 


Die an die Kunden gelieferten Fässer, Flaschen und Kasten werden ohne 
itenmäßige Verbuchung lediglich in Kontrollbüchern notiert, die nach Art von 
ntokorrentbüchern geführt werden. Nach erfolgter Rückgabe durch die Kun- 


Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft X. 30 


466 P. Loenertz: % 


ge 


den’ sind diese dafür zu erkennen. Jede kontenmäßige Verbuchung unterbleij 
selbstverständlich auch hier wieder. Nur die nicht zurückgegebenen Fässer usy 
werden dem Empfänger in Rechnung gestellt durch die Buchung: ‚Debitorenkoni 
an Anlagekonto Fässer, Flaschen usw.‘ m 

3. Reichsbiersteuer. Die Berechnung geschieht von dem tatsächlic 
verkauften, nicht vom hergestellten Bier. Freibier (Haustrunk) bleibt z.B. bie 
steuerfrei. Zwecks Verbuchung der Reichsbiersteuer sind ähnliche Überlegungen a, 
zustellen wie bei der Brausteuer (vgl. Seite 453). In unserem Falle steigen d 
Sätze pro Hektoliter mit der Größe des steuerpflichtigen Bierabsatzes innerha 
des  Steuerjahres. Die zur Zeit geltenden Sätze sind: 


Für die ersten 2000 hl «AH 5.— pro hl 


»  » folgenden 8000 „, ua: Kl ae 
u 9 „ 10 000 „ ” 5.25 „9 
„ „ „ 10 000 „ „ 5.40 „nn 
„ „ „ 30 000 ER) ” 5.60 „9 ei? 
„ „ 60 000 „ „ 5.90 „9 & 
h den Rest eN 6.10 . 


” 
(Bierstenergesetz vom 9, Juli 1923, Reichsgesetzbl. I, 557.) 


4. Gemeindeeinfuhrsteuer. Einzelne Gemeinden erheben noch eine b 
sondere Gemeindeabgabe bei der Einfuhr von Bier. Auch diese hat selbstverstän 
lich nur der Verkauf zu tragen. Sie ist deshalb dem Bierverkaufs- bzw. einem b 
sonderen Bierverkaufsunkostenkonto zu belasten. Eine Verschmelzung dieses Konte 
mit dem Reichsbiersteuerkonto ist nicht zu empfehlen, da beide Steuern er 
ganz ungleiche Bedeutung haben. 


5. Reisespesen. Auch für diese, welche besonders den Bierreisenden ur 
Vertretern gewährt werden, die die Kundschaft besuchen und die Rechnungen ei 
zukassieren haben, richtet man ein besonderes Konto ein, da diese Reisespesen | 
jeder Brauerei eine ganz erhebliche Summe ausmachen. Es sollte auch vor alleı 
eine Trennung dieser Reisespesen von denjenigen stattfinden, die sich nicht a 
den Absatz beziehen, sondern etwa auf einen Rohstoffeinkauf. ® 


6. Das Vergütungskonto nimmt als Sollposten folgende Belastungen au 
Alle Provisionen, die Verleger und Wirte mit großem Umsatz empfangen, Freibie 
Rabatte, Skonti usw., welche eine Brauerei ihren Kunden gewährt oder stil 
schweigend gewähren muß, die Porti und, Bierpfennige, welche die Kunden b 
Zahlungen abziehen, die Entschädigungen für angebliches Mindermaß usw. er 
erkennen ist das Vergütungskonto nicht etwa für Abzüge, die die Brauerei a 
Eingangsrechnungen gekürzt hat; diese müssen von Fall zu Fall dem Konto gu 
geschrieben werden, dessen Belastung sich dadurch wirklich vermindern $0) 
sondern die im Soll angesammelten Vergütungen werden auf das Bierverkaufskont 
durch die Buchung: ‚„Bierverkaufskonto an Vergütungskonto‘“ übertragen. Nebe 
diesen speziellen Absatzkostenkonten mag man noch | 


7. ein allgemeines Konto dieser Art errichten, das alle übrigen Vertäe 
spesen aufnimmt. 


‘ 
A 


x) Die Konten der Nebenprodukte. 4 | 

Die buchhalterische Behandlung der Abfälle und Nebenprodukte der Bra, 
industrie ist ganz verschieden. Für die wertvollen und verwendbaren Nebenpr‘ 
dukte, insbesondere für Treber und Hefe, werden in der Regel besondere Konte 
eingerichtet. Die wertlosen und unbrauchbaren Abfälle, wie Hopfenrückständ 
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sche u. dgl., die weder verkauft noch im eigenen Betriebe verwandt werden kön- 
a, sind für die Buchhaltung und die Kalkulation ohne Bedeutung. Da sie je- 
„ach verschiedene Kosten, z. B. für Lagerung und Wegschaffung, verursachen und 
ıdurch die Kosten der Produkte, also die Kosten des Hauptbetriebes bzw. der 
ilfsbetriebe, vermehren, empfiehlt es sich, auch diese sorgfältig zu beachten. 


‚ Die nachstehenden Ausführungen beziehen sich nur auf die absatzfähigen 
:odukte der Brauerei. Sie müssen bewertet und entsprechend verbucht werden. 
ine Bewertung der Nebenprodukte Treber und Hefe zum Selbstkostenpreise ist 
‚cht möglich, denn diese entstehen gleichzeitig mit dem Haupterzeugnis. Da- 
gen läßt sich eine Bewertung des Eises zum Selbstkostenpreise durchführen, 
enn, wie vorgeschlagen, ein Hilfsbetrieb für die Kälte- und Eiserzeugung ge- 
det wird. Für die Bewertung der Treber und Hefe kommt vor allem der Markt- 
eis in Frage. Als solcher gilt der wirklich erzielte Nettoverkaufspreis nach Ab- 
ıg etwaiger Kosten. Der Reinerlös aus den Nebenprodukten ist dem Biererzeu- 
ıngskonto gutzuschreiben, da sich die Kosten der Bierproduktion um den Ertrag 
ıs den Nebenerzeugnissen vermindern. Werden diese (z.B. Treber als Futter- 
ittel für die Zugtiere) in den eigenen Betrieben weiterverbraucht, so empfiehlt 
ch die Einführung eines Normalpreises, da sonst die Rechnung zu kompliziert 
in würde. Zuweilen werden die Treber erst nach der Trocknung verkauft bzw. 
braucht. In diesem Falle ist das Nebenprodukt zu einem um die Selbstkosten 
r Verarbeitung verminderten Marktpreise zu bewerten. Die Kosten der Treber- 
ocknung sind übrigens in der Regel verschwindend gering. 

‘Die Verbuchung der Nebenprodukte erfolgt meistens derart, daß nur die Ver- 
ertung dieser Erzeugnisse durch Verkauf oder Selbstverbrauch, nicht dagegen 
re Entstehung dargestellt wird. Das Biererzeugungskonto wird für die ent- 
wechenden Beträge erkannt und etwa das Kassakonto dafür belastet. Dasselbe 
reicht man auch mit Hilfe eines Zwischenkontos für Abfälle oder verschiedener 
sischenkonten für jedes einzelne Nebenerzeugnis. Der Saldo bzw. die Salden 
arden auf das Biererzeugungskonto übertragen. Werden die Abfälle ausschließ- 
'ıh verkauft und nicht selbst verbraucht, so sind die Konten der Nebenprodukte 
srkaufskonten. Findet dagegen auch ein Selbstverbrauch statt, so sind diese 
»nten Fabrikatkonten (entsprechend dem Bierlagerkonto). Im ersten Falle ist 
ae Bewertung der Nebenprodukte nicht erforderlich, da ja der tatsächlich er- 
alte Verkaufserlös gebucht wird, wohl dagegen im zweiten Falle. Diese dar- 
stellte Methode der Buchung ist sehr einfach. Da die Brauereien ihre Neben- 
odukte nach dem Entstehen sofort verkaufen oder selbst verbrauchen, trifft die 
ızige Voraussetzung für die Richtigkeit dieser Buchungsart zu, daß nämlich 
‚ine Vorräte vorhanden sein dürfen, daß mit anderen Worten Produktion und Ab- 
ıtz bzw. Verbrauch derselben Rechnungsperiode angehören müssen. 


Da der Ertrag der Nebenerzeugnisse die Kosten des Hauptproduktes verringert, 
aß er auf dem Biererzeugungskonto zum Ausdruck gelangen. In der Praxis der 
‚auereien finden wir dagegen oft, daß die Abfälle nur dann verbucht werden, 
"nn sie einen Verkaufserlös abwerfen. Fast immer beobachtet man, daß der 
'ert der Nebenprodukte statt dem Biererzeugungskonto, also dem Konto desjenigen 
\itriebes, in dem sie entstanden sind, dem Gewinn- und Verlustkonto gut- 
‚schrieben werden. Das hat zur Folge, daß die Bierproduktion zu teuer erscheint 
d eine richtige Kalkulation auf dem Biererzeugungskonto unmöglich wird. 


‚ Für die Kosten der Trahonstpolnung ist das Konto ‚‚Treber‘‘ als Fabrikatkonto 
belasten. 
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bökeichnet und am besten getrennt kontiert. Dadurch erzielt man eine gewis. 
Übersicht über Aufwand und Ertrag dieser Abteilungen, eine strengere Ko 
und eine straffere Organisation. 

Die Konten der Nebenbetriebe unterscheiden sich von den übrigen Konten a 
nur aus dem Grunde, weil sie besondere Nebenbetriebe betreffen, sondern au 
deshalb, weil sie tatsächlich eine besondere Rolle unter den anderen Konte 
spielen und einen Zweck zu erfüllen haben, der ihnen eine solche hervorragen 
Stellung zuweist, wie sich gelegentlich ihrer Besprechung ergeben wird. 
Brauereinebenbetriebe kommen in der Hauptsache etwa folgende in Betracl 
deren Merkmale und Eigentümlichkeiten kurz angedeutet werden sollen. i j 


1. Mälzerei. Ist eine Brauerei mit einem solchen Nebenbetrieb verbunde 
wie der einer eigenen oder gepachteten Mälzerei, so ergibt sich die Noten 
keit von selbst, für diese eine in sich abgeschlossene, von der übrigen Buc 
haltung im laufenden Geschäftsjahr unabhängige Sonderrechnung zu führen. Den 
Hauptprodukt, das Malz, wird periodisch durch einen einfachen Übertrag m d. 
eigentliche Brauereirechnung übernommen. Die Bewertung des Malzes geschie, 
zu dem sich aus der Mälzereibuchhaltung ergebenden Selbstkostenpreise. Dies 
umfaßt natürlich alle mittelbaren und unmittelbaren Kosten, welche von d 
Mälzerei zu tragen sind einschließlich der Abschreibungen auf die Anlagen 
aber auch ebenso abzüglich der Futtergerste, Malzkeime und aller übrigen Nebe 
erzeugnisse in der Mälzerei. Das Hauptkonto der Mälzereibuchführung ist das Ro 
stoffkonto, das Gerste-, das Maiskonto oder das Konto eines anderen Rohstoffe, 
aus dem das Malz hergestellt wird. In der Mälzerei spielt die Spekulation ein 
große Rolle, ein Umstand, der zu beachten sich lohnt. Nicht nur die richtige 
wertung der Angebote in Rohstoffen, nicht nur das sachverständige Urteil üb 
die Qualität der zu liefernden und gelieferten Ware, sondern auch die Gabe, 
oder schlechte Konjunkturen auf dem Weltmarkt vorauszusehen, sind für dies 
Betrieb von Bedeutung. Das ist der Grund für die Tatsache, daß die Ergebnisse € 
Malzproduktion so starken Schwankungen unterworfen sind, daß viele Brauereie 
das Risiko einer Mälzerei nicht mehr tragen wollen und deshalb lieber das Ma 
von auswärts beziehen. Ein weiteres wichtiges Konto ist das Lohnkonto. D 
anderen Konten sind ähnlich denen der Brauerei, weshalb es sich erübrigt, di 
selben nochmals zu erörtern. 2 


2. Flaschenbierabteilung. Dieser Betrieb sollte in allen Brauereie 
wenigstens in allen größeren, als besonderer Betrieb angesehen werden. Find 
eine Trennung der Flaschenbierabteilung von den übrigen Betrieben statt, so W 
ein eigenes Verwaltungskonto eingerichtet. Die Flaschenbierabteilung eilt a 
Kunde und Abnehmer des Gesamtunternehmens. Das für diesen Betrieb besonde 
angestellte Personal versieht die Arbeit des Abfüllens des Bieres auf Flaschen w 
des Versandes mittels eigens hierfür vorhandener Flaschenbierfuhrwerke. "Zi 
Brauerei im engeren Sinne steht die Flaschenbierabteilung nur im Kontokorrentve 
hältnis. Sie übernimmt die gesamten Kosten, die durch ihren Betrieb entstehe 
zieht ihre Einnahmen selbständig ein und verwaltet auch die ihr zur Verfügu 
stehenden Anlagen selber, indem sie aus ihren Betriebsmitteln Reparaturen vo 
nimmt, aus dem Ergebnis ihres Sonderbetriebes angemessene Abschreibung« 
macht und somit als ein in sich geschlossener Betrieb arbeitet und Buchführur 
betreibt. Erst beim Abschluß gibt sie ihren Ertrag an das Gesamtunternehmen 
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ner Summe buchmäßig ab. Diese Summe erscheint dann in dessen Gewinn- und 
erlustrechnung als ein einziger Posten, ebenso wie sämtliche Anlagen der Ab- 
lung als einziger Posten in dessen Bilanz erscheinen. Der Gesamtbetrieb der 
rauerei wird für seine Bierlieferungen erkannt, das Lagerkonto der Flaschenbier- 
jteilung dafür belastet. Die einzelnen Aufwendungen und Kosten für Maschinen- 
ıd Handarbeit, für Hilfsmaterialien, allgemeine Spesen, Fuhrwerkskosten und 
öhne werden sachentsprechend kontiert und verbucht, ebenso wie die Einnahmen 
ıs dem Flaschenbiervertrieb. Ähnlich wie in der Faßbierabteilung über die Ver- 
indfässer eine gesonderte Kontrollrechnung geführt wird, ist hier der Ein- und 
\usgang der Flaschen und Kasten genau zu überwachen. Die Anschaffungs- 
sten dieser Gegenstände bilden Anlagekosten, die Abschreibungen für Bruch und 
'erlust gehören zu den Betriebskosten. Diese sind, wenn kein Flaschen- und 
astenpfand erhoben wird, so ungeheuer groß, daß gerade dadurch in der Regel 
ehr als der gesamte Ertrag verschlungen wird, den das Flaschenbiergeschäft 
ınst abwerfen würde. So kommt es, daß die Flaschenbierabteilung in vielen 
rauereien als notwendiges Übel gilt. Sie gewährt nur im rationell geführten Groß- 
trieb einen wirklichen Nutzen, niemals aber kann sie für den kleinen ländlichen 
'etrieb einen Ertrag abwerfen, namentlich dann nicht, wenn die Brauereien sich 
ach nicht zusammengeschlossen haben und deshalb in der Preisgestaltung und 
ı der Erhebung des Flaschenpfandes nicht einheitlich vorgehen. 

- 3. Getränkeerzeugung und -vertrieb. Ähnliche Verhältnisse wie in 
D Flaschenbierabteilung, finden wir in dem anderen, durch die Erscheinung der 
aueren Zeit ins Leben gerufenen Nebenbetrieb der Brauerei, der die Herstellung 
ıd den Vertrieb von alkoholarmen Bieren und Getränken aller Art zum Gegenstand 
ı; nur geschieht hier auch die Fabrikation selbständig. Die Materialbezüge an 
ohlensäure, Essenzen, Sirupen und ähnlichen anderswo erzeugten Roh- und Hilfs- 
ioffen erfolgen somit direkt für Rechnung dieses Sonderbetriebes auf dem Wege 
»s Handels. Im übrigen findet das über die Flaschenbierabteilung Gesagte auch 
ı£f diesen Nebenbetrieb entsprechende Anwendung. Das Ergebnis der Getränke- 
hnung erscheint ebenso wie das der Flaschenbierabteilung in der allgemeinen 
‘ewinn- und Verlustrechnung erst beim Abschluß in einer Zahl, gleichwie die An- 
gen, die diesem Nebenbetrieb dienen, in der Bilanz des Gesamtunternehmens 
nen einzigen Posten bilden. 

4. Eisfabrikation und -absatz. Dieser Betrieb kann nur dann u 

»nderabteilung gelten, wenn dieser Zweig einen ungewöhnlich großen Umfang 
inimmt. Wo nicht, betrachtet man diese Abteilung nicht als Neben-, sondern als 
ilfsbetrieb (vgl. „Kühlanlagebetriebskonto“ Seite 456). 
5. Kohlensäurehandel. Manche Brauereien betreiben nebenbei einen 
»deutenden Handel mit flüssiger Kohlensäure und erzielen dadurch erhebliche 
@beneinnahmen. Die Kohlensäure wird sowohl zur Erzeugung von Getränken als 
ıch in den Wirtschaften als Druckmittel für die Beförderung des Bieres aus dem 
"ansportfaß zum Zapfhahn sowie zum Frischhalten des Bieres in den Versand- 
ssern nach Anstich verwendet. Das Anlagekapital für diesen Nebenbetrieb be- 
eht in der Hauptsache in eigenen Stahlflaschen. Die Abschreibungen auf diese 
ad wegen der ganz geringen Abnutzung nur sehr niedrig. Teilweise geschieht 
I Handel auch in Leihflaschen des liefernden Werkes. Über die Stahlzylinder ist 
‚ne besondere Kontrolle auszuüben, die durch Anlage einer „Kohlensäurekon- 
alle“ erreicht wird. Die Verbuchung der Einkäufe erfolgt auf Grund der Ein- 
ngsrechnungen und Frachtbriefe. Für den Eigenverbrauch wird das entsprechende 
»triebskonto belastet, für die weiterverkaufte Kohlensäure die Kundschaft. 


ATO P. Loenertz: 


6. Biervertretung. In Jahren geschäftlichen Niederganges versuchen siel 
manche Brauereien, besonders die kleineren Landbrauereien, für den geschmälerte, 
Gewinn durch Übernahme einer fremden Biervertretung schadlos zu halten. Nament 
lich der Vertrieb von echten Spezialbieren, Münchener, Pilsener, Kulmbacher usw. 
kommt bei den Brauereien in Aufnahme. Der Biervertrieb in dieser Form ist seh 
einfach. Die Buchhaltung beschränkt sich auf die Verbuchung der Lieferunge 
welche eingehen und welche ausgehen. Der Unterschied dieser Buchungen 2 
den Rohgewinn dar, der nach Abzug der Lohn- und Fuhrkosten, der Frachten us 
und eines kleinen Anteiles an den allgemeinen Unkosten den Reingewinn ergibt. ; 

7. Eigene und gepachtete Wirtschaften, Niederlagen. Gehörer 
solche zu der Brauerei, so ist ein in sich geschlossenes System von entsprechen 
den Konten unbedingt erforderlich, Der Zweck dieser Konten ist der, den Nach 
weis über die Rentabilität solcher Anlagen und Betriebe zu führen. Gleichzeitij 
sollen sie die Gründe der Rentabilität bzw. ihres Mangels angeben. Alle Aut 
wendungen und Erträge, welche z.B. durch eigene Wirtschaften der Brauere 
verursacht werden, müssen ersichtlich sein. Zu den Aufwendungen gel 
Steuern und Abgaben, Reparaturen an Gebäuden und Mobilien, Versicherungs. 
prämien, Zinsen für darauf lastende Hypotheken, Zins auf das eigene investiert 
Kapital und ähnliches. Der Ertrag besteht vorzüglich aus der Pacht, die die 
Wirtschaftsinhaber an die Brauerei zu zahlen haben, ferner aus den via 
nahmen, wenn neben der Wirtschaft auch Privatwohnungen vorhanden sind. Di 
Pacht der Wirtschaften und Niederlagen wird teils aus bestimmt festgesetzten 
Jahressummen bestehen, teils wird es sich um eine sogenannte Bierpacht handeln 
die sich nach dem Umfange des Umsatzes berechnet. Bei Anwendung dieses zwei 
ten Verfahrens erhöht sich der Preis für jedes Hektoliter, das der Kunde bezieht 
um einen vereinbarten Zuschlag. 


8. Landwirtschaft. Häufig finden wir diesen Betrieb mit der Brauerei ver 
einigt; besonders bei kleinen Landbrauereien war er früher regelmäßig zu beobacl 
ten. Es leuchtet ohne weiteres ein, daß für den Ökonomiebetrieb eine eigene Buch 
haltung einzurichten ist, wenigstens jedoch einige besondere Konten. Die Bewe 
tung der landwirtschaftlichen Anlagegegenstände muß in den eigenen Konten inE 
scheinung treten, deren Spezialisierung von dem Umfang des landwirtschaftlicher 
Betriebes abhängt. Dieser ist Abnehmer für die von der Brauerei gelieferten Mal 
abfälle, Malzkeime, Putzgerste und ähnliches Futterzeug. Von der Brauerei bezieh. 
dieser Betrieb ferner Treber, naß oder getrocknet, Stalldünger, Arbeitskräfte de 
Gespanne und Brauereiarbeiter. Für all das gibt die landwirtschaftliche Abteilung 
wieder ihre Produkte an Futter und Stroh, an Gerste, Hafer usw. an den Hauptbe 
trieb ab. Aber sie verbraucht auch selbst wieder einen großen Teil ihrer Erzeug 
nisse. Alle diese verschiedenen Vorgänge im landwirtschaftlichen Betrieb und dei 


buchung, die hier nicht weiter dargestellt werden soll. 


TE Gewinn- und Verlustkonto. 


Gewinn- und Verlustrechnung. 
a) Bilanz. 
Die Brauereibilanz weist für eine Aktiengesellschaft etwa folgendes Schema 
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Aktiva Bilanz. Passiva 
LLLL————666eäeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee ee — 
jrauereianlagen, etwa in der auf S. 440 an- | Aktienkapital, Obligationskapital, Passivhypo- 


gegebenen Reihenfolge, einzeln mit End- theken, Gesetzl. Reservelonds, Besondere 
- bestand + Zugang — Abgang — Abschrei- Rücklagen, Unerhobene Dividende und 
“bung während der vergangenen Periode Obligationszinsen, Kreditoren in laufender 
. aufgeführt. Rechnung, Sicherheiten und Einlagen, Ge- 
üvent. Nebenbetriebsanlagen. stundete Steuern, insbesondere Brau- bzw. 
‚Torräte an Roh- und Hilfsstoffen, Biervorräte, Biersteuer, usw. 
| Kassenbestand, Wechselbestand, Bank- u. | Event. ein Abschreibungskonto als Korrektiv- 
| Postscheckguthaben, Debitoren in laufender konto zu den Konten der Anlagen, falls die- 
Rechnung, Effekten u. Beteiligungen, Aktiv- selben mit dem Anfangswerte zu Buch 
hypotheken, Vorausbezahlte Mieten und stehen. 


a) Vortrag, 
b) laufender Gewinn. 


Versicherungsprämien usw. rs 
| ß) Gewinn- und Verlustrechnung. 

Wenn Re teendansen einschließlich der ordentlichen Abschreibungen 
leich unter die einzelnen Betriebe, in deren Interesse sie gemacht worden sind, 
Kafreteilt und den einzelnen Betriebskonten belastet werden, so können sie rs 
M auf dem Gewinn- und Verlustkonto erscheinen. Wird dieses System folge- 
richtig durchgeführt, und es muß durchgeführt werden, wenn die Buchhaltung die 
»ben angeführten Aufgaben der Bildung einer Unterlage und Kontrolle der Kalku- 
‚ation erfüllen soll, so vereinfacht sich das Bild der Gewinn- und Verlustrechnung 
jehr stark. Es finden sich dann in dieser Rechnung hauptsächlich nur die reinen 
ürträge der einzelnen Abteilungen und Betriebe, außerdem einige Sonderaufwen- 
ungen und Sondererträge der gesamten Unternehmung, die den Betrieb im engeren 
Sinne nicht berühren, beispielsweise Gewinne oder Verluste aus Wertpapier- 
"pekulationen, die aber den Ertrag des Gesamtunternehmens beeinflussen. Eine 
aach diesen Grundsätzen aufgestellte Gewinn- und Verlustrechnung würde etwa fol- 
„ende Gestalt haben: 


‘ Aufwand Gewinn- und Verlustrechnung. Ertrag 


Außergewöhnlicher Aufwand, etwa Sonder- | Betriebsergebnisse: Ertrag aus Bier, Treber, 


abschreibungen. Hefe, Eis, Ertrag aus Nebenbetrieben. 
Außerordentliche Verluste, z. B. an Effekten Sonstige Betriebsergebnisse. 

(Kursverl.), Beteiligungen, Dubiosen usw. | Außerordentliche Gewinne, insbesondere aus 
Reingewinn des Gesamtunternehmens mit Pachten und Mieten, aus Effekten (Kurs- 

Gewinnverteilung. gewinne), Beteiligungen usw. 


Gewinnvortrag aus dem Vorjahre. 


Im Gegensatz hierzu veröffentlichen sehr viele Brauereien ihre Gewinn- und Ver- 
ustrechnung nach folgendem Muster: 


Gewinn- und Verlustrechnung. 


‚Malzverbrauch, Hopfenverbrauch, Löhne, Be- | Gewinnvortrag, Erlös aus Bier, Eis, Trebern usw., 
 triebsunkosten, Handlungsunkosten, Steuern sonstige Erträge. 
‚ und soziale Lasten, Mieten und Zinsen, Ab- 

schreibungen, Reingewinn. 


| : ad . er e: . . 
| Das dazu gehörige ‚„Bierkonto“ würde etwa diese Form zeigen: 


" Soll Bierkonto. Haben 


An Bilanzkonto, Anfangsvorrat. Per Debitorenkonto, Summe der Verkaufs- 
r Debitorenkonto(Vergütungen, Abzüge usw.). „ rechnungen. 
„ Gewinn- und Verlustkonto, Übertrag, Er- „ Bilanzkonto, Endvorrat. 

lös aus Bier. 


f 
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Eine derartige Zusammenfassung durch das Gewinn- und Verlustkonto ver 
mischt die reinen Betriebsergebnisse mit rein kaufmännischen Erfolgen (z.B. Del. 
kredereverluste, Zinsgewinne, Kursverluste u. dgl.). Es ist leicht zu verstehen, daf 
eine solche Erfolgsrechnung unmöglich die Grundlage und Kontrolle der Selbst, 
kostenrechnung sein kann. Im Gegenteil werden durch sie Buchhaltung und Kal. 
kulation vollkommen getrennt. Der erzielte und ausgewiesene Rohgewinn steht in 
gar keinem Verhältnis zu dem ausgeworfenen Reingewinn. Die Behauptung, man 
könne aus einem derartigen Konto mehr ersehen als aus dem oben dargestellten 
Gewinn- und Verlustkonto, ist irrig. | 

Nach 8 265HGB. sind die Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften 
auf Aktien gehalten, ihre Gewinn- und Verlustrechnung zusammen mit der Bilanz 
zu veröffentlichen, Man könnte sich fragen, ob eine Gewinn- und Ma | 
in der oben gezeigten Gestalt, die also die einzelnen Kostenelemente nicht geson- 
dert aufführt, den gesetzlichen Bestimmungen genügt. Da das Gesetz nicht vor- 
schreibt, welche Angaben im einzelnen gemacht werden müssen, entscheidet die 
Gewohnheit des ordentlichen Kaufmanns. Man kann nun beobachten, daß sehr ville 
Unternehmen ihre Gewinn- und Verlustrechnung in dieser gedrängten Form be- 
kanntmachen. Denn es kann unter Umständen gerade der Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns entsprechen, seine Angaben nicht zu weit zu spezialisieren, um: 
sich vor Mißbrauch dieser Angaben durch die Konkurrenz zu schützen. Will man 
aber der Gepflogenheit der Brauereien entsprechend dennoch eine ins einzelne 
gehende Rechnung aufstellen, so stehen einem dazu verschiedene Wege offen. Man 
kann diese Angaben im Text oder in einer besonderen Vorspalte mächen, man kann 
schließlich durch eine Umrechnung das übliche Bild der Brauerei-Gewinn- und: 
Verlustrechnung zeigen, da es nicht so sehr auf die förmliche Übereinstimmung des 
Gewinn- und Verlustkontos im Hauptbuch mit der veröffentlichten Gewinn- und 
Verlustrechnung ankommt, sondern vielmehr auf die materielle. Allgemein üblich 
ist es, die Abschreibungsbeträge gesondert auszuweisen. Es dürfte jedoch genügen, 
statt sie sowohl in der Bilanz als auch in der Gewinn- und Verlustrechnung aufzu- 
führen, sie ohne Wiederholung im Zusammenhang mit der Nachweisung der ver- 
schiedenen Anlagewerte in der Bilanz anzugeben. Die Verteilung des Gewinnes 
erfolgt am besten nicht aus der Bilanz, sondern aus der Gewinn- und Verlust- 
rechnung. 
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Die beiden zuletzt angeführten Bücher fallen bei den weitern Besprechunger 
aus, da Rosendorffs Goldbilanzierungsgesetz durch die 2. Auflage überholt ist, Leit 
ners und Lions Goldbilanz aus der Zeit vor der Verordnung stammt. 


Die angeführten Bücher zeigen der Natur des Stoffes entsprechend im allgemei 
nen einen gleichmäßigen Aufbau ihrer Gliederung. Teils schließen ihre Ausführun 
gen sich direkt an das Gesetz an, teils folgen sie ihm doch in ihren Hauptzügen 
Direkten kommentarmäßigen Aufbau zeigen die Arbeiten von Quassowski 
Susat, Byk und Fürnrohr. Die letztgenannte Arbeit berücksichtigt die Durch 
führuzgsbestimmungen nicht. In ihren Hauptzügen dem Gesetzesaufbau folge 
Pick und Schlör, Rosendorff, Fischer und Vache. Aus diesem Rahmeı 
heraus fallen die Arbeiten von Kalveram, Michaelis-Schachian, Mülle 
und Güldenagel. Kalveram behandelt vor der eigentlichen Goldmarkbille 
zierung den Einfluß der Geldwertschwankungen auf die kaufmännische Rechnungs 
führung und die Methode der Korrektur der Rechnungsführung. Michaelis 
Schachian bringen nach einer kurzen Einführung im ersten Heft ein rate 
Beispiel einer Umstellung einer Aktiengesellschaft, im 2. Heft die einer G.m.b.H. 
hieran schließen sich Erörterungen über das Kapitalentwertungskonto. Das 3.Hef 
bringt die Vermehrung des Eigenkapitals und die Zusammenlegung. In allen Hef 
ten befinden sich Musterbeispiele. Müller zeigt in seinem ersten Teil an u 4 
eines Beispiels, nachdem er zuvor allgemeine Angaben gemacht hat, die Umrech 
nung einer Papiermarkschlußbilanz in eine Goldmarkeröffnungsbilanz. Im 2. Tei 
bringt er die Folgen der bilanzmäßigen Umstellung auf Goldmark, im 3. Teil be 
schreibt er hauptsächlich die Technik der Goldmarkbuchführung. Der Anhang gib 
die Durchführungsbestimmungen mit kurzen Erläuterungen wieder. Güldenage 
greift aus der Verordnung nur ein Spezialgebiet, die Umstellung von Aktien, Ge 
schäftsanteilen und Genußscheinen heraus und behandelt dies naturgemäß aus 
giebiger unter Hinzufügung praktischer Beispiele. Von den kommentarmäßig auf 
gebauten Arbeiten bringen Quassowski-Susat und Byk ausführliche Erläute 
rungen zu fast allen Paragraphen der Verordnung und der Durchführungsbestim 
mungen, während Fürnrohr im Vergleich zu diesen beiden nur kurze Erläuterun 
gen zur Verordnung gibt. Von den übrigen Autoren, die ihre Arbeit, den Hauptzügeı 
des Gesetzes folgend, angelegt haben, bringen Pick und Schlör sowie Rosen 
dorff ausführliche Erläuterungen, Kalveram meist kürzere mit Ausnahme de: 
Ausführungen über „Die Bewertung in der Goldmarkbilanz“. Vache behandel 
nur die Umstellung der A.-G. und G.m.b.H. mit kurzen praktischen Beispielen unt 
bringt im Anhang Musteranlagen. Fischer beschäftigt sich hauptsächlich mit de 
Goldbilanzen der A.-G. und streift nur kurz auf den letzten zwölf Seiten die G.m 
b.H., die O.H.G. und die K.-Ges. Seine Erläuterungen sind im allgemeinen kuri 
gehalten, jedoch mit zahlreichen, zahlenmäßig durchgerechneten Beispielen durch 
setzt. u 


Die folgende Übersicht gibt den Inhalt der genannten Schriften nach Materi 
geordnet wieder. Be 
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' Nach den Erläuterungen zu den gesetzlichen Bestimmungen bringen die 
aeisten Arbeiten im Anhang den Abdruck der Verordnung und der Durchführungs- 
‚estimmungen. Als Besonderheit fügen Quassowski-Susat noch die Verordnung 
'er Freien Stadt Danzig und die der Litauischen Regierung hinzu, Rosendorff 
"ußer diesen noch die Verordnung des polnischen Finanzministers für den Regie- 
ungsbezirk Schlesien. Byk gibt zu seinen Ausführungen im Kommentar zur Ver- 
wdnung einen umfangreichen Anhang. Der erste Teil bringt Muster der freiwilligen 
serichtsbarkeit, und zwar über 

| I. Generalversammlungen und Gesellschaftsversammlungen, 

ll. Prüfungsberichte, 

Ul. Armeldungen zum Handelsregister. 

‘ Der 2. Teil des Anhangs bringt Papiermarkschlußbilanzen, Goldmark-Eröff- 
\ungsinventarc, Goldmarkeröffnungsbilanzen und Goldmarkzwischenbilanzen nach 
‘er Umstellung. Hierzu gibt er Erläuterungen, die gleichzeitig als Muster für den 
nündlichen Vortrag des Vorstandes dienen sollen. Der Anhang des Kommentars zu 
‚en Durchführungsbestimmungen enthält gleichfalls Beispiele freiwilliger Gerichts- 
arkeit, Er bringt Muster für Anmeldungen von Umstellungsbeschlüssen und der 
lgung des Kapitalentwertungskontos. Der 2. Teil gibt die preußischen Ausführungs- 
‚estimmurgen wieder. Pick und Schlör fügen an die systematischen Erläuterun- 
en der gesetzlichen Vorschriften noch ein Beispiel über die Aufstellung der Gold- 
narkeröffnungsbilanz und über die Umstellung des Grundkapitals einer A.-G. Das 
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Beispiel ist nicht nur bilanzmäßig durchgerechnet, sondern die Bewegungen werde 
auch auf den einzelnen Konten zur Darstellung gebracht. Die Arbeit von Kal 
veran zeigt als Besonderheit ein Kapitel über die Bestimmung der angemessene, 
Kapitalgröße unter betriebswirtschaftlichem Gesichtspunkte betrachtet. 

In bezug auf die Ausführung im allgemeinen ist noch zu sagen, daß Byk un. 
Quassowski-Susat besonders ausführliche Erläuterungen geben, wobei Byk di 
Materie mehr vom juristischen Standpunkte aus behandelt, während bei Quassowski 
Susat mehr das Betriebswirtschaftliche in den Vordergrund tritt, wodurch di 
Arbeit besonders wertvoll wird. Höpfner. 


Klinger, Dr. Hans, Reichswirtschaftsgerichtsrat. Die Zuständigkeitsgebiet 
des Reichswirtschaftsgerichts und des Kartellgerichts. Dritte 
völlig umgearbeitete Auflage. Berlin C2, Spaeth & Linde, 1924. 155 Seiten 
Preis # 5.— 

Da es der ER. bewußt unterlassen hat, stellt sich der Verfasser die 

Aufgabe, Aufklärung über die Zuständigkeit des Reichswirtschaftsgerichts zu geben 

Nachdem er dessen Aufgaben im allgemeinen dargelegt hat, gibt er eine Zu 

sammenstellung der einzelnen Zuständigkeitsgebiete unter Anführung der zahl 

reichen in Betracht kommenden gesetzlichen Vorschriften hinzu. Er beginnt mi 

den Streitigkeiten zwischen dem Reich, den Ländern und Privatpersonen wege 

Preisfestsetzungen, Entschädigungen oder sonstigen Angelegenheiten wegen währen« 

des Krieges oder der Übergangswirtschaft enteigneter oder beschlagnahmter Gegen 

stände. Für die Zuständigkeit des Reichswirtschaftsgerichts im Gebiete der all 
gemeinen Wirtschaft kommen in Betracht Streitigkeiten über die Entschädigungs 
höhe bei Beschlagnahme von Produkten der Eisenindustrie, von Teerprodukten, au 
dein Gebiete des Verkehrs mit unedlen Metallen, über Lieferungen von Gas, 
und Elektrizität und über die Höhe der Verpflichtungen, die den en 
nehmungen von der Post auferlegt werden können. | 

Für die heutige Zeit von hervorragender Bedeutung ist das Kapitel, welche: 
die Aufzählung der Tatbestände enthält, deren Entscheidungen dem. Wirtschafts 
gericht zufallen, bei Zwistigkeiten über Entschädigungen, die in Hinsicht der Aus 
führungen des Versailler Friedensvertrags entstehen. Zum Schlusse zählt der Ver 
fasser die durch die Verordnung gegen Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellung 
dem Kartellgericht übertragenen Entscheidungsfälle auf. Im Anhang der Arbeii 
wird der Abdruck der in Betracht kommenden Verordnungen gegeben. Ein Sach 
register erleichtert die Handhabung des Buches. hr 
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| Einleitung. 

| Die Kosten der Gründung einer Aktiengesellschaft bestehen aus Steuern und 
sonstigen Kosten. Von den Gesamtgründungskosten entfallen auf Steuern zirka 
‚86,5 87,90%. Die sonstigen Kosten, die sich aus den verschiedenartigsten Gruppen 
(zusammensetzen, sind gegenüber den Steuern sehr gering. 

Die Steuern, die auf die Gründungskosten einwirken, sind: 

a) die Gesellschaftsteuer (Kapitalverkehrsteuer), 

b) die Grunderwerbsteuer. 


I. Die Gesellschaftsteuer ist im ersten Teil des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes (KVStG.) vom 8. April 1922 gesetzlich geregelt. Das KVStG., welches, wie 
‚der Name sagt, die Steuern vom Kapitalverkehr behandelt), ist aus dem ehemaligen 
‚Reichsstempelsteuergesetz vom 1. Juli 1881 hervorgegangen. In diesem Gesetz 
war eine Reihe von Verkehrssteuern vereinigt, die aber innerhalb der Reichs- 
finanzreform, die Ende 1918 begann, nach und nach zu besonderen Einzelgesetzen 
umgebaut wurden. So wurde die Steuer auf Geldumsätze abgelöst durch das 
‚Kapitalertragsteuergesetz vom 29. März 1920, welches aber durch Artıkel I 86 
des Gesetzes über Berücksichtigung der Geldentwertung in den Steuergesetzen vom 
20. März 19232) vorläufig außer Kraft gesetzt worden ist. In der zweiten Steuer- 
notverordnung vom 19. Dezember 1923 ist dieser Steuerabzug vom Kapitalertrage 
in den 88 27 bis 30 zum Teil wieder aufgelebt; nicht mehr besteuert werden die 
‚Zinsen aus wertbeständigen und nicht wertbeständigen Hypotheken, aus Darlehn-, 
Bank-, Sparkassen- und Kontokorrentguthaben 3). Die Steuer auf Grundstücksüber- 
tragungen wurde abgelöst durch das Grunderwerbsteuergesetz (GEStG.) vom 
12. September 1919; die Steuer auf Gesellschaftsverträge, auf Wertpapiere, auf 
‚Börsenumsätze und Aufsichtsratsvergütungen durch das KVStG. vom 8. April 1922. 
‚Ferner ist die Steuer auf Versicherungen durch ein besonderes Versicherungssteuer- 
gesetz, die Steuer auf Spiel und Wette durch ein Rennwett- und Lotteriegesetz 
‚und die Steuer auf Frachturkunden und Personenfahrkarten durch ein neues Be- 
‚förderungssteuergesetz erfaßt worden. Weiter ist ein Kraftfahrzeugsteuergesetz ge- 
‚schaffen worden. Es ist beachtenswert, daß alle diese Arten von Stempeln, die im 
‚Reichsstempelgesetz (RStG.) zusammengefaßt waren, nun zur regelrechten Steuer 
ausgebaut, verfeinert und damit auch zum Teil vereinfacht wurden und nunmehr 
‚den Namen „Steuer“ erhielten. Mit dieser Aufteilung hat das RStG. aufgehört zu 
‚bestehen. 

Das KVStG. und mit ihm der erste Teil über die Gesellschaftsteuer, der zur 
Behandlung der Gründungskosten einer Aktiengesellschaft nur in Frage kommt, 
ist also nicht etwa als etwas ganz Neues entstanden, sondern baut sich auf dem 
bisherigen Reichsstempelrecht auf. In diesem Zusammenhang ist es von Interesse, 
die Unterschiede zwischen beiden Gesetzen kennenzulernen. 

| Das RStG. stand grundsätzlich auf dem Boden des Urkundenprinzips, das heißt, 
"3 besteuerte Gesellschaftsverträge und Beschlüsse über Kapitalerhöhungen auf 
rund der notariellen Beurkundung. Das KVStG. hat dieses Prinzip aufgegeben; 
'»s macht zum Gegenstand der Besteuerung Zahlungen und Leistungen, die zum 
'örwerb von Gesellschaftsrechten erforderlich sind oder zu deren Bewirkung die 
äesellschafter auf Grund des Gesellschaftsverhältnisses verpflichtet sind (Einzah- 
jungen, Nachschüsse, Zubußen). Insofern scheiden die mannigfaltigen Zweifel aus, 


1) Gesellschaftsteuer, Wertpapiersteuer, Börsenumsatzsteuer und Aufsichtsratsteuer. 
2) RGBl. 1923, S. 178. 
3) RGBl. 1923, S. 1210. 
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wie Vorgründungsverträge zu behandeln sind1). Steuerpflichtige Leistungen sind, 
auch stille Beteiligungen an einer Kapitalgesellschaft. Sie unterliegen der bier 
Gesellschaftsteuer (5%), während stille Beteiligungen an dem Handelsgewerbe 
eines anderen nur mit 5%. besteuert werden und auch nur dann, wenn eine Ur- 
kunde über diesen Rechtsvorgang errichtet ist. In ersterem Falle ist die Sieaen| 
fällig, ohne Rücksicht darauf, ob eine Urkunde ausgestellt ist oder nicht. Im 
früheren RStG. waren stille Beteiligungen keiner Abgabe unterworfen. Zur Ver: 
einfachung des neuen Gesetzes hat wesentlich die Vorschrift beigetragen, daß di 
verschiedenen Arten der Gesellschaften (A.-G., G.m.b.H., Gewerkschaften um) 
nicht mehr nach verschiedenen steuerlichen Gesichtspunkten behandelt werden 
wie im RStG., sondern daß nunmehr im KVStG. für alle Gesellschaften einheitliche 
Besteuerungsgrundsätze aufgestellt sind. Der allgemeine Steuersatz von 5% im 
RStG. wurde im KVStG. zunächst auf 713% erhöht; infolge der wirtschaftlichen 
Depression mußte der Steuersatz von 5% des früheren RStG. mit Wirkung vom 
1. Oktober 1924 ab wieder eingeführt werden?). Der Einbringungsstempel des 
RStG. für andere Leistungen auf das Gesellschaftskapital als Geldleistungen wurde 
nicht mit in das KVStG. übernommen. Ebenso ist die Ausreichung von Aktien 
an den ersten Erwerber neben dem Gründungsstempel nicht mehr dem Schl 
stempel unterworfen. Diese Steuer fällt nach dem KVStG. ganz fort, da die Zu 
teilung von Aktien und anderen Anteilen an Kapitalgesellschaften an den ersten 
Erwerber nicht der Börsenumsatzsteuer unterliegt®). Weiterhin wurde die Steueı 
von 715% auf 4% und ab 1. Oktober 1924 auf 21,00 ermäßigt bei der Ver- 
schmelzung von Kapitalgesellschaften, insoweit Leistungen dadurch bewirkt wer. 
den, daß das Vermögen der einen Gesellschaft als Ganzes mit oder ohne Aus- 
einandersetzung an eine andere Gesellschaft gegen Gewährung von Gesellschafts 
rechten der aufzunehmenden Gesellschaft übertragen wird ®). 

Ferner war im RStG. die Gewährung von Darlehn seitens der Gesellschafter an 
die G.m.b.H (aber nur an diese) steuerpflichtig, aber auch nur dann, wenn sie im 
Gesellschaftsvertrage ausdrücklich beurkundet war. Nach dem neuen Gesetz sind 
alle gewährten Darlehen auch an die anderen Kapitalgesellschaften unter bestimm, 
ten Voraussetzungen zu besteuern. = 

Wenn auch die angeführten Unterschiede zwischen beiden Gesetzen nicht er 
schöpfend sind, so sind es doch alle Veränderungen, die im Rahmen dieser Arbeit 
hervorzuheben sind. Be; 


II. Grunderwerbsteuergesetz. Das zweite Gesetz, welches die Grün- 
dungskosten beeinflußt, ist das GEStG. vom 12. September 1919. Auch dieses Ge 
setz bringt nicht etwa Vorschriften, die aus dem Nichts entstanden sind, sondern 3 
baut sich aus einer großen Menge von Bestimmungen auf, die zum Teil im RStG 
dann weiter in den Stempelsteuergesetzen der Einzelstaaten, im Zu wachaelä 


T) Entsch. RG. Bd. 30, S.95, und Bd. 41, S. 282. 

®) Artikel II, Nr.1a der Verordnung des Reichspräsidenten über wirtschaftlich nobaeN 
dige Steuermilderungen vom 14. September 1924 (RGBl. Nr. 58, S.707 aus 1924). 

®) Völlig neu war im KVStG. die Bevorzugung von bestimmten Aktien mit beschränkter 
Dividende und beschränktem Anteil am Liquidationserlös (Dividende höchstens 7 %, Anteil am 
Liquidationserlös nicht mehr als 120 %, kein mehrfaches Stimmrecht und volle Einzahlung). 
Für Einzahlungen auf diese Aktien betrug die Steuer nur 5 %. Anderseits wurden Mehr-Stimm- 
rechtsaktien mit einer laufenden Steuer vom Nennwert bedacht. Beide Bestimmungen sind 
inzwischen durch die Zweite Steuernotverordnung vom 19. Dezember 1923 wieder fortgefallen 
(RGBl. Nr. 130, S. 1205). | 

4) Artikel V, 81, Nr.3 der Zweiten Steuernotverordnung; Artikel II, Nr. 1b der Verord: 
nung vom 14. September 1924 (s. Anmerkung 2). 
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‚gesetz, sowie in den Grundstücksumsatzsteuerordnungen der Gemeinden und Ge- 
;meindeverbände (Kreise usw.) enthalten waren und die für das ganze Gebiet des 
‚ Reiches zu einem einheitlichen Recht zusammengefaßt sind. Durch die einheitliche 
‚Veranlagung auf Grund dieses neuen Gesetzes fallen die verschiedenartigsten Ver- 
‚anlagungen für die große Zahl der bisher nebeneinander stehenden Abgaben, die 
‚alle den gleichen Rechtsvorgang betreffen, fort, Die gesamten bisherigen Steuern 
‚auf Grundstücksübertragungen faßt nun das GEStG. in eine einheitliche Abgabe zu- 
"sammen von 400; zu diesem Prozentsatz können die Länder, Gemeinden und Ge- 
‚meindeverbände noch Zuschläge beschließen, aber höchstens zusammen bis 2%. 
‚Zu diesem Satz von 60% sind durch das Finanzausgleichsgesetz!) durch den Fort- 
‚fall der Werizuwachssteuer weitere 20% hinzugekommen, sodaß die jetzige Höchst- 
‚belastung mithin 8 0%. beträgt. 


II. Sonstige Kostengesetze und Gebührenordnungen. Die son- 
\stigen Kostengesetze, die für die Berechnung der Gründungskosten einer Aktien- 
\gesellschaft in Betracht kommen, sind: 

1. das preußische Gerichtskostengesetz (GKG.) vom 28. Oktober 1922; 

| 2. die preußische Gebührenordnung für Notare (GebO.) vom 28. Oktober 1922, 
"beide Gesetze in der. Fassung vom 18. Dezember 1923 ?); 

3. das preußische Stempelsteuergesetz ®) (PrStStG.). 

| Weitere Gesetze, Verordnungen, Bekanntmachungen, die für die Besprechung 
\der Gründungskosten in Betracht kommen, ergeben sich aus den nachfolgenden Aus- 


\ 
\führungen. 
| 


Gründungskosten der Aktiengesellschaft. 
| 1. Einleitung. | 


| Das Thema meiner Arbeit ist auf die Gründungskosten der Aktiengesellschaft 
\beschränkt, weil einerseits in heutiger Zeit bei der Schwierigkeit der Kapitalbeschaf- 
‚fung die Form der Aktiengesellschaft vor allen anderen Unternehmungsformen vor- 
gezogen wird, und daher die Kosten für die Errichtung der Aktiengesellschaft das 
\größte Interesse haben, anderseits aber weil in diesen Kosten alle die Bestandteile 
enthalten sind, die für die Gründung der übrigen Unternehmungsformen in Be- 
‘tracht kommen könnten; diejenigen Kosten, die bei den anderen Gründungsformen 


"nicht in Frage kommen, sind leicht auszuscheiden. 


2. Kosten der Bargründung. 

Bei der folgenden Besprechung der einzelnen Kostengruppen nehme ich an, 
daß es sich um die Gründung bzw. Umwandlung von drei Unternehmungen mit dem 
‚Sitz im Rheinland (Köln) handelt, die mit einem Grundkapital von 


HaE 1: 50 000.— Goldmark 
- 2: 200 X \0.— P}) 
= 1 000 000.— > 


h ausgestattet werden sollen‘). 
Diese drei Firmen sollen zunächst nur bar gründen. Unter 3 sollen dann die 


T) 836, Absatz 2. 

2) Siehe GS. 1923, Nr. 77, S. 556 ff. 

3, Siehe GS. 1924, Nr. 22, S. 139 ff. 

N 4) Laut 8 17 der Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923 (RGBl. 1923, 
8.1255) muß bei Neugründungen von Aktiengesellschaften das Eigenkapital auf Goldmark 
gestellt, das Grundkapital auf mindestens 50000 Goldmark lauten und der Nennbetrag der 
"Aktien und Interimsscheine auf mindestens 100 Goldmark gestellt sein. 


1 
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Mehrkosten betrachtet werden, die bei Einbringung von Grundstücken, Gebäuden 
und Maschinen entstehen können. 

Bei einer Bargründung werden wohl Kosten, die vor Beginn des eigentlich 
Gründungsherganges entstehen, nicht vorkommen; es sei denn, daß die nachmaligen' 
Gründer sich vorher durch eine Treuhandgesellschaft beraten lassen. Für diese Be- 
ratung wäre ein Satz von zirka 1 0% anzusetzen. 

Wird der Gründungsvertrag zunächst von einem Notar entworfen, und beur- 
kundet dieser Notar auch später den Gesellschaftsvertrag auf Grund des Entwurfes, 
so wird der für den Entwurf entrichtete Betrag auf die Beurkundungsgebühr ange- 
rechnet). Es entstehen also für die Entwurfsausarbeitung keine besonderen Kost 

Weitere Kosten bei der Bargründung, die den eigentlichen Gründungshergang. 
nicht berühren, aber trotzdem als zur Gründung gehörend mit zu berechnen sind, 
z.B. für die Interessentengewinnung, entstehen wohl nicht mehr; selbst in dem 
Falle, in dem die gesetzlich vorgeschriebene Zahl der Gründer nicht erreicht wird, 
bietet die Gewinnung von Gründern keine Schwierigkeiten, wenn die Vorausset- 
zung zur Bargründung, 'die Herbeischaffung des Gegenwertes für das Grundkapign| 
erfüllt ist. | 

Sind nicht genügend Gründer vorhanden, so werden Angestellte oder sonstige 
Personen als Strohmänner mit zur Gründung herangezogen; als Entgelt erhalten sie. 
vielleicht eine oder mehrere Aktien zu einem niedrigen Preise oder eine nicht allzu 
hohe Barvergütung. Jedenfalls fallen diese Kosten nicht derart ins Gewicht, daß 
sie ausschlaggebend die gesamten Gründungskosten beeinflussen. 


| 


| 
a) Kosten der notariellen Verhandlung. | 

Zur Feststellung des Gesellschaftsvertrages schreibt das HGB. im $ 182 vor, 
daß der Inhalt dieses Vertrages in gerichtlicher oder notarieller Verhandlung fest-. 
gestellt sein muß?) Für die Kostenberechnung ist es gleichgültig, ob die gericht- 
liche oder notarielle Verhandlung gewählt wird, denn, in beiden Fällen erfolgt die 
Kostenberechnung nach den gleichen Vorschriften®). In der Praxis wählt man fast‘ 
nur die notarielle Verhandlung oder Beurkundung, und es soll daher hier auch nur 
von dieser die Rede sein. 

Bei der Kostenberechnung hat zunächst eine Wertfestsetzung zu erfolgen, denn 
der Wert des Gegenstandes, auf den sich das Rechtsgeschäft bezieht, ist maßgebend 
für die Gebührenberechnung ®). Als Gegenstand sind in Betracht zu ziehen: 

a) der Gesellschaftsvertrag, 4 

b) unter Umständen Übernahme von Aktien durch die Gründer, \ 

c) Bestellung des Aufsichtsrates und des Vorstandes. 

Für die Wertberechnung des Gegenstandes ist in jedem dieser Fälle der Wert 
zum Zeitpunkt der Beendigung des Rechtsgeschäftes maßgebend’). Hierbei wird nur‘ 
der Wert des Hauptgegenstandes zugrunde gelegt®); das ist bei der Errichtung nur 

1) GebO. 89. 

?) Staub untersucht in seinem Kommentar zum HGB., was unter dem Begriff „gericht | 
liche oder notarielle Verhandlung“ zu verstehen ist und kommt zu dem Ergebnis, daß hierunter 
eine einheitliche Verhandlung, in der die Gründer über die Sache verhandeln, sich aus 


sprechen und das Ergebnis beurkunden lassen, zu verstehen ist (Anm. 13 zu g 182 HGB,, 
11. Aufl., S. 791). 


2) GebO. 82, Absatz 2. 

%) GebO. $2, Absatz 1; GGK. $$ 18, 32, 38. 

5) GKG. $$ 11, 19. | 

6%) GKG. 819, "Absatz 2. — Unter „Hauptgegenstand des Geschäftes‘ ist die Sache selbst 
oder das Recht an einer Sache, auf den sich das Geschäft bezieht, ohne Hinzurechnung von 


Nutzungen, Zinsen usw. zu verstehen. Früchte, Nutzungen, Zinsen, Schäden und Verträge 
strafen sind Nebengegenstand. 


der Gesellschaftsvertrag als solcher. Als Nebenbestimmung der Gesellschafts- 
errichtung — und damit für die Wertbestimmung belanglos — gilt demnach, wenn 
in derselben Verhandlung z.B. noch festgestellt wird, wie viele Aktien die einzelnen 
Gründer übernehmen. Dasselbe gilt von Ausführungen, die die Einbringungs- 
‚ geschäfte behandeln. Anders ist es jedoch, wenn diese Handlungen und insbeson- 
ı dere eine weitere Aktienübernahme in einer von der Errichtungsverhandlung ver- 
‚ schiedenen Verhandlung beurkundet werden. Hier bilden sie den Hauptgegenstand 
und sind als solche für den Wertansatz maßgebend. 
| Zu a) Da Gründungverträge von Aktiengesellschaften stets zweiseitige Verträge 
‚ sind1), kommt für die Berechnung der notariellen Verhandlung der $5 der GebO. 
‚ und die $8$ 32, 84 GKG. in der Fassung vom 18. Dezember 1923 in Frage. Die Ge- 
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| bühr der notariellen Verhandlung beträgt bei einem Grundkapital von 

' 


| 50 000.— Goldmark 200.— Goldmark —=04 % des 
# 200 000. — . 560.— A —0,28 °/, $ Aktien- 
| 1 000 000.— 5 2480.— ni —0,248°/, ) kapitals 


Zu b) Für die Kostenberechnung scheidet die Übernahme von Aktien durch die 
‘ Gründer aus den angegebenen Gründen aus. 


‘# Zu c) Die Wahl des Vorstandes und des Aufsichtsrates kann in derselben Ver- 
‘handlung erfolgen, in welcher die Errichtung der Gesellschaft beurkundet wird ?); 
"in der Praxis geschieht dies auch durchweg. Da erfaßbare Werte zur Berechnung 
"der Gebühren fehlen, bestimmt das GKG. im $ 46, Abs. 2, daß hier der Wert des 
' Gegenstandes zu Gm. 20000.— ausnahmsweise niedriger oder höher, jedoch nicht 
unter Gm. 500.— anzunehmen sei. Von Einfluß auf die Bewertung ist hier ohne 
‚, Zweifel die Wichtigkeit der Beschlüsse und die Höhe des Gesellschaftskapitals. Im 
‚einzelnen Fall entscheidet innerhalb des gesetzlichen Spielraumes das Ermessen 
des Notars. 
Für meine Kostenrechnung nehme ich an, daß der beurkundende Notar den 
! Wert der Wahl des Vorstandes und des Aufsichtsrates festsetzen würde im 


ı% Wert Gebühr Akt.-Kapital 
Fall 1 3 000.— Goldmark 32.— Goldmark —=0#64 v.T. 
\ Fall 2 20 000.— „ 104.— „ 2 0,52 »n 
} Fall 3 20 000.— . 104.— „ —=0,104 „ » 


| Der Prüfungsbericht des Vorstandes und des Aufsichtsrates ist ebenfalls als 
| Nebenbestimmung bei der Gesellschaftserrichtung anzusehen und genießt daher Ge- 
"bührenfreiheit. (Diese Ansicht wird allerdings von einem Teil der Kölner Notare 
‚ bestritten.) 

Die fertige notarielle Verhandlung muß nun mit dem Notariatsurkunden- 
stempel nach der Tarifstelle 45 des PrStStG. versehen werden, der in jedem Fall 
! Gm. 3.— beträgt°). 

| Nach den 88 73, 75 KVStG. sind die Notare verpflichtet, eine beglaubigte Ab- 
“schrift der Urkunde binnen einer Woche dem zuständigen Finanzamt zu übersenden, 
Ä wenn sie die Errichtung einer Kapitalgesellschaft, die Erhöhung ihres Kapitals oder 
' Beschlüsse über die Einforderung von Zahlungen und Leistungen im Sinne des $ 6 
‚ KVStG. beurkundet haben. Die vorläufige Vollzugsanweisung zu den Vorschriften 


!) Mügel, Anmerkung 2 zu $35 GKG.; siehe auch die Ausführungen zu $ 34, Absatz 1 
Be: von W.Beushausen in seinem Kommentar, Verlag Hermann Sack, Berlin W 35, 1924, 
126 ff. 
| 2) Staub, Anmerkung 1 zu $190 HGB., S.827, 11. Auflage. 
| 2) PrStStG. i. d. Bekanntmachung vom 16.3. 1924 GS. 1924, Nr. 22, S. 139 ft. 


| 
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des KVStG. über die Gesellschaftssteuer von Kapitalgesellschaften vom 5. Juni 1922 
sagt hierzu im $ 5, Abs. 5: 

„Die Behörden, Beamte und Notare dürfen den Beteiligten die Urschrift, eine Ausfertigung 
oder beglaubigte Abschrift der in Absatz 1,2 bezeichneten Urkunden erst aushändigen, | 

a) wenn der Nachweis erbracht ist, daß die Steuer entrichtet ist, oder 

b) wenn nachgewiesen ist, daß in Höhe der Steuer beim Finanzamt Sicherheit geleistet: 

ist, oder 

c) wenn das Finanzamt seine Zustimmung erteilt, oder 

d) wenn im Falle des $ 75, Absatz 2 des Gesetzes das a den Eingang der Ur- 

kunde bestätigt hat.‘ 

Um den Nachweis zu erbringen, daß die Kopitelveikehtauän bereits ent-' 
richtet ist, berechnen die Notare zunächst die 5 % Steuer vom Aktienkapital, wenn 
die Aktien zu 100 00 ausgegeben werden sollen, oder falls sie mit Agio ausgegeben‘ 
werden sollen, vom Aktienkapital erhöht um dieses Agio, und lassen sich diese: 
Steuer von den Gründern auszahlen, um sie ihrerseits dem zuständigen Finanzamt 
zu überweisen. Auf diese Weise werden die gesetzlichen Vorschriften, die eine 
Sicherung des Steuerfiskus bezwecken, erfüllt und die Gründung erleidet keine: 
Verzögerung. Ein Abgeordneter der Deutschen Volkspartei machte gegen die Vor- 
schriften des $ 73 des KVStG. das Bedenken geltend, daß sie eine Erschwerung ung | 
Verzögerung des Geschäftsverkehrs bedeuten würden. Die Vorschriften bezweckten 
eine Sicherung des Steuerfiskus, die sehr überflüssig sei, da es sich in den meisten 
Fällen um zahlungsfähige Gesellschaften handele, von denen die Steuer er} 
Schwierigkeiten eingezogen werden könnte. Ein Regierungsvertreter befürwortete 
trotzdem die Annahme der Vorschriften, die dem geltenden Recht entsprechen wür-' 
den. Zudem warnte er davor, im gegenwärtigen Augenblick die wenigen Sicher- 
heitsmaßnahmen, die unbedingt nötig seien, um den Eingang der Steuer sicher- 
zustellen, abzubauen. Die Vorschriften wurden darauf angenommen!). 

Die Kosten für die Herstellung der beglaubigten Abschrift an das Finanzamt 
gemäß den 8$ 73, 75 KVStG. würden bei der Annahme, der Gesellschaftsvertrag um- 
faßte 15 Seiten, die Seite mindestens zu 480 Silben, für alle drei Fälle Gm. 3.— be 
tragen ?). Diese Abschrift genießt nach $ 4, Abs. 1b des PrStStG. Stempelsteuer- 
freiheit, da Urkunden, welche wegen Bestimmung des Betrages öffentlicher Abgaben 
und Einziehung derselben und überhaupt wegen Leistungen an den Fiskus des 
Deutschen Reiches oder des Preußischen Staates infolge allgemeiner Vorschriften 
aufgenommen oder beigebracht werden müssen, sofern sie allein diesem Zweck. 
dienen, von der Stempelsteuer befreit sind. 

Für die Empfangnahme der Kapitalverkehrsteuer zum Zweck der Überweisuil | 
an das Finanzamt erhält der Notar eine besondere Gebühr nach $ 14 GebO. Diese 
Gebühr beträgt (für Empfangnahme und Auszahlung von Gm. 2500.—, 10000.—, 
50000.— Kapitalverkehrssteuer) im 


Fall 1 17.50 Goldmark = 0,350 v. T. des 


Fall 2 55.— 4 N Aktien- 
Fall 3 155.— i = 0,155 „iu »)ukapitals 
Der Notar erhält die Erhebungsgebühr, wenn auch das Geld noch so kurze 
Zeit durch seine oder auch nur durch die Hände seines Bureauvorstehers gegangen 
ist, oder wenn der Empfang oder die Auszahlung im Bank-, Giro- oder Postscheck- 
verkehr erfolgt ®). Zu dieser Gebühr wird noch (nach Angabe eines Kölner Notars) 
Y) Reichstagsdrucksachen Nr. 3754, 5.35. 
2) GebO. 8 20, GKG. $ 110 in der Fassung der „Verordnung über anderweitige Festsetzung 
der Schreibgebühren des GKG. und der GebO. für Notare“ vom 28. Juni 1924, GS. 1924, 
Nr. 41, S. 573. 
3) Kommentar zur GebO. für Notare von W. Beushausen, 2. Aufl., S. 47. 


. 
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‚die Gebühr nach $ 16 GebO. für die Beschaffung der Bescheinigung über gezahlte 
Kapitalverkehrssteuer erhoben; diese beträgt im 


Fall 1 7.— Goldmark = 0,14 v.T. des 
Fall 2 16.— „ = 0,08 we Aktien- 
Fall 3 50.— « = 0,0 kapitals 


Weitere Kosten entstehen, wenn jeder der fünf Gründer ein Exemplar des 
Gründungsvertrages ausgehändigt erhält. Die Urschrift und zwei Abschriften sind 
‚nach der GebO. schreibgebührenfrei. Es kämen daher nur die Schreibgebühren für 
zwei weitere Ausfertigungen zur Berechnung !); sie betragen bei einem fünfzehn- 
‚seitigen Vertrag für jeden Fall Gm. 6.— 
| Von diesen vier Ausfertigungen (zwei schreibgebührenfreie und zwei schreib- 
‚gebührenpflichtige) müssen, ebenfalls wie die Urschrift, drei Ausfertigungen mit 
‚dem Landesstempel ?) versehen werden, da nach 8 54 GKG. die erste Ausfertigung 
'stempelfrei ist und für weitere Ausfertigungen der Stempel nach der Tarifstelle 
'„Duplikate“ erhoben wird. An Stempelkosten wären daher für alle drei Fälle, da 
‚dieser Stempel drei Goldmark beträgt, im ganzen Gm. 9.— anzusetzen. 
| Die Zusammenfassung der Kosten für die notarielle Verhandlung ergibt bei 
‚der Gründung einer Aktiengesellschaft mit einem Grundkapital von 


50 000.— G.M. 200 000.— G.M. 1 000 000.— G.M. 


vaT, v.T. v.T. 
200.— G.M. = 4,000] 560.— G.M. = 2,8000 | 2480.— G.M. = 2,4800 


Gründungsvertrag ... . 


" Wahl des Vorstandes 
ı und Aufsichtsrats. . 


| Notariatsurkunden- 
siempel ....... 


“Desgl. Abschrift an 
msFinanzamt...... 


; Erhebungsgebühr für 
Kapitalverkehrsteuer 


ı Kapitalverkehrsteuer- 


— 0,640} 104.— —=0,5200| 104.— „ = 0,104 


” 


— 0,060 —0,0150| 3.— „ =0,003 


” 


— 0,060 —0,0150| 3.— „ =0,008 


= 0,350 —=0,2750| 155.— „ == 0,1550 


‚| bescheinigung.... . Era 140) —0,08005| 50.— „ =0,050 
| Schreibgebühr für zwei 
| Ausfertigungen ... a), 120 — 0,0300 6.— „ =0,006 


Stempel für drei Aus- 
fertigungen ..... 


9— „ =0180| 9.— „ = 0,0450 9— „ =0,009 


277.50 G.M. = 5,550 756.— G.M. = 3,7800]| 2810.— G.M. = 2,8100 
vom vom vom 


j Grund- Grund- Grund- | 
| kapital kapıtal kapital 


| b) Gesellschaftsteuer des Kapitalverkehrsteuergesetzes. 


| Die Kapitalverkehrsteuer nach 8 11 KVStG. beträgt 5% des Wertes des 
(Gegenstandes. 

| Der seit dem 1. Oktober 1924 geltende Steuersatz von 5 % gegen vorher 71/s %/o 
bedeutet trotz der Übereinstimmung des Steuersatzes mit dem des früheren RStG. 
‚sine Verminderung der Steuerbelastung dadurch, daß im neuen Gesetz die Börsen- 
‚amsatzsteuer in Fortfall gekommen ist, sofern es sich um die Ausreichung der 


| 1) 820 GebO. 
| 2) PrStStG., Tarif Nr. 16, „Duplikate‘“. 
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Aktien an den ersten Erwerber handelt. Diese Börsenumsatzsteuer, die hier fort 
fällt, beträgt nach $ 53 KVStG. für Aktien, Genußscheine, Bezugsrechte, Anteile j 
G.m.b.H., für je Gm. 10.— oder einen Bruchteil dieses Betrages, 

für Händlergeschäfte 0.04 Goldmark 

„ Kundengeschäfte 0.15 Re 

- Privatgeschäfte 030  „ | 

Im 849 KVStG. wird bestimmt, was unter Händler-, Kunden- und Privat. 
geschäften zu verstehen ist. Es heißt dort: „Händlergeschäfte sind Geschäfte, bei 
denen sämtliche Vertragsteilnehmer Händler sind. — Kundengeschäfte sind Ge. 
schäfte, bei denen nur der eine Teil inländischer Händler ist. — Privatgeschäfte 
sind alle übrigen Geschäfte. Bei der Annahme, daß man die Ausreichung der 
Aktien an den ersten Erwerber als Privatgeschäft anzusehen hätte, würden also 
tatsächlich 3% an Steuern gespart; mithin bedeutet die Beibehaltung des ur- 
sprünglichen an in Wirklichkeit eine Verminderung der Gesellschafts. 
steuer um 3 

Weiter ist noch zu berücksichtigen, daß der Einbringungsstempel für andere 
Leistungen auf das Gesellschaftskapital als Geldleistungen ebenfalls fortgefallen ist 
(z.B. Pätentrechte, Urheberrechte, Gebrauchsmusterrechte, Anspruch auf a 
lassung eines Grundstückes usw.). 

Die Berechnung des Wertes des Gegenstandes für die Festsetzung der Steuer. 
ist bei reinen Bargründungen verhältnismäßig einfach. Aber nur für Bargründun- 
gen; der Steuer unterworfen wird hierbei der für den Erwerb der Aktien zu ent- 
richtende Geldbetrag. 

Die Rechtsprechung war lange Zeit schwankend bei der Entscheidung e 
Frage, ob dieser zu entrichtende Geldbetrag schlechtweg zu besteuern sei. Da das 
HGB. keine Bestimmung darüber getroffen hat, wer die Gründungskosten zu trägen 
hat, kann der Gründungsvertrag die Kosten der Gründung sowohl der Gesellschaft 
wie den Gründern auferlegen. Wenn nun laut Gründungsvertrag die einzelnen Ge- 
sellschafter anteilmäßig die Kosten zu tragen haben, so ist zu untersuchen, ob die 
Übernahme dieser Kosten als Zahlung zum Zwecke des Erwerbes von Gesell- 
schaftsrechten gemäß $6a KVStG. anzusehen ist und demgemäß der Steuer von 
5% zu unterwerfen ist. Das Reichsgericht (RG.) hatte in zahlreichen Entschei- 
dungen für das Gebiet des RStG. die Auffassung vertreten, daß in der Übernahme 
der Gründungskosten eine ausbedungene Leistung liege, deren Wert dem steuer- 
pflichtigen Betrage hinzuzurechnen seil). Der Reichsfinanzhof (RFH.) hat aber die 
Entscheidung des RG. umgestoßen?). Er geht davon aus, daß an sich die Grün- 
dungskosten nicht zu Lasten der Gesellschaft gehen; denn nach $ 186 HGB. müsse 
im Gegenteil im Gesellschaftsvertrage eine besondere Festsetzung getroffen werden, 
wenn zu Lasten der Gesellschaft an Aktionäre oder andere als Entschädigung oder 
Belohnung für die Gründung oder deren Vorbereitung Aufwendungen gemacht wer- 
den sollen. Tragung des Gründungsaufwandes ist also Sache der Gründer. Die 
vertragsmäßige Übernahme der Gründungskosten durch die Gründer bringt also 
nur eine sie ohnehin treffende Verpflichtung zum Ausdruck und kann daher den 
Übernahmepreis der Aktien nicht erhöhen, noch auch einen Teil der Gegenleistung 
für die Übernahme der Aktien bilden. Insofern sind auch Vereinbarungen der 
Gründer über den Anteil, der jedem an den Gründungskosten zufällt, für die 
Steuerpflicht bedeutungslos. Denn in keinem Falle wird dadurch der steuerpflich- 
tige Wert der Aktien erhöht. 


D) Entsch. RG. Bd. 73, S. 185; Bd. 78, S.169; Bd. 79, S. 219; Bd. 80, S. 115. 
®) Entsch. RFH. Bd. 2, S.90; Urteil vom 17. Dez. 1919. 
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Hinsichtlich der Kosten der Erhöhung des Kapitals war die Stellungnahme des 
IRFH. schwankend. In den Entscheidungen vom 17. Mai und 27. Mai 19211) hatte 
er sich auf den Standpunkt gestellt, den das RG. einnahm. Später ist er jedocn 
davon abgegangen und hat in der Entscheidung vom 20. September 1921?) aus- 
gesprochen, daß die Übernahme der Kapitalerhöhungskosten durch die Zeichner 
dem Reichsstempel nicht unterliegen. Damit hat also der RFH. in allen Fällen bei 
‘Gründung und Erhöhung für das RStG. ausgesprochen, daß die Kosten dem steuer- 
jpflichtigen Betrag nicht hinzuzurechnen sind. Bei den Kosten handelt es sich um 
vorübergehende Leistungen der Aktionäre, aber nicht um ein Aufgeld. Wenn die 
‚Kosten neben dem Aufgeld besonders in Ansatz kämen oder wenn die Aktiengesell- 
'schaft die Einführung der Aktien übernähme, so handelt es sich nicht um die In- 
teressen der Gesellschaft, sondern um solche des Übernehmers der Aktien, der 
‚wünschen muß, die Ergebnisse des ersten Jahres nicht herabgedrückt zu sehen, die 
‚Aktien vielmehr zu Bedingungen zu erhalten, die sie zu einer leicht verkäuflichen 
Ware machen. 
| Diese Auffassung hat der RFH. in seiner Entscheidung vom 12. Januar 19233) 
für das Gebiet der Kapitalverkehrsteuer bestätigt. Der zweite Senat führte in sei- 
nen Gründen aus, daß auch bei Auslegung des KVStG. nur wirtschaftliche Gesichts- 
punkte, so wie bei den Entscheidungen für das bisherige RStG., maßgebend sein 
können. Danach soll das KVStG. mit der Gesellschaftsteuer der Kapitalgesell- 
schaften nur die Kapitalanlagen treffen, also dasjenige, was einer Gesellschaft als 
dauernder Betrag für ihre Betriebsmittel zufließt. Die hohe Gesellschaftsteuer 
kann sich deshalb nicht auf diejenigen Beträge beziehen, die nur durchlaufende 
Posten zur Deckung vorübergehender Aufwendungen darstellen. Diese Auslegung 
entspricht dem Grundgedanken des KVStG. und dem Willen des Gesetzgebers. 
In neueren Entscheidungen wiederholt der RFH. durch seinen zweiten Senat 
den im Urteil vom 12. Januar 1923 verkündeten Standpunkt unter Bezugnahme 
‚auf dieses Urteil®). 
| In dem Urteil des RFH. vom 5. Oktober 1923°) geht der zweite Senat aller- 
dings weiter, insofern, als er nicht nur die Zahlungen und Leistungen der Gesell- 
‚schafter zum Zwecke der Kapitalanlage für steuerpflichtig nach $ 6a KVStG. er- 
‚klärt, vielmehr ist bereits die Steuerpflicht gegeben, wenn die Zahlung des Gesell- 
‚schafters nur überhaupt der Kapitalzuführung an die Gesellschaft dient und 
‚durch den Gesellschaftszweck verzehrt werden kann, also keine Kapitalvermehrung 
‚darstellt. Grundsätzlich liegt allerdings die Sache hier anders wie bei den Kosten 
‚der Gesellschaftsgründung und Kapitalerhöhung. Es handelte sich bei dieser Ent- 
scheidung nicht um Kosten für die Schaffung des Gesellschaftsrechtes, sondern um 
‚Beiträge in Erfüllung der entstandenen Gesellschafterverpflichtung. (Eine G.m.b.H. 
‚zur Wahrung der Interessen der Tafelglasindustrie auf wirtschaftlichem Gebiet hatte 
von ihren Mitgliedern auf Grund der Gesellschaftssatzung Umlagen zur Bestreitung 
der Verwaltungskosten eingezogen.) Mithin hat der RFH. Beiträge der Gesell- 
sehafter, die zur Durchführung der Gesellschaftszwecke geleistet werden, als 
steuerpflichtig angesehen, auch wenn sie durch die Vollziehung der Gesellschafts- 


1) Zeitschrift für Zölle und Vermögenssteuern 1921, S.101; Juristische Wochenschrift 
1921, S. 1115 (beide Entscheidungen nicht veröffentlicht). 

2) Entsch. RFH. Bd. 7, S. 12. 

3) Entsch. RFH. Bd. 11, S. 196 ff. 

*) Entsch. RFH. Bd. 11, S. 236 ff. Urteil vom 6. Februar 1923 und Bd. 12, S. 60; Urteil v. 
1. April 1923. 

®) Entsch. RFH. Bd. 12, S. 336. 
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zwecke verbraucht werden, vorausgesetzt, daß dem die positive Bestimmung de; 
Gesetzes nicht entgegensteht. Der zweite Senat führt zusammenfassend aus!): 

„Das KVStG. ist nach seiner ganzen Fassung darauf abgestellt, die steuerlich« 
Erfassung dieser Kapitalzufuhr so umfassend wie möglich zu gestalten und in die 
sem Sinne müssen zweifelsohne auch bei Leistungen, für die eine Verpflichtung der 
Gesellschafters gegen die Gesellschaft erst nach Begründung des Gesellschafterrecht: 
entsteht, die Worte des zweiten Halbsatzes des $ 6a, der Steuer unterliegen Za h 
lungen und Leistungen...., zu deren Bewirkung die Gesellschafter... auf Grund der 
Gesellschaftsverhältnisses verpflichtet sind (weitere Einzahlungen, Nachschüsse, Zu 
bußen usw.)‘ verstanden werden.“ 

Ebenso wie die Kosten der Gesellschaftsgründung und Kapitalerhöhung sieh 
der RFH. die Kosten der Einführung der Aktien an der Börse nicht als steuerpflich‘ 
tige Leistung nach 56a KVStG. an, wenn eine Bankengemeinschaft bei der Über 
nahme der Aktien im Übernahmevertrag die Kosten der vereinbarten Einführung 
übernimmt ?). Er betont dabei, daß die Kosten für. die Einführung der Aktien ar 
der Börse nicht zu den Gründungskosten einer Aktiengesellschaft gehören. "a 
Übernahme dieser Kosten kann aber auch nicht als Gegenleistung für die Über 
lassung der Aktien angesehen werden, geschweige denn als eine das "ao in He 
der Gesellschaft verstärkende Gegenleistung. Auf keinen Fall findet also in Höh 
dieser Kosten eine Kapitalassoziation statt. Eine steuerpflichtige Leistung ist mit 
hin in der Übernahme der Einführungskosten nicht zu erblicken. 

Die Grundsätze, die der RFH. in den angeführten Entscheidungen entwickel 
hat, können folgendermaßen formuliert werden: Bei der Auslegung der Wortfassung 
des $6a KVStG. sollen wirtschaftliche Gesichtspunkte maßgebend sein. Nicht 
alles und jedes soll besteuert werden, was von seiten des Leistenden oder Zahlen. 
den aufgewendet wird (subjektiver Standpunkt). | 


Besteuert (objektiver Standpunkt) wird mit 59%: | 
jede Kapitalzufuhr 
1. mittels Zahlungen und Leistungen 
a) zum Zwecke der Kapitalansammlung oder Kapitalvermehrung, | 
b) zum Verzehr durch die Gesellschaftszwecke (Entsch. v. 5. Okt. 1923), 
2. ohne (formal-rechtliche) Zahlungen und Leistungen (z.B. Ausgabe von Gratisaktien bei Ka. 
pitalerhöhungen). 
Nicht besteuert werden 
vorübergehende Leistungen und Aufwendungen, 
1. die laut Gesetz ohnehin zu tragen sind (Gründungskosten); 
2. die freiwillig übernommen werden (Einführungskosten der Aktien an der Börse). 
und keine Kapitalzufuhr im wirtschaftlichen Sinne darstellen. 

Soweit die Berechnung der Steuerschuld von Geldzahlungen abhängig ist, 
bietet die Festsetzung der Gesellschaftsteuer nach dem KVStG. unter Berück- 
sichtigung der entwickelten Grundsätze des RFH. keine Schwierigkeiten. Die Fest- 
setzung der Steuerschuld wird aber erschwert bei Leistungen der Gesellschafter 
an die Gesellschaft, die nicht in Geld bestehen, z. B. beim Einbringen von einzelnen 
Gegenständen oder Sachen (bebautes oder unbebautes Grundstück, eine im Bau 
befindliche Fabrik, ein Patent usw.) oder beim Einbringen von ganzen in Betrieb 
befindlichen Unternehmungen. Nach $ 11 Abs. 2b KVStG. ist bei derartiger Lei- 
stung die Steuerschuld von dem Werte der Leistung zur Zeit des Eintritts der 
Steuerschuld zu berechnen. Bei Feststellung des Wertes des Gegenstandes ist 


1) 2.2.0. S.341, Absatz 2. 
?) Entsch. RFH. Bd. 13, S. 236ff.; Urteil vom 14. März 1924. 
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nach Abs. 3 Satz 1 der gemeine Wert zugrunde zu legen. Was unter dem Be- 
griffe „gemeiner Wert“ zu verstehen ist und wie dieser gemeine Wert errechnet 
‚werden soll, darüber sagt das KVStG. nichts. Die Reichsabgabenordnung (AO.) 
füllt nach $1 Abs.2 und 3 AO.1) diese Lücke mit ihren Bestimmungen über 
‚die Wertermittlung aus; zwar enthält der $ 11 Abs. 32) keinen besonderen Hin- 
‚weis auf die AO. Satz 3 dieses Absatzes besagt nur, daß der Reichsminister der 
‚Finanzen nähere Bestimmungen über die Wertfestsetzung erlassen kann. über 
‚den Erlaß derartiger Bestimmungen ist bisher noch nichts bekannt. Da aber die 
‘AO. als lex generalis immer anwendbar ist, solange, in den einzelnen Steuer- 
gesetzen (lex specialis) nichts Abweichendes vorgeschrieben ist, und das Pe 
im $11 zwar die AO. nicht besonders erwähnt, aber auch nicht ausschließt, 
‚ohne Zweifel bis zum Erscheinen der näheren Bestimmungen des er 
‚ministers die AO. mit ihren $8$ 137 bis 161 über die Wertermittlung heranzuziehen. 
Die näheren Bestimmungen des Reichsfinanzministers können aber die Begriffs- 
bestimmung des gemeinen Wertes nicht abändern, da diese durch die AO. fest- 
gelegt und durch Entscheidungen des Reichsfinanzhofes ausgelegt worden ist. 
‚Der Verfasser der AO., Senatspräsident am RFH. Dr. Becker, betont ebenfalls in 
seinem Kommentar zur AO.3), daß die Vorschriften der AO. über die Wertermitt- 
lung durchaus kein lückenloses System in der Bewertung enthielten. Sie sollen 
nichts weiter als einzelne in den verschiedenen Steuergesetzen häufig wieder- 
kehrende Begriffe und Rechtssätze feststellen und auf diese Weise die künftige 
‚Steuergesetzgebung entlasten. Die einzelnen Steuergesetze haben je nach ihren 
‚besonderen Zwecken zu diesen Vorschriften Stellung zu nehmen; soweit sie nichts 
‚anderes vorschreiben, gilt nach 81 Abs. 3 die AO. 

Für die Wertermittlung gelten folgende Vorschriften der AO.: 


8 137. 


| Bei Bewertungen ist, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist, der gemeine Wert zu- 
grunde zu legen. 

| Jede wirtschaftliche Einheit ist für sich zu bewerten und ihr Wert im ganzen festzu- 
stellen. Was als wirtschaftliche Einheit zu gelten hat, ist nach den Anschauungen des Ver- 
‚kehrs zu entscheiden; die örtliche Gewohnheit, die tatsächliche Übung, sowie die Zweckbe- 
‚stimmung und wirtschaftliche Zusammengehörigkeit oder Abhängigkeit der einzelnen Gegen- 
'stände sind zu berücksichtigen. 


8 138, Absatz 1. 


Der gemeine Wert wird durch den Preis bestimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsver- 
kehre nach der Beschaffenheit des Gegenstandes unter Berücksichtigung aller den Preis beein- 
flussenden Umstände bei einer Veräußerung zu erzielen wäre; ungewöhnliche oder lediglich 
‚persönliche Verhältnisse sind nicht zu berücksichtigen. 


| 8 139. 

| Bei der Bewertung von Vermögen, das eınem Unternehmen gewidmet ist, Sn in der 

‚Regel von der Voraussetzung ausgegangen, daß das Unternehmen bei der Veräußerung nicht 

‚aufgelöst, sondern weitergeführt wird. 

} Für die Bewertung der dauernd dem Betriebe gewidmeten Gegenstände ist der An- 
'schaffungs- oder Herstellungspreis abzüglich angemessener Abnutzung maßgebend unter Zulas- 

‚sung des Ansatzes eines niedrigeren Wertes, wenn er dem wirklichen Werte zur Zeit der Bilanz- 

'aufstellung entspricht. 

! 


| ı) 81, Abs.2: Die Reichsabgabenordnung gilt nur für die Steuern, die ganz oder zum 
Teil zugunsten des Reiches erhoben werden. 
Abs. 3: Die Reichsabgabenordnung gilt nicht, soweit in den einzelnen Steuer- 
gesetzen Abweichendes vorgeschrieben ist. 
2) Dieser Absatz wurde erst durch Artikel V, $1, Nr.2b der Zweiten Steuernotver- 
‚ordnung vom 19. Dez. 1923 eingefügt. 
2) S.201. 
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Würde die Leistung eines oder verschiedener Gesellschafter in der Ein- 
bringung eines bebauten Grundstückes bestehen, so müßte die Steuerschuld nach 
dem gemeinen Werte festgestellt werden. Der RFH. hat in seinem Urteil vom | 
21. Februar 19221) festgestellt, daß der gemeine Wert eines bebauten Grund-. 
stückes nicht lediglich durch Zusammenrechnung von Boden- und Gebäudewert 
gefunden werden darf. Vielmehr sind alle den Preis beeinflussenden Umstände, 
wie Angebot von Grundstücken der in Frage stehenden Art, Nachfrage nach solchen, 
voraussichtlicher künftiger Ertrag, zu berücksichtigen. Deshalb kann auch die 
Brandversicherungssumme,,„die auf den Bauwert abstellt, nur als eine von meh- 
reren Bewertungsgründen in Betracht kommen. 


Der zweite Senat führt dann weiter aus?): | 

„... nach $138 Abs. 1 AO. wird der gemeine Wert durch den Preis be- 
stimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsverkehre nach der Beschaffenheit des 
(Gegenstandes unter Berücksichtigung aller den Preis beeinflussenden Umstände 
bei einer Veräußerung zu erzielen wäre. Diese Vorschrift wird verletzt, wenn der 
Wert eines bebauten Grundstückes nur durch Zusammenrechnung von Grund- und 
Bauwert bestimmt wird. Dieser Betrag kann den gemeinen Wert darstellen, braucht 
es aber nicht. Er wird mit einiger Sicherheit nur dann als maßgebend angesehen 
werden können, wenn das Grundstück neu und zweckmäßig bebaut ist. Denn dann 
wird der Kaufpreis sich gewöhnlich nach Grundwert und Bauwert richten. Im 
übrigen aber liegen der Regel nach noch andere den Preis beeinflussende Um- 
stände vor. Zu diesen gehören z.B. Angebot von Grundstücken der in Frage 
stehenden Art oder Nachfrage nach solchen. Wird das Grundstück zu dem Zwecke, 
für den es eingerichtet ist, untauglich, so verliert es an Wert. Auch der Ertrag, 
der in Zukunft zu erwarten ist, hat für die Preisbildung erhebliche Bedeutung.“ 


In einer späteren Entscheidung?) nahm der RFH. durch denselben Senat 
wiederum Stellung zur Frage der Grundstücksbewertung, insbesondere bei Hin- 
überreichung eines Gebäudeteils auf das Nachbargrundstück. Die Baulichkeiten, 
die mit veräußert wurden, standen teilweise auf dem eigenen mitverkauften 
Grundstück und teilweise auf dem Nachbargrundstück (in der Entscheidung als 
Parzelle b benannt). Die auf fremdem Boden stehenden Baulichkeiten waren 
„vergönnungsweise‘“ errichtet worden, mit der Verpflichtung der jederzeitigen Be- 
seitigung. Sie waren deshalb nicht als unbewegliche, sondern als bewegliche Sachen 
zu behandeln. In dem Urteil wird ausgeführt ®): 


„... Schwierigkeiten können bei der Feststellung des der Besteuerung zugrunde zu 
legenden Wertes entstehen. Das erworbene Grundstück mit den Gebäuden und Inventar bil- 
den eine wirtschaftliche Einheit und sind als solche zu bewerten (AO. 8 137, Abs. 2). Alsdann 
sind die Teile auszuscheiden, die für die Steuerpflicht nicht in Betracht kommen. Das sind 
die mit erworbenen beweglichen Gegenstände einschließlich der nur auf Parzelle b) befindlichen 
Gebäude und die Maschinen und sonstigen Vorrichtungen, wie sie in $ 154, Abs. 2 AO.°) näher 
bezeichnet sind. Die Ausscheidung dieser Gegenstände ist in der Weise vorzunehmen, daß fest- 
gestellt wird, welcher Teil des Gesamtwertes auf sie fällt. Diese Grundsätze gelten entspre- 
chend, wenn der vereinbarte Preis als maßgebend erachtet wird. 

!) Entsch. RFH. Bd.8, S. 346. 

2) Entsch. RFH. Bd. 8, S. 348. 

3) Entsch. RFH. Bd. 11, S.59; Urteil v. 1. Dez. 1922. 

*) a.a.0. S. 62. 

5) 8154, Abs.2 AO.: „Wird bei Bewertung von Grundstücken als solchen der gemeine 
Wert zugrunde gelegt, so ist das bewegliche Inventar nicht zu berücksichtigen, und der Wert 
von Maschinen sowie sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage des 
Grundstücks verwandt sind, abzurechnen oder nicht zu berücksichtigen. Dies gilt auch dann, 
wenn es sich um wesentliche Bestandteile handelt.‘ 
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{ 
\ Bei der Ermittlung des gemeinen Wertes ist nach den Grundsätzen zu verfahren, die der 
| Reichsfinanzhof namentlich in der Entscheidung vom 21. Februar 1922 aufgestellt hat. Gegen- 
"über dem Gutachten des Sachverständigen T. wird folgendes bemerkt: Dieser stellt den Grund- 
"und Bauwert sowie Nutzungswert fest und zieht aus beiden den Durchschnitt. Er befolgt also 
‘im wesentlichen die Grundsätze, wie sie durch die Verfügung des Justizministers vom 
17. August 1841 und vom 19. Januar 1842 (JMBl. 1841, S.257 und 1842, S.42) aufgestellt 
waren. Diese Verfügungen sind aber schon durch die Verfügung vom 11. Februar 1904 (JMBl. 
8.42) wieder aufgehoben worden, weil von verschiedenen Seiten gegen sie beachtenswerte 
Bedenken erhoben worden seien. Keinesfalls lassen sie sich mit den Vorschriften der AO. 
‚über den gemeinen Wert vereinigen.“ 
| Der RFH. ist in seinen Entscheidungen in der Frage des gemeinen Wertes 
der Rechtsprechung des Preußischen Oberverwaltungsgerichtes nicht gefolgt. Das 
Oberverwaltungsgericht stand auf dem Standpunkt, daß der tatsächlich erzielte 
"Kaufpreis, wenn er unter gemeingewöhnlichen Verhältnissen vereinbart ist, den 
‚gemeinen Wert des Grundstückes für den Zeitpunkt darstellt, der für die Preis- 
‘vereinbarung maßgebend war. Als einzigen Gegenbeweis ließ das Oberverwaltungs- 
gericht nur den zu, daß keine gemeingewöhnlichen Verhältnisse obgewaltet haben. 
‚Gelingt dieser Beweis nicht, so ist eine anderweitige Feststellung des gemeinen 
‚Wertes unzulässig; vielmehr ist dann der Preis dem Werte gleichzusetzen. Diese 
"Gleichsetzung des Wertes mit dem Preise bekämpft der RFH. Wohl kann der 
"Preis den besten Anhalt für den gemeinen Wert bilden, und bei der Feststellung 
‚des gemeinen Wertes ist von dem tatsächlich erzielten Preise auszugehen. Unter 
"Umständen kann der Preis den gemeinen Wert darstellen, er braucht es aber nicht. 
Noch schwieriger wird die Bewertung zum Zwecke der Feststellung der 
"Steuerschuld, wenn ein ganzes im Betrieb befindliches Unternehmen eingebracht 
"wird. Bei dieser Bewertung ist davon auszugehen, daß das Unternehmen fort- 
(geführt wird!). Die letzte Jahresbilanz, die vielleicht als Grundlage der Ein- 
bringung dient, ist für die Steuerberechnung nicht ohne weiteres brauchbar. Sie 
ist nach der herrschenden kaufmännischen Praxis dynamisch aufgemacht, d.h. sie 
‚dient der Ermittlung des Erfolgs des abgelaufenen Geschäftsjahres, der in Rela- 
‚tion mit dem Vorjahre gebracht wird. Sie zeigt aber nicht den augenblicklichen 
‚Wert des Unternehmens. Die Bilanz kann aber mit dieser Feststellung nun nicht 
‘für die steuerliche Bewertung vollkommen unberücksichtigt bleiben; sie kann 
‚wohl einen Ausgangspunkt für die Vermögensbewertung bilden. Das RG. hatte 
‚schon in verschiedenen Entscheidungen ausgeführt ?), daß ein Zurückgreifen auf 
‚die Bilanz des eingebrachten Unternehmens nicht immer einen festen Anhalt 
‚für die Bewertung des Vermögens des Unternehmens bilden kann. Bei einem in 
‚Betrieb befindlichen Unternehmen kommen so viele Faktoren in Betracht, die au 
‘der Entwicklung des Unternehmens mitwirken, daß die für die einzelnen Ver- 
‚mögensgegenstände in der Bilanz ausgeworfenen Summen keineswegs den Wert 
‚des Unternehmens erschöpfen, weil diese einzeln aufgeführten Vermögensgegen- 
‘stände nicht alle in dem Unternehmen als einem lebendigen Organismus wirksamen 
Kräfte und Vorteile darstellen. In Betracht kommen dabei Kundschaft, Bezugs- 
quellen, Arbeitsweise, Beziehungen, Fabrikationsgeheimnisse, Arbeiterstamm, wie 
überhaupt alle die ungemein immateriellen Werte, die in dem eingebrachten 
‚Unternehmen stecken, in der Bilanz aber nicht in die Erscheinung treten, während 
sie bei der Festsetzung des Wertes, für den das Unternehmen veräußert wird, be- 
‚rücksichtigt werden müssen. 

Dieser Auffassung des RG. hat sich der RFH. angeschlossen. In seiner Ent- 


j' 
N 
' 


1) 8139, Absatz1 AO. 
| ®) Vgl. besonders Bd. 69, S.203; Bd. 80, S. 118. 
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scheidung vom 30. Juni 1921?) hat der zweite Senat ausgesprochen, daß der 
Wert eines Geschäftes als Ganzes nicht gleich ist der Summe seiner einzelnen 
Betriebsgegenstände, losgelöst vom Betriebe bewertet, sondern daß der Wert diese 
Summe übersteigen oder dahinter zurückbleiben kann. Bei Bewertung eines in 
eine Aktiengesellschaft eingebrachten Geschäftes ist demgemäß eine ihm auf! 
erlegte öffentlich. rechtliche Betriebsbeschränkung (z. B. Malzkontingent einer 
Brauerei) als wertmindernd zu berücksichtigen. In den Gründen der Entscheide 
führt der RFH. aus): 2 

„Ein Geschäftsbetrieb, der durch äußere Verhältnisse gezwungen ist, seine Betriebsein-: 
richtungen nicht voll auszunutzen, verliert selbstverständlich hierdurch an Wert. Das erkennt 
der 8137, Abs.2 der AO. an, wenn er bestimmt, daß jede wirtschaftliche Einheit für sich zu 
bewerten und ihr Wert im ganzen festzustellen ıst. Damit ist nicht nur gesagt, daß bei der 
Bewertung eines Unternehmens zu der Summe der Werte seiner einzelnen Bestandteile immer’ 
noch ein besonderer Posten (Geschäftswert, Goodwill) zuzurechnen wäre, sondern es kann 
auch umgekehrt das Gesamtunternehmen aus besonderen Gründen weniger wert sein, als die, 
Summe seiner einzeln bewerteten Bestandteile für sich allein betrachtet, die in der Regel 
nicht ohne weiteres aus dem Unternehmen herausgenommen und für sich besonders verwendet 
werden können; vgl. 8139, Abs. 1 AO. Jedenfalls ist der Wert von einzelnen Betriebsgegen- 
ständen unter der Annahme der Weiterführung des Betriebes, dem sie eingegliedert sind (vgl. | 
8139, Abs. 2 AO.), ein anderer als der Wert, den sie für sich allein betrachtet unter der Vor- 
aussetzung ihrer Veräußerung im einzelnen haben. Dabei ist nicht zu übersehen, daß eine 
solche Einzelveräußerung sich oft über lange Zeit hinausziehen muß und mitunter gar nicht 
restlos möglich ist, was auch schon den gegenwärtigen Verkaufswert (vgl. $138 AO.) min- 
dert. Jene Gedanken der Reichsabgabenordnung sind nichts Neues. ‚Sie entsprechen vielmehr‘ 
der vernünftigen und kaufmännischen Auffassung.‘ i 

Ebenso wie das RG. betont auch der RFH. ®), daß die nach handelsrechtlicher 
Vorschrift aufgestellte ordentliche Jahresbilanz nicht ohne weiteres eine geeignete‘ 
Grundlage für die Bewertung zum gemeinen Wert bilden kann. Diese Bilanz Sig] 
dazu, durch Gegenüberstellung des Vermögens am Beginne und des Vermögens 
am Schlusse des Geschäftsjahres den Jahresgewinn zu ermitteln. Sie knüpft bei 
der Ausweisung des Vermögens an die letztvorhergegangene Jahresbilanz an und 
berücksichtigt nur die Werterhöhungen und Wertminderungen, die im Laufe des 
Geschäftsjahres eingetreten sind. Bei der Feststellung des gemeinen Wertes ist 
aber zu beachten, daß der Verkaufswert eines Unternehmens nicht nur von den 
zuletzt erzielten Geschäftsergebnissen, sondern auch von der voraussichtlichen 
Gestaltung der künftigen Rentabilität und der Entwicklungsaussichten abhängig ist. 

Neben der unmittelbaren Feststellung des Wertes der Leistung für die Fest- 
setzung der Steuerschuld gestattet der $11 Abs. 2b des KVStG. auch die mittel- 
bare Schätzung durch den zweiten Halbsatz: 


„Als Wert der Leistung gilt mindestens der Wert der Gesellschaftsrechte, die das Ent- 
gelt für die Leistung bilden.“ 

Eine Entscheidung des RFH. für das KVStG. liegt für die Anwendung dieser 
mittelbaren Wertfestsetzung noch nicht vor. Wohl ist für das Gebiet des früheren 
RStG. ein Urteil des RFH. ergangen*). In diesem Urteil wird festgestellt, daß 
dieses Verfahren einer auch vom RG. wiederholt gebilligten Übung entspricht), 
und daß im kaufmännischen Leben davon ausgegangen werden darf, daß, wenn 
nicht besondere Umstände dagegen sprechen, Leistung und Gegenleistung im 
wesentlichen gleichwertig sein werden. 


t) Entsch. RFH. Band 6, S. 162. 

®2) Entsch. RFH. Band 6, S. 166. 

») Entsch. RFH. Band 2, S.191; Urteil vom 13. Jan. 1920. 

4) Urteil vom 7.5. 1919. Entsch. RFH. Bd.1, S. 52. 

5) Entscheidung des VII. Senats v. 5. 11. 1918 im „Bankarchiv‘, 18. Jahrgang, S. 109. 
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- Die Feststellung der Steuerschuld für nicht in Geld bestehende Leistungen 
bietet nicht zu unterschätzende Schwierigkeiten. Der Beweis dieser Schwierigkeit 
ist schon allein durch die Zahl der allerhöchsten Entscheidungen erbracht. Eine 
einheitliche Formel wie für die Steuerfestsetzung bei Bargründungen kann infolge- 
dessen nicht aufgestellt werden, da selten ein BET genau mit einem zweiten 
in seinem Tatbestand übereinstimmt. 

Wenn unter diesem Abschnitt „Kosten der Bargründung“ gleichzeitig die Art 
der Wertfestsetzung für die Kapitalverkehrsteuer bei Sachgründungen mitbehandelt 
wurde, so war. dieses nötig, um die Darstellung der Steuerwertfestsetzung bei Bar- 
und Sachgründungen nicht außeinanderzureißen und um dadurch zum besseren 
Verständnis dieser nicht leichten Materie beizutragen, Im folgenden, soll wieder 
nur die Bargründung behandelt werden. 
= Die Kapitalverkehrssteuer beträgt bei der Bargründung, unter der Annahme, 
u die Aktien zu pari begeben werden, bei einem Aktienkapital von 


. 50000.— Goldmark . . .2500.— Goldmark.]) =:5°, 
‚200 000.— „ .. 10 000.— n des Aktien- 
1 000 000.— - | 50 00.— 5,  kapitals 


c) Kosten der Handelskammerrevision. 


_ Da vielfach von den Gründern ein Mitglied oder auch mehrere von ihnen in 
‘den. Vorstand oder Aufsichtsrat gewählt werden, so muß in diesen Balen eine 
‚Handelskammerrevision stattfinden !). Das Gesetz sagt: 
„Gehört ein Mitglied des Vorstandes oder des Aufsichtsrates zu den Gründern oder hat 
‚sich ein Mitglied einen besonderen Vorteil oder für die Gründung oder deren Vorbereitung eine 
‚Entschädigung oder Belohnung ausbedungen oder liegt ein Fall des 8186, Abs.2 (Sachgrün- 
‚dung) vor, so hat außerdem eine Prüfung durch besondere Revisoren stattzufinden.‘ 

Diese Revisoren sind in Preußen von der Handelskammer zu bestellen. Die 
‚Gebührenordnung der Handelskammer zu Köln für die Revision der Gründung 
von Aktiengesellschaften ist wie folgt geregelt: 

- Bei Bargründungen pro Revisor 

a) eine Grundgebühr von 100 Goldmark, 

b) eine Zusatzgebühr nach dem nt in 
welche beträgt: 


bis 500 000 Goldmark- al: 
vom Mehrbetrage bis Hr an — Goldmark 04" ar 


” - )) “any 


darüber hinaus HAAREN 


Die Gebühr wird auf volle Gm. 100.— nach oben abgerundet. 
| Die Gebühren für zwei Revisoren betragen nach der vorstehenden Gebühren- 
‚ordnung bei einem Grundkapital von 
| 


50 000.— Goldmark 400.— Goldmark =8 v,T, des- 
200 000.— r 600.— « DESSEN AKLUEN- 
1 000 000.— = -.1600.— = = 1,6, „ ) kapitals 


d) Kosten der Anmeldung zum Handelsregister. 


‚Nach der öffentlichen Revision oder, wenn diese nach dem Gesetz nicht 
nötig ist, schon gleich nach der Errichtung der Gesellschaft kann die Eintragung 
n das Handelsregister veranlaßt werden. Hierbei sind die Bestimmungen des 
} 195 Abs. 2 und 3 des HGB. zu beachten. Der Anmeldung sind beizufügen: 


1) HGB. 8192, Absatz 2 u. 3. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschg. 18. Jahrg. Heft XI. 39 
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1. Der Gesellschaftsvertrag und die gerichtlichen oder notariellen Verhandlungen über Errich- 
tung und Aktienübernahme. 

2.Im Falle einer qualifizierten Gründung, die zur Ausführung geschlossenen Verträge, der 
schriftliche Gründerbericht und eine Berechnung des der Gesellschaft zur Last fallenden 
- Gründungsaufwandes. 

3. Wenn nicht alle Aktien von den Gründern übernommen sind, zum Nachweise der Zeich- 
nung des Grundkapitals die Duplikate der Zeichnungsscheine und ein von den lien 
unterschriebenes Verzeichnis aller Aktionäre, welches die auf jeden entfallenden Aktien so- 
wie die auf die letzteren geschehenen Einzahlungen angibt. 

4. Die Urkunden über die Bestellung des Vorstandes und des Aufsichtsrates. 

5. Der Revisionsbericht der öffentlich bestellten Revisoren, sowie die Bescheinigung, daß der 
Prüfungsbericht der Revisoren von diesen bei dem zur Vertretung des Handelsstandes be- 
rufenen Organ eingereicht ist. | 

6. Soweit das nötig ist, die staatliche Genehmigungsurkunde }), 

In der Anmeldung ist die Erklärung abzugeben, daß auf jede Aktie, soweit 
nicht andere als durch Barzahlung zu leistende Einlagen bedungen sind, der ein- 
geforderte Betrag bar eingezahlt ist. Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre 
Namensunterschrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu zeichnen. \ 

Die der Anmeldung beigefügten Schriftstücke werden bei dem Gerichte in: 
Urschrift oder in beglaubigter Abschrift aufbewahrt. | 

Die Beschaffung der erforderlichen Schriftstücke, soweit sie nicht schon vor- 
handen sind, verursachen keine nennenswerten Kosten. 

Die Anmeldung kann nur erfolgen, wenn sich alle zur Anmeldung verpflichteten 
Personen bei dem zuständigen Gericht einstellen, dort die erforderlichen Unter 
schriften leisten und die notwendigen Erklärungen zu Protokoll des Gerichtsschrei- 
schreibers oder des Registerrichters abgeben °). In diesem Falle entstehen dann 
durch die Eintragung besondere Kosten nach 88 33, 38 und 22 GKG.; nach 833 
wird die volle Gebühr für die Beurkundung einseitiger Erklärungen erhoben ®), 
und zwar findet bei Anmeldungen zum Handelsregister, sofern sich ein be- 
stimmter Geldwert nicht ergibt, die Vorschrift des $ 22 entsprechende Anwendung. 
Bei der Anmeldung zum Handelsregister beträgt der höchste der Gebührenrech-i 
nung zugrunde zu legende Wert Gm. 200000.—, gleichviel, ob ein bestimmter 
Geldwert erhellt oder nicht‘). | 

Bei dieser Berechnung der Gebühren kommt die Höhe des Grundkapitals der 
anzumeldenden Gesellschaft in Frage, mithin also im Fall 1 Gm. 50000.— und 
in den Fällen 2 und 3 je Gm. 200000.— (als Höchstwert). Die Gebühren hierzu 
betragen im Fall 1 Gm. 100.— und in den Fällen 2 und 3 je Gm. 280.—. Diese 
Kosten sind aber für meine Kostenberechnung außer acht zu lassen, weil einar-' 
seits der beurkundende Notar diese Anmeldung zum Handelsregister gleichzeitig 
mit erledigt und andererseits, weil die Gründer sich in der Regel nicht persönlich 
zum Gericht begeben wollen. Da Stellvertretung mit Rücksicht auf die zu be- 
wirkenden Erklärungen ausgeschlossen ist, bleibt die Einreichung der Erklärungen 
in Schriftform nur übrig. Es sind also bereitzustellen, und zwar in der für diese 
Fälle geforderten öffentlich beglaubigten Form?): 


1) Durch Verordnung vom 2.Nov. 1917 und vom 12.Febr. 1920 war die Errichtung 
von Aktiengesellschaften von staatlicher Genehmigung abhängig gemacht worden, um für 
die Zeit der Übergangswirtschaft volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigte Ansprüche vom Kapi- 
talmarkt fernhalten zu können. Nachdem diese Beschränkung sich nicht weiter als erforder- 
lich bewiesen hat, ist diese Verordnung nunmehr mit Wirkung vom 15. Oktober 1920 ab außer 
Kraft gesetzt worden. (Siehe Reichsanzeiger Nr. 231.) 

n 2) Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit $128 und HGB. $12, 
Absatz 1. N 

?) Hierunter fällt die Anmeldung zum Handelsregister. Ei 

*) GKG. 8 38, Absatz 5. 

5) HGB. 812. 
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1.Die Anmeldeerklärung, und zwar mit den Unterschriften sämtlicher zur Anmeldung Ver- 
 _ pflichteten '). 

2.Das von den Gründern unterzeichnete Aktionärverzeichnis?). 
8.Die Erklärung über erfolgte Barzahlung?). 

4. Die für die Aufbewahrung bei Gericht geforderten Unterschriften der Vorstandsmitglieder 4). 


Die Abfassung der nötigen Erklärungen, die in der Praxis fast immer in einer 
Urkunde vereinigt werden, wird keine besondere Kosten verursachen, denn der 
Notar kann keine Gebühren fordern für die bei den Gerichtsbehörden einzureichen- 
‘den Anträge behufs Erwirkung einer Eintragung in das Handelsregister, wenn er 
‚für die Aufnahme der seinen Anträgen zugrunde liegenden Urkunden Gebühren 
bezieht. Die Erledigung dieser Geschäfte fallen unter den Begriff gebührenfreie 
Nebengeschäfte °). 
| Es entstehen also durch die Bereitstellung der erforderlichen Urkunden nur 
Kosten infolge der Beurkundung der Erklärungen und infolge der Beglaubigung 
‚der zur Aufbewahrung beim Gericht bestimmten Unterschriften. Da die Zeich- 
nung der Unterschriften keinen notwendigen Bestandteil der Anmeldung bilden, 
‘werden sie in jedem Fall besonders bewertet, auch wenn sie mit der Anmelde- 
erklärung zusammen verbunden werden. 
'-° Für die Beurkundung der Anmeldung und der anderen Erklärungen ist, da 
es einseitige Erklärungen sind, nur die einfache volle Gebühr zu entrichten ®). Nach 
"838 Abs. 5 GKG. darf der für Anmeldungen zum Handelsregister zugrunde liegende 
"Wert in keinem Fall mehr als Gm. 200000.— betragen. Die Gebühr beträgt mithin 


| a oldmark 


I HA N & des 
u 280.— r — Hl ug Aktien- 
| FEN: 280.— x ==.0,283 kapitals 


Für die Beglaubigung der Unterschriften werden ?/,, der vollen Gebühr er- 
oben, Auf die Zahl der Unterschriften kommt es (im Gegensatz zu früher) nicht 
an’). Als Wert dieser Unterschriften sei nach $ 22 GKG. angenommen für 


Wert Gebühr v.T. 

| Fall 1 3 000.— Goldmark n 20 Goldmark = 0,0640 des 
i Mr: 12 000.— % 7.20 £ — 0,0360 } Aktien- 
% ae 60 000.— r 22.40 E A ‚0224 kapitals 


Wenn die nötigen Urkunden vorliegen, muß deren Übergabe an das Handels- 
‚register erfolgen, wobei der Eintragungsantrag zu stellen ist. Dies alles können 
‚die Beteiligten selbst vornehmen oder, wie es in der Praxis fast ausschließlich ge- 
‚schieht, durch ihren Notar beglaubigen lassen®). Besondere Gebühren entstehen 
auch hier nicht, da der Notar für diese Vermittlungstätigkeit keine Gebühr bezieht, 
weil er solche für die Ausstellung der einzureichenden Urkunden bezogen hat), 


N 
| I) HGB. $ 195, Absatz 1. 
2) HGB. $ 195, Absatz 2, Nr. 2. 
= 8) HGB. 8195, Absatz 3. 
‚  #) HGB. $ 195, Absatz 4. 
5), GebO. 810, Absatz 1. 
6) GebO. 85; GKG. 8 33. 
?) GebO. 95; GKG. 88 41, 38 Absatz 5. 
| 8) Ist nach 8129 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
. 17. Mai 1898 die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem Notar beurkundet 
‚der beglaubigt, so gilt dieser als ermächtigt, im Namen des zur Anmeldung Verpflichteten die 
‚Eintragung zu beantragen. 
9) GKG. 810, 


500 H. Wittler: 


Wenn die Urschriften oder ersten Ausfertigungen der Urkunden in den Besitz der 
zu gründenden Gesellschaft gelangen sollen, müssen, da alle eingereichten Papiere 
in Urschrift oder in beglaubigter Abschrift bei dem Gericht aufbewahrt werden #), 
entweder die Urkunden, wenn sie eingereicht worden sind, zurückgefordert oder 
von vornherein beglaubigte Abschriften oder weitere Ausfertigungen mit eingereicht 
werden. 


Im ersten Fall werden dann vom Gericht selbst die zur Aufbewahrung 
nötigen beglaubigten Abschriften hergestellt. Hierfür erhält das Gericht nur 
Schreibgebühren ?). Die Schreibgebühren betragen für jede Seite, die mindestens 
32 Zeilen von durchschnittlich 15 Silben enthält, Gm. 0.20, auch wenn die Ab- 
schriften auf mechanischem Wege hergestellt sind. Jede angefangene Seite wird 
als voll berechnet. Für Schriftstücke, die in fremder Sprache abgefaßt sind, für 
Schriftstücke in tabellarischer Form sowie für Verzeichnisse, Listen, Rechnungen, 
Handzeichnungen u. dgl. kann die Höhe der Schreibgebühren durch den Justiz- | 
minister anderweitig bestimmt werden °). 


Im zweiten Fall, in dem beglaubigte Abschriften oder weitere Ausfertigungen 
eingereicht werden, kann man sich diese Abschriften selbst anfertigen und vom 
Notar beglaubigen lassen, wofür 2/,, der vollen Gebühr, höchstens jedoch für jede 
Beglaubigung Gm. 20.— zu entrichten sind %). In der Praxis läßt man jedoch 
regelmäßig die nötigen Urkunden von dem Notar, der die Beurkundung vor 
genommen hat, bereitstellen. Dieser erhält dann nur Schreibgebühren®), die aber 
die gleichen sind, wie die im vorigen Absatz erwähnten. | 


Außer den genannten Gebühren oder Schreibgebühren werden für jede Be 
glaubigung, für jede beglaubigte Abschrift und für jede Ausfertigung noch Gm.3.— 
an Stempeln fällig ®). | 


Wenn also der Notar die Anmeldung zum Handelsregister übernimmt, so kann 
er neben der Anmeldungsgebühr und der Unterschriftsbeglaubigungsgebühr nur 
noch Schreibgebühren für die Beifügung einer Abschrift des Gesellschaftsvertrages 
und des Handelskammerrevisionsberichtes berechnen; bei der Annahme, daß der 
Gesellschaftsvertrag 15 Seiten und der Bericht der Handelskammer fünf Seiten 
umfaßt, wäre eine Schreibgebühr von 20 Seiten zu Gm. 0.20 für alle drei Fälle 
zu berechnen, also für jeden Fall Gm. 4.—. 


e) Kosten der gerichtlichen Eintragung in das Handelsregister. 


Nach diesen Ausgaben, die entstehen können, bis die erforderlichen Papiere 
mit dem Eintragungsantrag beim Gericht sind, sind die Kosten für die Eintragung 
selbst zu besprechen. Die Gebühren für die Eintragung werden nach dem Betrage 
‚des Gesellschaftskapitals, bei Erhöhungen oder Herabsetzungen desselben nach 
dem Betrage der Erhöhung oder Herabsetzung berechnet. Ist das Gesellschafts- 
kapital nicht voll eingezahlt, so ist der Gesellschaft auf Verlangen zu gestatten, 
zunächst nur denjenigen Gebührenbetrag zu bezahlen, welcher dem eingezahlten 
Kapital entspricht, und den Rest nach Maßgabe der erfolgenden Eintragung nach- 


1) HGB. 8195. 

2) GKG. 8109, Absatz 1, Nr.1b. 
3) GKG. 8110, Absatz 1. 

4). GKG. 850, 

5) 820, Abs.2 GebO. 

°) PrStStG. Tarif Nr.1 u. 10. 


d 
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träglich zu entrichten. Die Gebühren entsprechen den einfachen Gebühren des 
832 GKG.!). Sie betragen im 


Fall 1 100.— Goldmark =2 v.T. des 
0% 280.— n m ee | Aktien- 
Es 1240.— “ = 1,24 „ „ J kapitals 


Das Gericht hat die Eintragungen und die wichtigsten Angaben im. Reichs- 
anzeiger und mindestens in noch einem anderen Blatte zu veröffentlichen 2). Diese 
Kosten sind von der Gesellschaft zu ersetzen3). Sie betragen etwa durchschnittlich 
für diese gesetzlich vorgeschriebenen Veröffentlichungen, bei der -Annahme, die 
Eintragung umfasse in den vorgeschriebenen Zeitungen je 55 Zeilen, in allen 
drei Fällen Gm. 137.50). | 


f) Kosten des Aktiendruckes. 


Weitere Kosten entstehen, wenn die Anteile am Gesellschaftsvermögen in 
Wertpapierform (Aktien) ausgegeben werden. Die Höhe dieser Kosten hängt von 
dem gewählten Papier, der sonstigen Ausstattung und dem Druck ab. Ebenso hat 
die Wahl der Stückelung einen Einfluß. Bis zum 31. Dezember 1923 mußte der 
Mindestbetrag einer Aktie 6 1000.— sein). Durch 817 der Verordnung über 
Goldbilanzen®) wurde diese Vorschrift derart abgeändert, daß ab 1. Januar 1924 
‘ Aktien mit einem Mindestbetrage von Gm. 100.— ausgegeben werden und in be- 

sonders vorgeschriebenen Fällen über Gm. 20.— lauten können. Zur Berech- 
. nung der Druckkosten nehme ich an, daß der Nennbetrag der Aktien Gm. 100.— 
' sei, in Erwägung der Tatsache, daß es infolge der heutigen allgemeinen Ver- 
‚ armung ungleich schwerer ist, eine neu auszugebende Aktie zu Gm. 100.— unter- 
' zubringen, als in Friedenszeiten eine Aktie zu #6 1000.—. Wenn also die Aktie 
\“ weiterhin die Aufgabe erhalten soll, wie früher möglichst viele kleine Kapitalien 


1 


‘in die Kanäle des Wirtschaftslebens zu führen, so muß sie der allgemeinen wiirt- 
ı schaftlichen Lage Rechnung tragen und ihren Nennbetrag so stellen, daß es einer 
| größeren Zahl von Kapitalisten möglich ist, sich an einem Unternehmen zu be- 
\ teiligen. 
F Wird also der Nennbetrag der Aktien auf Gm. 100.— gestellt, so sind in den 
ı drei Fällen 500, 2000 und 10000 Stück Aktien mit Dividendenscheinbogen not- 
ı wendig. Akt 
Eine der größten Kölner Druckereien berechnet folgende Druckkosten: 

Aktien und Gewinnanteilscheinblätter, letztere enthaltend einen Erneuerungs- 
‘schein und zehn Gewinnanteilscheine, je Quartblatt, Größe zirka 22,5x 28,5 cm, 
einseitig bedruckt, in mehrfarbiger Buchdruckausführung, fortlaufend nummeriert, 


2) HGB. 8810, 199. 

®) GKG. $ 109, Absatz 1, Nr. 3. I ? 

4) Außer dem Reichsanzeiger sind für das Handelsregistergericht Köln die Veröffent- 
Hlichungen durch die Kölnische Zeitung und Kölnische Volkszeitung bekanntzugeben. Die 
"Eintragungsgebühr beträgt pro Zeile für den Reichsanzeiger 4 1.—, für die Kölnische Zeitung 
Gm. 0,80, für die Kölnische Volkszeitung Gm. 0,70. 

5) 8180, Abs.1 HGB. 


| 6) Vom 28. Dezember 1923. 
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bei Verwendung eines besonders gesetzlich geschützten Werttitelpapieres, bei 


Anfertigung von 
bis 1000 2000 10 000 Stück 


in zweifarbigem Buchdruck 220.— 275.— 600.— Goldmark 
„ dreifarbigem # 280.— 345.— 705.— 5 

Werden die Wertpapiere mit Prägestempeldruck versehen, so erhöhen sich 
die vorstehenden Kosten: | 

um 20.— 25.— 85.— Goldmark 

Für die Anfertigung von 500 Stück Aktien sind 7500 der Anfertigungskosten | 
von 1000 Stück anzusetzen. 

Die Aktienurkunden müssen nach $ 16 der „Vorläufigen Vollzugsanweisung | 
zu den Vorschriften des KVStG. über die Gesellschaftssteuer von Kapitalgesell- 
schaften‘ vom 6. 
Wertpapieres versehen werden: 

„Den Vorschriften des Kapitalverkehrsteuergesetzes über die Saene Lac ist 
nach der Bescheinigung des Finanzamtes in....... vom... Nr... . des Anmelde 
buches genügt.“ 

Dieser Vermerk darf aber nur auf Grund einer vom Finanzamt auf Antrag zu | 
erteilenden Bescheinigung auf die Urkunde gesetzt werden. | 

Sonstige Kosten beim Druck der Aktienurkunden entstehen durch die Her- 
stellung des Prägestempelklischees und der Unterschriftenklischees. Die Preise für 
die Herstellung dieser Klischees richten sich nach der Größe und Aus 
der Stempel. | | 

Der Präge- (Trocken-) Stempel, der zum Einpressen der Firma der Aktien- 
gesellschaft in die Urkunde dient, muß aus Messing hergestellt werden. Die Kosten 
seiner Anfertigung belaufen sich auf etwa Gm. 20.— bis Gm. 25.—. 

Nach 8 181 HGB. müssen die Aktien unterschrieben werden. Es genügt eine 
ım Wege der mechanischen Vervielfältigung hergestellte Namensunterschrift. Wer 
die Unterschrift zu leisten hat, ist im Gesetz nicht gesagt. Hier gilt die allgemeine 
Regel, daß der Vorstand als gesetzlicher Vertreter der Gesellschaft unterschreibt. 
Die Mitunterschrift anderer Organe ist zulässig, z. B. die des Vorsitzenden des Auf 
sichtsrates. Es kann aber auch bestimmt werden, daß die Unterschrift anderer 
Organe erforderlich ist ?). 

Ich nehme für meine Kostenberechnung an, daß die Aktienurkunden mit zwei 
Namensunterschriften versehen werden, die entweder beide von Vorstandsmit- 
gliedern herrühren können, oder eine Unterschrift von einem Vorstands- und eine 
von einem Aufsichtsratsmitglied oder einem besonderen Treuhänder. In allen 
Fällen müssen stets zwei Unterschriftklischees angefertigt werden, die pro Stück 
mit Gm. 12.— berechnet werden. 

‚ Das HGB. sagt ebenfalls nichts über die Ausgabe von Erneuerungs- und Divi- | 
dendenscheinen; es bestimmt nur in $ 213, daß die Aktionäre, solange die Gesell 
schaft besteht, nur Anspruch auf den Reingewinn haben, soweit dieser nicht nach 
dem Gesetz oder dem Gesellschaftsvertrage von der Verteilung ausgeschlossen ist. 
Schlesinger führt in seinem Buche ‚Die rechtliche Natur der Aktiendividendi) 
scheine“ ®) aus, daß die Ausstellung eines Dividendenscheines nicht unbedingt ' 
notwendig sei. Es kann die Geltendmachung des Dividendenrechtes auch an die ' 


Vorlegung der Aktien geknüpft sein; das ist der Fall, wenn keine Dividendenscheine 
TE <. Ei 


I) Zentralblatt für das Deutsche Reich S. 257. 
°) Vgl. „Das Recht der Aktiengesellschaften‘‘ von Karl Lehmann I., S. 200 und 189. 
8) Berlin 1917. 
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ausgegeben sind. Ebenfalls gibt es keine Klage des Aktionärs auf Aushändigung 
von Dividendenscheinen, wenn die Generalversammlung die Ausgabe der Aktien 
ohne solche beschlossen hat). 

Ob es in der Praxis tatsächlich Aktien ohne Dividendenscheine und ohne 
Erneuerungsscheine (Talons) gibt, entzieht sich meiner Kenntnis. Dieser Fall 
wird wahrscheinlich auch zu den Seltenheiten gehören, da die Ausgabe von Divi- 
dendenscheinen mit den dazugehörigen Talons für die Aktionäre aus rein wirt- 
schaftlichen Gründen sehr wünschenswert ist und ebenso für die Aktiengesellschaft 
als solche aus verwaltungstechnischen Gründen. 

Werden mithin Dividendenscheine mit Talons ausgegeben, so werden si2 mit 
denselben Unterschriften versehen wie die Aktien. Wegen des kleineren Formats 
der Dividendenscheine und Talons können nicht dieselben Klischees verwandt wer- 
den, sondern sie müssen entsprechend verkleinert werden. 

Für die Anfertigung der Zinsscheinbogen sind erforderlich: für den Talon ein 
kleineres Unterschriftenklischee und für die Zinsscheine zehn gleichgroße Stereo- 
typen (oder Galvanos) von jeder Unterschrift. Bei zwei Unterschriften auf den 
Aktienurkunden sind insgesamt zwei kleinere Unterschriftsklischees und zwanzig 
Stereotypen erforderlich. Die Kosten der Herstellung betragen für die Original- 
klischees wiederum Gm. 12.— pro Stück und Gm. 2.— für jedes Stereotyp. 

Bei der Besprechung der Gründungskosten bei der Bargründung bin ich von 
der Annahme ausgegangen, daß sämtliche notariellen Verhandlungen in der Amts- 
stube des hinzugezogenen Notars stattgefunden haben. Wird aber auf Verlangen 
der Partei oder mit Rücksicht auf die Art der Rechtshandlung die letztere außer- 
halb der Amtsstube des Notars vorgenommen, so werden neben den auf S.489 an- 
geführten notariellen Gebühren noch die Hälfte der vollen Gebühr der Verhandlung 
erhoben; diese Zusatzgebühr darf die für das Geschäft selbst zu erhebende Gebühr 
nicht übersteigen und beträgt im Höchstfalle Gm. 50.—?). Diese Erhöhung beträgt 
demnach im 


Fall 1 50.— Goldmark =1 v.T. des 
ch 50.— —=:0,25-,.—,7-+-- Aktien- 
PB 50.— N —= 0,05 „ „ J kapitals 


g) Zusammenstellung der Gründungskosten bei Bargründungen. 


Zur größeren Übersichtlichkeit füge ich die gesamten Bargründungskosten in 
Tabellenform bei: 


Kosten der Bargründung bei einem Grundkapital von: 


.M. 
ix 


50 000.— G.M. 200 000.— G.M. | 1 000 000.— G 


G.M. rt G.M. vT G.M. v. 
Kosten der notariellen 


"1 Verhandlung (Seite 489) 277.50= 5,550 756.--—= 3,7800 | 2810.— = 2,8100 
N | Gesellschaftsteuer. ..... | 2500.— = 50,000 10 000.— = 50,0000 | 50 000.— == 50,0000 
|| Handelskammerrevision 400.— = 8,000 600.— = 3,000 1 600.— = 1,600 


Anmeldung zum Han- 
delsregister 100.— = 2,000 280.— = 1,4000 280.— = 0,2800 


1) Entscheidung des Oberlandesgerichtes Hamburg in der Leipziger Zeitschrift f. deut- 


sches Recht 1917, S. 1103. 


2) 851 GKG. 
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Kosten der Bargründung bei einem Grundkapital von: (Fortsetzung.) 


Beglaubigung der Unter- 
schriftszeichnung für 


Kosten der Veröffent- 
lichung d. Eintragung 
Aktiendruck (zweifarbig) 
mit Prägestempel ver- 


— 2,750 


Handelsregister . 22.40 = 0,0224 
Stempel hierzu : . 3.—— 0,0030 | 
Schreibgebühr f. Gesell- 

schaftsvertrag u. Han- 

delskammerbericht . —= 0,080 4.— = 0,0040 
Gerichtskosten d. Ein- | 

tragung !» .ı..94 == 2000 = 1,4000 | 1240.— —= 1,2400 | 

N 
| 


—= 0,6875 137.50 = 0,1375 


sehen Ann — 3,600 = 1,5000 685.— —= 0,6850 
Anfertigung des Präge- 
stempels. ..% 2,5 20.— = 0,400 —= 0,1000 20,--—= 0,0200 
Anfertigung von Unter- 
| schriftklischees: | 
2 große s 24.— = 0,480 24.—— 0,0240 | 
2:kleine „u ZI, 8 24.— = 0,480 24.— —= 0,0240 
20 Stereotypen ..... . 40.— = 0,800 40.— = 0,0400 | 
| 3813,20 — 7,6264 | 12 475.70 —= 6,23785 15 839.90 — 5,6889 
fo lo % 1 


Bei Zusammenfassung der einzelnen Kostengruppen ergibt sich folgendes 
Bild: 


Kosten bei einem Grundkapital von Goldmark: 


am DIE 


Wi T. w’T; 


| 
| 
| 
756.——= 3,7800 | 2810.—— 2 ‚8100 co) 


Notarielle Verhandlung. 277.50= 5,550 
Gesellschaftsteuer . . 2500.— = 50,000 | 10 000.— = 50,0000 | 50 000.— = 50,0000 
Handelskammerrevision 400.— = 8,000 600.— = 3,0000 1 600,— = 1,6000 
Handelsregisteranmel- 
Ünng, u ee 110.20 2,204 294.20= 1,4710 |  309.40— 0,3094 | 
Fan delsregelsneitignd | 
PInE., „este 237.50 — 4,750 417,50 2,0875 1377.50= 1,3775] 
Aktiendruck . ...... 288.— — 5,760 408.— = 2,0400 793.— —= 0,7930 | 


Insgesamt Goldmark: | 3813.20 — 76,264 | 12 475.70 — 62,3785 | 56 889.90 — 56,8899 | 
5 “ER 


ut vH | 
oder ausgedrückt in Pro- 
ZENIEN . 2. Va 


Diese Kostenprozentziffern würden sich erhöhen um 1%, wenn die Gründer 
vor der Tätigung des notariellen Vertrages eine Treuhandberatung in Anspruch ge- 
nommen hätten. Ebenso erhöhen sich diese Prozentziffern um 1 bzw. 0,25 bzw. 


0,05 °/,., wenn die notarielle Verhandlung nicht in der Amtsstube des Notars statt- 
findet. 


| 
7,6264], | 6,2379], | 5,6890%), | 
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3. Mehrkosten bei qualifizierter Gründung. 


Im Vorhergehenden wurden die Gründungskosten einer Aktiengesellschaft bei 
der Annahme einer Bargründung betrachtet. Es sind nun die Mehrkosten zu be- 
sprechen, die entstehen, wenn das Grundkapital teils durch Barzahlung und teils 
durch Sacheinlagen aufgebracht wird. i 

Um eine Vergleichbarkeit der Kostenprozentsätze einer Bargründung mit denen 
einer qualifizierten Gründung zu erzielen, muß von der gleichen Voraussetzung aus- 
‚gegangen werden, daß nämlich die Aktiengesellschaften mit einem Grundkapital 
von Gm. 50. 000.—, 200000.— und 1000000.— gegründet werden; das Grundkapital 
wird aber hier entweder ganz durch Sacheinlagen aufgebracht, oder zum Teil durch 
Sacheinlagen und der verbleibende Rest in barem Geld oder geldwerten Forderun- 
gen oder Darlehen. Auch in diesen drei Fällen der Gründung sollen wiederum die 
Aktien zu 100 00 ausgegeben werden. 

Die qualifizierte Gründung kann sein:!) 
entweder eine Umwandlung eines bereits bestehenden Unternehmens in eine Aktiengesell- 
schaft unter Hinzuziehung neuen Betriebskapitals 
oder eine Gründung von Grund auf (also eine tatsächliche Neugründung), in der ein Teil 

des Aktienkapitals durch Einbringung von Grundstücken und Gebäuden, durch Ein- 
bringung von Patenten, Lizenzen oder Fabrikationsmethoden und der andere Teil 
durch Barzahlung gedeckt wird. 

Es kommt hier nicht darauf an, alle Möglichkeiten einer qualifizierten Grün- 
dung erschöpfend zu behandeln; es muß aber darauf hingewiesen werden, daß bei 
dem Vorliegen der einen oder anderen Art der qualifizierten Gründung die Grün- 
dungskosten höher oder niedriger sein können. ‘Meine Kostenberechnung für die 
qualifizierte Gründung ist daher nicht für alle Arten der Sachgründung maßgebend, 
sondern hier gibt der einzelne Fall den Ausschlag. | 

Das Einbringen von Sachwerten kann auf die verschiedenartigste Weise vor 
sich gehen. Bei der Umwandlung eines bestehenden Unternehmens in eine Aktien- 

gesellschaft können folgende Möglichkeiten vorhanden sein: 

Das eingebrachte Unternehmen besitzt 
l. als Aktiva: Grundstücke, Gebäude, Maschinen neben anderen Aktiven; 

 2.keine Anlagewerte, sondern nur umlaufende Werte (Handelsunternehmen ohne eigene Grund- 
stücke, Gebäude und Maschinen); 

83.hat unter den Passiven Darlehensschulden, die als Schulden übernommen werden; 

‘4. hat unter den Passiven Darlehensschulden, die von den Darlehensgläubigern gegen Verlei- 
hung von Gesellschaftsrechten eingebracht werden. 

Als Unterart aller dieser Umwandlungsgründungen kann der Fall angesehen 
werden, daß bei Gelegenheit dieser Umwandlung neues Betriebskapital herange- 

zogen wird und dieses neu herangezogene Kapital wiederum aus Barkapital und 
'Sachkapital besteht. Ein neu hinzutretender Gesellschafter bringt z.B. ein an- 
\liegendes Grundstück zum Zweck der Betriebsvergrößerung oder neue Maschinen 
zur Intensivierung des Betriebes ein. In der Praxis werden gerade derartige Fälle 
"häufig vorkommen, wenn der Zweck der Umwandlung weniger der Behebung der 
Kapitalnot gilt als der Vergrößerung des Betriebes, vielleicht durch Aufnahme neuer 
Fabrikationszweige unter gleichzeitiger Heranziehung neuer Betriebskapitalien. Die 
Motive zur Neu- und Umgründung in die Form der Kapitalgesellschaft können ganz 
verschieden sein, wenn nicht sogar verschiedene Motive zusammenwirken?). 


A T) Vgl. die Ausführungen von Prof. Dr. W. Kalveram, Frankfurt a.M. i. d. Zeitschrift £. 
\ Betriebswirtschaft, Jahrgang 1, Heft 1, S. 62, 63. vr 

w 2) Vgl. „Die Gründung von Aktiengesellschaften“ von Prof. Dr. W.Kalveram in der Zeit- 
"schrift für Betriebswirtschaft Heft 1, S. 65 ff. unter II. A. u. B. 
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Bei einer tatsächlichen Neugründung mit Einbringung von Sachwerten können 
ebenfalls verschiedene Möglichkeiten der Einbringung von Sachwerten (neben dem 
Barkapital) vorhanden sein. 


1.Es können Grundstücke ohne Gebäude eingebracht werden. 
2.Es können Grundstücke mit Gebäude eingebracht werden 
a) ohne Belastung, 
b) mit Belastung. 
3.Es können Sachwerte eingebracht werden, z. B. Patente, Lizenzen, neue Fabrikations- 


methoden 
4. Es anne die Fälle zu 1. 2. und 3. kombiniert vorkommen. 


In allen diesen Fällen, sowohl bei der Umwandlungsgründung wie auch der 
qualifizierten Neugründung, können die eingebrachten Werte im Verhältnis zum 
Grundkapital eine verschieden hohe Prozentziffer betragen. Mit der Veränderung 
dieser Prozentziffer schwanken auch die Gründungskosten der qualifizierten Grün- 
dung. Da es unmöglich ist, im Rahmen dieser Arbeit die Kostenprozentziffern 
aller eventuell vorkommenden Sachgründungen zu besprechen, soll für die wei- 
tere Besprechung ein Fall aus der Fülle der Gründungserscheinungen herausge- 
griffen werden, der folgende Form haben möge: 

Ein bestehendes Unternehmen wird umgewandelt in eine Aktiengesellschaft 
unter gleichzeitiger Heranziehung von neuen baren Betriebsmitteln. Die Über- 
nahmebilanz dieses Unternehmens möge lauten, wenn es sich um eine qualifizierte 
Gründung handelt mit einem Grundkapital von Gm. 50000.— (siehe Spalte 1), 
Gm. 200 000.— (Spalte 2) und Gm. 1000000.— (Spalte 3): 


Aktiva 
(alles in Goldmark) 
2 2. 3. 
Grundstücke und Gebäude 17500.— 70 000.— 350 000.— 
Maschinen . . . | 5 000.— 20 000.— 160 000.— 
sonstige Aktiva . . . „ 88479.— 353 915.— 1 769 575.— 
110 979.— 443 915.— 2 219 575.— 
Passiva 
(alles in Goldmark) 
1 2. 3. 
Kapital . . 2... 25 000.— 100 000.— 500 000.— 
sonstige Passiva . . . . 85979. 343 915.— 1 719 575.— 


110979 — 443 915.— 2 219575.— 


Unter den sonstigen Passiven mögen enthalten sein an Darlehnsforderungen im 


Fall 1 5 000.— Goldmark 
u 20 000.— 
Be 100 000.— n 


die aber gegen Verleihung von Gesellschaftsrechten von den Darlehensgläubigern 
eingebracht werden. 

Der oder die Vorbesitzer bringen demnach ihr Geschäft in die neu zu grün- 
dende Aktiengesellschaft zum Werte von Gm. 25000.— bzw. 100000.— und 
500000.— ein (unter der Annahme, daß die einzelnen Bilanzposten der Übernahme- 
bilanz bereits zum gemeinen Werte im steuerlichen Sinne eingesetzt sind) und er- 
halten dafür Aktien in Höhe von Gm. 25000 bzw. 100000.— und 500000 (bei einem 
Ausgabekurs von 100%). Die früheren Darlehensgläubiger bringen ihre Dar- 


bj 
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lehensforderungen gegen einen entsprechenden Betrag von Aktien ein und der Rest 
des Grundkapitals von Gm. 20000.—, 80000 und 400000 wird in bar eingezahlt. 
Mit dieser Regelung wäre das Grundkapital aufgebracht. 


a) Grunderwerbsteuer. 


In allen drei Fällen werden 35 %0 des Grundkapitals durch Einbringung von 
Grundstücken gedeckt. Von diesem Übergang des Eigentums an inländischen 
Grundstücken wird nach dem GEStG.1) eine Steuer erhoben. Der $ 1 GEStG. stellt 
den Grundsatz auf, daß der Übergang des Eigentums an einem inländischen Grund- 
‚stück besteuert wird. Die Frage, welcher Rechtsvorgang am zweckmäßigsten zur 
Steuer herangezogen werden soll, ob das obligatorische Rechtsgeschäft (notarieller 
Kaufvertrag usw.) oder der Eigentumsübergang (Eintragung in das Grundbuch auf 
Grund der Auflassung) wird in der Begründung zum GEStG.?) eingehend geprüft. 
Dort heißt es: Fu 


„Nach dem Reichsstempelgesetz und auch nach dem preußischen Stempelsteuergesetz 
schließt die Abgabe an das obligatorische Veräußerungsgeschäft an, während die Gemeinde- 
umsatzsteuerordnungen, jedenfalls in Preußen, in der überwiegenden Mehrzahl den Eigentums- 
übergang selbst zugrunde legen. Der Entwurf ist diesem letzterem Vorgehen gefolgt. Es ist 
hierin ein steuertechnischer Vorzug vor dem bisher üblichen stempelrechtlichen Verfahren zu 
sehen. Einmal fallen die zivilrechtlichen Schwierigkeiten der Feststellung, ob ein Veräuße- 
rungsgeschäft der betreffenden Tarifnummern vorliegt, im wesentlichen weg oder beschränken 
sich doch wenigstens lediglich auf die im $5 des Entwurfs behandelten Fälle. Gerade die 
Praxis der preußischen Gemeindeumsatzsteuerordnungen hat gezeigt, daß die bisherigen Ver- 
suche des Stempelsteuergesetzes, den Begriff des Veräußerungsgeschäftes richtig abzu- 
grenzen, nicht ausreichen, um den immer neuen Formen des Grundstückhandels gerecht zu 
werden. Die Gemeinden haben daher in Preußen fast sämtlich die frühere Form der Anknüp- 
fung an das obligatorische Geschäft verlassen und sind zur Besteuerung des Eigentumserwer- 
bes übergegangen. Die Auflassung und die Eintragung, an die die Steuerpflicht grundsätzlich 
anknüpft ($ 4), ist leicht feststellbar und kontrollierbar. Vor allem aber fällt mit dieser Ände- 
derung der Rechtsgrundlage eine besonders lästige Begleiterscheinung des bisherigen Stempel- 
rechts weg. Das sind die zahlreichen Erstattungsanträge, die jetzt notwendig wurden, wenn 
nachträglich das Veräußerungsgeschäft aus irgendeinem Grunde nicht zur Auflassung führte. 
Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß diese Erstattungsanträge eine ganz unverhältnismäßige 
Arbeit erfordern. Die Erstattungen sind eine Folge der jetzigen Form der Besteuerungen, die 
an das Hauptgeschäft, ohne Rücksicht darauf, ob ihm wirklich ein Eigentumsübergang folgt, 
anknüpft: wird das Kaufgeschäft aus irgendeinem Grunde nicht ausgeführt, so tritt der Kampf 
um die Erstattung ein. Diese ganze unfruchtbare Arbeit, bei der es selbstverständlich nicht 
ohne wirtschaftliche Härten abgeht, fällt weg, wenn statt des obligatorischen Geschäfts der 
dingliche Eigentumsübergang zum Ausgangspunkt der Steuererhebung genommen wird. 

Ferner hat der Anschluß an den dinglichen Eigentumsübergang den wesentlichen Vor- 
teil, daß es möglich wird, sich bei der Fassung der Vorschriften eng an das Zuwachssteuer- 
gesetz anzuschließen. Damit kann die gesamte Arbeit in Rechtsprechung und Literatur über- 
nommen werden, die über die betreffenden Vorschriften bereits geleistet ist; das gleiche gilt 
bezüglich der Praxis der Gemeindebehörden und der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte 
über die Gemeinde- und Kreisumsatzsteuerordnungen in Preußen. 

Um zu verhüten, daß zur Ersparung der Steuer oder doch von Zinsen die Eigentums- 
übertragung ungebührlich hinausgezogen wird, kennt der Entwurf nach dem Vorgang des Zu- 
wachssteuergesetzes die subsidiäre Besteuerung des obligatorischen Geschäftes nach Verlauf 
eines Jahres. Auch $35 Absatz 2 dient der Erfassung nicht zur Eintragung führender Ge- 
schäfte. Im übrigen bleiben Zwischengeschäfte von der Steuer nicht verschont, sondern wer- 
den mit der schließlichen Eintragung zusammen besteuert.“ 


Die Grunderwerbssteuerordnungen der Gemeinden und Kreise in Preußen be- 


steuerten nicht etwa in der Regel den Eigentumserwerb schlechtweg, sondern ent- 
weder den „abgeleiteten“ oder den „freiwilligen“ Eigentumserwerb. Diese Fassung 


1) Grunderwerbsteuergesetz vom 12. Sept. 1919, RGBl., S. 1617. 
2) Begründung zum Grunderwerbsteuergesetz S. 16. 
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entsprach dem alten bzw. neuen ministeriellen Muster. „Abgeleitet“ ist der Eigen- 
tumserwerb, bei welchem der Erwerber sein Recht auf das des bisherigen Eigen- 
tümers stützt (derivativer Erwerb genannt) also z. B. der Erwerb durch Kauf, Erb: 
folge, Einbringen in eine Gesellschaft usw. Gegensatz ist der „originäre‘‘ oder „erst- 
malige‘“ Erwerb, bei dem der Eigentümer sein Recht nicht von dem Rechte eines 
Eigentumsvorgängers ableitet, also z.B. der Erwerb eines herrenlosen Grund- 
stückes, der Erwerb in der Zwangsversteigerung (denn hier wird das Recht auf den 
Spruch des Richters gegründet, nicht vom Eigentumsvorgänger übernommen), fer- 
ner auf Grund eines Enteigungsbeschlusses. „Freiwillig“ ist der Eigentumserwerb, 
wenn er auf dem Vertragswillen zweier Parteien beruht, also Erwerb durch Kauf, 
Tausch, Schenkung). u 
| Für das geltende Recht sind nunmehr diese Begriffe durch $ 1 des Gesetzes be- 
deutungslos geworden. Denn versteuert wird der „Übergang“ des Eigentums 
schlechtweg, das bedeutet eine wesentliche Vereinfachung gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand, denn außergewöhnlich viel Mühe und Arbeit mußte der Frage ge- 
widmet werden, ob ein Eigentumserwerb „abgeleitet“ oder „freiwillig“ war oder 
nicht. Die Begründung bemerkt hierzu folgendes: h 

„Der Wortlaut entspricht dem $ 1, Absatz 1 des Zuwachssteuergesetzes. Unter Übergang 
des Eigentums ist nicht nur der rechtsgeschäftlich abgeleitete Erwerb zu verstehen, sondern 
jeder — auch originärer — Erwerb, der sich als einen Wechsel des Eigentums darstellt, bei 
dem also ein bisher schon vorhandenes Eigentum auf einen anderen übergeht, mag sich die- 
ser Übergang auch, wie bei der Zwangsversteigerung und der Enteignung oder der Konsolida- 
tion im Bergrecht, durch behördlichen Spruch vollziehen.“ 

Der Übergang des Eigentums an einem Grundstück kann sich also vollziehen: 


a) durch Rechtsgeschäft (z. B. Kauf, Tausch, Einbringung in eine Gesellschaft); 
b) durch richterliche Anordnung (z.B. Erwerb im Wege der Zwangsversteigerung); 
c) kraft Gesetzes (z.B. Erbgang). 


_ Im Rahmen dieser Arbeit interessiert nur der Fall zu a), als ein Fall der frei- 
willigen Übertragung des Eigentums, die durch Auflassung und Eintragung in 
Grundbuch erfolgt. FE 

Die Steuerpflicht wird nach $ 4 GEStG. begründet durch die Eintragung in das 
Grundbuch; der Steuersatz beträgt nach $ 17 des Gesetzes 40%. Zu diesen 4% 


Reichssteuern kommt noch ein Zuschlag von 2 bzw. 4% für das Land und die Kom- 
munen hinzu 2). 


!) Die Ausdrucksweise stammt aus dem Pr. Eigentumserwerbsgesetz vom 5. Mai 1872, 

2) Die $$ 32—34 des GESItG., die die Verteilung des Steueraufkommens zwischen Reich, 
Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) regelten, sind durch $ 70, Absatz 2 und 3 des 
Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Finanzausgleichs- 
gesetz, siehe Reichsgesetzblatt 1923, S. 494 ff.), mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab durch 
die Vorschriften der 88 34—37 des Finanzausgleichsgesetzes ersetzt worden. Von diesen Para- 
graphen lautet: 


FEIERN er 


$34, Absatz 2. 


Die Grunderwerbsteuer gilt als Reichssteuer im Sinne des $1, Absatz 2 der Reichsab- Y 
gabenordnung. 
8 36. | 


Die Länder sowie mit deren Genehmigung die Gemeinden und Gemeindeverbände können 
Zuschläge zur Grunderwerbsteuer für ihre Rechnung erheben. Sie sind befugt, die Zuschläge 
nach sachlichen Merkmalen der Grundstücke abzustufen, insbesondere unbebaute Grundstücke 
voraus zu belasten. h 

Die Zuschläge dürfen zusammen für Land, Gemeinde und Gemeindeverband nicht mehr 
als zwei vom Hundert und, wenn eine Wertzuwachssteuer nicht erhoben wird, nicht mehr als 
vier vom Hundert des steuerpflichtigen Wertes betragen, wovon höchstens die Hälfte auf das 
Land entfallen darf. Diese Höchstsätze dürfen auch in den Fällen der Abstufung der Sätze und 
der Vorausbelastung von Grundstücken nicht überschritten werden. 


x 
En a 
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. Die Autonomie der Einzelstaaten sowie der Gemeinden und Gemeindeverbände 
ist durch 837 Abs. 2 und 31) GEStG. und $36 Finanzausgleichsgesetz (siehe Anm: 2 
zu voriger Seite) insoweit aufgehoben, als ihnen nur noch gestattet ist, zu der 
Reichsgrunderwerbsteuer Zuschläge zu erheben und diese Zuschläge nach sach- 
lichen Merkmalen abzustufen. Hierdurch wird für das Gebiet des gesamten Reichs 
die..so dringend notwendige Einheitlichkeit für das Grunderwerbsteuerrecht ein- 
geführt. Es war ein wenig erfreulicher Zustand, daß jede Gemeinde die Besteue- 
zung des Grundwechsels nach ihren Wünschen regeln konnte. 
Gemäß $ 34 Finanzausgleichsgesetz erhalten zwar die Länder das Aufkommen 
‚an Grunderwerbsteuer in voller Höhe. Hierdurch wird: aber an dem rechtlichen 
Charakter der Grunderwerbsteuer als einer Reichssteuer nichts geändert; Gläu- 
biger der ganzen Steuer ist das Reich. Die Zuschläge?) des $ 36 des Finanzaus- 
gleichsgesetzes hingegen sind Landes- bzw. Gemeindesteuern. Es finden jedoch auch 
hier die Ermäßigungsvorschriften des GEStG. Anwendung; ebenso gelten für die 
Verwaltung der Zuschläge dieselben Vorschriften wie für die Reichssteuern. | 
Der Landeszuschlag wurde in Preußen durch das ‚Gesetz betreffend die Er: 
hebung von Zuschlägen zur Grunderwerbsteuer“ 3) geregelt; dieses Gesetz be- 
stimmt: | PISTEN | 
| | 81. He 
Der preußische Staat erhebt zu der auf Grund des $ 34 des Grunderwerbsteuergesetzes 
vom 12. September 1919 und des 840 des Landessteuergesetzes*) vom 30. März 1920 veran- 
lagten Grunderwerbsteuer rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab einen Zuschlag von 1 vom 
Hundert zur Staatskasse. Po. 82 
Zuschläge zur Grunderwerbsteuer auf Grund des $34 des Grunderwerbsteuergesetzes 
vom 12. September 1919 und des 840 des Landessteuergesetzes vom 30. März 1920 dürfen 
ferner rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab erheben: 
1. Stadtkreise bis zur Höhe von 1 vom Hundert; 
2. Landkreise bis zur Höhe von 1a vom Hundert; 
3. kreisangehörige Gemeinden bis zur Höhe von 4, vom Hundert. | 
Solange eine kreisangehörige Gemeinde keine Zuschläge erhebt, darf der Kreis deren 
Anteil erheben. s | 
Js | | 83. ; 
Die Zuschläge werden in Gemeinden durch Gemeindebeschluß, in Landkreisen durch 
Kreistagsbeschluß festgesetzt. | 
Durch das „Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes betreffend die Erhebung von 
Zuschlägen zur Grunderwerbsteuer vom 7. Mai 1920*°) wurde weiter bestimmt, daß 
der Zuschlag vom steuerpflichtigen Werte des Grundstückes zu erheben sel. Von 


Soweit das Grunderwerbsteuergesetz Ermäßigungen vorsieht, sind die Zuschläge im 
gleichen Verhältnis zu ermäßigen. | | 
- * Für die Verwaltung der Zuschläge und das Rechtsmittelverfahren gelten dieselben Vor- 
schriften wie für die Reichsstener. Die Länder sind berechtiet, insoweit das Rechtsmittel auf 
einen lediglich für die Zuschläge geltenden Grund gestützt wird, das Rechtsmittelverfahren ab- 
_ weichend von den Vorschriften der Reichsabgabenordnung zu regeln. 
rn, 837, Absatz 3 GEStG. lautet: h 
Neue Abgaben der in Absatz 2 genannten Art dürfen von den Ländern, Gemeinden und 
' Gemeindeverbänden nicht eingeführt werden. 
| 2) 8 70, Absatz 3 bestimmt hierzu noch: Y | 
Soweit dieses Gesetz den Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) die Be- 
fugnis zur Erhebung von Zuschlägen gewährt, kann davon mit rückwirkender Kraft 
vom 1. Okt. 1919 ab Gebrauch gemacht werden. Nach dem 1. Oktober 1920 darf der 
Erhebung der Zuschläge rückwirkende Kraft nicht mehr beigelegt werden. 
3) Gesetz vom 7. Mai 1920, GS. S. 278. 
4) Jetzt 836 des Finanzausgleichsgesetzes. 
5) Gesetz vom 20. April 1922; GS. 1922, S. 89. 


= 
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diesem Recht des Zuschlags hat die Stadt Köln Gebrauch gemacht, so daß nunmehr 
an Grunderwerbsteuer 40% Reichssteuer, 1% Landessteuer und 1% Gemeinde- 
steuer erhoben werden, insgesamt also 6% Grunderwerbsteuer zu berechnen sind, 


Als Berechnungsgrundlage kommt zunächst der gemeine Wert in Frage; $ 11 
GEStG. bestimmt, daß die Steuer vom gemeinen Werte des Grundstückes zur Zeit 
des steuerpflichtigen Rechtsvorganges zu berechnen ist. Erst in zweiter Linie wird 
der Veräußerungspreis zur Besteuerung herangezogen. Nach $ 12 GEStG. tritt an 
Stelle des gemeinen Wertes der Veräußerungspreis, wenn dieser höher ist als der 
gemeine Wert. In diesem Paragraphen wird weiter ausgeführt: | 

„Der Veräußerungspreis bestimmt sich nach dem Gesamtbetrage der Gegenleistung, 
einschließlich der vom Erwerber übernommenen oder ihm sonst infolge der Veräußerung ob- 
liegenden Leistungen und der vorbehaltenen oder auf dem Grundstück lastenden Nutzungen 
und bei Verträgen über Leistung an Erfüllungs Statt nach dem Werte, zu dem die Gegenstände 
an Erfüllungs Statt angenommen werden. Die auf einem nicht privatrechtlichen Vertrag be- 
ruhenden Abgaben und Leistungen, die auf dem Grundstück kraft Gesetzes lasten (gemeine 
Lasten), werden nicht mitgerechnet. Ist einem der Vertragschließenden ein Wahlrecht oder 
die Befugnis eingeräumt, innerhalb gewisser Grenzen den Umfang der Gegenleistung zu be- 
stimmen, so ist der höchstmögliche Betrag der Gegenleistung maßgebend. 

Wenn die Beteiligten zum Zwecke der Steuerersparung einen Teil des Entgeltes in die 
Form einer Vermittlergebühr, einer den üblichen Zinssatz erheblich übersteigenden Verzinsung 
des gestundeten Preises oder einer sonstigen Nebenleistung kleiden, so ist der als Teil des 
Entgeltes anzusetzende Betrag durch Schätzung zu ermitteln.“ 

Die Berechnung des gemeinen Wertes!) oder des an seine Stelle tretenden 
Betrages erfolgt in Goldmark. Der Grund, weshalb in erster Linie der Wert als 
Maßstab genommen wird, liegt in der Absicht, auf diese Weise Umgehungen zu er- 
fassen. Die Begründung bemerkt hierzu folgendes: 

„Durch diese Wahl zwischen dem Veräußerungspreis und dem gemeinen Wert wird ein- 
mal die Umgehungsmöglichkeit, die in den Angaben des Steuerpflichtigen über den Ver- 
äußerungspreis liegt, ausgeschlossen, und es wird andererseits eine gewisse Kontrolle dafür 
gegeben, daß-nicht der gemeine Wert überspannt wird.‘ 

In der Praxis wird zur schnelleren Übertragung des Grundstücks im Grundbuch 
der Betrag der Grunderwerbsteuer zunächst nach dem Veräußerungspreis und bei 
dem den Veräußerungsakt beurkundenden Notar hinterlegt, und dann tritt erst das 
zuständige Grunderwerbsteueramt in die Feststellung, welcher Wert der höhe 
ist, ein und veranlagt dann endgültig die Grunderwerbsteuer. 

Bei dieser Veranlagung ist die Frage von Interesse, nach welchen Regeln die 
Steuer festgestellt wird, wenn der Erwerber im notariellen Akt die Zahlung der 
auf den Veräußerer entfallenden Grunderwerbsteuer mit übernimmt, da nach $ 20 
GEStG. der Erwerber und der Veräußerer zur Entrichtung der Steuer gesamt- 
schuldnerisch verpflichtet sind. Über diese Frage hat der RFH. am 8. Juli 1921 
eine Entscheidung gefällt?). Der zweite Senat des RFH. stellt in diesem Urteil fest, 
daß zum Veräußerungspreise die vom Käufer im Kaufvertrag übernommene Grund- 


erwerbssteuer zur Hälfte gehört. Nicht zum Veräußerungspreise gehören die vom 


Käufer übernommenen Kosten der im 8449 BGB.3) bezeichneten Art, einschließ- 


lich der öffentlich-rechtlichen Gebühren und Auslagen. Hat also der Käufer im 


Kaufvertrag die Grunderwerbsteuer neben dem Kaufpreis übernommen, so ist die 
Grunderwerbsteuer nach einem Betrage zu berechnen, der nach Abzug der Hälfte 
der davon zu entrichtenden Grunderwerbsteuer den Betrag des Kaufpreises ergibt. 


Pe 


1) Siehe die Ausführungen über den gemeinen Wert unter 2b dieser Arbeit. 
2) Entsch. RFH. Band 6, S. 171 ff. 


- 


3) Kosten der Auflassung und Eintragung, Kosten der Beurkundung und Kosten der zur b 


Eintragung erforderlichen Erklärungen. 
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Dieser Betrag der zu zahlenden Grunderwerbsteuer soll nach der vom RFH. 
aufgestellten Formel gefunden werden: 
100 -K 

100 — p/2 
x bedeutet hierbei: Kaufpreis zuzüglich halber Steuer; K=Kaufpreis, p=Prozent- 
satz der Abgabe. 

An dieser Formel, die im Schrifttum angegriffen worden ist1), hat der RFH. in 
Peer apäteren Entscheidung festgehalten?) und die Unrichtigkeit der aufgestellten 

ormel: 


‚»_K , 10-Kja 
ER 2 u 100 —p 


hachgewiesen. 


Aus den gleichen Gründen, aus denen im Falle der Übernahme der ganzen 
Steuer durch den Käufer sich der Kaufpreis um die halbe Steuer erhöht, muß im 
Falle der Übernahme der ganzen Steuer durch den Verkäufer die Hälfte der 
Steuer von dem Kaufpreis abgezogen werden. Für diesen Fall hat derselbe Senat 
des RFH. die Formel aufgestellt): | 


100 + p/2 

Die Schwierigkeit der Festsetzung der Grunderwerbsteuerschuld ist noch nicht 
behoben durch die Aufstellung der Formel zur Berechnung der Steuerschuld bei 
Übernahme der ganzen Grunderwerbsteuer durch den Käufer bzw. den Verkäufer. 
Bei der Feststellung des gemeinen Wertes des Grundstückes nach den entwickelten 
Grundsätzen des RFH. ist die Frage zu entscheiden, nach welchen Grundsätzen 
die Steuer berechnet wird, wenn bei der Gründung einer Aktiengesellschaft oder 
bei der Umwandlung eines Unternehmens in eine Aktiengesellschaft nicht nur ein 
nacktes Grundstück eingebracht wird, sondern ein Grundstück mit aufstehenden Ge- 
bäuden oder ein Grundstück mit Gebäuden und eingebauten Maschinen oder som 
‚stigen Vorrichtungen. Nach bürgerlichem Recht gehören die mit dem Grund und 
‚Boden fest verbundenen Sachen, insbesondere Gebäude, zu den wesentlichen Be- 
standteilen eines Grundstückes; zu den wesentlichen Bestandteilen eines Ge- 
‚bäudes gehören die eingefügten Sachen, z.B. Maschinen oder sonstige Vorrich- 
tungen). In beiden Fällen dürfen diese Sachen aber nicht nur zu einem vorüber- 
‚gehenden Zwecke verbunden oder eingefügt sein5). Als wesentliche Bestandteile 
‚teilen sie nach bürgerlichem Recht das Schicksal der Hauptsache, unterliegen also 
‚der gleichen Eigentumsänderung wie das Grundstück. Diese bürgerlich-rechtliche 
‚Regelung schaltet aber die AO. grundsätzlich aus mit der Vorschrift®): 


„Wird bei Bewertung von Grundstücken als solchen der gemeine Wert zugrunde ge- 
legt, so ist das bewegliche Inventar nicht zu berücksichtigen und der Wert von Maschinen 
sowie sonstigen Vorrichtungen aller Art, die zu einer Betriebsanlage des Grundstücks Ver- 
-wandt sind, abzurechnen oder nicht zu berücksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn es sich 
um wesentliche Bestandteile handelt.“ 


Der Wert von Maschinen oder sonstigen Vorrichtungen kann also für steuer- 

1) Von Notar Justizrat Wenzel in der Zeitschrift des Deutschen Notarvereins 22, Jahrg,, 
‚Heft 5, S. 101. 

2) Entsch. RFH. Band 10, S.160ff.; Urteil v. 30. Juni 1922. 

3) Entsch. RFH. Band 13, S.13; Urteil v. 5. Okt. 1923. 

*) 8 94 BGB. 

5) 895 BGB. 

6) 8154, Abs. 2 AO. 
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liche Zwecke nur dann abgezogen oder nicht berücksichtigt werden, wenn es sich 
hierbei um Betriebsanlagen handelt. Mit dieser Regelung sollte die Umsatzsteuer 
auf den Grund und Boden und die darauf stehenden Gebäude beschränkt werden 
und solche Einrichtungsgegenstände, die dem Gewerbe des Besitzers dienen, mög- 
lichst ausgeschaltet werden, da sonst ein Übergriff auf solche Einrichtungsgegen- 
stände in die Besteuerung den Charakter einer Gewerbesteuer oder einer Belastung 
der landwirtschaftlichen Produktion hineinbringt. 

Das RG.!) und der RFH.?) stehen beide auf dem Standpunkt, daß der Wert 
von Maschinen und sonstigen Vorrichtungen nur abgezogen bzw. nicht berücksich- 
tigt werden kann, wenn diese Sachen zu einer Betriebsanlage verwendet sind. Der 
RFH. führt in seiner Entscheidung?) weiter aus, daß der Wert von Sammel- 
heizungs-, Warmwasserversorgungs- und Fahrstuhlanlagen bei der steuerlichen Be- 
wertung von Wohngrundstücken nicht abgerechnet werden dürfen, da mit diesen 
Gegenständen ein Gewerbe nicht betrieben wird. Unter Umständen können auch 
wohl derartige Vorrichtungen einem Gewerbebetriebe, wie z. B. Wärmeerzeugungs- 
vorriehtungen für Dampfbadeanlagen, Trockenanlagen usw. dienen; bei einer der, 
artigen Beziehung zu einem bestimmten Gewerbebetrieb sind diese Vorrichtungen 
den steuerbegünstigten Gegenständen zuzuzählen. Andererseits gehören Heizungs- 
anlagen aber auch dann nicht zu den Vorrichtungen, die zu einer Betriebsanlage des 
Grundstücks verwandt sind, wenn das Grundstück zur Ausübung eines Gewerbes 
dient. Diese Heizungsanlagen dienen lediglich dem Zweck, einen Temperaturaus- 
gleich zu schaffen, um Menschen den Aufenthalt in dem Gebäude zu ermöglichen, 
aber mit diesen Anlagen wird kein bestimmter Gewerbebetrieb ausgeübt. Sie 
fallen nicht unter die Bezeichnung „Betriebsanlagen“ und sind daher mit ihrem 
Werte steuerpflichtig). Werden also Wohnhäuser bei der Gründung oder Umwand- 
lung eingebracht, so kann die Frage, ob in diesen eingebaute Maschinen und son- 
stige Vorrichtungen zum Grundstück zu rechnen sind, nur danach beurteilt werden, 
ob sie als Bestandteile des Grundstücks angesehen werden können. Bei Beantwortung 
dieser Frage ist der Verkehrsauffassung eine entscheidende Bedeutung beizulegen. 

Ebenso wie die AO. die bürgerlich-rechtliche Regelung der wesentlichen Be- 
standteile für das Steuerrecht anders gestaltet hat, hat sie den bürgerlichen Begriff 
des Eigentums für das Steuerrecht umgeprägt. $ 80 AO. besagt, daß im Sinne der 
Steuergesetze wie ein Eigentümer behandelt wird, wer einen Gegenstand als ihm 
gehörig besitzt. Es kann der Fall vorkommen, daß der Wert eines Gebäudes, trotz- 
dem dieses Gebäude einen wesentlichen Bestandteil eines Grundstückes bildet, bei 
der Berechnung der Grunderwerbsteuer nicht in Betracht kommt, wenn sich der 
Veräußerer dieses Grundstückes im Kaufvertrage den Abbruch des auf dem Grund- 
stück befindlichen Gebäudes vorbehält. Der Veräußerer ist jederzeit in der Lage, 
das Gebäude abzubrechen, er übt mithin die tatsächliche Gewalt darüber aus und 
besitzt das Gebäude danach als ihm gehörig). 

Für die Festsetzung der Grunderwerbsteuerschuld sind die Vorschriften des 
811 sowie der Durchführungsbestimmungen zu diesem Paragraphen wichtig ®). Die 
Steuer wird von dem gemeinen Werte des Grundstückes zur Zeit des steuerpflich- 
tigen Rechtsvorganges berechnet. Der steuerpflichtige Rechtsvorgang ist in den 


1) Entsch. RG. vom 6. Dez. 1921. 

2) Entsch. RFH. vom 18. Febr. 1921, Bd.5, S. 45. 

3) Entsch. RFH. vom 30. Sept. 1921, Bd.7, S. 43. 

4) Entsch. RFH. vom 30. Sept. 1921, Bd.7, S. 43 

5) Entsch. RFH. vom 25. Febr. 1921, Bd. 5, S. 63. 

6) Durchführungsbestimmungen zu g 11 des GESIG. v. 27. Febr. 1924 (RGBl. I, S. 156). 
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Fällen des $ 4 des GEStG. die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch. 
Die Bestimmung, daß der gemeine Wert des Grundstücks zur Zeit des steuerpflich- 
tigen Rechtsvorganges maßgebend sein soll, kann praktisch zu einer höheren Grund- 
erwerbsteuer führen, wenn seit dem Tage des Abschlusses des schuldrechtlichen 
Veräußerungsgeschäftes und dem Tage der Eigentumsänderung im Grundbuch aus 
irgendwelchen Gründen eine größere Spanne Zeit liegt, in. welcher der ge- 
meine Wert des Grundstückes gestiegen istt). Für die Steuerberechnung sind die 
Gründe, aus denen die Grundbucheintragung nicht unmittelbar dem Vertrags- 
abschluß gefolgt ist, ohne Bedeutung. Bei dieser Steuerberechnung bleiben aber 


Veränderungen in dem Zustande des Grundstücks (Verbesserungen: z.B. Aufbau 


eines Gebäudes), die der Käufer nach Abschluß des schuldrechtlichen Veräuße- 
rungsgeschäftes vorgenommen hat, unberücksichtigt?), da sonst eine derartige 


_ Auslegung des Gesetzes zu unhaltbaren Folgerungen führen würde. 


Die Höhe der Grunderwerbsteuer 3) wurde durch die 8$ 16 und 36%) des 


_ Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Juni 19235) weiter beeinflußt. Der $ 16 des 


Finanzausgleichsgesetzes bestimmt: 


„Werden von Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) Steuern vom Wertzuwachs 
bei Übergang des Eigentums an Grundstücken erhoben, so bildet zur Feststellung des steuer- 
baren Wertzuwachses bei dem Erwerbs- und Verkaufspreis die (innere)®) Kaufkraft der Mark 
an den beiden Zeitpunkten die Grundlage der Wertbemessung.“ 


Diese Besteuerung des Wertzuwachses beim Eigentumsübergang an Grund- 
stücken durch die Länder und Gemeinden oder Gemeindeverbände hat ihre rechtliche 
Grundlage in den $$ 58, 59 Reichswertzuwachssteuergesetzes von 14. Februar 1911 
in Verbindung mit dem Reichsgesetz über Änderungen im Finanzwesen vom 3. Juli 
1913, durch welches den Gemeinden der frühere Reichsanteil an der Reichswert- 


zuwächssteuer überwiesen wurde und sie außerdem ermächtigt wurden, Zuschläge 
zu ihrem früheren Anteil zu erheben. Dieser Zuschlag durfte aber nur bis zu 


100 90 des ihnen zufließenden Betrages erhoben werden. Nach dem preußischen 
Ausführungsgesetz vom 14. Juli 1911 erfolgt die Veranlagung und Erhebung in den 


 Stadtgemeinden durch den Gemeindevorstand, in den Landgemeinden und Guts- 
bezirken durch den Kreisausschuß, wofür Gemeinden bzw. Kreise die Hälfte der 


10% erhalten”). Durch das Gesetz vom 3. Juli 1913 verzichtete nun das Reich 


auf seinen Anteil, und außerdem wurde den Gemeinden®) wieder gestattet, den 
_ Mehrerlös bei Grundstücksverkäufen im Wege besonderer Gemeindesteuern zu be- 


steuern. Als höchst zulässiger Steuersatz sollen 50% des Wertzuwachses gelten ?). 
Durch die immer weiter fortschreitende Geldentwertung in der jüngsten Ver- 


| gangenheit wurde die Zuwachsbesteuerung nun durch die Gemeinden, da als steuer- 


| 
| 


j 
1% 


pflichtiger Wertzuwachs der Unterschied zwischen dem Erwerbspreis und dem 
Veräußerungspreis galt10), mehr und mehr eine Vermögensbesteuerung und gab 


T) Entsch. RFH. v. 31. März 1922, Bd. 9, S. 61: 

R Entsch. RFH. v. 7. Dez. 1923, Bd. 13, S. 120. 

3) Siehe Anmerkung 2 dieser Arbeit auf S. 508. 

#) Bis hierhin 6%; davon 4% für das Reich, 2% Zuschlag für die Länder und Gre- 


 meinden. 


5) RGBl. 1923, S. 494 ff. 

6) Das Wort „innere“ wurde durch $39, Nr.1, Art. V der Dritten Steuernotverordnung 
vorn 14. Febr. 1924 gestrichen. 

°, 83 Ausführungsgesetz. 

*) Durch Ministerialerlaß vom 24. März 1921, MBl. 5. 38. X 

9%, Ministerialerlaß vom 5. Juni 1921, und vom 17. Dez. 1921, MBl. 5. 175. 

20) 88, Abs. 1, Reichszuwachssteuergesetz. 
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Anlaß zu vielen Erörterungen in der Presse, in Fachzeitschriften usw.1). Erst der 
neueingefügte $ 16 des Finanzausgleichsgesetzes änderte diesen unhaltbaren Zu- 
stand. Die Wertzuwachssteuer wurde durch diese Gesetzesänderung praktisch be- 
seitigt. Als Ausgleich blieb den Gemeinden der erhöhte Zuschlag des $ 36 Finanz- 
ausgleichsgesetz. Später wurde in Preußen?) angeordnet, daß die Zuschläge zur 
‚Grunderwerbsteuer einschließlich der als Ersatz einer Wertzuwachssteuer zuge- 
lassenen erhöhten Zuschläge in Stadtkreisen durch Beschluß des Kreistages, erst- 
malig für die Zeit bis 31. März 1924, festgesetzt werden. Den Beschlüssen kann 
rückwirkende Kraft bis 1. November 1923 beigelegt werden und sie bedürfen keiner 
Genehmigung. — Die Stadtgemeinde Köln hatte bereits in der. Stadtverordneten- 
versammlung vom 13. September 1923 beschlossen, die Wertzuwächssteuer sowie 
die Gemeindezuschläge dazu in der Stadt Köln außer Hebung zu setzen, als Ersatz 
dafür aber die zwei weiteren Prozente des $ 36 Abs. 2 Finanzausgleichsgesetz 
vom steuerpflichtigen Werte als Zuschlag zur Grunderwerbsteuer zu erheben. In 
der Stadtverordnetensitzung wurde dabei zum Ausdruck gebracht, daß durch An- 


nahme dieser Vorlage ein weit höheres Steuereinkommen verbürgt. sei?). 


Von den Eigentumsübergängen oder den sonst steuerpflichtigen Vorgängen i 
der Stadtgemeinde Köln wird also nunmehr eine Grunderwerbsteuer von in$- 
gesamt 8% des steuerpflichtigen Wertes des Grundstückes erhoben. Die Grund- 
erwerbsteuer würde also für mein Beispiel auf S.506, in der Annahme, daß der 


steuerpflichtige Vorgang sich in der Stadtgemeinde Köln vollziehe, betragen: 


im Fall 1 1400 Goldmark 
EN a 5 600 E 
RULT5R 28 000 Ö 


2,8%, des 
2,8%, + Aktien- 
2,8°/, J) kapitals 


Bei Grundstücksübertragungen in Preußen ist weiter das Preußische Gesetz 
über den Verkehr mit Grundstücken vom 10. Februar 1923 zu beachten. Dieses 
Gesetz verlangt bei allen Rechtsgeschäften, die die Veräußerung eines Grund 
stückes oder eines Grundstücksteiles zum Gegenstand haben, eine Genehmigung). 
Insbesondere bedarf, neben anderen aufgeführten Vorgängen, die Einbringung eines 
Grundstückes in eine Gesellschaft der Genehmigung. Zuständig für die Erteilung‘ 
der Genehmigung ist in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern der Gemeinde- 
vorstand, in übrigen der Landrat; sollen mehrere Grundstücke durch ein Rechts 


1) Vgl. den Artikel „Geldentwertung und Zuwachssteuer“ v. Regierungsrat Muhr im Preu- 
ßischen Verwaltungsblatt Nr. 48, v. 10. Sept. 1923, Bd. 44. | 


'2) Durch Verordnung v. 24. Nov. 1923, S. 535. 


3) Die Stadtgemeinde Berlin hat von diesem Zuschlagsrecht durch Ge 
vom 27. September 1923 Gebrauch gemacht. Am 11. April 1924 aber gab sich Berlin eine 
neue Wertzuwachssteuerordnung, nach welcher der Eigentumsübergang (richtiger: Verkauf $2) 
an Grundstücken, welcher der Veräußerer nach dem 1. Jan. 1920 erworben hat, der Wertzu- 


| 


meindebeschiii | 


wachssteuer unterworfen wird. Der Steuersatz beträgt 30 % des Unterschiedes zwischen dem 


auf Gold umgerechneten Erwerbspreise und dem Veräußerungspreise ($ 3), wobei die Umrech- 
nung nach dem amtlichen in Berlin notierten Dollarmittelkurs am Tage des Vertragsabschlusses 
erfolgt (84). Für diese, der neuen Wertzuwachssteuer unterliegenden Eigentumsübergänge ist 
durch Gemeindebeschluß vom gleichen Tage (12. April 1924) die Erhebung des Grunderwerbs- 
steuerzuschlages von 20% beseitigt. In der Neuen Steuerrundschau Jahrg. 5, Nr.14 vom 
15. Juli 1924 prophezeit der Rechtsanwalt Dr. Paul Marcuse, Berlin, der neuen Steuer kein 
langes Leben. Ein Hauptangriffspunkt der Steuer sei der Ansatz des Erwerbspreises nach dem 
Dollarmittelkurs. Gerade damit verstößt die Steuerordnung abermals: gegen $16 des- Finanz- 


| 


ausgleichsgesetzes, da der innere Wert der Mark nicht als Grundlage genommen sei, sondern 


nur berücksichtigt. Die Kaufkraft der Mark war aber gegen den Dollarmittelkurs im Inlande 
bedeutend höher. Marcuse versucht dies an einem Beispi 


ri 


el rechnerisch nachzuweisen. 


| 
| 
| 
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geschäft in eine Gesellschaft eingebracht werden, die in verschiedenen Kreisen 
(Regierungsbezirken, Provinzen) liegen, so hat auf Antrag der Regierungspräsident 
die zuständige Stelle zu bestimmen). Die Genehmigung darf nur versagt werden, 
wenn gewichtige Allgemeininteressen es erfordern, insbesondere... wenn zu besor- 
gen ist, daß die aus Anlaß der Grundstücksveräußerung fällig werdenden Reichs-, 
Staats- und Gemeindeabgaben nicht pünktlich oder nicht vollständig bezahlt 
werden ?). 


Dem Antrag auf Erteilung der Genehmigung sind beizufügen: 


1.eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des Vertrages und dazu gehörige Anlagen; 

2. eine schriftliche Versicherung der Vertragsteile, daß der zwischen ihnen geschlossene Ver- 
trag richtig und vollständig ist, insbesondere der Vertragsinhalt mit den tatsächlich getroffe- 
‚nen Vereinbarungen übereinstimmt und keine weiteren Nebenabreden getroffen worden sind. 

Auf Verlangen der für die Genehmigung zuständigen Behörde ist die Versicherung auf den 
Abschluß und den Inhalt anderer mit dem Veräußerungsgeschäft im Zusammenhang stehen- 
der Rechtsgeschäfte der Beteiligten zu erstrecken. Die nach $2 zuständige Behörde kann 
verlangen, daß die Versicherung an Eides Statt abgegeben wird. 

Über den Eingang des Antrages auf Genehmigung hat die zuständige Behörde 
alsbald den Vertragsteilen eine Bescheinigung zu erteilen3). Behörden, Notare, 
sonstige Urkundspersonen sind verpflichtet, unverzüglich, nachdem von ihnen eine 
Urkunde über ein genehmigungspflichtiges Rechtsgeschäft aufgenommen worden 
ist, der zuständigen Behörde Mitteilung zu machen. Die Mitteilung gilt als Antrag 
im Sinne des 8 6%). | 

Die erwähnte schriftliche Versicherung der Vertragsteile, evtl. die eidesstatt- 
liche Versicherung bei der Stellung des Antrages auf Genehmigung des Kaufaktes 
soll dazu dienen, die bisherige Gepflogenheit des Grundstücksverkehres zu unter- 
binden, daß zur Ersparung von Grunderwerbsteuer die Kaufsumme des Grund- 
stücks im notariellen Akt niedriger angegeben wird, wie sie tatsächlich beträgt, wäh- 
rend der Rest des Kaufpreises „schwarz“ bezahlt wird. Weiterhin ist mit dieser 
Vorschrift auch den Notaren geholfen, da sie bisher nur stets von der im Kaufakt 
angegebenen Kaufsumme ihre Gebühren berechnen konnten, während sie doch 
davon überzeugt waren, daß in. vielen Fällen die Kaufsumme in Wirklichkeit höher 
war, ohne in der Lage zu sein, ihre Ansicht durch irgendwelche Momente belegen 
zu können. | 

In der Praxis ist die Abgabe der vorgeschriebenen Versicherung und die Stel- 
lung des Genehmigungsantrages längst nicht so kompliziert, wie es zunächst nach 
den gesetzlichen Bestimmungen den Anschein hat. Die Notare nehmen die Ver- 
Bicherung der Parteien sowie den Antrag auf Genehmigung im Text der Kauf- 
üurkunde mit auf, da nach den Vorschriften des GEStG. eine Ausfertigung des 
Kaufaktes den Steuerstellen ebenfalls zu übermitteln ist. $25 GEStG. schreibt 
vor, daß nach näherer Bestimmung des Reichsrates den Steuerstellen Mitteilung 
zu machen ist von den Behörden und Beamten des Reichs, des Landes und der Ge- 
neinden sowie der Notare von allen von ihnen beurkundeten Rechtsvorgängen, die 
den Übergang des Eigentums an inländischen Grundstücken zum Gegenstande 
aaben. Nach den Ausführungsbestimmungen des Reichsrates zum GEStG.®) sind 
lie Mitteilungen der Behörden, Beamten und Notare innerhalb einer Frist von 


1) 8 2, Absatz 1 und 4. 
2) 84. 


5) Vom 21. Oktober 1919 ($ 4). 
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14 Tagen nach der Beurkundung — für jeden Rechtsvorgang besonders — dem für 
die steuerliche Behandlung zuständigen Finanzamt einzureichen (Veräußerungs- 
anzeige). Das Landesfinanzamt kann die Frist anderweitig festsetzen. Diese Ver- 
äußerungsanzeige ist nach einem besonderen Muster einzurichten; soweit die 
darin enthaltenen Mitteilungen aus der Veräußerungsurkunde sich ergeben, genügt 
die Übersendung einer Abschrift der Urkunde. Weiterhin bestimmte die „All 
gemeine Verfügung vom 19. Dezember 1919 betreffend Verwaltung und Erhebung 
der Grunderwerbsteuer“ t): 


„Für die Verwaltung und Erhebung der Grunderwerbssteuer gilt in Preußen zur Zeit 
folgendes: 


1 


a) Die Verwaltung und Erhebung hat durch die nachstehend aufgeführten Stellen zu erfolgen: 
1.In den Stadtgemeinden durch den Gemeindevorstand. 
2.In den Landgemeinden und Gutsbezirken durch den Kreisausschuß. 
Für Stadtgemeinden, mit weniger als 2000 Einwohnern hat der Kreisausschuß auf ihren 
Antrag die Verwaltung und Erhebung der Grunderwerbsteuer zu übernehmen. 

Auf Antrag von Landgemeinden, Landbürgermeistereien in der Rheinprovinz oder 

Ämtern in der Provinz Westfalen mit mehr als 5000 Einwohnern oder von solchen Land. 
gemeinden usw., in denen eine Grundwechselabgabe schon vor dem 1. Oktober 1919 
Kraft war, ist die Verwaltung und Erhebung der Grunderwerbssteuer durch den Kreisaus- 
schuß dem Gemeindevorstande, Landbürgermeister oder Amtmanne zu überweisen. 

b) Als Oberbehörden sind die Regierungspräsidenten, in Berlin die Direktion für die Verwal’ 
tung der direkten Steuern "bestimmt. 

c) Bis auf weiteres gelten hiernach die zu a) bezeichneten Steuerstellen als Finanzämter 
die Oberbehörden (oben b) als Landesfinanzämter im Sinne des Gesetzes über die Reichs‘ 
finanzverwaltung vom 10. September 1919 (RGBl. S. 1591). | 


II. 


Die A Zuständigkeit der Steuerstellen wird durch die Reichsabgabenordnung ge, 
regelt.“ 


Somit ergibt sich, daß z. B. in der Stadtgemeinde Köln die früher zuständige 
Stelle für die Grundwechselabgabe nunmehr das zuständige Finanzamt für die 
Grunderwerbsteuer ist und auch gleichzeitig nach dem Gesetz über den Verkehı 
mit Grundstücken die zuständige Behörde zur Erteilung der zu beantragenden Ge 
nehmigung und zur Entgegennahme der vorgeschriebenen Versicherung der Ver 
tragsstelle. Praktisch ist also der Weg so, daß der beurkundende Notar eine Ab’ 
schrift des Kaufaktes mit dem im Akt enthaltenen Antrag auf Genehmigung und 
der Versicherung der Vertragsteile, daß ihre Angaben richtig und vollständig sind 
an die (städtische) Grunderwerbsteuerstelle schickt; damit wären dann die Vor 
schriften des GEStG. und des Gesetzes über den Verkehr mit Grundstücken erfüllt 


b) Mehrkosten der notariellen Verhandlung. 


Die Kosten der notariellen Verhandlung bei qualifizierten Gründungen werde 
nicht wie bei Bargründungen nach der Höhe des Aktienkapitals festgestellt, sonde 
hier legt der Notar für seine Kostenrechnung die Endsumme einer Seite (ob Aktiı 
oder Passivseite bleibt gleichgültig) der Einbringungsbilanz zugrunde. (Ich setz 
dabei voraus, daß die Werte der Einbringungsbilanz tatsächlich die gemein 
Werte der eingebrachten Sachen oder Rechte sind; ist dies nicht der Fall, 2 
also die angesetzten Werte niedriger, so legt der Notar schätzungsweise die 8 
meinen Werte seiner Kostenberechnung zugrunde, ganz UpRBSEHEE von den mit 
geteilten Zahlen.) | 


t) MBI. S. 632. 
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Bei Umwandlungen (einen solchen Fall habe ich für meine Kostenberechnung 
herausgegriffen) wird wohl regelmäßig eine Übernahmebilanz vorliegen. Ist dies 
nicht der Fall, wie bei Neugründungen mit Sacheinlagen, so rechnet der Notar 
die einzelnen Werte der eingebrachten Gegenstände zum Grundkapital hinzu und 
berechnet von der so gefundenen Summe seine Gebühren (siehe $ 38 GKG.). 

Für die Berechnung der Notariatsgebühren bei Sachgründungen kämen also 
für meine Beispiele auf Seite 506 als Wert des Gegenstandes in Frage: 


ın Fall 1 110 979.— Goldmark 
Bi 22 Se 443 915.— 
ur 2 219 575. — N 


und hierfür würden die Gebühren betragen nach 88 32, 34 GKG. im 


Fall 1 368.— Goldmark = 7,36 yo des 
En 1 160.— 2 —= 5,80 %00 r Aktien- 
| 5 408.— " — 5,408°,, J) kapitals 


Auf Seite 510 wurde ausgeführt, daß zur schnelleren Übertragung des einzu- 
bringenden Grundstückes der Betrag der Grunderwerbsteuer nach dem Veräuße- 
rungspreis festgestellt und bei dem den Veräußerungsakt beurkundenden Notar 
hinterlegt wird, da nach $ 24 GEStG. die Eintragung des Erwerbers in das Grund- 
‚buch erst stattfinden darf, wenn dem Grundbuchamt eine Bescheinigung der Steuer- 
‚stelle beigebracht ist, daß die Steuer für den Eigentumsübergang gestundet oder 
‘ein der voraussichtlichen Höhe der Steuer!) entsprechender Betrag nach dem Gold- 
‚wert geleistet oder eine Steuer nicht zu erheben ist. Diese Bescheinigung wird dem 
"Notar sofort übersandt, wenn er eine Abschrift des Veräußerungsvertrages an die 
'Grunderwerbsteuerstelle einschickt; erst wenn der Notar im Besitze dieser Be- 
‘scheinigung ist, kann die Übertragung des Eigentums im Grundbuch ohne Verzöge- 
"rung vor sich gehen. 
| Für die Empfangnahme der Grunderwerbsteuer zum Zwecke der Auszahlung 
“an die Grunderwerbsteuerstelle für Rechnung des Auftraggebers erhält der Notar 
nach $ 14 GebO. eine Gebühr, die 


| im Fall 1 12.— Goldmark = 0,240 v. T. des 
# sum un 42 33.— ” = 0,165 „ „ Aktien- 
“ » „3 100.— s —= 0,100 „ „ J kapitals 


(beträgt. Zu dieser Gebühr kommt weiterhin noch die Gebühr des $ 16 GebO. zur 
Berechnung; diese Gebühr wird für die Auszahlung der Grunderwerbsteuer an 
‘die zuständige Finanzkasse (analog der Auszahlung der Kapitalverkehrsteuer) 
berechnet. 

- Auf den ersten Blick kann es erscheinen, als ob Empfang und Auszahlung 
der Gelder an eine bestimmte Stelle dasselbe Geschäft sei; aber da die Gebühren 
des Notars für bestimmt abgegrenzte Geschäfte erhoben werden, und da der 
814 GebO. nur den Empfang zum Zwecke der Auszahlung regelt, muß für den 
\ Verkehr mit dem Finanzamt eine besondere Gebühr Platz greifen. Die besondere 
Gebühr nach $ 16 beträgt: 


w 1) 83, Absatz 2 der Durchführungsbestimmungen zu $ 24 GEStG. vom 17. Januar 1924, 

RGBl. I, S.33 bestimmt dazu: f 
„Besteht Anlaß zu der Annahme, daß der gemeine Wert des Grundstücks wesentlich 
höher ist als der Kaufpreis, so ist der gemeine Wert des Grundstücks nach vorläufiger 
Schätzung zugrunde zu legen, ohne daß vorher in besondere Wertermittlungsverhand- 
lungen eingetreten wird.“ 


 — 
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im Fall 1 5.— Goldmark = 0,10 v.T. des 
SER Ser 2.— er == O0 Aktien- 
ae 34.— w KUBA ES kapitals 


2) 


Bei der erwähnten Einsendung einer Abschrift des Gesellschaftsvertrages an 
die Grunderwerbsteuerstelle entstehen weiterhin Schreibgebühren; bei der An: 
nahme, daß der Vertrag einschließlich Satzungen und Handelskammerbericht zwan- 
zig Seiten umfaßt, betragen diese Schreibgebühren Gm. 4.— für jeden Fallt). 

Dieselben Gebühren entstehen bei der Übersendung einer beglaubigten Ab- 
schrift des Gesellschaftsvertrages zusammen mit der Eintragungsbewilligungs- 
bescheinigung des Grunderwerbsteueramtes an das Grundbuchamt zum Zwecke der 
Antragstellung der Eigentumsüberträgung auf den Erwerber. Der $15 der Grund- 
buchordnung sagt hierzu: | 

„Ist die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung von einem Notar beurkundet pder 
beglaubigt, so gilt dieser als ermächtigt, im Namen eines Antragsberechtigten die Eintragung | 
zu beantragen.“ 

Diese Abschrift der notariellen Urkunde muß im Gegensatz zu der Ab- 
schrift für die Grunderwerbsteuerstelle beglaubigt sein, da $9 der Grundbuch- | 
ordnung vorschreibt: | 

„Urkunden, auf die eine Eintragung sich gründet oder Bezug nimmt, sind von dem 
Grundbuchamt aufzubewahren. Die Herausgabe einer solchen Urkunde darf nur erfolgen, wenn 
statt der Urkunde eine beglaubigte Abschrift aufbewahrt wird. | 

Ist über das einer Eintragungsbewilligung zugrunde liegende Rechtsgeschäft eine Urkunde 
errichtet, so können die Beteiligten die Urkunde oder eine beglaubigte Abschrift dem Grund. | 
buchamte zur Aufbewahrung übergeben.“ 

Zu beachten ist, daß beide Abschriften stempelfrei sind, weil Urkundeil] 
welche zufolge allgemeiner Vorschriften beigebracht werden müssen, sofern sie 
allein diesem Zwecke dienen, von der Stempelsteuer befreit sind?). Weiter sagt. 
8109 Abs. 2 GKG., daß in den Fällen, in denen beglaubigte Abschriften bei den 
Akten zurückbehalten werden, die Beglaubigung gebührenfrei und stempelfrei 
erfolgt. 


c) Mehrkosten der Handelskammerrevision. | 

Da eine Sachgründung vorliegt, muß nach $ 192 Abs. 3 HGB. eine E rüfo 
durch besondere Handelskammerrevisoren stattfinden. Diese Prüfung hat sich ins- 
besondere auf die Richtigkeit und die Vollständigkeit der Anlagen zu erstrecken, 
die in Ansehung der Zeichnung und Einzahlung des Grundkapitals sowie in An- 
sehung der gemachten Sacheinlagen von den Gründern gemacht sind. Der Grün-' 
dungsbericht ist in der Richtung zu prüfen, ob bezüglich der Angemessenheit der 
für die eingelegten oder übernommenen Gegenstände gewährten Beträge Bedenken 
obwalten. Über die Prüfung ist unter Darlegung der bezeichneten Umstände schrift 
lich Bericht zu erstatten). Eingeleitet wird diese Handelskammerprüfung durch 
Einsendung einer beglaubigten Abschrift des Gründungsvertrages seitens des No- 
tars an die Handelskammer. Für diese beglaubigte Abschrift entstehen dann 
wiederum Schreibgebühren; ebenso sind diese Abschriften mit dem Stempel nach 
der Tarifnummer 16 PrStStG. für Duplikate zu versehen. Schreibgebühren für 
den 15 Seiten umfassenden Gesellschaftsvertrag betragen für jeden Fall Gm. 3.— 
und der Stempel ebenfalls Gm. 3.— für jeden Fall. 


T) 820, Absatz 2 GebO. 
2) PrStStG. 84, Abs. 1a. 
5) HGB. $ 198. 


> 
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‘ Für die Gebühren der Handelskammern für Revisionen von Aktiengesellschaften 
bei Gründungen mit Einlagen oder Übernahmen gilt die auf Seite 497 angeführte 
Gebührenordnung, mit der Maßgabe, daß bei Sachgründungen die doppelten Sätze 
berechnet werden. Die Revisionsgebühren betragen mithin für zwei Revisoren: 


im Fall 1 800.— Goldmark = 16,0 v. T. W des 
a 1 200.— 2 = 60 2. Aktien- 
We Ba N 7 | kapitals 


Da bei der Bargründung die RE der Handelskammer die Hälfte 
betrugen, ergeben sich an Mehrkosten für die Sachgründung 


im Fall 1 400.— Goldmark = 80 v. T. | 
a. 600.— £ == 3,0 BE et 
er 11800 Hoy Biarln6 Gain Kapitals 


d) Kosten der gerichtlichen Grundstückseintragung. 


Weitere Mehrkosten bei der Sachgründung entstehen durch die gerichtliche 
Eintragung der Eigentumsänderung an Grundstücken in das Grundbuch. Für die 
Eintragung des Eigentümers einschließlich der vorkommenden Nebengeschäfte 
wird die volle Gebühr erhoben). Da die Gebühr sich nach dem Werte des Grund- 


- stückes (ohne Zubehör) berechnet, und der Wert Gm. 17500.— bzw. 70000.— und 


» x 


350 000.— beträgt, entstehen gerichtliche Eintragungskosten von: 


im Fall 1 48.— Goldmark = 0,9 v. T. des 
et Poll Na 124. — 5 — 0,62 -e. Aktien- 
RER 460.— 4 = 048 „» ) kapitals 


Für die durch Eigentumswechsel veranlaßte Tätigkeit des Katasteramtes wer- 
den Fortschreibungsgebühren erhoben. Die Fortschreibungsgebührenordnung der 
Katasterverwaltung vom 14. Juni 1922?) lautet: 


1. Für die katasteramtliche Fortschreibung derjenigen Liegenschaften und Gebäude, in deren 
 Eigentumsverhältnissen ein Wechsel eintritt, haben die Erwerber eine Fortschreibungsge- 
' bühr zur Staatskasse zu entrichten. 

2. Die Gebühr beträgt 0,02 vom Tausend des Wertes der Liegenschaften und Gebäude, minde- 
stens Gm. 0,10, höchstens Gm. 3.—. Die Gebühr ist auf volle Goldpfennige nach oben ab- 
zurunden. 

„Als Wert gilt der zur Berechnung der Gebühr für die Eintragung des Eigentümers im 
Grundbuch maßgebende Wert in Goldmark. 

.Die Gebühr wird nach den näheren Anordnungen des Justizministers zugleich mit den 
Kosten der Eintragung des Eigentümers berechnet, von den Gerichtskassen eingezogen und 
zu den Gerichtskosten vereinnahmt. 


Die Fortschreibungsgebühren betragen mithin: 


im Fall 1 0.35 Goldmark = 0,007 v. T. des 

” „ 2 1.40 ” —n 7 nn» Aktien- 

” ” 3 3 sr ” = 0, 003 „ „ kapitals 
(Höchstsatz) 


e) Mehrkosten für die Veröffentlichung der Eintragung in das 
Handelsregister. 


Da bei Sachgründungen wesentlich mehr aus dem Gesellschaftsvertrag zu 
veröffentlichen ist, insbesondere durch die genaue Bezeichnung der eingebrachten 


R) GKG. 855, Absatz 1. 
In der Fassung der Bekanntmachung des Preuß. Finanzministeriums im Deutschen 


a nzeiser Nr. 288 vom 18. Dezember 1923. 
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Grundstücke, der Sacheinleger usw., entstehen durch die öffentliche Bekanntmachung 
der handelsregisterlichen Eintragung der Sachgründung in den vorgeschriebenen 
Zeitungen weitere Mehrkosten. Bei der Annahme, daß für die Veröffentlichung 
der Sachgründung 90 Zeilen gegenüber 55 Zeilen der Bargründung notwendig sind, 
entstehen für alle drei Fälle Gm. 87.50 Mehrkosten für die Veröffentlichung der 
Eintragung in den angegebenen Zeitungen !). 


f) Zusammenstellung der Mehrkosten bei Sachgründungen. 


Nachstehende Zusammenstellung gibt einen Überblick über die gesamten 
Mehrkosten bei Sachgründungen. 


Diese betragen bei einem Grundkapital von Goldmark: 


| 

| Grunderwerbsteuer . ..1 1400.— = | | 
not. Mehrkosten .... 168.— —= 3,360 600.— —= 3,000 2928.—— 2,938 | 
‚Gebühr für Auszahlung 
| der Grunderwerb- | 
N NER Wi, 12.-- = 0,240 33.— = 0,165 100.—= 0,100 | 

ı Zusatzgebühr hierzu .. 5 — — | 


| | Schreibgebühr f. Abschr. 
| d.Ges.-Vertr.a. Grund- 

erwerbsteueramt . 4.— — 0,080 4.— = 0,020 4.—— 0,004 
ı Schreibgebühr für De | 
'  glaubigte Abschrift d. | 
'  Ges.-Vertr. an das 
;  Grundbuchamt .... 4.— = 0,080 4.— = 0,020 4,.—— 0,004 | 
‚Schreibgebühr für be- 

glaubigte Abschrift d. ie 
'  Ges.-Vertr. an die | 
| Handelskammer ... 3.— = ..0,060 3.——= 0,015 3.—— 0,008 | 
ı Landesstempel hierzu . 3.— —= 0,060 3.——= 0,015 3.——= 0,003 | 
Mehrkosten der Handels- | 
| kammerrevision ... 400.— = 8,000 600.— = 3,000 1 600.— = 1,600 
Gerichtskosten d. Grund- M 
| stücksübertragung .. 48.— — 0,960 124.— = 0,620 460.—— 0,460 I | 
Fortschreibungsgebühr | | 
| des Katasteramtes ... 0.35 = 0,007 1.40 = 0,007 3.—— 0,008 | 
Mehrkosten für Veröf- | 
| fentlichung der Ein- ' 
er tragung N | 8750= 170 | 8750= 0,4375 87.50— 0,0875 | 
# 2134.85 — 4,2697 | 7071.90 — 3,53595 | 33 226.50— 3,32265 | | 

°o °lo %o 


4. Zusammenstellung und Gegenüberstellung der gesamten Gründungskosten. 


Bei der Zusammenstellung der Gesamtkosten für eine Sachgründung würde 
sich folgendes Bild ergeben: | 


!) Siehe Anmerkung 4, Seite 501 dieser Arbeit. 
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Bei einem Grundkapital von Goldmark: 


50 000.— 


—n 
 —— 


G.M. vr. G.M. ut G.M. wat | 


|Kostender Bargrün- 
dung (s. Seite 503). | 3813.20 — 76,2640 | 12 475.70 —= 62,3785 | 56 889.90 — 56,8899 
bh Hierzu kommen: 
Mehrkosten der nota- 
| riellen Verhandlung . | 185.— = 3,7000 645.— — 3,2250 | 3062.— = 3,0620 
‚| Mehrkosten für Handels- 
| kammerrevisin ...| 400.— == 8,0000 600.— == 3,0000 | 1600.— = 1,6000 
[Mehrkosten für Grund- 
! stücksübertragung .. 48.35 —= 0,9670 125.40 — 0,6270 463.— = 0,4630 
| 
[Mehrkosten an Grund- 
erwerbsteuer ...... 1400.— = 28,0000 | 5 600.— = 28,0000 | 28 000.— = 28,0000 


| Mehrkosten an Schreib- 
ı gebühren u. Stempel 14.— = 0,2800 14.— = 0,0700 14.— = 0,0140 


REN BRN 87.50= 1.7500 87.50= 0,4375 87.50 = 0,0875 


REN | 5948.05 —118,9610 | 19 547.60 — 97,7380 | 90 116.40 — 90,1164 
VS, 11,89610/, 9,77380/0 | 9,01164°/, 


Diese Gesamtkostenprozentziffern können sich unter Umständen um die auf 
"Seite 504 letzter Absatz angegebenen Ziffern erhöhen. 
| Bei Gegenüberstellung der Bar- und Sachgründungskosten ergibt sich folgen- 
des Bild: 
/ Gründungskosten bei einem Grundkapital von Goldmark: 


50 000.— 200 000.— 1.000 000.— 
bei der Bargründung in °/, 7,6264 6,2379 5,6890 
bei der Sachgründung „ „ 11,8961 9,7738 9,0116 


Werden diese Gründungskosten der Nachkriegszeit verglichen mit den Grün- 
dungskosten der ‚Vorkriegszeit, so ergibt sich bei der Gründung einer Aktiengesell- 
‘schaft mit einem Grundkapital von Gm. 1000000.— eine Erhöhung der Grün- 
“dungskosten um 1% bei der Bargründung und um 2,66% bei der Sachgründung. 
In der Zeitschrift für Haändelswissenschaftliche Forschung, 8. Jahrgang 1913/14 be- 
“rechnet E. Frankenbach auf Seite 404 die Gründungskosten für eine 
| Bargründung auf 4,6893°/, 
| Sachgründung „ 6,3473°/, 
bei Zugrundelegung eines Grundkapitals von Gm. 1000000.—. Bei Frankenbach 
ist ebenfalls für die Berechnung der Sachgründungskosten angenommen, daß der 
Wert der eingebrachten Grundstücke und Gebäude 35% des Grundkapitals beträgt. 

Diese Verteuerung der Gründungskosten ist in erster Linie zurückzuführen auf 
‚die erhebliche Heraufsetzung der Gebührensätze des GKG. und der GebO.; in 
"zweiter Linie haben sich die Kosten der Handelskammerrevision ebenfalls erheblich 
erhöht und in letzter Linie ist der Druck der Aktienurkunden durch die Normie- 
‘zung des Nennbetrages auf Gm. 100.— und der damit verbundenen Anfertigung 
‘einer größeren Anzahl von Aktienurkunden stark verteuert worden. 

Wie sehr die Gebühren des GKG. und damit auch der GebO. erhöht worden 
sind, zeigt folgende Gegenüberstellung: 


j 


ee Su ee. ae 
Eee —— —— 
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Nach dem GKG. vom 25. Juli 1910, in der Fassung vom 17. Februar 1917 be- 
trug Bi volle Gebühr nach 833 bei Gegenständen im Werte von einschliebie 


200.# 1.80 .# gegenüber heute 4M 4 
100000 „ 45.— „ “ » 160 „ f 
200000 „ 60. A - 280 „ 

500000 „ 105.— „ e 640 , 
1000000 „ 180.— „ N 1240 „ usw. 


Die Kosten der Handelskammerrevision betrugen nach der Berechnung von 
E. Frankenbach für eine Sachgründung mit einem Grundkapital von Gm. 1000 000.— 
Gm. 1200.— gegenüber heute Gm. 3200.—. 

Daß der Druck von Aktienurkunden teurer sein muß, ist bei der Festsetzung 
des Nominalbetrages einer Aktie auf Gm. 100.— (gegenüber .)6 2000.— bei Franken- 
bach) ohne weiteres verständlich; heute sind bei einem Grundkapital von. 
Gm. 1000000.— 10000 Urkunden gegen früher 500 Urkunden erforderlich. Die 
Mehrkosten für das besondere Werttitelpapier und für die Mehrarbeit bei der Her- 
stellung rechtfertigen eine Erhöhung der Herstellungskosten. 

Inwieweit die einzelnen Kostengruppen an der Gesamtkostenprozentziffer be- 
teiligt sind, soll folgende Gegenüberstellung zeigen. Es betragen bei einem Grund- 
kapital von Gm. 1000000.— die Kosten der 


bei der Bargründung Sachgründung 
%o %o 

notariellen Verhandlung . 0,28100 0,58860 
Handelskammerrevision . 0,16000 0,32000 
Gesellschaftsteuer ‚u: 5,00000 5,00000 
Handelsregisteranmeldung . 0,03094 0,03094 
Handelsregistereintragung . . . 0,13775 0,14650 
Grunderwerbsteuer. . . . . . 2,30000 
EL een 0,04630 
Aktiendruck } 0,07930 0,07930 

zusammen 5,68899 9,01164 


Werden diese beiden Resultate gleich 100 gesetzt, so betragen für die ein-| 
zelnen Ausgaben die Kosten der 


bei der Bargründung Sachgründung 

notariellen Verhandlung 4,9394 6,5315 
Handelskammerrevision 2,8125 3,5510 
Gesellschaftsteuer 87,8890 55,4838 
Handelsregisteranmeldung® 0,5439 0,3433 
Handelsregistereintragung.. . . 2,4213 1,6257 
Grunderwerbsteuer . . . . . 31,0709 
Grundstäcksüberigegung 0,5138 
Aktiendruck “ 1,3939 0,8800 

zusammen 100,0000 100,0000 


Diese Berechnung zeigt deutlich, daß der weitaus größte Teil der Gründungs- 
kosten aus der Gesellschaftsteuer besteht, sowohl bei der Bargründung wie auch 
bei der Sachgründung. Bei der Bargründung kommen als zweitgrößte Ausgabe 
die notariellen Kosten und erst an dritter Stelle die Kosten der Handelskammer- 
revision in Frage; bei der Sachgründung schiebt sich nach der Gesellschaftsteuer 
erst die Grunderwerbsteuer ein, die übrigen Kostenbestandteile folgen dann in 
derselben Reihenfolge. 

Vergleicht man weiter die heutigen Beteiligungsziffern an den Gesamtgraii 
dungskosten mit den Beteiligungsziffern, die E. Frankenbach in seiner Arbeit aus- 
rechnet, so ergeben sich für Steuern (früher Stempel): 
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bei der Bargründung Sachgründung 
früher . . . .. 97,786 96,434 
heute... „41. 4 11.00,874880 86,555 


Mit dieser Feststellung ist erwiesen, daß durch die einheitliche, reichsgesetz- 
liche Regelung der Kapitalverkehrsteuer und der Grunderwerbsteuer und trotz der 
Erhöhung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer in Wirklichkeit eine Ver- 
minderung erzielt wurde, wie ich es bereits bei der Besprechung der Kapitalver- 
kehrsteuer an den absoluten Steuerprozentziffern gezeigt hatte. 

Bei der Vergleichung der früheren Kosten der notariellen Verhandlung mit 
den heutigen Kosten, ergibt sich folgendes Bild; der Anteil an den Gesamtgrün- 
dungskosten war bzw. ist bei der ' 


Bargründung Sachgründung 
PTUherse. ee (0,948 0,695 
heute: FU9E A 4.939 6,532 
ebenso verhalten sich die Ziffern für die Handelskammerrevision: 
frühen. 4: 41 -na,.1r« 1,907 
henter 7 ur, 3,551 


An anderer Stelle hatte ich bereits darauf hingewiesen, daß, wenn sich der 
Prozentsatz der eingebrachten Grundstücke und Gebäude zum Grundkapital ver- 
ändert, sich ebenso die Beteiligungsziffer der Grunderwerbsteuer, der notariellen 
Verhandlung und der Handelsregistereintragung ändert. Wird ein größerer Prozent- 
satz als 35% des Aktienkapitals an Grundstücken und Gebäuden eingebracht, 
so wächst die Quote der Grunderwerbsteuer an den Gesamtgründungskosten und 
ebenso steigern sich die Beteiligungsziffern für die Grundstücksübertragung und 
für die Notariatskosten. 

Weil eben die Anteile der Gesellschaftsteuer und der Grunderwerbsteuer 
derart überwiegen, und weil sich nur hier die Möglichkeit ergibt, durch irgend- 
_ welche Maßnahmen Kosten ersparen zu können, ist die Wirtschaft dauernd auf 
der Suche nach Wegen, bei denen eine Ermäßigung dieser beiden Steuerarten auf 
gesetzmäßigem Wege sich erreichen läßt. Im nächsten Kapitel will ich versuchen, 
einige mir bekannt gewordene Fälle derartiger Natur kurz zu kennzeichnen. 


5. Versuche zur Umgehung der gesetzlichen Vorschriften bei Sach- 
gründungen. 


In Zeiten großer Geldwertschwankungen war es durchaus nicht so schwierig, 
aus einer Sachgründung eine Bargründung zu konstruieren. Wollte z.B. ein bisher 
bestehendes Unternehmen sich aus irgendwelchen Gründen in eine Aktiengesell- 
schaft umwandeln, so gründete es zunächst bar mit einem beliebigen Kapital, das, 
solange das Registergericht nicht eine Mindestgrenze des Aktienkapitals nach einer 
wertbeständigen Form für die Eintragung der neuen Gesellschaft bestimmt hatte, 
noch nicht einmal so sehr groß zu sein brauchte. Als Firma wurde vielleicht mit 
einem kleinen Zusatz die Firma des umzuwandelnden Unternehmens gewählt. 
Nun konnte die neue Gesellschaft in Tätigkeit treten; das Aktienkapital reichte 
gerade für die Anschaffung der ersten notwendigen Einrichtungsgegenstände (viel- 
leicht wurden sie auch alt gekauft oder auch nur gepachtet) und für die Anschaf- 
fung eines kleinen Warenlagers aus. Im übrigen wurde in der Hauptsache zunächst 
kommissionsweiser Handel getrieben. Die starke Geldentwertung kam hier nun 
zu Hilfe; die ersten gekauften Waren, die die alte Firma der jungen Gesellschaft 
mit einer Zahlfrist von vielleicht vierzehn Tagen veräußert hatte, wurden mit 
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einem großen Papiermarkgewinn verkauft, der inzwischen entwertete Gegenwert 
an die alte Firma abgeführt, gleichzeitig ein neuer Posten Ware, diesmal be- 
deutend größer an Quantität, gekauft, wiederum mit einer kurzen Zahlungsfrist 
und wiederum mit einem erheblichen Papiermarkgewinn verkauft. Dieses Spiel 
wiederholt sich, bis in ein paar Monaten in dieser Weise das ganze Warenlager 
der alten Firma an die neu gegründete Aktiengesellschaft übergegangen ist; die 
alte Firma läßt nun ihren Betrieb langsam eingehen und die Aktiengesellschaft, die 
inzwischen genügend Barmittel hat, kauft nun von dem oder den früheren In- 
habern, die aber auch gleichzeitig die Besitzer der Mehrheit der Aktien sind, die 
übrigen mobilen oder immobilen Gegenstände ab und ist somit vollkommen in 
den Besitz der früheren offenen Handelsgesellschaft oder Einzelfirma gekommen. 

Der Endeffekt ist folgender: Das alte Unternehmen meldet s:inen Gewerbe- 
betrieb ab und zieht eine Schlußbilanz. Diese Bilanz weist einen Verlust auf; eine 
Einkommensteuer für den oder die Inhaber kommt nicht in Frage. Anderseits zeigt 
die Aktiengesellschaft im ersten Geschäftsjahr einen desto größeren Geschäftsgewinn, 
der aber nicht zur Ausschüttung gelangt, um die Betriebsmittel zu stärken, wie es 
in dem Geschäftsbericht heißt, und somit nur einer Körperschaftssteuer von 20 % 
unterworfen ist. Diese Zurückbehaltung der Jahresgewinne kann verschiedene 
Jahre hintereinander vorgenommen werden, denn die Hauptversammlung genehmigt 
stets diese Vorschläge des Vorstandes und des Aufsichtsrates, da ja die Vorbesitzer 
die Mehrheit der Aktien in Besitz haben. Jetzt kommt die Verordnung über Gold- 
markbilanzierung und die Gesellschaft ist in der Lage, eine ausgezeichnete Gold- 
markbilanz, infolge starker innerer Reserven und infolge niedriger Buchsachwerte, 
vorzulegen. Aus der juristisch unsoliden Gründung mit einem sehr kleinen Aktien- 
kapital, die aber dennoch einen inneren soliden Kern hatte, ist unter Umgehung der 
handelsrechtlichen Vorschriften und unter Ersparnis von ziemlich erheblichen Grün- 
dungskosten, ein nach außenhin sehr solides Unternehmen geworden, wie die Gold- 
markbilanz zeigt. 

Dieser Vorgang kann natürlich, wie schon erwähnt, nur in Zeiten stark fallen- 
den Geldwertes möglich sein, aber das beweist ja nicht, daß er nicht vorgekommen 
ist. Steuerrechtlich liegt bei dieser handelsrechtlichen Nachgründung des $ 207 
HGB. keine Umgehung irgendwelcher Vorschriften des Kapitalsteuergesetzes vor; 
zwar spricht der $6b KVStG. davon, daß freiwillige Zahlungen und Leistungen 


geeignet sind, den Wert der Gesellschaftsrechte zu erhöhen, insbesondere die Über- 


lassung von Gegenständen an die Gesellschaft zu einer hinter dem Werte zurück- 
bleibenden Gegenleistung. Aber dieser Tatbestand führt nur bei der Errichtung der 
Gesellschaft oder bei der Erhöhung des Aktienkapitals zur Auslösung der Steuer. 
Zudem liegt bei diesem Vorgang bürgerrechtlich ein Kauf vor. Ebensowenig kann 
eine Schenkungssteuer in Frage kommen, da am Tage der Tätigung des Kaufes 
Leistung und Gegenleistung in einem angemessenen Verhältnis standen. Erst die 
nachfolgende Geldentwertung hat dieses Verhältnis ungünstig beeinflußt. 

Wäre also statt der erwähnten Bargründung eine Sachgründung vorgenommen 
worden, so wären neben den erhöhten Kosten des Notars noch die 5 % ige Kapital- 
verkehrsteuer vom Werte der eingebrachten Sachen zu leisten gewesen. 

Dieser Weg der Kostenersparnis ist durch die inzwischen eingetretene Stabi- 
lisierung der Mark versperrt. Der nach Bekanntmachung der „Verordnung über 


Goldbilanzen“ vom 28. Dezember einsetzende Handel mit Aktienmänteln, besonders. 


der Handel mit solchen Mänteln, die noch ein niedriges Aktienkapital auswiesen und 
die durch die später eintretende Geldwertsenkung unbrauchbar geworden waren, 
wurde bereits nach drei Monaten durch die „Zweite Verordnung zur Durchführung, 
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der Verordnung über Goldbilanzen‘“ vom 28. März 19241) unterbunden?). Ein der- 
artiger Mantel wurde bis zu diesem Zeitpunkte auf folgendem Wege zur Gründung 
einer Aktiengesellschaft verwendet. 

Der oder die Inhaber des Aktienmantels begaben sich mit den noch notwendi- 
gen Hilfspersonen zu einem Notar, legitimierten sich und erklärten, daß sie die 
alleinigen Aktionäre der ... Aktiengesellschaft seien und beabsichtigten, eine außer- 
ordentliche Generalversammlung veranstalten zu wollen. Dann wurden die Aktien 
der Gesellschaft vorgelegt und die Inhaber verzichteten ausdrücklich auf die for- 
melle Einberufung der Generalversammlung. Die Versammlung war also beschluß- 
fähig. Im Einverständnis der Beteiligten übernahm einer der Erschienenen die 
Leitung der Versammlung und eröffnete die Generalversammlung. Zunächst wurde 
ein Verzeichnis der erschienenen Aktionäre aufgestellt und vom Vorsitzenden unter- 
schrieben. Durch Zuruf wurde dann einstimmig die folgende Tagesordnung auf- 
gestellt: 

1. Abberufung und Neuwahl des Vorstandes, 

2. Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern und Ergänzungswahl für diese, 

3. Genehmigung von ein oder mehreren Übernahmeverträgen, 

4. Beschlußfassung über einen neuen Entwurf des Gesellschaftsvertrages, 
Abänderung der Firma und des Gegenstandes des Unternehmens, 

5. Ergänzung des Aufsichtsrates. 

Die Punkte 1. und 2. der Tagesordnung konnten ohne weiteres erledigt wer- 
den; die neugewählten Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder, die miterschienen 
sind, erklärten die Annahme der Wahl. Zum nächsten Punkt der Tagesordnung, 
Genehmigung von ein oder mehreren Übernahmeverträgen, lagen die Urschriften 
der Verträge, durch welche die Gesellschaft das Grundstück.... eingetragen im 
Grundbuch des Amtsgerichtes.... Band... Blatt.... gepachtet, sowie eine An- 
zahl von Maschinen, Einrichtungsgegenständen, Rohstoffen, Halb- und Fertigfabrika- 
ten und andere Sachwerte gekauft hatte, vor; falls die Verträge vor dem Ablauf 
von zwei Jahren seit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister ge- 
schlossen wurden, hatte der Aufsichtsrat vor der Beschlußfassung den Vertrag zu 
prüfen und über die Ergebnisse seiner Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. Die- 
ser Bericht wurde nunmehr verlesen und als Anlage zum Protokoll überreicht. Die 


Versammlung beschloß darauf einstimmig durch Zuruf: der oder die Verträge 
- werden genehmigt. 


Zum Punkt 4 wurde einstimmig durch Zuruf folgender Beschluß gefaßt: 

1. Die Firma der Gesellschaft wird geändert in .... Aktiengesellschaft. Der 
Sitz der Gesellschaft wird nach .... verlegt. Demzufolge erhält $1 des Gesell- 
schaftsvertrages folgende neue Fassung: „Die Gesellschaft führt die Firma ... 
und hat ihren Sitz in .....“. | 

2.82 erhält folgende neue Fassung: „Gegenstand des Unternehmens ist 
Fabrikation von .... sowie der Handel mit solchen Fabrikaten im In- und Auslande. 
Die Gesellschaft hat das Recht, sich an anderen Gesellschaften gleicher oder ähn- 
licher Art im In- und Auslande zu beteiligen oder solche Betriebe zu übernehmen; 
sie soll auch befugt sein, Zweigniederlassung im In- und Auslande zu errichten.“ 


1) Reichsanzeiger 1924, Nr. 75. ; 

2) Durch 842, Absatz 1: „Eine Neugründung im Sinne der Verordnung über Goldbilan- 
zen und der Durchführungsverordnungen liegt auch dann vor, wenn bestehende Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
in ihren Verhältnissen, insbesondere ihrer Verfassung, der Zusammensetzung ihrer Organe 
sowie in der Art ihres Geschäftsbetriebes derart geändert werden, daß die Gesellschaft nicht 
mehr als eine Fortsetzung der bisherigen Gesellschaft angesehen werden kann.“ 
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Der Vorsitzende legte darauf den Entwurf eines neuen Gesellschaftsvertrages 
vor; es wurde einstimmig durch Zuruf beschlossen: Dieser Entwurf wird als neuer 
Gesellschaftsvertrag angenommen. Zum letzten Punkt der Tagesordnung wurde 
einstimmig durch Zuruf beschlossen, die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder zu er- 
höhen. Es folgte die Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder und diese Herren, die eben- 
falls miterschienen waren, nahmen die Wahl an. Die Tagesordnung war damit er- 
schöpft und die Versammlung wurde geschlossen. 

Innerhalb einer kurzen Zeit und in einer einzigen notariellen Verhandlung 
wurde mit Hilfe eines alten Aktienmantels ein bestehendes Unternehmen in die 
juristische Form einer Aktiengesellschaft eingekleidet. Selbst die Verordnung über 
Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923 konnte berücksichtigt werden, indem die 
Generalversammlung in derselben Sitzung beschloß, falls das bisherige Geschäfts- 
jahr mit dem Kalenderjahr zusammenfiel, dieses Geschäftsjahr zu verlegen, viel- 
leicht auf den 1. Juli oder früher oder später; damit wurde Zeit gewonnen, um die 
Umstellung des Betriebs und der Buchführung auf Goldmarkbasis durchzuführen. 
Die Verordnung über Goldbilanz bestimmt in ihrem $ 1, Abs. 1 bekanntlich, daß 
Kaufleute, die zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet sind, vom 1. Januar 
1924 ab oder, falls das Geschäftsjahr mit einem späteren Zeitpunkt beginnt, von 
diesem Zeitpunkt ab das Inventar und die Bilanz in Goldmark aufzustellen haben. 
Die Gesellschaft hatte damit noch den Vorzug, falls das Kapital des Aktienmantels 
noch verhältnismäßig klein war, einen Überschuß in Goldmark der Aktiven über die 
Passiven über den Betrag des Grundkapitals verzeichnen zu können und diesen Be- 
trag als Reserve in die Bilanz einstellen zu können. 

An Kosten für diesen Vorgang entstanden: zunächst der Kaufpreis für den 


Aktienmantel, der möglicherweise im höchsten Falle die heutigen Gründungskosten 


einer Aktiengesellschaft mit dem gleichen Grundkapital ausmachte, weiter die 


Kosten des Notars für die Protokollierung der Generalversammlung, die Kosten für 


die Eintragung der Änderungen des Gesellschaftsvertrages in das Handelsregister 
sowie die Gebühren für die Veröffentlichung in den vorgeschriebenen Zeitungen. 
Weiterhin kamen die Kosten der Grunderwerbsteuer hinzu, wenn die Aktiengesell- 
schaft, wie im behandelten Falle, es nicht vorgezogen hatte, diese Grundstücke mit 
den dazugehörigen Gebäuden zu pachten; dieses wird wahrscheinlich der häufiger 
vorkommende Fall gewesen sein. Ich nehme also bei der Betrachtung der Kosten- 


ersparnis bei einer derartigen Verwendung eines Aktienmantels an, daß die Grund- 


stücke mit Gebäuden pachtweise benutzt wurden; eine Grunderwerbsteuer ist 
also nicht in die Kostenrechnung mit einzubeziehen. Weiterhin sind in diese Kosten- 
rechnung nicht mit einzubeziehen sämtliche ebengenannten Kosten, außer den 
Kosten für den Erwerb des Aktienmantels, da diese Kosten ja auch von allen 
übrigen Gesellschaften aufzuwenden sind, die unter die Verordnung über Gold- 
bilanzen fallen. Der Vorbesitzer des Aktienmantels konnte für die Errechnung des 
Verkaufswertes des Aktienmantels nur den Zeitwert der damals aufgewendeten 
Kosten einschließlich der Kapitalverkehrsteuer in Ansatz bringen. Würde er die 
Kapitalverkehrsteuer von dem Grundkapital der niedrigsten heute vorgeschriebenen 
Gründung berechnet haben, so würde der Preis des Aktienmantels zu hoch ge- 


worden sein und sich für diesen Preis kein Käufer gefunden haben; es sei denn, 


daß der immaterielle Wert der Möglichkeit einer sofort, ohne jede weitere Schwie- 
rigkeit vorzunehmenden Grünudng hier den Ausgleich gebracht hätte. Auf alle 
Fälle wurde der größte Teil der Kapitalverkehrsteuer, der nach meiner Berechnung 
aufS.522 bei der Sachgründung 551%% der Gründungskosten beträgt, gespart; diese 
Ersparnis war derart. erheblich, daß sie die Gründung oder Umwandlung eines 
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_ Unternehmens in die Form der Aktiengesellschaft auf dem Wege der Verwertung 

‚eines alten Aktienmantels, der bis zur Bekanntmachung der Zweiten Durchführungs- 
bestimmungen zur Verordnung über Goldbilanzen durchaus nicht ungesetzlich war, 
lohnend erscheinen ließ. 

Andere Auswege zur Ersparnis von Gründungskosten, wie Einbringung von 
Sachwerten zu weit hinter dem gemeinen Werte liegenden Preisen, oder die sog. 
„Nachgründungen“, können wohl auch in manchen Fällen zu Kostenersparnissen 
führen, der Erfolg ist aber nicht sicher. Hinsichtlich der Unterbewertung schreibt 
das KVStG. eine besondere Prüfung seitens des Finanzamtes vor; auf Grund dieser 
Prüfung wird dann von den gefundenen Werten die Steuer berechnet; es kann 
“wohl möglich sein, daß die seitens des Finanzamtes festgesetzten Werte niedriger 
‚sind, aber im Regelfalle wird das Finanzamt zu einer möglichst hohen Bewertung 
kommen, weil es dann Sache des Steuerpflichtigen ist, bei einem Einspruch gegen 
diese Wertfestsetzung darzutun, daß die angesetzten Werte tatsächlich zu hoch 
sind. Derjenige, der zu beweisen hat, hat immer den schwereren Stand. Also der Er- 
folg ist von vornherein sehr unsicher, zudem ist ein Einspruchsverfahren stets 
zeitraubend. Ebenso ist es nicht absolut sicher, ob eine Bargründung mit nach- 
folgender „Nachgründung“ vom Registerrichter eingetragen wird, wenn von vorn- 
‚herein eine Übernahme in Aussicht genommen ist oder ein innerer Zusammenhang 
zwischen beiden Vorgängen mit Recht vermutet werden kann. Immerhin ist die 
| Frage keineswegs einfach zu entscheiden und muß in jedem Falle sorgfältig geprüft 
werden. Rechtsanwalt und Notar Dr. Robert Schachian, Berlin, kam in einem Ar- 
"tikel im Berliner Börsen-Courier!) auf die Frage der Nachgründung zu sprechen und 
' führte dabei aus: | 

„Die Beobachtung der Formvorschriften über die Sachgründung bedeuten auch keines- 
“wegs, wie die Interessenten häufig annehmen, einen überflüssigen Aufenthalt. Der Gründer- 
bericht enthält zunächst eine ausgezeichnete Selbstkostenkontrolle, indem sich die Gründer 
- einmal über die finanziellen Grundlagen der Übernahmegeschäfte in Ruhe klar werden müssen, 
ebenso wie bei ihrem Prüfungsbericht nach $ 192 HGB. Vorstand und Aufsichtsrat. Die Revi- 
soren der Handelskammer stellen eine erwünschte Deckung dar für alle an der Gründung be- 
teiligten Personen. Niemand ist in eigenen Geschäften ganz unparteiisch. Die gesetzliche Ver- 
antwortung der Gründer aber ist außerordentlich weitgehend, und zwar sowohl in zivilrecht- 
licher als auch in strafrechtlicher Hinsicht. Sie sowohl wie der erste Vorstand und der erste 
Aufsichtsrat haben alle Interesse daran, daß ihre Verantwortung sich erleichtert durch die 
' Beurteilung amtlicher Revisoren. Ganz falsch ist die Ansicht, daß die Revisoren der Handels- 
‚ kammer in steuerlichem Interesse tätig wären. Sie haben nur zu prüfen, ob keine Überbewer- 
‚tung vorliegt. Nicht aber ist es ihre Aufgabe, sich darüber zu äußern, ob Einbringung und 
. Übernahme zu einem zu geringen Preise, also zu billig erfolgten. Sie monieren nicht etwa, wie 
manche Interessenten meinen, der Übernahmepreis sei zu gering, sondern sie haben nur zu ver- 
hindern, daß er zu hoch ist. Die andere Feststellung hat das Finanzamt zu treffen, welches 
"völlig unabhängig von den Revisoren der Handelskammer arbeitet, und dem nach der stän- 
digen Rechtsprechung des Reichsfinanzhofes ein Prüfungsrecht im gleichen Maße zusteht, ob 
die Form der Sachgründung oder die der Bargründung mit anschließender Nachgründung ge- 
wählt wird.“ — 

Schachian kommt dann zum Schluß zu der Mahnung: 

„Aus allen diesen Gründen kann daher den Interessenten nur angelegentlichst empfohlen 

werden, nicht aus falsch verstandenen Erwägungen heraus den Bestand der Gründung zu 
gefährden und eine erhebliche Verantwortlichkeit auf sich zu laden, indem eine Sachgründung 
ersetzt wird durch eine Bargründung mit anschließender Nachgründung, wo an sich die Sach- 
gründungsvorschriften zu beobachten wären. In Anbetracht des wiederholt vorgekommenen 
"Mißbrauchs pflegen auch manche Registerrichter eine Rückfrage dahin zu halten, ob etwaige 
Übernahmeabreden beständen, sobald die Umstände solche erwarten lassen. Erfahrungsgemäß 
pflegt jeder Fehler im Gründungsakt einen dauernden Nachteil für die Gesellschaft mit sich 
zu bringen, und es kann deshalb nur davor gewarnt werden, aus irgendwelchen nicht ange- 
brachten Gründen heraus eine sogen. Vereinfachung vorzunehmen in Fällen, in denen sie 
in Wahrheit nur die Einhaltung nützlicher Vorschriften vermeidet und dafür erhebliche Nach- 
‚teile und Gefahren mit sich bringt.“ 


® D) Nr. 211 vom 6. März 1922. 


528 Literatur. 


| Literatur. 


Rohde, H., Obermagistratsrat, Berlin-Zehlendorf. Neuregelung der preußi- 
schen Gewerbesteuer, insbesondere die Verordnungen vom 23. und 24. No- 
vember 1923 und vom 16. Februar 1924. Industrieverlag Spaeth & Linde, Ber- 
lin C2, 1924. 152 Seiten. Preis 6 3.80. 


Da durch die Verordnung vom 23. November 1923 den Gemeinden in Preußen 
das Recht zum Erlaß eigener Gewerbesteuer genommen ist, wird die vorliegende 
Arbeit ein breiteres Interesse für sich in Anspruch nehmen können. In der Ein-, 
leitung gibt der Verfasser einen Überblick über das Wesen und über die Entwick- 
lung der Gewerbesteuer und legt zum Schluß die Unterschiede zwischen dem 
alten und neuen Recht dar. Im zweiten Abschnitt bringt er einen Auszug aus dem. 
Finanzausgleichsgesetz vom 23. Juni 1923, in dem die rechtliche Grundlage für 
die Frage, ob und nach welchen Richtlinien Preußen ein Gewerbegesetz erlassen 
darf, und der Begriff der Betriebsstätte reichsrechtlich festgelegt ist. Hieran schliäl 
sich ein Auszug aus dem preußischen Kommunalabgabegesetz vom 14. Juli 1898. 
Dann folgt der Wortlaut der Verordnung über die vorliegende Neuregelung der Ge- 
werbesteuer vom 23. November 1923, der Verordnung zur Abänderung des Geset- 
zes zur Regelung verschiedener Fragen, des kommunalen Abgaberechts vom 24. No- 
vember 1923 und die Ergänzungsverordnungen zur Verordnung vom %. Dezember. 
1923 und vom 16. Februar 1924. Zu allen drei Verordnungen werden kurze Erläute- 
rungen gegeben. Zum Schlusse sind die vorläufigen ministeriellen Richtlinien vom 
31. März 1924 zur Durchführung der Verordnung zum Abdruck gebracht. Ein 
Schlagwortverzeichnis erleichtert die Handhabung des Buches. Hp. | 


Mügel, Dr. Oskar, Wirkl. Geh. Rat, Staatssekretär im preußischen Justizministe-' 
rium-a. DD Kommentar zur dritten Steuernotverordnung vom 
14. Februar 1924. Erstes Heft: Aufwertung und öffentliche Anleihen (Art.Iu. 0) 
Verlag Otto Liebermann, Berlin, 1924. 108 Seiten. 


Die Arbeit enthält Erläuterungen zur dritten Steuernotverordnung, ohne die 
Durchführungsbestimmungen, die erst später erschienen, berücksichtigt zu haben. 
In der Einleitung werden die Grundzüge des Problems dargelegt und die Ent- 
stehungsgeschichte der Verordnung geschildert. Hieran schließt sich im zweiten 
Teile der Wortlaut des ersten und zweiten Artikels der dritten Steuernotverord- 
nung. Der dritte Teil bringt zur Verordnung Erläuterungen. Der Wortlaut der 
Verordnung ist nochmals abgedruckt, es schließen sich an jeden einzelnen Pa-! 
ragraphen Erläuterungen, nachdem zuvor über jede Erörterung eine Inhaltsangabe 
gemacht ist. Im Anhang befinden sich Kurstabellen. Die erste Tabelle enthält die 
vom Finanzminister bekanntgegebenen durchschnittlichen Monatskurse von 1918: 
bis Februar 1920. Die zweite Tabelle setzt die Kurse bis Ende 1923 fort, wobei 
die Kurse derart wiedergegeben sind, daß 100 bzw. 1000, 1000000 usw. Papier- 
mark x Goldmark sind. Die Umrechnung der Papiermark in Goldmark erfolgt daher 
durch einfache Multiplikation, während für die Rückrechnung von Goldmark in 

Papiermark noch Dollarkurstabellen hätten angegeben werden müssen. ’ 

Der Ruf des Verfassers sichert seinen Ausführungen eine erhebliche Beach- 
tung. Die Ausführungen über den Sinn des $ 1 der Verordnung werden voraus. 
sichtlich noch zu ausgiebigen juristischen Erörterungen Veranlassung geben. Hp. E 
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Die Mitwirkung der Genußscheine. bei Finanzierungs- 
vorgängen der deutschen Aktiengesellschaften. 


Von H. Deichmann, Bonn. 
Diplom-Kaufmann. 


Gliederung: 


1. Begriff und Rechtsform der Genußscheine. 
il. Die Mitwirkung der Genußscheine: 
1. Bei der Gründung von Aktiengesellschaften. 


a) An Gründer ausgegebene Genußscheine. 
b) Gegen Sacheinlagen und für Dienstleistungen gewährte Genußscheine. 


2. Bei der Fortführung von Aktiengesellschaften. 
Genußscheine werden ausgegeben: 


a) Für Zuzahlungen auf Aktien. 
b) Als Entschädigung für Kapitalherabsetzung ohne Rückzahlung. 
c) Als Entschädigung für Kapitalrückzahlung. 
d) Zur Ablösung von Vorrechten. 
e) Zur Ablösung von Schulden. 
f) Für Aktienbezug. 
g) Für Obligationenbezug. 
h) Als Mittel zur Kapitalbeschaffung. 
i) Zur Vermeidung von Überfremdung. 
.k) Zur Abspleißung von Aktienrechten. 


3. Bei der Liquidation von Vermögensteilen von Aktiengesellschaften. 
Zur Verteilung von Liquidationsergebnrissen ausgegebene Genußscheine. 
UL. Die gesetzliche Behandlung der Genußscheine. f 
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I. Begriff und Rechtsform der Genußscheine. 


Der Genußschein verdankt seine Entstehung der Praxis. Als Hilfsmittel bei 
Finanzierungsvorgängen kommt er in den verschiedensten Variationen vor, wie die 
mannigfaltigen Bedürfnisse der Praxis es erfordern. Der Verschiedenartigkeit des‘ 
Vorkommens entsprechend war die Namengebung: Genußschein, Gewinnanteil- | 
schein, Gewinnanteilschuldschein, Gründeranteil, Teilschuldverschreibungsobliga- 
tion, unverzinsliche Schuldverschreibung, Obligationengenußschein u.a. m. 

Wir werden in unseren Ausführungen den Namen „Genußschein“ als Sammal | 
begriff für alle Arten dieser Wertpapiere anwenden, weil der Sprachgebrauch will- 
kürlich ist, außerdem den Namen Genußschein in neuerer Zeit selbst häufig | 
Sammelbegriff gebraucht. 

Die Verschiedenartigkeit der Namengebung war möglich durch das Fehlen einer 
grundlegenden gesetzlichen Behandlung. Über die Behandlung im Steuerrecht und 
in der Verordnung über Goldbilanzen nebst Durchführungsbestimmung werden wir 
an anderer Stelle berichten. Durch das Fehlen einer grundsätzlichen gesetzlichen 
Behandlung war ferner die juristische Einordnung unter verschiedene Arten von 
Wertpapieren nach den verschiedensten Gesichtspunkten möglich. So halten einige 
Schriftsteller die Genußscheine stets für Aktien!), andere wiederum sprechen ihnen 
die Fähigkeit, Aktienurkunden zu sein, vollständig ab2). Eine dritte Gruppe teilt 
die Genußscheine in Genußaktien und Obligationsgenußscheine und macht von der 
Zugehörigkeit zur Aktiengruppe das Vorhandensein des Stimmrechts abhängig?). 

Juristisch richtig erscheint uns die Einteilung in Genußaktien und Genußschein- 
obligationen. Haben die Genußscheine Stimmrecht, so unterscheiden sie sich voX | 
den Aktien eben nur durch den Namen, haben sie kein Stimmrecht, so kann man, 
sie als Gläubigerrechte ansehen. | 


Zeitschriften und Zeitungen. 


!) Renaud, a. a. 0. Seite 761. Ortmann, a. a. O. Seite 46. 

” Behrend, a. a. 0. Seite 889. Goldmann, a. a. O. Seite 774. 

2 Lehmann, a. a. 0. Seite 411. Ring, a. a. O. Seite 386. Makower, 2.2. 0. 
Seite 454. Wertheimer: Juristische Wochenschrift, Seite 573 ff., Jahrgang 1923. | 
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Diese Gläubigerrechte können in der verschiedensten Weise vertraglich geregelt 
sein. Immer jedoch sind sie gegenüber den absoluten Forderungsrechten solche 
relativer, d.h. bedingter oder abhängiger Natur, selbst wenn sie eine große Ver- 
wandtschaft damit haben. Obwohl rechtlich ein Gläubigerrecht absoluter und auch 
bedingter Art sein kann, sind wir gewöhnt, vom wirtschaftlichen Standpunkt aus 
nur das absolute Forderungsrecht als Gläubigerrecht anzusehen, hingegen das be- 
dingte als Anteilsrecht, und zwar, weil ihre Forderung nur dann befriedigt wird, 
wenn Geschäftsgewinn vorhanden ist. Es ist dies, von der betreffenden Gesell- 
schaft aus gesehen, ein Vorteil, den die Genußscheine gegenüber gewöhnlichen 
"Obligationen haben. Dazu kommt der Fortfall des Passivierungszwanges, denn 
Schulden, die vom Vorhandensein eines Gewinns abhängen, sind noch nicht tat- 
sächlich, und dadurch ist eine Passivierung nicht erforderlich. Außerdem ist eine 
Tilgung aus Gewinn, oder besser zu Lasten des Gewinn- und Verlustkontos, nur 
dann möglich, wenn nicht passiviert wird. Als Gläubigerrecht haben die Genuß- 
scheine gegenüber den Aktien ferner den Vorteil, daß sie trotz Unterbilanz, so- 
fern Gewinn vorhanden ist, verzinst und getilgt werden können. 

Die Genußscheine können sowohl auf den Inhaber als auch auf den Namen 

lauten. 

E Werden sie auf den Inhaber gestellt, so bedürfen sie dann nicht der staat- 
lichen Genehmigung nach 8 795 Absatz 1 BGB., wenn die Verpflichtung zur Zah- 
lung einer bestimmten Geldsumme mangelt. Dies ist durchaus nicht immer der 
Fall, obwohl es vielfach angenommen wird). So z. B., wenn für die Genußscheine 
!bei der Gewinnbeteiligung und der Tilgung aus Gewinn eine bestimmte Geldsumme 
festgesetzt ist. 

' Lauten sie auf den Namen, so sind die Genußscheine kaufmännische An- 
‘weisungen gemäß $ 363 HGB., und zwar meist eigene Anweisungen, die kauf- 
imännische Verpflichtungsscheine genannt werden. 

Wie wir bereits oben erwähnten, kommen die Genußscheine in außerordent- 
licher Vielgestaltigkeit vor. Sie treten auf in Nuancierungen von der Aktie bis zu 
naher Verwandtschaft mit der Obligation. Trotz dieser Mannigfaltigkeit können 
\wir wirtschaftlich folgende Gruppen unterscheiden: 

1. Genußscheine, die sämtliche Merkmale der Aktien zeigen, also. Beteili- 
‚gung am Grundkapital verkörpern und Stimmrecht gewähren; sie sind trotz ihres 
!Namens als Aktien anzusehen. 

2. Genußscheine, die einzelne Rechte der Aktien verbriefen und daher Ge- 
:sellschaftsrechte enthalten. 

3. Genußscheine, die sowohl Gesellschaftsrechte enthalten als auch Gläubiger- 
(rechte einräumen. | | 

4. Genußscheine, die. bloße Gläubigerrechte einräumen und somit Obliga- 
\tionencharakter tragen ?). | 

Wenn wir von Gläubigerrechten sprechen, so meinen wir bei Genußscheinen 
‚in diesem Falle die bedingten Gläubigerrechte. 

Im folgenden Kapitel werden wir darlegen, bei welcher Gelegenheit und in 
welcher Weise die Genußscheine bisher als Hilfsmittel bei Finanzierungsvorgängen 
(gedient haben, ohne einen Anspruch auf lückenlose Aufzählung aller noch be- 
‚stehenden oder schon getilgten Genußscheine zu erheben. 


*) Wertheimer, J. W. S. 573 ff., Jg. 1923. 
2) Quassowski-Susat, a. a. O. S. 266 unter Einfügung der dritten Gruppe. 
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1I. Die Mitwirkung der Genußscheine. 
1. Bei der Gründung von Aktiengesellschaften. 


a) An Gründer ausgegebene Genußscheine. 

Die Gründergenußscheine der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts stehen, 
zeitlich gesehen, mit an erster Stelle unter den verschiedenen Arten von 'Genuß- 
scheinen der deutschen Aktiengesellschaften, während der älteste Genußschein 
überhaupt der um die Mitte des 19. Jahrhunderts an Stelle von zum Nominalbetrag 
ausgelosten Aktien ausgegebene Genußschein der österreichischen Eisenbahn- 
gesellschaften ist. Die Gründergenußscheine wurden gewährt neben dem Recht auf 


Paribezug und dem Versprechen fester Zinsen, Bevorzugungen, die mit der Ein. 


führung des HGB. später nicht mehr vorkamen!). 


An ABIT GlRR führt Sehnem an: 
Konsolidierte Alkaliwerke Westeregeln 1881. 
Spinnerei und Weberei, Hüttenheim-Benfeld 1882. 
Norddeutsche Zuckerraffinerie, Braunschweig 1883. 
Kaiser-Brauerei A.-G., Ricklingen bei Hannover 1888. 


Da diese Genußscheine dazu dienten, die Gründerzeit zu überwinden, sprach 
man damals nicht von „Gründern“, sondern von „ersten Zeichnern“?), 

Seit dem Ausgang der achtziger Jahre bediente man sich nicht mehr so 
häufig des Gründergenußscheins. Im Gegensatz zu Schmalenbach, der behauptet, 
daß sie später überhaupt nicht mehr ausgegeben wurden: 


A.-G. für Biervertrieb, Berlin 1900. 
Union Leipziger Preßhefefabrik und Brennerei-A.-G., Leipzig-Mockau 1900. 


Erst ‘die Zeit der kolonialen Tätigkeit mit ihren ungewissen Aussichten ließ 
wieder den Gründergenußschein aufleben. 


| Beispiele nach Sehnem: | 
Kolonial-Gesellschaft Süd-Kamerun 1898 neben Genußscheinen für Sacheinlageni 
Deutsch-Überseeische Elektrizitäts-Gesellschaft 1898. 

Brasilianische Elektrizitäts-Gesellschaft 1898. 

Schantung-Eisenbahngesellschaft, Tsingtau 1899. 

Schantung-Bergbaugesellschaft, Tsingtau 1899. 

Deutsche Rufiji-Baumwollgesellschaft 1909. 

Otjomikambo-Farmgesellschaft 1911. 


Aus. der bisherigen Anwendung des Gründergenußscheins sehen wir, dab er 
jedesmal bei wirtschaftlicher Unsicherheit auftaucht, wenn es schwierig ist, Kapital, 
das einem Risiko ausgesetzt ist, zu beschaffen. Wenn er in der Nachkriegszeit 


in dieser Form nicht mehr vorkommt, so liegt es weniger an dem Fehlen wirtk | 
schaftlicher Hemmungen, als an dem Fehlen wirtschaftlicher Erwägungen. Die 
Inflation mit ihrem Mangel an Anlagepapieren räumte alle wirtschaftlichen Be- 


denken fort, so daß selbst unsichere Gründungen mühelos Kapital bekamen. In 


der Nachkriegszeit vorkommende Gründergenußscheine wurden daher gewährt für 


gehabte Mühewaltung, Unkosten sowie eingebrachte Erfahrungen, jedoch nicht für 
erste Aktienzeichnung. Wir werden diese Fälle unter Kapitel b) behandeln. 


1) Schmalenbach, a. a. 0. S. 254. | 
°®, Ehenda. 


| 
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Der Gründergenußschein nimmt meist posterioritätisch an GER Dividende: n- 
dem Liquidationserlös teil und wird nicht passiviert. 


b) Gegen Sacheinlagen und für Dienstleistungen gewährte ( Gehuß- 
scheine. 


Gegen Sacheinlagen gewährte Genußscheine kommen vor bei Einlagen in ein 
neu gegründetes Unternehmen, bei Umwandlungsgründungen sowie bei Fusionen. 
Unter Sacheinlagen versteht man nicht nur solche konkreter Natur, sondern auch 
immaterielle Güter. Mit der Gewährung von Genußscheinen verfolgt man die Ab- 
sicht, eine vollständige oder teilweise Bilanzierung und damit Abschreibungen zu 
vermeiden!). Das ist jedoch nur möglich, wenn nicht dem Passivierungszwang 
unterliegende Genußscheine ausgegeben werden. 


An Beispielen nennt Sehnem: 
1. Für immaterielle Güter: 
Kolonial-Gesellschaft Süd-Kamerun 1898 für Konzessionen: 
Gesellschaft für elektrische Hoch- und Untergrundbahnen 1913 für Abtretung ı von 
. Konzessionen und Organisationsleistungen vor der Gründung. . 


Fälle aus neuerer Zeit — daher von Sehnem nicht erwähnt — ‚sind: 
Passage-Kaufhaus A.-G., Saarbrücken 1919. 
Stahlwerke Buderus- Röchling A.-G., Wetzlar 1920. 
Bauxitwerke A.-G., Gießen 1920. 
Rhein und Mosel, "Allgemeine Versicherungs-A.-G., Berlin- Charlottenburg 1920. 
Itfa A.-G., Institut für Feuerverhütung, Feuerschutzanlagen und Ausrüstung, Berlin 
1921. 
Die Genußscheine werden ausgegeben an die Gründer als Entschädigung _ für 
ihre Unkosten und Mühewaltung bei der Gründung sowie eingebrachte Erfahrungen. 


Ferner nach Sehnem: 
Fabrik photographischer Papiere vorm. Dr. A. Kurz A.-G. „Wernigerode 1 1895. 
Rheinische Emulsionspapierfabrik A.-G., Dresden 1901. 
H. Schlinck & Co. A.-G., Hamburg 1909. bo me 
 Sauerstoff-Industrie A. PR Berlin 1910 für Patente, Versuche il Geheiinwerfahrei, 
 Baubeschlägefabrik Otto "Grieshammer, Dresden 1906 für Firma und Kundschaft. 


Dazu von Sehnem nicht erwähnt: 
 Kameruner Schiffahrtsgesellschaft 1913 für Kundschaft und Verzicht auf Schiff- 
fahrtsbetrieb. | 


Nach Sehnem :. 


| Blintendorfer Schiefer- und Kunststeinwerke 1904 für Mußangerechie, 


2. Für materielle Güter: 


| Westendorp & Wehner, Köln 1896. 
\ Ica A.-G., Dresden 1897. 
' Bank für Bauten, Dresden 1899. 


 Dlkircher Mühlenweyke 1900. 
\ Paradiesbetten- Fabrik Steiner & Sohn A. ‘6. Iz 


1) Schmalenbach, a. a. 0. S. 253. 
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Estol A.-G. vorm. Soff & Reichenburg, Mannheim 1909. 
Erste Bayerische Graphitbergbau A.-G., Untergriesbach 1910. 


Sowie von Sehnem nicht erwähnt: 


Kalker Brauerei A.-G. vorm. Josef Bardenheuer 1888. 

Mitteldeutsche Automaten A.-G., Dresden 1909. 

Allgäuer Brauhaus A.-G., Kempten 1911. 

Elektro Osmose A.-G., Berlin 1913 (für Einbringung einer G. m. b. H. sowie Li- 
zenzen und Patente). 

Mundlos A.-G., Magdeburg 1920. 
An Genußscheinen, die bei einer Fusion ausgegeben wurden, nennt Sehnem: 

Hamburg-Kieler Frachtschiffahrts-Gesellschaft A.-G. 1908. 

Kilimanjaro Pflanzungsgesellschaft m.b.H., Berlin 1911 (man beachte, daß eine 
G.m.b.H. Genußscheine ausgibt). 


Nicht mit dem Ziele der Vermeidung einer Bilanzierung von Sacheinlagen, 
sondern zum Zwecke einer starken fusionsähnlichen Bindung tauschten die Gelsen- 
kirchener Bergwerks-A.-G. und die Deutsch-Luxemburgische Bergwerks- und Hütten- 
A.-G., Bochum, im Jahre 1920 je einen Genußschein aus. Ursprünglich war eine 
vollständige Fusion geplant, doch wurde mit Rücksicht auf die sehr hohen Steuer- 
kosten davon abgesehen und dafür ein Interessengemeinschaftsvertrag auf 80 Jahre 
abgeschlossen, dessen starke Bindungen wirtschaftlich eine Fusion ersetzen (Ober- 
gesellschaft Rhein-Elbe-Union G. m. b.H.). 


Die zwischen den Gesellschaften getauschten Genußscheine gewähren nach 
Auflösung der Gemeinschaft einen Anteil am Reingewinn, der ebenso groß ist wie 
der Gesamtbetrag, der nach der Trennung in irgendeiner Form an die Aktionäre zur 
Ausschüttung kommt. Ein Stimmrecht in der Generalversammlung haben die beiden 
Genußscheine nicht. Bis zur Auflösung der Gemeinschaft können die Scheine weder 
verpfändet noch veräußert werden; später würde ihre Begebung und Zerlegung an- 
gängig sein). 

Mit den unter b 1 behandelten Fällen verwandt (daher in diesem Abschnitt be- 

handelt, ohne äußerlich hierher zu gehören) — was die Art der Leistung betrifft — 
verschieden — was die Person des die Leistung Ausführenden betrifft —, sind 
die an Nichtaktionäre ausgegebenen Genußscheine für besondere Dienstleistungen. | 


Sehnem nennt: | 

August Loh Söhne A.-G. für Militärausrüstung, Berlin, gewährte 1899 einem Dresd- 
ner Bankhause für seine Bemühungen und sein Risiko bei der Aktienemission 
Genußscheine. | 

Alkaliwerke Ronnenberg, Hannover 1920 für die Gewährung eines Kredits und 
Übernahme der Bürgschaft. 

Flender und Schlüter, Papier- und Pergamentpapier-Fabrik, Düsseldorf 1911, für. 
Unterstützung bei der Herstellung und beim Vertrieb der Fabrikate. | 


Die Genußscheine gegen Sacheinlagen werden, wie bereits oben gesagt, nicht 
passiviert, ebenfalls nicht die Genußscheine für Dienstleistungen. Sie nehmen | 
beide posterioritätisch an der Dividende und am Liquidationserlöse teil. 


!) Frkf. Ztg. 18. Aug. 1920, 1. u. II. Morgen-Ausgabe. 
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2. Bei der Fortführung von Aktiengesellschaften. 
Genußscheine werden ausgegeben: 


a) Für Zuzahlungen auf Aktien. 

Ein in der Technik der Sanierung beliebtes Hilfsmittel ist der im folgenden 
behandelte Genußschein. Er ist der Ursache nach das Gegenstück zu dem von 
wirtschaftlich gutgehenden Gesellschaften mit Kapitalüberfluß ausgegebenen Divi- 
dendengenußschein; er wird von notleidenden Gesellschaften, und zwar solchen mit 

 Kapitalmangel, ausgegeben. Seine Funktion ist es, gutwillige Aktionäre zu be- 
günstigen in Fällen, in denen man Vorzugsaktien vermeiden oder deren Rechte ver- 
‚stärken will, oder die trotz der Reichsgerichtsentscheidung von 1902 noch mögliche 
Schädigung von Aktionären (siehe Schmalenbach in Finanzierungen, S. 197 ff.) durch 
Zusammenlegung von Aktien nicht beabsichtigt, da es der Gesellschaft nicht so 
sehr auf eine Sanierung des Kurses, als auf die Zuzahlung ankommt. Das schließt 
natürlich nicht aus, daß durch Unterlassung der Passivierung ein Buchgewinn ent- 
steht, der zur Tilgung einer Unterbilanz oder zu Abschreibungen Verwendung findet, 
und so auf den Kurs der Aktien günstig einwirkt. 

Der Mitwirkung des Genußscheins bei der Sanierung bedient man sich in fol- 
gender Weise): | 

1. Es werden für Zuzahlungen nur Genußscheine gewährt, ein Fall, der doch 
häufiger vorkommt, als Schmalenbach annimmt. Er führt nur ein Beispiel an: 
Gelsenkirchener Gußstahl- und Eisenwerke 1905. 

Dagegen nennt Sehnem noch: 

Stadtbrauerei Blankenhain 1902. 

Baumwollspinnerei Gronau 1902. 

Düsseldorfer Allgemeine Versicherungs-Gesellschaft 1902. 

A.-G. für Essen- und Ofenbau, Düsseldorf 1903. 

Schermbecker Thon- und Falzziegelwerke 1906. 

Hochofenwerk Lübeck 1908. 

Zinkhütten- und Bergwerks-A.-G., Kattowitz 1908. 
 Sternbrauerei Kray 1909. 

Ferner von beiden Autoren. nicht erwähnt: 

‘ Kloster-Brauerei A.-G., Metternich 1902 bei der zweiten Reorganisation. 
Georg von Giesche’s Erben 1909. 
Mechanische Leinenweberei 1913. 

Schermbecker Thon- und Falzziegelwerke 1919. 
ij 2. Gewährung von Genußscheinen an die zuzahlenden Aktionäre und Zu- 
_ sammenlegung der Aktien, auf die nicht zugezahlt wird. Dieser Fall kommt — zu- 
mal nach der Reichsgerichtsentseheidung von 1902 — nur selten vor. 

Sehnem nennt: 
Kulmbacher Rizzibräu A.-G. 1901. 
Leipziger Werkzeugmaschinenfabrik vorm. W. von Pittler A.-G., siehe S. 540. 
Leipziger Buchbinderei A.-G. vorm. Gust. Fritzsche 1907. 
Eigenes Beispiel: 

 Pantherwerke A.-G., Braunschweig 1906, siehe S. 537. 

3. Umwandlung in Vorzugsaktien und Gewährung, von Genußscheinen für Zu- 
| zahlung. ne | | | 
| 1) Schmalenbach a. a. 0. S. 255. 
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Beispiele nach Sehnem: 
Breitenburger Portland- und Cementfabrik, Lägerdorf 1893. 
Filzfabrik Adlershof A.-G., Berlin 1897. 
Kapuzinerbräu A.-G., Kulmbach 1901, 
Straßenbahn in Hannover 1901. 
Helios Elektrizitäts-Gesellschaft, Köln 1902. 
Stettin-Gristower Portland-Cementfabrik 1902. 
Granitwerke Steinerne Renne 1902. _ 
Rheinische Metallwaren- und MOstnnasHe Düsseldorf 1902. 
Portlandcementwerke Höxter-Godelheim 1903. 
Höxtersche Portlandcementfabrik 1903. 
Bremer Gummiwerke Roland 1903. 
Wunsdorfer Portlandcementwerke 1903. _ 
Birkenwerder A.-G. für Baumaterial 1903. 
Thode’sche Papierfabrik 1903. 
Langscheider Walzwerk und Verzinkereien A.-G. 1904. | 
A.-G. Bierbrauerei zum Löwen, Heilbronn 1907, siehe S. 540. 
Meteor-A.-G. Geseker Kalk- und Portlandzementwerke 1908. 
Bayrische Unionsbrauerei, Landstuhl und Metz 1909. 
A.-G. für Schmirgel- und Maschinenfabrikation, Frankfurt a. M. 1909. 
Hansena Brauerei A.-G., Geislautern (Rhld.) 1909. 
Kargeshammer Maschinenfabrik, Braunschweig 1910. 


4. Eine Kombination von 2 und 3. 
Von Schmalenbach und Sehnem nicht erwähnt: 
Baumwollspinnerei Speyer in Speyer 1902, 


Zuzahlung von 6 1000.— auf je drei Aktien, wovon eine Aktie in eine Vor- 
zugsaktie umgewandelt wird, außerdem einen Genußschein erhält. Die nicht zu- 
zahlenden Aktionäre werden mit einer Zusammenlegung von 2:1 bestraft. 

Wie bereits oben gesagt, passiviert man die Zuzahlungsgenußscheine nicht, 
um neben der Einnahme von neuen Mitteln einen Buchgewinn zu erzielen, 

Die Bestimmungen über Gewinnbeteiligung und Stellung bei der Liquidation 
sind verschieden. Der häufigste Fall ist die limitierte Gewinnbeteiligung mit und 
ohne Nachzahlungspflicht vor jeder Aktiendividende. Der Aufeinanderfolge der 
Gewinnansprüche entspricht die Behandlung bei der Liquidation. Seltener sind 
die Fälle, in denen der Gewinnanteil der Genußscheine der Aktiendividende nach- 
geordnet oder zwischen Vorzugs- und Stammaktiendividende eingeordnet wird, 
oder aber eine Verzinsung überhaupt nicht stattfindet. 


Beispiele dieser Art sind: | 
Leipziger Buchbinderei A.-G. vorm. Gust. Fritzsche 1907. | 
Genußscheingewinnanteil nach Aktiendividende (Beispiel nach Schmalenbachi 
Georg von Giesche’s Erben A.-G. 1909. | 
Die Gewinnfolge ist: 5%. Aktiendividende, 5% an Genußscheinen, 40/9 Aktien | 
dividende, Rest 34 an Aktien und Y, an Genußscheinen. eh KR | 
Baumwollspinnerei Speyer 1902. | 4 
1 


Genußscheinanteil zwischen Vorzugs- und Stammaktiendividende. 2 
Die Löwenwerke A.-G., Heilbronn, lassen ihre 1907 aus Zuzahlung entstan- 
denen Genußscheine, Gewinnanteilscheine Benanns überhaupt nicht an dem Ge 
winn teilnehmen. 
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bp) AlsEntschädigungfürKapitalherabsetzungohne Rückzahlung. 


Während es bei der unter a) besprochenen Sanierung der Gesellschaft vor- 
wiegend auf eine Beschaffung von Betriebsmitteln ankommt, wird eine Kapital- 
herabsetzung ohne Rückzahlung mit Rücksicht auf die Bilanz vorgenommen. Es 
gilt, eine Unterbilanz zu beseitigen oder Abschreibungen zu machen auf Gegen- 
stände, die bei der Einbringung erheblich überbewertet wurden. Die Kapitalherab- 
setzung trifft teils alle Aktionäre gleichmäßig, teils einen bestimmten Kreis von 
Aktionären. Trifft die Kapitalherabsetzung einzelne Aktionäre, so korrigiert man 
damit die zu hoch angesetzten Erwartungent). Die Genußscheine treten an die 
Stelle der zusammengelegten Aktien. 

Beispiele nach Sehnem sind: 

Friedrich Andreas Perthes A.-G. 1896. 
Sächsische Kartonnagen-Maschinenfabrik A.-G. 1897, 
Schloßbrauerei Kiel 1899 mit BIREIBIEBeT Vereinheitlichung des Aktienkapitals, 

siehe S. 540. 

H. Cegielski A.-G., Posen 1903. 
Aachener Lederfabrik 1904. 
Charlottenburger Farbwerke 1906. 

Ferner an eigenen Beispielen: 

Klosterbrauerei A.-G., Metternich (Rhld.) 1901 mit gleichzeitiger Vereinheitlichung 
des Aktienkapitals bei der ersten Reorganisation. 

Vereinigte Brauereien A.-G., Stuttgart 1903. 

_ Oberstein-Idarer Elektrizitäts-A.-G., Idar 1904. 

Pantherwerke A.-G. Braunschweig 1906, siehe S. 540. 

Die Stammaktien wurden zusammengelegt und erhielten Genußscheine Lit. A, 

‚Auf die Stammprioritätsaktien war eine Zuzahlung zu leisten, für die Genuß- 
scheine Lit. B gewährt wurden. Aktien, auf die nicht zugezahlt wurde, wurden 4:1 
zusammengelegt. Die Vorrechte der Stammprioritätsaktien kamen in Fortfall, 


Bayrische Aktien-Bierbrauerei, Aschaffenburg 1915. 
Bank für elektrische Unternehmungen, Zürich 1920. 
Da man durch die Aktienzusammenlegung einen Buchgewinn erzielen will, 
‚ist es logisch, daß man die an Stelle der ausscheidenden Aktien ausgegebenen 
Genußscheine nicht passiviert. Die Genußscheine nehmen posterioritätisch am 
Gewinn und am Liquidationserlös teil. 
Ein fester Teil des Gewinnes wird zur Auslosung bestimmt, wobei es vor- 
kommt, daß der Auslosungsbetrag niedriger ist, als der Anteil bei einer eventuellen 
Liquidation: 
‚Friedrich Andreas Perthes A.-G., Stuttgart 1896, „46 600.— bei der ler 
Ab 1000.— bei der Liquidation. 


c) Als Entschädigung für Kapitalrückzahlung. 


Der aus Kapitalrückzahlung entstandene Genußschein ist seinem, Ursprung 
nach der älteste Genußschein. Er kam zuerst in Österreich zur Anwendung bei 
den österreichischen Eisenbahngesellschaften, deren Anlagen nach Ablauf der Kon- 
'zession ohne Entschädigung an den Staat fielen. Mit der dadurch notwendigen. 
‚Abschreibung der Anlagen auf den Nullwert verband man die Amortisation der 
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Aktien. An Stelle der zum Nominalwert zurückgezahlten Aktien traten Genuß- 
scheine mit Stimmrecht, die Anrecht auf Superdividende und Liquidationsüber- 
schuß hatten. Der Genußschein war in diesem Falle ein Agioäquivalent!). 


Als Schulbeispiel für aus Amortisation entstandene Genußscheine einer deut 
schen Aktiengesellschaft nennt Schmalenbach ?) die Bazar A.-G., Berlin, die in der 
Zeit von 1872 bis 1897 ihr gesamtes Aktienkapital von 46 2550 000.— tilgte und 
durch Genußscheine ersetzte. In der Benennung der Konten zeigt sich der Wandel, 
d.h. das allmähliche Mißverstehen des der Amortisation zugrunde liegenden Ge- | 
dankens, wie er später seinen Niederschlag fand in 8 227 HGB. Schmalenbach be- | 
richtet darüber wie folgt: | 


Die Buchung geschah in der Art, daß jeder Tilgung eine gleiehhohe Rück- 
stellung entsprach, und zwar wurde gebucht: 


1. Aktienkapitalkonto an Kassa. 
2. Gewinn- und Verlustkonto an Genußscheinkento. 


Das Genußscheinkonto hatte den Untertitel: 
Tilgung des Verlagskontos, der später wegfiel. Im Jahre 1897 waren alle 
ktien getilgt. In der Bilanz waren: ‚ 


unter den Aktiven: unter den Passiven: 
Verlagskonto „16 2500500.— _ Genußscheinkonto .f6 2550 000.— 


Er führt weiter aus: 


Zunächst entsprach‘ die Behandlung der Amortisation der überlieferten An- 
schauung. Zusammenfallen der Amortisation der Anlagen mit der Amortisation des 
Kapitals, daher Benennung des Kontos: „Genußscheinkonto, Tilgung des Verlags- 
kontos“. Dann kam die Auffassung, daß die Amortisation das Kapital betreffe. 
Der Untertitel: „Tilgung des Verlagskontos“ fiel weg und mußte wegfallen, da ein 
zu Abschreibung benutzter Gewinn nicht noch ein zweites Mal zur Kapitalamortisa- 
tion dienen kann. 

Hierzu ist zu sagen, daß zwar die klare Erkenntnis von der doppelten Natur 
der Amortisation — Abschreibung und Rückzahlung — im Gesetz verloren ging, 
die Praxis aber und die Gesetzeskommentatoren die Amortisation so ausführen, 
bzw. auszuführen vorschlagen, wie sie allein denkbar ist: Bildung eines Passivums 
zu Lasten des Gewinn- und Verlustkontos, das in seiner Höhe gleichzeitig der Til- 
gung des Aktienkapitals aus einem Aktivum (Kasse oder Bank) entspricht. 


Schmalenbach sagt weiter: 

Nach alter Auffassung liest man die Bilanz so: Das Genußscheinkonto ist Kor- 
rektivkonto zum Verlagskonto, letzteres steht mit minus .#49500.— zu Buch: 
Aktienkapital ist nicht meh’r vorhanden, die Aktien sind zu pari zurückgezahlt, 

Nach neuer Auffassung: Das Verlagskonto steht nach wie vor mit 462500 500.— 
zu Buch. Das Aktienkapital ist noch’ voll vorhanden, heißt aber jetzt Genußschein- 
kapital. Die Aktien haben 1872—1897 neben der Dividende 100 % Extragewinn er- 
halten. 

Wenn Schmalenbach zu dem Schluß kommt, daß diese Methode der Aktien- 
amortisation lediglich zu einer buchtechnischen Spielerei und zu einer Effekten- 
gattung führt, die nach durchgeführter Amortisation nur dem Namen nach etwas 
anderes darstellt als Aktien, so ist dem nur bedingt zuzustimmen. Handelt es sich 


| 
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um eine wirkliche Abschreibung, ein Fall, der bei den österreichischen Eisenbahn- 
Gesellschaften zutrifft, dann können wir das Genußscheinkonto als Korrektivkonto 
ansprechen. Bei der Bazar A.-G. hingegen ist das Genußscheinkonto aus Gewinn- 
rückstellungen und nicht aus Abschreibungen entstanden. Diese Feststellung machen 
wir jedoch erst nach vollzogener Transaktion, nachdem die wahrscheinliche Ent- 
wertung nicht tatsächlich geworden ist. 


Als Beispiel für ähnlich entstandene Genußscheine, ebenfalls mit Stimmrecht, 
nennt Schmalenbach: 


Dortmunder Steinkohlenbergwerk Luise Tiefbau 1885/87. 

Die Genußscheine haben im Fall der Liquidation nur Anteil am Reservefonds, 
hinsichtlich dieser Bestimmung von dem Üblichen abweichend. 

Weitere Beispiele nach Sehnem für aus Amortisation entstandene Genuß- 
scheine sind: 
Dresdner Albuminpapierfabrik A.-G. 1885/90. 
Protalbinwerke A.-G., Dresden 1901/03. 

Diese Genußscheine haben im Gegensatz zu den anderen Amortisationsgenuß- 
scheinen kein Stimmrecht. 

Einzelne Firmen haben die Möglichkeit der Aktienamortisation mit Genuß- 
scheingewährung statutarisch festgelegt: 
Baubank für die Residenzstadt Dresden in Dresden. 
Fölsch & Martin A.-G., Hamburg. 


Auch aus der gewöhnlichen Kapitalreduktion mit Rückzahlung nicht aus Ge- 
winn ‘gemäß $288ff. HGB. sind Genußscheine entstanden. Schmalenbach und 
Sehnem nennen: | 


Elektrische Straßenbahn Barmen-Elberfeld 1895. 


Die Aktionäre erhielten den Pariwert und Genußscheine. 


Aachen-Mastrichter Eisenbahn 1896/97 Genußscheine mit vollem Stimmrecht. 
Filzfabrik Fulda 1908. 


Die Aktionäre der beiden letztgenannten Gesellschaften erhielten nicht den 


‘vollen Pariwert, jedoch ebenfalls Genußscheine. 


Eigene Beispiele: 


Vereinigte Schuhstoff-Fabriken, Fulda 1904. 


Kisenacher Terrain- und Baugesellschaft, Eisenach 1914, gaben einen sogenannten 
Liquidationserlösgenußschein aus, mit dem Rechte, unter Kürzung von 
% 1000.— nebst 41% 0% Zinsen am Liquidationserlös teilzunehmen. 


Allen Genußscheinen, die aus Kapitalrückzahlung entstanden sind, ist gemein 
die Teilnahme an der Superdividende und am Liquidationserlös nach Abfindung der 
Aktien. Hinsichtlich der Verbuchung werden sie verschieden behandelt. Der 
Amortisationsgenußschein wird passiviert, der aus gewöhnlicher Kapitalreduktion 
nach 8 288ff. entstandene Genußschein wird nicht passiviert. 


d) Zur Ablösung von Vorrechten. 
Zu den abzulösenden Vorrechten können nach Schmalenbach gehören: 
1. Vorzugsaktienrechte. 
Sie werden durch Umwandlung von Vorzugsaktien in Stammaktien beseitigt. 
Der Genußschein ist das Äquivalent. 
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Beispiele nach Schmalenbach: 
Schloßbrauerei Kiel 1899 mit gleichzeitiger Zusammenlegung von Stammaktien, ein 
Fall, der meines Erachtens nicht hierher gehört, da die Genußscheine nur an 
die 10:1 zusammenlegenden Stammaktionäre ausgegeben wurden, siehe S. 537. 
Dagegen eigene Beispiele: u 
Frankona Rück- und Mitversicherungs-A.-G., Berlin 1906. 
Pantherwerke A.-G., Braunschweig 1906, siehe S. 537. 
2. RL 
Ein Fall, in dem Gründervorrechte durch Genußscheine abgelöst wurden, 
wurde mir nicht bekannt. Schmalenbach nennt ebenfalls kein Beispiel. Der Fall ist 
jedoch theoretisch möglich. 


3. Rückständige Vorzugsdividende., 
Als Beispiel nennt Schmalenbach: 
Hannover’sche Baugesellschaft 1905. 


Diese Gesellschaft bezahlt jährlich aus dem Gewinn 6 15.— bis der Nominal- 
wert der Genußscheine von .4#6 150.— erreicht ist. 

Die Genußscheine dieser Gattung werden nicht passiviert. Ihr Gewinnanteil 
ist ein festbestimmter, teils vor jeder Aktiendividende, teils nachher rangierend, 
Ein Teil des jeweiligen Jahresgewinnes wird zur Tilgung der Genußscheine zu einem 
bestimmten Betrage verwandt. | 


e) Zur Ablösung von Schulden. 


Zur Befreiung von Schulden ausgegebene Genußscheine stellen für die betref- 
fende Gesellschaft das wirksamste Hilfsmittel dar zur Erhaltung des Unternehmens, 
das gegenüber einer ebenfalls MORE LER Umwandlung in Aktien folgende Vor- 
teile hat: 

1. Es besteht kein Zwang zur Passivierung und damit die Möglichkeit ein | 
Buchgewinnes. | 

2. Es unterbleibt eine Vermehrung der Stimmenzahl. 

Hinsichtlich der Befreiung von einer festen Zinszahlung stehen beide Ver- 
fahren gleich. 


Beispiele aus neuerer Zeit wurden mir nicht bekannt, Sehnem dagegen nennt: 


„Meteor“ A.-G. Geseker Kalk- und Portlandcementwerke 1902. | 

Leipziger Werkzeug-Maschinenfabrik vorm. W.v.Pittler A.-G., Wahren bei Leip- 
zig 1902, siehe S. 535. 

I\.-G. Bierbrauerei zum Löwen, Heilbronn 1907, siehe S. 536. 

Hefftsche Kunstmühle, Mannheim 1908 zur Ablösung von Gründerforderungen. 

Deutsche Keramikwerke, Essen 1913. 


Die Beispiele Leipziger Werkzeug-Maschinenfabrik und Bierbrauerei zum 
Löwen sind meines Erachtens falsch eingeordnet, da die Leipzgier Werkzeug- 
Maschinenfabrik ihre Genußscheine für eine 50 9 ige Zuzahlung mit gleichzeitiger 
2:1-Zusammenlegung der Nichtzuzahlenden ausgab, und die Bierbrauerei zum | 
Löwen ihre Aktien, auf die zugezahlt wurde, in Vorzugsaktien umwandelte und da- 
zu je einen unverzinslichen Genußschein (genannt Gewinnanteilschein) ausgab. 

Allerdings diente die Zuzahlung zur Ablösung von Schulden; es ist dies jedoch 
keine direkte, sondern nur eine indirekte Umwandlung durch Genußscheine. 4 
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Es liegt im Wesen dieser Genußscheine, daß sie sowohl bei der Gewinnvertei- 
lung als auch bei der Liquidation bevorrechtigt behandelt werden. Passiviert wer- 
den sie nicht. 


f) Für Aktienbezug. 


Um die mit der Schaffung von Vorzugsaktien verbundenen Nachteile zu ver- 
meiden, gibt man mitunter Genußscheine bei der Neuausgabe von Aktien aus in 
‘den Fällen, in denen die Aktien nicht zu pari untergebracht werden können, falls 
nicht ein besonderes Vorrecht hinzukommt. Beispiele nach Sehnem sind: 


Düsseldorfer Tonwarenfabrik 1902. 

Baltische Mühlengesellschaft 1903. 

‘Gelsenkirchener Gußstahl- und Eisenwerke 1905. 

Eigene Beispiele: 

Wurzener Teppichfabrik A.-G., Wurzen 1898, nach vorheriger Reduktion des 
Aktien-Kapitals von 6 250 000.— auf 46125000.— wurde das Aktien-Kapital 
wieder auf „#%6500000.— erhöht; dazu wurden im ganzen 500 Stück Namens- 
genußscheine ausgegeben. 

Eisenschutz-Zonca-Union A.-G., Düsseldorf-Reisholz 1901. 

A.-G. für bergbauliche Arbeiten, Berlin 1907, gab 100 auf Namen lautende Genuß- 
scheine an die Nederlandsche Maatschappij tot het verrichten van mijn- 
bouwkundige Werken, Haarlem. Der Grund der Ausgabe ist nicht genau zu 
ermitteln. Es scheint jedoch für Aktienbezug zur Herbeiführung einer Inter- 
essenvereinigung zu sein, da das Aktienkapital gleichzeitig erhöht wurde. Bei 
Erhöhung des Aktienkapitals ist den Inhabern der Genußscheine ein Bezug der 
Hälfte der neu auszugebenden Aktien zugedacht. 

Hefftsche Kunstmühle A.-G., Mannheim 1910, gab auf vier neue Aktien einen Genuß- 
schein. 

Nähmaschinenfabrik Adolf Knoch A.-G. 1920. 

„Finkenberg“ A.-G. für Portlandcement- und Wasserkalkfabrikation POP ärlen bei 
Beckum 1922. 

Stahlwerk Oese A.-G. in Oese gab 1923 100000 Genußscheine aus, für die in 
12 Teilbeträgen der Papiermarkwert von 6.— Goldmark ausgeschüttet werden 
soll, und zwar vor der Verteilung irgendeiner Dividende auf das Aktienkapital. 
Diese Genußscheine erhalten die Inhaber der Aktien (die im Verhältnis 3:2 
zum Papiermarkwert von 7 sh bezogen werden sollen) ohne Entgelt ausgehän- 
digt, und zwar auf je 6 1000.— einen Genußschein. Durch die Ausgabe die- 
ser Freigenußscheine sinkt der Bezugspreis der neuen Aktien auf ungefähr 
minus 2.50 Goldmark. Die Gesellschaft gelangte jedoch im Augenblick zu 
größeren Mitteln, die sie sukzessive erst wieder abzustoßen braucht, wenn die 
Lage es erlaubt. 

Genußscheine dieser Art werden nicht passiviert, ihr Gewinnanteil ist meist 
| prioritätisch, ebenso ist die Behandlung bei der Liquidation. Ein bestimmter Teil 

‘ des Gewinnes wird jeweils zur Auslosung bestimmt. 


g) Für Obligationenbezug. 


Die Methode, für Obligationenbezug Genußscheine zu gewähren, wurde in den 
"achtziger Jahren von dringend kapitalbedürftigen Gesellschaften in Fällen der Not 
angewendet. Nach dieser Zeit kam diese Methode nicht mehr zur Anwendung, 
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denn Gewinnanteil und Auslosungssumme der Genußscheine zu der Obligationen- 

verzinsung hinzugerechnet, ergibt einen anormal hohen Zinssatz 1). 

Sehnem nennt an Beispielen: 

Blechfabrik-Gesellschaft Union, Brünn 1879. Zu einer 6% igen Obligation kamen 
Genußscheine, die nach 5% Dividende an der Hälfte des verbleibenden G= 
winns teilnehmen. 

Brauerei zum Feldschlößchen, Dresden 1884 gab einem Darleiher außer 41% 0% iger 
Verzinsung und hypothekarischer Sicherstellung Genußscheine, die nach 
25 jähriger Teilnahme am Gewinn abgelöst werden können. 

Englische Wollwarenmanufaktur vorm. Oldroyd &Blakely in Grünberg in Schl, 
1885 gab zu einer 40% igen Prioritätsanleihe Genußscheine, die noch nach 
Tilgung der Anleihe bis zu J625.— vor den Prioritätsaktien am Gewinn be- 
teiligt sind. Bei der Liquidation erhalten sie J6300.— vor den Aktien. 
Ferner: 


Aktienbrauerei Gambrinus 1888. 
Sondermann & Stier, Chemnitz 1888. 


Die Ordnung der Gewinnbeteiligung und der Liquidationsanteile ist, wie aus 
den Beispielen zu ersehen ist, verschieden, doch zeigt sich immer die Tendenz, sie 
möglichst günstig zu, gestalten. Die Genußscheine werden passiviert. 


h) Als Mittel zur Kapitalbeschaffung. 


Um Wahrnehmung der gleichen Vorteile, wie bei der Umwandlung von Schul- 
den in Genußscheine, handelt es sich, wenn Unternehmungen, besonders in der 
Nachkriegszeit, zur Kapitalbeschaffung nicht Aktien ausgeben oder Darlehen auf- 
nehmen, sondern sich des Genußscheines bedienen. Diese Vorteile sind: 

1. Vermeiden eines Stimmenzuwachses (hieran ähnlich den Überfremdungs- 
Genußscheinen), 

2. Vermeiden einer festen Verzinsung, 

3. Vermeiden einer Vollpassivierung und dadurch Buchgewinn, der zu Ab- 
schreibungen und Bildung von stillen Reserven Verwendung findet. 


Es gehört nicht zum wesentlichen Bestandteil dieser Genußscheine, daß alle 
drei Vorteile auf einmal wahrgenommen werden. Die häufigste Verbindung ist 
die von 1. und 2., wie aus folgenden Beispielen ersichtlich ist. 


Trierischer Seele. A.-G., Trier 1898 beschloß die Ausgabe von unkündbaren 
Genußscheinen bis zur Höhe von ./6 200000.—, die in gleicher Weise, wie die 
Aktien an Gewinn und Liquidationserlöse beteiligt sind. Bis 1908 wurden 
Sb 120 600.— gegeben. | 

Hansena Brauerei A.-G., Geislautern (Rhld.) 1907 zur Vergrößerung der Brauerei 
wurden Genußscheine ausgegeben, die in gleicher Weise wie die Aktien am 
Gewinn beteiligt sind und von den Inhabern nicht gekündigt werden können. 
Die Genußscheine wurden 1921 in Aktien umgewandelt. 

Internationale Stickstoff A. -G., Wiesbaden 1909 gab 900 Genußscheine & 300. 
mit 6 9% iger prioritätischer, kumulativer Dividende aus, die ab 1910 ebenfalls 
Teilschuldverbreibungen oder Obligationen genannt werden. 

„Neubeckumer Portland-Cement- und Wasserkalkwerk Zollern“ A.-G., Neubeckum 
1916 gab Genußscheine mit 6 % iger Verzinsung (ob prioritätisch ist nicht an- 


1) Schmalenbach, a. a. 0. S. 257. | - 


Die Mitwirkung der Genußscheine bei Finanzierungsvorgängen usw. 543 


. gegeben) und 10.% igem Einlösungsaufschlag aus. Die Genußscheine wurden 
1919 in eine Anleiheschuld umgewandelt. 

Aktien-Zuckerfabrik Neuwerk bei Hannover 1921 gab für 64500000. Gewinn- 
anteilschuldscheine aus mit 60% iger prioritätischer, kumulativer Dividende 
und 1/,% Zusatzerträgnis für jedes Prozent Dividende, das über 6 % hinaus 
verteilt wird. Bei einer Liquidation erhalten die Genußscheine vor den 
Aktien 115 %. Ebenso geschieht die Auslosung zu 115 %. 

Die Vereinigten Filzfabriken Giengen a/Brenz 1922 stellten es ihren Aktionärem 

- frei, ein Handdarlehen in Höhe ihres Aktienbesitzes, jedoch mindestens 
Ib 50 000.— zu geben, oder aber Genußscheine von 46 550.— zu beziehen. Die 
Genußscheine erhalten nach einer 5% igen Aktiendividende M625.—. Die 
Gesellschaft hat zugleich Schutzaktien mit achtfachem Stimmrecht. 

Die Portlandcement-Fabrik Karlstadt a/M. Ludwig Roth 1922 nahm ein Darlehen 
von «615000000.— in Form von auf den Namen der Darmstädter- und 
Nationalbank, Wetzlar, lautenden Genußscheinen auf. Diese waren an Order 
gestellt und wurden den Aktionären von der Bank angeboten. Sie beziehen 
dieselbe Dividende wie die Stammaktien. Die Gesellschaft hat zugleich 

| Schutzaktien mit zwanzigfachem Stimmrecht. 

Die Hydrometer Breslauer Wassermesser-Fabrik A.-G., Breslau 1923, nahm ein 
Darlehen von .#67000000.— in Form von Genußscheinen auf. Verzinsung 
in gleicher Höhe wie die der Stammaktien. Umwandlung in Stammaktien 
unter entsprechender Zuzahlung durch G.-V.-B. ist zulässig. 

Die Heyligenstaedt & Co. Werkzeugmaschinenfabrik und Eisen-Gießerei A.-G., Gie- 
ßen 1923, nahm ein Darlehen von 6 9000 000.— gegen Ausgabe von Genuß- 
scheinen auf. Die Gesellschaft hat gleichzeitig Schutzaktien mit fünfund- 
zwanzigfachem Stimmrecht. 


Fassen wir Wesentliches zusammen, so sehen wir: Priorität oder Gleichwertig- 
keit beim Gewinnbezug und bei der Liquidation. Die Genußscheine werden passi- 
viert, da sie wirtschaftlich Aktien ohne Stimmrecht oder Darlehen mit vom Vor- 
handensein eines Gewinnes abhängender Verzinsung sind. Dieser Umstand führt 

in manchen Fällen zu der Umwandlung in Anleihen oder Aktien, eine Möglichkeit, 
die statutarisch festgelegt wird. Ein Teil der ausgebenden Gesellschaften hat 
 mehrstimmige Vorzugsaktien, eine Tatsache, die auf das Bestreben schließen 
"läßt, keine Verschiebung im Stimmenverhältnis trotz Kapitalvermehrung aufkom- 
, men zu lassen. 
/ Das dritte Motiv — Vermeiden einer Vollpassivierung — war maßgebend bei 
der Schubert & Salzer Maschinenfabrik A.-G., Chemnitz 1923, welche die Form der 
Kapitalbeschaffung mittels Genußscheinen benutzte, um den über 100 06 hinaus- 
‘gehenden Gesamtnettoerlös zu Abschreibungen auf die zu schaffenden Neuanlagen 
verwenden zu können, was bei einer Aktienausgabe nicht der Fall gewesen wäre, 
Es besteht statutarisch die Möglichkeit des Umtausches gegen Aktien. 
| Dasselbe Motiv (3) in Verbindung mit 1 — Vermeiden einer Stimmenvermeh- 
zung — veranlaßte die „Apag“ Apollo-Plantectorwerk A.-G., Gößnitz (S.-A.), 1923 zur 
, Ausgabe von Genußscheinen, die gleiche Dividende wie: die Aktien und ım Falle 
einer weiteren Kapitalerhöhung ebenfalls ein Bezugsrecht auf neue Genußscheine 
haben. Die Ausgabe geschieht derart, daß einem Konsortium die Genußscheine zu 
150 % überlassen werden und die Gesellschaft mit 85 % am Verwertungsgewinn be- 
teiligt bleibt. Die Gesellschaft hat ebenfalls Schutzaktien mit fünffachem Stimm- 


| 


| 
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‚Das Motiv 2 — Vermeiden einer festen Verzinsung — und in Verbindung da-' 
mit Motiv 3 — Vermeiden einer Passivierung zwecks Buchgewinns — war maß- 
gebend bei den Deutschen Werken A.-G., Berlin 1920. Zur Übernahme.der zu er- 
werbenden Grundstücke, Gebäude, Maschinen und Vorräte wurden vom Reich für 
die Reichsbetriebe #495 Millionen bewilligt. 

#6 65 Millionen hiervon gingen & fonds perdu für die Umstellung und Liquid 
tion der Vergangenheit. Für die restlichen #430 Millionen erhielt das Reich 
100 Millionen Aktien und 46330 Millionen Genußscheine, die an der Dividende | 
über #6 5 Millionen teilnehmen sollen. Die Genußscheine lauten über Beträge von 
% 200.000.—.: Der Gegenwert der Genußscheine ist laut Bilanz vom 31. Dezember ' 
1920 wie folgt verwandt: | 


Übertragung auf Reservefonds A 75 000 000.— 
Übertragung auf Extrareservefonds . „ 75 000 000.— 
Abschreibung auf Maschinen . „ 65.439 009.— 
Umstellungskosten . aaa vobzmdnad WIABERTIBBERES 
Umstellungskosten. . . . „2. .: 29 789 440.— 


RR, w7 330 000 00U0.— 


Als weitere Beispiele, bei denen sich die Motive der Ausgabe (ob 1, 2 oder B) | 
infolge der wenigen Angaben nicht genau feststellen lassen, führen wir an. 


Maschinenbau A.-G., Golzern-Grimma i/Sa. 1920. 

Petzold & Aulhorn A.-G., Dresden 1920. 

Norddeutsche Wollkämmerei und Kammgarnspinnerei, Bremen 1920 und rn 
Thüringer Wollgarn-Spinnerei A.-G., Leipzig 1921. 
Bremer Wollkämmerei, Bremen 1921. 

J. N. Eberle & Co. A.-G., Augsburg-Pfersee 1922. 

Gust. Schäeuffelen’sche Papierfabrik, Heilbronn a/N. 1922. 
Kölsch-Fölzer-Werke A.-G., Siegen 1922. 

Zwirnerei und Nähfadenfabrik Göggingen, Sitz Augsburg 1922. 

Mechanische Baumwoll-Spinnnerei und -Weberei, Augsburg 1922. 

Hanfwerke Füssen-Immenstadt A.-G., Füssen 1922. | ” 
Mechanische Weberei Fischen in Sonthofen 1922. 

Maschinenfabrik Esterer A.-G., Altötting (Bayern) 1923. 

Augsburger Buntweberei vorm. L. A. Riedinger, Augsburg 1923. 

Waggon- und Maschinenfabrik A.-G. vorm. Busch, Bautzen 1923. 

Hüttenwerk, Eisengießerei und Maschinenfabrik, Michelstadt 1923. 

R. Wolf A.-G., Magdeburg 1923. 

Kreidefabrik Prien A.-G. vorm. O. Blaschke in Prien 1923. 

Tüllfabrik Flöha A.-G., Plaue bei Flöha 1923. 

Bayern-Werke für Holzverwertung A.-G., München 1923. 

Mitropa, Mitteleuropäische Schlafwagen- und Speisewagen-A.-G., Berlin 1923. 
Regensburger Brauhaus Jesuiten-Brauerei A.-G., Regensburg 1923. 

Ilse Bergbau A.-G. in Grube Ilse, Senftenberg (Lausitz) 1923. 


“ Diese in der Zeit der Inflation ausgegebenen Genußscheine waren für die aus- 
gebenden Gesellschaften ein bequemes Mittel der Kapitalbeschaffung. Die Genuß- 
scheine haben kein Stimmrecht, ihr Gewinn- und Liquidationsanspruch ist dem 
der Aktien gleichgestellt. Auch sonst zeigen sie manche Ähnlichkeit mit den Aktien 
(Genußscheinbezugsrecht, Zusammenlegung den Stammaktien entsprechend). Sie 
haben für die Gesellschaft gegenüber den Aktien außerdem den Vorzug der Künd- 


® 
1?) 
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barkeit, ohne dabei die Vorschriften der 88 227 und 288ff. HGB. beachten zu 
müssen. 
Die Genußscheine werden passiviert. 


i) Zur Vermeidung von Überfremdung. 


| Zu einer Zeit, als die gesetzliche Billigung der mehrstimmigen Schutzaktien 
noch nicht feststand, gingen einige Gesellschaften dazu über, Genußscheine aus- 
zugeben. Durch die sonst vollkommene Gleichsetzung der Genußscheine mit den 
Stammaktien unter Fortfall des Stimmrechts wurde es erreicht, neue Betriebs- 
mittel hereinzubekommen, ohne die Gefahr der Überfremdung zu vergrößern. Die 
drei ausgebenden Gesellschaften zeigen hinsichtlich der Art der 1923 erfolgten 
Ausgabe große Ähnlichkeit. Es sind dies die; 


Oberschlesischen Kokswerke und Chemischen Fabriken A.-G. 
Chemische Fabrik auf Aktien vorm. E. Schering. 
Harkortischen Bergwerke und Chemischen Fabriken. 


Bei allen drei Gesellschaften wurde nur die Hälfte der Genußscheine den 
Aktionären angeboten, der Rest blieb in den Händen der Verwaltung, angeblich zu 
Angliederungszwecken. i 

Es liegt in der Natur dieser Genußscheine, daß sie verbucht werden. 


k) Zur Abspleißung von Aktienrechten. 


Abspleißungsgenußscheine werden nach Schmalenbachl) und Sehnem?) zu 
folgenden Zwecken ausgegeben: 

1. Zur Verschleierung hoher Gewinne durch Dividendenspaltung. 

2. Zur Schaffung von Effekten, welche, außerhalb des Aktienrechts stehend, 
auf Beträge unter 6 1000.— lauten und dadurch an kleinen Börsen leichter ge- 
handelt werden können. Dieses Verfahren wurde vorwiegend 1896 bis 1898 von 
‚sächsischen Gesellschaften gewählt, da die Dresdner Börse, im Gegensatz zur 
Berliner Börse, keine Schwierigkeiten machte. 

3. Zur nachdrücklichen Hervorhebung der besonders verbrieften Rechte. 

Die Abspleißung der Aktienrechte ist meist eine solche der Dividende, 


An Beispielen nennt Sehnem unter: 
‚1. Taxameter A.-G., Berlin 1903. 

Jaluit A.-G., Hamburg 1906. 

Dessauer Waggonfabrik 1908. 

Leipziger Westend-Baugesellschaft 1910. 

Deutsche Handels- und Plantagen-Gesellschaft der Südsee-Inseln 1910. 

- Societe commerciale de l’Oc&eanie, Hamburg 1910. 
Eigenes Beispiel: 

Die Deutschen Solvay-Werke A.-G., Bernburg, wählten 1904 die Ausgabe von Ge- 
nußscheinen als Etappe zur Schaffung von Gratisaktien zwecks Auflösung 
des Reservefonds. Sie gaben zunächst 10000 Stück Genußscheine aus, ließen 
aber an die Stelle von je einem Genußschein im selben Jahre drei Aktien 
treten. Zu diesem Zwecke wurde der Reservefonds aufgelöst. 


2. Seidel & Naumann, Dresden 1896. 
_ Aktien-Brauerei Reisewitz, Dresden 1896. 


N) a. a. 0. S. 250 ft. 
?) a.a. 0. S. 42ff. 
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Brauerei zum Felsenkeller, Dresden 1896. 

Vereinigte Eschebach’sche Werke, Dresden 1897. 

A.-G. für Leder-Maschinenriemen und Militäreffekten-Fabrikation, vorm. Heinrich 
Thiele 1897. 

A.-G. für Kartonnagen-Industrie, Loschwitz-Dresden 1897. 

Sächsische Gußstahl-Fabrik, Döhlen 1898. 


3. Ullrich & Henrichs, Ratingen 1901. 
Howaldtswerke, Kiel 1909, 
beide Gesellschaften gaben die Genußscheine zu neuen Vorzugsaktien aus. 


Aus neuerer Zeit: 
„Mag“ Maschinenfabrik A.-G., Geislingen 1917 neben der Ausgabe von neuen 
Vorzugsaktien, die mit einer gleich hohen Forderung zweier Lieferanten 
aufgerechnet wurden. 


Auch in der Nachkriegszeit hat man sich neben anderen Mitteln, wie Gratis» 
aktien und Bezugsrechtsgeschenken, vorwiegend zum Zwecke der Gewinnver- 
schleierung der Abspleißungsgenußscheine bedient. Während es sich jedoch früher 
um die Verschleierung wirklicher Gewinne handelte, handelte es sich in der Nach- 
kriegszeit um vermeintlich hohe Gewinne. Der Kreis der durch die Inflation Be- 
nachteiligten gab das Agitationsmittel einer prozentual hohen Dividende nicht aus 
der Hand. So sehen wir, wie mit Fortschreiten der Inflation zwangsläufig zur 
Aktiendividende andere (Gewinnausschüttungen hinzukommen. Folgende Gesell- 
schaften bedienten sich dabei des Genußscheins: 


„Anneliese“ Verein für Chemische Industrie, Frankfurt a. M. 1920. 

Portland Cement- und Wasserkalkwerke A.-G., Ennigerloh 1921. | 

Joh. C. Tecklenborg A.-G., Bremerhaven und Geestemünde 1921. 

C. Heckmann A.-G., Duisburg 1921. 

Georg Liebermann Nachf. A.-G., Falkenau i. S. 1922. 

Holzstoff- und Papierfabrik, Schlema bei Schneeberg 1922. 

Industriewerke A.-G., Plauen i.V. 1922. | 

Schiffbau-Gesellschaft Unterweser A.-G., Lehe 1922. 

Faradit Isolierrohrwerke Max Haas A.-G., Reichenhain bei Chemnitz 1922. | 

Voltohm, Seil- und Kabelwerke A.-G., Frankfurt a. M. 1923. | 
Die Abspleißungsgenußscheine sind häufig den Aktien im Dividendenbezug und 

bei der Liquidation gleichgestellt. Jedoch kommt auch prioritätische oder posteriori- 

tätische oder aber Festsetzung eines bestimmten Betrages vor. | 
Einheitliche Gesichtspunkte sind bei der Buchung dieser Kategorie nicht mab- 

gebend. Handelt es sich um Gesellschaften, die zur Verschleierung des Gewinnes 

mit einer Vergrößerung der Dividendenbasis nicht auskommen, so werden die 

Genußscheine auch noch zu Lasten des Gewinn- und Verlustkontos passiviert. Man 

erreicht damit dasselbe wie mit Gratisaktien, ohne die Stimmenzahl zu vermehren. 

In den anderen Fällen sieht man von einer Passivierung ab. | 


Mit den oben erwähnten Abspleißungsgenußscheinen der Inflationszeit nahe 
verwandt, was die Art der Ausgabe, die Art des Gewinn- und Liquidationsanteils 
und die Verbuchung betrifft, sind die ebenfalls in der Inflationszeit ausgegebenen 
Gratisgenußscheine zur Vermeidung von Barausschüttungen. Diese Gattung von 
Genußscheinen gehört in eine Periode hinein, in der man bereits erkannt hatte, daß 
die Papiermarkgewinne Schein und nicht Wirklichkeit waren. Man hütete sich wohl, 
derartige Gewinne auszuschütten, da man die flüssigen Mittel nicht entbehren 


konnte. Es ist die Zeit, in denen die Bilanzen zahlreiche Reservefonds aufweisen. 
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Die Genußscheine werden passiviert unter Namen wie: Genußs« heintilgungsfonds, 
Genußscheinrücklage oder aber Tilgungskonto für Genußscheine. 


An Beispielen seien erwähnt: 


Württembergische Baumwollspinnerei und -Weberei, Eßlingen a. N. 1921. 
Geraer Jutespinnerei und -Weberei, Triebes bei Gera 1921. 

A.-G. Norddeutsche Steingutfabrik, Grohn, Vegesack 1921. 

Variete „Drei Linden“ A. -G., Leipzig 1922. 

Leipziger Spitzenfabrik Barth & Co. A.-G., Leipzig-Plagwitz 1922. 
Bremer Stuhlrohrfabrik Menck, Schultze & Co. A.-G., Bremen Me 
Sächsische Nähfadenfabrik vorm. R. Heydenreich, Witzschdorf 1.S, 1922, 
Baumwollspinnerei Mittweida, Mittweida 1922. 

Kolb & Schüle A.-G., Kirchheim U.-T. 1922 

Norddeutsche W ollkämmerei und Kammgarnspinnerei, Bremen 1922. 
Jutespinnerei und -Weberei Bremen in Bremen 1923, 

Dachziegelwerke Ergoldsbach A.-G. in Ergoldsbach 1923. 


Die letzte Gesellschaft läßt ihren Aktionären noch die. Wahl, bh sie einen 
Gratisgenußschein über .f6 1000.— oder .#6 500.— in bar haben wollen. | 

Eigenartige Genußscheine, anscheinend zum Zwecke der Körndrschaftstiener: 
ersparnis, bot die H. Stodiek & Co. A.-G., Bielefeld 1923 ihren Aktionären ‘an. 
Diese Gesellschaft beschloß nämlich, ihre Aktionäre an, dem jeweiligen Ertrag der 
Hollandschen Grondstoffen Import en Export Maatschappij derart zu beteiligen; 
daß sie gegen Zahlung von 6 1000.— für jede Aktie 1/;oo des Gewinnes erhalten; 
der auf einen der:30 bei der holländischen Gesellschaft bestehenden Genußscheine 
entfällt. Der Anspruch auf einen etwaigen Liquidationserlös der Hollandschen 
Maatschappij verbleibt jedoch der Stodiek A.-G., der einzelne Aktionär soll in 
diesem Fall nichts erhalten. Die holländischen Genußscheine verbleiben auch im 
Besitz der Gesellschaft. Der Anspruch auf den Ertrag der holländischen Gesell- 
schaft würde nach Zahlung von 6 1000.— dann an der einzelnen Aktie haften wie 
der Anspruch auf eine Braunkohlenrente an den einzelnen Eintrachtaktient). Die 
holländische Gesellschaft wurde 1921 gegründet. Das ber der en 
Gesellschaft beträgt „46 3000 000.—. 


3. Bei der Liquidation von Vermögensteilen von ‘Aktiengesellschaften. 


Zur Verteilung von Liquidationsergebnissen ausgegebene 
Genußscheine. 


Eine besondere Stellung nimmt der im folgenden zu besprechende Genuß: 
schein der Stettiner Chamotte-Fabrik A.-G. vorm. Didier ein, da er der einzige 
seiner Art und nur aus den Umständen der Entstehungszeit heraus zu verstehen ist, 
Im Besitze der Gesellschaft befand sich ein bereits abgeschriebenes amerikanisches 


 Tochterunternehmen, das während des Krieges zwangsweise liquidiert wurde. Auf 


Grund des zu erwartenden Liquidationserlöses wurden 1923 48000 Stück Genuß- 
scheine zu 6 1000.— ausgegeben, an deren Inhaber der Erlös verteilt werden wird. 
Die Genußscheine wurden im Verhältnis von 1:1 angeboten zu 1000.— Papiermark 
(anscheinend zur Deckung der Bezugsrechtssteuer und sonstiger Unkosten). Nach 
Ausschüttung des Liquidationserlöses werden die Genußscheine zu gewöhnlichen 
Dividendengenußscheinen, deren Inhaber Y, des Gewinnrestes nach der. Verteilung 
der Dividende an Stamm- und Vorzugsaktien erhalten. Sie sind erst 1932. kündbar. 


1) Wirtschaftlicher Ratgeber auf dem Kapitalmarkt. Jg. 1923, S. 300. 
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Eine in Inflationszeiten angebrachte Stammaktiendividende von 50% des Nenn- 
wertes läßt allerdings heute, in Zeiten der Golddividenden, für die Genußscheins 
die Gewinnchancen aussichtslos erscheinen. 


III. Die gesetzliche Behandlung der Genußscheine. 


Bis vor kurzem noch wurde der Genußschein lediglich im Steuerrecht be- 
handelt, und zwar im Reichsstempelgesetz vom 1. Juli 1881, das durch mehrere 
Novellen und zuletzt durch die Verordnung vom 9. November 1921 (Reichsgesstz- 
blatt S. 1333) abgeändert wurde. Dieses Gesetz behandelte die Genußscheine ver- 
schieden, je nachdem sie sich als Aktien, Schuldverschreibungen oder eigentliche 
Genußscheine darstellten. Das Kriterium für Aktiengenußscheine erblickte man in 
der Rechtsprechung im Stimmrecht und einer Beteiligung am Kapitalverlust bis 
zur Höhe der Einlage, für Schuldverschreibungsgenußscheine in dem Forderungs- 
recht auf einen bestimmten Kapitalbetrag. Fehlten diese Merkmale, so handelte 
es sich um eigentliche Genußscheine, die vom Gesetz eingeteilt wurden in solche 
an Stelle erloschener Aktien ausgegebene und sonstige in- und ausländische Gec- 
nußscheinet). 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz vom 8. April 1922 ist bis auf einen geringen 
Teil, der in besonderen Steuergesetzen geregelt wurde, an die Stelle des Reichs- 
stempelgesetzes getreten. $5, Ib des Kapitalverkehrsteuergesetzes behandelt die 
Genußscheine inländischer Gesellschaften einheitlich als Gesellschaftsrechte, maß- 
gebend ist lediglich die Berechtigung, am Gewinn der betreffenden Gesellschaft 
teilzunehmen. Ausländische Genußscheine werden nach $ 25 (Wertpapiersteuer) 
versteuert. Ferner besteuert das KVStG. in $61 die Einräumung von Bezugs- 
rechten. Die Steuer richtet sich nach dem Werte des Bezugsrechtes ?). 

Erst in jüngster Zeit hat sich auch das Handelsrecht mit dem Genußschein und 
dem ihm verwandten Anteilschein aus Anlaß der Bilanzumstellung. auf Goldmark 
beschäftigt. Da es sich jedoch hierbei um Genußscheine eines Spezialfalles handelt, 
kann von hier aus nicht allgemein auf die Rechtsnatur der Genußscheine ge- 
schlossen werden, ebensowenig wie aus der Behandlung der vor der Umstellung 
bestehenden Genußscheine. 

Genußschein und Anteilschein werden behandelt in folgenden Paragraphen der 
Verordnung über Goldbilanzen vom 28. Dezember 1923?) bzw. der II. Verord- 
nung zur Durchführung der Verordnung über Goldbilanzen vom 28. März 1924 ). 

$12 VO. Soweit aus Anlaß der Umstellung einer Aktiengesellschaft, einer 
Kommanditgesellschaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
Zahlungen an die Gesellschafter zu erfolgen haben, sind ihnen auf Antrag auf den 
Inhaber lautende Genußscheine in Höhe ihres Zahlungsanspruches auszuhändigen. 
Die Genußscheine gewähren kein Stimmrecht, jedoch einen Anspruch auf ent- 
sprechende Beteiligung am Reingewinn der Gesellschaft und im Falle der Auf- 
lösung der Gesellschaft einen Anspruch in bezug auf das zu verteilende Gesell- 
schaftsvermögen. Die Beteiligung am Reingewinn darf durch Kapitalerhöhungen 
nicht verkürzt werden. Die Genußscheine können unter Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist von drei Monaten von der Gesellschaft frühestens zum Ablauf des dritten 
auf die Ausstellung folgenden Geschäftsjahres, von dem Inhaber zum Schluß eines 


1) Loeck, a. 2. 0. S. 457E. 

®) Weinbach, a. a. O. S. 24t. 

®) Reichsgesetzblatt, Jg. 1923, S. 1253. 
*) Ebenda, Jg. 1924, S. 385. 
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jeden Geschäftsjahres gekündigt werden. Die Ausgabe der Genußscheine bedarf 
nicht der staatlichen Genehmigung. 


$17 IL. DVO. Abs. 1. Auf die Ermäßigung des Betrags des Grundkapitals einer 
Aktiengesellschaft finden die Vorschriften des 8290 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 3, Satz 1 
des Handelsgesetzbuchs und, sofern nicht rechtzeitig die Aushändigung eines Ge- 
nußscheins beantragt ist, auch. die Vorschrift des Abs. 3 Satz 2 daselbst Anwendung. 
Die Vorschriften der $$ 288, 289, 291 des Handelsgesetzbuchs gelten nicht. 

Abs. 2. Soweit Aktien eingereicht werden, die die zum Ersatz durch naue 
Aktien erforderliche Zahl nicht erreichen, hat die Gesellschaft dem Aktionär auf 
seinen Antrag für jede eingereichte Aktie einen auf den Inhaber lautenden Anteil- 
schein über einen Nennbetrag auszuhändigen, der dem Verhältnis seines Anteils 
an den neuen Aktien zu dem ermäßigten Grundkapital entspricht. Auf die Anteil- 
scheine finden die Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über Aktien entsprechende 
Anwendung, soweit nicht in dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist. Die 
auf die eingereichten Aktien entfallenden neuen Aktien sind in Verwahrung zu 
nehmen. | 

Abs. 3. Die dem Betrag einer neuen Aktie entsprechende Zahl von Anteil- 
scheinen gewährt das mit einer Aktie verbundene Stimmrecht sowie ein auf die 
Aktie entfallendes Bezugsrecht. 

Abs. 4. Die Anteilscheine gewähren einen Anspruch auf entsprechende Beteili- 
gung am Reingewinn und im Falle der Auflösung der Gesellschaft einen Anspruch 
in bezug auf das zu verteilende Gesellschaftsvermögen. Die Auszahlung des Rein- 
gewinns braucht nicht früher zu erfolgen, als der Erlös aus der Verwertung des 
Anteilscheins auszuzahlen oder die neue Aktie zu gewähren ist (Abs. 5). 

Abs.5. Die Gesellschaft kann durch Bekanntmachung in den Gesellschafts- 
blättern die Inhaber der Anteilscheine auffordern, binnen einer Frist von einem 
Monat, frühestens jedoch zum Ablauf des dritten auf die Ausstellung der Anteil- 
scheine folgenden Geschäftsjahres, die Anteilscheine zum Umtausch in Aktien 
einzureichen; die Vorschrift des $ 290 des Handelsgesetzbuchs findet entsprechende 
Anwendung. Auf die dem Betrag einer neuen Aktie entsprechende Zahl von Anteil- 
scheinen wird, sofern die Anteilscheine innerhalb der gesetzten Frist eingereicht 
werden, eine Aktie gewährt. Die Inhaber sind auch vor erfolgter Aufforderung be- 
rechtigt, auf die dem Betrag einer neuen Aktie entsprechende Zahl von Anteil- 
scheinen die Gewährung einer Aktie zu verlangen. 

Abs. 6. Die Vorschriften des Absatzes 2 bis 5 gelten nicht, sofern die Anteil- 
scheine über einen geringeren Betrag als fünf Goldmark lauten würden. Sie gelten 
unbeschadet der Vorschrift des $40 Abs. 3 auch dann nicht, wenn die Aushändi- 
gung eines Genußscheins gemäß $ 12 der Verordnung über Goldbilanzen rechtzeitig 
beantragt ist. In diesen Fällen bewendet es bei der Vorschrift des $ 290 des Han- 
delsgesetzbuchs, im Falle des Satzes 2 mit. der Maßgabe, daß an Stelle der Aus- 
zahlung des Erlöses die Aushändigung des Genußscheins tritt. 


835 II. DVO. Abs.1. Die Aktien müssen bei der Umstellung, sofern sie 
nicht auf einen Betrag von einhundert Goldmark gestellt werden, auf ein Vielfaches 
von einhundert Goldmark gestellt werden. Die überschießenden Beträge sind, so- 
weit nicht Aktien über zwanzig Goldmark gewährt werden, in Reserve zu stellen. 
Diese Reserve gilt als Reservefonds im Sinne des $ 262 des Handelsgesetzbuchs. 
Soweit mit Rücksicht auf eine Verschiedenheit’ der Stückelung oder der Art der 
Umstellung der Aktien Spitzenbeträge nicht in Reserve gestellt werden können, sind 
"Aktien über zwanzig Goldmark und für die überschießenden Beträge auf den In- 
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haber lautende Anteilscheine zu gewähren. Auf diese finden die Vorschriften des 
$ 17 Abs.2 Satz 2, 3, Abs.8 bis 5 entsprechende Anwendung. 

840 II.DVO. Abs. 1. Die Vorschriften des $ 12 der Verordnung über Gold- 
bilanzen finden keine Anwendung, wenn der Genußschein auf einen geringeren 
Betrag als fünf Goldmark lauten würde. 

. Abs. 2. Für die Stellung des Antrags auf Aushändigung eines Genußscheins 
kann eine Frist bestimmt werden. Die Frist muß mindestens drei Monate betragen. 
Die Fristsetzung erfolgt durch Bekanntmachung in den Gesellschaftsblättern. 

Abs. 3. Eine Aktiengesellschaft oder Kommanditgesellschaft auf Aktien wird 
durch Ausstellung eines Anteilscheins ($ 17) von der Verpflichtung zur Ausstellung 
eines Genußscheins befreit. 

Abs. 4. Die Auszahlung des Reingewinns braucht nicht vor Ablauf des dritten 
auf die Ausstellung folgenden Geschäftsjahrs oder im Falle der Kündigung durch 
den Inhaber nicht früher zu erfolgen, als der Kapitalbetrag auszuzahlen ist. 

$ 19 VO. Abs. 4. Der Erwerb der im $ 12 bezeichneten Genußscheine durch 
den ersten Erwerber ist von der Gesellschaftssteuer des Kapitalverkehrsteuwer- 
gesetzes befreit. 

833 I.DVO. Soweit sich die Rechte von Genußscheininhabern nach den 
Rechten von Aktionären bestimmen, ändern sie sich durch die Umstellung in dem- 
selben Verhältnis wie die Aktien; eine Bestimmung des Gesellschaftsvertrages oder 
eine sonstige Vereinbarung, wonach die Rechte der Genußscheininhaber ohne deren 
Zustimmung nicht eingeschränkt werden können, ist insoweit ohne rechtliche Wir- 
kung. Entsprechendes gilt für Genußscheine, die von einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung ausgegeben sind. 

Wie aus dem wörtlich zitierten Gesetzestext hervorgeht, beziehen sich die 
$$ 12 VO., 17 II. DVO., 35 II. DVO. Abs. 1, 40 II. DVO. und 19 VO. Abs. 4 auf die 
durch Umstellung neu entstehenden Genuß- oder Anteilscheine, während der $ 33 
II. DVO. sich auf die Behandlung der bereits vor der Umstellung ausgegebenen 
Genußscheine bezieht. 

Wir werden zunächst die erste Art — Genußschein und Anteilschein — be- 
sprechen, wobei zu berücksichtigen ist, daß der Anteilschein nur für Aktiengesell- 
schaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien in Betracht kommt, der Genuß- 
schein hingegen auch noch für Gesellschaften mit beschränkter Haftung. 

Die Voraussetzungen zu ihrer Ausgabe sind gegeben, wenn aus Anlaß der 
Umstellung Zahlungen zu leisten sind, sei es durch Versäumnis der Aktienein- 
reichung oder der Bildung von Spitzenbeträgen, die entstehen, falls bei einer Er- 
mäßigung des Betrages des Grundkapitals Aktionäre nicht die volle Zahl von Aktien 
einreichen können. Die Ausgabe erfolgt auf Antrag der betreffenden Aktionäre. 
Von der Gesellschaft aus gesehen sind folgende Fälle möglich: 

1. Das Vermögen nach Abzug der Schulden übersteigt das Eigenkapital 
(besser würde es an Stelle des gesetzlichen Ausdrucks Nennkapital heißen). Der 
Überschuß wird nicht in Reserve gestellt, sondern der Betrag des Eigenkapitals 
entsprechend heraufgesetzt. Üben einzelne Aktionäre das Bezugsrecht auf die neuen 
Aktien nicht aus, oder reichen die alten Aktien zwecks Umtausches oder Stempe- 
lung nicht 'ein, oder erstatten sie nicht die durch die Ausgabe neuer Aktien odar 
Erhöhung des Nennbetrages entstehenden Kosten, so kann die Gesellschaft die 
neuen Aktien zum Börsenpreis oder in Ermangelung eines solchen durch öffent- 
liche Versteigerung verkaufen ($$ 15 Abs. 4, 16 Abs. 3 II. DVO.). Es ist von der 
Gesellschaft entweder der Erlös auszuzahlen, oder falls ein Antrag gestellt wird, 
sind Inhabergenußscheine in Höhe des Zahlungsanspruchs auszuhändigen. 
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2. Das Vermögen nach Abzug der Schulden erreicht nicht das Eigenkapital. 
Die Differenz wird nicht als Kapitalentwertungskonto eingesetzt, sondern der Betrag 
des Eigenkapitals entsprechend herabgesetzt. Spitzenbeträge entstehen nicht. 
Reichen einzelne Aktionäre ihre Aktien trotz erfolgter Aufforderung nicht zum Um- 
tausch oder zur Stempelung ein, so ist die Gesellschaft berechtigt, die nicht ein- 
gereichten Aktien für kraftlos zu erklären. Die an Stelle der für kraftlos erklärten 
Aktien auszugebenden neuen Aktien sind für Rechnung der Beteiligten durch die 
Gesellschaft zum Börsenpreis oder in Ermangelung eines solchen durch öffent- 
- liche Versteigerung zu verkaufen. Der Erlös ist den Beteiligten auszuzahlen oder 
auf Antrag sind Inhabergenußscheine in Höhe des Zahlungsanspruchs auszuhändigen 
(8 17 Abs. 1 II. DVO., der die Anwendung des $ 290 HGB. vorschreibt). 
3. Es werden bei der Ermäßigung des Betrages des Grundkapitals Aktien ein- 
gereicht, welche die zum Ersatz durch neue Aktien erforderliche Zahl nicht er- 
reichen. Die Gesellschaft kann in diesem Falle genau so verfahren, wie in Fall 2 
- 4817 II. DVO. bzw. $ 290 HGB. Abs. 1 Satz 2), d.h, verkaufen und den Erlös aus- 
_ zahlen, oder, falls Antrag gestellt wird, Genußscheine in Höhe des Zahlungsan- 
spruchs ausgeben. Die Gesellschaft kann jedoch auch durch einen entsprechenden 
Antrag der beteiligten Aktionäre verpflichtet werden, gemäß $ 17 Abs. 2 II.DVO. zu 

verfahren. Sie muß dann für jede eingereichte Aktie einen auf den Inhaber lauten- 

_ den Anteilschein ausgeben, dessen Nennbetrag dem Verhältnis seines Anteils an 
den neuen Aktien zu dem ermäßigten Grundkapital entspricht. Obwohl der Aktionär 
srundsätzlich die Wahl hat zwischen den drei Verfahren, ist die Gesellschaft nicht 
unter allen Umständen gezwungen, seiner Wahl stattzugeben. s 40 Abs. 3 II. DVO. 
gibt der Gesellschaft die Möglichkeit, sich durch Ausstellung eines Anteilscheins 
von der Verpflichtung zur Ausstellung eines Genußscheins zu befreien. 

4. Für den nachstehenden Fall kommt der $ 35 II. DVO. Abs. 1 Satz 4 und 5 in 
Betracht. Er stellt insofern eine Ausnahme dar, als der sonst vorgeschriebene 
Mindestbetrag von fünf Goldmark für Genuß- und Anteilscheine bei diesem Ent- 
stehungsgrund keine Anwendung findet. Der Entstehungsgrund ist die Absicht, 
Spitzenbeträge, die durch die Verschiedenheit der Stückelung oder die Verschieden- 
heit der Art der Umstellung der Aktien entstehen, nicht in Reserve zu stellen, um 

-— Ungerechtigkeiten gegenüber der einen oder anderen Gruppe zu vermeiden. In die- 
sem Falle sind Aktien über zwanzig Goldmark und für die dann noch verbleibenden 
Beträge Inhaberanteilscheine zu gewähren. 

a) Verschiedenheit der Stückelung der Aktien. 

Eine Gesellschaft hat Stammaktien über Nennwerte von %61240.— und 
6 1000.—. Es ist eine Zusammenlegung von 10:1 erforderlich. (Der Nomnialbetrag 
von 4% 1240.— wurde gewählt, um auf einen Spitzenbetrag von 4b 24.— zu kommen. 
In der Praxis kommt er wohl nicht vor.) 

Ergebnis: Im einen Falle eine Aktie über „#6 100.—, über 6 20.— und ein Anteil- 

schein über )%4.—; im anderen Falle eine Aktie über 4b 100.—. 

Würde in beiden Fällen nur eine Aktie über A6100.— ausgegeben, und der . 
überschießende Betrag von 4b24.— in Reserve gestellt, so würde der Aktionär 
mit #6 1240.— bei der Zusammenlegung benachteiligt. 

b) Verschiedenheit der Art der Umstellung verursacht durch $ 28 II. DVO, 

Laut diesem Paragraphen ist in gewissen Fällen für die Umstellung nicht der 
sonst übliche Nennbetrag, sondern. der Goldmarkwert der Einlage maßgebend. 

Eine Gesellschaft hat Stammaktien in Höhe von .# 1250 000.— = 1250 Aktien 
& #4 1000.— und Vorzugsaktien mit einem auf einen Prozentsatz des Nennbetrags 
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beschränkten Rückzahlungsbetrag im Liquidations- und Amortisationsfalle in Höhe 
von % 1000 000.— =1000 Aktien & 461000.—. Es ist eine Zusammenlegung auf 
.b 450 000.— erforderlich, d.h, wenn die Zusammenlegung gemäß $ 27 II. DVO, 
nach dem Nennbetrage erfolgen könnte, im Verhältnis von 5:1. Nimmt man jedoch 
den Goldmarkwert der Einlage auf die Vorzugsaktien mit „46 100000.— an, so sind 
die Vorzugsaktien im Verhältnis von 10:1 auf 46 100000.— =1000 Aktien & 100.— 
zusammenzulegen. Der überschießende Betrag ist dem auf die andere Aktien- 
gattung entfallenden Teil des Grundkapitals hinzuzurechnen ($ 28 II. DVO. Abs. 6), 
Für die Stammaktien würde sich also ergeben 46 350000.—. Das entspricht einer 
Zusammenlegung im Verhältnis von 3,57:1. Auf jede Stammaktie entfiele dann ein 
Nominalwert von ‚6 280.— in einer Stückelung von einer Aktie & 200.— Goldmark 
und vier Aktien a 20.— Goldmark. Nimmt man jedoch an, daß die Gesellschaft 
die Nennbeträge der Stammaktien auf 6 250.— festsetzen könnte, so wären für die 
überschießenden Beträge von #% 30.—, Aktien zu 6 20.— und Anteilscheine zu 
‚46 10.— zu gewähren. Eine Reservestellung dieser Beträge würde ungerechtfertigte 
Benachteiligung der Stammaktionäre bedeuten. 

Wir sind bei diesem Beispiel davon ausgegangen, daß die Bestimmung des 
$28 Abs.5 II.DVO. (nach der Umstellung muß der Betrag der Aktien auf 20.— Gold- 
mark, 100.— Goldmark oder ein Vielfaches von 100.— Goldmark lauten) nicht be- 
steht, um uns die Bildung eines Beispiels zu ermöglichen). In Wirklichkeit sind 
Stammaktien mit einem Nennbetrag von % 200.— und für die überschießenden Be- 
träge von #6 80.— je vier Aktien & 6 20.— auszugeben, wie bereits oben erwähnt. 
wurde. 

Während das bisher Gesagte sich nur auf den Entstehungsgrund der Genußb- 
und Anteilscheine bezog, werden wir im folgenden über ihre rechtliche Gestaltung 
berichten. 

a) Die Genußscheine lauten auf den Inhaber; zu ihrer Ausgabe ist keine staat- 
liche Genehmigung erforderlich. Sie gewähren kein Stimmrecht, jedoch einen An- 
spruch auf entsprechende Beteiligung am Reingewinn der Gesellschaft und im Falle 
der Auflösung der Gesellschaft einen Anspruch in bezug auf das zu verteilende Ge- 
sellschaftsvermögen. Die Beteiligung am Reingewinn darf durch Kapitalerhöhungen 
nicht verkürzt werden, Die Genußscheine können unter Einhaltung einer Kündi- 
gungsfrist von drei Monaten von der Gesellschaft frühestens zum Ablauf des dritten 
auf die Ausstellung folgenden Geschäftsjahres, von dem Inhaber zum Schluß eines 
jeden Geschäftsjahres gekündigt werden ($ 12 VO.). Der Mindestbetrag, über den ein 
Genußschein lauten kann, ist fünf Goldmark ($ 40 II. DVO. Abs. 1). Für die Stel- 
lung des Antrags auf Aushändigung eines Genußscheins kann eine Frist bestimmt 
werden von mindestens drei Monaten. Die Festsetzung erfolgt durch Bekannt- 
machung in den Gesellschaftshlättern ($ 40 II. DVO. Abs. 2). Die Auszahlung des 
Reingewinns braucht nicht vor Ablauf des dritten auf die Ausstellung folgenden Ge- 
schäftsjahres oder im Falle der Kündigung durch den Inhaber nicht früher zu er- 
folgen, als der Kapitalbetrag auszuzahlen ist ($ 40 II. DVO. Abs. 4). 

Rechtlich ist der Genußschein als absolutes Gläubigerrecht anzusehen, da er 
die Verbriefung eines Zahlungsanspruches darstellt in Form eines Genußscheins 
mit einer vom Vorhandensein eines Gewinns abhängigen Verzinsung. Mithin unter- 


!) Noch während der Drucklegung kam die V. DVO., RGBl. I, S. 717 vom 23. Oktober 
1924 heraus, nach der nunmehr folgende Stückelung möglich ist: 20. —, 50.—, 100 Goldmark 
oder ein Vielfaches dieser Beträge bis 250.— Goldmark, von da ab "nur Aktien über ein 
Vielfaches von 100.— Goldmark. 
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liegt er dem Passivierungszwang. Steht der Gewinnanspruch zahlenmäßig fest, 
wird aber erst später ausbezahlt, so ist auch er zu passivieren. 

Bei der praktischen Handhabung der Bestimmungen über Genußscheine er- 
geben sich einige nicht unerhebliche Zweifel. Was heißt entsprechende Beteiligung 
am Reingewinn, Verkürzung der Beteiligung am Reingewinn durch Kapitalerhöhun- 
gen, und worauf haben die Genußscheine Anspruch, auf den erzielten oder den ver- 
teilbaren Reingewinn? Ferner, wie hoch ist der Liquidationsanteil? 

Quassowski-Susatl) nehmen zu diesen Fragen grundsätzlich folgende Stel- 
lung ein: 

| 1. Entsprechende Beteiligung am Reingewinn kann nicht bedeuten, daß der 
Genußschein im Verhältnis seines Nominalbetrages zu dem Aktienkapital an der 
Dividende teilnimmt, sondern nur entsprechend dem Nominalbetrag des ihm zu- 
grunde liegenden Anteilsrechts. Es ist also das bei einer Veräußerung eines An- 
teilsrechts sich ergebende Agio oder Disagio nicht zu berücksichtigen. 

| 2. Die Beteiligung am Reingewinn darf durch Kapitalerhöhungen nicht ver- 
kürzt werden. Gemeint kann nur eine Verkürzung durch Kapitalverwässerung sein; 
denn bei einer Kapitalerhöhung, bei der der Ausgabekurs der jungen Aktien dem 
der alten nahekommt, tritt eine Verkürzung des Reingewinnanteils der Genußscheine 
nicht ein, da in der Regel anzunehmen ist, daß in diesem Fall die auf die jungen 
Aktien entfallende Dividende dem Zinsenwert des eingezahlten Kapitals entspricht. 
Es ist also von dem Gesamtgewinn die durch die neuen Aktien hervorgerufene Stei- 
gerung in Höhe des normalen Zinsenwertes in Beziehung zum eingezahlten Betrage 
abzuziehen und der Rest auf die alten Aktien und Genußscheine zu verteilen. 

3. Da der Genußschein rechtlich Gläubigerrecht und nicht Anteilsrecht ist, ist 
der Maßstab seiner Verzinsung der erzielte und nicht der verteilbare Reingewinn. 

4. Bei der Liquidation ist der Genußschein ebenfalls als Gläubigerrecht zu be- 
handeln, d. h. auf seinen Nominalbetrag zu beschränken, da das im Vermögen gegen- 
über dem Nominalkapital liegende Agio bzw. Disagio bereits zur Zeit der Ent 
stehung im Kurse der Veräußerung zum Ausdruck gekommen ist. 

Wirtschaftlich betrachtet, ist der Genußschein eine wenig lobenswerte gesetz- 
liche Schöpfung. Es kommt dies in den Schriften, die sich bereits mit ihm be- 
faßt haben, allgemein zum Ausdruck. Außer den überall angeführten augenfälligen 
Nachteilen, wie Belastung der Gesellschaft mit Arbeit und sonstigen Kosten, Un- 
sicherheit durch die Kündigungsfristen, Unklarheit im Rechtsverhältnis, kann er 
einer späteren Sanierung hinderlich sein?). Da seine Beteiligung am Reingewinn 
durch Kapitalerhöhung nicht verkürzt werden kann, ist eine spätere bevorzugte Be- 
handlung von Aktiengruppen nicht möglich. Was Fischer nur mit Bezug auf eine 
Sanierung sagt, kann man jedoch auch von jeder anderen Kapitalerhöhung sagen, 
die, falls die Aktien Unterparikurs haben, überhaupt nicht ohne Bevorzugung in 
irgendeiner Art der Gewinnbeteiligung auskommen kann. Fragt man sich angesichts 
dieser Nachteile, warum denn der Genußschein überhaupt geschaffen wurde, so 
kommt man auf den Schutz des Kleinaktionärs. Untersucht man jedoch genauer, 
indem man nach dem Sinn des Kleinaktionärschutzes forscht, durch den unver- 
schuldeter Verlust von Aktienrechten infolge wirtschaftlichen. Unvermögens zur Auf- 
bringung der zum Umtausch erforderlichen Aktien vermieden werden soll, so £in- 
det man, daß nur in einzelnen Fällen der Genußschein hierfür in Frage kommt, 
Nämlich dann, wenn durch eine starke Zusammenlegung der auf eine alte Aktie 
'entfallende Goldmarkbetrag keine 65.— ausmachen würde, da er nur aus einer 


1) a. a. 0. S. 135 ff. 
2) Fischer in Heft 2 der Betriebswirtschaftlichen Rundschau, Jg. 1924, S. 27 ff. 
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Aktie entsteht, im Gegensatz zum Genußschein, der die Verbriefung des Zahlungs- 
anspruches so vieler Aktien darstellt, als zum Ersatz durch eine neue Aktie nicht 
genügen. Ferner dann, wenn infolge Zusammenlegens der Anteilschein unter 
fünf Goldmark sinken würde, bei einem Verkauf der Aktie über pari jedoch ein 
Betrag von über fünf Goldmark herauskommen würde. In diesen Fällen kann der 
Genußschein den Anteilschein ersetzen, wenn es sich um den Schutz des Klein- 
aktionärs handelt. Sonst kommt er lediglich säumigen Aktionären zugute, die ihre 
Aktien nicht einreichen oder sonstige Bedingungen nicht erfüllen (siehe Beispiel 
1 und 2). 

b) Die Anteilscheine hingegen kommen dem Bedürfnis nach Schutz des Klein- | 
aktionärs besser entgegen, wie aus den BDSeSTURSeN Beispielen hervorgeht. Außer- | 
dem ist ihre Rechtsstellung durch $ 17 Abs. 2 Satz 2 II. DVO., wonach auf die An- 
teilscheine die Vorschriften des HGB. über Aktien entsprechende Anwendung fin- 
den, eindeutig festgelegt. Sie können als geteilte Aktienduplikate angesehen wer- 
den, die kumulativ Stimm- und Bezugsrecht gewähren. Nahe verwandt sind sie 
ferner mit den in der Inflationszeit ausgegebenen Genußscheinen, die sich, um eine 
Überfremdung trotz Kapitalvermehrung zu vermeiden, von den Aktien nur durch 
das Fehlen des Stimmrechts unterscheiden. Dem Kleinaktionär ist die Möglichkeit 
gegeben, innerhalb drei Jahren das Eigentum an einer vollgültigen Aktie durch Hin- 
zukauf anderer Anteilscheine zu erwerben. Zugunsten der Gesellschaft besteht die 
Bestimmung, daß erst beim Umtausch in Aktien oder beim Verkauf der Anteil- 
scheine gemäß $ 290 HGB. der Gewinn auszuzahlen ist. Man umgeht damit (bei 
den Genußscheinen ist die Ausschüttung des Gewinns auch an analoge Voraus- 
setzungen geknüpft) die Auszahlung allzu kleiner Beträge. Aus der Natur des An- 
teilscheins ergibt es sich, daß er passiviert wird. Seine sonstige rechtliche Aus- 
stattung geht aus dem $ 17 II. DVO. hervor. 

Der Meinung Quassowski-Susats!), daß $19 Abs. 4 VO. (Befreiung des ersten 
Erwerbers von (Genußscheinen gemäß $12 VO. von der Gesellschaftssteuer des 
Kapitalverkehrssteuergesetzes) auch Sl die ersten Erwerber von Anteilscheinen 
gemäß $ 17 II. DVO. entsprechend anzuwenden sei, kann wohl unbedenklich zug2- 
stimmt werden. Der erste Erwerber ist in diesem Falle nicht der erste Käufer, son- 
dern der erste Gesellschafter, der die Grenußscheine oder Anteilscheine auf Grund 
der VO. bzw. II. DVO. von der Gesellschaft erhält. 

Beispiele für bereits erfolgte Ausgabe von Genuß- oder Anteilscheinen auf 
“Grund der Verordnungen werden erst in der ersten Jahresbilanz in Erscheinung tre- 
ten, da ja der Antrag des Aktionärs außer im Falle des $ 35 Abs. 1 II. DVO. über die 
Ausgabe entscheidet. 

Während wir bisher die durch die Umstellung neu entstehenden Genußschei 
behandelten, wollen wir im folgenden versuchen, die Bestimmung des $ 33 II. DVO., 
die die Regelung der Umstellung der bereits früher ausgegebenen Genußscheine 
vorsieht, zu klären. Wir verweisen hierbei auf die entsprechenden Ausführungen 
Quassowski-Susats S. 266 ff., denen wir uns im wesentlichen anschließen, ohne 
mit ihnen in allen Punkten einer Meinung zu sein, 


$33 II. DVO. bestimmt: „Soweit sich die Rechte von Genußscheininhabern 
nach den Rechten von Aktionären bestimmen, ändern sie sich durch die Umstellung 
in demselben Verhältnis wie die Aktien; eine Bestimmung des Gesellschaftsvertra- 
ges oder sonstige Vereinbarung, wonach die Rechte der Genußscheininhaber ohne 
deren Zustimmung nicht eingeschränkt werden können, ist insoweit ohne rechtliche 
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"Wirkung. Entsprechendes gilt für Genußscheine, die von einer Gesellschaft mit be- 
‚schränkter Haftung ausgegeben sind.“ 

Setzen wir voraus, daß „soweit“ wörtlich gemeint ist, so ist bei der Umstellung 
nur in den Punkten das Recht der Genußscheininhaber in demselben Verhältnis wie 
‚das der Aktionäre zu ändern, in denen es sich nach den Rechten von Aktionären be- 
stimmt, d. h., in denen es zu diesen Rechten ins Verhältnis gesetzt ist. Diese Aus- 
legung ist jedoch nicht die allgemeine Auffassung. Anderer Auffassung ist z.B. 
Schmitt-München!). Bleiben wir bei der angegebenen Voraussetzung, so kommen 
‘wir zu nachstehenden Folgerungen, wobei wir auf die Ausführungen unter Punkt I,, 
Begriff und Rechtsform, verweisen. Wir sahen, daß rechtlich von den meisten 
Autoren die Genußscheine in Genußaktien und Obligationengenußscheine eingeteilt 
werden, stellten jedoch fest, daß diese Einteilung, ihrem verschiedenartigen Vor- 
kommen entsprechend, wirtschaftlich nicht genügt. Wirtschaftlich teilten wir ein in: 


1. Genußscheine, die volle Aktienrechte verbriefen. 

2. Genußscheine, die einzelne Aktienrechte verbriefen. 

3. Genußscheine, die sowohl Aktienrechte als auch Gläubigerrechte verbriefen. 
4. Genußscheine, die reine Gläubigerrechte verbriefen. 


Diese Einteilung können wir unseres Erachtens für die Auslegung des $ 33 
11. DVO. maßgebend sein lassen, denn wir sehen in der vorsichtigen Fassung dieses 
‚Paragraphen die Absicht des Gesetzgebers, nicht nach formal-rechtlichen Gesichts- 
‚punkten umzustellen, sondern nach wirtschaftlich gerechten Gesichtspunkten. 

Bezeichnen wir die Rechte der Genußscheininhaber (Dividende, Tilgungsbetrag, 
Liquidationsanteil und Bezugsrecht), die sich nach den Rechten der Aktionäre rich- 
'ten, als Gesellschafterrechte und diejenigen Rechte, die sich nicht nach denen der 
"Aktionäre richten, als Gläubigerrechte (also in dem Sinne unabhängiger Natur, im 
‘Sinne der Befriedigung ihrer Rechte jedoch abhängiger Natur), so ergibt sich fol- 
‚gende Behandlung der einzelnen Gruppen: 

Gruppe 1: Als Aktien werden diese Genußscheine gemäß $$ 26 ff. II. DVO. um- 
gestellt. | 

Gruppe 2: Als Träger einzelner Aktienrechte richten sich diese Genubscheine 
bei der Umstellung nach der Behandlung der entsprechenden Aktiengruppe. 

Gruppe 3: Als Träger verschiedenartiger Rechte unterliegt der aktienrechtliche 
‚Inhalt dieser Genußscheine dem Umstellungsrecht, der BIENDISSHESCH CHE hingegen 
‘dem Recht der Aufwertung gemäß $1 Abs. 2 Nr. 7 und $ 12 Abs. 1 der III. Steuer- 
‚notverordnung vom 14. Februar 1924. 

Gruppe 4: Als Träger reiner Gläubigerrechte unterliegen diese Genußscheine 
‚dem Recht der Aufwertung der Ill. Steuernotverordnung. 

Quassowski-Susat sınd nicht der Meinung, daß es sich bei den aktienmäßig 
\bestimmten Rechten um Gesellschafterrechte und bei den nichtaktienmäßig bestimm- 
‘ten um Gläubigerrechte handelt, obwohl es auf Grund der ihnen entnommenen 
'Gruppeneinteilung eigentlich anzunehmen wäre. Sie betonen ausdrücklich auf 
‚Seite 267 unter a: „Für die Anwendung des $ 33 kommt es nicht darauf an, ob 
‘Genußscheine im Sinne von Nr. 2 oder von Nr.3 (in unserer Einteilung Nr. 4, 
‘da wir Nr.3 noch einfügten) vorliegen, ob es sich also bei den Rechten aus den 
"Genußscheinen um Gesellschaftsrechte oder um Gläubigerrechte handelt. Entschei- 
dend ist vielmehr allein, ob das Recht aus dem Genußschein in Relation zu dem 
"Recht aus der Aktie gesetzt ist.“ Auf Seite 268 sagen sie unter b: „Besteht eine 
"Parallelität zwischen Aktien und Genußscheinen nicht, so wirkt die Umstellung auf 


Die Mitwirkung der Genußscheine bei Finanzierungsvorgängen usw. 555 


t) Kölnische Zeitung, Il. Morgen-Ausgabe, 5. Juli 1924. 


006 « W. Mahlberg: 


das Recht aus dem Genußschein nicht ein. Dies wird im allgemeinen dann gelten, 
wenn dem Inhaber ein Anspruch auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme, etw 
im Falle der Einziehung oder im Falle der Liquidation zustehen soll. Soweit nich 
etwa die zu zahlende Geldsumme in Relation zu dem jeweiligen Nennbetrag der 
Aktien gebracht ist, wird sich der Anspruch des Genußscheininhabers nach dem 
Recht der Aufwertung richten. Dabei kann die Frage von Bedeutung sein, ob das 
Recht aus dem Genußschein ein Gläubigerrecht oder ein Gesellschafterrecht ist 
Im ersteren Falle würde die Anwendung der Vorschriften der III. Steuernotverord- 
nung ($1 Abs. 2 Nr. 7, $12 Abs. 1) in Frage kommen, während im letzteren Fall 
die Frage der Aufwertung nach allgemeinen Grundsätzen zu beurteilen ist.“ 

Angesichts dieser Feststellung fragen wir uns, wo denn da der Unterschie 
zwischen Gesellschafterrecht und Gläubigerrecht liegen soll? 

Aus unseren bisherigen Darlegungen geht hervor, daß das Gesetz sich zu 
ersten Male in der GBVO. materiell mit dem Institut des Genußscheins befaßt hat 
Alle Zweifelsfragen über seine rechtliche Stellung sind damit jedoch noch nicht ge 
löst. Wünschenswert wären allgemeine gesetzliche Bestimmungen, die der wirt 
schaftlichen Eigenart des Genußscheins keinen Zwang antun. Genaue Vorschriften, 
die jedem Einzelfalle gerecht werden, sind wegen der Vielgestaltigkeit seines Vor 
kommens — und diese ist gerade Bedürfnis der Praxis — nicht möglich. - 


Weltteuerung und Bilanzbewertung'). 
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I. Der Abbau der Weltteuerung als Voraussetzung. 


Der Ausgangspunkt für die nachstehenden Betrachtungen, welche zunächst für 
schwedische Verhältnisse angestellt sind, aber entsprechend auch für die übrige 
Welt Geltung haben, ist die Tatsache, daß seit 1. April d. J. die schwedischen 
Noten wieder mit Gold eingelöst werden, also Gold gleich Papier ist, 
trotzdem der schwedische Lebenshaltungsindex auf zirka 160% und der Groß- 
handelsindex auf zirka 150% steht. 


!) Erweiterung von Vorträgen vor der Jahresversammlung der Förening Göteborgs 
Konfektions- och Manufakturengrossister und vor der Pfingsttagung der Dozenten für Betriebs- 
wirtschaltslehre an deutschen Hochschulen, Jena 1924. 
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Index 150% bedeutet, daß im Durchschnitt alle Waren noch immer um die 
Hälfte teurer sind als vor dem Kriege. Wenn Gold gleich Papier umläuft, so spielt, 
$ gemessen an diesem Preisniveau, das Gold eine besondere Rolle, denn es ist dann 
als einzige Ware auf dem einfachen der Vorkriegspreise stehengeblieben, während 
‚alle anderen Werte im Durchschnitt auf das 11% fache gestiegen sind. 

Nehmen wir zur Illustration eine Ware, welche früher Kr. 1.— kostete, heute 
ERr. 1.50.— per Kilogramm sich stellt und die wir im folgenden als typische Ware 
\ bezeichnen wollen, und berücksichtigen, daß Kr. 100.— rund 40 g Feingold sind, 
"so ergibt sich, daß früher 100 kg dieser Ware nötig waren, um 40 g Gold zu 
‚erwerben, während man heute nur 66% kg dieser Ware braucht, um in den 
_ Besitz von 40 g Feingold zu kommen. 
Y Da nicht eine einzelne Ware, sondern alle Waren im Durchschnitt höher 
stehen als 1914, zeigt sich hier die „Relation der Preise“ ?) untereinander in- 
soweit verändert, als die Warenpreise ihre ungefähre Stellung zueinander wie 
früher aufweisen und nur die relative Stellung der Ware Gold nicht mehr die 
alte ist. 
| Es ıst eine wichtige Frage, ob diese Veränderung der Relation der Preise 
von nun ab als dauernd anzusehen ist oder ob mit einem Fallen der Indexzahl 
bis zurück auf zirka 100% in der Zukunft zu rechnen ist. Zur Zeit bestehen 
zwei entgegengesetzte Ansichten über die Frage. Die eine Ansicht neigt dahin, 
das Gold endgültig als um ein Drittel entwertet zu betrachten, also praktisch den 
"Indexstand von 150% von nun ab als Nullbasis zu denken. Nach umfangreichen 
meine Baron die über den Rahmen der Zeitschrift hinausgehen, bin ich für 


meine Person der Meinung, daß ohne Änderung des Münzausprägungsverhältnisses 
in Schweden, in den Vereinigten Staaten von Amerika und in anderen Ländern mit 

“einem Zurückgehen der Indexzahl bis in die Nähe von 100% in absehbarer Zeit 

sicher zu rechnen ist. 

Unter dieser Voraussetzung ist im Hauptteil der Arbeit, Kapitel I und Ill, 

untersucht, welche Wirkungen sich daraus auf Bilanzbewertung und Betriebspolitik 

ergeben. Wann der erwartete Preisfall eintreten wird, läßt sich nicht voraussagen. 

Für die Bilanzbewertung ist es, wie sich später zeigen wird, unerheblich, ob der 

Preisfall in fünf Monaten oder fünf Jahren eintritt. 

" Auch wenn unsere volkswirtschaftliche Voraussetzung sich als irrtümlich 
erweisen sollte, behalten die Ausführungen des II. und III. Kapitels ihren Wert 

Br als gewissermaßen unter starker Vergrößerung und experimentell die 

h Bilanzbewertungsverhältnisse bei eintretender Deflation bzw. bei Preisfall auf 
“der ganzen Linie analog der Bilanzbewertung bei Inflation untersucht werden. 

Ei. nächste Aufgabe wäre dann, da auch bei fester Währung steigender und 

_ fallender Index aufzutreten pflegt, zu prüfen, welche Nutzanwendung auf die Bi- 
lanzbewertung in normalen Zeiten hieraus abzuleiten sind, ob z.B. die dyna- 

4 mische Bilanzbewertung ausreichende Rücksicht auf die Veränderung aller Preise 

n nimmt usw. 

N Wenn, entgegen unserer Annahme, mit einem Index von 150% als Dauer- 
zustand und einer daraus folgenden Wertverminderung des Goldes auf 6625 % zu 
_ rechnen wäre, so würden sich für die Bilanzen der ganzen Welt neue Probleme 

ergeben insofern, als noch Übertragswerte aus der Zeit bis zirka 1918 in den Bi- 
 lanzen figurieren. 


t) Über den Begriff der „Relation der Preise“ siehe Mahlb erg, Bilanztechnik und 
_ Bewertung bei schwankender Währung, III. Auflage. G. A. Gloeckner, Leipzig 1923. 
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Speziell für Schweden, wo von Goldbilanzen offiziell überhaupt nicht © 
sprochen wird, kommen dazu für den praktischen Einzelfall Erwägungen über die 
Behandlung der Übertragswerte, die in den letzten Jahren bei einem noch höheren 
Index angeschafft worden sind; im wesentlichen würde es sich dabei um die An- 
wendung der bekannten Grundsätze der Goldbilanzverrechnung handeln, während 
die Frage des Maßstabes für die Geldentwertung in Schweden einer generellen 
Prüfung bedürfte. | 

Die nach der Voraussetzung unterstellte Entwicklung sei zunächst durch einige | 
Beispiele illustriert. Ein Bankbetrieb nimmt heute zur Verstärkung seines dauernd 
vorrätigen Barbestandes eine Obligation von Kr. 150000.— auf; auch wenn nach 
zehn oder fünf Jahren der Preisindex wieder auf 100 % steht, reicht der Kassen- 
bestand zur Deckung der Obligationen. — Hat der Betrieb für die Kr. 150000.— 
Terrains, die baureif werden sollen, gekauft, so entsteht, wenn der Index z.B. 
in einem Jahre auf 100 % gefallen wäre, Unterbilanz, weil im Zweifel mit einem 
entsprechenden Preisfall der Terrains zu rechnen ist. — Verkauft jemand heute 
seine Vorräte an Waren, Terrains, Aktien usw. und legt das Geld in Krediten an, 
so wird er nach dem Preisfall anderthalbmal soviel Ware, Grundstücke usw. kaufen, 
können. — Wer eine langsichtige, auf viele Jahre berechnete Terrainspekulatior 
im Auge hat, kann die Grundstücke oder einen Teil heute billig aus der Hand geben, 
sich inzwischen des Zinsgenusses für den Erlös erfreuen und in einigen Jahren die 
Grundstücke mit einem Bruchteil des Geldes zurückkaufen. — Die Vereinigten 
Staaten nehmen zur Zeit für ihre Lieferungen an Europa mangels andrer Güter 
Gold als Zahlungsmittel entgegen. Wird unsere Voraussetzung, welche kommenden 
Indexfall und entsprechend Zunahme des Goldwerts unterstellt, zur Tatsache, so 
gleichen die Vereinigten Staaten einem Haussespekulanten in effektiver Warez 
sie bleiben auf der Ware Gold sitzen, bis sie teurer geworden ist und werden sie 
dann gegen das anderthalbfache Waren- oder Arbeitsquantum zurückliefern, went 
nicht die übrige Welt auf die Wiedereinführung des Goldes als Umlaufsmittel ver- 
zichtet, etwa das Beispiel der Rentenmark nachahmt und Amerika auf seinen mit 
100 % gedeckten Noten sitzen läßt. — Valutaschulden, die Deutschland jetzt kon- 
trahiert, um Reparationen zu bezahlen, muß es nach der Voraussetzung später mit 
ungefähr dem anderthalbfachen Wert an Gütern oder Arbeit zurückzahlen. 

Selbstredend braucht man im Sinne der Voraussetzung nicht mit einem Preis- 
fall auf genau 100 00 zu rechnen, sondern es ist mit der Tendenz des Index, wieder 
auf zirka 100 % zu fallen, zu rechnen. 


Il. Preisabbau und Bilanzbewertung. 


1. Die Bewertung der Anlagen. 

Wie bereits ausgeführt, wird zur näheren Erkenntnis der Verhältnisse im fol- 
genden unterstellt, daß die Indexzahl 150 in im übrigen nicht voraussehbarer Zeit 
auf zirka 100 fallen wird und daß also das heutige schwedische Geld nur 66%; Yo 
Wert besitzt. Dann haben wir es in Bilanzrechnung, Kalkulation und Finanzpolitik 
der Betriebe mit kommender Geldwertbesserung zu tun. Die Bilanztechnik bei 
schwankender Währung, wie sie namentlich in Deutschland als Goldmarkrechnung 
ausgebildet worden ist, zeigt dann die im Grundsatz einzuschlagenden Wegel). 

Zur Durchführung der Betrachtung ist es zweckmäßig, die Posten der Bilanz 
zu Gruppen zusammenzufassen, und zwar haben wir es auf der Aktivseite zu tum 


1) Über die Technik der Rechnung in Gold siehe Schmalenbach, Goldmarkbilanz, 
Verlag Julius Springer, Berlin 1922, und Mahlberg, Bilanztechnik a. a. 0. 
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mit 1.Anlagen (Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Beteiligungen usw.), 2.Mate- 
rial (Waren, Rohstoffe, Halbfabrikate, Aktien usw.), 3. geldwerten Posten 
(Kassa, Wechsel, Debitoren, Hypotheken, Obligationen usw.). Auf der Passivseite 
sind zu unterscheiden 4. Kapitalbeträge aller Art (Aktienkapital, Reservefonds, 
Gewinnvortrag usw.) und ebenfalls geldwerte Posten (Obligationen, Kredite, 
- Akzepte, Hypotheken; bei Notenbanken der Notenumlauf); letztere und die aktiven 
‚geldwerten Posten sind zusammen zu besprechen. 

Das Verfahren, um Anlagewerte aus der Zeit vor dem Kriege und aus der 
Inflation auf den gleichen Goldwert zu egalisieren und entsprechende Abschreibun- 
gen zu rechnen, ist bekannt. Handelt es sich um Gegenstände, welche heute zu 
Index 150 beschafft werden, so ist das Rechnungsverfahren im Hinblick auf den 
späteren 100 Yo igen Geldwert das gleiche, wie sich aus folgendem ergibt. 

Werden heute Anlagen gegen Aktienemission erstellt, so wird später der Kurs- 
wert dieser Aktien ungefähr auf unter 100 % fallen, sofern deren Ausgabekurs nicht 
über 150 % ist; werden die Anlagen gegen Obligationen oder Hypotheken erstellt, 
so werden sich bei der Rückzahlung Schwierigkeiten ergeben. Bei der ersteren 
Finanzierungsart handelt es sich nur um eine formale Umbezifferung der Werte ohne 
materielle Wirkung, abgesehen von dem Schönheitsfehler des Kursfalls unter Parı, 
so daß zur Bewertung der Anlagegegenstände die gewöhnliche Abschreibungs- 
methode auf Goldbasis ausreichend erscheint. Wollte man bei der zweiten Finan- 
zierungsart, also Finanzierung durch Kredit, die spätere, bei einem Index von 100 % 
zu denkende Rückzahlung der Obligationen durch entsprechende Abschreibungen 
sicherstellen, so müßten entweder die Abschreibungsbeträge in geldwerter Anlage, 
z.B. als Debitoren, sich niederschlagen (also nicht wie bei der Inflation in Sach- 
werten), oder die Abschreibung müßte um 50 %0 höher gehalten werden. 

Z.B. wäre auf eine Maschine, die im Januar zu Kr. 45 000.— beschafft wurde, 
am Ende des Jahres bei einstweilen unverändertem Indexstand und dreijähriger 
Lebensdauer Kr. 15 000.— -+-Kr. 7500.— Extraabschreibung in Erneuerung zu stellen; 
dadurch käme der Erneuerungsfond in drei Jahren auf Kr. 45 000.— -- 22500.— 
— Kr. 67500.—, falls inzwischen der Index nicht fällt. Nehmen wir als Maßstab 
eine Ware, die früher Kr. 1.— und heute Kr. 1.50 kostet, so kann man die 
Kr. 67 500.— heute in 45000 kg dieser Ware investieren; fällt der Warenpreis gerade 
nach Ablauf der drei Jahre auf Kr. 1.— per Kilogramm, so reicht trotzdem der 
Warenvorrat aus, um die Obligation von Kr. 45000.— zurückzuzahlen. Hätte man 
nur Kr. 45000.— zurückgestellt und diese Summe in Waren angelegt, so erbringt 
- nach Eintritt des Preisfalls die Realisierung der Ware zwar eine neue Maschine, aber 
nur zwei Drittel der Obligationsschuldt). 

Praktisch ist weder eine um 50% höhere Abschreibung im Markte möglich, 
noch läßt sich bei den einzelnen Aktiva die Finanzierung auf der Passivseite 
eruieren. Um die späteren Rückzahlungsschwierigkeiten zu beheben, kann nicht 
hier angesetzt werden, sondern bei der Obligationsbewertung. Die Anlagewerte und 
ihre Abschreibungen sind vielmehr einfach in Gold zu verrechnen, es kann also 
nur der einfache Abschreibungsbetrag in Gold berücksichtigt werden; davon völlig 
getrennt ist die durch die Ausgabe von Obligationen eingegangene „Valutaspekula. 
tion“ zu behandeln, worauf noch zurückzukommen ist. Eine Vermischung der bei- 
den Dinge kommt nicht in Frage. 


1) Siehe hierzu auch Nicklich, Zeitschrift für Handelswrssenschait und Handels- 
praxis 1921, Heft 4, Buchbesprechung Schigut: Ist bei Bemessung der Abschreibung die 
Tilgung gefährdet, so muß vor allem diese gesichert werden, die Erneuerung ist damit ohne- 
hin gewährleistet. 
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2. Die Bewertung der Vorräte. 
a) Der Preisabbau und die Finanzierung der Vorräte. 


Der oberste Grundsatz für die Bilanzbewertung von Vorräten bzw. Material, 
nämlich die Unterscheidung in eisernen Bestand und darüber hinausgehende, so- 
genannte spekulative Vorräte, spielen beim Preisabbau die größte Rolle. Während 
der Betrieb, wenn er richtig operiert, auf spekulativen Vorräten nicht sitzen bleibt, 
bis die Preise wieder auf den ungefähren Vorkriegswert gefallen sein werden, muß 
der eiserne Bestand vorrätig gehalten werden, gleichgültig, ob die Preise steigen 
oder fallen, also auch zur Zeit, trotzdem nach der Voraussetzung ein Preisfall von 
331/, % zu erwarten ist. 

Nachstehend sei der Verlauf des Warenkontos beim Preisabbau an einem Bei- 
spiel t) gezeigt, das ich seinerzeit als schematisches Spiegelbild der Verhältnisse bei 
Inflation und steigenden Preisen aufgestellt hatte. Das Beispiel sieht innerhalb der 
Umsatzperiode einen kontinuierlichen Preisfall um 50 % vor. 


Anfangsbilanz. 
Aktiva 100 kg Ware „# 1000.— = Kapital „ 1000.— 
Waren-Konto Bank-Konto 
Bestand 100 kg .# 1000| 900 Verkauf s00| 900 3# 
Einkauf H0OU II EREBOOTV RUDI, 5800| 800 _. & 
, 100%, ZUERIONTTIO NN, 5 5 700 700 38 
tt. 100. TARDON 2.3 600) 600Nä 
4100.22 22 200 S 5 500 Saldo 
500 Verlust 3 
4000 | 4000 3500 | 3500 


Nach Umwandlung des Bankguthabens in Ware ergibt die Schlußbilanz folgen- 
des Bild: 


100 kg Ware „# 500.— = „# 1000.— Kapital 
Verlust/Unterbilanz „ 500.— = 
A 1000.— A 1000.— 


Hierzu wurde damals ausgeführi: „Haben wir bei sich verschlechterndem 
Geldwert mit Scheingewinnen zu rechnen, so treten bei einer Besserung der Mark 
auf den Umsatzkonten Scheinverluste auf, denn der Betrieb steht im vor- 
liegenden Beispiel trotz 50 % Verlust des Buchkapitals genau so da, wie vor dem 
Verlust. Die Steuerbehörde würde sich in diesem Falle beeilen, den bisher von ihr 
bestrittenen materiellen Wert der Buchmarkzahlen zu erkennen. Würde im vor- 
stehenden Beispiel ein Gewinnaufschlag erzielt worden sein, so würde der so ent- 
stehende Gewinn den Scheinverlust bremsen, bzw. es würde trotz der Unterbilanz 
ein echter Gewinn entstehen. Ein wirklicher Verlust entsteht erst, wenn unter dem 
Wiederbeschaffungspreis verkauft wird; vermutlich wird es dazu in vielen Fällen 
kommen müssen.“ 

Das Beispiel paßt ohne weiteres auf die vorliegenden Verhältnisse. Ob der 
Preisabbau auf 10 Jahre, 5 Jahre oder 5 Monate sich erstreckt, ist dabei unerheb- 
lich. Auch ob der Abbau ruckartig in zwei oder drei Sprüngen nach unten oder ob 
er kontinuierlich, wie hier angenommen, vor sich geht, ändert nicht sehr viel am 
Effekt, denn so bürgerlich-behaglich, daß zunächst die alte Ware zum alten Preis 
ausverkauft wird und dann erst neue Ware zum neuen Preis eingekauft werden 
könnte, spielt sich die Wirtschaft nicht ab. 


!) Mahlberg, Bilanztechnik a. a. O., Kapitel I, Einführung in das Problem, S. 9. 
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Im übrigen verdient folgende Erscheinung unterstrichen zu werden: Wenn 
alle Betriebe ihre Umsätze mit eigenen Mitteln finanzieren könn- 
ten, entsprechend dem vorstehenden Beispiel, so würde niemand einen Ver- 
lust erleiden. Das gilt selbstredend nur im Durchschnitt; die einzelnen 
Warenpreise fallen aus dem Indexdurchschnitt nach oben oder unten heraus und 
ergeben nach Maßgabe des Geldkapitals Konjunkturgewinne oder Verluste in etwa 
dem Umfange, wie sie auch bei sogenannter fester Währung aufzutreten pflegen. 

Ganz anders sieht das Bild aus, wenn die Umsätze durch Kredit finanziert 
werden. Das nachstehende Beispiell) sieht ebenfalls einen Preisfall um 50 % 
während der Umsatzperiode vor; die Umsätze erfolgen auf Kredit, außer einem 
Warenvorrat von #6 1000.— und einer Bankschuld in gleicher Höhe bei Beginn der 
Periode sind andere Bilanzwerte nicht vorhanden. 


1. Günstiger Fall: Erzielung der Einkaufpreise. 
Waren-Konto Bank-Konto 


1000 | 1000 Bestand 


Bestand 1000 | 1000 Verkauf 


j Zahlungen 
Einkauf 900 | 900 900 OUmr 
13007500 LORENLRTEGSOD IP 800 €| zanlungen 
x Ra 00 | 200 | Tieteranten 
- 600 600 Bestand +—-> Saldo 600 | 600 
4000 —= 4000 4000 — 4000 


Der Vorrat an Waren reicht zur Deckung der Bankschuld aus. 


2. Ungünstiger Fall: Erzielung des Tagespreises. (Geldkurs.) 


Waren-Konto Bank-Konto 
Bestand 1000 | 900 Verkauf 900 | 1000 Bestand 
Einkauf 900 | 800 800 | 900 
h 00.1, 7000. ı; 700 ! 800 
ü 700 ı 60° „ 600 | 700 
ENEREOON  TEROO A 500 | 600 
| 0 Bestand *——> Schuldsaldo 500 
0 1800 Verlust 4000 | 4000 
4000 | 4000 


Einem Verlust auf Erfolgskonto von 500 entspricht eine Überschuldung in 
gleicher Höhe. z 


3. Möglicher Fall: Erzielung des Tagespreises (Briefkurs). 


Waren-Konto Bank-Konto 

and 1000 | 900-+20%, , „. = 1080 1080 } 1000 Bestand 
900 | 800 + 20°, 2. — 960 960 900 
800 | 700 -+ 20°], is —= 810 340 800 
700 | 600 + 20°, = 3 —= 720 720 700 
600 | 500-4200, "N" = 600 600 | 600 

0 Bestand 0 Guthaben- 

Gewinn 200 200 Saldo 

4200 4200 4200 | 4200 


Der im letzten Beispiel erzielte Gewinn von 46 200.— ist zu klein; wenn 20 %o 
kalkuliert werden müssen, so müßte der Rohgewinn 800 sein, um daraus Unkosten, 
Zins und Reingewinn (— Dienstlohn für Betriebsinhaber) zu decken. 


1) Ebenda, Kapitel V. 3, Das assortierte Lager und der Preisabbau, Seite 175. 
Zeitschr. f. Handelsw. Forschung. 18. Jahrg. Heft XU. 36 
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Die vorstehenden Beispiele sind seinerzeit aufgestellt worden, um zu zeigen, 
wie bei Inflation und steigenden Preisen Preissteigerungen von Waren des assor- 
tierten Lagers wirken, welche stärker ausfallen als die Steigerung des Geldwerts. 
Im vorliegenden Zusammenhang zeigen sie, wie der Preisabbau für Waren wirkt, 
welche durch Kredite finanziert sind. Die Beispiele illustrieren den im eisernen 
Vorrat liegenden unvermeidbaren Verlust; ob der Vorgang in längerer oder kus 
zerer Zeit sich abspielt, ist dabei gleichgültig. 

Da das Ziel der Rechnung eine Bilanz in Kronen von 100 % Gehalt ist, so be- 
steht die buchhaltungstechnische Behandlung darin, daß für den bestimmt ein- 
tretenden Minderwert des assortierten Lagers ein passiver Korrekturposten gebildet 
wird, um so das Lager in Goldwert von zukünftigem Gehalt in der Bilanz zu haben. 
Das bedeutet Rückstellung für später eintretende Verluste zu Lasten des Gewinn- und 
Verlustkontos. Die Korrekturstellung ergibt folgendes Bild. 


Waren- Konto Waren-Korrektur-Konto 


Kr. 150.000 ii 50.000 Kr. 


| I 
| | 
| | 

Es handelt sich also um die bekannte Reduzierung auf Goldwert, wie sie in der 
Goldmarkbilanzrechnung bereits angewandt wird. 

Nun macht es aber einen Unterschied, aus welchen Mitteln der eiserne Vorrat 
finanziert ist. Es sind drei Fälle möglich: 1. Das Lager wird finanziert auf der 
Passivseite durch Neukapital, das zu einem Geldwert von 662/ % oder noch schlech- 
ter oder nicht ganz so schlecht aufgenommen worden ist. 2. Der Passivposten, 
welcher zu dem Vorrat gehört, stellt altes Kapital dar, das früher in 100 %0 igem 
Geld beschafft worden ist. 3. Der eiserne Vorrat wird auf Kredit gehalten, der 
entsprechende Kreditorenposten besteht zur Zeit in 66% % igem Geld und muß 
evt. später in 100% igem Geld zurückgezahlt werden. 


b) Finanzierung und Bewertung deseisernen Vorratsim 
einzelnen. 
Warenkonto Fall I: Eiserner Vorrat, finanziert durch Neukapital von 
66%, Yo Gehalt. Es wird ein eiserner Vorrat von Kr. 150000.— und dazugehörig ein 
Kapital in gleicher Höhe angenommen, das soeben erst aufgenommen wurde. Ent- 


sprechend der bekannten Goldmarkrechnung ist für das Warenkonto und das 


Kapitalkonto die nachstehende Korrektur vorzunehmen. Um die Wirkung der 
Korrekturstellung zu erkennen, sind auf Warenkonto mehrere Umsätze zu fallen- 
den Preisen (jeweils Tagespreis plus x%o Aufschlag) eingesetzt, und es ist an- 
genommen, daß der Index bei der Schlußbilanz auf 125 % gefallen ist. 


_Waren- Konto eh Waren-Korrektur Kapital-Korrektur Kapital 
150 140 -+-x°), 50 150 
140 130+x “| 0 | 
130 [725] yestana | 
Kuna | 


!) Gewöhnliche Schrift = Bestand in der Anfangsbilanz; Petit = Umsätze; Kursiv = End- 
bestand; halbfett = Korrekturposten. 
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Der Minderwert des Endbestandes wird aus der Verlustreserve, genannt 
Warenkorrektur, aufgefüllt und dadurch zeigt sich auf dem Warenkonto der 
Netto-Jahreserfolg. 

Der Saldo des Warenkorrekturkontos wird in der Bilanz aufgeführt; würde der 
Index bereits auf 100 % gefallen sein, so wäre das Korrekturkonto glatt gestellt. 

An dem Kapitalkonto und dem dazugehörigen Korrekturkonto braucht einst- 
weilen, trotzdem der Index auf 125 % gefallen ist, nichts geändert zu werden, weil 
das Kapital durch die Korrektur in Geld von 100% igem Gehalt figuriert. Ob die 
Abbuchung, also die formale Sanierung des Kapitals jetzt oder erst später erfolgt, 
ist unerheblich; die Sanierung berührt späterhin das Gewinn- und Verlustkonto 
nicht mehr. 
| Warenkonto Fall Il: Assortiertes Lager, finanziert durch Kapital alter 

Art (100%). Als Beispiel mögen dieselben Zahlen dienen, so daß sich nach Vor- 
nahme der Korrektur folgendes Bild ergibt: 


Waren Waren-Korrektur Kapital 


150 a} he feh nal 


50 ar 150 


| 
| | | 


| Die buchhalterische Durchführung ist dieselbe wie in Fall I, nur liegt hier 
natürlich ein echter Inflationsverlust vor, indem ehemaliges Goldkapital der 
Ziffer nach gedeckt ist durch einen Warenbetrag, welcher nur 662/ %% Gehalt hat. 
Wie sich dieser Inflationsverlust in der ersten Goldbilanz auswirkt, braucht hier 
nicht besprochen zu werden, da es sich um einen bekannten Vorgang handelt. Wenn 
der Betrieb diesen Inflationsverlust bisher nicht bemerkt hat, so wird nach Ein- 
tritt des Preisfalls auf 100 % der gewissermaßen noch nicht realisierte Verlust be- 
stimmt effektiv werden. 

Würde dagegen der Betrieb seine Warenvorräte sofort liquidieren und die 
Kr. 150 000.— Kapital in Goldmünzen oder Debitoren anlegen, so könnte er dem 
bereits eingetretenen Verlust noch nachträglich entgehen. Da es sich um einen eiser- 
nen Vorrat handelt, so ist die Geschäftsaufgabe der einzige Weg, um zu diesem Ziele 
zu gelangen. 

Warenkonto Fall Ill: Assortiertes Lager durch Kredit finanziert. Es seien 
wiederum dieselben Zahlen und die bekannte Goldmarkkorrekturtechnik gewählt. 


Waren Waren-Korrektur Kredit.-Korrektur Kredit 


150 50 50 150 


Formal ergibt sich dasselbe Bild wie in Fall I, während sich materiell ein 
großer Unterschied zeigt. Da die beiden Korrekturposten sich im Gewinn- und 
Verlustkonto kompensieren, wird in Wirklichkeit der bestimmt eintretende Ver- 
lust auf Warenkonto nicht berücksichtigt, was um so merkwürdiger ist, als auch an 
dem Kreditorenkonto ein Geldwertverlust in der Zukunft denkbar ist. | 

Trotzdem ist die Korrekturstellung richtig, nur hat sie eine verschiedene Be- 
deutung je nachdem, ob man den derzeitigen Zustand des Bilanztages ins Auge 
faßt oder ob man an die zukünftige Entwicklung denkt. 


ch 
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Zustandsmäßig betrachtet, also unter Berücksichtigung der am Bilanztage be- 
stehenden Inflation und der Möglichkeit, daß die Inflation bestehen bleibt oder 
sogar fortschreitet, ist es richtig, daß der bereits eingetretene Warenverlust kom- 
pensiert wird durch einen Gewinn an Kreditoren in gleicher Höhe, so daß folge- 
richtig das Gewinn- und Verlustkonto per Saldo nicht berührt wird. 

Betrachtet man die Verhältnisse unter der Voraussetzung, daß in Zukunft mit 
Eintritt einer Deflation zu rechnen ist, so ist als sicher anzusehen, daß bei Ein- 
tritt des Preisabbaues die Einnahmen aus Warenkonto nicht ausreichen werden, 
um die Kredite zurückzuzahlen. Man kann dabei sagen, daß die Einnahmen des- 
halb nicht ausreichen, weil mit Verlust verkauft werden wird, oder deshalb, weil 
die Kredite mit besserem Gelde zurückgezahlt werden, als sie eingegangen worden 
sind. Beide Seiten ein und desselben Verlustes kommen bücherlich zur Kontrolle: 
Damit die Warenerfolgsrechnung der späteren Jahre nicht gestört werde durch 
den unvermeidbaren Preisfall, wird später, wie in Fall U und II gezeigt, das Waren- 
konto, soweit nötig, aus dem Warenkorrekturkonto gespeist. Besteht andererseits 
der Kreditposten so lange, bis der Index wieder auf 100 % gefallen ist, so ist der 
dazugehörige Korrekturposten alsdann nicht mehr erforderlich und muß — da es 
ein Aktivposten ist — als Verlust abgebucht werden. Die Höhe der Indexzahl 
entscheidet, ob der Posten ganz oder nur zum Teil als Verlust zu verrechnen ist. 

Die Verursachung für diesen später abzubuchenden Verlust besteht nicht 
darin, daß ein assortiertes Lager gehalten wird, sondern darin, daß man durch die 
Kreditnahme eine Valutaspekulation unterhält. Soweit eines der nächsten Jahre 
einen Kreditverlust abbuchen muß, wird es zu Recht davon getroffen, weil es nicht 
vermocht hat, dem Verlust aus der Valutaspekulation zu entgehen. Inwieweit Mög- 
lichkeiten zur Vermeidung des Verlustes gegeben sind, ist später zu besprechen. 

Als Ergebnis der drei Fälle können wir zusammenfassen, daß für 
die eisernen Vorräte ein Korrekturposten ohne Rücksicht auf die Finanzierungsart 
und ohne Rücksicht darauf gebildet wird, ob die im Augenblick gegebene Inflation 
bestehen bleibt, sich weiter fortsetzt oder in Deflation umschlägt. | 


c) Finanzierung und Bewertung spekulativer Vorräte im 
einzelnen. 


Handelt es sich um ein sogenanntes spekulatives Lager im Gegensatz zum 
eisernen Vorratt), so ergibt sich spiegelbildartig das Gegenteil dieser drei Situa- 
tionen. Der Gegensatz zum assortierten Lager besteht darin, daß der Betrieb einen 
Fehler begeht, wenn er den spekulativen Vorrat zu lange durchhält und damit in 
die Baisse kommt. Die Bilanzrechnung muß so geartet sein, daß sie einen der- 
artigen Fehler der Betriebsverwaltung aufdeckt. 

Der Fehler kann doppelter Art sein: Wird der Vorrat finanziert durch eigenes 
Kapital neuer Art, so bedeutet die nicht rechtzeitige Abstoßung des Spekulations- 
lagers die Nichtausnützung einer Gewinnchance; ist die Finanzierung durch Kredit 
erfolgt, so bedeutet das Sitzenbleiben auf den Vorräten einen effektiven Verlust; 
ist der Vorrat durch eigenes Kapital alter Art gedeckt, so versäumt es der Betrieb, 
verlorenes Geld wieder hereinzuholen. Der dritte Fall ist lediglich eine sentimentale 
Variation des ersten Falles. 

Warenkonto Fall IV: Spekulatives Lager, finanziert durch Neukapital. 
Die bereits wiederholt benutzten Zahlen ergeben folgendes Bild: 


!) Über die Abgrenzung der beiden Begriffe siehe Schmalenbach, Grundlagen dyna- 
mischer Bilanzlehre, und neuerdings Bertrams, Der eiserne Bestand in der Bilanz, Zeit- 
Schrift für handelswissenschaftliche Forschung, 17. Jahrgang, Heft 11/12. 
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Waren Kapital 
| | 150 


Der kalkulatorische Bilanzwert für den Warenvorrat unter Annahme 
kommender Deflation ist nicht Kr. 100000.—, sondern 150000.—, da der Bestand 
sofort in Goldstücke im Werte von Kr. 150 000.— umgewandelt werden kann. 
Mithin ist keine Korrektur erforderlich. Anderseits würde dann auch der Kapital- 
wert Kr. 150000.— Gold ausmachen, also ebenfalls keiner Korrektur bedürfen. 

‚Hier zeigt sich eine bilanztechnische Unstimmigkeit. Wir müßten hier das 
_ unpraktische Verfahren anwenden, daß die Kapitalbeträge verschiedenartig behan- 
delt würden. Soweit die Kapitalien Deckung für Anlagen und eiserne Vorräte dar- 
stellen, wäre eine Korrektur erforderlich, soweit der Gegenposten durch ein speku- 
latives Lager gebildet wird, müßte von einer Korrektur abgesehen werden. Das 
Verfahren erscheint unmöglich, sodaß für das ganze Kapital unabhängig von der 
Art seiner Verwendung auf der Aktivseite die übliche .Geldwertkorrektur vorzu- 
nehmen ist. 

Dadurch entsteht buchmäßig ein Gewinn, der unrealisiert ist und im übrigen 
bei Nichteintreten der Deflation überhaupt keinen Gewinn darstellt. Ein solch 
problematischer Gewinn ist zurückzustellen und bildet somit einen Gegensatz zu der 
nur formalen Korrekturstellung zum assortierten Lager, die lediglich sogenannte 
Umbezifferung ist. Die Rückstellung des problematischen Gewinns, die äußerlich 
wie in Fall I—IIl auf einem Passivkorrekturkonto vorzunehmen ist, hat also ma- 
teriell einen anderen Sinn, so daß wir zwei Warenkorrekturkonten statt eines 
gemeinschaftlichen zu führen haben. 

Über den Namen des Gewinnrückstellungskontos ist zu sagen, daß es sich im 
Prinzip um ein echtes Reservefondskonto handelt, das wir zweckmäßig als 
Warenrücklage, also als Spezialreserve bezeichnen. Eine solche Warenrücklage 
findet sich z.B. in der Bilanz der Bergmann-Elektrizitäts-Aktiengesellschaft Berlin 
aus dem Jahre 1918; es waren dort 1 Million Mark als Warenrücklage unter den 
Passiven aufgenommen. 

Waren Waren-Rücklage Kapital-Korrektur Kapital 


2 150 | Run un gg 150 


| 
| 


Demgegenüber stellt, wie schon gesagt, das Korrekturkonto zum eisernen Vor- 
rat nur eine formale Rücklage dar; für schwedische Verhältnisse ist diese for- 
male Korrektur mit den übrigen notwendig werdenden Korrekturposten auf der 
Aktiv- und Passivseite zu einem Gesamtkorrekturposten für die Bilanz zusammen- 
zufassen. Sollte die Inflation weiterbestehen oder fortschreiten, so erhält auch der 
Spezialreservefonds „Warenrücklage‘‘ den Charakter einer formalen Korrektur. 

Warenkonto Fall V. Spekulatives Lager, finanziert durch Kapital alter 
Art. Dabei ergibt sich folgendes Bild: 


Waren Waren- „Rücklage Kapital 
150 000 50 000 — 1 150 000 


a 66°],0/,] | [a 100%/,] 
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Durch Einsetzung der Warenrücklage tritt der bisher vorliegende Verlust zu- 
tage, der darin besteht, daß auf der Aktivseite Kr. 150000.— von 66 % Gehalt, 


auf der Passivseite dagegen Kr. 150000.— von 100 % Gehalt sich vorfinden. Wenn 


der Verlust nicht durch andere Gewinne bei der Aufstellung der Goldbilanz gedeckt 
wird, so ist er nach dem bekannten Verfahren als Kapitalausgleichskonto auf der 
Aktivseite unterzubringen. Wenn später die Spekulation, bei Eintritt der Deflation 
die überflüssigen Vorräte rechtzeitig in geldwerte Anlage umzuwandeln, gelingt, 
so ist das Kapitalausgleichskonto zu Lasten der Warenrücklage abzubuchen und 
verschwindet damit. 


Warenkonto VI. Fall: Spekulatives Lager durch Kredit finanziert. Es 
ergibt sich folgendes Bild: 


Waren Waren-Rücklage Kredit-Korrektur Kredit 
150 50 50 


150 


| | 


Soweit der Betrieb durch rechtzeitiges Abstoßen der Ware vermag, die Spezial- 
reserve „Warenrücklage“ in eine generelle Reserve umzuwandeln, bzw. soweit der 
Betrieb durch rechtzeitige Rückzahlung Verluste an der Kreditspekulation vermeidet, 
gleichen sich später die beiden Korrekturposten aus, so daß durch einfache Um- 
buchung | | 


Warenrücklage 
an Kreditoren-Korrektur-Konto . . . . Kr. 50 000,— 


die Konten unter Umgehung des Gewinn- und Verlustkontos aus der Welt geschafft 
werden könnten. Das wäre zweifellos ein sehr schlechtes Verfahren, denn eine 
etwaige Fehlspekulation würde dabei nicht deutlich genug in Erscheinung {reten, weil 
auf Kredit-Konto nur mit Nominalwerten gerechnet wird und auf Warenkonto der 
Spekulationsverlust im Umsatzgewinn untergeht. Der Vorgang könnte vielleicht wie 
folgt vor sich gehen. Es sei angenommen, daß in der Endbilanz der Index auf 100 
gefallen sei, irgendein Umsatz aber nicht stattgefunden habe. Dann sehen die Kon- 
ten folgendermaßen aus: 


Waren Waren-Rücklage Kredit-Korrektur Kredit 
1 100] , End- 50 | 50 50 | 50 End- 150 
a bestand Y bestand 
BO AuEPe See j 


l 


Gewinn u. Verlust 


50 


Durch die vorstehende Kontenbehandlung wird erreicht, daß auf Warenkonto 
der Verlust durch nicht rechtzeitiges Abstoßen der spekulativen Vorräte durch die 
Inanspruchnahme der Warenrücklage, die bücherlich als echte Reserve auftritt, aus- 
gewiesen wird; auf dem Kreditkorrekturenkonto wird der Verlust aus Valutaspeku- 
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lation verrechnet. Andererseits kann man auch den Warenverlust zunächst über 
Gewinn- und Verlustkonto führen und erst dort, soweit notwendig, eine Auffüllung 
aus der Warenrücklage vornehmen. Letzteres dürfte von den drei Möglichkeiten der 
richtige Weg sein. Das Zahlenbild der vorstehenden Konten bliebe in diesem Fall 
dasselbe, nur das Gewinn- und Verlustkonto hätte dieses Aussehen: 


Gewinn u. Verlust 


Verlust an Waren 50 E 50 Dhertng von Warenrücklage 
Verlust an Kredit-Korrektur 50 


| 


I 


Im übrigen zeigt bei dieser Methode das Warenkonto als Ergebnis eine Mischung 
von Umsatzgewinnen und Spekulationsverlusten. 


Zusammenfassend ist auch für die drei Finanzierungsmöglichkeiten des spe- 
kulativen Lagers eine einheitliche Technik vorzuschlagen, nämlich die gleich- 
mäßige Dotierung einer Spezialreserve (Warenrücklage) aus Gewinn, sofern ge- 
nügend Gewinn vorhanden ist. Genügt der Jahresgewinn bei der erstmaligen Auf- 
stellung einer Goldwertbilanz nicht, um die erforderliche Rückstellung vorzu- 
nehmen, so muß die Rückstellung als transitorischer bzw. bedingter Aufwand im 
Gewinn- und Verlustkonto verrechnet werden und der sich dadurch ergebende Ka- 
pitalverlust als Kapital-Geldwertausgleichskonto geführt werden. 


d) Überpreise und Minderpreise und die Unterschreitung des 
eisernen Vorrats. 


Ob es im einzelnen Falle ausreicht, den Geldbetrag der Warenvorräte mit dem 
Index zu verrechnen, um auf die erforderliche Korrektursumme zu kommen, ist 
jedesmal zu prüfen. Die obigen Korrekturmethoden unterstellen nämlich, daß der 
Preis der einzelnen Ware genau der Steigerung der Indexzahl entspricht. Praktisch 
sind die meisten Waren entweder teurer als das anderthalbfache der Vorkriegs- 
preise oder auch billiger. Nimmt man eine Ware, die vor dem Kriege zirka Kr. 1.— 
per Kilogramm gekostet hat, als Maßstab, so können sich schematisch statt der 
Indexnorm 1000kg & Kr. 1.50=Kr. 1500.— folgende Verhältnisse ergeben: 


Überpreis gegenüber dem Index 


Waren-Konto 750 kg a Kr. 2.— Kr. 1500.— | Passiva Kr. 1500.— 


Minderpreis gegenüber dem Idex 


Waren-Konto 1250 kg ä Kr. 1.20 Kr. 1500.— | Passiva Kr. 1500.— 


Unterstellen wir, daß im ersten Falle der eiserne Vorrat 750 kg, im zweiten Fall 
1250 kg beträgt und daß keine besonderen Gründe vorliegen, welche ein Zurückgehen 
speziell dieses Preises auf den alten Satz von zirka Kr. 1.— verhindern, so beträgt 
der kommende, je nach Finanzierung echte oder Scheinverlust Kr. 750.— bzw. 
Kr. 250.—, während eine Verrechnung des Kronenbetrags mit dem 662/3 % igen 
Geldwert in beiden Fällen einen Verlust von Kr. 500.— ergibt. Für ein euennla 
tives Lager gilt Entsprechendes. 
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Über die Behandlung von Quantitäten, die bei der Inventur am eisernen Vorrat 
fehlen, zu Über- bzw. Minderpreisen, siehe die analogen Ausführungen in meiner 
Untersuchung über Bilanztechnik und Bewertung bei schwankender Währung?). ' 


3. Die Kapitalkonten. 


Nach dem vorausgegangenen können wir uns in der Behandlung von Kapital- 
beträgen kurz fassen. Sie sind wie in der gewöhnlichen Goldbilanzrechnung zu be- 
handeln. Für Neukapitalbeträge ist eine Korrektur vorzunehmen, für Kapitalbeträge, 
welche aus der früheren 100 oo igen Zeit stammen, ist kein Korrekturposten zu 
bilden, abgesehen von der Notwendigkeit, bei Vorliegen einer Unterbilanz ein 
Kapitalausgleichskonto einzurichten. 

Die beiden Methoden zur Feststellung der Größe des Goldkapitals sind be- 
kannt, entweder errechnet man die Höhe des Kapitals aus der Differenz zwischen 
Goldaktiven und Goldpassiven oder man rekonstruiert die historische Entwicklung 
des Kapitalkontos zum jeweiligen Geldwert bei Zuzahlungen und Rückzahlungen. 
Trotzdem beide Methoden nicht zum selben Resultat führen, wird es, namentlich 
für die Verhältnisse der Teilhaberansprüche zu empfehlen sein, beide Rechnungen 
nebeneinander zu führen. Die Goldbilanz-Strategie, die man zurzeit in Deutschland 
treibt, um Dividende und Kapital aufeinander abzustimmen, spielt für Schweden 
keine Rolle, da hier nur eine relativ geringe Geldentwertung eingetreten war. 


4. Die Behandlung der geldwerten Posten. 


Als letzte Gruppe von Bilanzposten seien die geldwerten Posten, also Kassa, 
Wechsel, Debitoren, Kreditoren, Hypotheken, Obligationen, Akzepte und — für 
Notenbanken — Noten besprochen. Die Möglichkeit, daß die geldwerten Posten 
auf der Aktivseite genau so groß sind wie diejenigen auf der Passivseite, ist prak- 
tisch nicht gegeben; wären die Posten links und rechts gleich, so würde sich die 
Gewinn- und Verlustchance der beiden gegensätzlichen Größen ebenfalls ausgleichen, 
so daß eine Korrektur sich erübrigte. Tatsächlich haben wir es entweder mit einem 
Debetsaldo oder mit einem Kreditsaldo der geldwerten Posten in allen Fällen zu 
tun. Der durchlaufende Betrag kann unberücksichtigt bleiben, die Besprechung 
der Korrektur braucht sich nur auf den Saldo zu beziehen. Als Illustration 
mögen nachstehende schematische Beispiele dienen. 


Betrieb A Betrieb B 

Soll-Saldo Haben -Saldo 
Kassa .... 10000| 80000 Kreditoren Kassa 1223 10 000 | 200 000 Obligationen 
Wechsel ... 70000| 20000 Akzepte Wechsel ... 70000| 70000 Hypotheken 


Debitoren . . 112 000 
Hyotheken .. 50000 
Staatsanleihe 80:0 


Debitoren . .. 112000 | 90000 Kreditoren 
Hypotheken . 50000 | 40000 Akzepte 
Staatsanleihe 8000 


250 000 | 100 000 250 000 | 400 000 


Soll-Saldo ... 150 000 | | 150 000 Haben-Saldo 

Kann der Betrieb A seinen Debetsaldo bis in die Zeit des 100%igen Geldes 
durchhalten, so ist der dritte Teil des Saldos rein verdient. Kann der Betrieb B 
seinen Kreditsaldo von Kr. 150000.— nicht vor dem Preisfall in einen Debet- 


Y) a.a. O. Kap. V, 4. 
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saldo umwandeln oder ausgleichen, so tritt für den dritten Teil ein Verlust in 
Höhe von Kr. 50 000.— ein. 
Die Korrekturbuchung für einen Betrieb mit Debetsaldo lautet: 


Gewinn- und Verlust-Konto 
an Geldwert-Korrektur-Konto. 


Diese Buchung ist in allen Fällen ohne Rücksicht auf die künftige Entwick- 
lung des Geldwertes zu machen, so daß wir von einem eindeutigen Buchungsansatz 
sprechen können, während der Buchungstext zweideutig ist, je nach der Ent- 
wicklung des Geldwertes. Der Buchungstext muß lauten: 


Verlust wegen Minderbewertung 
bzw. Rückstellung voraussichtlichen Gewinns . Kr. 50 000.— 


Ebenso haben wir für den Kreditsaldo des Betriebs B einen eindeutigen 
Buchungssatz mit mehrdeutigem Buchungstext, nämlich: 


Geldwert-Korrektur-Konto 
an Gewinn- und Verlustkonto 
für Gewinn aus Minderbewertung 
bzw. Korrektur für voraussichtlichen Verlust!) . Kr. 50 000.— 


1) Man beachte die Merkwürdigkeit, daß hier auf der Kreditseite des Gewinn- und 
Verlustkontos sowohl Ertrag wie Aufwand verrechnet wird. Das ist keineswegs das mecha- 
nisch gedachte Gegenstück zu der Erscheinung, daß auf der Debetseite ebenfalls Aufwand 
und Gewinnverteilung verrechnet werden. Vielmehr erhält das Gewinn und Verlustkonto 
durch schwankende Währung einen dreifachen Charakter: 

1. die gewöhnliche Dreiteilung des Kontos bei fester Währung, nämlich 


Aufwand Ert 
irtra 
Gewinnverteilung - 


un gleichlaufend damit die Verrechnung von Geldwertverlusten und Gewinnen bei In- 
flation, nämlich 


Debitoren- | Kreditoren- 
verlust gewinn 


Der Gleichlauf entsteht dadurch, daß die formal-rechnerische Behandlung der Bilanzwerte 
[Debitorenbestand, Kreditoren] und die materielle Wirkung dieselbe ist wie bei fester Wäh- 
rung, nämlich Verminderung des Aktiva = Verlust, Verminderung der Passiva = Gewinn; 

3. gegensätzlich dazu die Verrechnung von Geldwertgewinnen und Verlusten bei Deflation, 
nämlich 


Debitoren- Kreditoren- 
gewinn verlust 


Bei der Deflation sind nach unserer Voraussetzung 150 000 Kr. Debitoren nicht 100 000 Kr. 
Gold, sondern 150000 Kr. Gold; reduziert man sie trotzdem auf 100000 Gold, so „legt man 
eine stille Reserve“, indem man formal eine Aufwandbuchung vornimmt. Das Gegenteil 
der stillen Reserve ist unzulässige Vermehrung der Aktiva oder Verminderung der Passiva; 
da 150000 Kr. Kreditoren nach der Voraussetzung nicht 100 000 Kr. sondern 150 000 Kr. 
"Gold sind, so bedeutet die Buchung Kredit. Korrekturkonto an Gewinn- und Verlustkonto 
‘eine solche „unzulässige“ Erstellung eines fiktiven Aktivums, das im Gewinn- und Verlust- 
‚konto als „Ertrag“ figuriert. Die Valutaentwicklung wird erweisen, ob das erstellte Aktivum 
(effektiv oder fiktiv und dann abschreibungsbedürftig ist. 


in 
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Es kulminiert hier also der Gegensatz zwischen Inflations- und Deflations- 
bewertungsvorstellung. Am Bilanztage zustandsmäßig betrachtet, haben wir es 
mit einem Verlust an Debitoren und einem Gewinn an Kreditoren zu tun. Sehen 
wir in die Zukunft und nehmen das Eintreffen der Deflation als gegeben an, so 
ergibt sich das umgekehrte Bild, nämlich Verlust an Kreditoren und Gewinn an 
Debitoren. 

Um die Wirkung des Deflationseintritts auf die Korrekturkonten zu er- 
kennen, sei im nachstehenden lediglich der Saldo des Betriebs B konten- 
mäßig dargestellt, da der durchlaufende Betrag sich bezüglich der Geldwert- 
änderung ausgleicht. 

Betrieb B. 
Saldo der geldwerten Konten 


Geldwert-Korrektur-Konto 
150 000 Kreditsaldo 


50 000 


| 


Da der Geldwert heute nur 662/%0 beträgt, so ist der vorstehende Korrektur- 
betrag zur zustandsmäßigen Darstellung der Vermögenslage im Augenblick er- 
forderlich. Es ist möglich, daß am Jahresende dieser Korrekturposten nicht mehr 
oder nicht mehr ganz erforderlich ist, sei es, daß der Kreditsaldo kleiner geworden 
oder verschwunden ist, oder sei es, daß der Geldwert wieder 100% beträgt. 
Nehmen wir an, daß in der Endbilanz aus einem dieser Gründe kein Korrektur- 
betrag mehr notwendig ist, dann ist es unmöglich, den Saldo des Korrekturkontos 
durch die Buchung 


Bilanzkonto 
an Geldwert-Korrektur-Konto 
für Übernahme des fiktiven Aktivums . . . Kr. 50 000.— 


auszugleichen. Der fiktive Aktivposten ist gewissermaßen inventurmäßig nicht 
mehr vorhanden und infolgedessen als Verlust über Gewinn- und Verlustkonto 
abzubuchen. 

Anders formuliert kann man sagen, daß der Verlust aus der Kreditoren- 
valutaspekulation in der Erfolgsrechnung, also im Gewinn- und Verlustkonto, auf- 
zuführen ist, und daß in der Bilanzrechnung korrespondierend eine relative Ver- 
mehrung der Passiva stattzufinden hat, indem der aktive Abzugsposten auf Geld- 
wertkorrekturkonto wegfällt. 

Die Verlustabbuchung erfolgt in dem Umfange und in dem Zeitpunkt, wie 
sich der Kreditsaldo und bzw. oder der Geldwert ändert. 

Der Debetsaldo des Betriebs A stellt sich unter Weglassung des durchlaufen- 
den Betrages wie folgt dar: 


Betrieb B. 
Saldo der geldwerten Konten Geldwert-Korrektur-Konto 
Debet-Saldo 150 000 50 000 


Die Korrekturstellung bedeutet bei weiterer Inflation Verlust, bei Eintritt 
der Deflation Gewinn bzw. echte Reserve, und zwar in dem Zeitpunkte und in 
dem Umfange, als eine formale Korrektur sich erübrigt. Ob der aus Deflation er- 


t 


zielte Gewinn (jeweilig pro rata des Ertragsjahres) ausgeschüttet wird, oder als 
Reserve stehen bleibt, ist eine Frage für sich. 
Anders formuliert stellt sich die Kontrollfunktion dieses Korrekturpostens so 
dar: Der Korrekturposten figuriert formell als Passivum und mindert so den 
- Warenumsatzgewinn des Jahres, falls die hier erforderliche Finanzspekulation 
mißlingt. 
| Wie schon gesagt, ist sowohl beim Vorliegen eines Debetsaldos wie eines 
Kreditsaldos in der Zukunft eine ratierliche Abbuchung vorzunehmen, damit jedes 
Jahr seinen entsprechenden Anteil am Erfolg der Geldwertspekulation trägt. Will 
man Gewinn aus Debet-Saldo nicht pro rata ausschütten, so empfiehlt sich seine 
ratierliche Überführung vom Geldwert-Korrektur-Konto auf Spezialreserve-Konto. 
Zusammenfassend ist zu sagen, daß für geldwerte Posten die übliche Gold- 
bilanzkorrektur zu machen ist, und daß man mangels exakter Prophetie der 
Zweideutigkeit des Buchungstextes durch die Formulierung „für Geldwertkor- 
rektur‘ begegnet. 
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III. Preisabbau und Betriebspolitik. 


Aus der Untersuchung über die Bewertung der Bilanzposten ergeben sich 
nachstehende Folgerungen für die Betriebspolitik, wenn man der Meinung ist, 
daß der Index fallen wird. Diese Folgerungen gelten zum Teil auch für fallen- 

den Index in Zeiten fester Währung. 

Es ist dafür zu sorgen, daß möglichst ein Debet- und kein Kreditsaldo der 
geldwerten Posten so lange vorhanden ist, bis der Geldwert wieder 100% beträgt. 
Schmidt!) hat für die Verhältnisse der Inflation die Forderung erhoben, Debet- 
und Kreditbeträge möglichst auf gleicher Höhe zu halten, aber schon ihm mußte 
entgegnet werden, daß das Erreichen dieses Ziels nicht im Belieben des Betriebs 
stehe. Um so mehr ist das für die Zeiten der Deflation ein frommer Wunsch, 
denn überall herrscht dann Kapitalnot. Die Neuerstellung von geldwerten Debet- 
posten durch eigene Aufnahme neuer Kredite führt natürlich nicht zum Ziel, da 

: dadurch bezüglich des Geldwerts nur zwei durchlaufende Posten entstehen. 
Auch die Umwandlung von Warenvorräten in geldwerte Posten hat ihre Grenzen, 
weil das Lager nicht unter einen Mindestbestand fallen kann. 

Ein durchschlagendes Hilfsmittel, falls es gelingt, ist die Aufnahme von Neu- 
kapital, also die Umwandlung eines geldwerten Kreditsaldos in eigenes Kapital. 
Es wurde oben exakt bewiesen, daß in der Koppelung von Neukapital und Waren- 

 vorräten oder Anlagewerten, trotz bestimmt eintretenden Preisfalls, nur Schein- 
verlust und kein materieller Verlust gegeben ist. Für Privatfirmen liegt hier ein 
guter Ausweg, um sich vor den sonst bestimmt eintretenden Verlusten am eisernen 
Warenvorrat und an Anlagewerten zu sichern. Der Ausweg sollte auch dann be- 
schritten werden, wenn dem neuen Teilhaber relativ große Konzessionen gemacht 
werden müssen. Hat jemand ein Kapital von Kr. 300000.— und gleichzeitig 
einen Habensaldo seiner geldwerten Posten von Kr. 300000.—, so wird der Be- 
treffende, wenn er nichts unternimmt, demnächst automatisch ein Drittel seines 
Vermögens verlieren; er kann folglich einem neuen Teilhaber eine recht hohe Vor- 
dividende zusagen, ohne geschädigt zu sein, da sowohl sein eigenes, wie das Ver- 
mögen des neuen Teilhabers erhalten bleibt. Der Neue kann zudem zur Zeit 
wegen der Kapitalknappheit eine hohe Verzinsung verlangen. 


t) Schmidt, Die organische Bilanz im Rahmen der Wirtschaft, II. Aufl., G. A. Gloeckner, 
Leipzig 1923. 


IA 
hi 
f 
Li; 
y Ab 
WR 
Me 


572 W. Mahlberg: 


Auf das Verhältnis von Steuer und Scheinverlust hat schon Prion!), der die 
hier obwaitenden betriebsfinanziellen Gesichtspunkte bereits 1921 voraussah, hin- 
gewiesen: „Man wird dann genau so von Scheinverlusten sprechen, wie man heute 
von Scheingewinnen spricht; und aller Wahrscheinlichkeit nach wird dann die Ver- 
anstaltung von Kongressen?) — von der Steuerbehörde ausgehen, die den Nach- 
weis führen wird, daß eben die Bilanzverluste in Wirklichkeit Vermögenszuwachs, 
also Gewinn, darstellen, der zu versteuern ist.“ Trotzdem ein formeller Bilanz- 
verlust vorliegt, kann materieller Gewinn in irgendwelcher Höhe gegeben sein. 
Wenn die schwedische Steuerbehörde später hiervon profitieren will, muß sie 
nachträglich amtlich zugestehen, daß zur Zeit, trotz Goldeinlösung, die Krone 
nicht 100%ig ist, was für die Einlösung von Staatsanleihen usw. Folgen haben 
könnte. 

Für Kapitalgesellschaften ist die Umwandlung von geldwerten Kreditsalden 
in Nominalkapital ein wenig störend, weil sich später, nach Eintritt des Preisrück- 
gangs, Umbezifferungssanierungen, also Sanierungen rein formeller Art, als nötig 
erweisen würden. Als 1921 die deutschen Aktiengesellschaften wegen der stark 
steigenden Geldentwertung ihre Aktien bei großen Bezugsrechten mit möglichst 
kleinem Agio auszugeben suchten, kämpfte Prion°®), mit dem Hinweis auf die 
Sanierungsnotwendigkeit bei etwaiger Geldwertbesserung, für hohe Ausgabekurse, 
um kleine Nominalbeträge und hohe Reservekonten zu erzielen. Für die damaligen 
deutschen Verhältnisse habe ich Prions Vorschlägen nicht folgen können, für die 
obige Sachlage dagegen ist in der Neuausgabe von Kapital mit hohem Agio ein 
brauchbares Mittel gegeben, wenngleich auch für Schweden mit Steuerprogressionen 
zu rechnen ist, die angesichts der Indexzahl als objektiv nicht gerechtfertigt be- 
zeichnet werden können. Das am meisten störende Hindernis bildet im übrigen 
der niedrige Kursstand der schwedischen Aktien im Durchschnitt. Trotzdem würde 
ich persönlich die Umwandlung von Kreditbeträgen in Aktienkapital befürworten, 
also später den Schönheitsfehler der formalen Sanierung mit in Kauf nehmen, 
um das Kapital selbst vor Verlusten zu bewahren. 

Theoretisch denkbar ist als Abhilfsmittel natürlich auch die Kontrahierung 
von Krediten nicht auf Goldagiobasis, sondern auf Indexagiobasis; praktisch dürften 
die Aussichten einer solchen Verkehrsregelung, welche im Augenblick ein Gold- 
stück nur mit 66%/%0 bewerten müßte, gleich Null sein ®). 

Wenn die eigene Kapitalkraft zu klein ist, um den eisernen Vorrat und die 
Anlagewerte zu finanzieren, so bleibt als Radikalmittel nur die Liquidation. Da 
man in den meisten Fällen vor dieser ultima ratio zurückschrecken wird, sind nur 
kleine Hilfsmittel gegeben, um drohenden Verlusten in etwa zu entgehen. Der 
Debitorenbestand ist möglichst zu erhöhen, was weitherzige Kreditgewährung an die 
Kundschaft bedeutet und selbst bei Übernahme großer Delkredere- und Zinsverluste 
noch rentabel sein dürfte. Die eisernen Vorräte, die Anlagewerte sowie deren Er- 


!) Prion, Die Finanzpolitik der Unternehmung im Zeichen der Scheingewinne, Verlag 
Fischer, Jena, 1922, 2 Vorträge über Scheingewinne. 

?) Gemeint ist die Scheingewinntagung der Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung 
in Frankfurt {er M., Herbst 1921. 
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A Nicklich bemängelt in einer Kulturnummer der Zeitschrift für Handelswissenschaft. 
und Handelspraxis (1924), daß in den Geldwertgewinnen an Kreditoren während der Inflation’ 
keine Kultur gewesen sei; er muß folgerichtig von den vorstehend behandelten Geldwert- 
gewinnen an Debitoren bei Deflation dasselbe sagen. In beiden Fällen wird m.E. nicht be- 
achtet, daß die Kulturlosigkeit nicht in den Betrieben sondern in der staatlichen Rechts- 
ordnung liegt. 
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‚neuerung, ferner die eigenen Schulden sind so klein wie möglich zu halten. Die Ab- 

 stoßung spekulativer Vorräte ist ein gutes Mittel, um die Debetseite der geldwerten 
Posten zu vergrößern. 

| Wie man sieht, ergibt sich hier ein völliger Gleichlauf der privatwirtschaft- 
lichen Interessen der Betriebe und der Interessen der Gesamtheit. Das Zurück- 

halten der Kreditnachfrage, die Vermehrung des Kreditangebots, die Abkehr von 
den Obligationswerten, das Abstoßen aller entbehrlichen Güter, die Verringerung 
_ der Nachfrage zu Anlagezwecken ist das, was uns im Augenblicke volkswirt- 

 schaftlich überall frommt. Diesem Gleichlauf der Interessen paßt sich die vor- 

j u hlagene Bilanztechnik an. 


—. 
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Strutz, Dr. Georg, Senatspräsident am Reichsfinanzhof München. Handbuch des 
Steuerrechts, Systematische Darstellung der Steuergesetze (einschließlich 
Zollrecht) des Deutschen Reiches. Unter Mitwirkung von Reichsfinanzrat 
j Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Evers, Reichsfinanzrat Bayer Geheimen Rat 
_ Dr. Krapf, Reichsfinanzrat Dr. Machatius, Reichsfinanzrat Mirre, Reichsfinanz- 
rat Geh. Oberregierungsrat Dr. Trautwetter, Reichsfinanzrat Dr. Vehlor, Mit- 
glieder des Reichsfinanzhofes. Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin, 1924. 
1050 Seiten. 


B Das Buch stellt sich die Aufgabe, in einer Zeit beispielloser Unrast und Un- 
 stetigkeit des Steuerwesens, in der es selbst den Steuerbehörden unmöglich ist, 
"klare Auskunft über Steuerfragen zu geben, ein zuverläßlicher Wegweiser zu sein. 

Wollte es diesen Zweck erreichen, so durfte es der Vollständigkeit nicht entbehren. 

_ Diese Tatsache hat der Herausgeber nicht aus dem Auge gelassen und in seinem 

- Handbuche sämtliche zur Zeit geltenden Reichssteuern und Zölle, darunter auch 

noch diejenigen Steuern, die bis vor kurzem Geltung hatten oder sich im jetzigen 
Augenblicke in Abwicklung befinden, wie die Rhein-Ruhrabgabe, die Abgabe der 

_ Betriebe und die Zwangsanleihe, behandelt. Ferner hat er das in der Reichs- 

v abgabenordnung kodifizierte formelle Steuerrecht, die Gesetzgebung über die 
Steuer und Kapitalflucht und das Finanzausgleichsgesetz berücksichtigt. 

Die Bearbeitung des Stoffes fiel in eine Zeit, die durch die fortgesetzten Ände- 
rungen und Neuerscheinungen von Steuergesetzen und Steuerverordnungen ge- 
stört wurde. Sollte das Buch nicht schon beim Erscheinen zum Teil überholt sein, 

- so mußten diese berücksichtigt werden. Der Herausgeber unterzog sie daher auf 
‘Grund der ersten und zweiten Steuernotverordnung einer zwischenzeitlichen Um- 
arbeitung. Die ersten Durchführungsbestimmungen vom 5. Februar sowie die nach- 
folgenden bis zur vierten Durchführungsbestimmung vom 28. März erschienen in 

_ einem Nachtrag. Mit Hilfe dieser zwischenzeitlichen Umarbeitungen und der um- 

 fangreichen Nachträge hat das Handbuch die Gültigkeit des Rechtszustandes bis 
zum 3. April berücksichtigt. Ein umfangreiches Schlagwortverzeichnis, in welchem 
auch die Nachträge mitverarbeitet worden sind, trägt zur Erleichterung der Hand- 

 habung des Werkes bei. Abkürzungen von Gesetzen, Gesetzesquellen und Zeit- 
schriften sind ‚gleichmäßig behandelt worden und in.einem besonderen Verzeichnis 
benannt. 
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Die einzelnen Abschnitte und ihre Bearbeiter sind: 

1. Reichsabgabenordnung von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Seite 26—102, mit 
Nachtrag von Seite 966—968. 

2. Die Einkommensteuer von Senatspräsident Dr. Strutz, Seite 114—229, mit 
Nachtrag von Seite 969— 1024. & 

3. Die Körperschaftssteuer von Reichsfinanzrat Evers, Seite 251—384. | 

4. Die Vermögenssteuer von Dr. Strutz, Seite 389—470, mit Nachtrag von 
Seite 1025—1044. | 

5. Die Zwangsanleihe nebst Brotversorgungsabgabe von Dr. Strutz, Seite 474 
bis 484. 

6. Die Vermögenszuwachssteuer von Dr. Strutz, Seite 487—501, mit Nachtrag 
von Seite 1025—1044. 

7. Die Rhein-Ruhr-Abgabe von Dr. Strutz, Seite 502—507. 

8. Die Abgabe der Betriebe von Dr. Strutz, Seite 508—518. 

9. Die Erbschaftssteuer von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 523—554, mit Nach- 
trag auf Seite 1050. 

10. Die Steuerflucht und Kapitalfluchtgesetzgebung von Reichsfinanzrat Dr. 
Machatius, Seite 555 —566. 

11. Die Umsatzsteuer von Reichsfinanzrat Max Vehlor, Seite 576—658. 

12. Die Grunderwerbssteuer von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Seite 659—692. 

13. Die Kapitalverkehrssteuer von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 695—732, mit 
Nachtrag von Seite 1045—1049. 

14. Die Wechselsteuer von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 735—743. 

15. Die Versicherungssteuer von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 744—750. 

16. Das Rennwett- und Lotteriegesetz von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 751 
bis 756. 

17. Das Beförderungssteuergesetz von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Seite 757 
bis 763. 

18. Die Kraftfahrzeugsteuer von Reichsfinanzrat Mirre, Seite 764—768, mit 
Nachtrag auf Seite 1050. 

19. Die Verbrauchsabgaben von Reichsfinanzrat Dr. Krapf, Seite 769889. 

20. Die Zölle von Reichsfinanzrat Oberregierungsrat Dr. Trautwetter Seite 902 
bis 939. 

21. Das Finanzausgleichsgesetz von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Seite 941 
bis 964. | 

Die einzelnen Kapitel zeigen im allgemeinen ein gleichmäßiges Bild. Sie be- 
ginnen mit einem geschichtlichen und systematischen Überblick. Die übrigen Aus- 
führungen folgen dem Aufbau des Gesetzes, wobei bekanntlich die folgende Disposi- 
lion wiederzukehren pflegt: 
. persönliche Steuerpflicht, 
. objektive Steuerpflicht, . 
. Ermittlung des Steuerobjekts, 
. Steuertarif, 
. Veranlagung, 
. Erhebung, 
. Strafbestimmungen. 

Hierbei ergeben sich naturgemäß bei einzelnen Steuerarten Abweichungen. 

Den einzelnen Beiträgen ist nochmals eine besondere Disposition vorangestellt. 
D.e Absätze oder Gruppen sind, mit durchlaufenden Randbemerkungen und Num- 
mern versehen, deutlich gekennzeichnet. Infolge dieser Maßnahme zeichnet sich 
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_ das ganze Werk durch eine straffe Disposition und leichte Nachschlagbarkeit aus. 
Da die einzelnen Verfasser auf ihren Gebieten mehr als frisch erworbene Sach- 
_ kenntnis besitzen, stellt sich das Werk als sehr willkommener Führer im Steuer- 


Besen dar und hat alle Aussicht, ein Standardwerk zu werden. Zwar scheint es, 
daß infolge der Stabilisierung, des Mißerfolges des Steuerwesens und infolge der 
_Reparationen unser Steuerwesen vor einer nochmaligen Reform steht, so daß 
_ dem Werke Neuauflagen bevorstehen, um es zeitgemäßer zu halten und seine vor- 
treffliche Übersicht nicht verkommen zu lassen; aber der Herausgeber mit seiner 
gediegenen Mitarbeiterorganisation wird schon Sorge tragen, das Werk in seinem 
Wert nicht sinken zu lassen. 

Eine wesentliche Verbesserung des Werkes würde durch eine intensivere Be- 
handlung der Literatur erreicht werden, etwa in der Weise, daß zunächst die 
wesentlichen allgemeinen und speziellen Werke über den gleichen Gegenstand 
mit kurzer Charakteristiken genannt werden, und daß in den Fußnoten namentlich 
auf Aufsätze und dergleichen hingewiesen wird, die den Stoff wesentlich ausführ- 
licher behandeln. Im Hinblick auf den sachlichen Inhalt muß leider wieder fest- 
gestellt werden, daß Strutz bei seiner alten Auffassung, die Bilanz stelle eine 
Vermögensrechnung dar, und der Gewinn ergebe sich aus der Differenz der Ver- 
mögensaufstellungen zu Anfang und Schluß einer Rechnungsperiode, verharrt, ohne 
die fachwissenschaftlichen Anschauungen über diese Dinge zu Rate zu ziehen. 

| Hp. 


Otto Hübners Geographisch-statistische Tabellen aller Länder der Erde, 1924. 
i Wien, L. W. Seidel & Sohn. 153 Seiten. Preis geb. 46 4.20. Neubearbeitet und 
_ abgeschlossen im Dezember 1923 von Dr. Würzburger, Prof. an der Universi- 
tät Leipzig, Präsident a. D. des Sächsischen Statistischen Landesamtes, und 
{ 
{ 


- Dr. Grävell, Oberregierungsrat in Berlin. 


; Es ist dankbar zu begrüßen, daß dieses wertvolle Hilfsmittel fachwissenschaft- 
‚licher Arbeit trotz der ungemein großen Schwierigkeiten nach dreijähriger Unter- 
‚brechung wieder herausgekommen ist. 

| Die erste Abteilung enthält ein Länderverzeichnis mit den Angaben über 
‚Flächeninhalt, Bevölkerungszahl, Nationalitäten, Eisenbahnen, Post, Konfessionen, 
Armee, Flotte, Gebietsveränderungen und sonstigen wichtigen Angaben. In der 
‘zweiten Abteilung findet man Angaben über den Staatshaushalt, Bank- und Geld- 
‘wesen, Verkehrsanstalten, Ausfuhr und Einfuhr und sonstige wirtschaftliche Daten. 
In den weiteren Tabellen sind die Zahlen über Fläche, Bevölkerung, Ein- und Aus- 
‘fuhr, Anbauflächen und landwirtschaftliche Erzeugung und Viehbestände vergleich- 
bar zusammengestellt. Außerdem findet man hier sehr dankenswerte Zusammen- 
‚stellungen über die Welterzeugung von Zucker, Gold, Silber, Steinkohle, Braun- 
kohle, Eisenerz, Roheisen, Stahl, Aluminium, Erdöl, Kautschuk, Baumwolle sowie 
‚die hauptsächlichsten Daten über die Welthandelsflotte, Münzen und Maße. Ein 
‘Verzeichnis der wichtigsten statistischen Quellenwerke der einzelnen Länder bildet 
den Schluß. Sch. 


Wölbling, Paul, Oberregierungsrat, und Riese, Dr. Walter. Die Verordnung 
über die Arbeitszeit, vom 21. Dez. 1923. Berlin C 2, Spaeth & Linde, 1924. 
183 Seiten. Preis # 4,50. 

Die Verfasser stellen in ihrem Büchlein die verstreuten Regelungen und gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Arbeitszeit zusammen. Ihre Ausführungen zu diesen 
sind kommentarmäßig gehalten. Sie geben in der Einleitung, von den ersten leich- 
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ten Ansätzen über die Regelung der Arbeitszeit in der Gewerbeordnung ausgehend 
und die gesetzlichen Bestimmungen bis zum 17. April 1924 verfolgend, eine kurze 
entwicklungsgeschichtliche Darstellung. Im Hauptabschnitt werden im wesentlichen 
folgende gesetzlichen Bestimmungen behandelt: 

1. Die Verordnung über die Arbeitszeit, 

2. Die Anordnung über die Regelung der Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter, 

3. Verordnung über die Regelung der Arbeitszeit der Angestellten während der 
Zeit der wirtschaftlichen Demobilmachung, 

4. Ausführungsbestimmungen zur Verordnung über die Arbeitszeit vom 
17. April 1924, 

5. Verordnung über die Arbeitszeit in Krankenpflegeanstalten vom 13. Februar 

1924. 

6. Verordnung über die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien. | 

Aus andern Gesetzen, die für die Regelung der Arbeitszeit in Frage kommen, 
werden nur Auszüge gebracht. Zum Schlusse gibt die Arbeit eine Übersicht über 
die Arbeitszeit gewerblicher Arbeiter und der Angestellten nach der Arbeitszeit- 
verordnung. 


Meithner, Karl, Dozent und Mitglied des Banktechnischen Institutes an der Hoch- 
schule für Welthandel in Wien. Abschluß und Abwicklung der Effek- 
tengeschäfte im Wiener Börsenverkehr. Wien, US en u 
A.-G., 1924. 144 Seiten. 


Die Arbeit enthält ausführliche Darlegungen über den Kauf und Verkauf von 
Effekten an der Wiener Börse. Hierbei führt der Verfasser dem Leser die räum- 
lichen Einteilungen und Einrichtungen der Börse, die Personen und ihre Tätigkeit 
sowie die Besonderheiten des „Amtlichen Kursblatt der Wiener Börse“ vor Augen. 
Er bebandelt 
das Prolongations-, Kost- und Reportgeschäft, 
das Taggeldgeschäft, 

Prämiengeschäfte, 

das Liquidationsverfahren, 

das Arrangement, 

das Bezugsrechtgeschäft, 

wobei die Funktionen des Wiener Giro- und Kassenvereins mit zahlreichen For- 
mularabdrücken erklärt werden. Für den deutschen Leser sind die Ausführungen 
über die Organisation der Börse und über die Tätigkeit des Giro- und Kassenvereins 
von besonderem Interesse. 
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Wieruszowski, Dr. A., Senatspräsident und ord. Honorarprofessor an der Universi- 
tät Köln. Die Geschäftsaufsicht zur Abwendung des Konkurses. 
2. Auflage. Leipzig, G. A. Gloeckner, 1924. 52 Seiten. Preis #% 1.20. 


Der Verfasser bringt die durch die Verordnung vom 8. Februar und 14. Juni 
1924 geänderte Fassung der Bekanntmachung über die Geschäftsaufsicht vom 
14. Dezember 1916 zur Darstellung. Nachdem er die leitenden Gesichtspunkte der 
neuen Regelung klargelegt, gibt er eine kurze, aber klare Übersicht über den Ver- 
lauf der Geschäftsaufsicht vom Antrag bis zur Beendigung des Verfahrens. Hieran 
schließen sich Erörterungen über den Zwangsvergleich. Die in beide Abschnitte 
eingefügten Muster tragen sehr zum Verständnis bei. Zum Schlusse wird der 
Wortlaut der Verordnung in der neuen Fassung zum Abdruck gebracht. Hp. 


Die Sachordnung 
der Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung. 


Registerseite 

A. Grundlagen und allgemeine Fragen . . . . 22.2.2... 00.0. I 
B. Kaufmännische Betriebstechnik. 

I. Gesamtordnung des Betriebs . . we 


II. Kapitalistische Ordnung des Betriebs und Kapitalwirtschaft BHWELSTILD 
Ill, Sachliche Ordnung des Betriebs und Anlagen-Wirtschaft . .... M 
IV. Persönliche Ordnung des Betriebs und Personal-Wirtschaft. . ... MU 


V. Material-Wirtschaft und Lieferantenverkehr . . . ! SER 
Vl. Kundschaftsverkehr . . . . N DOR Bu JONURge u ALTE HE 
a) Propaganda . 7 2 A er Be FO N Dre 
b) Preisstellung und "Geschäftsbedingungen 2.2 u 27V 5, Be 1 
on iagerungiundaVersauin ders Waren achen Da hl Ne SEM 
VII. Rechnungswesen und Schriftenverwaltung . . . » 2 2 202 2..2...W 
a) Allgemeine Fragen . . SM EAN AIIE REN 3 LOS AP TABHV 
B) Geschichte des Rechnungswesens Er RR OL VE ERTUET SEE USOEN BT WEHR DER) Aal AA 
Buchführungsrecht . ee, A 
d) Übertragungstechnik und Grundbuchformen ' . . Ms ie 
e) Betriebsstatistik . . UP FERNER AUFN) HBaT ran. VEN 
f) Ordnungsbücher . . . BER SUM ER BD EHEN NN BERLINER NED ERSETZEN 
g) Erfolgs- und Bilanzrechnung . SE N ale © 
BIBMERALICHERTSWINDTECHTLUND AM LEE RENNER TREE ee VE 
BL SEISIKORLENTEOHTLUDERFERGE IL .PCHBIE > 7 RAR 3 RENNER BER EREIGNETE RN SE VL 
Er Ermitliung. der, Steuerwertest „INN EHIEAN. ID DEHESSERTRENE RENT 
l) Buchhalterische Kontrolle . . DA SAHNE TEN. RAD VEVILL 
m) Treuhänderische Kontrolle und Verwaltung EMI ae SUR 
n) Registraturwesen . . Ins ie ee NV 
o) Technologie der Büromaschinen . Ay anahiilfene WIE 
p) Neue Buchführungs-Systeme und „Einrichtungen NE EV LIE 
VII. Beiträge zur Betriebswirtschaftslehre einzelner Böwecherweipe NEE A11, 
Alamdusttieunternehmungen 2.2 U Der as ergrniL, Po DE. ae SE 0 SEEN ElE 
b),Verkehrsunternelimungen in. ie Ele eine Leah wre 
©» Handelsunternehmungen aiieenne WE 5 3. rer eeukar 
d) Banken . SEN N a. Arne Antosh 
e) Versicherungsgeseilschaften ER rate. ah rear 
f) Landwirtschalt . . . PR elite N u a re el 
C. Kaufmännische Verkahrsteihnint 
J. Güterverkehr . . . N  elde teile anbeunatnaen Ferkb ShrlbäT. SL 
II. Geld- und Kata VErRene a BR WE Ba ke erh Lg Ra we 
al, Einführung undfallgemeine),Lehre yalonanlıruisie. 19h. eis Ras. MR 
b) Edelmetall- und Sortenverkehr , . nur. worte Al 
c) Verkehr in Noten und Geldzeichen, Notenbankausweise See Bah are 
a), Scheck" und (iroverkehr se ı=. :7.015, „eruanstirabk KU a rn At RT 
e) Wechselverkehr . . PUIOWARL NAT 
f) Devisenverkehr und sonstiger internationaler Zahlungsverkehr BARTH TAI 
eg), Kreditbriefverkehr Se ii na Kanes eb era RU 
h) Wertpapiere . kirkieenli nee ol 
i) Grundlagen der Beurteilung von ‘Wertpapieren . Br TOT Eee et ei 
k) Ausgabe, Emission und Einziehung von Wertpapieren Arte SIR) 2 Ne: KUH 
\ Wertpapierverkehrn Sen 301. hahr, asia, „Tape Na 
II. Nachrichtenverkehr . . . . Sat ER TTT 


IV. Verkehrstechnik einzelner ae kat ee Fr Fr EEE 


Sachordnung’) 
des 1. bis 18. Jahrganges. 


Die in kleiner Schrift angegebenen Abhandlungen sind vergriffen. 


A. Grundlagen und allgemeine Fragen. 


Begriff der Handelswissenscaft. Bd.4, S. 107 
Die Privatwirtschaftsiehre als Kunstlehre, Bd. ‘6, S. 504. 


Betriebswirtschaftler als höhere Verwaltungsbeamte . 

Handelshochschulunterricht in den Mana en Staaten von Amerika. Von 
Prof. Sillen . 

Handlungsgehilfen-Romane. "Von W. Wollt . 

Der Kaufmann im Spiegel des deutschen Romans. Von Dr. Röhl. 


B. Kaufmännische Betriebstechnik. 
DR ranBemaE des Betriebs. 


Großbankorganisation. Bd. $, 
Kritisches zum DostschaukhatHbn und -verkehr. Von Prof. Dr. Großmann 


14, 129, 
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15, 77 
15, 390 


13, 226 
17, 53 


18:0 


I. Kapitalistische Ordnung des Betriebs und Kapitalwirtschaft?). 


Die Berechnung des Betriebskapitals. Bd.6, S. 52. 

Die Gründung der Aktiengesellschaft und Zuschrift dazu . 

Die GERNDIBERGEISE der Aktiengesellschaft. Von H. Wittler 

Gründungsbuchungen. Bd. 3, S. 193. 

Der Wert des Geschäfts im ganzen; Kapitalisierung des Geschäftsertrags. 
Von Berliner, Schmalenbach, Fritz und Tgahrt „ 7, 36, 39, 132, 369, 

Theoretische Studie über den gemeinen Wert . 

Die Werte von Anlagen und Unternehmungen in der Schätzungstechnik . 

Berechnung der Mehrabschreibung bei der Umwandlung. Von C, Ernst . 

Berechnung des Gewinn-Ant. für Vorst. und Aufsichtsr. Von H. Großmann 

Die Sachgründung mit Agio.. . 

Verbuchung von nachträgl. Rückvergütg. auf eingebrachte Anlagegegenstände 

Stempelpflictige Summe bei Ausgabe von ed und Reichsgericht. Bd. 6, S. 196 u. 7, 288. 

Technik der Emission und Zuschrift dazu . 


Die Kapitalrückzahlung bei Aktiengesellschaften und Zuschrift dazu, "Bd. 7, S, 97 u. 197. 
Die Sanierung der Aktiengesellshaft. Bd. 2, S. I u. 


Die Vorzugs-Aktie . . 

Genußsceine und Gewinnanteilscheine und Zuschrift dazu. Bd. 2, S. 241 u. 5, 116. 

Die Mitwirkung der Genußscheine bei Vinansierongsvorgangen der deut- 
schen A.-G. Von H. Deichmann . 

Die Tilgung (Amortisation) von Aktien. “Von Prof. Dr. Adler . 

Die Technik der Fusionen und Zuschrift eu .4, 9, 


Zur Technik der Vermehrung des Aktienkapitals. Bd. 8, S. 
Das Bezugsredit. Von K. Böttcher. 8. Bil. 


Bezugsrecht und Bilanzkurs. Von Dr. W. rag : 
Das eigene Kapital der. eingetragenen Genossenschaften. Von General- 
revisor Hildebrand . . . . 


Bewertung und Abschreibungen auf Anlagen der Bergwerksgesellschaften in ) bllknie und Heukr- 
rechtl. Beziehung. Von R. Hoffmann. Bd. 7, S. 355. 


Die Bewertung von Kohlenzechen. Von Dr. Th. Umberg . 

Die Verrechnung des Ratenkaufes einer Fabrik. Von Hans Gutherz . . 

Die Regelung der Auseinandersetzungsfrage in den ee 
der Personalgesellschaften. Von Th. Beste . LET N 


6, 473 


"us, 613, 


7, 38 
18, 481 


72: 1, 49 und 242 


2, 241 


10, 316 


14, 223 
1A, 


16, 256 u. 321 


15, 314 
18, 97 


1) In der Sachordnung ist der Name des Herausgebers als Verfasser zum Zwecke der 
Platzerspamis weggelassen, Ältere Aufsätze, für welche die Zeitschrift neue Bearbeitungen 
enthält und einige Beiträge von nur gelegentlicher Bedeutung werden nicht mehr aufgeführt. 

®2) Die in dem Abschnitt B, II wiedergegebenen Aufsätze des Herausgebers sind neu 


bearbeitet in dem Buche „Finanzierungen“, 
worden, 


Leipzig (G. A. Gloeckner), 3. Aufl. 1923 vereinigt 
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II. Sachliche Ordnung des Betriebs und Anlagen-Wirtschaft. it 


Über Einbringung von Anlagen siehe B II, Gründung. 
Die Werte von Anlagen und Unternehmungen i in der Schätzungstechnik. . 12, 1 


Die Bewertung von Kohlenzechen. Von Dr. Th. Umberg „ . . . 16, 256 u. 321 
Vertrag über Abtretung des Rechts zur Gewinnung von Kali. . . 10, 60, 120 
Ber Shedhau. Von'Heimrich’Hermes , . 2 nuluy ah Wa ka en 21 


IV. Persönliche Ordnung des Betriebs und Personal-Wirtschaft. 


Die Kontrolle im Lohnwesen. Von Ernst Merbitz. Bd. 7, S. 349. 
Die Arbeiter-Torkonirolle. Von J. Hohmann. Bd. 8, S.49, 


Prämienlöhne. Von M. Koch. . BR a Ft 
Disposition für Beiträge über die Technik der Löhnung . BE LE EEE DON 


Technik der Löhnung in einzelnen Gewerben: 


Steinkohlenbergwerke im Ruhrbezirk. Von H. Westermann. Bd.6, S. 121, 169, 318. 
Kohlenzechen bei Hamm i. W. Von N. Bohn. 6,8 Bee 

Niederrheinisches Braunkohlenbecken. Von C. Geusge 

Minettebecken und lothringischer Sir Verır Zen ietard, Bu Hi S.20. 


Bergwerk Südspaniens. Von OÖ eine 108 
Spiegelglaswerke uV onafeBeisens . ) east dl 
Brauerei. Von H. Geismann . . Pa Er Sen. 22 060,027 
Schokoladen- und Zuckerwarenfabrik. Von willy Mannert. Bd. hit S. 216. 

Papierindustrie. Von Wilhelm SCHE ISH ae: IRRE RUERENBT RESTE DAN L 


Buchbindergewerbe. Von E.Lippold. Bd.6, 
Anforderungen d. Berufsgenossenschaft an Ar Lohnbueßhafhe Von G.Martius?, 541 
Organisation u. Buchführg. von Betriebskrankenkassen. Von R, Bühler 10, 286, 350 
Literatur betr. Betriebskrankenkassen . . h ne she 10, 374 
Die Fabriksparkassen. Von Hans Hübner. Bd.7,S. 437. 
Werkskonsumanstalten im Rhein.-Westt. RUN Von E, Becker . 11, 133 
Schlafhäuser und Ledigenheime in Fabrikbetrieben. Von W,Knipprath 9, 1 u. 65 
Entwicklung und Tätigkeit der Organisationen der kaufmännischen Ange- 

stellten in der Nachkriegszeit. Von Hubert Huppertz. . . ..... 18 49 


V. Material-Wirtschaft und Ne 
Bestellungswesen und Einzelverrechnung in Pa eschinenisbEn Bd. 3, 
Einkaufswesen in Hütten- und Maschinenindustrie. Von A. Kühner. ba. 5. S. 525. 
Die Organisation des Einkaufs eines Eisenhüttenwerks. Von Ernst Levy 8, 281 
Das Einkaufswesen der Preuß. und Hess. Staatseisenbahnen. Von H.Keil. Bd. 8, S. 241. 
Registrierung und Verbuchung eingehender Rechnungen. Bd. 1, S. 121. 
Materialienverwaltung für das Berg-, Hütten- und Maschinenwesen. Von 


A. Kühner und Zuschrift dazu . . ee a ae AN SITES 
Doppelte Magazinkontrolle. Von A. KURT Vo RAN NN. 5, 203 
Materialienverwaltung in Zechen. Von W. Brandenburger. Bd. 8, S. 145. 

Montagewerkzeuge und ihre Verbuchung. Von A. 'Klocke . . 59.84 
Buchung u. Inventarisierung der Werkzeuge u. Utensilien. Von K, Adler 6, 427 u. 525 
Einkaufsdispositionen in einem Detailgeschäft. Von Dr. S. Berliner. . . 6,533 


Lagerbud eines Wiener Eisengroßgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 294. 


VI Kundsehaftsverkehr. 
a) Propaganda. 
Die kaufmännische Propaganda als an: der Handels-Hodiscuulen. Bd. 7, S. 297. 


Über Kartothek-Propaganda SAP PIO NUN ....6, 445 
Napoleon I. als Anhänger der Kartothek . . . . . INNERANSTEBETT 
Selbstkosten + 10°%,, Bd 7, S. 376. 

Die Propaganda im Hamburger Exportverkehr. Von Aug. Winkhaus . . . 7,389 


b) Preisstellung und Geschäftsbedingungen. 
Die Praxis der Verstempelung der „Allgemeinen Geschäftsbedin- 
gungen“ der Banken. Von Fritz Rademacher u. Zuschr. dazu 7,568 und 8, 269 
Einwirkungen der Geldentwertung auf die Verkaufsbedingungen der Leder- 
und Schuhbranche. Von Matthias Steeg. . . . . 22 2.2... 18, 21 
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c) Lagerung und Versand der Waren. 
Bgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 29. 
a enkelioni ee a ne Von M. Räde. Bd.2, S. 147. 
VI. Rechnungswesen und BOhrilKENyATRFALELNGE 
a) Allgemeine Fragen. 
Die Logismographie. Von Ed. Glück. . He nt Mass, 
Bedarf die Aktiengesellschaft der doppelten Buchführung? . | 2 RT TE 
Die Untersuchung unlesbar gemachter Schriften. Von O. Lindekam . . . 13, 242 
b) Geschichte des Rechnungswesens. 
Historische Entwicklung der Buchführung. Von Prof. C. Leyerer. . . . 16, 123 
c) Buchführungsrecht. 
Über das allgemeine Bilanzrecht . leere 
Über Mängel des Buchführungsrechts und Zuschriften dazu FAR ...2, 231, 438 


Gilt die Vorscrift ordnungsmäßiger Buchführung audı für die Bilanz? Bd.7,S. 2u4. 
Inventar und Bilanz. Bd. 7, S. 9. 


Die Goldmarkbilanz . . . Da a ch 
Rechtl. Zulässigkeit auswechselbarer Kontenbücher. "von Prof. Dr. Rehm. Bd.4, S. 221. 


d) Übertragungstechnik und Grundbuchformen. 

Variationen amerikanischer Journale. Von Prof. Dr. Schär. Bd. 1, S. 390, 436, 2, 157. 
kei der Soll- und Haben-Spalten im Journal. Bd.1,S. 273, 2, 157. 

Die Verwendung von roten Zahlen in Grundbüchen . . . 10, 172 u. 11, 323 
Ausgleidhsstridie im Konto. Bd. 1, S. 272, 
Vergeudung von Platz und Arbeit bei amerik. ee ORUNE N SREREEEES WELLE 
Das tabellarische Sammeljournal. Von Prof. Dr. R. Debes. Bd. 4, 
Grundbücher u.Konten in ee Yon Proß E. 'Walb 10, 74, 129 u. 192 
Debitorenbehandlung in Detailhäusern . . UVA 5458 
Storni und Umbuchungen. Bd.3, S. 537. 
Die Hinz-Buchführung. Von Eugen Klaus und Zuschrift dazu 8, 1, @ u. 11, 370 


Moderne Abrechnungsmethoden und Zuschriften dazu... 5, 586, 6, 115, 7, 246 
Buchhaltungsmaschinen. Von Direktor Oberbach . . . . . . 10, 140, 11, 124 
Das Wareneingangsbuch eines Warenhauses. Von A. Lutz . . .. ... 11, 180 
Die Nebenkässen. Von K. v. Dobiejewski . . RAR NE nn en Et 
Patente in der Buchführung. Von Dr. Penndorf . . a: 12, 220 


Schnitzelsystem und Addierlineal. Von Finke und Prof. Dr. Penndorf 12, 104, 244 
Übertragung in die Kontokorrentbücer. Bd. 1, S. 272 u. 3, 159. 
Gliederung der Debitoren im Kontokorrent. Bd. 13 Sr212: 

e) Betriebsstatistik. 
Die statist. Nachweisungen bei Verkehrsunternehmungen. Von R.Fleischfresser 14, 139 
Das „logarithmische‘, Diagramm: au. rare SW. ee 


f) Ordnungsbücher. 


Kontokorrentbücher mit auswechselbaren Blättern . . . 1,153, 2, 290, arı u. 6, 261 
Zulässigkeit auswechselbarer Kontenbücher. Von Prof. Dr. Rehm. Bd.4, Ss. 21. 
Ein "Kont to pro Diverse“ in den Grundbüchern (die Scholdbosten werden 
aus den Grundbüchern nicht übertragen) . . N 
Siehe auch: Vereinfachung von Kontokorrentbuchungen. Von Handels- 
schuldirektor Oberbach und ‚Die deutsche Buchführung“ . . 8, 138, 12, 113 
Buchung und Inventarisierung der Werkzeuge u. Utensilien. Von K. Adler 6,427, 53 


Debitorenbehandlung in Detailhäusern . . 6, 458 
Registriermaschinen in der Depotbuchhalterei d Großbanken. Von G.Wieske 6, 97 
Amerikanisches Hauptbuch . An, uensd 19% 
Sachkontenhauptbuch mit Saldenspalte. "Von Karl Beck . . 11, 363 


Schnitzelsystem und Addierlineal. Von Finke und Prof. Dr. Penndorf 12, 104, 244 
Neuerungen ım Kontokorrent. Bd. 3, S. 442. 

Das Kontokorrentsystem „Modern“ E ROyA il ‚anlunsE 16h Hanna, De 
Dochungsspezitikalitınam Von K. Adler. Bd. 7, S. 78. 


nen eines Wiener Eisengroßgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, S. 29. 
ostenbücher. Bd. 6, S. 156. 
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g) Erfolgs- und Bilanzrechnung. 
1. Bilanz und .Gewinn- und Verlust-Rechnung im allgemeinen. 


Zur Theorie der Erfolgsrechnung. Von Prof, Dr. Walb. . .... . 17, 416 
Über den Zweck «der Bilanz. Bd. 5, S. 379, 
Theorie der Erfolgsbilanz . . . BALL EU MERIENUR BER N. 5 LEER Rene. #' LU, 370 
Grundlagen dynamischer Bilanzlehre . . IR .0913,7.u. 60 
Tageswert oder Anschaffungswert in der Bilanz. Von Prof Dr. E. Walb . 18, 228 
Geldwertausgleich in der ea gr, aa nun 2 IIIRENEBER in 401 
Die Goldmarkbilanz. . . An, ER ae ER 2 183 1 
Die Indexziffern. Von Dr. Marichal . . . 2 > 2 2. a 17, 172 
UGS ZAnlEır E14 IDEE RI HE TRURRE MA 37ER RR ARE I TZLRTO 
Januar bis Juli 1923 . . sche A 17, 398 
Die Eingliederung fremder Währungen i.d. Buchhaltung. Von J. Scherer 16, 471 
Zuschrift dazu” ,.27. : 17, 80 
Bewertung von Warenvorräten, mit Auslandsvaluta gekauft, nach 
Reichseinkommensteuergesetz . . LE IDG 
Weltteuerung und Bilanzbewertung. Von Prof. Dr. "Mahlberg . nehmer 18, 506 


Die Bilanzierung der Pfandbriefe. Von E. Schmalenbach u. H. Weinreis 18, 337 

Der Name Gewinn- und Verlust-Konto. Bd. 7, S. 128, 195. 

Darstellung eines Gewinnvortr. im Gewinn- und Verlustkonto 10, 382, 11, 192 

Gewinn- und Verlustrechnung. Bd.1,S.141 u. 7, 128. 

G.- u. V..-Rechnung mit bes. Darstellung des uni und Be- 
triebsgewinnes. Von Fr. Backofen . . ee Bann 12921 

Die Generalunkosten in der Bilanz der A.-G. Bd. 2, S. 161. 


Bruttoabschluß. Bd. 6, S. 317. 
Window dressing. Bd. 71.3 ‘92. 


Zur Darstellung des GOWIINVOLLLAGSM IE FOREN IE EN 0,882, PIE 192 
Notizposten"in:der Bilanz. Von M. Berliner. . . .. .......... 12, 230 
Eine Bilanzstudie. Von Prof. Dr. Fr. Schär. Bd. 4, S. 466. 

Der eiserne Bestand in der Bilanz. Von Otto Bertrams , . . . . . 17, 444 


Siehe auch die Aufsätze unter Buchführungsrecht. 


2. Konten der Anlagewerte. 
Die Verbuchng von Neu-Anlagen . . BRLIEEN LaR ARSUIORTN 2. 006 
Die Abschreibungen und Zuschrift dazu. Bd.3, S. 81, 162. 
Mathematische Untersuchung d. geometrisch- eh HASSRTRIDENG- 
Von Dr. Adolf Lüpke . . . .. 18, 424 
Der Einfluß d. Zinsen a. d. Abschreibung. 'V. Rud. Löwenstein- 15, 371, 16, 74 


Bewertung und Abschreibungen auf Anlagen der Berggewerkschaften und wer, 
gesellschaften. Von Robert Hoffmann. 7, 


Buchung u.Inventarisierung d „Werkzeuge u. Utensilien. VonK.Adler 6, 427, 525 
Montagewerkzeuge und ihre Verbuchung. Von A. Klocke. . ....5, 89 
Über die Umsatzstatistik. Von Dr. Gustav Müller-Kalkberge . . . . 5, 322 


Verbucung eines JEuSterachuizen- a 4, S. 350. 
Verbucungen von Reparaturen. 28 472. 


3. Anlagen, die zur Wera heul bestimmt sind. 

Die Bewertung von Immobilien in Bilanzen von Baugesellschaften. Bd. 8, S. 271. 

Die Bilanzierung der Grundstücke einer Terraingesellschaft. u. BINENLE, AA 
4. Vorratskonten. 


Bilanzierung von Waren zum Verkaufspreise u.Zuschr. dazu 4, 158, 564, 5, 190 
Das Warenkonto als nicht gemischtes Senat m. 8, S. 540. 
Die Bilanzierung von Konsignationsware. Bd. 7, S. 130. 

Bewertung der Vorräte in ee neifben. Bd. 8, S. 460. 


5. Konten der Schuldverhältnisse. 


Die Behandlung des Delkredere-Kontos . . NUDE a EL OR. 
Die Behandlung des Delkredere-Fonds-Kontos . . . ee ee 
Schuldentilgung und Einkommen . .. a N 
Abbuchung von Debitorenverlusten . . . La: Di2 


Die bedingten Forderungen und Schulden in Buchhaltung und Bilanz, 
WonsProf. Dr. H. Großmannemksi2. a ee ie aaa 
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6. Transitorische Konten. 
Bilanzmäßige Verteilung von vorausbezahlten Talonsteuern. Bd.5, S.60. 
Verbuchung von vorausbezahlten Versicherungsbeiträgen . . . .4, 31, 612 
Die Bilanzierung von Kapitalprovision, Damno und Disagio . .8, 329, ass 

Siehe auch die Verbuchung von Teilschuldverschreibungen . . . 2, 361 

Verbuchung von Provisionen auf noch nicht abgerechnete Geschäfte 6, 586 
Die Aktivierung von Betriebsunkosten bei Gewerkschaften. Bd.8, S.470. 

7. Berichtigungs- und Durchgangskonten. 
Notizposten in der Bilanz. Von M. Berliner. Bd. 12, S. 230. 
Rückstellung für rückständige Buchführungs- und Abschlußarbeiten. . 18, 95 


8. Gefahrenkonten. 
Die Verbuchung von Schadensreserven. Bd.4, S. 35. 


9. Kapitalkonten. 
Gründungsbuchungen. Bd.3, 
Buchung der Kanttalsarhökung der Aktiengesellschaft . . . . .. 4, 611 
Die Verbuchung von Teilschuldverschreibungen hp RE 


Die Verbuchung eines Teiles der bewilligten Schuldverschreibungen. Ba = S.%. 
Die Verbuchung zurückgekaufter eigener Schuldverschreibun 0, 


Vergl. auch die Aufsätze über Technik der ar 


10. Erfolgskonten. 
Über die Umsatzstatistik. Von Dr. Gustav Me Dhanshn EI 


Die Verbuchung von Kursdifferenzen . . . Hl... ah 


Verbuchung von Reparaturen. Bd. 2, S. 472. 

Zinskosten in der Buchführung. Bd. 7: S. 249. 

Verbudung von Arbeiter-Versicherun 's-Beiträgen. Bd. 4, S. 34. 
Das Warenkonto als nichtgemischites Konto. Bd.8, S. 540. 


11. Gesellschaftsrechnungen und Berechnung 487 et a 


Buchungsfragen im Partizipationsgeschäft. Von Prof. Dr. Adler. Bd. 2, 
Banksyndikats- oder Konsortialgeschäfte. Von Prof. Dr. Adler 4, 587, 5, 1% 


Zinsberechnung bei Metageschäften. Von Prof. Dr. Berlinerü, „x, 28: DOLL 

Darstellung eines Konsortialgeschäftes. Von @. Otto . . . 2.2... g, 211 
12. Erfolgsschätzung. 

Berechnung des Mehrertrags bei Ausbeuteverbesserung . . . . . . 11,19 


h) Se Gewinnberechnung. 


Monatlidıe Gewinnberechnung. Bd. 7, S.1 
Monatsbilanzen ohne Inventur erh Zuschrift dazu . ." Alk Bun. 4, 50, 614 


i) Selbstkostenrechnung. 


Einzeldarstellungen siehe bei den auf den Seiten VIIlff. angegebenen Aufsätzen aus 
den einzelnen ie 

Theorie der Produktionskosten-Ermittlung. Bd. 3, 

Die Tedınik der Produktionskosten- GENE HRNG- Bd. Be 8. 201. 

Über Verrechnungspreise. Bd. 3, S.1 

Über den Zuschlag von GR und Gewinn in der Fabrikkalkulation. Bd. 4, S. 354. 

Selbstkostenrechnung I (Grundlagen). Bd. 13, S. 257 u. 321. 


Zur Theorie der industriellen Kalkulation. Von Dr. M.R.Lehmann . . . 14, 165 


Fe direkter (produktiver) und indirekter (unproduktiver) Kosten in der Zuschlags- 
kalkulation. Bd. 7, S. 198. 

Abzüge auf Warenlieferungen usw. in der Nadhkalkulation. Bd. 7, S. 198. 

Verbuchung von Arbeiterversicherungsbeiträgen. Bd. 4, S. 3. 

Die Generalunkosten als produktive Kosten in der Bilanz der A.-G. Bd. 2, S. 161. 


k) Ermittlung der Steuerwerte. 
er Buchprüfungsdienst d. Reichsfinanzverwaltung. Von Otto Löffler 18, 193 u. 241 
Die Bilanz im Lichte der Steuerbehörden, insbes. Sehu SRBHERDER 10, 193 u. 321 
Bilanzeinkommen und Steuereinkommen . . . s ta 
Der „Buchwert“ bei der preußischen Einkommensteuer 6 Sa MEIPR 


Das Kapital einer Bergwerks-Gesellschaft bei der preuß. Eink. "Steuer. . . 7, 42 


Bewertung und Abschreibung von Anlagen der Bea werspgesellschatten bei der preußischen 
Einkommensteuer. Von Robert Hoffmann. 


Die Bewertung der Kohlenzechen. Von Dr. Th. Umberg . . . . . 16, 256 u. 321 
Der Spekulationserfolg im Reichseink.-Steuergesetz . . . 2.2.2.2... 15, 259 
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Die Werte von Anlagen und Unternehmungen in der Schätzungstechnik . 12, 1 
Theoretische Studie über den gemeinen Wert . . . 12, 129 
Abschreibung auf Anlagen im Bergwerksbetr. bei der preuß. Eink. -Steuer , 7, 43 
Abzugsfähigkeit der Steuern. Von J.Groos. . . Sub, TO,rL2A 
Anrechnung beanstandeter Abschreibungen in späteren 'Steuererklärungen. 

Von M. Berliner und Zuschrift von M. Nußbaum . . . 11, 355, ı2, 117, 119 
Das Schätzungsverfahren zum Wehrbeitrag und Zuschrift dazu. . . 7, 521, 8, 9ı 
Die Kriegssteuer der Gesellschaften mit jur. Person. Von Reg.-Rat Buck 11, 344 
Warenumsatzsteuer und buchmäßige Darstellung. Von R.Buxbaum . , . 11, 69 
Die große Vermögensabgabe . . 2. 12, 362 
Zur Frage der Verbuchung der Reichsnotopferschuld. Von Ernst Walb . 15, 381 
Besteuerung der Personalgesellschaften. Von Dr. Fischer . . a 9474083 
Werte und Wertanschauungen im Steuerrecht. Von Dr. Schnick . ulN 1, 81, 161 
Die Aufwertung und die Inflationssteuer der Teilschuldverschreibungen . . 18, 124 


I) Buchhalterische Kontrolle. | 
Fehlerkontrollen in der Buchführung und Zuschr. dazu 11, 197, 261, 319, 368 
12, 121, 246, 369 
Abstimmungstechnik bei Kartenkontokorrent durch Saldoeintragkontrolle, 


Von Beck . . Bi ;.. 11,311 
Die Schlüssel- oder Probezahlen. Von Dr. Schatz De a a LÜO 
„Der stumme Zähler“, Mitteilung von Revisor Klaus. . : . . ........ 11, 254 
Additionsschulung. Bd. 8, S, 264 u. 559. 
Die Additionstechnik. Von Josef Zavelberg. . x . 16, 359 


Die Additions- und Übertragungskontrolle mit der Zahl 11. . . 1, 241, 12, 112 


Über Addieren und die AO a Probezahlen. Von Petz, Coburg . . 12, 369 
Technik der Kontokorrentprüfung. Bd. 6, 

Über Teilung der Fehlerfelder in der Buchführung u. Zuschr. dazu. Bd. 1, S. 440 u. 2, 39, 

Die Probezahl Marchant. Bd. 3, S. 233. 


Ein Mittel zum Fehlersuchen in Kontokorrenten . . . 2.2... 6, 116 u. 259 
Köntokorrenikontrolle «durchaAuszug  sasieisck duan Kraut tab u yannsbassıasn. 380 
Vom Kollationieren der Kontokorrente . . .. .  yanadyenergiiadieh, 461 


m) Treuhänderische Kontrolle und ee 


Der Buchprüfungsdienst d. Reichsfinanzverwaltung. Von Otto Löffler 18, 193 u. 241 


Die Überwachungspflicht des Aufsichtsrats. Bd. 5, S. 8 
Eine Bilanzstudie. Von Prof. Dr. ]. F. Scär. Bd. a,S. 


Über Einrichtungen gegen Unterschlagung u. über Unterschlagungsrevision 6, 321 
Wahrscheinlichkeit der Entdeckung v. Fehlern bei Revisionen. Von A. Klein 6, 580 
Die Technik der Kontokorrentprüfung. Bd. 6, S. 521. 

Revisionsverbände für Mittelstandgeschäfte. Won? Dr >17 ERESohH a a ESTG RZ YE 


Geschäftsaufsicht zur Abwendung des Konkurses. Von Oetelshofen . . . 10, 277 


n) Registraturwesen. 


Disposition für Beiträge über das Registraturwesen. Bd. 7, S. 125. 
Kaufmännische und kameralistische Registraturen. VonL. Weber. Bd. 8, S. 406 u. 425. 


Registraturwesen. Von Dr. Birkenfeld. . AN ala 
Registrierung und Verbucung eingehender Rechnungen. Bd. 4 s. 121. 

Registriermaschinen in der Depotbuchhalterei. Von G.Wieske. .... 5, 9 
Das Sammeln von Wirtschaftsnachrichten. Von Dr. Kegel. . . . . .. .. 16, 401. 
Schriften über Wirtschaftsarchive. Von Dr. Kegel. . . . . ..2...2.....16, 474 

o) Technologie der Büromaschinen. 

Buchhaltungsmaschinen. Von Direktor Oberbach. . . . . ... 10, 140, 11, 124 
Rechnende Schreibmaschinen. Von Sven Lundberg . BLB, Ham DIL T EEE 
Registriermaschinen in der Depotbuchhalterei. Von G. Wieske . ee 
Die Buchhaltungsmaschine von Johannedal . . TEORLFINLR 
Bedeutung der Diktiermaschine für das kaufm. Kontor. Von Loesch . 12, 234, 369 
Kleinrechenmaschinen und ihre Anwendung. Von Dr. Weller .. ...123, 6 


Der. Aktograpiiuiy n.in2 9. run. ade) ‚tea ietinlanınar las ala aiihe eek 244 
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p) Neue Buchführungs-Systeme und -Einrichtungen. 
Apparate-Buchführung. Von Finke und Prof. Dr.Penndorf . . . . 12, 104, 244 
Fernbuchführung . . . 1ER RR 12.1116, 0294 
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VII. Beiträge zur Betriebswirtschaftslehre einzelner Gewerbezweige. 
a) Industrieunternehmungen. 


1. Bergbau, Hütten, Walzwerke. 


Lohnbuchaltung der Kohlenbergwerke im Ruhrbezirk. VonH. Westermann. Bd.6, S. 121, 169,318. 
Technik der Löhnung von Kohlenzechen bei Hamm i. W. Von N. Bohn. Bd. 6, S. 265. 
Technik der Löhnung im niederrhein. Braunkohlenbecken. Von C. Geusgen. Bd. 5, S. 337. 
Desgl. im Minettebecken u. im lothring. Kohlenbergbau. Von Lietard. Bd.5, S. a. 


Lohnermittlung u. Lohnzahlung in einem Bergwerk Südspaniens. Von 0.S, 13, 182 
Monatliche Selbstkostenabrechnung in einem A a Von W. 
Brandenburger . . 2... Sal naher 1 kette > rt, 


Buchhaltung u. Selbstkostenwesen einer Eisenhütte. Von Dr. Calmes. "Bd. ih S. 121. 
Selbstkostenwesen eines gemischten Hüttenwerks. Von O. Rupp. Bd.5, S. 225. 


Die Entwicklung der Kostenrechnung eines Walz- und Hammerwerks. Von 


Dr. Th. Wuppermann . . UK FLS DE AO 
Die Entwicklung der Kaliindustrie unter dem "Gesichtspunkt ihrer Kosten- 
gestaltung. Von Dr. Felix Steiner . . ra hy 


Materialien-Verwaltung für Berg-, Hütten- u. “ Maschinenwesen. Von 
& Kühner.:und ' Zuschrifi ydazimesme mn Se I ER ee a ma Ir EEE er 


Doppelte Magazinkontrolle. Von A. Kühner . . be na Er a Er 


Materialienverwaltung in Zedten. Von W. Brandenburger. Bd. 8, 
Einkaufswesen in Hütten- und Maschinenindustrie. Von A. Kiühner. Be ‘5, S. 525 


Die Organisation des Einkaufs eines Eisenhüttenwerks. Von Ernst Levy. 8, 281 
Bucführung eines Blehwalzwerks. Von H. Thiel. Bd. 5, S. 206. 
Kalkulation von Walzdraht. Von F.E.*. EUER EI REN PETE SD ty} 


Selbstkostenberechnung von Drähten und Drahtstiften. on w. Sciwarz.* * Bd. 4, S. 137. 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 299. 


2. Industrie der Steine und Erden. 
Selbstkostenberechnung u. Buchführung im Ziegeleibetriebe. Von G. Paschke.* Bd. 
Die Selbstkostenrechnung in der Ziegelindustrie. Von Fritz Die" 16, ;, 161 u. 241 
Selbstkostenberecdhnung für Herstellung von Portlandzement. Von N. E Bd. 3, S. 237. 
Technik der Löhnung in einem Spiegelglaswerk. Von E ‚Reisen. .. . 7, 411 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 501. 
3. Metallverarbeitung. 

Selbstkostenberedinung der Werkzeugfabrikation. Von W.Kuse.* Bd. 4, S. 94. 

+ in der Nähnadelfabrikation. Von H,. Rahlenbeck*. . 4, 298 


+ von Drähten und Drahtstiften. Von W,.Schwarz.* Bd.A4, ri 137. 
einer Fabrik für Beleuchtungsartikel. Von M.Lebeis. Bd.&, S. 225. 


Organisation eines Rasiermessergroßbetriebes. Von E.N.Herb. . . . . 8,337 
Die Solinger Scherenindustrie. Von Hermann Hartkopf . . . SHaleınl 0200 
Erzeugnisse, Betrieb und Verwaltung deutscher Gesenkschmiedereien. Von 

R. Marggraff . . . . .„ 14, 321 
Buchhaltung einer Fabrik kunstgewerbl. Metallwaren u. Zuschr. dazu 2218 4, 612 
Litersturnadıweis. Bd. 13, S. 301. 

4. Holzbearbeitung. 

Kalkulationsbeispiele aus der Holzbearbeitungsindustrie. Von H. Rexroth.* Bd. 3, S. 549. 
Kalkulation einer Holzbearbeitungsfabrik Von A. Ulrich . . ns SOU 
Weg des Weichholzes zur rheinischen Möbelfabrikation. Von Dr. Atzenroth 17, 353 
Organisation der rheinisch-westfälischen Grubenholzindustrie. Von Berta 

Menniken 2... sikgnipm a a cl Kan REN ARE Base HZ BEE 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 302. 

5. Industrie der Maschinen und Gießereien. 

Die Literatur über Buchführung der Maschinenfabriken. Bd. 3, 
Buchhaltung einer Mas chinenfabrik mit 27 Fllen’ VonP., Kretschmar 9, 110 u. 129 


*) Die mit Stern bezeichneten Arbeiten sind hervorgegangen aus dem Preisausschreiben, 
das die „Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung‘ in Frankfurt a.M. über das Selbst. 
kostenwesen industrieller Betriebe veranstaltet hat. (Siehe auch * Seite vn.) 
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Bestellungswesen und Einzelverrechnung in Maschinenfabriken. Bd. 3, S.1. ie 
Materialienverwaltung für Berg-, Hütten- und Maschinenwesen. Von 

A. Kühner und Zuschrift dazu. . . RL ENT 31753668 
Doppelte Magazinkontrolle. Von A. Kühner.. . ER 208 


Das Einkaufswesen der Hütten- und Maschinenindustrie. Von A. Kümer Bd. B, S. 525, 
Fabrik- und Einkaufsbureau einer Kleinbahnfabrik. Von W,Blanke. Bd.1, S. 286. 


Selbstkostenwesen im Maschinenbau *. 
Ergänzungsband I. Waggonfabriken, Beiträge von Bing und Schrey. 


Ergänzungsband Il. \aschinenfabriken, Beiträge von Pfeiffer, Moeser, Bergner, Dehez 
Literaturnachweis. Bd. i3, S. 302. ir rein 
Literatur der Nähmaschinenindustrie N a ut, rl Aa rare ed 
6. Chemische nauetriel 
Sclbstkosten u. Erfolgskontrolle ein. Schwefelsäurefabrik. Von W,Schefezik 12, 345 


Die Industrie chemischen Düngers. Von E. Kellermann . . 13, 193 
Die Versorgung der deutschen Industrie mit mineralischen Schmiermitteln. 
Von Otto Duesberg . . . n : re ch 


e. Leuchtstoffe, Seifen, Farben. 
Organisation, Buchführung u. Kalkulation einer Lackfabrik. Von W.Otto 6, 556 
Einwirkungen der Geldentwertung auf die Verkaufsbedingungen der Leder- 
und»Schuhbranches#\V onaMatthiasaSteegran is ann a Ban ar 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 306. 
8. Textilindustrie. 


Buchhaltung in einem Großbetriebe der Textilindustrie. Von H. Honsberg. Bd. 1, S. 465. 
Organisation einer Wollweberei. Von Felix Werner. Bd.5, 
Kalkulation einer Leinenspinnerei und -Zwirnerei. Von F. Schütz.* Bd. 3, S.4 
un von Jute-Garnen, -Geweben und Säcen. Von B. Klußmann.* Bd. E S. 517. 

aus Konfektion. Weberei. Von H. Rexroth.* Bd. 3, S. 549. 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 306. 

9. Papierindustrie. 

Organisation und Buchführung einer Papierwarenfabrik. Von F.P. Tinner 2, 349 


Löhnungswesen in der Papierindustrie. Von W. Schaefer. . . . ... 7,308, 431 
Literaturnacıweis. Bd.13, S. 306. i i 
10. Lederindustrie. 


Organisation einer en Von K. Hekmann. Bd. 3, S. 97. 
Literaturnachweis. Bd. 13, S.3 


tl, dustrte der Nahrungs- und Genußmittel. 
Die Verkaufsabteilung einer An en Von P. Damm-Etienne. Bd.2, S. 66. 


Die Kalkulation im Mühlenbetriebe. Von H. Rückert* . . ass A02 
Die Erfolgskontrolle einer Zuckerfabrik. Von Dr. Fleiscifresser. Bd.7, S. 117. 
Zuckerfabriken-Buchführung. VonL.Plencher. . . .... 15, 468 
Lohnwesen in Schokoladen- und Zuckerwarenfabrik. Von Willy Mannert, Bd. 8, S. 216. 

Die Brauereibuchhaltung. Von R. Loeneriz . . I H18,n433 


Löhnungswesen u. Selbstkostenberechnung i.d. Brauerei, Von H.Geismann 6, 627 


Buchführung und Rechnungswesen einer Brauerei. Von L. Ameely 8, 473 und 521 
Bewertung der Vorräte in Brauerei-Bilanzen. Von Brauereidir. C. Trinius, Bd. 8, S. 460. 

Hilfsbücher für Mineralquellenunternehmungen. Von Ludw. Pletscher. Bd. 7, S. 365 

Literaturnacıweis. Bd. 13, S. 308. 


Literaturnachweis über Kakao und Schokolade . . . So ARNL6 385 


12. BerIeinesk en derbe, 


Kalkulationsbeispiele aus der Konfektion usw. Von H. Rexroth.* Bd. 3, S. 549. 
und Vertrieb von Strohgeflecht und Strohhüten. Von W. Görner. Bd. 2, S. 213 


Erzeug h 
Rentabilitätsberechnung ImulWäschegeschäft...d410%) ne dankt Beil. wall 44.008 
Literaturnachweis. Bd. 135, S.3i0. 
Ba AB ar Ob 
Das Baubuch. Von Walter Mahlberg . . . . la Tape ind 434 
Die Kalkulation in Klempnerei und Installation. Von G. Winter.” M Bd. 4 
Normalisierungsbestrebungen im deutschen Baugewerbe. Hal Paul Arnst 17, 303 
Literaturnadıweis. Bd. 13, S. 311. 
14. Beleuchtungsindustrie., 

Selbstkostenberechnung in einem Elektrizitätswerk. Von A.Schlte.* Bd.4, S. 332. 

». ». Gaswerksbetriebe. Von F. Greineder* . . ind 409 
Selbstkostenrechnun einer Geh für Beleuchtungsartikel. Von M.Lebeis. Bd. 4, S. 25. 
Literatuznachweis. Bd. 13, S. 3 
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15. Polygraphische Gewerbe. 
Technik der Löhnung im Leipziger Buchbindergewerbe. Von E. Lippold. Bd. 6, S. 36. 
Selbstkostenrechnung in Druckerei und Verlag. Von Paul Nassen . . . 17, 226 
Literaturnachweis. Bd. 13, S. 317. 

16. Künstlerische Gewerbe. 
Literaturnacıweis. Bd. 13, S. 320. \ 

17. Syndikatswesen., 


Buchführung eines Syndikats der Eisenindustrie. Von P. Stein. . 2,401 und 457 


b) Verkehrsunternehmungen. 


Aus der Technik des Speditionsgeschäfts. Von Joh. Oberbadı. Bd.2, S. 14. 
Einkaufswesen der Preuß. und Hess. Staatseisenbahnen. Von H. Keil. Bd. 8, S.24 


Sammelladungsbetrieb im inländ. Eisenbahnverkehr. Von H. Block BL ME Wr: 
Straßenbahnbetrieb der Stadt Cöln. Von P. Damm-Etienne . . a, us, 505 u. 569 
Binnenschiiffahrts-Unternehmen. Von Hans Haase. Bd. 3, S. 70 u 


. 89, 
Die Buchhaltung eines Hotelbetriebs. Von P. Damm-Etienne. Bd. 2, S- 173. 
Die an eines Bade- und Kurbetriebs. Von P. Damm- Etienne. Bd. 2, 


S. 301. 
Buchführung in e. Hotelbetriebe mittleren Umfanges. Von G. 'Steinkönig . 13, 161 
Organisation einer Kur- und Seebade-A.-G. Von P. Damm-Etienne . 9, 294 u. 321 


c) Handelsunternehmungen. 


1. Großhandel. 


Geschäft für Import und Export englischer Tuche. Von R. Fricke. Bd.1, S. 219. 
Grundbücer eines Rauchwaren jeschäfts. Von Prof. Dr. S. Berliner. Bd. 8, S. 545 


Vertriebsunternehmung für Luxusbeleuchtungskörper. Von W. Bi 'Coutre . 5, 437 
Versandorganisation einer Seidenband-Großhandlung. Von G.Eckstein . . 1, 45 


Versandorganisation einer Handlung chemischer Apparate. Von Max Räde. Bd.2, S. 147. 
Lagerbudh eines Wiener Eisengroßgeschäfts. Von Ludwig Pletscher. Bd. 7, 


S. 29. 
Organisation einer Kolonialwaren-Großhandlung. Von Doz. &limann 10, 226, 257 
2. Kleinhandel. 
Organisation eines Unternehmens der Abzahlungsbranche. Von H.Brink . 6, 589 


Einkaufsdispositionen in einem Detailgeschäft. Von Dr. S. Berliner „ . . 6,533 
Die Innen-Verrechnung eines Warenhauses. Von J. Lüdecke. Bd. 3, S. 185. 
Das Waren-Eingangsbuch eines Warenhauses. Von A, Lutz. Htb4 uwbigganne 


Dividenden- und Rabattrechnung eines Konsumvereins. Von F. Siegfried . 6, 104 
Buchhaltung einer Verkaufsfiliale für Linoleum usw. Von A.Normann. Bd.1, S.9. 


3. Handelsgenossenschaften. 
Das eigene Kapital der tie, Genossenschaften. Von General- 


revisor Hildebrand . . . 5 
Buchhaltung und Verrechnungswesen in 1 Einkaufsgenossenschaften. Von 
E.Gaeb . . ri 


Dividenden- und Rabattrechnung eines Konsumvereins. Von. F. Sie Fried. 6, 104 
Buchhaltungsorganisation der Raiffeisen-Genossenschaften. Von M. Rüssel 17, 321 


d) Banken. 


Die Weiterbildung der Betriebslehre der Banken. Von Prof. E. Wald. N St ir 
a aaeur und Bucdführungsabteilung einer Großbank. Von Ö. Ziegler. Bd. 5, 
Desgl. einer Provinzial-Aktienbank mit 80 Angestellten. Von G. tie. 5, 152 u. 193 

Die Verwaltungsabteilungen und die Betriebsbuchhaltung einer Provinzial- | 
Aktienbank mit 80 Angestellten. Von G.Otto. . . ERSTER ' Pa 7 Y 

Organisation u. Buchhaltung einer Großbankfiliale. Von Joseph Beike. Bd. 8, S! 162 u. 

Einrichtung und Betrieb einer Großbankfiliale. Von Hildegard Benten 15, 161 u. 241 

Organisation einer Privatbank mit 20 Angestellten. Von C.E. Pfälzer. Bd.8, S. 97, 1%. 

Die Zweimonatsbilanzen der Großbanken. Von L.Schaeffer .. . . . . 2, 102 

Die Grund- und Hauptbücher einer Aktienbank. Von E. Opderbecke . . . 4, 529 

Ostdeutsches Provinzial-Bankgescäft. Von G. Frese. Bd. 1, S. 129, 

Die Buchhaltung eines rheinischen Bankgescäftes. Von Robert Debes. Bd. 1, S. 185. 

Disposition für Aufsätze über die Einrichtung von Depositenkassen . ale 

Verkehr einer Depositenkasse. Von L. Freiherr von Schroetter. . . 2, 417 

Der Scheck-, Wechsel- und Kontokorrentverkehr eines mit einem Waren- 
großgeschäft verbundenen Privatbankgeschäfts. Von F.Fürst. . . 9, 26 

Die Devisenabteilung einer belgischen Großbank. Von F.Eichhorn . 4, 441 und 357 
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Depositenverkehr bei der a Spar- und Leihbank. Von 

M. Dümeland ». 3 Sonia, Ab 
Betrieb ländlicher Kreditgenossenschaften.. Von w. Prollius ' "Bd. 1, 
Registriermaschinen in d. Depotbuchhalterei d. ron Von G.Wieske 5, 97 
Grundbücher und Konten in d. BO BLCBRALLNNE, Von Prof. E. Walb 10, 74, 129, 192 


Zur Statistik der Bankbilanzen. Bd. 7, 
Beiträge zur Technik des Kibinkreditrerkels, Von Prof. E.Walb. . 9, 90 u. 193 


Buchhaltungsorganisation der Raiffeisen-Genossenschaften. Von M. Rüssel 17, 321 
Die Provisionsberechnung im Bankkontokorrent. Von Prof. Dr. Walb. . . 17, 401 
e) Versicherungsgesellschaften. 


Betrieb einer Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft. Von V. Balzer. Bd. 7, S. 201 u. 256. 
Das Policendarlehnsgeschäft der Lebensversicherer. Von H. Eggeling. Bd. f; S. 340. 


f) Landwirtschaft. 
Die Vorkalkulation in der Landwirtschaft. Von Arnold Weber . . . . . 18, 289 


C. Kaufmännische Verkehrstechnik. 
I. Güterverkehr. 


Der Zollgutschein. Von Otto Jöhlinger . . Ä Rn 
Aus der Technik des Speditionsgeschäftes. Von Joh. Oberbadı! "Ba. 2 Ss. 14. 

Der deutsche Speditionsverkehr nach Frankreich. Von Dr. Fr. Kürbs. . . 14, 257 
Umschlags- und Lagerhausverkehr in Triest. Von Prof. Dr. J. Hellauer . . 5, 177 
Betrieb eines Binnenschiffahrts-Unternehmens. Von H. Haase. Bd. 3, S. 70 u. 89, 

Technik der deutschen Eisenbahn-Güterbeförderung. Von H.Seuthe. . . 14, 29 
Der Sammelladungsbetrieb im inländ. Eisenbahnverkehr. Von H.Block. . 5, 473 
Kalkulationen bei der Aufmachung der Dispache. Von Dr. S. Berliner. . 15, 354 


II. Geld- und Kapitalverkehr. 


a) Einführung und allgemeine Lehre. 


Die deutsche Finanzpresse u. Zuschr. dazu. Bd. 1, S- 277, 361 u. 455. 
Diskont, Schiebungssätze, täglihes Geld (mit Diagramm). Bd. 3, S. 234. 


Statistisches aus dem Zahlungsverkehr . 9) 7451560,’ 7! 121 
Über die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes. Von Dr. Hocpfner . 76 LS #8 
Warnungstafel gegen Währungszerrüttung . . . RIORLANERS, 645 


Zur Statistik der Bankbilanzen. Bd. 7, S. 129. 
b) Edelmetall- und Sortenverkehr. 
Die Tätigkeit der Pforzheimer Banken für die Edelmetallwaren-Industrie. 


Von F. Maisenbacher u. Zuschrift dazu . . mau 276 
Geldverkehr einer Depositenkasse. Von Freiherr von SChrocten A ER N, 
c) Verkehr in Noten und Geldzeichen, Notenbankausweise, Währung. 

Der Reichsbank-Ausweis. Von Walter Mahlberg. . . . . 2.2...5,113 214 

Der Quartalsausweis der Besnpank, Bd.8, S &. 

Reichsbanknoten. Bd. 5, S. 286. 

Kriegsgeld im besetzten Nordfrankreich. Von Dr. J.Hirsch . . . 2.9, 248 
Erweiterung (u.a. russisches Kriegsgeld) dazu . Ak 9, 313, 10, 174 

Die Bilanz der schweizerischen Nationalbank. Von Arthur Stampfli EEE SHT 

Verschlechterung des Zahlungswesens . . . . Mena, 2390 

Literatur über französ. Assignaten . . . . EEE RER an an 


d) Scheck- und Giroverkehr. 

Scheck und Giro. Bd. 1, S. 401. 

Zum Scheckgesetzentwurf TERROR N... Seo =. 1 ner en Sl. 1 2 5 
Zertifizierte Schecks . . 2.27.2007 
Der gesicherte, bestätigte oder garantierte Scheck. Von H.Großmann . . 13, 136 
Postkarten-Schecks. Von Franz Schwerdtfeger. Bd. 3, S. 201. 

Der Übertragungsscheck . Beil ianner 233 
Der Scheck- und Quittungsstempel. Von Wilhelm Bürklin . . Inw.b 207 
Die Folgen des Scheck- und Spikapsgtenpels;,. Von Max Dümeland . . . 4, 595 


Scheckstempel und Giroverkehr . . . DER IE HEZO 
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Umgehung 'des Scheckstempels 477%. TRTRIE HINTEN Ta ARE EIRB 
Das Postscheck-Formular . . 4, 206 


Depositenverk. b. d. Oldenburgischen Spar- u. Leihbank. Von M. Dümeland 3, 445 
Bedingungen einer Bank für die Diskontierung von Buchforderungen. . . 8, 326 
Scheckverkehr einer Depositenkasse. Von Freiherr von Schroetter . £ 2, 417 
Kritisches zum Postscheckbetrieb und -verkehr. Von Prof. Dr. Großmann 15, 1 


DA ee 
Sola-'Vedıisel, trockener Wechsel. Bd. 3 


Der Kapitänswechsel. Von Chr. Hühbe A ae ) ae IE ce 
Zuschrift dazu von Prof. Dr. Adler. . . RL ER ER RE 
Über Diskontierungsbedingungen. Von W. Eickemeyer 8.8 BEDEEER Ir. 
Bedingungen einer Bank für die Diskontierung von Buchforderungen . 07 8, DA 
Das Privatdiskontgeschäft der Privatnotenbanken . are, 20 
Vom Wechselverkehr der Reichsbankanstalten. Von Johann Kempkens . BE. 
Das Bankakzept. Von Werner Aprath . ea likübenih 
Umgehung des Wechselstempels im Privatdiskontgeschäft ee Te Fe N 
= x . bei Prolongation von Wechseln . . . .. 8, 323 

im Bankdiskontgeschäft . RN N 

Wechselverkehr einer Depositenkasse. Von Freiherr von Schroetter . . AR 


f) Devisenverkehr und sonstiger internationaler Zahlungsverkehr. 


Die Nachrichtengrundlagen d. Devisenmarktes. Von Doz. Mahlberg 7, 47s, 493, 8, 90 
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DR. KURT BIEBRACH 


Referent beim Reichskunstwart 


Die Kunst im Geben des Kaufmanns 


MIT EINER EINFÜHRUNG DES HERRN REICHS- 
KUNSTWARTES DR. EDWIN REDSLOB 


95 Seiten mit 81 zum Teil ganzseitigen Abbildungen 
In steifem Umschlag G.-M. 1.50 


„Der Verfasser ist Referent beim Reidıskunstwart. Er zeigt mit knappen, klugen Worten, 
wo und wie das Wirtschaftsleben sich der Hilfe des Künstlers bedient. Stärker als seine 
Worte wirkt die ausgezeichnete Zusammenstellung von künstlerischen Arbeiten, die den 
Hauptteil des Buches bildet und teils in en Drucktechnik, teils in eingeklebten Ori- 
inalen, teils in Photographien beigefügt ist. Die Illustrationen beziehen sich auf Briefköpfe, 
nserate, Geschäftskarten, Plakate, Flaschenschilder, Kataloge, Packungen, Geschäftsmarken, 
Betriebsgebäude usw. Der Reichhskunstwart Dr. Redslob selbst steuert ein für jeden Kauf- 
mann lesenswertes Vorwort bei. Biebrac will den B triebsinhabern, Leitern und An- 
gestellten durch Beispiele aus der Praxis großer deutscher Firmen beweisen, wie durdı 
gute Kunst packende Wirkungen auf die Kundschaft erzielt werden können. Auch vom volks- 
wirtschaftlihen Standpunkt aus scheint mir die Schrift wertvoll, da sie die qualifizierende 
Funktion des Handels, welche dem Käufer die Qualität ME und in der Folge zu einer 
qualitativen Anpassung von Konsum und Produktion führt, durc die Richtigkeit der Form 
erleichtert und durch die Schönneit der Form veredelt. Die Gloecknersche Handels-Büdherei 
hat durch diesen 105. Band eine große Bereicherung erfahren.“ 
Betriebswirtschaftliche Rundschau (1. Jahrgang) Prof. Dr. Walter Mahlberg. 
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Ei Rothichild 


Tafcenbud für Kaulente 


Ein Lehr: und Nadhjdlagebud) 
der gejamten Handelswiljenjchaften 
in allgemeinverjtändlicher Darftellung 


In Derbindung mit Dr. Edwin Sels, Dozent der Geographie, 
Münden, Dr. Albredt Burdhard, Alfiitent am geogr. Inftitw 
der Univerjität Jena, Dr. Hans Keffeler, Privatdozent der chem. 
Technologie an der Univerjität Köln, Dr. Paul Moldenhauer, 
ord. Profefjor der Derjidierungswilfenfchaft an der Univerjität 
Köln, Profeffor Dr. Wilhelm Morgenroth, Direktor des ftatis 
jtiichen Amtes der Stadt, Dozent der Dolkswirtfchaftslehre an der 
Tehnijhen Hohjhule Münden, Abteilungsdirektor Sieblift in 
Dresden, Dr. Srig Stier-Somlo, ord. Profefjor für öffentliches 
Redt und Politik an der Univerfität Köln, Dr. Ernjt Walb, 
ord. Profejjor der Privatwirtidhaftslehre an der Liniverjität 
Sreiburg i.Br., Geheimer Jujtizrat Dr. Alfred Wieruszowskt; 
Senatspräfident, Honorarprofefjor der Redhtslehre an der Unis 
verjität Köln, Dr. Leopold von Wiefe, ord. Profefjor der wirt. 
ihaftlihen Staatswifjenihaften und der Soziologie an der Unis 
verfität Köln, Pro effor Dr. Alerander Wirminghaus, Syndikus ‘9 
der Handelskammer Köln, a, D., Honorarprofefjor der Dolks- 
wirtjchaftslehre an der Univerfität Köln, herausgegeben von 


Dr. Ehriftian Edert 


Gcheimer Regierungsrat, ord. Profeffor ber wirtfchaftlichen 
Staatswiljenjchaften an der Univerfität Köln 


mit zahlreihen Überfichten und Tabellen 
59., vollftändig neubearbeitete und erweiterte Auflage 


CT LETZTE GE GEBEERE ae a ee a ra EEE I RER. 


ET ET a TER TEE FETT EEE EHE Ta TEE 


Im Halbleinenband 6.M. 25.— 
Im Balblederband 6.1. 32.— 


6. A. Gloediner, Derlagsbuhhandlung in Leipzig 


1924. XLVI. 9. 


; | Erftes Bud. 

; N Don Prof. Dr. Chriftian Ekert. 

Erjiter Hauptteil. Die Dolkswirtichaft. | BON 
"Dolkswirtfäaftsichre. Don Prof. Dr. Aler Wirminghaus. 
Das Derfiherungswefen. Don Prof. Dr. Paul Moldenhauer. 

Sweiter Hauptteil. Staat und Staatswirtichaft. 
Der Derfaffungsbau des Dentjhen Reihes und der Einzelftaaten. Don 
Prof. Dr. $Srig Stier-Somlo. 
Einführung in die Politik. Don Prof. Dr. Eennont von Wiefe. 
Sinanzwifjenjhaft. Don Prof. Dr. Chriftian Edert. 


Dritter Hauptteil, Handel und Bandelspolitik. Don Prof.Dr. Wilhelm Morgenroth. 


Dierter Hauptteil. Das Recht des Kaufmanns. Don Senatspräfident Prof. Dr. Alfred 
Wieruszowjki. 


Sünfter Hauptteil. Weltverkehr. Werruhane: Wirtfchaftsgeographie. 
Der Weltverkehr und feine Mittel. Don Prof. Dr. Wilhelm Morgenroth. 
Warenkunde. Don Dr. Hans Kejjeler. A.Mineralifhe Stoffe. B. Pflanzenftoffe. 
C. Animalifche Stoffe. 
ee Don Dr. a. Burdhard und Dr. €. Sels. 


Zweites Bud. 


Die Kaufmännifche Betriebswirtfehaftsichte. 
| Don Prof. Dr. Ernit Walb. 
Einleitung. Dom Wejen der Betriebswirtfcaftsiehre. 

Abfahnitt A. Die kaufmännifhe Buchhaltung und Bilanz. Gruppe L Sruhtianen 

Gruppe II. Über die Organifation der Buhhungsarbeit und formale Ausgeftaltung der 
‘ Budyhaltung. Gruppe II. Über die Kapitalkonten bei den Gejellihaftsunternehmungen. 

Abichnitt B. Der Kredit: und Zahlungsverkehr. I. Dom Kredit im allgemeinen. II. Dom 
inländijhen Wechfelverkehr. II. Dom Lombardverkehr. IV. Dom Kontohorrentverkehr. 
V. Dom inländifhen Sahlungsverkehr. VI. Dom zwifhenländiihen (internationalen) 

 Sahlungs- und Kreditverkehr. VII, Geldmarktgeftaltung und Bankausweife. 

Abjehnitt C. Der Kapitalverkehr. I. Dom Grundftücs- und Enpothekenverkehr. II. Don 
den Efjektenarten und der Effektenemijjion. II. Dom Effektenhandel. IV. Befonders 
heiten des ObligationssDerkehrs. V. Bejonderheiten des Aktiens und Kurenverkehrs. 

Abihnitt D. Aus der Technik des Warenverkehrs. I. Dom Inhalt der Kaufabjchlüffe, 

IE Dom Ein- und Ausfuhrhandel. IH, Dom Warenterminhandel. IV. Warenkalkulation. 

Abjchnitt E. Die Güterbeförderung. I. Die Güterbeförderung dur die Eifenbahnen. 
II. Beförderung von Gütern zur See. II. Beförderung von Gütern auf Binnen 
gewäfjern. IV. Der Schiffsurkundenftempel. V. Grundzüge der Sollabfertigung. VI. An- 
meldungen für die Statiftik des Warenverkehrs. VII. Die Spedition und die Lagerung 
von Gütern. 

Abjhnitt F. Die rechnerifhen Grundlagen des haufmännifhen Derkehrs. I. Müsliche 
Außerlihkeiten. II, Die Grundrehnungsarten. II. Das Rednen mit Brüden. IV. Der- 
wandlung der Geld», Maf- und Gewidhtsjorten. V. Mifhungsrehnung. VI. Regeldetri 
(Dreifagrechnung). VII. Kettenfag. VII. Algebraijche Rechnungen. IX. Das Rückwärts» 
rechnen (von unten nad} oben). X. Die Prozent- und Promillerehnung. XI. Sins» 

. rehnung. XI. Sinjeszinsrehnung. XII. Redenapparate und Rehenmajdinen. 


Abjhnitt G. Überjiht der wihtigiten Münz:, Maß: und Gewichtseinheiten. 
Doft, Telegraph und Kerniprecher im Dienfte des Kaufmanns. Don Abt.-Dir. ©. Sieblift. 


Aus en Bern 


„Das bekannte Kothfchirdfehe Caichenbug für Kaufleute hat dur Eiert Bi, 
als Herausgeber eine immer weiter greifende Ums umd Durharbeitung er: N 
halten umd äft innerlich immer wertvoller geworden. Die eben erfhienene 
Auflage bedeutet eine völlige Neuarbeit. Eckert hat es verftanden, die richtigen || 
Mitarbeiter heranzuziehen und dadurch eia Werk zu fchaffen, welches für jde 
kaufmännifche Bibliothek von bleibenden Wert fein wird. Sämtlihe Beiträge 
ftehen auf der Höhe von Theorie und Praris. Die DVolkswirtfhaftsichre behan: 
delt, um nur einiges hervorzuheben, Profeffor Wirminghaus, der nicht nur die 
Theorie, fondern aus feiner langjährigen Tätigkeit als Handelskammerfondikus 
auch die Praris völig beherriht. Befonders zu begrüßen ift der Beitrag von 
Profeffor v. Wiefe über Politik und v. Stier:Somlo über Staat und Staats: 
wirtfhaft. Profeffor Walb hat die Lehre von der Technik des Handels mit 
befonderer Sorafalt und Liebe behandelt. Es ift kein Zweifel, dah das Roth: 
thildfhe Taihenbuh für Kaufleute in feiner neuen Bearbeitung fih Zu den 
alten Sreunden viel neue erwerben wird.“ Deutjhe Wirtfhafts-Seitung. 


„Rothichilds Tofhenbuch für Kaufleute, das Standardwerk der handelswilfen: 
fhaftlihen Literatur, ift wieder da. Der Inhalt hat eine nicht unwefentlihe Er: 
weiterung erfahren und ift mit den Korderungen der heutigen Zeit in Einklang 
gebracht worden. Das Buch gibt auf alle Sragen aus dem gefamten Gebiete der 
Bandelswiffenichaft erfhöpfende Auskunft und'erbringt erneut den Beweis, daß 
die Gründlichkeit deutfcher Wilfenfchaft nach wie vor unerreicht dafteht. Wir 
dürfen es uns getroft verfagen, diefer Handelsbibel eine befondere Empfehlung 
mit auf den Weg zu geben. Unzähligen Handlungsgehilfen hat fie die Bahn zum 
Aufftieg freigemaht; wer den in Rothichilds Tafhenbuh zufammengetragenen 
Stoff beherrfäht, fteht Über der Maffe des geiftigen Durchfchnitis der Handlungs: 
gehilfen. Diefe Seftftellungen mögen genligen.” Deutfjhe Handels-Wadt. 


„Wenn auch bisher wohl aus Rücfichten der Pietät Titel und Außere Korm 
beibehalten find, fo it der Inhalt doch Tängft weit über den Rahmen eines 
Tafhenbuches Hinausgewachfen; umfaßt es doch jest nicht weniger als 1572 Tert- 
feiten. In der neuen Auflage, die völlig neu bearbeitet und weientlich erweitert 
worden ift, find die neueiten Ergebniffe der wiffenichaftlihen Sorfehungen berück: 
fichtigt worden, wodurch es einem wirklichen Bedlirfnis entgegenkommt. Daneben 
find viele Teile volftändig neu geftaltet worden. Die Aufgabe, die fih: das Werk 
geftellt hat, wird am beiten mit folgenden Säten aus dem Dorwort wieder: 
gegeben: „Das Buch. fucht in feiner Weugeftaltung den Kortichritt der Handels» 
wiffenfhaften breiten Kreifen in feiner Art verftändlich zu machen, die, ohne hohe II 
Anforderungen an die Dorbildung 3u ftellen, allmählich in die Probleme des | 
modernen Kaufmannsberufs einführt. Der Rothfhild wi den Anfängern die II 
erfte Einführung vermitteln, den Kortgefchrittenen den Sufammenhang der Er: 
fheinungen durch eine Rundfchau über Aufgaben, Kehhte und Pflichten des 
Unternehmerftandes erkennen Iaffen.“ Wir zweifeln nicht, daß der „Roth: 
ihild" im feiner Neugeftaltung diefe Aufgabe erfüllen. wird. Wir wlnfchen dem 
ausgezeichneten Werk, dah es neben der großen Sahl alter Sreunde noch reht 
viele neue erwerben möge.” Kölnifhe Seitung. | 


„Das altbekannte Rothihildfhe Nachichlagebuh für Gejhäftsleute ift in 
feiner neuen Auflage völlig umgeftaltet worden. und zu einer Rurzen Real: 
enzuklopädie aller mit dem Handel zujammendängenden Wilfenfhaften und ® 
praktifhen Kenntniffe geworden.“ Die Grenzboten. ' | 


ch Kt > 


 Buchdruk von Julius Klinkhardt in Leipzig. 


% 


Einbanddecken zum 18. Jahrgang. 


VV ie in den früheren Jahren sollen auch zu dem mit dem vorliegenden 
12. Hefte vollständigen 18. Jahrgang der Zeitschrift für Handelswissen- 
schaftliche Forschung 


Finbanddecken 


n der. bisherigen Ausstattung angefertigt werden. Der Preis wird sich 
auf M. 2. stellen. . Bestellungen sind auf anliegenden Bestellschein 
{umgehend an den Verlag zu richten. 


I eipzig, im Dezember 1924 ! G. A. Gloeckner | 


Von G. A. Gloeckner, Verlagsbuchhandlung in Leipzig, 
Eosstese 6, bestelle ich: 


| Einbanddecken zum 18. ehfke der Zeitschrift 
| ‚für Handelswissenschaftliche Forschung 


Betrag zuzüglich Porto liegt bei — bitte idı nachzunehmen — folgt nadı Eingang 


(Um genaue Adressenangabe wird gebeten) 
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sHlinktyardt Derlogebuhandtungingeipgig 


XXXV. 190, 


Ein Jahrtaufend | 
deutjcher Kultur || 


Quellen von 800 - 1800 


Herausgegeben von 
B. Reichmann, ). Schneider, Dr. W. Hofitaetter 
| Buhihmuk von €. Paul Schneider | 


Band I: 


Die äußeren Sormen 
deutjchen Lebens 
2. Auflage, XVI, 390 Seiten. Gebunden M. 9.— 
Band II: 


Die innere Stellung 
zur Kultur 


VII, 296 Seiten. In Leinenband M. 10.— 
Band III: 


Dom Gottjuchen des 
deutichen Menfichen 


VII, 310 Seiten. In £Leinenband M. 10.— 


Pr 


mE 2 SEE 


Sy ZI RASSE S | 


Einführung in das ganze Werk 


„Nicht der Hader der Sürften, der Derlauf diplos 
matifher Derhandlungen und militärifcher Aktionen, 
oder die Herausbildung folder Injtitutionen, welde 
dem Handel und Wandel die Bahnen vorzeichnen 
jondern das ijt das Wiljenswürdigjte, wie das Dolk 
N in Gemüt, Lebensgewohnheit und in feiner Tätigkeit, 
2 gewejen ijt, jid} gewandelt hat und wie dadurd nicht 
Bi nur jein Staatswefen, jondern feine ganze Eriftenz 
A fortgebildet wurde.“ 6. Stentag. 


Mehr und mehr haben wir gelernt, neben der äußeren Gejchichte unferes 
D olkes auch feine Kulturformen zu beachten, und in den letten Jahren 
(ftrebte man immer mehr danad), dem Leben, dem täglichen Leben der Der- 
‚gangenheit nahe zu kommen, joweit es ns hilft, die Gegenwart in ihrem 
Werden erkennen zu lajjen. Denn nah ÖGujtan Srentags Wort it „Oas 
Leben der Gegenwart ein hijtorijher Bilderjaal, in welchen Bildungs- und 
‚Charakterformen aus den verfchiedenjten Jahrhunderten unjeres Dolkslebens 
mebeneinander wirken.” 
- „Aber nod) ein anderes leitet uns. Wir wollen verjuchen, den deutjchen 
2 enjchen der Dergangenheit in feiner Eigenart zu erfaljen und daraus ein 
Deritändnis für deutjhe Eigenart au der Gegenwart anzubahnen — die 
beite Grundlage für alle jtaatsbürgerlihe Erziehung. 
| Bei jolhem Beginnen wird man fich am beiten auf Quellenberichte 
jtüßen, auf Urkunden, Aktenjtüke und Chroniken, aber aud auf Briefe, 
Tagebücher, Selbftbiographien und Dichtungen. Solche Quellen bieten wir 
im folgenden dar, wobei wir den Blik zunädjt auf die Bedürfnijfe der 
‚Schule richteten und Wert auf anjhauliche Darftellung legten, die unmittel- 
‚bar auf die Kinder einwirken Rann. Wir meinen aber, daß aud) der Sort- 
geihrittenere und der Erwadjjene ihre Freude an dem Gebotenen haben werden. 
Steilic war die Stoffauswahl jehr fchwierig. Für die Zeit bis 1300 
mußten wir bejonders ftark die Dichtwerke heranziehen, weil die meijten 
anderen Quellen jener Zeit das eigentlich Dolkstümliche, aljo das, was wir 
juchten, als bekannt vorausfeßen und darum nicht weiter darauf eingehen. 
Sür die Zeit von 1300 an aber fließen die Quellen jehr reihlih. Da galt 
‘es immer wieder zu filhten, zumal der Raum begrenzt ijt. 


Wir wollen einen Überblick über die deutfche Kultur geben, daher be 
ginnen wir — mit Lauffer — aud; erjt mit der Rarolingijchen Zeit. Als 
Endpunkt ergab ji von jelbjt das Ende des 18. Jahrhunderts; die Ne 
Entwicklung braudt ein Werk für jid). g 

Sür die Einteilung haben wir Längsjchnitte gewählt, weil fie die großen 
3ufammenhänge klarer hervortreten lajjen. Wer das Gejamtbild einer Zeit 
fucht, wird den nötigen ala mit Hilfe des Derzeichnifjes leicht fetbftg 
gewinnen können. E: 

Da unfer 3iel nicht eine wiljenjhaftliche Quellenkunde, jondern ei 
Werk ift, das fi möglichjt leicht verwenden Täßt, find die Iateiniihen, 
mittelhodydeutichen und niederdeutichen Stücke in Übertragung wiedergegeben; 
einzelne Stücke in der Urform follen die Darjtellungsweife der Zeit veran- 
Ihaulichen. Im übrigen hoffen wir, daß die Quellen nad Sorm und Zus 
fammenjtellung fich jelbjt genugjam erklären. i 

Das Werk war urjprünglic nur auf einen Band berechnet und mußte’ 
deshalb alles weglajfen, was zur eigentlihen Geiftesgejchichte gehört. Die 
überaus günjtige Aufnahme, die unjer Bud, gefunden hat, ermöglichte e eine 
Erweiterung, jo daß es nun in 3 Bänden vorliegt. 

Dur‘ dieje Entwicklung erklärt ji die Einteilung. Wir glauben aber, 
daß fie aud) eine innere Berechtigung hat. Der erjte Band bietet nunmebil 
einen Überblick über die äußeren Sormen des Lebens, fowohl des Alltags 
wie der Sejte. Der zweite Band zeigt, wie man jich Zu den verjchiedenen 
Seiten zu diefen äußeren Sormen gejtellt hat, führt dann aber audy zur 
Würdigung der jtärkjten Erjcheinungen des geiltigen Lebens. In engjtem 
3ujammenhang damit beleuchtet der dritte Band die Sragen der Religion. 

Jeder Band und jedes Kapitel kann für ji genommen werden; volljtes 
Leben gewinnen all die Einzelquellen aber erjt, wenn man fie untereinander 
zufammenjtellt, um das Bild einer Zeit oder die Gejhichte eines Standes’ 
zu gewinnen. ; 

„Deutichkunde” ijt heute allgemein anerkannt als unerläßliche Grundlage 
aller deutfchen Bildung. Soll fie nicht zum Schlagwort werden, jo muß fie 
fi) immer gründen auf genaues Erfajjen der deutjchen Dergangenheit; das’ 
aber ift nur zu erreihen, wenn wir immer weiter zu den Quellen vor= 
dringen. Diejes Dordringen zu erleichtern, war unjere Abjidht. Möchte 
unjer Buch zu immer tieferen Derjtändnis für die Höhe unjerer Kultur führen. 


Dresden, im Dezember 1924. Die Berausgeber. 
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‚Die äußeren Sormen deutfchen 
Lebens 


2. Auflage. XVI, 590 Seiten. Gebunden M. 9.— 


Aus dem Dorwort 


; Diel zu fehr haben wir über der Bejhäftigung mit dem deutjchen Schrift- 
- tum und der Sprache die andern Erjcheinungen des Lebens vernadläfligt. 
Und doch liegt in den äußeren Sormen des Lebens unendlich viel Bezeid)- 
j nendes. Wie man wohnte, wie man aß und wie man fi) trug, wie die 
- Samilie ihre Sejte feierte und wie die Stände oder das ganze DoIR fich zu 
- Seiern zufjammenfanden, das alles muß man willen, wenn man ein wirk- 
- Jiches Bild der Dergangenheit gewinnen will. Ebenfo aber müjjen wir 
willen, wie das DoIk gejchichtet war, welche Dorrechte die einzelnen Stände 
trennten und wie jich innerhalb diejer einzelnen Stände die Wirtihaft 
entwickelte. Über dem allen aber jteht das Recht, das gemeinfame Band 
des Öffentlichen Lebens. 

AU das gilt es hier zunädhjt einmal in feinen tatjächlihen Sormen zu 
 faffen, ohne jede Wertung, aud ohme den Derfud, einer Erklärung der 
einzelnen Erfheinungen. Denn nur aus dem Tatjählichen ergibt ih ein 
' wahres Bild der Dergangenheit. 
| 


Inhaltsverzeichnis zu Band 1 


Die Samilie er 

1. Hochzeit — 2. Taufe — 3. Kinderpflege und Erziehung — 4. Kinderfpiee " 
— 5. Häusliches Leben — 6. Das Gefinde — 7. Tod und Beitattung R. 
Wohnftätten und Wohnorte n 

ı Baus und ‚Hausrat — 2. Die Stadt... 2. 0.000 
Speife. und Trant 4“ 

Schmud und Eracht 


Erziehung und Unterricht 4 

1. Die Palajtihulen Karls d. Gr. — 2. Die Klofterjchule — 3. Die Catein- 
fhule — 4. Die deutiche Schule su... WR a 4 
Zeibespflege | 1 

1. Däs Badewejen — 2. Ärzte — 3. Krankheiten -. .. . 2 2... ; 
Die deutfchen Stände E 

1. Die Geijtlihkeit — 2. Der Adel — 3. Die Bürger — 4. Die Bauern — 4 
5. Die Soldaten — 6. Bettler und Arme — Sahrende Leute. ..... | 
Das aefellichaftliche Leben , 


1. Gejellichaftlicher Anftand bei Mahl und Gelage — 2. Unterhaltungs ° j 
jpiele — 3. Tanz — 4. Dolksfejte und »belujtigungen —- 5. Der deutiche ° 
Meijterfang — 6. Gejellfhaftlihe Unfitten -. . .. . 2.2.2 2.2.0 i 
Das Gewerbe 3 

1. Aus der Srühzeit des deutjchen Handwerks — 2. Die Entjtehung der ' 
Sünfte — 3. Die Blütezeit des Sunftwejens. a) Die Sunftverfafjung, b) Sorge ü 
für die Güte der Erzeugniffe, c) Schuß der Zunftgenoffen, d) Außergewerbliche 
Derpflichtungen der Sünfte — 4. Aus der Seit des Niederganges — 5. Die 7 
Buhdramerkunft 7. +. ar A 4 
Handel und Derkehr 4 

1. Der Kaufmann und feine Tätigkeit — 2. Die Hanfe — 3. See= und | 
Straßenräuber — 4. Der Derkehr zu Wafjer und zu Lande . . ... . 4 
Fähne und Preife ; 
Über die Münze (12. Jhh.) 1. Löhne — 2. Dreile : . 2.2.2... 4 
Recht uns Sffentliche Ordnung 4 

Deutihe Rechtsgedanken, «normen und -|prihwörter (12.u.13 Jhh. A. Rechts 
pflege. I. Die Gerichtsperfonen — II. Der Gerichtsdienft — III. Das Gerichts 3 
verfahren — IV. Die Strafen V. Rechtsjitten — VI. Gottesurteile — VII. Die 


Seme. B. Die Polizei. I. Sicherheits und Sittenpolizei — IL. Markt und 
Bejundheitspoligei ana nalen nn ee Ra re Bee a E 
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Band II 
Die innere Stellung zur Kultur 
Ev, 296 Seiten. In Ganzleinenband M. 10.— 


Aus dem Dormort 


Der erite Band behandelt nur die äußeren Sormen und zeigt die Dinge, 
3 wie fie waren. Diejer Band nun foll aufweijen, wie unjre Dorfahren jich 
innerlich zu den Sormen des Lebens ftellten und fie werteten, und wie fie 
immer mehr zur Tiefe drangen. Auc; für diefen Band gab fich als Grenze 
. für den Anfang die Seit um 800, als Endgrenze die um 1800. Obwohl 
I es mandymal uns verlocdte, die eine oder andere umfallendere Stelle aus» 
- zuheben, find. wir doch dabei geblieben, nur Brudjtücke zu bieten, nur das 
i Wefentlichjte aufzuzeigen, damit die große Linie der Entwicklung möglidhjt 
{ klar werde. Su unjerer Sreude konnten wir in der vorliegenden Auflage 
h den Teil über Dolk, Daterland und Staat hinzufügen, der in der 1. Auflage 
j wegen Raummangels hatte wegbleiben müjjen. 

| So hoffen wir, mit dem vorliegenden Band den erjten wertvoll zu er- 
j gänzen, tiefer hineinzuführen in die Gejcichte unjers Dolkes, manhem An- 
. regung Zu geben, der zu eigener Sreude das Bud) ergreift. Möchte es helfen, 
das Wefen unjers Dolkes immer ftärker aus feinem Werden zu erfafjen! 
Dann dient es auch der Gegenwart. Es erzählt von dem Ringen des 
- deutichen Dolkes um feine Kultur. Nichts Bejieres können wir aus der Der- 
N gangenheit gewinnen für die jchwere Gegenwart unjeres Dolkes, als den 
h Willen, um die wahren Güter des Lebens zu kämpfen und 3u ringen. 
| 
i 
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Die Wertung der Samilie Be 


Die. Stände untereinander h 
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und Standesdünkel — 3. Selbitgefühl eines unterdrückten Standes — A. Auf: 
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A. Das beutfhe Theater — 1. Geiltlihe Schaufpiele — 2. Saftnachtsipiele 
— 3. Schuldramen — 4. Sremde Komödianten in Deutihland — 5. Der 
Banswurft — 6. Die Tleuberin und ihre Zeit — 7. Der Kampf gegen das 
Theater — 8. Leffing, Goethe und Schiller über das deutfhe Theater — 
9. Die gejellichaftlihe und beruflihe Wertung der Schaufpieler — 10. Das 
Puppenipiel — B. Die Mufik — C. Die bildende Kunft — 1. Die kirdlid 
gebundene Kunjt des Mittelalters — 2. Die Blütezeit deutfcher Kunft: Peter 
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Band III 


‚Dom Gottfuchen des deutfchen 
:  Menichen e 


VII, 310 Seiten. In Ganzleinenband M. 10.— 


Aus dem Dorwort 


’ Der ein Gejamtbild der deutichen Kultur gewinnen will, darf an der 
- Stellung zu den lesten Sragen des Lebens nicht vorübergehen. Denn 
- Stagen der Religion und der Weltanfchauung haben gerade unfer Dolk 
- immer wieder aufs tiefjte bewegt; zeichnet doch fchon den alten Germanen 
‚feine Innerlidkeit und fein Hang zum Grübeln aus. Dies Erbe ijt aud) 
- dem Chrift gewordenen Deutjhen geblieben. | 

3 So ilt denn in allen Jahrhunderten die Zahl der Deutjchen groß, die 
- Gottjucher, Gottesfreunde waren, die mit allen Kräften und von ganzem 
- Berzen dem Urgrund aller Dinge zujtrebten. Ihr Ringen will diejer 3. Band 
aufzeigen. | 

' Es konnte fih für uns nit um eine Gejdichte der Kirche oder der 
i Bekenntniffe handeln; aud) die Stellung des einzelnen oder einer Seit zur 
‚ Kirche jpielt hier nicht hinein. Es kam uns nur darauf an, aus Selbit- 
> geugniffen der einzelnen aufzuweilen, wie jich das religiöfe Fühlen und 
- Erkennen in unjerem Dolke entwicelt hat. 

3 Deutliher nody als die erjten beiden Bände jpricht diejer von deuticher 
Seele. Möchte er allen, denen es ernit ijt um unjeres Dolkes Sein und Werden, 
‚in jchwerer Zeit Kraft und Steude bringen. 


Inhaltsverzeihnis zu Band IT 


Stimmen deutjcher Hrömmigkeit aus 
den 8.—13. Jahrhundert. 1. Die 
Gottesminne — 2. Mariendienft — 
5... Bolt "will es in. NASE TE 


Deutfche Muftiker. 1. Meifter Edke- 
hart (Um 1260 — 1327) -— 2. Jos 
hannes Tauler (Um 1300--1361) — 


5. Heinrich Seuje (Um 1295 — 1366) — 
4. Der Srankfurter — 5. Sebajtian 
Srank (1499 —1542) — 6. Jakob 
Böhme (1575—1624) — 7. Johann 


Scheffler (1624—1677) 


£uthers Werk in feiner Wirkung auf 
die deutiche Mienfchheit. 1. Die Not» 
wendigkeit einer Reformation — 2. 
Dorreformatoriiche Beftrebungen — 
3. Die Reformationstat — 4. Der 
Widerhall im deutjhen Dolke. — 5. 
Die neue Lehre im Kampfe mit Un- 
Rultur und Sittenlofigkeit — 6. Die 
wiedertäuferiihe Bewegung. — 7. 
Die Öegenreformation. A. Der Je 
juitenorden — DB. Die Bekämpfung 
des Proteftantismus im Seitalter des 
30 jährigen Krieges — C. Buge 
nottiihe und jalzburgiihe Glaubens» 
märtnrer 


ee ee Are let ı RE: De FR Ara 


Sreunde eines gottjeligen Lebens. . - 


A. Der Pietismus. 1. Phil. Jak. 
Spener (1655 —17065) — 2. Aug 
Herm. Stande (1665—1727) und 


feine Anjtaltenı — 3. Die Derbreitung 
and religiöfe Wirkjamkeit des Pietiss 
mus — 4. Die Entartung — 5. Die 
Wertung des Pietismus durdy die 
Seitgenoffern — B. Binzendorf und 
die Herrnhuter Brüdergemeinde. 1. 
Graf Nikolaus Ludw. v. Sinzendorf 
(1700— 1760) —- 2. öinzendorf und 
jein Werk im Urteil der Seitgenofjen 


Die Religion der Dernunft. Gott- 
fried? Wilhelm Leibni3 (1646 --1716) 
— Chriftian Thomafius (1655 — 1728) 
— Chriftian Wolff (1679'—1754)) — 
Hermann Samuel Reimarus (1694 


| 


bis 1768) — Chriftian Sürdhtegott Gellert 
(1715 — 1769) — Die Stürmer und 
Dränger der Aufklärung — Stiedrih 
d. Gr. K 
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Die Erneuerung religidjen Lebens im 
deutjchen Idealismus. Gotthold Ephraim 
Lejling (1729 — 1781) Immanuel 
Kant (1724—1804) -- Johann Gott« 
fried Herder (1744 bis1803) — Johann 
Stiedrii Schiller (1759—1805) — 
Johann Wolfgang Goethe (1749 — 
1832) — Johann Gottlieb Sihte 
(1762—1814) — Daniel Ernft Srieörih 
Scleiermader (1768 bis 1854) — 
Novalis (Srtiedrihd v. Hardenberg) 
1772-1801) a A ’ 
Dolksglaube und :braudy. Sauberei 
und Heidenfpuk (8.— 15. Jh.) — Sauber: 
und Segenfprühe des 9. Jh. — Surdt 
vor dem Weltuntergang (12. JH) — 
Das Johannisbad (14.— 16. Jh) — 
Kreuzregen (1503) — £uther im Banne 
des Aberglaubens — Mildhzauber ° 
(um 1560) — Ein Bajilisk in Magde- 
burg (1549) — Dom Alräunden 
(16.— 18. Jh) — Schasßgräberjpruh 
(1584) — Goldmader und ihre Schik- 
jfale (16. u. 17. Jh. — Der feurige 
Dradhe (1606) — Werwölfe (16. bis 
18. 35.) — Die fhwarze Kunft (15. 
bis 17. 3) — Kugeljegen (16. Jh.) ° 
Woaffenjegen (16. Jh.) — Glaube an ° 
Edelfteine und ihre Kräfte (17. Jh.) 
— Reijefegen — Das Seuerbannen 
(15.— 18. Jh) — Sympathiemittel \ 
und =kuren (15.—18, Jh.) — Allerlei 
Aberglaube (17. und 18. Jh.) — Der 
Krebs als Mittel gegen das Sieber 
— Spinnjtubengefhidhten (um 1750) . 


Religiöje Maffenfuggeftionen. 1. Kreuze 
fahrer — 2. Pilger — 3. Geißler — 
4. Juden — 5. Imquifition und 
Herenwahn. a) Die Inquifition —| 


bewegung . 


Probeseite aus dem I. Band 
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Dom Tabaktrinken (1651). 
». £. Brunner, Reife des P. Reginbald Möhner... in die Niederlande im Jahre 1651 
(85. Jahresbericht d. hijt. Kreisvereins f. Schwaben u. Neuburg f. d. Jahre 1869/70. 
S. 194). | 


- Als wir zu Brüfiht) eben an das Tor kommen, it auch unfer Sürft 
angelangt. Im Wirtshaus hat er ji} wegen eines Katarıhs beklagt, da 
-bradite jein Kammerdiener eine mit Tabak gefüllte Pfeifen. Weil er aber 
niemals einen Tabak getrunken, fragt’ er mich, wie er es machen mülfe; 
und als ich ihm bedeutet, daß ich mein Lebtag keinen getrunken hab, hat 
er die Pfeifen hinter die Tür gejchmijien und audy nit trinken wollen. 


1656. 
Johs. Scherr, Deutihe Kultur» u. Sittengefhichte. 9. Aufl. Leipzig 1887. S. 293. 
# In einem Kräuterbuche vom Jahre 1656 heißt es: „Der Tabak madt niejen 
und jhlaffen, reinigt den Gaumen und Haupt, vertreibt die Schmerzen und 
die Müdigkeit, jtillet das Sahnweh und Mutteraufiteigen, behütet den Uten- 
[chen vor der Deit, verjaget die Läufe, heilet den BEN. Brand, alte Gejhwüre, 
- Schaden und Wunden.” Re 


 Gefichte Philanders von Sittemaldt, das ift Straffihriften. Hans Michael Mofcherofä 
R von Wiljtätt. Straßburg 1677. 1, S. 653. 


# Die Tabaksjäufer find dod) eigentlich nur den bejejjenen Menjchen zu 
vergleichen, die man bejchwöret. Jedoch ob ihnen fchon der giftige Raud und 
- Gejtank zum Hals herausfährt, bleiben Jie nichtsdejtominder ohne Unterlaf 
mit dem Tabaksteufel bejejjen, an dem fie abgöttiicher Weije hängen, und 
- rühmen denfelben über Himmel und Erde als ihren Gott und traten, wie 
fie jedermann zu gleicher Torheit bereden mögen. 


E 1700. 
Abraham a St. Clara, Etwas für alle. Würzburg 1699, hrsg. von Richard 5oozmann. 
3 Dresden 1905. S. 391. 


4 So wird doch nicht deitoweniger diejes Kraut bei leßtmaliger öeit der: 
gettten mißbraudhet, daß fat Rein Land, Rein Stand, Reine Stadt, kein 
Schloß, kein Markt, kein Dorff, keine Weiber, kein Hauß, in weldem nicht 
|eine unfägliche Menge der jtinckenden Tobacks-Menjhen zu finden und anzu= 
SE und es ilt jchon fo weit kommen, daß nicht nur allein die Männer, 
-jondern aud) die Weiber, welchen das Tobackrauden fo jchöne anitehet, als 
wie dem Bären das Schwebel-Pfeiffen, ja fo gar rogige Buben, welchen die 
" Trümmer von den Ruthen nod; in den Hojen ftecken, die Tobacks-Pfeiffe Itets 
‚im Maul tragen, folhen jhmauden und rauchen. 


Einbürgerung der Kartoffel (1745). 

N. Joadhim Nettelbek, Lebensbejchreibung 1821. 

; Im nädjitfolgenden Jahre erhielt Kolberg aus des großen Sriedrichs 
‚vorforgender Güte ein Gejhenk, das damals hierzulande noch völlig unbe» 


1) Bei Köln. 
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Probeseite aus dem H. Band 


2. Die Arbeit an der Sprache. 


a) Im öeitalter der Dorherrichaft des Lateins. 

Salomon und Morolf (Spielmannsgedidt). 12. Jahrhundert. Kürjhner, a. a. N 

Sateiniich war gejchrieben dieje Rede, 

die ih auf Bitten ins Deutjche überjeget hab 

daß fie die wohl mögen erfahrn, die da nicht verjtehen Latein. 

Nun ijt meine hödhjlte Bitte alfo: wer diefes Budy Iefen will 

(ich hab unhöfifcher Worte viel gejchrieben in das Büchlein), 

er wolle mich entjhuldigen jo gut er Bann, 

es fei Weib oder Mann. Denn ich bin nicht fo gejchickt, 

daß ich das Deutiche anders wende, als das Latein mic anwies. 

Darum follen die mid) nicht fchelten, die dies zu hören bekommen. 

Ich habe mic; fehr um den Ausdruck bemüht wegen der ungefügen 

deutfchen Sprade. 3 


Davon zeugt hier mehr als genug. ER 
Karl d. Gr., Kap. IV, 1, S. Ta 
Murner, Narrenbejhwörung 1512, \ 
Auf Latein fahr’ ich mit Weijen, auf Deut muß id mit Narren fen. 
Kein deutjches Bud) gedichtet war | 
von mir in allem meinem Leben: Ic dichts lateinifcy auch daneben. 
Ic will dir’s zeigen, Romm zu mir, und will dir fie all tragen für. 
Daß fie fo langjam hinausgahn, da find die Drucer jchuldig dran. 
Die drucken nur die bäucherien!) und lafjen mein ernjte Bücher liegen. 
Rudolf v. Habsb., Kap. IV, 1, S. 77. 


b) Luthers Anteil an der Schöpfung der neuhocddeutihen 
Schriftiprade. 
Luther jelbjt über feine Sprache. 
5. Kluge, Don Luther bis Lejjing. Leipzig 1918. 

Man muß nicht die Buchjltaben in der Iateinifhen Sprache fragen, wie 
man joll deutjch reden, jondern man muß die Mutter im Haufe, die Kinder auf 
der Gajje, den gemeinen Mann auf dem Markte drum fragen und denfelbigen 
auf das Maul fehen, wie jie reden, und darnad) dolmetichen. So verftehen‘ 
lie es denn und merken, daß man deutfch mit ihnen redet. Als wenn Chrijtus 
ipriht: Ex abundantia .cordis os loquitur. Wenn ic den Ejeln foll 
folgen, die werden mir die Budjltaben vorlegen und alfo dolmetichen: „A s 
dem Überfluß des Herzens redet der Mund.“ Sage mir, ijt das deutjch 7 ! 

1) von Gaudh, aljo Niditsnugigkeiten. 

Murner war der leidenjchaftlichjte Dorkämpfer für das Latein, das doch tatjächiä 
der gefährlichite Feind einer nationalen Bildung und eines gedeihlichen Sortihritts war. 


Erft Luther brad; mit feiner Reformationstat die Dorherrjhhaft der nur von der römij0 
Kirche feitgehaltenen fremden Sprade. 


Probeseite aus dem III. Band 


Das Höchste. 


Sudjt du das Hödjte, das Größte? Die Pflanze kann es dich Ichren; 
Was jie willenlos ijt, jei du es wollend — das it's! 


Zweierlei Wirkungsarten. 


‚Wirke Gutes, du nährjt der Menjchheit göttliche Pflanze ; 
"Bilde Schönes, du jtreujt Keime der göttlichen aus. 


Mein Glaube. 


‚Welche Religion ich bekenne ? Keine von allen, 
Die du mir nennjt. — Und warum keine? — Aus Religion. 


Johann Wolfgang Goethe (1749 —1832). 


„Goethe hat im Laufe feiner Entwicklung mit jehr verfhiedenen Anjhauungen 
inmpathijiert. Der ‚junge Goethe‘ war vorübergehend von der Doltairefhen Aufklärung, 
dann vom Pietismus berührt. Im erjten Weimarer Jahrzehnt bekannte er fih zum 
Evangelium der Humanität und war, mit unter dem Einflujje feiner naturmwijjen- 
jhaftlichen Studien, Pantheijt. Unter den Eindrücken feiner italienijhen Reije traf 
"eine nod; jtärkere Entfremdung vom Chrijtentum ein... ., aber unter dem Einfluß der 
- Sreundjhaft Schillers und des kantijhen Kritizismus gelangte er 3u einer ruhigeren 
. Würdigung und in feinem Alter zu einer abgeklärten Weltanjdauung, die jich freund 
liher zum Chriftentume ftellte. Bei aller Sreiheit gegen die Orthodorie war Goethe 
von perjönlicher Religiofität erfüllt; die Perfon Chrifti blieb ihm fein ganzes Leben hin- 
a ehrwürdig; mit der Bibel war er wohlvertraut.” (Karl Heujfi a. a. ©.). 


en 


} „Was wir allen vieren (£Lejjing, Herder, Schiller, Goethe) zufammen verdanken, 

if nichts Geringeres, als eine neue deutjche Weltanjhauung oder genauer, ein neuer 
- Geijt, ein neuer Mut zur Betrahtung und Behandlung aller menjhligen und, göttlichen 
Dinge.“ (Karl Sell a.a. ©.). 
4 


Gott. 


Straßburger Aufenthalt. 1770. Getrennt über Gott und Natur abhan- 
bein, ilt Schwierig und mißlidh, eben als wenn wir über Leib und Seele ge- 
- fondert denken. Wir erkennen die Seele nur durch das Mittel des Leibes, Gott 

Er durch die durhjchaute Natur; daher jcheint es mir verkehrt, Denker der 
- Derkehrtheit zu geihen, die ganz philofophiich Gott mit der Welt verknüpft 
- haben. Denn was ilt, muß notwendig alles zum Wefen Gottes gehören, weil 
Gott das einzig Wirkliche ift und alles umfaßt. Das ganze Altertum erkannte 
-ebenjo; eine Übereinjtimmung, auf die ic großes Gewicht lege. Denn mir 
zeugt das Urteil fo großer Männer für die Dernunftmäßigkeit jenes Syftems, 
 wonad; die Welt von Gott ausfließt, wenn ich aud} zu Reiner Schule jchwören 
will. (3.Schmidt a.a. ©. 2. Bb.). 


| Entwurf zum „Mahomet“. 1772/73. 
Der Herr, mein Gott, hat fi freundlichlt zu mir genaht. — Siehjt du 
ihn niht? An jeder jtillen Quelle, unter jedem blühenden Baum begegnet er 
- mir in der Wärme feiner Liebe. Wie dank’ ich ihm, er hat meine Bruft geöffnet, 


Aus den Beipredhungen 


„Ein fehr brauchbares Quellenbuch zur deutichen Kulturgefhichte von 
800 bis 1800. Mit großem Gejchick haben die Herausgeber aus Urkunden, ” 
Akten, Chroniken, Briefen, Tagebücern und Dichtungen diejenigen Stellen ” 
fachlich geordnet zufammengeitellt, welhe das täglihe Leben in der Der: 
gangenheit anjdaulich zur Darftellung bringen. Das Werk ijt jedem Ge- ” 
fchichtsfreunde zu empfehlen, da es eine Sülle von Belehrung gerade über ” 
diejenigen Dinge enthält, die in den üblihen Gejhichtsbühern kaum er- ” 
wähnt werden und die doch erjt die Dergangenheit lebensvoll maden.“ 

Geifteskultur und Dolksbildung. 

„Dur die Knappheit der Sorm bei aller Sülle des Stoffes und der ” 
Literaturkenntnis und durd) die Gliederung nad Längsdurchjchnitten ijt ein ° 
Meifterwerk zur Benußung für den Unterricht in Kulturkunde, Staatsbürger: ° 
Runde, Gejhichte und Erdkunde, Dolks- und Sittenkunde entftanden. Dieje ° 
muljtergültige Sorjäerarbeit bietet durd) ihr vorzüglich ausgewähltes Quellen- ° 
material dem Unterrichte in der Dolks- und Berufsfhule die Anregungen, ° 
dte ihn bei ergiebiger Benugung der Heimat zu einem menjhlihen und ” 
völkiichyen Erlebnis madyen können. Aber audy zur Privatlektüre und zur ” 
Selbjtvertiefung in das Kulturleben unjeres Dolkes reiht das Bud, hilfreich ° 
die Hand, fo daß es nicht nur unentbehrlid, für jede Lehrer- und Schul: ° 
bibliothek ijt, fondern fi) auch ganz bejonders zum Gejdhenkwerk eignet.” 

Praris der Berufsidhule 


„Ein fehr umfajjendes Quellenbuh gaben H. Reichmann, J. Schneider ° 
und W. Hofitaetter heraus unter dem Titel: ‚Ein Jahrtaufend deutjcher 
Kultur. Quellen von 800 bis 1800. Es ijt ein Quellenbucdy zur Gejchichte 
des en Lebens, von Sitte, Öejelligkeit, Berufsleben. Derkehr u. dergl. 

. Die Sammlung ijt rei) und jehr lehrreich.“ 4 

Dergangenheit und Gegenwart. 

„Ein Quellenbud, das aus Urkunden, Chroniken, Briefen, Tagebüchern ° 
und Dichtungen eines Jahrtaujends Handel und Wandel lebendig werden 
läßt; jo Kurz die ausgewählten Abjchnitte oft find, fo Ilagliätartig 
erhellen fie bisweilen die Sujammenhänge. In erjter Linie als Grundlage 
für den volkskundlichen Unterricht gedacht, wird der reichhaltige Band aud) ' 
über die Lehrerfchaft hinaus bei allen denen Interejje finden, die mit Gujtao 
Stentag der Meinung find: ‚das it das Wiljenswürdigfte, wie das Dolk in 
Gemüt, Lebensgewohnheit und in jeiner Tätigkeit gewejen ijt‘.“ 2 

Berliner Hohjhul-Nahridten. 


„So ijt unter den Händen der Herausgeber der Stoff zu diejem Um- } 
fang angewadjen. Alte Urkunden und fhriftitelleriihe Seugen der Der=" 
gangenheit lajjen die Herausgeber mit feinem Sinn für das wejentlihe und 
wichtige jprehyen und läßt uns fo einen tiefen Einblik in das vielgejtaltige 
Leben unjeres Dolkes tun. “ 

Das Werk ijt dem Sreunde deutjhen Rulturgefhichtlihen Schrifttums 
um deswillen wertvoll, weil es nicht erzählt, fondern die alten Quellen 
- |prehen laßt. Seine Anfhaffung kann empfohlen werden.“ E 
Der hanfijde BAR 


„Bier jeßt, eine volkstümlich gehaltene, höchft dankenswerte Quellen: 
- jammlung von Reihmann, Schneider und Hofitätter ein, deren erjtc: 
- Band „Die äußeren Sormen deutjchen Lebens” vor uns auferjtehen läßt. 
Sn budjitabengetreuer Wiedergabe erjcheinen hier die wichtigjten Belege über 
- das Samilienleben und die jtädtijchen Derhältniffe, über Nahrung und Tradıt, 
- uw. und geben ein Bild von überwältigender Sülle und Buntheit, 
dabei aber doch von einer wunderbaren Einheitlihkeit und Gefdlojffen: 
heit: ein Bud, das für Schüler berechnet ift, aber den Erwadjenen von 
> der erjten bis zurleßten eilefefjelt.” Rheinifh-Weftfälifhe Seitung. 


4 „Wir machen gern auf diejes verdienitvolle Sammelwerk aufmerkjant. 
> Die gebotenen Stellen find Brucjtüce, gewiß, aber ihre gejchickte Auswahl 
- und Anordnung geben uns mehr als: ‚Material‘, fie zeigen zugleich die Linie 
der Entwicklung. Das Ganze ijt ein unerjchöpfliher Brunnen, aus dem 
i wir bei hundert Gelegenheiten im Unterricht jchöpfen können; es lehrt uns 
- jelbjt, das Wejen unferes Dolkes aus feinem Werden immer Rlarer zu er- 
h Rennen. Daß die deutjhkundliche Aufgabe, deren Erfüllung das Bud, dienen 
K will, heute ihre ganz bejondere Bedeutung hat, muß aud; dem Blindeitei 
- fichtbar fein. Wir danken den fleigigen Sammlern für die uns allen geleijtete 
Arbeit.“ Allgemeine Deutjhe Lehrerzeitung. 


ee Das Ganze ijt ein unentbehrlicher Schat für jedes Rulturkunt- 
- liche Unterrichtsfad.” Monatsjhriftfür Höhere Schule, 


| „Die Herausgeber dürfen die Genugtuung empfinden, daß es ihnen 
- gelungen ijt, ein Mojaikbild zwar, aber do ein jprechendes, anjchaulidh 
' lebensvolles Bild von der inneren Stellung der Deutjchen gegenüber dei 
 Erjcheinungen ihres Kulturlebens zu gejtalten. Das Werk jei allen, die jidh 

mit deutjcher Gejchichte bejdhäftigen, insbefondere denen, die andere in die 


deutiche Gejchichte an, berufen find, wärmijtens empfohlen.” 
| Die Deutijhe Sdule. 


„Es ift ein Werk mit einer Sülle von Originalberichten, die uns von 
dem Karolingiichen Beitalter führen bis zum Ende des 18. Jahrhunderts. 
Samilie, Wohnjtätte, Speife und Trank, Shmuk und Tradt, Erziehung 

- und Unterricht, Leibespflege; die deutjchen Stände (Bürger, Bauer, Adel, 
Geiltlichkeit, Soldat), das Gewerbe, Handel und Derkehr, Redt und öffent: 
 Tihe Ordnung u.a., alles ijt belegt durd, finngemäße Originalzitate — der 
Lehrer, der öffentlihe Redner, der Heimatforjcher, alle bekommen durd) das 
Merk ein wertvolles Rüjtzeug in die Hand gedrükt!” Bauernjpiegel. 


„Ein neues wertvolles Hilfsmittel für den Unterriht in der Deutjch- 
kunde, brauchbar zugleicy au für einen neuzeitlichen Gejchichtsunterricht. 
Da die Herausgeber ungebahnte Wege bejchreiten, jo jind natürlich nod; 
" Ausitellungen möglich und nötig. Dod) verjchwinden alle Bedenken gegen: 


\ über dem vielen Schönen und Wertvollen. Hübjcher Buhihmud.” 
Dädagogijhes Sentralblatt. 
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Derlage von Julius Klinkhardt in Leipzig 
zur Anfiht — in Rehnung — gegen Nachnahme 


H. Reichmann, I. Schneider, Dr. W. Hofitaetter 
Ein Jahrtaufend deutjcher Kultur 


EEK Band I: Die Äußeren Sormen deutihen i 
<ebens. 2. Auflage .... Gebunden M. 9,— 3 

BARON Band II: Die innere Stellung Zur Kul: F 
Irre .... In Leinenband M. 10.— II 

Dura Band Il: Dom GHottfuhen des deutjihen 
Menfhen ....... In Leinenband M. 10.— || 
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Buddruc von Julius Klinkhardt in Leipzig E, 


beftelle aus dem || 


Wichtige Neuerscheinung 
Betriebswirtschaftlicdes Ardiv 


Mitteilungen der Gesellschaft für Betriebsforschung E. V., Frankfurt a.M. 
— Erster Jahresband / Erstes Heft —— 


Mengenverrechnung 


in der Industrie Barmer Artikel 


von Dr. Rudolf Faulenbadı, Barmen 
VII, 96 Seiten, brosciert G.-M. 5.— 


Aus dem Inhaltsverzeidnis: 


I. Teil: Die Grundlagen für die Aufgaben und Bedingtheiten der Selbstkostenredhnung in der 
Industrie Barmer A:tikel. A. Die Ware. I. Modeartikel. II. Stapelartikel. B. Die Rohstoffe in 
ihren Längen- und Gewichtsbeziehungen. C. Der Erzeugungshergang. I. In der Flechterei. 
II. In der Bandweberei. II. Teil: Die Selbstkostenrechnung zur Ermittlung des Güterverzehrs in 
Menoen und zur Betriebskontrolle durdı Mengenvergleichungen. A.Die Erfassung und Über- 
wacdhung des Rohstoffverbraudhs. I. Die technischen Methoden zur Ermittlung der Garnmengen 
pro Leistungseinheit. II. Die Grundlagen für die Feststellung der Höhe der Rohstoffminderung im 
Erzeugungshergang. Ill. Der Vergleich von Rohstoffaufwands- und Leistungsmengen für die 
einzelnen Veredelungsstadien. IV. Die Beziehung der fixen Rohstoffrückstände zu den Auf- 
wandsmengen der Modeerzeugnisse. B. Die Erfassung und Überwachung der Arbeitsaufwands- 
und Leistungsmengen I. Der Ausdruck des Arbeitsaufwandes in Zeiteinheiten, der Leistung in 
Längen- und Gewichtseinheiten. II. Die Ermittlung der normalen Leistung. Ill. Der Aufbau der 
Meßziffern. IV. Der Vergleidı von Arbeitsaufwands- und Leistungsmengen und die Projektion 
des Arbeitsaufwandes auf die Leistungseinheit in einzelnen Betriebsabteilungen. 


G. A. GLOECKNER, Verlagsbuchhandlung in LEIPZIG 


Soeben ersdien: 
| Der wirtschaftliche 


u an 


Auslands-Nachrichten -Dienst 
| in Deutschland 


VON DR. B. MÜLLER-HAGEN 


DR 


OE TBERRLEEBET 


En re 


28 Seiten, geheftet G.-M. l.— 


F 


"Aus dem: Irh.alt e:: 


Grundsätzliche Betrachtungen | Die Entwicklung in den letzten Jahren bis zur Gründung 
les deutschen Wirtschafts„dienst“ und der Arbeitsgemeinschaft / Die praktische Bedeutung 
für das Wirtschaftsleben / Anhang 
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B. A. GLOECKNER | VERLAGSBUCHHANDLUNG IN LEIPZIG 


a f 


In vollständig neubearbeiteter Auflage erschein 


t: 


I) 


Dr.»rer. pol., Dr. jur. h. c. 


E. Schmalenbach 


ord. Professor der Betriebswirtschaftsiehre an der Universität Köln 


Ya 


Grundlagen 
dynamischer Bilanzlehre' 


3. Auflage. 1925. VII, 288 Seiten 


Gebunden G.-M. 12.80 
* 


——- Aus dem Inhaltsverzeichnis: 


Die Bedeutung des betrieblichen Rechnungswesens in der Wirtschaft. 
Vom Wesen des Wirtschaftens. — Der Wertungsvorgang. — Der Wert. — Die Ent- 
wicklung des Wertung -vermögens und das Redinungswesen., 

Die Betätigungsgebiete des betrieblichen Rechnungswesens. 

Das kameralistische Redınungswesen. — Das landwirtschaftlihe Rechnungswesen. — Das 
kaufmännische Rechnungswesen. — Das Wesen der kaufmännischen Rechnung im Gegen- - 
satz zur Kameralistik. 

Der Aufbau des kaufmännischen Rechnungswesens und die Bedeu- 
tung der Bilanz in ihm. 

Vier Zwecke des Schreibens im Betriebe. — Vier Zwecke des Redhnens im Betriebe — 
Die Zwecke des betrieblichen Wertungsrechnens und die drei Hauptrechnungszweige — 
Der Zusammenhang der einzelnen Rechnungszweige. 

Die verschiedenen Anschauungen über die Bilanz. 

Die Begriffe Statik, Dynamik, Dualismus. — Die Unwissenscaftlichkeit des Dualismus. 
Die Begrenztheit der statiscıen Bilanzziele. — Die dynamische Bilanzauffassung. 

Der Begriff des Gewinns. 

Grundsätze der Begriffsbestimmung. — Versciiedene Vorstellungen vom Gewinn. — Der 
Gewinn als Ausdruck der Wirtschaftlichkeit. 
Die Gewinnrechnung ohne Berücksiditigung der Wertschwankungen. 


Die Gewinnrechnung als Berechnung von Aufwendungen und Leistungen, gemessen an 


Ausgaben und Einnahmen. — Begriff und Erfassung der Leistung. — Der Begriff des 
Aufwandes. — Die Erfassung des Aufwandes nadı der Regel. — Die Erfassung des Auf- 
wandes aus Auslagen und Umsatzgegenständen in Ausnahmefällen. — Die Abschrei- 


bungen im besonderen. — Der Aufwand unter besonderen Verhältnissen. — Anlayezu- 
gänge und Unterhaltungskosten. 


Der Einfluß der Sachwertschwankungen auf die Gewinnrechnung. 
Die Wertkategorien in der Erfolgsrechnung. — Die Bewertung der Leistung. — Die Be- 
wertung von Leistung und Aufwand bei Anlagen. — Die Bewertung des Aufwandes bei 
Umsatzgegenständen. — Die Bewertung von Aufwand und Leistung bei anderen Bilanz- 
gegenständen. 


Der EinfluB der Geldwertschwankungen auf die Gewinnrechnung. 
Die Notwendigkeit des Ausgleicıs von Geldwertschwankungen auc in der Zukunft. — 
Das ideale ertmaß. — Der Geldwertausgleich mit Hilfe des idealen Wertmessers. — 
BERPINE für den Geldwertausgleich. — Der Geldwertausgleich_bei den einzelnen Gegen- 
ständen. 


Die statischen Aufgaben der Bilanzen. 
Die dynamische Bilanz als Bilanz der Kapitalsbeansprucung. — Liquiditätsbilanzen. — 
Verschuldungsbilanzen. — Liquidationsbilanzen. — Die Bilanz der Valutenrisiken. — 
Reproduktionskostenbilanzen. — Abfindungsbilanzen und Steuerbilanzen. 


Das Bilanzrecht. 
Ueber die Legitimation zu dieser Untersuchung. — Die Entstehung der allgemeinen Bilanz- 
vorscriften im Allgem. deutschen Handelsgesetzbuc in der Nürnberger Kommission 
von 1857. — Bilanzzweck, Bilanzwert und Inventar im Sinne der Nürnberger Kommission. 
— Die Weiterentwicklung des Bilanzredı s durch die Aktiennovellen und das Gesetz betr. 
die G. m. b. H. — Das allgemeine B'lanzrecht im neuen Handelsgesetzbucı. — Die Bilanz- 
auffassung in der Redıtswissenschaft und Redıtspreduung. 2 

un 


G. A. GLOECKNER, Verlagsbuchhandlung in LEIPZIG 
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